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Zusammenfassung

Die mit dem wachsenden Stra§enverkehr verbundenen sch�dlichen Auswirkungen stellen
Gro§st�dte wie Hamburg vor gro§e Herausforderungen.

�berzeugt von der Untauglichkeit bisheriger Handlungsans�tze zur L�sung der zunehmenden
Verkehrsprobleme r�ckt vorliegende Dissertation bewusst von Konzepten ab, die den
Stra§enverkehr allein durch Optimierung der Infrastruktur zu bew�ltigen versuchen.
Ausgehend von der Erkenntnis, dass die Entstehung von Verkehrsvorg�ngen sehr komplex ist,
setzt das in dieser Arbeit entwickelte Verkehrskonzept auch auf M�glichkeiten zur
Vermeidung und Verlagerung von motorisierten Individualverkehren unter Einbeziehung
raumplanerischer und steuerpolitischer Instrumente.

Im Mittelpunkt des hier vorgestellten integrativen Planungsansatzes steht die Frage, welchen
Beitrag die einzelnen Disziplinen (Stadtentwicklungsplanung, Verkehrsentwicklungsplanung,
Steuerpolitik) zur umwelt- und sozialvertr�glichen Verkehrsabwicklung leisten k�nnen. In
diesem Zusammenhang werden die von Hamburger Fachbeh�rden erarbeiteten neuen raum-
und verkehrsplanerischen Grundlagen sowohl auf ihre Raumwirksamkeit als auch auf ihre
Tauglichkeit im Sinne einer hier angestrebten ãnachhaltigenÒ Stadt- und Verkehrsentwicklung
�berpr�ft. Gerade vor dem Hintergrund der am Beispiel des Berufspendlerverkehrs
nachgewiesenen Ver�nderung des Raumnutzungsgef�ges und der daraus resultierenden
Ver�nderung der den motorisierten Individualverkehr beg�nstigenden Verkehrsstr�me
gewinnt das Leitbild der ãNachhaltigkeitÒ in Raum- und Verkehrsplanung zunehmend an
Relevanz.

Zun�chst wird im Zusammenhang mit der Entwicklung neuer st�dtebaulicher und
verkehrlicher Leitbilder der Frage nachgegangen, wie die Raumstruktur aussehen m�sste, um
g�nstige Rahmenbedingungen f�r umweltschonende Lebens- und Wirtschaftsweisen
bereitzustellen. Als Antwort auf diese neuen Herausforderungen gewinnen auf
raumordnerische Ebene siedlungsstrukturelle Leitvorstellungen der Binnenentwicklung
(Verdichtung und Nutzungsmischung) und der Dezentralisierung (Polyzentralit�t) zunehmend
an Gewicht, die auf der Ebene der Verkehrsplanung durch eine umweltschonende
Verkehrsstrategie flankiert werden.

Danach werden Handlungschancen der Stadtentwicklungs- und Raumplanung f�r die
Verkehrsvermeidung bzw. f�r die Verringerung des Aufwands im Personen- und
Wirtschaftsverkehr aufgezeigt. Allerdings wird hier deutlich, dass die r�umliche Planung
unter den derzeitigen Bedingungen wenig Chancen f�r ein Gegensteuern besitzt, weil

•  die Stadtentwicklungsplanung nur f�r die baulichen Voraussetzungen einer
verkehrssparsamen Alltagsbew�ltigung sorgen kann, auf die marktwirtschaftlichen
und infrastrukturellen Rahmenbedingungen, die die raumgreifenden Aktivit�ten der
Menschen erm�glichen, hat sie kaum Einfluss;

•  Potenziale und Durchsetzbarkeit vorhandener raumplanerischer Grundlagen (STEK,
FNP) und Ordnungselemente (Achsenkonzept, Dichtemodell, Zentrale Orte) nur
geringe Durchschlagskraft zur Ver�nderung bestehender verkehrsaufwendiger
Raumstrukturen besitzen.



Im Mittelpunkt dieser Dissertation stehen Handlungschancen der Verkehrsplanung. Es  geht
v. a. darum, M�glichkeiten aufzuzeigen, durch welche Ma§nahmen unter der Voraussetzung
einer gleichbleibenden Mobilit�t und sicheren Erreichbarkeit wichtiger Standorte eine
weitgehende Verlagerung vom Pkw-Verkehr auf stadtvertr�glichere und umweltschonendere
Verkehrsmittel erreicht werden kann. Es wird eine Verkehrsstrategie entwickelt, die den
Anforderungen einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung besser entspricht als andere hier
vorgestellte Strategien. Nach strukturellen und funktionellen Gesichtspunkten -d. h. aus
meiner Kenntnis der Stadtstruktur und der zuk�nftigen relevanten Verkehrsstr�me- wird ein
Nahverkehrsmodell f�r Hamburg entwickelt, das den gewandelten Siedlungsstrukturen besser
entspricht als das gegenw�rtige Nahverkehrssystem. Vorschl�ge f�r attraktivere Rad- und
Fu§wegenetze schlie§en sich an.

Dar�ber hinaus w�re auch eine angemessene Preispolitik in den Bereichen des Wirtschafts-
und Personenverkehrs eine wichtige und notwendige Erg�nzung zu einer nachhaltigen
Verkehrsplanung. Denn lokale L�sungsbem�hungen in den genannten Verkehrssektoren
werden erst dann ihre volle Wirkung entfalten, wenn es zur Flankierung durch
umweltgerechte Verkehrspreise kommt.
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1. Einleitung

1.1. Einf�hrung

Kein anderes Verkehrsmittel hat unsere Gesellschaft in den letzten 100 Jahren so
revolutioniert wie das Auto, das die Mobilit�tsm�glichkeiten rasant ausgedehnt hat und
deshalb ã.....als wesentliche Voraussetzung f�r die Funktionsf�higkeit und wirtschaftliche
Leistungsf�higkeit hochentwickelter, arbeitsteiliger Gesellschaften.....[angesehen wird]Ó
[Forschungsz., 1999: 50]. Im Vergleich zu anderen Verkehrsmitteln erm�glicht das
Kraftfahrzeug (Kfz) eine nahezu fl�chenhafte Erschlie§ung des Raumes und bietet mehr
Fahrkomfort, weil es unabh�ngig von starren Fahrpl�nen macht und vor schlechtem Wetter
sch�tzt. Seine Schnelligkeit, die M�glichkeit der Lastenbef�rderung und der zielreine
Transport sind weitere vorteilhafte Eigenschaften. W�hrend das Auto in zunehmendem Ma§e
f�r die meisten Fahrtzwecke, Routen und Ziele gew�hlt wird, scheint es um die
Verkehrsmittelalternativen schlechter bestellt zu sein (siehe Kap. 5.1.2). Die t�glichen
Berichte in den Medien best�tigen die von vielen Autofahrern ge�u§erten Vorbehalte: Der
�ffentliche Verkehr sei nicht finanzierbar, sein betriebswirtschaftliches Defizit zu gro§, sein
Netz zu weitmaschig, seine Kapazit�t f�r gr�§ere Verkehrsanteile kaum ausreichend und
seine Attraktivit�t zu gering1, um eine wichtige Alternative zum Pkw darzustellen. F�r die
Wirtschaft ist das Auto Wachstums- und Wohlstandsgarant, v. a. Autoindustrie, Autohandel,
Reparaturgewerbe, Mineral�lbranche und Versicherungswirtschaft profitieren vom
wachsenden Autoverkehr. Der ungebrochene Anreiz zur individuellen Motorisierung h�ngt
eng zusammen mit dem Wirtschaftswachstum (Anstieg des Einkommensniveaus), der
Ver�nderung von Wohnstandortpr�ferenzen (Eigentum im Gr�nen) und der r�umlich starken
Zersplitterung der Daseinsgrundfunktionen (siehe Kap. 3). Das starke Anwachsen des Kfz-
Bestandes in Hamburg seit der Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs in den 60er Jahren
(vgl. Tab. 1) wird v. a. getragen durch die st�ndig steigende Attraktivit�t des privaten Pkw.
Der Anteil der Privatfahrzeuge am gesamten Pkw-Bestand liegt heute bei etwa 85 %; rein
rechnerisch besitzen inzwischen 2 von 3 Hamburger Haushalten ein eigenes Auto [Wiemann,
2000,7-9: 122 f.].

Tab. 1: Daten zur Motorisierung in Hamburg: 1960 bis 2002 (Stand: 1.7. jedes Jahres)
Jahr          Kfz-Bestand       Pkw / je 1000

Insgesamt Pkw u. Kombi Lkw Kraftr�der   Einwohner
1960 237495 175321 33505 28669   96
1965 372005 322260 39172 10573 174
1970 479187 433079 42820   3288 241
1975 534092 485615 44168   4309 281
1980 626202 566641 47410 13235 344
1985 666690 593441 49805 23444 374
1990 752996 660574 71851 20571 411
1995 806799 684364 92507 29928 419
2000 903873 789248 52279 41286 463
2002_ 949968 826158 63123 44654 478 (1.1.2002)

Quelle: Mitteilungen des Kraftfahrtbundesamtes (Telefonat vom 18.06.2002 mit Frau Hanske); _HIZ, 2002,I:2

Die Entwicklung des Kfz-Bestandes ist eine starke Triebfeder f�r den Ausbau der
Verkehrswege gewesen. Dem Wunsch vieler Menschen nach Mobilit�t und Komfort wurde
deshalb in der Vergangenheit durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur f�r den MIV ein
hohes Gewicht beigemessen. Die starke Ausrichtung der Verkehrsplanung auf den Kfz-
Verkehr fand weitgehend unter Ausblendung der Bed�rfnisse anderer Verkehrsarten ihre

                                                            
1Eine Untersuchung in Karlsruhe ergab, dass �PNV-Nutzer die 2,6 fache Pkw-Reisezeit f�r ihre Fahrten
ben�tigen [Kickner, 1998,10: 596].



Entsprechung in der baulichen Gestaltung der Verkehrswege, wo Fu§g�nger und Radfahrer
wegen der zunehmenden Fl�chenanteile f�r den flie§enden und ruhenden Kfz-Verkehr immer
weniger Platz hatten. Schlie§lich z�hlte eine leistungsf�hige Stra§enverkehrsinfrastruktur zu
den Grundvoraussetzungen einer funktionierenden, durch r�umliche Arbeitsteilung gepr�gten
Wirtschaft. Stra§enbau wurde als gesellschaftliche Aufgabe verstanden, und die Planungen
basierten auf Prognosen eines wachsenden Kfz-Verkehrsaufkommens.  Im Vordergrund
standen die verkehrspolitischen Ziele des Stra§enbaus: Minimierung der Fahrtzeiten,
Maximierung der Verkehrssicherheit und Optimierung der Erschlie§ung. Wenn aber die
gr�§ten Verkehrsstr�me auch k�nftig auf der Stra§e erwartet werden [Enqu.Komm., 1995,1:
14; Handelsk., 1998: 10 ff.] und den Einsatzm�glichkeiten anderer Verkehrsarten
systembedingte Grenzen gesetzt sind, so stellt sich um so mehr die Frage, ob nicht die
Funktionsf�higkeit der St�dte und die Lebensqualit�t ihrer Bewohner durch das steigende
motorisierte Verkehrsaufkommen auf Dauer ernsthaft gef�hrdet werden.

Trotz der oft sehr emotional gef�hrten �ffentlichen und fachwissenschaftlichen Diskussionen
�ber den motorisierten Verkehr d�rfte es doch unstrittig sein, dass der Kfz-Verkehr mit
seinen sch�dlichen Auswirkungen auf Raum- und Siedlungsstrukturen sowie v. a. auf
Umwelt und Klima wesentlich zur ãUnwirtlichkeitÓ unserer Gro§st�dte beigetragen hat.
(Kap. 2.1.)
Die Anfang der 90er Jahre vom Deutschen Institut f�r Urbanistik durchgef�hrten Umfragen
best�tigen eindrucksvoll, dass Stadtentwicklungs-, St�dtebau- und Kommunalpolitiker das
Thema ãVerkehrsproblemeÓ als wichtigstes Zukunftsproblem wahrnehmen [ExWoSt-Info,
1991,1: 1]. Ihre im Rahmen der Umweltvorsorge angestellten �berlegungen reichen
gegenw�rtig von einem zur Verbesserung der Erreichbarkeiten und zur Beseitigung von
Verkehrsengp�ssen begr�ndeten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur �ber eine Beschr�nkung
des motorisierten Individualverkehrs (MIV) auf den ãnotwendigen VerkehrÓ oder
ãqualifizierten BedarfÓ2 bis hin zu einer autofreien Stadt. Damit sind dann auch die in der
ãStadtverkehrsszeneÓ bis heute so unvers�hnlich gegen�berstehenden Fronten ausgemacht:
Auf der einen Seite stehen diejenigen, die die Leichtigkeit und Fl�ssigkeit des Verkehrs
betonen und deshalb die Anpassung an die steigende Nachfrage nach Verkehrsfl�che und
Stra§enraum in den Vordergrund stellen3. Sie finden Unterst�tzung bei den Vertretern von
Handel und Gewerbe, die bei jeder sich bietenden Gelegenheit auf die Zusammenh�nge
zwischen der Attraktivit�t der Stadt, den gesch�ftlichen Existenzbedingungen, dem Umsatz
und der Erreichbarkeit von Betrieben und Gesch�ften f�r Kfz-Lieferanten und Pkw-Kunden
verweisen [Kanzlerski/Monheim, 1987: 25]
Auf der anderen Seite befinden sich diejenigen, die alle M�glichkeiten einer Reduzierung des
MIV in den St�dten aussch�pfen wollen und darauf aufmerksam machen, dass der vom Kfz
angeeignete Stra§enraum nicht nur als Verkehrsfl�che diene, sondern zugleich auch
Aufenthaltsraum, Wohnumfeld, Kommunikations- und Erlebnisraum sei4. Urbanit�t5 und
Erreichbarkeit der Stadt seien auf Dauer nur dann sichergestellt, wenn der Anteil

                                                            
2ãNotwendiger VerkehrÓ bzw. ãqualifizierter BedarfÓ sind zurzeit weder n�her definiert noch quantifiziert.
Beide Begriffe sollten aber nicht nur �ber die Funktionsf�higkeit des Verkehrssystems (z. B.
Autoverkehrsmengen) beschrieben werden, sondern auch st�dtebauliche Aspekte (z. B. Sicherung der
Funktionsf�higkeit der Stadt) implizieren.
3Der seit dem Herbst 2001 amtierende Senat aus CDU, FDP und PRO erkl�rte in seinem Haushaltsplan-Entwurf
f�r das Haushaltsjahr 2002 am 28.03.02: ãEs d�rften aber mit dem Argument der R�cksichtnahme nicht
verkehrshemmende, wirtschaftsfeindliche Ma§nahmen gedeckt werden. Ein schneller Wirtschaftsverkehr sei f�r
die Handelsmetropole Hamburg von existentieller BedeutungÒ [Bdrs. 17/430:32].
4Vgl. Antrag der GAL-Fraktion vom 03.12.02 ãWachsenden Verkehr stadtvertr�glich organisierenÒ [Bdrs.
17/1846].
5Ma§gebliche Kriterien f�r Urbanit�t sind Wahrung der historischen Stadtbez�ge sowie Sicherstellung der
Nutzungsvielfalt, Lebendigkeit und Aufenthaltsqualit�t [Apel, 1992: 217].



fl�chensparsamer und umweltschonender Verkehrsarten am st�dtischen Gesamtverkehr
erh�ht werde,6 und zwar zu Lasten des MIV.
Bis heute ist auch in der hamburgischen Verkehrspolitik und -planung kein Ansatz erkennbar,
der geeignet w�re, grundlegende Ver�nderungen in den Einstellungen und Lebensweisen
aller am Verkehr Teilnehmenden zu erzielen. Denn die zunehmenden Verkehrsprobleme
[Enqu. Komm., 1995,1: 14; Bose, 1995: 419] zeigen, dass die in den vergangenen
Jahrzehnten erfolgten Ma§nahmen zur Verbesserung der Stra§eninfrastruktur und des �PNV
sowie der L�rm- und Abgasverringerung an den Kfz noch zu keinem befriedigenden Ergebnis
gef�hrt haben. Wenn Erfolge in Sicht waren, wurden sie letztlich immer wieder durch
verkehrsaufwendige Raumstrukturen und Lebensweisen kompensiert. Folgende Ursachen,
die einen hohen Verkehrsaufwand erzeugen, wie

�  Wirtschaftsstrukturen, die sich in Richtung h�herer Arbeitsteiligkeit und lagerfreier
Produktion (ãJust-in-timeÓ) entwickeln,

�  Siedlungsstrukturen, die durch zunehmende Dispersion der Wohn- und
Arbeitsplatzstandorte und durch Konzentration von Versorgungs- und
Freizeiteinrichtungen an ãnicht-integrierten StandortenÓ gekennzeichnet sind,

�  schnelle und billige Raum�berwindung, die die Entstehung besonders
verkehrsaufwendiger Wirtschafts- und Siedlungsstrukturen f�rdern,

�  und Lebensweisen, die sich durch steigende und immer differenziertere Anspr�che
charakterisieren lassen,

m�ssen ver�ndert werden, um die Funktionsf�higkeit der Stadt, die v. a. auch eine
stadtvertr�gliche Verkehrsabwicklung zur Voraussetzung hat, zu erhalten bzw.
wiederherzustellen. Dass dies nicht nur eine Aufgabe der Fachplanung Verkehr sein kann,
liegt auf der Hand. Schon seit Jahren werden integrierte Konzepte diskutiert. So wurde schon
1992 anl�sslich der ersten Konferenz der f�r Verkehr, Umwelt und Raumordnung
zust�ndigen Minister der L�nder und des Bundes vereinbart, dass ã......eine grunds�tzliche
Trend�nderung in der Verkehrspolitik erforderlich [ist] auf der Grundlage einer integrierten
Verkehrs-, Umwelt- und Raumordnungspolitik [und dass] die Vermeidung von zus�tzlichem
Verkehr [........] bei der Siedlungsstrukturentwicklung zu ber�cksichtigen [ist]Ó
[Schreckenberg, 1999,1: 91]. Auch die Enquete-Kommission  ãStadtentwicklungÓ der
Hamburgischen B�rgerschaft hatte in ihrem 1995 erschienen Abschlussbericht eine st�rkere
Verzahnung von Raum- und Verkehrsplanung gefordert [Enqu. Komm., 1995,2: 23 f.], um
zuk�nftig den Anspr�chen einer «nachhaltigen` Entwicklung gerecht zu werden.

Angesichts der in den folgenden Kapiteln 2.1.1. bis 2.1.3. beschriebenen sch�dlichen Folgen
des Kfz-Verkehrs auf die nat�rliche, soziale und st�dtebauliche Umwelt darf das Anwachsen
der Personen- und G�terverkehrsstr�me nicht mehr als Voraussetzung f�r Wohlstand,
Wirtschaftswachstum und Lebensqualit�t angesehen werden. Vielmehr ist eine
grunds�tzliche Trend�nderung in Verkehrsplanung und -politik erforderlich, um den Umfang
des Kfz-Verkehrs zu reduzieren und damit eine durchgreifende Verkehrswende einzuleiten.
Ohne Revision der traditionellen verkehrs- und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen
(Gew�hrleistung eines H�chstma§es an Mobilit�t f�r die Menschen / Sicherung der
gr�§tm�glichen Schnelligkeit und Kosteng�nstigkeit des Transports f�r die Wirtschaft) und
ohne neue Orientierung auf sinnvolle Aufgaben des Verkehrs (Vermeidung des �berfl�ssigen
Verkehrs, Verlagerung des notwendigen Verkehrs auf umweltfreundliche Verkehrsmittel,
Optimierung des nicht zu verlagernden notwendigen Verkehrs) bleiben alle Bekenntnisse zur
Verkehrswende ohne praktische Konsequenz, obwohl heute auf allen politischen Ebenen die

                                                            
6Ergebnis einer Untersuchung des Deutschen Instituts f�r Urbanistik (DIFU). Hier wird u. a. auch  auf die
Studie von P. Newman / J. Kenworthy (Cities and Automobile Dependence 1989) verwiesen, in der ein
signifikanter negativer Zusammenhang zwischen der Attraktivit�t des Stadtzentrums und dem Grad der
Autoorientierung ermittelt werden konnte [Apel / Lehmbrock, 1990: 65; Apel, 1992: 217].



Einsicht in die Notwendigkeit grundlegender Ver�nderungen bestehender Raum- und
Verkehrsstrukturen auszumachen ist.
Bereits 1989 legten sich die europ�ischen Verkehrsminister in einer Resolution auf das
Prinzip einer �kologisch «nachhaltigen` Entwicklung7 als Leitbild ihrer zuk�nftigen
Verkehrspolitik fest [ECMT, 1990]. Auch das 1998 in Kraft getretene novellierte
Raumordnungsgesetz der BR Deutschland f�hlt sich diesem Leitbild verpflichtet und sieht in
diesem Leitmotiv ein neues Paradigma f�r die r�umliche und verkehrliche Planung
[Dorsch/Beckmann, 1999,8: 493; Adam et al, 1999,7: 425 ff.]. Folglich werden Konzepte f�r
erforderlich gehalten, die angesichts der noch zu erwartenden Zuwachsraten des als
Kernproblem einer nachhaltigen Entwicklung wahrgenommenen Stra§enverkehrs [Perkins et
al., 1998: 113] nicht nur an Symptomen kurieren, sondern nach Potenzialen zur
Verkehrsvermeidung suchen. Sowohl in der Erkl�rung der europ�ischen Verkehrsminister
(1995) [OECD, 1995] als auch im ãSt�dtebaulichen BerichtÓ der Bundesregierung (1996)
[BfLR, 1996; Albers, 2000: 26; Tharun/B�rdlein, 2000: 58] sowie in dem Bericht der
Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ der Hamburgischen B�rgerschaft (1995) [Enqu.-
Komm., 1995,2: 52] wird der Verkehrsvermeidung von siedlungsstrukturell bedingten
Verkehrsleistungen deutlich mehr Raum gewidmet, als das fr�her der Fall war.
Voraussetzung f�r eine nachhaltige Entwicklung in den Kommunen sei eine abgestimmte
Politik der Ressorts Verkehr, Bau- und Wohnungswesen sowie St�dtebau und Raumordnung,
weil die Standorte von Siedlungsprojekten bedeutende Auswirkungen auf Verkehrsstrukturen
h�tten.

Diese vielerorts aufgestellten programmatischen Forderungen sind faktisch aber kaum
umgesetzt worden, weil damit kein angemessenes Ma§nahmenprogramm verbunden war.
Von Beginn an sind in den «Nachhaltigkeitskonzepten` Probleme des Verzichts meist nicht
thematisiert worden, auch die Frage nach den Ursachen von Transport- und
Verkehrsbed�rfnissen wurde selten gestellt. Stattdessen r�ckten immer mehr Staaten von
ihrem auf dem Umweltgipfel in Rio (1992) formulierten Ziel, den CO2-Aussto§ drastisch zu
reduzieren, ab, was die Umweltkonferenz in Den Haag (2000) deutlich gezeigt hat. Dies alles
tr�gt dazu bei, dass die �ffentlichkeit mit Unverst�ndnis auf den Begriff «Nachhaltigkeit`
reagiert und dass die Widerspr�che zwischen dem Festhalten an den «Sachzw�ngen` unseres
automobilen Verkehrssystems und der allgemein akzeptierten, aber offensichtlich folgenlosen
Einsicht in die Notwendigkeit einer grundlegenden Verkehrswende auf allen
gesellschaftlichen Ebenen (Politik, Verwaltung/Planung, Alltagsverhalten) fortleben.

                                                            
7Seit der Ver�ffentlichung des Brundtland-Berichts der Weltkommission f�r Umwelt und Entwicklung (1987)
ist das sich auf alle Lebensbereiche beziehende Schlagwort von der «Nachhaltigkeit` zu einem neuen
Schl�sselbegriff in der wissenschaftlichen Diskussion geworden [Kagermeier, 1998,10: 548 f.; Jasper 1998,64:
8 f.; Harborth, 1992,14: 37 ff.]. Danach ist eine Entwicklung dann als nachhaltig zu bezeichnen, wenn sie den
Bed�rfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die M�glichkeit k�nftiger Generationen zu gef�hrden,
ihre eigenen Bed�rfnisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu w�hlen. Mit anderen Worten: Von der Politik
wird erwartet, so zu handeln, dass kommende Generationen mindestens die gleichen Entwicklungschancen
haben wie die gegenw�rtigen. Gefordert wird eine Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen
Raumanspr�che mit seinen �kologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, gro§r�umigen
Ordnung f�hrt. Nachhaltige Entwicklung muss deshalb zum Leitbild f�r alle Politikfelder werden, um s�mtliche
Lebensbereiche auf den Pr�fstand der Umweltvertr�glichkeit zu stellen. Damit zeichnet sich ein l�ngst
�berf�lliger Paradigmenwechsel ab, der vom kurzatmigen Reagieren abr�ckt und eine langfristig-strategische
Ausrichtung politischer Entscheidungen einfordert. Unter Beachtung von sozialen, �konomischen und
�kologischen Anspr�chen ergeben sich nach Beckmann (1999) Forderungen an einen «nachhaltigen` Verkehr,
indem die Teilnahmem�glichkeiten des Einzelnen zu sichern, die wirtschaftlichen Austauschprozesse zu
gew�hrleisten und die Umweltbelastungen und der Ressourcenverbrauch durch den Verkehr zu verringern sind
[Beckmann, 1999b: 71].



Angesichts der Tatsache, dass sich der Kfz-Verkehr in den k�nftigen Jahrzehnten aus
�kologischen, sozialen und stadtentwicklungspolitischen Gr�nden nicht mehr wie bisher
weiterentwickeln darf, haben Verkehrspolitik und -planer in Hamburg daf�r zu sorgen, dass
die Bev�lkerung nicht weiter in die Abh�ngigkeit vom MIV ger�t und dass nahezu allen
Bewohnern der Zugang zu den Verkehrsalternativen offen gehalten wird. Aber so lange
massenhafter Autobesitz8 alle Versuche konterkariert, die Dominanz des Kfz im
Verkehrssystem zu brechen und den Umweltverbund zu f�rdern, ist das Ziel einer wirksamen
Reduzierung des Autoverkehrs in Verbindung mit einer Verbesserung der st�dtebaulichen
Entwicklung und der Umweltqualit�t kaum zu erreichen. 

Wenn urbane Strukturen dauerhafte Zukunft haben sollen, dann m�ssen Verkehrsteilnehmer
und -planer von einem ver�nderten Raum- und Mobilit�tsbegriff ausgehen: Mobilit�t darf
nicht l�nger gleichgesetzt werden mit der Herrschaft �ber Raum und Zeit, Unterwegs- und
Woanderssein sollten nicht mehr als n�tzliche Bedingungen einer modernen
Dienstleistungsgesellschaft interpretiert werden, denn die individuellen Mobilit�tsbed�rfnisse
sind nicht zwangsl�ufig durch Inanspruchnahme individueller Verkehrsmittel zu bew�ltigen.
Stattdessen wird ein Raum- und Mobilit�tsverst�ndnis mit starker Ausrichtung auf sozial-
und umweltvertr�gliche Standards gefordert, d. h. mit weniger Kfz, aber mit vielen
attraktiven, leistungsf�higen Verkehrsalternativen. Ein solcher Bewusstseinswandel erfordert
den Abschied von traditionellen Forderungen der Verkehrspolitik, indem endlich anerkannt
wird, dass -erstens- Verkehr nicht billig, sondern teuer sein muss, und dass -zweitens-
Verkehr nicht individuell, sondern im Verbund mit Anderen erfolgen sollte.

Aus diesen neuen Forderungen resultieren neue Priorit�ten im Verkehrssektor, und zwar
1. Verkehrsvermeidung (siehe Kap. 4)
2. Verkehrsverlagerung (siehe Kap. 5)
3. Verkehrsverteuerung (siehe Kap. 6).

Folgen Stadt- und Verkehrsplaner diesen Vorgaben, w�chst auch die Bereitschaft,
Verkehrsinvestitionen, Verkehrsrecht und institutionelle Rahmenbedingungen zugunsten
eines innovativen Verkehrssystems neu zu regeln.

1.2. Aufbau der Dissertation und methodische �berlegungen

Ich habe die Vision von einer Stadt, in der reibungslose und nachhaltige Mobilit�t dauerhaft
garantiert werden kann, ohne dass andere lebensnotwendige Funktionen im �ffentlichen
Stra§enraum gef�hrdet werden. Dieses Vorhaben wird allerdings nur dann m�glich sein,
wenn ein Gro§teil der im Auto zur�ckgelegten Wege vermieden oder auf andere,
umweltvertr�glichere Verkehrsarten verlagert wird. Dies ist nicht nur eine Aufgabe der
Verkehrspolitik und -planung. Aber gerade hier gilt es, eine klare Linie mit eindeutigen
Priorit�ten zu definieren und umzusetzen. Die Priorit�ten meiner Stadtentwicklungs- und
Verkehrsplanung lauten:

1. Vermeidung von siedlungsstrukturell bedingten Verkehrsleistungen
2. Vorrang f�r umweltvertr�gliche Verkehrsarten, d. h. f�r Zu-Fu§-Gehen, Radfahren

und die Benutzung des �ffentlichen Personennahverkehrs (�PNV)
3. Erh�hung der Verkehrssicherheit f�r schw�chere Verkehrsteilnehmer
4. Umgestaltung der autoorientierten Stra§en zu �kologisch vertr�glichen Verkehrs- und

Aufenthaltsr�umen
                                                            
8Empirische Untersuchungen belegen, dass die Mehrzahl der Motorisierten allein auf Grund der
Autoverf�gbarkeit automatisch auch ihr Verkehrsmittelwahlverhalten auf st�rkere Autonutzung abstellt
[Morghen, 1982: 33 f.; Illgmann, 1982: 124 ff.; Prognos, 1992: 28 f.].



5. Internalisierung der externen Kosten von Mobilit�t.
Aber auch der Wirtschaftsverkehr muss in einer Gro§stadt st�rungsfrei flie§en. Innerhalb der
Stadt tragen gerade s�mtliche Ma§nahmen zur Reduzierung des MIV dazu bei, dass der
G�ter- und Dienstleistungsverkehr effizienter abgewickelt werden kann.

Eine Neuorientierung des Stadtverkehrs mit dem Ziel der Erhaltung bzw. Wiederherstellung
der st�dtischen Funktionsf�higkeit muss auf verschiedenen Handlungsebenen ansetzen, die
�ber den engen Bereich des Verkehrs weit hinausgehen. Infolgedessen wird sich der Aufbau
meiner Arbeit an diesen verschiedenen Handlungsans�tzen zu orientieren haben:

Im ersten Hauptteil (Kap. 2: Die sch�dlichen �kologischen, sozialen und st�dtebaulichen
Auswirkungen des motorisierten Stra§enverkehrs) werden unter R�ckgriff auf die
Fachliteratur die negativen Auswirkungen des Stra§enverkehrs aufgezeigt (Kap. 2.1.1 bis
2.1.3). Anschlie§end wird der Versuch unternommen, die durch den motorisierten
Stra§enverkehr verursachten Sch�den zu bewerten (Kap. 2.1.4.). Im anschlie§enden Kap. 2.2.
sind anhand der von Hamburger Beh�rden erhobenen Daten die f�r m�glich gehaltenen
Ver�nderungen soziodemografischer und wirtschaftlicher Entwicklungen darzustellen und
ihre Auswirkungen auf die Raum- und Verkehrstrukturen zu diskutieren.

Im zweiten Hauptteil (Kap. 3: Ebene der Orientierung: Diskussion �ber st�dtebauliche
und verkehrsplanerische Leitbilder der Nachkriegszeit) wird vor dem Hintergrund sich
wandelnder st�dtebaulicher und verkehrsplanerischer Leitbilder die Entwicklung im MIV und
�PNV (= �ffentlicher Personennahverkehr) in Hamburg dargestellt. Ausgangspunkt sind die
f�r die Verkehrs- und Stadtplanung wichtigen Konzepte zur Wiederaufbau- und
Fl�chennutzungsplanung sowie zur Generalverkehrsplanung. Diese Pl�ne werden hinsichtlich
ihrer Bedeutung sowohl f�r die Siedlungs- und Verkehrskonzeption als auch f�r die
st�dtebauliche und verkehrliche Entwicklung analysiert (siehe Kap. 3.1.1. bis 3.1.3.).
Anschlie§end wird der Frage nachgegangen, ob und wieweit sich unterschiedliche Ziele
r�umlicher Ordnung sowie stadt- und verkehrsplanerischer Vorstellungen zu Leitbildern
verdichten lassen, die eine realisierbare Gestaltung und Entwicklung von Verkehr und Raum
beschreiben und damit eine Orientierungshilfe geben (siehe Kap. 3.2.). Die Tauglichkeit der
hier formulierten Leitbilder wird in den Kapiteln 4 und 5 n�her zu untersuchen sein.

Im Mittelpunkt des dritten Hauptteils (Kap. 4: Ebene der Stadtentwicklungsplanung - ein
Beitrag zur Vermeidung von Verkehr) stehen die engen Wechselbeziehungen zwischen
Raumnutzung und Verkehr: Einerseits erm�glicht Verkehr Raumnutzung, indem er durch
Raum�berwindung das Funktionieren der unterschiedlichen Nutzungen sicherstellt.
Andererseits erzeugt Raumnutzung Verkehr, indem sich die Raumstruktur als Raumangebot
darstellt, das gleichzeitig Ursache und Erzeuger der Verkehrsnachfrage ist. Wo immer Raum-
und Verkehrsplanung diese Zusammenh�nge in der Vergangenheit nicht ber�cksichtigten,
trugen sie dazu bei, dass bereits durch die Planung vermeidbarer Verkehr erzeugt wurde.
Beispielsweise f�hrte der st�ndige Ausbau der Stra§enverkehrsinfrastruktur dazu, dass die
Bev�lkerung die durch bauliche Verbesserungen im Verkehrssystem erzielten
Reisezeitgewinne in gr�§ere Entfernungen umsetzte,9 was mit erheblichen Konsequenzen f�r
die Raum- und Verkehrsstruktur verbunden war.
Der raumordnerische Beitrag wird also darin bestehen, durch Steuerung der
Siedlungst�tigkeit und der r�umlichen Nutzungsstrukturen m�glichst viel motorisierten

                                                            
9Bergmann u. a. weisen mit Recht darauf hin, dass ãdie Erweiterung des Verkehrsangebots.....nicht nur
kurzfristig durch eine Erweiterung der Aktionsr�ume Impulse f�r eine Verkehrszunahme [liefert], sondern
.....langfristig durch eine Ver�nderung des Raumnutzungsgef�ges zus�tzliche Anreize f�r die Verkehrsnachfrage
[schafft].Ó[Bergmann et al., 1993,8: 496 f.]



Verkehr zu vermeiden und Voraussetzungen f�r kurze Wege zu schaffen. In diesem
Abschnitt meiner Dissertation werden die in den 90er Jahren von den zust�ndigen Hamburger
Fachbeh�rden erarbeiteten raumplanerischen Grundlagen einer kritischen Betrachtung
hinsichtlich ihrer Raumwirksamkeit unterzogen (Kap. 4.2.). Insbesondere ist zu kl�ren, ob

�  Verkehr durch vorhandene st�dtebauliche Instrumente (Baugesetzbuch,
Baunutzungsverordnung, Hamburger Bauordnung u. a.) bereits im Ansatz vermieden
werden kann

�  und das Potenzial der Raumplanung ausreicht, bestehende verkehrsaufwendige
Siedlungsstrukturen zu ver�ndern.

Der zweite Schwerpunkt dieses Kapitels liegt darin, eigene Visionen f�r eine zuk�nftige, an
nachhaltigen Kriterien orientierte Stadtplanung zu entwickeln. Dabei sind Inhalte und
Aussagen der besagten raumplanerischen Grundlagen mit einzubeziehen und im Sinne einer
nachhaltigen Siedlungsentwicklung zu ver�ndern. In diesem Zusammenhang ergeben sich
weitere Fragen, die in den Kap. 4.2.1. bis 4.2.4. zu diskutieren sind:

�  Sind verkehrsvermeidende Wirkungen bestimmter r�umlicher Nutzungsstrukturen
empirisch zu belegen, und welche Nutzungen lassen sich st�rungsarm miteinander
kombinieren?

� Wie wird die von wachsenden Wohn- und Konsumw�nschen gepr�gte Bev�lkerung
auf Ver�nderungen der r�umlichen Nutzungs- und Angebotspotenziale reagieren?

Schlie§lich ist der schon angesprochenen engen Wechselbeziehung zwischen Verkehr und
Raumnutzung besonders Rechnung zu tragen, indem unter Einbeziehung von Vorstellungen
aus der Fachliteratur versucht wird, ein integriertes Konzept f�r St�dtebau und Verkehr in
seinen Grundz�gen zu erarbeiten (siehe Kap. 4.2.5.).

Im vierten Hauptteil (Kap. 5: Ebene der Verkehrsentwicklungsplanung - ein Beitrag zur
Verlagerung von Verkehr) geht es v. a. darum, M�glichkeiten aufzuzeigen, durch welche
Ma§nahmen unter der Voraussetzung einer gleichbleibenden Mobilit�t und sicheren
Erreichbarkeit wichtiger Standorte eine weitgehende Verlagerung vom Pkw-Verkehr auf
stadtvertr�glichere und umweltschonendere Verkehrsmittel erreicht werden kann. Unter
Einbeziehung von Vorstellungen aus der Fachliteratur wird eine neue Verkehrsstrategie
entwickelt (siehe Kap. 5.3.), die den Anforderungen einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung
besser entspricht als andere, hier vorgestellte Strategien. Das folgende Kap. greift diese
Ans�tze auf, indem zun�chst M�glichkeiten einer st�dtebaulichen Integration innerst�dtischer
Hauptverkehrsstra§en aufgezeigt werden (siehe Kap. 5.4.). Anschlie§end soll nach
strukturellen und funktionellen Gesichtspunkten -d. h. aus meiner Kenntnis der Stadtstruktur
und der zuk�nftigen relevanten Verkehrsstr�me10- ein Nahverkehrsmodell f�r Hamburg
entwickelt werden, das den gewandelten Siedlungsstrukturen besser entspricht als das
gegenw�rtige Nahverkehrssystem (siehe Kap. 5.5.). Vorschl�ge f�r attraktivere Rad- und
Fu§wegenetze (siehe Kap. 5.6. und 5.7.) schlie§en dieses Kapitel ab. In diesem
Zusammenhang ergeben sich folgende Fragekomplexe, die in den einzelnen Abschnitten
behandelt und hier nur vorgestellt werden sollen:                          

� Welche besonderen Anforderungen werden auf Grund der vielf�ltigen Aufgaben und
Funktionen einer Stadt an eine Verkehrsplanung gestellt, die eine nachhaltige
Verkehrsentwicklung anstrebt?

�  Reichen die heute zur Verf�gung stehenden Instrumente des Stra§enverkehrsrechts
(S t ra§enverkehrsgese tz ,  S t ra§enverkehrszu lassungsordnung und
Stra§enverkehrsordnung), des Stra§enplanungsrechts (Bundesfernstra§engesetz, die
Richtlinien f�r die rechtliche Behandlung von Ortsdurchfahrten, Hamburgisches
Wegegesetz) und des Umweltrechts (Bundesimmissionsschutzgesetz) sowie die

                                                            
10Hier beziehe ich mich auf die im Zusammenhang mit der neuen hamburgischen Verkehrsentwicklungsplanung
erstellte Nachfrageprognose von Prognos/Kessel und Partner [Prognos, 1992,VI: 1 ff.].



Empfehlungen f�r die Stra§enraumgestaltung (Empfehlungen f�r die Anlage von
Hauptverkehrsstra§en, Empfehlungen f�r die Anlage von Erschlie§ungsstra§en) aus,
das Autoverkehrsaufkommen zu reduzieren und alternative Verkehrsarten zu f�rdern?

�  Was muss getan werden, um die Akzeptanz von Konzepten und Ma§nahmen zu
verbessern, damit das Verkehrsmittelwahlverhalten der Bev�lkerung im gew�nschten
Sinn gelenkt werden kann?

� Ist der Ausbau stadtvertr�glicher Verkehrsmittel �berhaupt finanzierbar?
�  Wie k�nnen die Belange des Wirtschaftsverkehrs bei einer stadtvertr�glichen

Abwicklung des Kfz-Verkehrs angemessen ber�cksichtigt werden?
Am Anfang dieses Kapitels (5.1.) geht es um die Darstellung der innerst�dtischen
Berufspendlerstr�me mittels Analyse der Volksz�hlungsergebnisse von 1987. Am Beispiel
dieser Verkehrsstr�me wird untersucht, welche Konsequenzen die Suburbanisierung von
Bev�lkerung und Arbeitsst�tten und das daraus resultierende Nutzungs- und Standortgef�ge
auf den Verkehr nach Umfang und Struktur hat. Dabei stehen gro§r�umige Verflechtungen
zwischen den st�dtischen Teilr�umen City, Innere und �u§ere Stadt sowie kleinr�umige
Beziehungen zwischen ausgew�hlten Stadtteilen im Mittelpunkt. Die hier erzielten
Ergebnisse beziehen sich auf den Zeitraum von 1970 bis 1987 und erg�nzen die
Ausf�hrungen der 1981 angefertigten Dissertation von Haack, die die r�umliche Verteilung
von Wohn- und Arbeitsst�tten in Hamburg in den Jahren zwischen 1939 und 1970 untersucht
hatte, sodass nunmehr zu diesem Aspekt der Stadtentwicklung insgesamt ein
Betrachtungszeitraum von mehr als 50 Jahren vorliegt. J�ngere Erhebungen -wie die
Auswertungen der Bundesanstalt f�r Arbeit aus der Besch�ftigtenstatistik nach Wohnort und
Arbeitsort der sozialversicherungspflichtig besch�ftigten Arbeiter und Angestellten- k�nnen
f�r die Jahre nach 1987 leider nicht herangezogen werden, weil die Daten nur zur
Berechnung von regionalen Pendlerverflechtungen geeignet sind (z. B. Hamburg / Umland),
nicht aber f�r die Pendlerbeziehungen zwischen den Hamburger Stadtteilen. Aus diesem
Grund ist die Entwicklung der innerst�dtischen Berufspendlerstr�me in den Jahren nach 1987
mit dem zur Verf�gung stehenden Datenmaterial nicht darstellbar. Erst eine neue
Volksz�hlung oder nach Stadtteilen differenzierte Erhebungen der Besch�ftigtenstatistik
k�nnten feststellen, ob sich der Raumnutzungswandel und die damit verbundene
Ver�nderung von Verkehrsbeziehungen fortgesetzt hat.
Im zweiten Abschnitt dieses Hauptteils werde ich mich kritisch mit der von Prognos / Kessel
und Partner erstellten Prognose zur Verkehrsentwicklung bis zum Jahre 2010
auseinandersetzen (siehe Kap. 5.2.), bevor ich -wie eingangs erw�hnt- eine dem Prinzip der
Nachhaltigkeit verpflichtende Verkehrstrategie erarbeite (siehe Kap. 5.3.).

Im letzten Hauptteil (Kap. 6:  Ebene des Ordnungsrechts: Anwendung
marktwirtschaftlicher Prinzipien) diskutiere ich, ob verursachergerechte Anlastungen der
�kologischen und sozialen Kosten von Transportvorg�ngen sinnvoll sind. In diesem
Zusammenhang ist zu kl�ren,

� welche M�glichkeiten die Kommunen haben, marktwirtschaftliche Prinzipien bei der
Verkehrsgestaltung zur Anwendung zu bringen

� und ob die damit verbundene m�gliche Benachteiligung sozial Schwacher vermieden
werden kann.

Ohne Einbeziehung des Wirtschaftsverkehrs in eine nachhaltige Entwicklungsstrategie wird
eine an Umweltqualit�tskriterien ausgerichtete Stadt- und Verkehrsplanung nicht zu erreichen
sein, zumal er wegen des hohen Fl�chenbedarfs seiner Anlagen (G�terbahnh�fe, Lagenhallen
u. v. m.) als gro§es Problem f�r St�dtebau und Verkehr wahrgenommen wird. Deshalb sind
auch hier Anforderungen zu entwickeln, die mit den neuen Priorit�ten im Verkehrssektor -
Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung- in �bereinstimmung zu bringen sind. Die



mit dieser Aufgabe verbundene Komplexit�t des Themas w�rde einen Umfang erreichen, der
den abgesteckten Rahmen dieser Dissertation sprengen k�nnte. Deswegen beschr�nke ich
mich auf die Darstellung von Grundlagen einer umweltvertr�glichen Abwicklung des
st�dtischen Wirtschaftsverkehrs und f�ge diesen Teil der Arbeit als Anhang bei (siehe
Darstellung 9).



2. Die Verkehrsentwicklung in Hamburg

2.1. Die sch�dlichen �kologischen, sozialen und st�dtebaulichen Auswirkungen des
motorisierten Stra§enverkehrs

2.1.0. Einf�hrung

Der Personen- und Wirtschaftsverkehr ist eine wesentliche Voraussetzung f�r die
Funktionsf�higkeit und wirtschaftliche Leistungsf�higkeit unserer Gesellschaft. Dem gro§en
Nutzen des Verkehrs stehen aber auch betr�chtliche negative Folgeerscheinungen gegen�ber.
Schon seit Jahren ist nicht mehr zu �bersehen, dass die Zunahme des Stra§enverkehrs zu
gravierenden Problemen gef�hrt hat, sei es durch den Bau der Verkehrswege, durch die
Verkehrswege selbst, durch die auf ihnen abgewickelten Transportvorg�nge oder durch die
Produktion und die Entsorgung der Verkehrsmittel [L�pple, 1995: 17 ff.].  In den folgenden
Kap. 2.1.1. bis 2.1.3. sollen die negativen Auswirkungen des Kfz-Verkehr auf die nat�rliche,
die soziale und die gebaute Umwelt gezeigt werden. Abschlie§end werde ich in Kap. 2.1.4.
die durch den Verkehr hervorgerufenen Umweltsch�den zu bewerten versuchen.

2.1.1. Auswirkungen auf die nat�rliche Umwelt

Die negativen Auswirkungen des Automobils auf die Umwelt betreffen v. a. den Fl�chen-
und Energieverbrauch sowie die Emissionsbelastungen durch Abgase und L�rm:

Fl�chenverbrauch:  
Laut Verkehrsbericht der Polizei betrug die L�nge des Hamburger Stra§ennetzes 1995 3933
km, davon entfielen 82 km auf Bundesautobahnen, 149 km auf Bundesstra§en und 3702 km
auf andere Stra§en [PolHH. LVV, 1997: 10]. Auch wenn der Anteil des gesamten
Fl�chenverbrauchs durch den motorisierten Verkehr in Hamburg wegen mir nicht zur
Verf�gung stehender Daten nicht zu quantifizieren ist, d�rfte doch unstrittig feststehen, dass
Kraftfahrzeuge mehr Fl�chen ben�tigen als alle anderen Verkehrsarten. Bezogen auf eine
bef�rderte Person ist der Fl�chenbedarf beim Pkw etwa elfmal h�her als bei Bussen und
Bahnen - jeweils bei voller Fahrzeugbesetzung [Voppel, 1980: 130 ff.; Apel, 1995: 125].
Dar�ber hinaus braucht das Kfz im Gegensatz zu den �ffentlichen Verkehrsmitteln an den
Quell- und Zielorten Abstellpl�tze, die wertvolle Fl�chen blockieren.
Mithilfe einer Korrektionsanalyse wies Tesdorpf (1984)  den starken Einfluss des
motorisierten Stra§enverkehrs auf die kommunale Fl�chenentwicklung nach. Ver�nderungen
im Kfz-Bestand wirkten sich st�rker aus als Ver�nderungen im Wohnungszugang: ãW�rde
der Zuwachs im Wohnungsbestand.....um die H�lfte reduziert, so k�nnten dadurch rund
12000 ha Fl�che vor der �berbauung bewahrt werden. W�rde dagegen der Zuwachs an Kfz
halbiert, so k�nnten fast 60000 ha Freifl�chen eingespart werdenÓ [Tesdorpf, 1984: 114].



Energieverbrauch:
Der Verkehr beanspruchte in hohem Ma§e Fremdenergie, die nur zum Teil regenerierbar, zu
einem erheblichen Teil aber fossil und damit begrenzt ist11. Binnen 20 Jahren verdoppelte
sich der Energieverbrauch im Verkehrssektor, der damit seinen Anteil am
Endenergieverbrauch in Deutschland von 17 (1970) auf 25 % (1990) erh�hte [BMV,
1970/1990]. 86 % des Energieverbrauchs im Verkehr mussten 1990 (1970: 79%) dem
motorisierten Individual- und G�terverkehr angerechnet werden [DB, 1990: 13]. Auf nahezu
konstant hohem Niveau lag der Kraftstoffbedarf der Pkw und Lkw bei etwa 10 l auf 100 km
[Ebd.: 14]. Zwar konnten zwischenzeitlich effizientere Motoren mit vergleichsweise
niedrigeren Verbrauchswerten entwickelt werden, doch wurden die Pkw im Durchschnitt
auch immer gr�§er und schwerer12. Tab 2 zeigt, dass der Kraftstoffverbrauch in den 90er

Jahren sogar noch zugenommen hat, was z. T. durch die wachsenden
G�tertransportleistungen auf der Stra§e verursacht worden ist [Forschungsz., 1999: 52].
Prognosen der Mineral�lfirmen Shell und Esso (1997) gehen in den n�chsten Jahren dennoch
von einer deutlichen Reduzierung des Kraftstoffverbrauchs im Stra§enverkehr aus, und zwar
in einer Gr�§enordnung von 10 bis 15  % bis zum Jahr 2010 und von �ber 30 % bis zum Jahr
2020. Begr�ndet wird diese Einsch�tzung mit dem Hinweis auf die geringere Steigerung der
Fahrleistung und den technischen Fortschritten bei der Entwicklung sparsamerer Motoren
[zit. in Forschungsz., 1999: 51 f.]. Auf Grund der Erfahrungen mit dem Konsum- und
Fahrverhalten vieler Autofahrer in der Vergangenheit ist jedoch Skepsis angebracht, ob
vermehrt kleinere Pkw mit geringerem Verbrauch sich auf dem Markt werden durchsetzen
k�nnen.

                                                            
11Nach Einsch�tzung der Bundesregierung werden die Erd�lvorr�te der Erde nur noch bis zum Jahre 2034
reichen [Bdrs 12/342].
12Der Anteil der Kleinwagen (< 1 l Hubraum) am Gesamtbestand in Hamburg nahm von 1970 bis 1991 von
10,8 auf 5,8 % ab. In der n�chsth�heren Wagenklasse (1 bis 1,2 l Hubraum) ging der Anteil von 26,6 auf 9,4 %
zur�ck. Die untere Mittelklasse (1,2 bis 1,5 l Hubraum) verzeichnete einen relativen Bedeutungsverlust von 29,1
auf 18,6 %;  nach einem R�ckgang bis 1986 war in den letzten Jahren wieder eine steigende Anzahl von
Fahrzeugen zu beobachten. Demgegen�ber hat sich die Zahl der Fahrzeuge der oberen Mittelklasse mehr als
verdoppelt; ihr Anteil am Gesamtbestand stieg von 33,4 auf 49,0 %. In den drei oberen Klassen nahm die Zahl
der Pkw mit 2 bis 2,5 l Hubraum um fast 25000 (Anstieg des Anteils von 9,7 auf 10,5 im Zeitraum von 1975 bis
1991), mit 2,5 bis unter 3 l Hubraum um ein F�nftel (Anstieg des Anteils von 4,6 auf 4,7 % zwischen 1980 und
1991) und mit 3 l und mehr Hubraum um knapp die H�lfte (Anstieg des Anteils von 1,4 auf 1,9 % zwischen
1980 und 1991) zu [Walter, 1992,10: 342 f.].

Tab. 2:
J�hrlicher Kraftstoffverbrauch auf deutschen Stra§en in Mrd. Litern und die Entwicklung d e r
Benzinpreise in Deutschland (1990 bis 1999)

Jahr     Benzinverbrauch        Benzinpreis in DM
1991 62,12 1,28
1992 63,75 1,34
1993 64,55 1,35
1994 64,20 1,51
1995 65,60 1,50
1996 65,90 1,57
1997 66,40 1,62
1998 66,80 1,53
1999 68,37 1,65

Quelle:
Verkehrsministerium Baden-W�rttemberg, zit. in: DS 260800



Abgasemissionen
Mit dem hohen Energieeinsatz im Verkehr waren hohe Abgasemissionen verbunden.
Zwischen 1982 und 1990 steigerte der Verkehrssektor seinen Anteil an den in Hamburg
emittierten Luftschadstoffen, die zu Gesundheits- und Vegetationssch�den sowie zur
Vergiftung der B�den wesentlich beigetragen haben, von 45 auf 59 % [Herrmann, 1994,1:
10]. Er war im Jahr 1990 f�r mehr als 75 % der CO- und fast 65 % der NO-Emissionen in
Hamburg verantwortlich. Ein erheblicher Teil dieser Luftbelastung ging auf das Konto des
Kfz-Verkehrs: Auf ihn entfielen ca. 97 % der Kohlenmonoxid-, 88 % der Stickoxid- und 40
% der Schwefeldioxidemissionen (bezogen auf die vom Verkehr emittierten Mengen), wobei
der Pkw-Anteil bei den Belastungen durch NO und CO gr�§er ausfiel, als der des Lkw (siehe
Tab. 3 a).

Die motorisierten Verbrennungsr�ckst�nde CO und NO unterliegen nach ihrer Emission in
der Atmosph�re vielf�ltigen Umwandlungsprozessen. Aus fotochemischen Reaktionen von
CO, CH und NO entsteht unter intensiver Sonneneinstrahlung das starke Reizgas Ozon, das
die Schleimh�ute der Atemwege und des Lungengewebes angreift und die Atmung behindert.
Zusammen mit dem Schwefeldioxid leisten die Stickoxide einen erheblichen Beitrag zur
Bildung von S�uren und damit zur Destabilisierung emittentenferner �kosysteme (z. B.
Waldsterben). Durch den Katalysator werden v. a. die NO-, CO- und CH-Emissionen
wirksam reduziert (s. u.), wobei allerdings das toxische CO, das die Sauerstoffbindung des
H�moglobins im Blut beeintr�chtigt und zu akutem Sauerstoffmangel f�hren kann, zu CO2
oxidiert. Das f�r den Menschen ungef�hrliche, bei jeder Verbrennung entstehende
Kohlendioxid ist das wichtigste anthropogene Treibhausgas und zu 50 % an dem vom
Menschen verursachten Treibhauseffekt beteiligt [FHH. UB., 1994: 143]. Von den in
Hamburg im Jahre 1990 emittierten 12,3 Mio t CO2 entfielen 2,583 Mio t auf den Verkehr
[Ebd.: 143] (= 21 %13). Ca. 1,6 Mio t stammten aus den Auspuffrohren der Pkw und 0,62
Mio t. aus denen der Lkw [Ebd: 141]. Unter Ber�cksichtigung der indirekten Emissionen aus
Produktion, Erd�lraffinerien und Stra§enbau k�me der Kfz-Verkehr auf weitaus gr�§ere
Anteile.
Weitere wichtige Kfz-Abgaskomponenten waren:
Kohlenwasserstoffe: Etwa die H�lfte dieser Vorl�ufersubstanz f�r bodennahes Ozon wurde
nach Angaben des Umweltbundesamtes durch den Verkehr verursacht, fast ein Drittel ging
auf das Konto des Pkw [zit. in VW, 1995: 28]. Von den in Hamburg durch den  Kfz-Verkehr
emittierten 12500 t / 1990, entfielen etwa 8500 t auf den Pkw und 4000 t auf den Lkw [FHH.
UB., 1994: 141].
Ru§ und Benzol: 90 % der Gesamtemissionen der krebserregenden Stoffe Benzol und Ru§
stammten nach einer Studie des Ministeriums f�r Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft
                                                            
131991 hatte der Gesamtverkehr in Hamburg einen Anteil von 18 % an der CO2-Belastung. Allein der
Stra§enverkehr kam auf einen Anteil, der zwischen 16 und 17 % lag [Bdrs. 14/1392].

Tab. 3 a: Schadstoffemissionen in Hamburg 1990 in t / a

Schwefeldioxid (SO2)   Stickoxid (NO) Kohlenmonoxid. (CO)

Gesamtemissionen   22000 (gesch�tzt)   37000 (gesch�tzt) 103000 (gesch�tzt)
davon Verkehr         2964     23964    78757
           - Kfz-Verkehr     1197_     21023_     76862_
           - Pkw       419_     10932_    65333_
           - Lkw       778_     10091_                   11529_

Quellen:
  FHH. UB., 1994: 135 und 140 (gesch�tzt nach vorliegender Grafik)
_ Bdrs. 15/3593
_ Eigene Berechnungen nach angegebenem Lkw-Anteil in % (Bdrs. 15/3593)



des Landes Nordrhein-Westfalen aus dem Kfz-Bereich [MURL, 1992: 4 f.].  In Hamburg
wurden 1990 zwei Drittel der stra§enverkehrsbedingten Ru§partikel (etwa 375 t) vom Lkw
ausgesto§en, w�hrend der Pkw mit einem Anteil von 90 % (etwa 475 t) Hauptemittent beim
Benzol war [FHH. UB., 1994: 141].
Blei: Selbst Autos mit geregeltem 3-Wege-Katalysator stie§en Blei aus, da auch bleifreies
Benzin Blei enthielt14, das die B�den verseucht und sich �ber die Nahrung im K�rper -
vorwiegend in den Knochen- anreichert. 1990 produzierte der Stra§enverkehr etwa 22 t,
davon entfielen 20 t auf den Pkw und 2 t auf den Lkw [Ebd.: 141].
Schwefeldioxid: Die verkehrsbedingten SO2-Emissionen spielten gegen�ber den anderen
Emittenten (Kraftwerke, Industrie) eine vergleichsweise untergeordnete Rolle [Ebd.: 137].
Sie resultierten zum �berwiegenden Teil aus Schwefelverunreinigungen im Dieselkraftstoff,
die mit dem zugef�hrten Sauerstoff im Motor zu SO2 verbrannten. Zwei Drittel der durch
den Stra§enverkehr verursachten SO2-Emissionen stammten 1990 in Hamburg vom Lkw
(790 t), ein Drittel entfiel auf den Pkw (410 t) [Ebd.: 141].
Zu den wesentlichen verkehrsspezifischen Leitparametern geh�rten die Schadstoffe NO, Ru§
und Benzol15. Hohe Belastungen traten v. a. an Hauptverkehrsstra§en auf [Ebd.: 146 f.],
wobei die Stresemannstra§e in Altona eine Spitzenstellung einnahm. Hier wiesen Messungen
au§ergew�hnlich hohe Benzol- (Minimaljahreswert: 12,1 µg/m_; Maximaljahreswert: 55,3
µg/m_) [Bdrs. 14/821] und NO-Konzentrationen (Kurzzeitwert: 310 µg/m_) [Bdrs. 14/4186]
nach. Letztere lagen deutlich �ber dem in der 22. Bundes-Immissionsschutzverordnung
(BImSchV) festgelegten  Grenzwert von 200 µg/m_ (als 98%-Wert aller
Halbstundenmittelwerte eines Jahres; TA Luft, EG-Richtlinie) [FHH. UB., 1994: 147]. Auch
wenn in der 23. BImSchV v. 9.10.96 die Konzentrationsgrenzwerte noch einmal gesenkt
(NO: 160 µg/m_) bzw. neu festgesetzt (Ru§: 8 µg/m_ als arithmetischer Jahresmittelwert;
Benzol: 10 µg/m_ als arithmetischer Jahresmittelwert) worden [Brose/Ludes, 1998,3: 53]
und mit der Umsetzung der neuen europ�ischen Abgasgrenzwerte (Euro 2 und Euro 3)
weitere deutliche Abgasminderungen zu erwarten sind [Forschungsz., 1999: 73 f.], scheint es
aus zwei Gr�nden mehr als fraglich zu sein, ob die neuen Verordnungen die Bev�lkerung
dauerhaft vor Gesundheitssch�den bewahren k�nnen. Zum einen sind die Kommunen im
Falle der �berschreitung der Grenzwerte gehalten, Ma§nahmen zur Vermeidung und
Verminderung der Emissionen zu ergreifen [¤ 40 BImSchG], doch stellt die zur Umsetzung
verkehrsrechtlicher Ma§nahmen bestimmte Verwaltungsvorschrift ausdr�cklich fest, dass das
�berschreiten der Immissionswerte noch keine Anordnung verkehrsbeschr�nkender oder -
verbietender Ma§nahmen rechtfertigt, sondern lediglich ausl�sendes Moment f�r eine
umfassende Pr�fung und Abw�gung durch die oberste Stra§enverkehrsbeh�rde (in Hamburg:
Beh�rde f�r Inneres) ist. Dabei sind unabweisbare Verkehrsbed�rfnisse einschlie§lich des
Wirtschaftsverkehrs zu ber�cksichtigen [¤ 45 Abs. 1 b und d VwV-StVO]. Zu gravierenden
Eingriffen in den Stra§enverkehr wird es wohl �u§erst selten kommen. Zum anderen ist �ber
die gesamte Betriebsdauer der Kfz eine effiziente Kontrolle der Einhaltung von
Emissionsgrenzwerten nicht zu leisten. Halbritter (1999) f�hrt eine Reihe von
Testergebnissen an, die belegen, dass die nach ¤ 47 StVZO vorgeschriebenen
Abgasuntersuchungen hierzu nicht ausreichend sind [zit. in Forschungsz., 1999: 75].
Die 1995 vorgenommenen Messungen in Hamburg haben allerdings nachweisen k�nnen,
dass sich die Fortschritte bei den Minderungstechniken f�r die Schadstoffemissionen von Kfz
schon ausgewirkt haben (s. u. Tab. 3 b). Anders stellt sich die Situation beim Kohlendioxid
dar, das im Mittelpunkt aller Bem�hungen von Politikern steht, den Autoverkehr
umweltvertr�glicher abzuwickeln: Laut Bundeskabinettsbeschluss vom 7.11.90 wird eine
                                                            
14Mit der Einf�hrung des bleifreien Benzins konnte der Bleigehalt allerdings von 0,15 auf 0,013 g / l reduziert
werden [FHH. UB., 1994: 142].
15Sie werden als gesundheitlich relevante Indikatorstoffe innerhalb des von Kfz emittierten Schadstoffgemischs
definiert [Bdrs. 15/3744].



CO2-Reduktion um 25 bis 30 % bis zum Jahr 2005  (gegen�ber 1987) angestrebt, die f�r die
Gesamtheit aller Emittentengruppen gilt. Dieser Beschluss ist 1991 und 1994 nochmals
bekr�ftigt [BTDrs. 12/8557] und auf der 37. Umweltministerkonferenz pr�zisiert worden.
Danach soll bis 2005 beim Pkw eine CO2-Minderung von 50 % und beim Lkw von 20 %
erreicht werden [IzR, 1996, 7/8: 491 ff.]. Von solchen optimistischen Voraussetzungen gehen
auch die Verkehrsplaner der Baubeh�rde in Hamburg aus16. Mehrere Studien (Prognos,
IFEU, UBA und DIW) haben jedoch inzwischen �bereinstimmend festgestellt, dass der
Verkehrssektor keinen positiven Beitrag zum CO2-Reduktionsziel leisten wird [zit. in
Verron, 1996,5: 17 ff.]. Als Hauptursachen f�r diese Entwicklung werden die drastisch
zunehmenden Fahrleistungen und die gestiegenen Motorleistungen in Verbindung mit
h�heren Geschwindigkeiten genannt, die die m�glich gewordenen Verbrauchseinsparungen
mehr als kompensieren [IzR, 1995, 7/8: 498]. Der am 24.3.97 in Hamburg vorgelegte
ãLuftreinehalteplan 2000Ó hat die Skepsis gegen�ber der angestrebten Kohlendioxid-
Minderung im Verkehrssektor best�tigt. Nach den 1995 erfolgten Messungen sind -im
Gegensatz zu den R�ckg�ngen anderer Kfz-Abgaskomponenten (s. o.)- die CO2-Emissionen
um 40000 auf 1.940000 t gestiegen [zit. in HA 250397]. Das von der Bundesregierung
anvisierte Ziel, bis 2005 eine Minderung des Treibhausgases Kohlendioxyd von 50 % beim
Pkw und von 20 % beim Lkw (gegen�ber 1990) zu erreichen, lie§e sich nur dann realisieren,
wenn die Autofahrer bereit w�ren, vorwiegend kleine Pkw mit einem Verbrauch unter 5 l auf
100 km zu kaufen.

L�rmbelastung:
Auch wenn es in den letzten Jahren gelungen ist, die Ger�uschgrenzwerte f�r neue Fahrzeuge
abzusenken, so wurden diese Fortschritte durch den Zuwachs des Verkehrsaufkommens und
den Trend zu gr�§eren und leistungsst�rkeren Fahrzeugen kompensiert. So blieb die
gesundheitssch�dliche L�rmbelastung durch den Stra§enverkehr, der innerhalb der
Gesamtverkehrs die herausragende Rolle spielt, f�r einen Teil der Bev�lkerung seit Jahren
unver�ndert hoch. In Hamburg waren mehr als 325000 Wohnungen (= 61 % der Haushalte)
durch Stra§enverkehrsl�rm beeintr�chtigt (siehe Tab. 28 a in Kap. 5.1.). In besonderer Weise
d�rften die an den Hauptverkehrsstra§en wohnenden, sozial schw�cheren
Bev�lkerungsschichten betroffen sein. Dies zeigten die Ergebnisse der ersten akustischen
Erhebung im Kerngebiet des Bezirks Altona. Der Schallimmissionsplan zum Quellbereich
Stra§enverkehr wies 1993 an den Hauptverkehrsstra§en in Altona mittlere Tagespegel bis zu
75 bis 80 dB (A) am Tage nach [FHH. UB., 1994: 159]. Zwar konnten in der vom
Stra§enverkehrsl�rm besonders betroffenen Stresemannstra§e nach Einf�hrung von Tempo
30 und der Konzentration des Kfz-Verkehrs in der Stra§enmitte die L�rmwerte um 4 bis 6 dB
(A) auf nunmehr 71 bis 73 (Tagwert) bzw. 63 bis 65 dB (A) (Nachtwert) gemindert werden
                                                            
16ãIm Szenario C.....nehmen die CO2-Emissionen im Stra§enverkehr um rund 30 % abÓ [FHH. Baub., 1995:
68]

Tab. 3 b: Schadstoffemissionen der Kfz in Hamburg 1990 und 1995 in t / a

1990      1995
Schadstoff t / a      t / a
Schwefeldioxid (SO2) 1197       508
Stickoxid (Nox)                       21023   12400
Kohlenmonoxid (CO)             76757   45700
Kohlenwasserstoffe k. A.     8800
Blei k. A.           5
Kohlendioxid (CO2)        1900000             1940000

Quelle: FHH. UB, 1997: 57



[Bdrs.14/4186], doch sind selbst bei dieser reduzierten L�rmbelastung aus medizinischer
Sicht nachteilige physiologische Reaktionen beim Menschen wie Schlafst�rungen, vegetative
Beeintr�chtigungen und Geh�rsch�den zu erwarten [Arend, 1995,3: 9 f.]. Hinzu kommen
Kommunikationsst�rungen und subjektiv empfundene Folgesch�den, deren Ausma§ derzeit
noch nicht genau erforscht werden kann. Sicher sind die Zusammenh�nge zwischen
Verkehrsl�rmbelastung und Herzinfarkt: Nach epidemiologischen Untersuchungen gibt es
immer mehr Hinweise auf ein deutlich erh�htes Herzinfarktrisiko bei Au§enl�rmpegeln von
65 bis 70 dB (A) [UME, 1995]17. Deshalb d�rften die vom Bund an bewohnten
Bundesstra§en festgelegten Schwellenwerte von 60 (in der Nacht) bzw. 70 Dezibel (am
Tage) [Steierwald/K�hne, 1994: 145 f.] kaum ausreichen, die hier lebenden Menschen vor
schweren Gesundheitssch�den zu sch�tzen. In Hamburg sind passive L�rmschutzma§nahmen
(bauliche Verbesserungen an D�chern und Fenstern) mit einem Kostenaufwand von 6,37 Mio
DM bisher an 24 in der Baulast der Hansestadt befindlichen Hauptverkehrsstra§en (Stand:
Juli 1997) durchgef�hrt worden. �ber das Ausma§ der noch nicht erf�llten Verpflichtungen
gem�§ ¤¤ 41 und 42 BImSchG k�nnen keine Angaben gemacht werden [Bdrs. 15/7644].

2.1.2.  Auswirkungen auf die soziale Umwelt

Die negativen Wirkungen des Kfz-Verkehrs auf die soziale Umwelt sind ganz besonders an
Hauptverkehrsstra§en zu sp�ren, die als mehrspurige, �berwiegend dem Durchgangsverkehr
dienende Verkehrsadern vormals zusammenh�ngende Stadtquartiere zerschneiden. L�rm,
Abgase, Unfallgefahren sowie zugeparkte Geh- und Radwege behindern nicht nur die
Mobilit�t der ãNichtmotorisiertenÓ, sondern schr�nken auch vielf�ltige soziale Beziehungen
(Erleben, Spiel, Aufenthalt, Kommunikation) ein18. Manches Nahziel -z. B. ein auf der
anderen Stra§enseite ans�ssiges Gesch�ft- ist nur auf Umwegen zu erreichen, w�hrend weiter
entfernt liegende Superm�rkte dank gro§z�giger Parkplatzangebote mit dem Auto bequem
aufgesucht werden k�nnen. Die Entwertung der r�umlichen N�he induziert somit neuen
Autoverkehr und gef�hrdet die soziale und r�umliche Identifikation vieler Bewohner zum
eigenen Wohnquartier. Immer mehr Besserverdienende verlassen die vom Autoverkehr zu
stark belasteten Stadtviertel und machen Platz f�r soziale Randgruppen, w�hrend sich private
Investoren immer mehr zur�ckziehen [Koschny, 1997: 105; Mantell/Strauf, 1997: 63;
Gatzweiler, 1997: 84].
Dar�ber hinaus sind insbesondere die Unfallsch�den als die bedeutendsten negativen
Folgeerscheinungen des Verkehrs anzusehen. Tab. 4 gibt einen �berblick �ber die

                                                            
17Nach einer vom BUND und vom Deutschen Arbeitsring f�r L�rmbek�mpfung vorgelegten Studie steigt ab 70
dB (A) das Risiko eines t�dlichen Herzinfarkts um ein F�nftel. Anwohner von Hauptverkehrsstra§en h�tten
demnach ein um 20 % h�heres Herzinfarkt-Risiko [zit. in HA 171195].
18Der Siemersplatz in Lokstedt ist nur ein Beispiel. Fr�her fungierte er als Dorfzentrum, heute ist er ein
Verkehrsknotenpunkt, auf dem die Verkehre zwischen Winterhude / Barmbek und der Autobahn (BAB 7) sowie
zwischen dem Norden Hamburgs und der Innenstadt abgewickelt werden [HA030496].

Tab. 4: Entwicklung der Verkehrsunf�lle von 1989 bis 1999 in Hamburg

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1999
Kfz-Bestand 733614_ 752996_ 764103_ 784444_ 797562_ 803430 806799 809232 812652 866108
Verkehrsunf.        64279   65723   62990   61317   56990   54538   53733   52510   53675 nicht bek.
VU/P.-Schaden   11178   11009     9902     9579     9165     9336     9373     8840     9107    9547_
Get�tete       116       105         90         76         74         55         46         57         46        46_
Verletzte   14660   14464   12074   12312   11963   12144   12272   11564   12041  12405_
Quellen: PolHH. LVV: Verkehrsbericht. Verschiedene Jahrg�nge, _Bdrs. 15/3414,

 _Wiemann, 2000, 7-9: 124, 



Entwicklung der Verkehrsunf�lle in Hamburg von 1989 bis 1999:
�  Bis Mitte der 90er Jahre ist die Anzahl der Verkehrsunf�lle stetig gesunken.

Allerdings ist diese Feststellung  f�r Vergleichszwecke wenig aussagekr�ftig, weil
nicht alle Unf�lle mit Sachsch�den statistisch erfasst werden. Oft haben sich die
Beteiligten ohne Hinzuziehung der Polizei geeinigt19

� Die Anzahl der Verkehrsunf�lle mit Personenschaden und die Anzahl der verletzten
Personen sind seit Beginn der 90er Jahre trotz des gleichzeitigen Anstiegs des Kfz-
Bestandes leicht r�ckl�ufig. Damit weist die Unfallh�ufigkeit in Abh�ngigkeit von der
Verkehrsdichte (also die Entwicklung der Personenunf�lle in Hamburg gemessen am
Motorisierungsgrad der Hamburger Bev�lkerung) einen g�nstigen Verlauf auf.

� Die Zahl der Todesopfer ist seit 1988 deutlich zur�ckgegangen. 1997 wies Hamburg
die niedrigste Zahl an Todesopfern im Stra§enverkehr von allen europ�ischen
Metropolen auf [HiZ, 1998,6: 134].

�  Der R�ckgang der schweren Verkehrsunf�lle w�re ohne einschneidende
verkehrspolitische Ma§nahmen -wie z. B. die fl�chendeckende Einf�hrung von
Tempop-30-Zonen- und ohne technologische Innovationen zur Erh�hung der aktiven
und passiven Sicherheit der Fahrzeuge nicht denkbar gewesen. Nicht zu �bersehen ist
aber die Tatsache, dass sich seit 1993 die Unfallzahlen auf hohem Niveau
ãstabilisierenÓ. So werden j�hrlich bei etwa 9000 Verkehrsunf�llen 12000 Menschen
verletzt.

Leidtragende sind in erster Linie die schw�cheren Verkehrsteilnehmer wie Kinder, Senioren,
Radfahrer und Fu§g�nger:
In Hamburg verungl�ckten allein in den Jahren 1996 und 1997 1362  Kinder, von denen 6 ihr
Leben verloren, 248 schwerverletzt und 1108 leichtverletzt wurden [PolHH. LVV, 1996: 38;
PolHH. LVV, 1997: 42]. Fast 50 % dieser registrierten Unf�lle, bei denen die Kinder zu Fu§
oder mit dem Fahrrad unterwegs waren, sind nach der polizeilichen Statistik durch andere
Verkehrsteilnehmer verursacht worden, insbesondere durch Verletzungen der Vorfahrt
(einschl. Ein- und Anfahren in den flie§enden Verkehr), falsches Verhalten gegen�ber
Fu§g�ngern, Fehler beim Abbiegen und zu schnelles Fahren [PolHH. LVV, 1997: 41]20.
Auch �ltere Menschen waren h�ufig Opfer von Verkehrsunf�llen. Allein im Zeitraum vom
1.1.1995 bis zum 31.12.1997 wurden 8847 Verkehrsunf�lle mit Seniorenbeteiligung
registriert. Sie forderten 38 Tote, 479 Schwerverletzte und 2445 Leichtverletzte [PolHH.
LVV, 1996: 44 f.; PolHH. LVV, 1997: 46]. 1997 gingen die meisten der im Stra§enverkehr
verungl�ckten Senioren (55 %) auf das Konto anderer Verkehrsteilnehmer, und zwar 5 von
11 Get�teten, 61 von 114 Schwerverletzten und 296 von 429 Leichtverletzten [PolHH. LVV,
1997: 47]. Im selben Jahr bestand die gr�§te Gef�hrdung f�r Senioren als Pkw-Fahrer (223
Verungl�ckte), w�hrend sie als Fu§g�nger (183 Verungl�ckte) die schwersten Unfallfolgen
(9 Get�tete und 71 Schwerverletzte) zu tragen hatten [Ebd.: 47].
F�r Fu§g�nger und Radfahrer -unabh�ngig vom Alter der jeweiligen Verkehrsteilnehmer-
stellte der Stra§enverkehr eine gro§e Gefahrenquelle dar. Mehr als 80 % der Verkehrsunf�lle
mit Personenschaden wurden 1996 von Kfz-F�hrern (Pkw: 71 %, Lkw: 8 %, Kr�der: 2 % und
Busse: 1 %) verursacht, nur 15 % gingen auf das Konto von Fu§g�ngern (8 %) und
Radfahrern (7 %) [PolHH. LVV, 1996: 34]. Die Auswertung der Hauptverursachung bei
Fu§g�nger- und Radfahrerunf�llen ergab folgendes Bild: 57 % der Radfahrerunf�lle wurden
durch das Fehlverhalten der Kfz-F�hrer (Fehler beim Abbiegen, Vorfahrtsverletzungen und
fehlerhaftes Einfahren in den flie§enden Verkehr als Hauptursachen) herbeigef�hrt. In 36 %
der F�lle waren Radfahrer selbst die Hauptverursacher. Bei den Fu§g�ngerunf�llen wurden

                                                            
19Eigene Erfahrungen als Polizeibeamter
20Eigene Berechnungen



die Kfz-F�hrer mit 38 % am zweith�ufigsten als Verursacher registriert (Fehlverhalten
gegen�ber Fu§g�ngern als mit weitem Abstand h�ufigste Hauptursache), 51 % aller Unf�lle
waren auf das Fehlverhalten der Fu§g�nger selbst (insbesondere durch Fehler beim
�berschreiten der Fahrbahn) zur�ckzuf�hren [Ebd.: 48 und 52].

2.1.3. Auswirkungen auf die gebaute Umwelt:

Als Transportmittel hat das Automobil die Mobilit�tsm�glichkeiten der Privathaushalte und
Wirtschaftsunternehmen stark verbessert, aber auch neue Verkehrsbed�rfnisse geweckt. Doch
erst der gro§z�gige Ausbau der Stra§enverkehrsinfrastruktur (siehe Kap. 3) und die
massenhafte Verbreitung der Privatfahrzeuge -m�glich geworden durch den sinkenden Anteil
der Kosten f�r Anschaffung und Unterhalt von Kfz am ausgabef�higen Einkommen
[Forschungsz., 1999: 52; L�pple, 1995: 17 f.]21- haben die Raum- und Verkehrsstrukturen in
den letzten Jahrzehnten entscheidend beeinflusst. Mit der leichteren �berwindung des
Raumes sind die individuellen Aktionsradien erweitert und die Bindung verschiedener
Aktivit�ten (Wohnen, Arbeiten, Erholen, Versorgen) an bestimmte Standorte gelockert
worden:

� Die Verlagerung von Wohn- und Arbeitspl�tzen an den Stadtrand oder ins Umland
verst�rkt die r�umliche Trennung der Nutzungsfunktionen und ruft abnehmende
Siedlungsdichten hervor.

�  Einkaufszentren und Freizeitgro§einrichtungen an peripheren, autoorientierten
Standorten f�hren zu einer Erosion des zentral�rtlichen Gef�ges und weichen die
bestehenden Zentrenkonzepte der Stadtentwicklungsplanung immer mehr auf.

� Da die Erreichbarkeit solcher Standorte (dispers gelegene Siedlungsgebiete, Einkaufs-
und Freizeitst�tten auf der ãgr�nen WieseÓ) mit anderen Verkehrsmitteln (Fahrrad,
�PNV) erschwert ist, verst�rkt sich die Abh�ngigkeit vom Kfz.

� Der Motorisierungsgrad der Bev�lkerung nimmt zu, das Verkehrsaufkommen auf den
Stra§en w�chst.

�  Mit dem Argument der Beseitigung bestehender Engp�sse im Stra§ennetz werden
neue Stra§en gebaut. Als Folge verbesserter Erreichbarkeitsverh�ltnisse dehnt sich
allerdings auch die Siedlungsfl�che weiter aus.

�  Die Siedlungsexpansion zerst�rt Urbanit�t durch fortschreitende Zersiedelung und
bereitet den Boden f�r st�rker autofixierte Strukturen.

�  Mit der ãAutomobilisierungÓ unserer Gesellschaft sind auch soziale Disparit�ten
verbunden: W�hrend die motorisierte Bev�lkerung wegen der schnellen und
bequemen Erreichbarkeit der von ihnen angesteuerten Ziele (z. B. Arbeitspl�tze,
Einkaufs- und Freizeitst�tten) von der Benutzung profitiert, haben schw�chere
Verkehrsteilnehmer unter den negativen Folgen des Autoverkehrs zu leiden.

                                                            
21In einem durchschnittlichen Haushalt mit vier Personen wurden 1993 bei einem Nettoeinkommen von 5200
DM (1970: 1250 DM) nur 130 DM (1970: 20 DM) im Monat f�r Benzin ausgegeben. Nicht alles ist so billig
geblieben wie das Autofahren: F�r Miete und Energie mussten 1070 DM (1970: 220 DM) und f�r
Nahrungsmittel etwa 1000 DM (1970: etwa 500 DM) ausgegeben werden [Stat. BA: Stat. Jahrbuch.
Verschiedene Ausgaben].



2.1.4. Versuch einer Bewertung der Umweltsch�den

Die vom Stra§enverkehr verursachten volkswirtschaftlichen Kosten setzen sich aus vielen
Komponenten zusammen [Tesdorpf, 1984: 283 f.]:

�  Kosten f�r Gesundheitssch�den, die durch Emissionen des Kfz-Verkehrs
hervorgerufen werden, d. h. Kosten f�r das aufwendige Rettungswesen einschlie§lich
Krankenhauskapazit�ten, Kosten f�r die Produktionsausf�lle w�hrend der Unfall- und
Krankengenesungszeit, Kosten f�r Invalidenrenten und Kosten f�r
L�rmschutzma§nahmen.

�  Kosten f�r Vegetationssch�den, die auch weit entfernt von den Emissionsquellen
auftreten k�nnen (forstwirtschaftliche Sch�den, Beeintr�chtigung des
Grundwasserhaushalts).

� Kosten f�r Landschaftszerst�rungen auf Grund von Nutzungsbeeintr�chtigungen f�r
Erholungsfl�chen entlang von stark befahrenen Stra§en; hierunter fallen auch Kosten
f�r Nutzungsausf�lle an Land f�r die Anlage von L�rmschutzw�llen.

� Kosten f�r noch nicht abzusehende Konsequenzen einer globalen Klimaver�nderung,
an denen der Stra§enverkehr mit seinen Emissionen beteiligt ist.

�  Kosten f�r Bau- und Instandhaltung von Stra§en22 und f�r die Verkehrsregelung
notwendigen Aufgaben.

� Kosten f�r notwendige Restaurierungs- und Instandsetzungsarbeiten an besch�digten
Geb�uden, z. B. Kosten f�r den Einbau schalldichter Fenster, Mehrkosten f�r
Hauserneuerung infolge Staubbelastung, Werteinbu§en f�r Hausbesitzer f�r H�user
und Wohnungen an verkehrsreichen Stra§en.

�  Kosten f�r Freizeitrefugien (Kleing�rten und Wochenendh�user), die notwendig
wurden, weil ãsozial BessergestellteÓ den Umweltbeeintr�chtigungen entgehen
wollen, was wiederum mit zus�tzlichem Landschaftsverbrauch und mit der Erzeugung
von Verkehr verbunden ist.

Angesichts der vielen durch den Stra§enverkehr hervorgerufenen Belastungen stellt sich die
Frage, wie hoch der Schaden eigentlich ist, den er der Umwelt zuf�gt und der nicht von den
motorisierten Verkehrsteilnehmern getragen wird, sondern Dritten oder der Allgemeinheit
(Krankenkassen, Kassen der �ffentlichen Hand in Bund, L�ndern und Gemeinden,
nachfolgende Generationen) zur Last f�llt, und was dies etwa bei einer Umlegung auf die
Mineral�lsteuer f�r die Menschen bedeuten w�rde. Dazu liegt eine Vielzahl von
Untersuchungen vor [Grupp, 1986,9: 359 f.; UPI, 1991,20; Rothengatter, 1989,1: 62 ff.;
Borchard, 1997,14: 10; Bergh�ll/Konvitz, 1998: 176; Perkins et al., 1998: 113], die aber auf
sehr angreifbaren methodischen Ans�tzen beruhen. Wie soll man denn auch die Sch�den
durch Menschenverluste exakt bestimmen, wie die durch Luftverschmutzung verursachten
Krebserkrankungen und die durch L�rm hervorgerufenen Mietminderungen bewerten und
wie die Sch�den an bedeutenden historischen Geb�uden festlegen.
Daher differieren die vorgenommenen Sch�tzungen �ber die H�he der volkswirtschaftlichen
Kosten des MIV erheblich: Die OECD (1998) geht in ihrer Studie davon aus, dass die durch
den Landverkehr hervorgerufenen Folgekosten f�r Umweltsch�den etwa 5 % des
Bruttoinlandsproduktes (BIP) erreichen. Davon entfallen 2 % auf Verkehrsstockungen, 1,5

                                                            
22In Hamburg wurden im Jahr 2000 70 Hauptverkehrsstra§en und �ber 300 nachgeordnete Stra§en von der
Baubeh�rde und den zust�ndigen Bezirken als grundinstandsetzungsbed�rftig eingestuft. Hierf�r m�ssten
insgesamt weit mehr als 400 Mio DM aufgebracht werden [DW 100500]. Auf eine gro§e Anfrage der CDU-
Fraktion vom 04.04.01 erkl�rte der rot-gr�ne Senat einen Monat sp�ter: ãInsgesamt wurden in den vergangenen
11 Jahren [Anm.: 1990-2000] f�r Unterhaltung, Instandsetzung und Grundinstandsetzung der hamburgischen
Stra§en einschlie§lich der Sonderprogramme zur Beseitigung von Stra§ensch�den rund 370 Mio DM trotz der
Notwendigkeit der Haushaltskonsolidierung aufgewendetÒ [Bdrs. 16/5858].



bis 2 % auf Verkehrsunf�lle, 0,4 % auf Luftverschmutzungen und 0,1 bis 0,3 % auf
L�rmemissionen [Bergh�ll/Konvitz, 1998: 176; Perkins et al., 1998: 113]. F�r die
Europ�ische Union liegen Sch�tzungen in einer �hnlichen Gr�§enordnung vor: Demnach
betragen die Kosten f�r Staus 2 % (= 100 Mrd. DM), f�r Unf�lle 2,5 % (= 120 Mrd. DM) und
f�r Umweltverschmutzungen 0,7 bis 1,5 %. Eine Differenzierung nach Verkehrstr�gern
ergibt folgendes Bild (bezogen auf 100 Personenkilometer): Pkw: 7,50 DM (darin enthalten
sind Kosten f�r Luftverschmutzung: 3,60 DM, f�r Unf�lle: 3,30 DM sowie f�r L�rm-,
Boden- und Wasserbelastung: 0,60 DM), Schienenverkehr: 1,75 DM und Bus: 1,51 DM.
Insgesamt machen die externen Kosten des Autoverkehrs in den alten Bundesl�ndern
ungef�hr 50 Mrd. DM / Jahr aus [Borchard, 1997,14: 10]. Nach einer Studie (2000) der
alternativen Verkehrsverb�nde ãUmkehr e.V.Ó und ãFu§ e.V.Ó verursacht der Pkw-Verkehr in
Deutschland j�hrlich 212 Mrd. DM an Kosten, von denen nur 39 Mrd. DM durch
Steuereinnahmen gedeckt sein sollen. Dagegen fallen die durch Bus und Bahn
hervorgerufenen Folgesch�den mit rd. 20 Mrd. DM deutlich geringer aus23.
F�r Hamburg liegen Kostensch�tzungen �ber die hier registrierten Verkehrsunf�lle vor (siehe
Tab. 5). Danach sind die Unfallkosten leicht zur�ckgegangen.

Mag die Bewertung der Umweltsch�den aus dem Stra§enverkehr auch schwierig sein, so
machen verschiedene Untersuchungen deutlich, dass im Vergleich zum �PNV der
Stra§enverkehr wesentlich schlechter abschneidet (s. u. Tab. 6): Der durchschnittliche
spezifische Energieaufwand des MIV, der aus der Summe des fixen Prim�renergieaufwands
und des Grenzverbrauchs resultiert, f�llt mindestens dreimal so hoch aus wie der des �PNV
[Forschungsz., 1999: 75; Treber, 1995,12: 25 ff.]24. Auch hinsichtlich der
Schadstoffemissionen ist der MIV dem �PNV deutlich im Nachteil, wobei die
Schienenfahrzeuge wiederum bessere Ergebnisse erzielen als die Bussysteme. Folglich
bestehen bei den externen Kosten erhebliche Ungleichgewichte. Eine Schweizer Studie zeigt,
dass beim MIV die externen Kosten je Einwohner drei- bis viermal h�her liegen als beim
�PNV, bei der Umweltbelastung je Einwohner und Jahr sind sie sogar achtmal so hoch
[Kaspar, 1996,1: 36]25. Bezieht man die Lebensdauertransportleistung mit ein, weisen die
Verkehrsmittel des �ffentlichen Verkehrs eine viermal so hohe Effizienz auf als der Pkw
[Pfaffenbichler, 1998,1]. 
Dennoch darf nicht �bersehen werden, dass die auf Schadenswirkungen bezogenen
Vergleiche der verschiedenen Verkehrstr�ger methodische Defizite nicht ausschlie§en
k�nnen. Dies gilt insbesondere f�r den Emissionsvergleich, der ã......in bezug auf

                                                            
23Telefonat mit Herrn Lieb vom Verkehrsverband ãUmkehr e.V.Ó am 20.12.01
24Treber nimmt Bezug auf verschiedene Studien (Prognos: 1995, UPI: 1994, D. Teufel: 1992, IFEU: 1990,
Liebscher: 1994) und stellt die darin diskutierten Werte f�r die einzelnen Verkehrstr�ger zusammen.
25C. Kaspar (Hochschule St. Gallen und TU Dresden) kommt zu dem Ergebnis, dass der Mittelwert der
Umweltbelastung  in Schweizer Gro§- und Kleinst�dten bei 535 DM pro Person und Jahr f�r den MIV
anzusetzen ist. Beim �PNV sind des etwa 64 DM.

Tab. 5: Gesamtwirtschaftliche Unfallkosten in Hamburg f�r die Jahre 1995 bis 1997 (in DM)

   1995    1996    1997
Personensch�den 213.311.600 218.221.800 225.534.800
Sachsch�den 452.160.100 439.303.400 407.744.400
Gesamtsumme 665.471.700 657.525.200 633.279.200

Quelle: 
Bundesanstalt f�r Stra§enbauwesen (BAST). Nach den Kostens�tzen der BAST f�r 1994, zit. in: PolHH.
LVV: Verkehrsbericht. Verschiedene Jahrg�nge



Umweltauswirkungen nur eine sehr eingeschr�nkte Aussagef�higkeit besitzt, weil er keine
Bezugnahme auf die jeweiligen Immissionsbelastungen gestattetÓ [Forschungsz., 1999: 75].
Hier ist v. a. auf die geringen Emissionen des Bahnverkehrs hinzuweisen, die
ã......vergleichsweise.....noch geringere Immissionen in den Lebensr�umen der Bev�lkerung
[ergeben], da sie aus hohen Kraftwerksschornsteinen freigesetzt werden, die eine
weitgehende Verd�nnung der Schadstoffkonzentrationen sicherstellenÓ [Ebd.: 75].

Trotz der genannten Einschr�nkungen bez�glich des hier vorgenommenen Versuchs,
Umweltsch�den verschiedener Verkehrstr�ger angemessen zu bewerten, bleibt doch
festzustellen, dass bei zuk�nftigen verkehrsplanerischen Entscheidungen eine
Nichteinbeziehung externer Effekte des Verkehrs erhebliche negative Auswirkungen zur
Folge haben kann, wie sie in den Kap. 2.1.1. bis 2.1.3. beschrieben worden sind. Dar�ber
hinaus stellt die mangelhafte Ber�cksichtigung der volkswirtschaftlichen Folgekosten eine
ungeheure Subventionierung des Verkehrstr�gers Stra§e dar. Denn so lange der Verkehr f�r
die motorisierten Verkehrsteilnehmer zu billig ist und eine Harmonisierung der
Kostenrechnung und Kostenbelastung zwischen �PNV und MIV unterbleibt, wird mit einer
Verhaltens�nderung der Menschen bei der Verkehrsmittelwahl ebenso wenig zu rechnen sein
wie mit einer Trendwende in Verkehrspolitik und -planung. Unter diesen Voraussetzungen
werden auch zuk�nftig Stra§enausbauplanungen mit ãtraditionellenÓ, in den Medien st�ndig
wiederkehrenden Argumenten wie ãVerbesserung der WirtschaftskraftÓ und ãSt�rkung der
regionalen Struktur durch positive Auswirkungen der Erschlie§ungÓ gerechtfertigt. Weiterer
Stra§enbau und h�here Belastungen f�r Mensch und Umwelt werden die Konsequenzen sein.

Tab. 6:  Spezifische Emissionsfaktoren f�r Pkw, Busse und Nahverkehrsbahnen in Hamburg

Fossile Varianten Varianten mit Kernenergie

Bezugsjahr 1984 1995 1984 1995
Variante / Szenario fiktiv pessim. / realer optim. /
   fossil Ausstieg Einsatz Fortschr.

Summe von Pkw 2400 1100 2400 1100 
HC, Partikeln Bus   700   200   700   400
und Blei Bahn     20     20     20     10

Anorganische Pkw 2400 1500 2400 1400
S�urebildner Bus 1000   700 1000   500
(NO, SO2)      Bahn   600   200   300   100

Kohlen- Pkw     13000 5000             13000 5000
Monoxid Bus   650   530   650   500

Bahn     30     20     20     10

Pkw       5       2       5       2
Staub Bus       2       2       2       1
                    Bahn     20       4       5       3

Quelle: H�pfner/Scharb, 1989: 8 (Zusammenfassung)



2.2. Ver�nderungen soziodemografischer und �konomischer Rahmenbedingungen in
Hamburg und ihre Auswirkungen auf die Raum- und Verkehrsstruktur

2.2.0. Einf�hrung

Auch in Hamburg sind die in Kap. 1.1. beschriebenen verkehrsaufwendigen Strukturen
auszumachen, die in starkem Ma§e den Stadtverkehr pr�gen und zusammen mit dem noch
steigenden Motorisierungsgrad dazu beitragen, dass in Zukunft mit einem weiteren Anstieg
des Verkehrsaufkommens auf der Stra§e zu rechnen ist [Enqu.-Komm., 1995,1: 14;
Prognos/Kessel, 1992: 14; FHH. Baub., 1995: 8 f.]. In diesem Zusammenhang k�nnen
Ver�nderungen demografischer und �konomischer Rahmenbedingungen weitere
Konsequenzen f�r die Raum- und Verkehrsentwicklung nach sich ziehen. In den folgenden
Kap. 2.2.1. und 2.2.2. sollen die von der Hamburger Stadtentwicklungsbeh�rde f�r m�glich
gehaltenen Ver�nderungen (vgl. auch Kap. 4) kurz dargestellt werden. Anschlie§end m�chte
ich die daraus resultierenden verkehrsinduzierenden Wirkungen aufzeigen (Kap. 2.2.3.).

2.2.1. Die demografische Entwicklung

Waren die 70er und 80er Jahre weitgehend von der Vorstellung gepr�gt, dass auf Grund des
Geburtenr�ckgangs langfristig eine Bev�lkerungsabnahme bei erheblicher Ver�nderung der
Altersschichtung eintreten w�rde, so nahm von 1986 bis 1993 die Einwohnerzahl infolge
starker Zuwanderungen -v. a. aus dem osteurop�ischen Ausland, aber auch aus den neuen
Bundesl�ndern- um �ber 130000 (in Hamburg26) zu, in der gesamten Region (Hamburg und 8
Umlandkreise) sogar um �ber 220000 [FHH. Steb, 1995b: 12]. Der
au§enwanderungsbedingte Bev�lkerungszuwachs k�nnte sich auch in den n�chsten  Jahren
trotz des anhaltenden Negativsaldos der nat�rlichen Bev�lkerungsentwicklung (hoher
Sterbe�berschuss) fortsetzen, sodass bei insgesamt wieder r�ckl�ufigen Einwohnerzahlen
ã.....unvorhersehbare Entwicklungen [auf dem Wohnungsmarkt].....auch f�r die Zukunft nicht
auszuschlie§en [sind]Ó [Kellner, 2001: 23]. So unterstellt die 8. koordinierte
Bev�lkerungsvoraussch�tzung f�r das Bundesgebiet eine anhaltende Bev�lkerungszunahme
in der Hamburger Region bis 2010, f�r Hamburg jedoch schon nach der Jahrtausendwende
wieder eine leichte Abnahme. Die zwei im REK enthaltenen Prognosevarianten zeigen
allerdings noch weitere f�r m�glich gehaltene Entwicklungen auf (s. u. Tab. 7). Angesichts
dieser Unsicherheiten sollte der zuk�nftige Wohnraumbedarf wegen der zu erwartenden
negativen Folgen auf keinen Fall untersch�tzt werden, zumal darauf hinzuweisen ist, dass der
Wohnungsbau in Hamburg seit Jahren dem steigenden Bedarf27 hinterherl�uft - ein Resultat
verschiedener Entwicklungstendenzen:

                                                            
26Der Wanderungsgewinn wurde in Hamburg zu 70 % von Ausl�ndern getragen. [Mantell / Strauf, 1997: 63]
27Der Wohnungsbedarf in Hamburg setzt sich bis zum Jahr 2010 zusammen aus
- Nachholbedarf, der aus der Gegen�berstellung der Haushalte und der notwendigen Fluktuationsreserve an
Wohnungen einerseits und der Zahl der vorhandenen Wohnungen andererseits resultiert und auf etwa 30000
Wohnungen gesch�tzt wird;
- Ersatzbedarf, der sich aus dem Abgang von Wohnungen durch Abriss, Zusammenlegung und
Zweckentfremdung ergibt und auf 25000 Wohnungen veranschlagt wird;
- und Neubedarf, der von der Ver�nderung der Zahl der Einwohner und der Haushalte sowie der
Einkommensentwicklung abh�ngig ist, wobei diese Ver�nderungen je nach Prognosevariante (s. o)
unterschiedlich hoch ausfallen. [FHH. Steb, 1996a: 36]
Die Risiken bei der Absch�tzung der k�nftigen demografischen Ver�nderungen lassen keine verbindliche
Aussage zu, wie sich der Wohnungsbedarf im Jahr 2010 darstellt. Die Bandbreite des gesch�tzten Bedarfs
schwankt zwischen 35000-65000 [FHH. Steb, 1996:37] und 59000 Wohnungen [FHH. Steb. 1995 b: 43].



� Die Entwicklung der Baut�tigkeit (Zunahme der Zahl der Wohnungen von 1987 bis
1994 um ca. 32000 bzw. 4 %) hatte Mitte der 90er Jahre mit der demografischen
Ver�nderung (Zunahme der Bev�lkerungszahl im selben Zeitraum um ca. 112000
bzw. 7%) nicht Schritt halten k�nnen.28 Erst die umfangreicheren Bauma§nahmen in
der zweiten H�lfte des letzten Jahrzehnts sorgten f�r einen Ausgleich29. Insgesamt
wurden in den 90er Jahren 75000 Wohnungen in Hamburg gebaut, davon etwa 60000
im Geschosswohnungsbau [Walter, 2001: 6].

�  Der lokale Wohnungsmarkt schrumpfte durch Umwidmung, Abriss und
Zweckentfremdung um 1000 bis 2000 Wohnungen  pro Jahr [FHH.Sen/SHL/NSL,
1994: 7; FHH. Steb., 1996a: 36]

� Der Bestand an Sozialwohnungen fiel von 280600 (1986) auf 151400 (2000) [FHH.
Steb., 1995b: 42; Bdrs. 16/5100], sodass die gering verdienenden Haushalte auf dem
lokalen Wohnungsmarkt noch mehr benachteiligt wurden.

�  Das Defizit an preiswertem Wohnraum wurde noch verst�rkt durch
Luxusmodernisierungen mit z. T. erheblichen Mietpreisspr�ngen und durch
Umwandlungen in Eigentumswohnungen. Dies f�hrte zur Verdr�ngung von
Haushalten mit geringem Einkommen aus innenstadtnahen Wohngebieten [Dobbrodt,
1996,6: 10].

� Der Wohnungsmangel war auch Ausdruck einer kontinuierlich gestiegenen Nachfrage
an Wohnfl�che pro Person: Beanspruchte im statistischen Mittel 1970 noch jede
Person etwa 25 qm Wohnfl�che f�r sich, so erh�hte sich die durchschnittliche
Wohnfl�che binnen 30 Jahren um mehr als 10 qm und lag 2001 bei 35,5 qm [FHH.
Steb., 1995b: 42; HiZ, 2002,II: 2].

�  Seit Mitte der 90er Jahre sind auch die st�dtischen Finanzmittel zur
Wohnungsversorgung r�ckl�ufig [Kellner, 2001: 22].

                                                            
28Eigene Berechnungen nach Ang. aus: FHH. Stat.LA, 1990,10; FHH. Steb., 1996a: 35; FHH. Steb. 1995b: 42
29So wurden allein im Jahr 1995 insgesamt 9750 neue Wohnungen gebaut, davon 4389 aus dem
Wohnungsbauprogramm des Senats und 5361 frei finanzierte Wohnungen [Bdrs. 15/5324]. Das entsprach einer
Steigerungsrate von gut 19 % gegen�ber dem Vorjahr [HiZ, 1996,1: 2]. 1997 wurden weitere 8099 und 1998
noch einmal 8471 Wohnungen fertiggestellt [HiZ, 1999, 3/4: 38].

Tab. 7:  Prognosevarianten zur Bev�lkerungsentwicklung in der Hamburger Region

Jahr Gebiet ãBDA 6/92Ó1 ãEurostat CÓ_
Bev�lkerung Bev�lkerung

1990 Region 3.148.089 3.148.089
Umland 1.495.716 1.495.716
Hamburg 1.652.372 1.652.372

1992 (Ist) Region 3.230.129 3.230.129
Umland 1.541.344 1.541.344
Hamburg 1.688.785 1.688.785

2000 Region 3.290.820 3.351.587
Umland 1.582.747 1.619.076
Hamburg 1.708.073 1.732.511

2010 Region 3.202.723 3.403.467
Umland 1.545.599 1.656.063
Hamburg 1.657.124 1.747.404

1 Prognose des Hamburger Basisdatenausschusses aus Juni 1992
_ Modellrechnung des Statistischen Amts der Europ�ischen Gemeinschaft

Aus: FHH. Sen. / SHL / NSL, 1994: 6



F�r die zuk�nftige Wohnungspolitik m�ssen die Entwicklung der Zahl der 15- bis 45j�hrigen
sowie die Gr�§enstrukturverschiebungen der Haushalte st�rker ber�cksichtigt werden.
Bedingt durch die geburtenstarken Jahrg�nge der 50er und 60er Jahre und die anhaltende
Zuwanderung aus dem Ausland ist davon auszugehen, dass die Altersgruppe der 15- bis
45j�hrigen, die in erster Linie die zuk�nftige Entwicklung der Haushaltszahl bestimmt und
deshalb die entscheidende Nachfragegr�§e am Wohnungsmarkt darstellt, stark zunehmen
[FHH. Steb., 1996a: 7] und Hauptverursacher des wachsenden Siedlungsdrucks sein wird.
Zus�tzlich nachfrageverst�rkend werden sich Ver�nderungen der Haushaltsgr�§en
auswirken: Der anhaltende Trend zur Haushaltsverkleinerung infolge des sozialen Wandels
(mehr Alleinerziehende, Hinterbliebene, Geschiedene und �berzeugte Singles) dr�ckt sich
zun�chst auch in einer Zunahme der Haushalte aus.30 Im Zuge dieser Entwicklung steigt die
Zahl der Ein- und Zweipersonenhaushalte weiter an. Bereits heute stellen die
Einpersonenhaushalte die H�lfte aller Haushalte in Hamburg (siehe Tab. 8  und 9) und vier

F�nftel aller neu gegr�ndeten Haushalte [FHH. Steb., 1996a: 1]. Die kleinen Haushalte
tragen wiederum entscheidend dazu bei, dass sich die Nachfrage nach vielf�ltig
verwendbaren Wohneinheiten infolge zunehmend differenzierter Anforderungen31 an
Wohnungsqualit�t, Wohngr�§e, Nutzungsintensit�t und Mietpreis erh�ht. Die Orientierung
der Kommunal- und Wohnungspolitik an der Durchschnittsfamilie scheint deshalb immer
fragw�rdiger zu werden, sodass der genormte Wohnungsbau f�r die st�dtebauliche Struktur
an Bedeutung verlieren k�nnte. Neben dem wachsenden Bedarf an Wohnungen mit
gehobenem und h�herem Wohnstandard wird es dennoch in Zukunft einen gro§en Bestand an
Sozialwohnungen geben m�ssen, um die Aufnahmef�higkeit des unteren st�dtischen
Wohnungsteilmarktes langfristig zu erhalten.32

Unter r�umlichen Gesichtspunkten sind folgende Entwicklungstendenzen denkbar:
1. Die Suburbanisierungstrends werden sich in der Metropolregion Hamburg auch in den
n�chsten Jahren fortsetzen, weil

                                                            
30Im STEK wird auf der Grundlage der mittleren Variante der 8. Koordinierten Bev�lkerungsprognose von
einer Steigerung der Zahl der Haushalte um 3900 im Zeitraum 1994 bis 2000 ausgegangen. Bis zum Jahr 2010
soll sich die Zahl aber um 25200 verringern. [FHH. Steb., 1995b: 43]
31Bei den Einpersonenhaushalten lag die durchschnittliche Wohnfl�che pro Kopf bei 51 qm, bei den
Vierpersonenhaushalten bei 24 qm (Bezugsjahr: 1987) [Enqu.-Komm., 1995,1: 10].
Tesdorpf wies schon 1984 darauf hin, dass die demografischen Parameter aus dem Bereich der
Haushaltsstruktur gekl�rt seien:
1. Je mehr Haushalte, desto mehr Fl�chenverbrauch.
2. Je kleiner die Haushalte, desto gr�§er die Fl�chen pro Person wegen der h�heren Anzahl der Sanit�r- und
Nebenr�ume [Tesdorpf; 1984: 313].
32Hamburgs Oberbaudirektor Walter sieht ã.......auch bei einem entspannteren Wohnungsmarkt die in Zukunft
unver�ndert wichtige Aufgabe, sozial Benachteiligte mit preisg�nstigem Wohnraum zu versorgenÓ [Walter,
2001: 12].

Tab. 8: Entwicklung der Haushalte in Hamburg in den Jahren von 1961 bis 1999
1961 1970 1987 1996 1999

Zahl der Haushalte 751025 795900 827042 908600 916000
Personen je Haushalt   2,39   2,25   1,92   1,88                 1,86
Anteil der Einpersonen-   29,3   35,8   46,7   47,9   49,0
haushalte in %
Quellen: HiZ, 1998,3: 50; HiZ, 1998,7/8: 165; HiZ, 2000,5-6:62

Tab. 9: Struktur der Haushalte in Hamburg im Jahre 1999
Anzahl der Haushalte Einpersonen- Zweipersonen- Dreipersonen- Mehrpersonenhaushalte

in Prozent
916000      49,0      30,3      17,8 2,9

Quelle: HiZ, 2000,5-6:62; eigene Berechnungen



a.) Fl�chenengp�sse und hoher Umweltbelastungsgrad im Stadtkern sowie hohes
Bodenpreisgef�lle die Bereitschaft eines Umzuges an den Stadtrand bzw. ins nahe Umland
verst�rken,
b.) zahlreiche Haushalte (insbesondere mittelst�ndische junge Familien mit Kindern) sich
eine Verbesserung ihrer Wohnsituation durch gr�§ere, besser ausgestattete Wohnungen
w�nschen oder Wohnungseigentum anstreben,
c.) im Zuge der Ver�nderung der Altersstruktur der deutschen Bev�lkerung die
Ruhestandswanderung und damit die Abwanderung in das l�ndliche Umland und in
landwirtschaftlich reizvollere, geringer verdichtete Regionen zunehmen wird (zunehmende
Nachfrage nach Wohneigentum zur wirtschaftlichen Alterssicherung)
d.) und eine begrenzte Randwanderung der l�nger in Deutschland lebenden ausl�ndischen
Mitb�rger m�glich erscheint.
Unter den genannten Bedingungen werden die Abwanderungen mit nachteiligen sozialen
(soziale Entmischung ganzer Quartiere) und fiskalischen (Verlust an Steuerkraft)
Konsequenzen f�r Hamburg verbunden sein [Kellner, 2001: 22].

2. Im Zeitraum von 1997 bis 2005 werden in Hamburg 57 der 84 vom Statistischen
Landesamt betrachteten Stadtteile33 Bev�lkerungsabnahmen zu verzeichnen haben, 27
gewinnen auf Grund der starken Neubaut�tigkeit Einwohner hinzu. Die st�rksten Zuw�chse
haben Allerm�he (ca. 6000 Personen) und Rahlstedt (ca. 1900 Personen) zu erwarten.
Insgesamt f�llt der Verlust in der �u§eren Stadt (ca. 8200 Personen) deutlich geringer aus als
in der Inneren Stadt (15300 Personen) [HiZ, 1998,6: 138].
Wegen der anhaltenden gesellschaftlichen Trends, Einpersonenhaushalte zu gr�nden und
citynah zu wohnen, wird die Nachfrage nach innenstadtnahen Wohnungen v. a. in den durch
Ma§nahmen der Stadterneuerung ãaufgewertetenÓ Stadtgebieten (Quartiere in Ottensen, St.
Georg, St. Pauli, Altona-Altstadt, Karolinenviertel und Gro§neumarkt) gro§ sein. In
Quartieren, in denen die Sanierung gr�§tenteils mit privaten Mitteln getragen worden ist,
werden die steigenden Mieten von einkommensschwachen Bev�lkerungsschichten nicht
mehr zu bezahlen sein. Sie m�ssen zusammenr�cken oder auf schlecht ausgestatteten
Wohnraum ausweichen. St�rkere Bev�lkerungsgruppen sowie neue �konomische und
kulturelle Nutzungen (Arbeitspl�tze in der Informations- und Kommunikationstechnologie,
gastronomische Einrichtungen mit kulturellen Angeboten) r�cken nach [Daase, 1995: 123;
Kellner, 2001: 14] und �ben Druck auf weitere kaufkraftschwache Mieter aus. Falls in diesen
Stadtvierteln die Sanierungen nicht durch soziale Ma§nahmen flankiert werden, wird es auf
dem sich wandelnden Wohnungsmarkt zu einem harten Verteilungskampf um den noch
bezahlbaren Wohnraum kommen. Steigende Zahlen von Obdachlosen und
Wohnungssuchenden sowie zunehmende soziale Segregation (Yuppie-Wohnviertel,
ethnische Wohnquartiere) und versch�rfte soziale Spannungen zwischen ethnischen
Gruppen34 k�nnen den betroffenen Quartieren in der Inneren Stadt einen erheblichen Schaden
zuf�gen.      
In den Stadtteilen der �u§eren Stadt stellt sich die Situation ganz anders dar: In Zeiten
zunehmenden Fl�chenbedarfs zeichnet sich hier ein scharfer Konflikt zwischen sozialen,
�konomischen und �kologischen Interessen ab, wenn die Bebauung weiterer, heute als
bedeutsam eingestufter Freir�ume bedenkenlos vorgenommen wird. Um die Abwanderung
zahlungskr�ftiger Steuerb�rger35 zu verhindern und der wachsenden Nachfrage nach

                                                            
33Benachbarte Stadtteile mit geringen Bev�lkerungszahlen wurden zusammengefasst.
34Mit versch�rften sozialen Auseinandersetzungen ist v. a. dann zu rechnen, wenn auf Grund verst�rkter
Konkurrenz mit Ausl�ndern oder Angebotsverminderungen f�r sozial Schwache der untere st�dtische
Wohnungsteilmarkt nicht mehr hinreichend aufnahmef�hig ist.
35J�hrlich verliert Hamburg etwa 25000 Einwohner mit mittleren und besseren Einkommen an das Umland [DW
221200]. In den letzten Jahren ist jedoch eine positive Wanderungsbilanz als Folge des Zustroms junger



H�usern36 gerecht zu werden, sind in den letzten Jahren wieder mehr Wohnquartiere mit
nachtr�glich vergr�§ertem Anteil an Einfamilienh�usern ausgewiesen bzw. errichtet worden.
Dazu geh�ren die Wolfgang-Borchert-Siedlung in Alsterdorf (Mitte der 80er Jahre realisiert),
Allerm�he-Ost und der Annenhof in Sasel (beide Projekte Anfang der 90er Jahre
fertiggestellt), der Reinbeker Redder in Bergedorf (600 WE Reihen- und Doppelh�user, 150
WE Geschosswohnungen), die Gartenstadt Boltwiesen in Wandsbek auf dem Gel�nde der
ehemaligen Graf-Goltz-Kaserne (65 WE dreigeschossige Stadth�user, 245 WE
zweigeschossige Reihenh�user, 24 WE Doppelh�user und 87 WE Geschosswohnungen) und
das Wohngebiet Heidberg in Langenhorn (321 gestapelte Reihenh�user, 48 Reihenh�user und
214 Geschosswohnungen) [Kellner/Weiss, 1998,8: 10 f.; vgl. auch FHH. Steb., 2001: 34 ff.].
Dabei stie§ insbesondere der B-Plan-Entwurf Heidberg wegen der ã.....verheerenden
Auswirkungen der geplanten umfangreichen Bebauung auf die angrenzenden nat�rlichen
Bereiche Bornbach, Raakmoorgraben, Hummelsb�ttler Feldmark und v. a. auf das
Naturschutzgebiet Raakmoor.....Ó auf heftige Kritik von Umweltschutzverb�nden37.

Vor diesem konflikttr�chtigen Hintergrund ergeben sich folgende Fragen:
� Muss der aus gewandelten gesellschaftlichen Entwicklungstrends resultierende Druck

zu einer Inanspruchnahme neuer Siedlungsfl�chen im Freiraum f�hren?
�  Kann Hamburg auf ausreichende Baulandreserven38 zur�ckgreifen? L�sst das

begrenzte Grundst�cksangebot es zu, in st�rkerem Ma§e Einfamilienh�user
anzubieten?

�  Kann eine angemessene und vertretbare Innenentwicklung den wachsenden
Anspr�chen der Bev�lkerung gerecht werden? Wird es m�glich sein, mit einem
entsprechenden Angebot an bezahlbaren Eigentumswohnungen,
Abwanderungswillige in Hamburg zu halten?

2.2.2. Die wirtschaftliche Entwicklung

Der  Bev�lkerungsdruck ist Ergebnis der positiven wirtschaftlichen Entwicklung der Stadt,
die sich nach der Vereinigung und der damit verbundenen R�ckgewinnung des traditionellen
Hinterlandes aus ihrer langj�hrigen wirtschaftsr�umlichen Randlage befreit hat und sich heute
auf Grund ihrer neuen wirtschaftsgeografischen Lagegunst als Mittlerin zwischen
Skandinavien und Mitteleuropa sowie zwischen West- und Osteuropa versteht.

                                                                                                                                                                                            
Menschen festzustellen. Im Jahr 2001 zogen 82352 Personen nach Hamburg, w�hrend 68916 Personen die
Hansestadt verlie§en. Daraus errechnet sich ein �berschuss von 13436 Personen (Steigerung von fast 6 %
gegen�ber dem Vorjahr) [HiZ, 2002,II: 2].
36Die Nachfrage �bersteigt mit rund 6500 pro Jahr das tats�chliche Angebot um etwa 1000 [DW 011200].
37Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Hamburg (dazu geh�ren u. a. der Botanische Verein zu Hamburg, die
Gesellschaft f�r �kologische Planung, der Naturschutzbund Deutschland, die Naturwacht Hamburg und die
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald) zum B-Plan-Entwurf Langenhorn 66 (Heidberg) v. 29.1.99, S. 1: ãDie
geplanten Bauma§nahmen.....sind ein erheblicher und nachhaltiger Eingriff in den Naturhaushalt und das
Landschaftsbild. U. a. wird Gr�nland umgewandelt, Geh�lzstrukturen zerst�rt, hochwertige Biotopstrukturen
werden vernichtet, Knicks verlieren ihre Wertigkeit. Der erh�hte Nutzungsdruck gef�hrdet nicht nur Tier- und
Pflanzenwelt der im Plangebiet verbleibenden Gr�nbereiche, sondern auch das benachbarte
st�rungsempfindliche Naturschutzgebiet Raakmoor wird in Mitleidenschaft gezogen werden. Die im B-Plan-
Entwurf als Huckepackfestsetzungen getroffenen Ma§nahmen zum Ausgleich und zur Minderung reichen nicht
aus, um den massiven Eingriff in Natur und Landschaft durch die gro§fl�chige �berbauung auszugleichen, es
verbleibt ein erhebliches Ausgleichsdefizit.Ó - Ebd. S. 2 f.
38Im �berarbeiteten FNP 96 sind von den 20855 ha  (S. 38) dargestellten Wohnbaufl�chen noch 882 ha  (4,2%)
nicht genutzt, ã53 % der ungenutzten Wohnbaufl�chen liegen in den Bezirken Harburg und Bergedorf, weitere
25 % in Wandsbek. Altona, Eimsb�ttel und Nord verf�gen zusammen nur noch �ber 13 % der nicht genutzten
Fl�chen.Ó[FHH. Steb., 1996a: 43]



Augenf�lligste Anzeichen des Booms in den fr�hen 90er Jahren waren die Ausdehnung des
Besch�ftigtenangebots39 sowie die Zuw�chse beim Warenumschlag im Hafen40 und an
B�rofl�chen.41 Verschiedene in diesen Jahren angestellte Prognosen und Szenarien gingen
deshalb auch von einer Fortsetzung dieses anhaltenden Wirtschaftswachstums aus,42 obwohl
bereits seit 1993 erste Hinweise auf eine wirtschaftliche Rezession auszumachen waren,43 die
ihrerseits verdeutlichten, dass mit den neuen polit�konomischen Rahmenbedingungen
(�ffnung Osteuropas, EU-Binnenmarkt, Einheit Deutschlands) auch Risiken
(Standortkonkurrenz der neuen Bundesl�nder und Osteuropas, zunehmender Protektionismus
in der Weltwirtschaft, Anstieg des demografisch bedingten Bedarfs an Arbeitspl�tzen)
verbunden sein k�nnen.
Der Wirtschaftsaufschwung der fr�hen 90er Jahre war mit einem Strukturwandel zwischen
den Wirtschaftssektoren verbunden: Infolge fortschreitender Rationalisierungsprozesse und
neuartiger elektronischer Kommunikationstechnologien fand eine radikale Umschichtung der
Wirtschafts- und Besch�ftigungsstruktur statt. Von 1980 bis 1993 wuchs der Anteil der im
Dienstleistungssektor Besch�ftigten von 24 % auf 31,6 %. Ber�cksichtigt man noch die in
den Sektoren Handel und Verkehr (1993: 249000) sowie Staat, private Haushalte und
Organisationen (1993: 176.100) Besch�ftigten, waren 76,9 % (1999: 81,6 %) [HiZ, 2002,I: 7]
der Arbeitspl�tze Hamburgs dem Dienstleistungssektor zuzuordnen (s. u. Tab. 10). Vom
Dienstleistungssektor gingen die Hauptimpulse f�r ein starkes B�rofl�chenwachstum (s. o.)
aus. 1995 wies Hamburg einen B�rofl�chenbestand von etwa 11,3 Mio qm auf [DW 191095]
- doppelt so viel wie anderthalb Jahrzehnte zuvor [Enqu.Komm., 1994,1: 11]. In Zukunft
wird sich die Hamburger Stadtentwicklungspolitik -allein schon wegen des zunehmenden
Fl�chenbedarfs44- mit einer weiter steigenden Nachfrage nach B�rofl�chen [Bonny, 1997:
125] auseinander zu setzen haben.
Anders verlief die Entwicklung im Produzierenden Gewerbe, wo der Anteil der
Besch�ftigung an der Gesamtzahl der Erwerbst�tigen in Hamburg von 28,4 % (1980) auf
22,2 % (1993) zur�ckging (s. u. Tab. 10). Der Verlust von fast 50000 Arbeitspl�tzen (im
Zeitraum von 1996 bis 1998 sind in diesem Wirtschaftssektor weitere 5428 Arbeitspl�tze
abgebaut worden [HIZ, 1999,5/6: 83]) wurde hervorgerufen durch

� den Besch�ftigungsabbau in traditionsreichen Hamburger Industrien wie Chemische
Industrie/Mineral�lverarbeitung, Elektrotechnik/Feinmechanik/Optik sowie
Nahrungs- und Genussmittelgewerbe [FHH.Sen./SHL/NSL, 1994: 42], wobei die
Expansion wachstumsorientierter Industrien [FHH. Steb., 1995b: 16] wie
Flugzeugbau oder technologieintensive Bereiche des Maschinenbaus den
Arbeitsplatzverlust nicht kompensieren konnte,

                                                            
39Allein zwischen 1989 und 1991 wurden 60500 zus�tzliche Arbeitspl�tze geschaffen [FHH. Steb., 1995b: 13].
40Im Containerumschlag erreichte Hamburg -verglichen mit anderen kontinentaleurop�ischen Nordseeh�fen-
die h�chsten Steigerungsraten und erh�hte seinen Marktanteil von 21,6 (1988) auf 25,1 % (1993) [Ebd.: 13].
411991 hatte Hamburg gegen�ber dem Vorjahr einen B�rofl�chenzuwachs von 250000 qm zu verzeichnen
[FHH. Steb., 1993: Beitrag von T. M�ller]. In den n�chsten Jahren wird mit einem j�hrlichen Bedarf von
200000 qm gerechnet. [FHH. Steb., 1996a: 47]
42Das Prognos-Institut sagte einen Arbeitsplatzanstieg bis 2010 um 13 % voraus. [FHH.Sen./SHL/NSL, 1994:
12 f.]. - Auch die EU-Kommission und die Raumordnungsminister des Ostseeraums gehen davon aus, dass
Hamburgs Arbeitsmarkt expandieren wird. [FHH. Steb., 1995b: 14]
43Im September 1993 war die Arbeitslosenquote in Hamburg im Vergleich zum Vorjahr von 7,6 auf 8,6 %
gestiegen [FHH.Sen /SHL/NSL, 1994: 12], im Mai 1995 lag sie bei 10,5 % [FHH. Steb., 1996a: 43] und  im
Dezember 1996 betrug sie 10,9 % [HA 100197].
44Mit dem Einsatz von EDV und der Verwendung neuer Informations- und Kommunikationstechnologie wird
mehr Fl�che pro Arbeitsplatz beansprucht. Lag dieser Wert 1960 noch bei 17 qm, so liegt er heute bei etwa  23
qm und wird im Jahre 2010 etwa 30 qm betragen.
Schaubild: Fl�chenverbrauch 1960-1990-2010 in Hamburg anl�sslich der Vorstellung der neuen Pl�ne (FNP,
LAPRO) im Foyer der Stadtentwicklungsbeh�rde 1996



�  die zunehmende unternehmensinterne ãTerti�risierungÓ [FHH.Sen./SHL/NSL, 1994:
42]

� und durch die im Vergleich zum Umland abnehmende Standortattraktivit�t Hamburgs
f�r gewerbliche und industrielle Betriebe [Koschny, 1997: 107].

Dass sich der Strukturwandel bis heute fortgesetzt hat, zeigen die Auswertungen der
Arbeitsst�ttenz�hlungen von 1999: Der Anteil des sekund�ren Sektors an allen
Erwerbst�tigen liegt nunmehr bei 18,4 %, w�hrend in den Dienstleistungsbereichen (Handel
und Verkehr: 30,6 %; Unternehmensdienstleistungen: 21,9 %; �ffentliche und private
Dienstleistungen: 29,1 %) mehr als vier F�nftel aller Erwerbst�tigen ihrer Arbeit nachgehen
[HiZ, 2002,I: 7; vgl auch Wohlfahrt, 2000,7: 121].
Dennoch wird auch im Produzierenden Gewerbe mit einem Anstieg des Fl�chenverbrauchs je
Arbeitsplatz zu rechnen sein [FHH. Steb., 1996a: 43]. Nicht nur deshalb, sondern auch weil
Hamburg ohne ausgeglichenes Gewerbeangebot kaum existenzf�hig sein d�rfte, will die
Stadt j�hrlich bis zu 30 ha Nettobaufl�chen f�r Gewerbe und Industrie bereitstellen
[FHH.Sen./ SHL/NSL, 1994: 13; FHH. Steb., 1996a: 45; Bdrs. 15/3761 und 17/313; DW
250498]. Nach der �berarbeitung des FNP werden bis zum Jahr 2010 etwa 625 ha
Nettobaufl�che (444 ha befinden sich in st�dtischem Eigentum) f�r neue gewerbliche
Nutzungen zur Verf�gung stehen [FHH. Steb., 1996a: 51), sodass bei Inanspruchnahme aller
Fl�chenreserven die Nachfrage nach gewerblichen Baufl�chen noch 20 Jahre lang befriedigt
werden kann. Als schweres Entwicklungshemmnis erweist sich jedoch die Tatsache, dass
Fl�chenangebot und -nachfrage nicht in �bereinstimmung zu bringen sind: W�hrend im
Norden und Nordwesten eine hohe Nachfrage auf ein niedriges Angebot an Fl�chen st�§t, ist
es im S�den und S�dwesten, wo sich 60 % der Reservefl�chen mit verbindlichem
Planungsrecht befinden [Strau§, 1998,8: 24 f.; FHH.Sen./SHL/NSL, 1994: 14; FHH. Steb.,
1996a: 50] genau umgekehrt.
Unter r�umlichen Aspekten zeichnen sich folgende Entwicklungslinien ab:

�  Der Dienstleistungssektor wird auch in den n�chsten Jahren zentral gelegene
Standorte bevorzugen [FHH. Steb. 1996a: 44]45. Neue B�rofl�chen k�nnten dar�ber

                                                            
45Auch wenn in den letzten Jahren -bedingt durch die Entwicklung im Informations- und
Kommunikationssektor- ein Prozess der kontinuierlichen Dekonzentration festzustellen ist, bleiben gro§e
Bereiche des Dienstleistungsgewerbes auf «face-to-face-Kontakte` angewiesen. [Grabow/Floeting, 1998: 25 f.]

Tab. 10: Erwerbst�tige nach Wirtschaftsbereichen in Hamburg 1980 bis 1993

Jahr Erwerbst�tige Land- und Produzieren- Handel und Dienstleist. Staat,
   Insgesamt Forstwirt. des Gewerbe Verkehr Haush.,

Organis.
1980 908000 10000 258000 262000 218000 159000
1981 910000 10000 257000 262000 223000 159000
1982 892000 10000 246000 259000 218000 159000
1983 876000    9000 236000 255000 216000 160000
1984 867000     9000 227000 250000 219000 161000
1985 860000     9000 220000 247000 223000 161000
1986 864000     9000 221000 247000 226000 162000
1987 865000     9000 216000 246000 231000 164000
1988 872000    8000 213000 247000 237000 166000
1989 887000     8000 214000 250000 247000 168000
1990 905600      7500 214200 251200 262500 170100
1991 933000     7700 217500 254300 277000 176500
1992 946400     7600 216400 256400 290600 175300
1993 936300     7500 208200 249000 295600 176100

Quelle: FHH. Stat. LA. Statistische Berichte. Verschiedene Ausgaben



hinaus am Cityrand und an verkehrsg�nstig gelegenen Standorten entstehen (siehe
Kap. 4.2.2.).

�  Beim fl�chenintensiven produzierenden Gewerbe sind wegen geringer
Expansionsm�glichkeiten, hoher Grundst�ckskosten und umfangreicher
Umweltschutzauflagen weitere Betriebsstandortverlagerungen an den Stadtrand bzw.
ins Umland wahrscheinlich (Mantell/Strauf, 1997: 62; Koschny, 1997: 107].

�  Die Ansiedlung wohnvertr�glicher Klein- und Mittelbetriebe in Wohngebieten ist
grunds�tzlich m�glich und aus stadtentwicklungsplanerischer Sicht w�nschenswert
(siehe Kap. 4.2.4.).

In vieler Hinsicht ist die Situation im �konomischen Bereich der im demografischen ganz
�hnlich. Auch hier steht die Stadtplanung angesichts der Tatsache, dass Grund und Boden in
Zeiten hohen Fl�chenbedarfs f�r zus�tzliche Arbeitsst�tten nicht so einfach vermehrbar sind,
vor einem konfliktreichen Hintergrund. Zus�tzlichen Fl�chenausweisungen f�r
Wirtschaftszwecke wird mit dem Hinweis auf die Zerst�rung �kologisch bedeutsamer
Freifl�chen in zunehmendem Ma§e kritisch begegnet. Andererseits gibt es jedoch keinen
wirksameren Schutz gegen schleichende Wohnraumzweckentfremdung als den der
Gew�hrung begrenzter und konzentrierter Gewerbe- und B�rofl�chen an ausgew�hlten
Standorten.

� K�nnen Strategien entwickelt werden, die dem Fl�chenbedarf Rechnung tragen und
gleichzeitig die �kologischen Rahmenbedingungen f�r die Sicherung der
Lebensqualit�t der Menschen beachten?

� Ist eine Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Fl�chenverbrauch m�glich?

Im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Stadtentwicklungskonzepts wurden zwei deutlich
gegeneinander abgesetzte Strategien zur wirtschaftlichen Entwicklung46 herausgearbeitet,
deren wesentliche Inhalte im Anhang dieser Arbeit (siehe Darstellung 0) stichwortartig
wiedergegeben werden:
Welchen wirtschaftspolitischen Kurs wird Hamburg einschlagen? Die im STEK diskutierten
Szenarien sind ãnicht als realistische Alternativen innerhalb eines einheitlichen
stadtentwicklungspolitischen Zielrahmens entwickelt [worden]Ó [FHH. Steb., 1995b: 7].
Keine der beiden Varianten soll Grundlage f�r eine tragf�hige �konomische Leitorientierung
sein. Nur die Inhalte, ãdie sachlich Bestand haben k�nnen und eine Chance zum Konsens
bietenÓ [Ebd.: 10], sind f�r die weitere Planungsarbeit heranzuziehen. Zwischen ãExpansionÓ
und ãIntegrationÓ versucht Hamburg einen wirtschaftspolitisch ãneutralenÓ Kurs anzusteuern,
indem sich die Stadt ãim Wege sorgf�ltiger Abw�gungen immer wieder neu um ein
vertr�gliches Gleichgewicht.....von Wachstum und Integration, von Urbanit�t und nat�rlich
erhaltener Landschaft, von wirtschaftlicher St�rke und sozialem Ausgleich......[bem�hen
will]Ó [Ebd.: 24]. Neben dem Bekenntnis zur fl�chen- und ressourcenschonenden
Stadtentwicklung [Ebd.: 40 ff.] wird sich Hamburg ãzur Sicherung von Wachstum und
Besch�ftigung.....auf seine europ�ische Metropolfunktion konzentrieren und seine
Wettbewerbsf�higkeit im internationalen Bereich st�rken - mit den entsprechenden
Anforderungen an die Entwicklung als Verkehrskreuz des NordensÓ [Ebd.: 49]. Im
Konfliktfall zwischen Wachstum und �kologie d�rfte deshalb die Fortsetzung der im
Entwicklungsmodell 69 verfolgten �konomischen Strategie mit der gro§z�gigen
Bereitstellung von Fl�chen f�r Gro§betriebe [Ebd.: 17] und dem Ausbau der
Verkehrsinfrastrukturen sehr wahrscheinlich sein.

                                                            
46Im Auftrag der Stadtentwicklungsbeh�rde fertigte der Arbeitsbereich Stadt�konomie der TU Hamburg-
Harburg Gutachten zu alternativen Szenarien der wirtschaftlichen Strukturentwicklung in Hamburg unter
r�umlichen Gesichtspunkten an. [FHH. Steb., 1995b: 7 f.]



2.2.3. Auswirkungen auf Raum- und Verkehrsstrukturen

Die Ver�nderungen demografischer und �konomischer Rahmenbedingungen k�nnen die
zuk�nftige Stadt- und Verkehrsentwicklung ma§geblich beeinflussen, wenn die Expansion
der Stadt weiter anh�lt (siehe auch Kap. 4.2.3.0.). Deshalb wird der schon seit den 60er
Jahren zu beobachtende Suburbanisierungsprozess auch noch lange nicht abgeschlossen sein.
Mit der anhaltenden Stadt-Rand-Wanderung von Wohn- und Arbeitspl�tzen sowie
Versorgungseinrichtungen (Ansiedlung von Verbraucherm�rkten und
Freizeitgro§einrichtungen auf der ãgr�nen WieseÓ) bei gleichzeitig fortgesetztem
Ballungsprozess zentrenorientierter Dienstleistungen d�rfte sich der Trend zu neuen,
vielf�ltig verflochtenen Standortmustern verst�rken, die wiederum erheblichen Einfluss auf
die Verkehrsabl�ufe nehmen (Zunahme tangentialer Verkehrsstr�me, Verl�ngerung der
Pendlerdistanzen).
Die Zunahme disperser und tangential orientierter Verflechtungsmuster f�hrt zu mehr Kfz-
Verkehr, da die tangentialen Beziehungen vom �PNV aus betriebswirtschaftlichen Gr�nden
nur schwer mit Schnellbahnverbindungen zu bedienen sind. Nicht nur im Personenverkehr
werden Kfz-Verkehrszuw�chse -die Zunahme der Freizeit und die Ver�nderungen der
Arbeitszeitstrukturen bewirken zus�tzliche Verkehrserfordernisse (siehe Kap. 4.2.4.6.)-
erzielt, �hnliche Entwicklungen vollziehen sich angesichts der verst�rkten Tendenz zur
r�umlich-funktionalen Arbeitsteilung und der Ver�nderung der G�terstruktur hin zu mehr
kleinen und hochwertigen St�ckg�tern auch im Wirtschaftsverkehr (siehe Kap. im Anhang),
sodass das zunehmende Verkehrsaufkommen und die daraus resultierenden
Umweltbelastungen (Emissionen, L�rm pp) den Problemdruck weiter anwachsen lassen.
Da die Inanspruchnahme von Raum zunehmend auf Grenzen st�§t, die es nicht erlauben, die
Trends vergangener Jahre einfach fortzusetzen, ist ein Paradigmenwechsel in der Stadt- und
Verkehrsplanung dringend erforderlich.



Kap. 3: Ebene der Orientierung: Diskussion �ber st�dtebauliche Leitbilder

3.0. Einf�hrung

Als allgemeine r�umliche Gestaltungsideen geben Leitbilder wichtige Orientierungshilfen -
auch f�r die Verkehrsplanung, deren Ziele und Ma§nahmen in hohem Ma§e von
st�dtebaulichen Vorstellungen abh�ngig sind. Leitbilder haben verschiedene wichtige
Funktionen zu erf�llen: Einerseits skizzieren sie den Weg, den eine Kommune in den
n�chsten Jahren verfolgen will und geben damit sowohl den Kommunalpolitikern und
Verwaltungsbeamten als auch der Bev�lkerung einen ãLeitfadenÓ in die Hand. Andererseits
�ben sie eine koordinierende Wirkung aus, indem die Denk- und Entscheidungsprozesse der
genannten kommunalen Akteure in eine bestimmte Richtung gelenkt werden. Schlie§lich
stiften sie Identifikation und motivieren die Beteiligten, an der Realisierung der formulierten
Ziele mitzuwirken. In einer Zeit des Umbruchs k�nnen Leitbilder Halt geben und
herausfordern, wenn ihre Inhalte verst�ndlich und verbindlich formuliert sind. Es ist jedoch
darauf hinzuweisen, dass Leitbilder gesellschaftliche Werthaltungen widerspiegeln, die
ihrerseits in der Vergangenheit einem st�ndigen Wandel unterworfen waren, was wiederum
dazu f�hrte, dass die Inhalte der Leitbilder h�ufig wechselten [F�rst, 1997: 115; Lafrenz,
1999: 347 ff.].
In diesem Kapitel werden zun�chst die seit dem Ende des 2. Weltkrieges in Hamburg
diskutierten st�dtebaulichen Leitvorstellungen (Kap. 3.1.) einschlie§lich ihrer
verkehrsplanerischen Implikationen skizziert. U. a. wird gezeigt, welche Strategien zur
Realisierung dieser Leitbilder verfolgt wurden und welche Auswirkungen damit auf die
Entwicklung des innerst�dtischen Verkehrs verbunden waren. Anschlie§end (Kap. 3.2.) wird
zu fragen sein, wie die Raumstruktur aussehen m�sste, um g�nstige Rahmenbedingungen f�r
umweltschonende Lebens- und Wirtschaftsweisen bereitzustellen.

3.1. St�dtebauliche Leitbilder und Realisierungsstrategien in Hamburg unter
besonderer Ber�cksichtigung des Verkehrs

3.1.1. Das Leitbild ãDie gegliederte und aufgelockerte StadtÓ

Der st�dtebauliche Leitgedanke, die Gro§stadt zu gliedern und aufzulockern, wurde 1957 in
der von G�deritz, Rainer und Hoffmann herausgegebenen gleichnamigen Schrift ãDie
gegliederte und aufgelockerte StadtÓ ausgeformt. Darin forderten die Autoren die
Aufgliederung des Stadtk�rpers in mehrere in sich abgeschlossene, deutlich voneinander
abzutrennende Bezirke, Zellen und Nachbarschaften. Auch wenn diese mit L�den und
Gemeinschaftseinrichtungen ausgestatteten Quartiere weitgehend selbstst�ndig sein sollten,
so war doch damit keine Zerlegung der Stadt in einzelne Kleinst�dte gemeint. Vielmehr
hatten sich die st�dtischen Einheiten in ihrer Gesamtheit dem Ganzen unterzuordnen [Albers/
Papageorgiou-Venetas, 1988: 107; Durth/Gutschow, 1988,2: 643].
Die Urspr�nge dieser st�dtebaulichen Ideen reichten bis in die 20er Jahre des vorherigen
Jahrhunderts zur�ck, als Le Corbusier und Garnier Konzepte f�r eine funktionelle Stadt
entwarfen, mit denen die Trennung von Wohnen und Arbeiten aus �konomischen und
sozialen Gr�nden angestrebt wurde. 1930 pr�zisierte Le Corbusier diese Vorstellung in
seinem Modell ãStrahlende StadtÓ: Die Einrichtungen des t�glichen Lebens hatten sich an
einer zentralen Achse zu konzentrieren, die strikt getrennten Nutzungsfunktionen waren
durch Gr�ng�rtel voneinander abzusetzen und durch Schnellstra§en sowie Untergrundbahnen



mit der City und auch untereinander verbunden, die Stra§en sollten nach ihrer Funktion
(Hauptverkehrsstra§en, Durchgangsstra§en, Wohnstra§en) differenziert werden, und die
gro§en Verkehrsstr�me waren durch Gr�nstreifen zu isolieren. Nach langen Diskussionen
und gr�ndlicher �berarbeitung publizierte Le Corbusier diese st�dtebaulichen Leitideen, die
sp�ter (1943) als Charta von Athen weltweit Verbreitung fanden und dem modernen
St�dtebau �ber Jahrzehnte ihren Stempel aufdr�ckten [Durth/Gutschow, 1988,1: 203 ff.].

In Hamburg war es der 1939 von Hitler mit der Neugestaltung der Elbmetropole beauftragte
Gutschow, der den Leitgedanken der Stadtgliederung wieder aufgriff. In Anlehnung an den
von den Nazis popul�r gewordenen Begriff der ãStadtlandschaftÓ47 und in Bezug zu den
�berlegungen des Bremer Architekten Heuer entwickelte Gutschow sein Konzept der
ãOrtsgruppe als SiedlungszelleÓ, die sich am Parteiaufbau der NSDAP zu orientieren hatte.
Was zun�chst nur als Entwurf f�r Stadterweiterungen gedacht war, wurde im Zusammenhang
mit der Arbeit am «Generalbebauungsplan (GBP) von 1941` zum grundlegenden Prinzip f�r
die  anzustrebende Gliederung der Gro§stadt erkl�rt. Der GBP 41 ging dabei von folgenden
Annahmen aus [Weniger, 1987: 22 f.; Durth/Gutschow, 1988,2: 613; Durth/Gutschow,
1988,1: 178 f.]:

1. Auflockerung der Gro§stadt.
2. Bildung von Siedlungszellen, die von Gr�nzonen umgeben waren.
3. Aufgabe der nach Norden und Nordosten gerichteten Stadterweiterungstendenz zu

Gunsten einer bandartigen Entwicklung beiderseits des Elbstroms in Ost-West-
Richtung (Bezug zum Achsenfarn Kurt Schumachers von 1919).

4. Zuordnung der aufgelockerten Wohngebiete zu den Arbeitspl�tzen im Hafen.
5. Bildung einer zweiten City.
6. Anlage eines Autobahnringes mit 2 neuen Elb�berg�ngen zur Entlastung vorhandener

Elbquerungen.
7. Bau leistungsf�higer Ost-West-Stra§enverbindungen48 zur Betonung der bandartigen

Entwicklung parallel zum Elbstrom.

Nach den verheerenden Kriegserfahrungen musste der GBP 41 �berarbeitet und 3 Jahre
sp�ter durch den GBP 44 ersetzt werden. Die umfangreichen Zerst�rungen der
innerst�dtischen Wohngebiete fassten die Stadtplaner als gro§e Chance zur Durchf�hrung
l�ngst f�lliger Strukturver�nderungen auf49. Mit einem Schlag schienen die Schwierigkeiten,
eine Neugliederung und Auflockerung gleichzeitig durchzusetzen, beseitigt zu sein. Dennoch
hielt der neue GBP an allen wesentlichen Prinzipien des zuk�nftigen St�dtebaus (s. o.) fest
und unterschied sich in dieser Hinsicht kaum von seinem Vorg�nger [Weniger, 1987: 45 f.].
Auch er bekannte sich zum Leitmotiv der Auflockerung der Gro§stadt und deren zellularen
Gliederung, indem Kreise, Stadtteile (bestehend aus 4 bis 5 Ortsgruppen) und Ortsgruppen

                                                            
47Die mit diesem Raumordnungsbegriff verbundenen Ziele lauteten: Gemeinschaftsbildung, Heimatliebe,
volksnahe Verwaltung, luftangriffssichere Stadtgliederung.
48Dazu geh�rten u. a. folgende Projekte [Weniger, 1987: 27 f.]:
1. eine Verbindung zwischen der zu schaffenden Elbhochstra§e im Westen entlang der neuen
Durchbruchsstra§e bis zur Andreas-Meyer-Stra§e,
2. eine Verbindung zwischen Hopfenmarkt im Osten und der Gro§en Bergstra§e im Westen,
3. eine Verbindung zwischen Wedeler und den Altonaer Industriezentren zur Entlastung der Osdorfer
Landstra§e,
4. eine bis nach Cuxhaven reichende S�dtangente s�dlich der Elbe,
5. eine H�henstra§e zur Verbindung der Siedlungszellen am s�dlichen Geestr�cken.
49ãWiederaufbau Hamburgs [bedeutet] deshalb nicht Wiederherstellung des Gewesenen, sondern mit gr�§erer
Berechtigung denn je NeugestaltungÓ, lie§ Gutschow in seiner ersten Stellungnahme zum Wiederaufbau am
10.1.1944 durchblicken. [Durth/Gutschow, 1988,2: 672]



gebildet und somit st�dtebauliche Voraussetzungen f�r eine an der Partei orientierten
Verwaltungsneugliederung geschaffen wurden [Ebd.: 50 f.].
Der den neuen GBP konkretisierende Sofortplan enthielt detaillierte Vorgaben f�r den
Wiederaufbau: Unter Ber�cksichtigung der strukturbestimmenden Flussl�ufe und Gr�nz�ge50

wies er Wiederherstellungsgebiete (u. a. Jarrestra§e, Barmbek-Nord, Dulsberg, Hamm,
Horn), Wiederaufbaugebiete (Baugebiete des 19. Jh.), Neubaugebiete (Stadterweiterungen an
der Peripherie), Behelfsbaugebiete, Industrie- und Gewerbegebiete sowie zuk�nftige
Verkehrs- und Freifl�chenzonen als Bausperrgebiete aus. Dem Kfz-Verkehr sollte gen�gend
Raum zu seiner ungehinderten Entfaltung gegeben werden: F�r den parallel zum Elbstrom in
Ost-West-Richtung verlaufenden Stra§enzug war im innerst�dtischen Teilbebauungsplan ein
Durchbruch vorgesehen, um die angestrebte bandartige Stadtentwicklung zu unterst�tzen
[Durth/Gutschow, 1988,2: 632]. Anbaufreie, in Freifl�chen eingebettete Durchgangsstra§en
hatten den Verkehr zwischen der Stadtmitte und den Ortsteilen bzw. Ortsgruppen
aufzunehmen und die Wohnstra§en zu entlasten [Durth/Gutschow, 1988,1: 183].

Mit dem Zusammenbruch der NS-Diktatur war auch Gutschows st�dtebauliches Schaffen f�r
Hamburg bald beendet. Seinen Platz nahmen jene ein, die sich schon in den vorangegangenen
Jahren als Mitarbeiter an den Generalbebauungspl�nen von 1940/41 und 1944 beteiligt
hatten. Sofort wurde die Entnazifizierung der Stadtplanung durch Bereinigung der
Planersprache und Auswechslung von Begriffen in Angriff genommen: Mit Bezeichnungen
wie ãSchuleinheitÓ -als baulicher Mittelpunkt- oder ãVersorgungseinheitÓ -als wirtschaftliche
Gr�§enbestimmung der neuen Siedlungseinheit- [Durth/Gutschow, 1988,2: 649] sollte die
Ausrichtung der Ortsgruppe an der Organisation der NSDAP erkennbar �berwunden werden.
Doch waren fast s�mtliche Leitgedanken und Planungskonzepte aus der Zeit des 2.
Weltkrieges in den Hamburger Planungen zum Wiederaufbau der zerst�rten Stadt
wiederzufinden. Zu gro§ war der Einfluss von Gutschow auf die St�dtebauer und Architekten
der Nachkriegszeit als das einer von ihnen seine umfassenden st�dtebaulichen Arbeiten
ernsthaft in Frage gestellt h�tte [Bose, 1995: 137; Weniger, 1987: 139 f.]. Seine am 2.5.1945
formulierten Thesen

1 .  ã.....Bandartige, dem......[Elbstrom] als Kraftquelle folgende, die Gro§stadt
auflockernde EntwicklungsrichtungÓ,

2. ãMarsch und Geest als die nat�rliche gestaltgebende Gliederung in Arbeitsgebiet und
WohngebietÓ,

3. ã.....Besiedlung des Hamburger S�dens.....als Gegengewicht gegen den Schwerpunkt
um die Alster herumÓ,

4. ã.....F�rderung der Auslagerung von nicht lagebedingten Fertigungsst�tten in Orte des
heimatnahen Raumes im hamburgischen Einflussbereich.....Ó,

5. ãDie Ausbildung der Gr�nz�ge entlang den Nebenfl�sschen der Alster zu st�rken, den
Stadtk�rper unterteilenden Fl�chenkeilenÓ,

6.  ã......St�rkung eines stadtnahen und stadtbezogenen Naturraumes, der....�berg�nge
zur b�uerlichen Landwirtschaft schafftÓ,

7. ã.....Citydezentralisation ans Elbufer und in die Nebenzentren der Stadtkreise.....Ó,
8. ã.....Dezentralisierte Industrie- und Gewerbegebiete [in der Marsch].....Ó,
9 .  ãAllgemeine Ausrichtung des Stadtgesichtes nach der Elbe hin [insbesondere

Gemeinschaftsanlagen und Gemeinschaftsbauten].....Ó,
1 0 .  ã.....Funktionelle Ordnung im Hafengebiet [den Hafen durchquerende

Nahverkehrsmittel, Aussonderung arbeitsextensiver Anlagen elbabw�rts].....Ó,

                                                            
50Die Gliederung der Stadt in Gr�nz�ge ging auf den fr�heren Oberbaudirektor Schumacher (1909-1933)
zur�ck. Er hatte bereits in den 20er Jahren als Leitbild f�r die Entwicklung Hamburgs ein Sternsystem aus
strahlenf�rmigen Siedlungsachsen und gr�nen Achsenzwischenr�umen eingef�hrt, das seitdem in allen
Planungen weiter verfolgt worden ist [FHH. Steb. A.f.L., 2001].



11. ãSchaffung eines Stra§ennetzes von m�glichst wenigen Ausfall- und noch weniger
Ringstra§en.....Ó,

12. Strenge Scheidung in Stra§en f�r Durchgangsverkehr und Baugel�nde erschliessende
Wohnstra§enÓ [zit. in: Durth/Gutschow, 1988,2: 698 f.],

hatten auch f�r den «Generalbebauungsplan von 1947` (GBP 47) ihre Geltung bewahrt - sieht
man von der geforderten Ausrichtung des Stadtgesichts zur Elbe, der
Stadterweiterungskonzeption in Form eines Doppelbandes entlang der Elbufer und der
Bildung einer zweiten City in Altona einmal ab [Bose, 1995: 138].

Die ersten Nachkriegsjahre waren durch die Notwendigkeit des Wiederaufbaus
(Wiederherstellung der Hafenanlagen und Bau von Wohnungen in ihrer N�he) bestimmt,
Arbeiten an Entw�rfen zur Gestaltung zuk�nftiger Stadtr�ume standen zun�chst im
Hintergrund. Der 1947 als Skizze ver�ffentlichte GBP konnte erst nach Erlass des
«Aufbaugesetzes von 1949` �berarbeitet und ein Jahr sp�ter nach Verabschiedung durch die
B�rgerschaft als «Aufbauplan` (ABP 50) fungieren. Die im GBP 47 niedergelegten
Grundgedanken zum Wiederaufbau fanden damit im ABP 50 ihre Weiterentwicklung. Dieser
formulierte im Wesentlichen drei Ziele [FHH. Baub. LP., 1950; Durth/Gutschow, 1988,2:
658 f.; Weniger, 1987: 152 f.]:

1. die Gliederung der Stadt durch Trennung der Funktionen Arbeiten und Wohnen zur
Verbesserung der Wohnverh�ltnisse und durch Schaffung eigenst�ndiger (Ausstattung
mit Gesch�ften f�r den t�glichen Bedarf, Angebot an kulturellen Einrichtungen), von
Gr�nzonen umgebenen Stadteinheiten, deren Einwohnerzahl zwischen 30000 und
50000 liegen sollte;

2. die Auflockerung der Stadt durch Senkung der Baudichte unter der Annahme, dass
die Bev�lkerung nicht �ber 1,8 bis 2 Mio hinausw�chst: In Wohngebieten der Inneren
Stadt sollten nicht mehr als 500 Einwohner / ha leben, in der �u§eren Stadt wurde die
Wohndichte auf max. 200 Einwohner / ha festgelegt;

3. die im Gegensatz zu den Aussagen des GBP 47 zur�ckhaltendere Ausweisung neuer
Wohnst�tten als so genannte Reservegebiete, in diesem Zusammenhang auch der
Verzicht auf die von Oelsner geforderten neuen Garten- und Trabantenst�dte.

F�r kleinere Stadteinheiten sollten detailliertere Durchf�hrungspl�ne die bauliche Gestaltung
festlegen. Hierf�r war der ABP 50 als Grundlage zu verstehen, indem er ã......keine im Detail
fixierte Regelung [darstellte], sondern einen allgemeinen elastischen Rahmen f�r das
Baugeschehen der n�chsten Jahrzehnte [bildete]Ó [Weniger, 1987: 152].
Dar�ber hinaus sahen GBP 47 und ABP 50 vor, die gr�§eren Flusst�ler von Alster und
Wandse sowie die st�dtischen Gr�nfl�chen zu einem radialen System (vgl. Schumacher) als
ãLandschaftsachsenÓ (Bezeichnung aus den 80er Jahren) zu entwickeln. Zur weiteren
Gliederung waren Ringe vorgesehen, die die Landschaftsachsen verbinden sollten: ein
innerer Ring aus Wallanlagen, Elbe und Alsterbecken um die Innenstadt sowie ein �u§erer
Ring, der aus den gro§en Gr�nfl�chen der Stadt (Jenischpark, Altonaer Friedhof, Niendorfer
Gehege, Stadtpark, Ohlsdorfer Friedhof, Volkspark �jendorf, Boberger Niederung,
Wasserpark Dove-Elbe) bestand und in etwa 8 bis 10 km Entfernung vom Rathaus verlief
[FHH. Steb.  A.f.L. 2001].

Der Stadtverkehr sollte als Tr�ger der Verbindungen zwischen den Nutzungsbereichen f�r
Wohnen, Arbeit, Versorgung und Erholung eine dienende Funktion aus�ben und nie als
Selbstzweck betrachtet werden. Im Zusammenhang mit dieser Aufgabe war dem Verkehr -
entsprechend den schon im GBP 47 entwickelten Vorstellungen- fr�hzeitig gen�gend Raum
zu seiner Entfaltung zu geben. Da sich unter den damaligen Verh�ltnissen die k�nftige
Verkehrsentwicklung in Hamburg nur schwer beurteilen lie§, kam es in den Planungen der
ersten Nachkriegsjahre verst�rkt darauf an, M�glichkeiten f�r den Ausbau der



Verkehrsanlagen offen zu halten und nicht zu verbauen51. Die im GBP 47 enthaltenen
Vorgaben f�r die Stra§enverkehrsplanung [Weniger, 1987: 111 f.]

� Bau einer Ost-West-Durchbruchsstra§e zur Entlastung des Stra§enrings
�  Zusammenschwei§en der Stra§en zur verkehrsstrukturellen Verbindung der 4

Einzelst�dte (Hamburg, Altona, Wandsbek, Barmbek)
� Schaffung einer zus�tzlichen `�berwindung` der Elbe (Tunnel- statt Br�ckenl�sung)
� Trennung nach Stra§entypen

q  Ausbau eines leistungsf�higen Netzes von Ausfallstra§en zur Herstellung
schneller Verbindungen zwischen Innenstadt und Au§engebiet und zur
Aufnahme des Fernverkehrs unter folgenden Voraussetzungen: Keine
Trassenf�hrung durch geschlossene Stadtteile, keine Stra§enrandbebauung,
Vorfahrtsberechtigung mit wenigen Zufahrtsstra§en

q Unterteilung in Verkehrsstra§en I. und II. Ordnung mit folgenden Funktionen:
Zubringer zu den Ausfallstra§en, Aufnahme des Verkehrs zwischen den
Stadtteilen, �bernahme von Gesch�ftsfunktionen

stellten keine endg�ltige Festlegung der Hauptverkehrsstra§enf�hrung dar. Vielmehr hatten
sich die Stra§en ã.....den baulichen Gegebenheiten und Planungen wie auch den
Stadtteilbebauungspl�nen [anzupassen]Ó [Ebd.: 114]. Eine �bersicht der geplanten
Einzelma§nahmen enth�lt die Darstellung 2 im Anhang. 
Mit gro§z�gigen Stra§endurchbr�chen, die sich den durch Bombenhagel geschlagenen
Breschen anschlossen, wurde diesen Vorgaben in dem im Juni 1949 durch Strohmeyer, Sill
und Oelsner erarbeiteten «Programmplan f�r den Ausbau der Innenstadt` auch weitgehend
entsprochen [Durth / Gutschow, 1988,2: 657 f.]. Schwerpunkt der Stra§enverkehrsplanung
war die Anlage eines grobmaschigen Netzes von leistungsf�higen, mehrspurigen
Durchgangs- und Ausfallstra§en [S�dbeck, 1992: 196 f.].

�ber die Notwendigkeit einer �ffnung der Stra§enr�ume herrschte unter den Planern
angesichts der verheerenden Zerst�rungen, die die Bomben des 2. Weltkrieges in den dicht
bebauten Quartieren angerichtet hatten, weithin Einigkeit, sodass jeder Gedanke an die
Wiederherstellung enger Stra§enkorridore schon im Keim erstickt wurde. Vor diesem
Hintergrund ging es in der Stadtplanung der Nachkriegszeit v. a. darum, wie diese breiten
Verkehrsschneisen sinnvoll in den Stadtk�rper zu integrieren waren. F�r Sharp (1940) war
die Hauptverkehrsstra§e das trennende Glied der Stadt, das, wenn die Trennwirkung schon
nicht zu verhindern war, zur Gliederung der Stadt genutzt werden konnte [zit. in: Albers/
Papageorgiou-Venetas, 1988: 147]. Die in Gr�nz�gen eingebetteten Magistralen sollten
tangential zu den Siedlungseinheiten (Siedlungszellen, Nachbarschaften) gef�hrt werden, um
diese als gesch�tzte Zonen (protected area nach dem Konzept von Perry) vom
Durchgangsverkehr freizuhalten. Ein inneres Wegenetz mit schmalen, nur auf den �rtlichen
Verkehr zugeschnittenen Stra§en hatte f�r die Erschlie§ung dieser verkehrsberuhigten
Quartiere zu sorgen [zit. in: Durth/Gutschow, 1988,1: 216]. Bardet (1945) und Reichow
(1948) griffen diese �berlegungen auf und betonten die Notwendigkeit der strikten
r�umlichen Trennung der Wegenetze f�r die verschiedenen Verkehrsarten (Autofahr-,
Radfahr- und Fu§wege, die dennoch sinnvoll aufeinander bezogen sind) und der
konsequenten Herstellung von verschiedenen Stra§en f�r unterschiedliche Verkehre
(Hauptverkehrs-, Durchfahrt-, Erschlie§ungs- und Wohnstra§en) und Geschwindigkeiten der
Fortbewegung [zit. in: Albers/ Papageorgiou-Venetas, 1988: 147].

                                                            
51ãAngesichts des kaum einzusch�tzenden Verkehrsaufkommens in der Zukunft, kann die Verkehrsplanung,
besonders was die Stra§enf�hrung und die Stra§enst�rke betrifft, zum jetzigen Zeitpunkt keinen detaillierteren
Stra§enplan aufstellen. Der GBP kann daher nur die Anweisung geben, bei jeder Bebauung zu ber�cksichtigen,
da§ gen�gend Raum freigelassen wird f�r gro§z�gige Stra§enf�hrung und Verkehrsplanung f�r den Fall, da§
das Verkehrsaufkommen der Zukunft dies erfordern sollteÓ [Weniger, 1987: 111].



Der im Hamburger ABP 50 verankerte «Generalplan der Verkehrsstra§en` enthielt solche
Planungsabsichten, indem er den Stra§en - entsprechend den im GBP 47 entwickelten
Vorgaben (s. o.)- unterschiedliche Aufgaben zuwies [FHH. Sen., 1956: 4 f.; FHH. Baub.,
1976: 73], und zwar

� Autobahnen, die f�r den Fernverkehr und f�r l�ngere Wege innerhalb des Stadtgebiets
bestimmt waren (u. a. auch die neue Strecke zwischen Wilhelmsburg und Barsb�ttel
zur Herstellung einer durchgehenden Autobahnverbindung von Niedersachsen nach
Schleswig-Holstein),

�  ein weitmaschiges und leistungsf�higes Netz von weit ins Stadtzentrum
hineinf�hrenden Ausfallstra§en zur Sicherstellung schneller Verbindungen zwischen
der Kernstadt und den Au§engebieten (u. a. der Ausbau der Wilhelmsburger
Reichsstra§e),

�  Ringstra§en52 zur Herstellung von Verbindungswegen der radial auf die Innenstadt
zulaufenden Stra§enz�ge untereinander,

�  Stra§en I. und II. Ordnung, die nicht nur den Verkehr zwischen den Stadtteilen
aufzunehmen hatten, sondern auch als Sammler und Zubringer zu den Ausfallstra§en
dienten (u. a. Verbindung Hallerstra§e - Alsterchaussee - F�hrdamm zum Stra§enzug
Carlstra§e - Zimmerstra§e - Beethovenstra§e - Dehnhaide durch einen Tunnel unter
der Au§enalster)

� und Wohnstra§en, die ausschlie§lich dem �rtlichen Verkehr dienten.

Ein zeitlich abgestuftes, sich �ber mehrere Jahre erstreckendes Stra§enbauprogramm enthielt
der ABP 50 noch nicht, auch wenn bereits der Bau von drei Ringstra§en und einer
leistungsstarken innerst�dtischen Ost-West-Stra§enverbindung zur Entlastung der
bestehenden Radialstra§en erwogen wurde (s. o.). Erst mit dem von der Baubeh�rde 1953
vorgelegten «Programm f�r den Ausbau der wichtigsten Verkehrsstra§en Hamburgs` war die
Grundlage eines planm�§igen Ausbaus der wichtigsten Hauptverkehrsstra§en gelegt worden.
Das Programm sah den Ausbau von 180 km wichtiger Verkehrsstra§en vor, wof�r Hamburg
290 Mio. DM aufzubringen hatte [FHH. Sen., 1956: 51]. Zu den besonderen
Stra§enbauma§nahmen geh�rten [Sill, 1953: 7 f.]

� die Verbreiterung der Norderelbbr�cke,
�  die Verbindung zwischen Bremer und L�becker Autobahn auf dem Abschnitt

zwischen Wilhelmsburg und Barsb�ttel (s. o.),
�  die Stra§enverbindung Sievekingsallee - B�rgerweide zur besseren Anbindung der

L�becker Autobahn an das Hamburger Stra§ennetz,
�  der Ausbau des Stra§enzuges Sechslingspforte - Lombardsbr�cke - Fruchtallee -

Kieler Stra§e,
�  der Bau der Ost-West-Stra§e zwischen Deichtor und Millerntor entlang des

Zollkanals (so genannte S�dliche Ost-West-Stra§e),
� die Verbindung zwischen Ost-West-Stra§e und Speersort,
�  die Anbindung der Ost-West-Stra§e an das Fernstra§ennetz durch den Ausbau der

Amsinckstra§e, der Stresemannstra§e, der Kieler Stra§e und der Osdorfer Landstra§e,
�  der Ausbau der Hannoverschen und Buxtehuder Stra§e zur Herstellung von

Verbindungen zwischen der Wilhelmsburger Reichsstra§e und den Bundesstra§en 4,
73 und 75

�  und der Ausbau des Stra§enzuges Grindelberg - Hoheluftchaussee - Lokstedter
Steindamm - Kollaustra§e - Niendorfer Marktplatz - Friedrich-Ebert-Stra§e.

                                                            
52Neben dem Wallring als innerem Ring war sowohl ein mittlerer, in 3 bis 6 km Entfernung von der Stadtmitte
etwa halbkreisf�rmig verlaufender Stra§enring als auch ein �u§erer, in 9 bis 16 km von der Stadtmitte gef�hrter
Stra§enring vorgesehen.



Ein Jahr sp�ter erreichten die Ausgaben f�r den Aus- und Neubau von Stra§en erstmals den
Umfang der Ausgaben f�r Unterhaltung und Instandsetzung [S�dbeck, 1992: 196 f.].

Was den �ffentlichen Schienennahverkehr betraf, so entschied sich Hamburg zun�chst f�r
den Wiederaufbau des im Krieg stark zerst�rten Stra§enbahnnetzes. Auf fast allen
Hauptverkehrsstra§en waren beiderseits der Richtungsfahrbahnen ein besonderer Bahnk�rper
f�r die Stra§enbahn vorgesehen [Frenz, 1987: 72; FHH. Sen., 1956: 39]. Zwei Drittel der f�r
den Zeitraum von Juni 1948 bis Dezember 1954 zur Verf�gung stehenden �PNV-
Investitionen �ber 90 Mio DM gab die Hamburger Hochbahn AG (HHA) f�r die Stra§enbahn
aus [FHH. Sen., 1956: 14] - Mittel, die zum gro§en Teil f�r Fahrzeugmodernisierungen53 und
Netzerweiterungen54 verwendet wurden. Bereits 1952 erreichte die Betriebsgleisl�nge der
Stra§enbahn 80 % des Vorkriegsbestandes. Ihre Bef�rderungsleistungen erh�hten sich sogar
um �ber 100 %, was auf die Zunahme der durchschnittlichen Reisel�nge von 4 auf 6 km
infolge der Wohnstandortverlagerungen der Bev�lkerung von der Inneren in die �u§ere Stadt
zur�ckzuf�hren war [Staisch, 1989: 127]. Erst sp�ter sollte -abh�ngig von den finanziellen
M�glichkeiten der Stadt- das Schnellbahnsystem weiter ausgebaut werden. In Aussicht
gestellt  wurden [Weniger, 1987: 129 f.; FHH. Sen., 1956: 43]

�  ein Alsterhalbring mit den Eckstationen Me§berg und Landungsbr�cken im S�den,
Kellinghusenstra§e und Barmbek im Norden durch Zusammenschluss vorhandener U-
Bahnstrecken,

� eine U-Bahnverbindung von Eidelstedt / Stellingen �ber Schlump Karl-Muck-Platz,
Jungfernstieg (alter Bhf.), Rathaus, Hauptbahnhof, Berliner Tor in den Hamburger
Osten (nach Horn / Billstedt), der damit einen Anschluss an das City-Netz bekam,

�  die Entstehung eines neuen Bhf. Jungfernstieg f�r die Teilstrecke der U1 von
Ochsenzoll zum Jungfernstieg,

� eine U-Bahnstrecke von Lurup �ber Altona, Jungfernstieg, Hauptbahnhof Wandsbek
nach Farmsen als Durchmesserlinie in Verkn�pfung mit der Waldd�rfer Linie (in
dieser Form nicht realisiert),

� eine U-Bahnlinie von den Elbgemeinden ins Hafengebiet �ber Wilhelmsburg (nicht
realisiert),

� eine U-Bahnverbindung von Altona zu den Elbd�rfern (nicht realisiert)
�  und ein Alsterhalbring mit den Eckpunkten Altona, Schlump / Hallerstra§e,

Uhlenhorst, Borgfelde / Hamm mit Untertunnelung der n�rdlichen Au§enalster (nicht
realisiert).

Hinzu kamen Bauvorhaben der Reichsbahn im S-Bahnverkehr [Weniger, 1987: 128 f.], und
zwar

�  Elektrifizierung der Vorortstrecken zwischen Harburg und Neugraben, zwischen
Bergedorf und Aum�hle, nach Ahrensburg und nach Elmshorn,

� Verl�ngerung der vorhandenen Verbindung (S 1) von Blankenese nach Wedel,
�  Ausbau der S-Bahnstrecke zwischen Stadtmitte und Aum�hle und die Anlage des

Knotenpunktes Berliner Tor, der als Drehscheibe des S-Bahnverkehrs im S�dosten
der Stadt den Hauptbahnhof entlasten sollte,

�  Anlage eines neuen S-Bahnsteigs unter dem Hachmannplatz zur Entlastung der
Anlagen am Hauptbahnhof

                                                            
53Man schaffte �ber 300 neue Gro§raumtriebwagen vom Typ V 6 und V7 an, mit denen die Fahrzeiten auf
Grund der k�rzeren Fahrtunterbrechungen an den Haltestellen betr�chtlich verringert und die Platzkilometer-
Leistungen mehr als verdoppelt werden konnten [FHH. Sen., 1956: 14; Staisch, 1979:140]
54Insgesamt erweiterte man das Stra§enbahnnetz in der Zeit von Juni 1948 bis Dezember 1954 um 35 km. 1955
wurde auch noch die 7 km lange Stra§enbahnverbindung nach Lurup fertiggestellt [FHH. Sen., 1956: 14;
Staisch, 1979: 148]



�  und F�hrung der neuen S-Bahnlinie aus Elmshorn �ber den S-Bhf. Holstenstra§e
direkt in die City zur Entlastung des Altonaer Bahnhofs.

Schon Ende der 40er Jahre �u§erten deutsche Stadtplaner Kritik an den von der Stadt- und
Verkehrsplanung favorisierten individuellen Verkehrsmitteln in vielen europ�ischen St�dten.
So wies Rainer (1948) darauf hin, dass im multifunktionalen Stadtraum wenig Platz f�r die
Erf�llung ungehemmter Motorisierungsw�nsche bestehe. Wegen des hohen Anspruchs an
Verkehrsfl�che und Verkehrsraum sah er in dem Auto das unwirtschaftlichste Verkehrsmittel
�berhaupt. Eine gewisse N�tzlichkeit gestand er dem Pkw nur in den F�llen zu, wo es sich
um Fahrten Einzelner zu vereinzelten Zielen handelte und sich die Einrichtung von
Massenverkehrsmitteln aus wirtschaftlichen Gr�nden nicht lohnte. Wege m�glichst kurz zu
halten, um sie zu Fu§ oder mit dem Rad durchzuf�hren, sei ein erfolgversprechender Ansatz,
den Verkehr so sparsam wie m�glich abzuwickeln [zit. in: Albers/Papageorgiou-Venetas,
1988: 148]. F�r Reichow (1948) war die Zuordnung der Wohn- und Arbeitsst�tten an den
gro§en Verkehrsb�ndern und die angemessene Verteilung der Arbeitspl�tze auf das ganze
Stadtgebiet eine wichtige Voraussetzung, die Erzeugung von Verkehr auf das notwendigste
Ma§ zu beschr�nken und breite Verkehrswege zur Schonung der Landschaft zu vermeiden
[Ebd.: 153, 156]. Kritische Stimmen wurden gegen den Bau von st�dtischen Schnellstra§en
wegen der verheerenden Auswirkungen sowohl f�r die Lebensqualit�t der Bewohner als auch
f�r den Stadtk�rper selbst in der Folgezeit immer wieder erhoben: Mumford (1958) machte
ã.....auf den Teufelskreis «mehr Stadtautobahnen / intensiverer privater Fahrverkehr`, der die
alternative F�rderung von funktionsf�higen �ffentlichen Verkehrsmitteln vereitele und zur
unausweichlichen Erstickung der City durch den Verkehr f�hre.....Ó aufmerksam [Ebd.: 149].
Jacobs (1961) bezeichnete ã.....die Erosion der Stadt durch ungez�gelten Verkehr als einen
schleichenden Proze§, der sich heimt�ckisch, weil unbeachtet und stufenweise fortschreitend,
durchsetzeÓ (Ebd.: 149]. Sie rief Stadt- und Verkehrsplaner dazu auf, ã.....dem Wunsch der
Nutzung des Privatwagens entgegenzuwirken, indem sie einerseits die Notwendigkeit seiner
Verwendung, andererseits die Bequemlichkeit seiner Bewegung abzubauen versuchen. Nur
so k�nnen bessere Systeme von �ffentlichen Verkehrsmitteln eingesetzt und eine lebhafte
Benutzung der Stadt.....zur�ckgewonnen werdenÓ [Ebd.: 157 f.]. Hillebrecht (1961) sah in
der ã.....zentripetale[n] Bewegung zu den vermehrten Arbeitspl�tzen im dicht und hoch
genutzten Zentrum der Stadt, das bei vernachl�ssigten �ffentlichen
Massenverkehrseinrichtungen und steigender Motorisierung den Verkehr nicht mehr
bew�ltigt,.....[und in der] zentrifugale[n] Bewegung zu den weit gestreuten Wohnsiedlungen
in den Randgebieten die Hauptgr�nde der Verkehrskalamit�tÓ [Ebd.: 149].

Trotz der von bekannten Stadtplanern angemeldeten Bedenken gegen den gro§z�gigen,
ausschlie§lich dem Kfz-Verkehr zugute kommenden Infrastrukturausbau wurde Anfang der
50er Jahre in Hamburg damit begonnen, die in den ersten Verkehrspl�nen aufgef�hrten
Stra§enbauma§nahmen zu verwirklichen. Von 1951 bis 1955 stellte der Hamburger Haushalt
insgesamt 130 Mio. DM f�r den Stra§enbau zur Beseitigung von so genannten
Verkehrsengp�ssen bereit [FHH. Sen., 1956: 24]. Im Mittelpunkt standen dabei

� der Bau des ersten Abschnittes der Ost-West-Stra§e zur besseren Erreichbarkeit der
Innenstadt,

�  der Bau der Neuen Lombardsbr�cke (heute: Kennedybr�cke) zur Herstellung
leistungsf�higer Verbindungen zwischen den westlich und �stlich der Alster
gelegenen Stadtteilen,

� der Bau von Umgehungsstra§en (1955: Lohbr�gge / Bergedorf, 1956: Billstedt) zur
Entlastung der Ortskerne vom Durchgangsverkehr,

�  der vier- bzw. sechsspurige Ausbau der meisten radial verlaufenden
Hauptverkehrsstra§en, und zwar



q  Lange Reihe - Barcastra§e - Mundsburger Damm - Hamburger Stra§e -
Bramfelder Stra§e nach Sasel,

q  Steindamm - L�becker Stra§e - Wandsbeker Chaussee - Wandsbeker
Marktstra§e - Ahrensburger Stra§e - Stein-Hardenberg-Stra§e nach
Ahrensburg,

q  Altmannstra§e - Beim Strohhaus - Borgfelder Stra§e - Hammer Stra§e nach
Billstedt,

q Spaldingstra§e - Eiffestra§e - Steubenstra§e nach Bergedorf,
q Schwanenwik - Adolfstra§e - Sierichstra§e  zum Flughafen,
q  Grindelberg - Grindelallee - Lehmweg - Lenhartzstra§e - Tarpenbekstra§e -

Rosenbrook - Alsterkrugchaussee nach Langenhorn,
q Bernhard-Nocht-Stra§e - Palmaille - Elbchaussee nach Blankenese

�  sowie die Erh�hung der Parkplatzkapazit�t in der Innenstadt von 18000 (1948) auf
25000 Stellpl�tze (1954), vorzugsweise in mehrgeschossigen, �ber die gesamte City
verteilten Parkanlagen [FHH. Baub., 1976: 73; FHH. Sen., 1956: 36, 41].

Als die Motorisierung in den 50er Jahren stark zunahm55 und das Kfz-Aufkommen auf den
Hauptverkehrsstra§en betr�chtlich stieg56, begann man in Hamburg mit der Aufnahme
konkreter Planungen f�r ein Autobahnnetz, das f�r Kfz-Verkehre mit l�ngeren Wegen
innerhalb des Stadtgebiets bestimmt war. Durch weitere �berg�nge �ber Elbe und Alster fiel
den Autobahnen auch die Aufgabe zu, die Elb�berg�nge �stlich des Hafens und die
Alster�berg�nge in der Innenstadt vom Kfz-Verkehr zu entlasten. Au§erdem waren alle auf
die Stadt zuf�hrenden Fernstra§en in Hamburg als Autobahnen fortzusetzen, sodass
insgesamt 180 km Schnellstra§en zur Verf�gung stehen sollten. Zusammen mit der S�dlichen
Umgehung Hamburg hatten eine Osttangente und eine Westtangente, die n�rdlich der
Innenstadt durch eine als Querspange dienende Stadtkerntangente miteinander zu verbinden
waren, das Grundger�st des Autobahnnetzes zu bilden [FHH. Baub., 1976: 73].
Die Notwendigkeit des gro§z�gigen Ausbaus der Stra§eninfrastruktur wurde in Hamburg mit
der Unzul�nglichkeit des bestehenden, den Anforderungen kaum noch gerecht werdenden
Stra§ennetzes und mit der Zunahme der Verkehrsunf�lle begr�ndet, die allein 1954 einen
volkswirtschaftlichen Gesamtschaden in H�he von 75 Mio DM verursachten [FHH. Sen.,
1956: 18 f.]. Nach Ansicht der f�r Verkehrsfragen zust�ndigen Baubeh�rde lie§e sich mit
diesen Mitteln der Bau von 35 km Stadtstra§en oder 30 km zweibahniger Autobahnen oder
150 km zweigleisiger Stra§enbahnstrecken oder 7 km U-Bahn-Tunnel finanzieren [Ebd.: 27].
Von den zu treffenden Ma§nahmen zu Gunsten des MIV versprachen sich die Planer etliche
Vorteile [Ebd.: 41], und zwar

1. eine Aufrechterhaltung der Funktionsf�higkeit des Hamburger Stra§enverkehrs auch
bei wachsenden Verkehrsbed�rfnissen,

2. eine Erh�hung der Verkehrssicherheit,
3. eine wirtschaftlichere Reisegeschwindigkeit f�r alle Fahrzeuge,
4. eine bessere Trennung von ruhendem und flie§endem Verkehr,
5. eine gr�§ere Bewegungsfreiheit f�r Fu§g�nger und Radfahrer
6. und einen besseren Verkehrsanschluss der Stadtrandgebiete.

Die zum Vorteil des MIV getroffenen verkehrsplanerischen Entscheidungen zeigten, dass in
den 50er Jahren ã.....die autogerechte Stadt durchaus erkl�rtes Ziel der Hamburger Stadt- und
Verkehrspolitik warÓ..... ãDie Einschr�nkung der freien Nutzung des Autos war bis dahin
ausdr�cklich nicht Ziel der SenatspolitikÓ [Bose, 1995: 200]. Offensichtlich nahmen die
Hamburger Verkehrsplaner nicht zur Kenntnis, dass Autofahren auch aus Freude an der
                                                            
551954 wurden in Hamburg  124000 Autos, 1959 schon 209000 gez�hlt [Staisch, 1979: 157].
56Zwischen 1949 und 1953 erh�hte sich auf den Ausfallstra§en die Kfz-Belastung um das 4,2-fache, auf
innerst�dtischen Stra§en waren teilweise noch h�here Belastungen festzustellen [FHH. Sen., 1956: 22 f.].



Bewegung und am motorisierten Erleben der Stadt entstehen konnte und dass bei st�ndiger
Erweiterung des Verkehrsangebotes (Stra§enbau / Stra§enausbau) eine zus�tzliche Nachfrage
erzeugt werden w�rde.

Ver�nderungen demografischer und �konomischer Rahmenbedingungen Ende der 50er Jahre
machten eine �berpr�fung der ballungsraum- und stadtbezogenen Planung erforderlich: Die
im Krieg stark geschrumpfte Einwohnerzahl nahm infolge des R�ckstroms (Evakuierte,
Heimkehrer) und des Zustroms (Vertriebene) so stark zu,57 dass von einem weiteren
Bev�lkerungsanstieg auszugehen war.58 Verst�rkt wurde diese Tendenz durch die
nachhaltige, unerwartet stark einsetzende positive wirtschaftliche Entwicklung, die ihrerseits
die Neubaut�tigkeit in Hamburg im Zusammenwirken mit dem 1950 in Kraft getretenen
Ersten Wohnungsbaugesetz kr�ftig ankurbelte [M�ller 1999: 114 f.].
1960 wurde der ABP 50 aufgegeben und durch einen zweiten Aufbauplan (ABP 60) ersetzt,
der ein Jahr sp�ter als Fl�chennutzungsplan (FNP) fungierte. Unter dem Eindruck des
erheblich gestiegenen Fl�chenbedarfs bei den Wohnungsbau- und Arbeitsfl�chen forderte der
ABP 60 eine st�rkere Verdichtung und neue Fl�chenausweisungen. Vorgesehen waren 800 ha
neue Gewerbe- (vorwiegend in der �u§eren Stadt) und 2100 ha neue Wohnbaufl�chen [Bose,
1995: 142]. Dar�ber hinaus wurden im Zusammenhang mit der zunehmenden
ãTerti�risierungÓ der gezielte Ausbau von Stadtteilzentren als Einkaufs- und
Versorgungsstandorte sowie der Bau der Gesch�ftsstadt Nord in Winterhude zur Entlastung
der City f�r erforderlich gehalten. Im Vergleich zum ABP 50, der eine lineare zentral-
periphere Abstufung der Wohndichte mit sehr niedrigen Werten in den Randgebieten
festsetzte, sah der ABP 60 eine treppenf�rmige Aufteilung der Dichte mit geringeren
Unterschieden zwischen Innerer und �u§erer Stadt vor und f�rderte dadurch die Bildung
selbstst�ndiger Zentren differenzierter Wertigkeit. In den einzelnen Stadteinheiten, die durch
Gr�nzonen getrennt und durch Verkehrsanlagen miteinander verbunden werden sollten,
hatten die Nutzungen (Wohngebiete, Arbeitsst�tten, Erholungsfl�chen) geordnet
nebeneinander zu liegen, um einen sinnvollen Zusammenhang der Funktionen herzustellen.
Damit blieb der ABP 60 den st�dtebaulichen Leitvorstellungen der gegliederten und
aufgelockerten Stadt treu und orientierte sich wie sein Vorg�nger an den schon in den 40er
Jahren formulierten Zielen [Durth/Gutschow, 1988,1: 660],

1. Auflockerung dicht bebauter Stadtquartiere,
2. Gliederung der Gro§stadt in �berschaubare, weitgehend selbstst�ndige Stadteinheiten,
3. Erhaltung unbebauter Gr�nzonen zwischen den Stadtteilen
4. und Trennung verschiedenartiger Nutzungen,

die beste Voraussetzungen f�r die Fortsetzung der schon vor dem Kriege zu beobachtenden
Randwanderung boten - allerdings im wesentlich st�rkerem Ausma§ als fr�her, da die
Verf�gbarkeit �ber private Kfz und schnelle Stra§enverbindungen (s. u.) zwischen Zentrum
und den Au§engebieten den Radius der Erreichbarkeit der Stadt ausweiteten und dem Drang
ins Gr�ne -das betraf zun�chst die sozial Bessergestellten- viel st�rkere Realisierungschancen
boten. Abb. 1 zeigt, dass die inneren Stadtteile (Entfernungszone 0 bis 5 km) in den 60er
Jahren erhebliche Bev�lkerungsverluste hinnehmen  mussten,  w�hrend  die  �u§eren
Stadtteile (EZ 5 bis 10 und 10 bis 20 km) und das Umland (EZ 10 bis 20 km und mehr) hohe
Zuwachsraten aufzuweisen hatten - ein Trend, der in den 70er Jahren anhielt. Diese durch den
Pkw beg�nstigte zentral-periphere Bev�lkerungsverlagerung f�hrte zu wachsenden
Entfernungen zwischen Wohnort und Arbeitsplatz und verursachte einen hohen
Mobilit�tsbedarf. Eine von Haack durchgef�hrte Analyse der Berufspendlerstr�me in
Hamburg zwischen 1939 und 1970 kam zu dem Ergebnis, dass sich die Arbeitswege f�r die

                                                            
571954 betrug die Einwohnerzahl schon 1,702 Mio. und erreichte 1958 bereits 1,807 Mio. [Braun, 1968: 91]
58Die Planungen gingen von einer k�nftigen Einwohnerzahl von 2,2 Mio. aus. [FHH. Baub. LP., 1960]



im Zentrum der Stadt arbeitenden Erwerbst�tigen verl�ngerten und die Pendlerstr�me von
den �u§eren zu den inneren Stadtteilen verst�rkten [Haack, 1981: 298 f.]. Dass dabei auch
das Hamburger Umland von verst�rkter Besiedlung erfasst wurde, beweist die Zahl der
Berufseinpendler nach Hamburg, die in den 60er Jahren von 96207 (1961) auf 134426 (1970)
gestiegen war (siehe auch Kap. 5.1.3.1.). Die mit der Suburbanisierung verbundenen
negativen Folgen (Zunahme des Verkehrs auf den Haupteinfallstra§en, hohe
Zentralit�tskosten, Probleme des Finanzausgleichs durch Abwanderung steuerkr�ftiger
Bev�lkerungsgruppen) hatte vor allem die Kernstadt zu tragen [Mensing, 1997: 139].

Im ABP 60 stand die Forderung nach Entflechtung des Verkehrs und Entlastung der
innerst�dtischen Verkehrswege im Mittelpunkt. Damit war in erster Linie der Ersatz der
Stra§enbahn durch andere Verkehrsmittel im Interesse des �brigen Stra§enverkehrs gemeint
[FHH. Sen., 1956: 29, 46]. Stattdessen sollten die �PNV-Verbindungen zwischen der
Innenstadt und den an der Peripherie gelegenen Gebieten durch die Ausweitung des
Busnetzes sichergestellt werden [Ebd.: 48]. Nachdem Hamburgs Stadt- und Verkehrsplaner
in der Phase des Wiederaufbaus noch den Ausbau des Stra§enbahnnetzes bevorzugt hatten
[Staisch, 1989: 127], k�ndigte sich bereits 1956 eine verkehrspolitische Wende von
entscheidender Bedeutung an, als in der vom Hamburger Senat herausgegebenen Denkschrift
ãNeuordnung des Hamburger StadtverkehrsÓ59 das so genannte ãKonzept der Zweiten EbeneÓ
entwickelt wurde: Um dem Auto und dem Wirtschaftsverkehr auf der Stra§e freie Bahn zu
geben, sollte der �ffentliche Schienennahverkehr entweder unter die Stra§e oder �ber sie
gef�hrt werden (ãEntflechung der VerkehrsartenÓ). W�hrend Stra§enbahn und Bus den
Zubringerdienst zur U-Bahn aus den Au§enbezirken und einige Tangentialverbindungen zu
den �u§eren Stadtteilen zu �bernehmen hatten [S�dbeck, 1992: 229; vgl. Frenz, 1987: 74],
war das U-Bahnnetz weiter auszubauen60 (vgl. auch Abb. 2), um in dem k�nftigen
Nahverkehrssystem das R�ckgrat zu bilden. In langfristiger Perspektive war die nunmehr als
antiquiert und unwirtschaftlich geltende Stra§enbahn, die auch in den Medien als gr�§tes
Verkehrshindernis wahrgenommen wurde [Staisch, 1989: 141], sogar ganz einzustellen, um
Behinderungen im Stra§enverkehr auszuschlie§en61. Geeignete Beschleunigungsma§nahmen
zu Gunsten der Stra§enbahn -z. B. die Anlage besonderer Bahnk�rper- wurden mit dem
Hinweis angeblich zu geringer Stra§enbreiten in der Innenstadt [FHH. Sen., 1956: 48] nicht
ernsthaft erwogen. Stattdessen glaubten die Planer feststellen zu m�ssen, dass mit dem
Ausbau wichtiger Verkehrsstra§en auch Verbesserungen im Betrieb verbleibender
Stra§enbahnstrecken verbunden seien [Ebd.: 47]. Als es dann in den folgenden Jahren aber
zu umfangreichen Stra§enbahnstilllegungen kam und der versprochene Ausbau der
Schnellbahn aus finanziellen Gr�nden ins Stocken geriet, wurden viele vormals noch von den
Stra§enbahnen bediente Stadtteile -Lurup, Bahrenfeld, Steilshoop, Gro§ Borstel, Bramfeld,
Jenfeld, Tonndorf und Fuhlsb�ttel (Flughafen) vom st�dtischen Schienenverkehr abgeh�ngt
(vgl. Abb. 3 und 4) und ihre Bewohner weitgehend auf die Benutzung des Kfz. festgelegt, das
schneller als erwartet schon Anfang der 60er Jahre zum Wohlstandssymbol und
Mobilit�tsfaktor avancierte.

                                                            
59Mit dieser Denkschrift nahm der Senat Stellung zu dem von der Baubeh�rde entworfenen Verkehrsplan «Das
Programm f�r den Ausbau der wichtigsten Verkehrsstra§en Hamburgs`. Die als Rahmenprogramm gedachte
Denkschrift war f�r einen Zeitraum von 10 Jahren angelegt [FHH. Sen., 1956: 7].
60Insgesamt waren sieben neue U-Bahn-Linien projektiert, um das Hamburger Schnellbahnnetz von 65 auf 175
km zu erweitern.
61ãWegen des Nebeneinanders von �ffentlichen und privaten Verkehrsmitteln entstehen diejenigen Stauungen,
die die sog. Geleitzugfahrten hervorrufen. Dadurch wird wieder der �brige Stra§enverkehr behindert und die
gerade im Spitzenverkehr notwendige kontinuierliche Ausnutzung der Nahverkehrsmittel erschwert.Ó [FHH.
Sen., 1956: 16]



Die fortlaufende Zunahme der Motorisierung (siehe Tab. 11) machte die Notwendigkeit des
Neu- und Ausbaus des Stra§ennetzes offensichtlich, und staatliche Zusch�sse sicherten die
Finanzierung (siehe Tab. 12). So wurden weitere Stra§enbauprojekte im ABP 60 in Aussicht
gestellt,62 von denen die Verbindung der A 7 (Westtangente) von Kiel durch den neuen
Elbtunnel nach S�den (Fertigstellung 1975), die BAB S�dliche Umgehung Hamburg (1963),
die Autobahn Marschenlinie, die zur Entlastung der Radialstra§en vorgesehenen Ringstra§en
(Wallring, Mittlerer Ring und �u§erer Ring), der vier- bzw. sechsspurige Ausbau der
Hauptverkehrsstra§en, die Ortsumgehungen Eidelstedt (1964), Schnelsen (1967) und
Billstedt (1972) sowie die niveaufreie Gestaltung hoch belasteter Verkehrsknoten (1960:
Berliner Tor,  1961: Billhorner Br�ckenstra§e/Billhorner R�hrendamm, 1963: Deichtorplatz,
1966: Wallringtunnel zwischen Steintorwall und Glocklengie§erwall, 1970:
Amsinckstra§e/Nordkanalstra§e, 1971: Fuhlsb�ttler Str./Lauensteinstr.) realisiert worden
sind. Durch den nachfrageorientierten Ausbau der Stra§enverkehrsinfrastruktur waren Wohn-
                                                            
62Als Stadtautobahnen wurden eine West- und eine Osttangente, eine Stadtkerntangente als Querspange, eine
Verbindung Barmbek - Winterhude - Hoheluft - Sternschanze, eine Verbindung Eidelstedt - Lokstedt - Gro§
Borstel - Winterhude, eine Waldd�rferlinie und eine Strecke von Moorfleet durch die Vier- und Marschlande
ausgewiesen [FHH. Baub., 1976: 73; FHH. Baub. LP. 1960].

Tab. 11: Kfz- und Pkw-Bestand in Hamburg f�r die Jahre 1950 bis 1969

Jahr Kraftfahrzeugbestand Pkw und Kombiwagen
1950_   59.244   23.473 _jeweils am 31.12.
1951_   76.498   33.197
1952_   90.566   40.530
1953_ 106.714  48.952
1954_ 124.775   60.119
1955_ 137.836   71.697
1956_ 155.946   87.501
1957_ 173.262             104.986
1958_ 192.378             125.330
1959_ 209.200             146.791
1960_ 237.495             175.321 _jeweils am 1.7.
1961_ 265.771             203.465
1962_ 298.108             236.537
1963_ 321.861             265.823
1964_ 346.048             294.044
1965_ 372.005             322.260

Quelle: Mitteilungen des Kraftfahrtbundesamtes (Telefonat v. 18.06.2002)

Tab. 12: Ausgaben Hamburgs und des Bundes f�r den Stra§enbau in Hamburg f�r die Jahre 1950
bis 1961 (in Mio. DM)

Jahr Hamburger Mittel Bundesmittel Gesamtbetrag
1950   9.079.637   5.155.158 14.234.795
1951 11.655.513   2.462.656 14.118.169
1952 23.781.133   1.931.679 25.712.812
1953 21.344.938   1.987.034 23.331.972
1954 25.814.298   2.361.044 28.175.342
1955 46.281.907   2.125.680 48.407.587
1956 62.138.079   5.506.491 67.644.570
1957 47.857.679   5.074.698 52.932.377
1958 69.650.673 20.795.862 90.446.535
1959 85.591.830 21.528.211             107.120.041
1960_ 78.105.136 30.277.017             108.382.153    _ (3/4 Jahr)
1961             125.199.779 48.180.480             173.380.259

Quelle: Mitteilung des Senats an die B�rgerschaft Nr. 229/1962



und Gewerbestandorte nicht mehr an innerst�dtische Quartiere gebunden. Vielen
Gewerbetreibenden und weiten Bev�lkerungskreisen wurde es erm�glicht, der die
Ausdehnung der Gewerbefl�chen verhindernden Enge der Stadt bzw. dem Mangel an
ausreichend qualifizierten Wohnungen zu entfliehen und sich am Stadtrand niederzulassen,
wo deren W�nsche nach Betriebsfl�chenausdehnung bzw. nach verbessertem Wohnumfeld
verwirklicht werden konnten. Die Ausdehnung der Stadt fand nun aber nicht mehr nur
entlang der Nahverkehrsstrecken statt, sondern erfolgte in weiten Teilen fl�chenhaft, weil der
mit privaten Kfz abgewickelte Verkehr auf Grund seiner hohen Reisegeschwindigkeit und
Reichweite und seiner relativ niedrigen Transportkosten eine nahezu beliebig gestreute
Wohnbebauung an der Stadtperipherie zulie§ - eine in fast allen mittel- und westeurop�ischen
Gro§st�dten zu beobachtende Entwicklung [Bergh�ll/Konvitz, 1998: 177; vgl. Apel, 1998:
65]. Diese aufgelockerten, am Rande der Stadt entstandenen Siedlungsstrukturen konnten mit
�ffentlichen Massenverkehrsmitteln, deren Rentabilit�t eine Verkehrsb�ndelung voraussetzt,
nur schwer bedient werden. Deshalb �bernahmen Omnibusse die Erschlie§ung dieser
zersiedelten R�ume. Doch waren die Busse wenig attraktiv: Fehlende direkte Verbindungen,
schlechte Taktzeiten und Fahrplanausd�nnungen in verkehrsschwachen Zeiten legten die
Menschen immer st�rker auf die Benutzung des Kfz. fest [Schaub, 1992: 3f.], das wegen des
gro§z�gigen Stra§enausbaus und der zun�chst sicheren und preiswerten Versorgung mit
Mineral�l63 einen enormen Aufschwung erfuhr (vgl. Tab. 11). Dar�ber hinaus sorgte die mit
dem Auto verbundene Mobilit�tserweiterung daf�r, dass die Erreichbarkeit zentraler
Einrichtungen (v. a. Einkaufs- und Verwaltungsst�tten), die nun ihre Standorte in der
entv�lkerten Innenstadt einnahmen, auch weiterhin gew�hrleistet blieb. Diese Entwicklung
stand im krassen Widerspruch zu den Absichten des ABP 60, der die neu geplanten
Wohngebiete an der Peripherie durch den Ausbau des Schnellbahnsystems verkehrsm�§ig
anzubinden beabsichtigte [FHH. Baub. LP., 1960].

Mitte der 60er Jahre gerieten die in der Charta von Athen formulierten Grunds�tze der
Gliederung und Auflockerung des Stadtgef�ges zunehmend in die Kritik. In vielen
Gro§st�dten stellten Stadt- und Verkehrsplaner die Frage, ob sich das Leitbild der
gegliederten und aufgelockerten Stadt �berhaupt noch als st�dtebauliche Richtlinie eigne
[Durth/ Gutschow, 1988,2: 660]. Vor dem Hintergrund zunehmender Motorisierung und
schleichender Erosion der St�dte durch ungez�gelten Kfz-Verkehr mit dem zu bef�rchtenden
Verlust an Urbanit�t wurde die Diskussion �ber Nutzungstrennung und Nutzungsmischung in
den nachfolgenden Jahren immer wieder angefacht: Jacobs (1961) war davon �berzeugt, dass
ã......das Fehlen einer breit gef�cherten und konzentrierten Diversit�t der Nutzungen.....den
B�rger ins Auto [zwinge], um jeden einzelnen seiner W�nsche zu erf�llen.....Da§ bessere
Erreichbarkeit eines Stadtgebietes f�r das Auto als unvermeidliche Folge den Verfall der
vielschichtigen Nutzung des Gebiets nach sich zieht, steht f�r.....[sie] au§er ZweifelÒ [zit. in:
Albers/Papageorgiou-Venetas, 1988: 156]. Eine wichtige Grundlage der Stadtkultur sei
ã.....die Aufrechterhaltung von Mischung in m�glichst weiten Teilen des Stadtgebiets.Ó
St�dtische Vielfalt werde erst durch ã.....das Vorhandensein mehrerer Grundnutzungen, ein
enges Wegenetz, eine feink�rnige differenzierte Altersstruktur der Geb�ude und eine hohe
Dichte [entstehen k�nnen] [Ebd.: 119 f.]. Auch Gruen und Hammel (1972) waren davon
�berzeugt, dass die dichte Zusammenfassung aller st�dtischen Funktionen in einer Zone den
Autoverkehr merklich reduzieren w�rde [Ebd.: 108]. ãJe besser die Mischung, desto
gleichm�§iger wird der Verkehr verteilt, und desto g�nstiger ist die Auslastung �ffentlicher
Verkehrsmittel.....Verkehr ist in erster Linie eine st�dtebauliche Angelegenheit.....Sobald
unsere Niederlassungen wieder so organisiert sind, wie es sich f�r eine Stadt geh�rt, wird der
Verkehr weniger Schwierigkeiten bereitenÓ [Ebd.: 533]. Aufforderungen zur Kurskorrektur

                                                            
63Der Benzinpreis lag 1960 bei 60 Pf./l, 1966 bei 48,5 Pf./l und 1972 bei 60,4 Pf./l. [Teichmann, 1983: 71]



in Stadt- und Verkehrsplanung kamen v. a. von Buchanan, der schon in seinem 1963
erschienenen Buch ãTraffic in TownsÓ die Grenzen der Motorisierung f�r die europ�ischen
Gro§st�dte aufzeigte. Er legte der k�nftigen Stadtplanung nahe, die Zusammenh�nge
zwischen Fl�chennutzung und Verkehr st�rker zu ber�cksichtigen. Um die Verkehrsmengen
zu begrenzen und den uneingeschr�nkten Kfz-Gebrauch zu untersagen, pl�dierte er f�r
abgeschlossene st�dtische Gebiete (Environments), in denen nur der unbedingt erforderliche
Verkehr (Quell- und Zielverkehr) abzuwickeln war. Insgesamt sollten in den europ�ischen
Gro§st�dten im Interesse der Lebens- und Umweltqualit�t die Autoverkehrsmengen -bezogen
auf die damaligen Verkehrsleistungen- um die H�lfte reduziert werden [Buchanan, 1964]. In
Deutschland forderte die von der Bundesregierung beauftragte Sachverst�ndigenkommission
(1964) ein Umdenken. Auch sie machte auf die Interdependenzen zwischen Art, Ma§ und
Verteilung der Fl�chennutzung einerseits und den Verkehrserfordernissen und -bed�rfnissen
andererseits aufmerksam. Au§erdem wurde ausdr�cklich die Bedeutung des �PNV f�r die
Verbesserung der Verkehrsverh�ltnisse in den Kommunen betont. Gro§e Probleme mit dem
Verkehr sah Brandes (1960) auch auf Hamburg zukommen, wenn es nicht gelingen sollte,
das Aufkommen im Binnenverkehr zu begrenzen:  ãUm den modernen Stadtbewohner nicht
zu einem Sklaven des Verkehrs zu degradieren, dessen Gesetzen er sich bedingungslos
unterzuordnen hat, sondern den Verkehr zu einem ihm willigen Hilfsinstrument zu gestalten,
sollten Arbeits- und Wohngebiete, Gr�nfl�chen f�r die Erholung.....stets so einander
zugeordnet sein, da§ Pendler- und Versorgungsverkehr klein bleibenÓ [Brandes, 1960: 220].

3.1.2. Das Leitbild ãUrbanit�t durch DichteÓ

Diese Kritik an der Stadt- und Verkehrsplanung blieb auch in Hamburg nicht ohne
Konsequenzen. Mitte der 60er Jahre sah sich der Hamburger Senat veranlasst, eine
unabh�ngige Kommission f�r die �berpr�fung des ABP 60 und f�r die Erarbeitung von
Vorschl�gen zur Neuorientierung der Stadtentwicklung auf regionaler Basis zu berufen.
Dieses interdisziplin�r zusammengesetzte Gremium64 machte auf die zunehmende
Zersiedelung der Landschaft und die daraus resultierenden Probleme aufmerksam und sprach
sich deshalb f�r eine Ver�nderung des ABP 60 aus, der die Achsenkonzeption nicht pr�zise
genug formulierte und durch weitere Wohnansiedlungen (Steilshoop, Lohbr�gge) und
Einrichtungen der Versorgung (Elbeeinkaufszentrum) in der �u§eren Stadt -abseits der
Schienenwege- weiter verw�sserte [Bose, 1995: 149]. In ihrer 1967 vorgelegten
ãStellungnahme zum ABP 60Ó wurden -ausgehend von einer Einwohnerzahl  Hamburgs von
1,8 Mio f�r das Jahr 1980- folgende  Empfehlungen formuliert [M�ller, 1985: 166 f. ; vgl.
Bose, 1995: 146 f.]:

� �nderung st�dtebaulicher Grunds�tze mit dem Ziel, die Trennung der Nutzungen zu
Gunsten einer st�rkeren  funktionalen Durchmischung abzuschw�chen.

�  Lenkung der Siedlungsentwicklung auf Achsen unter deutlicher Betonung der
Endpunkte zur Verhinderung einer fl�chenhaften Besiedlung.

� Schutz der Achsenzwischenr�ume vor einer fl�chenhaften Bebauung.
�  St�rkere Verdichtungen im Kerngebiet mit der Absicht, so weit wie m�glich auf

unwirtschaftliche Neuerschlie§ungen an den Stadtr�ndern zu verzichten.
�  Entwicklung Hamburgs zu einer polyzentrischen Stadt, indem vorhandene

Nebenzentren entsprechend ihrer Bedeutung gef�rdert werden (Ausbau des Systems
der Zentralen Orte).

                                                            
64Der Kommission geh�rten St�dtebauer, Wirtschafts- und Finanzfachleute, Verkehrswissenschaftler, Juristen,
Soziologen und Hygieniker an.



� Verbesserte Verkn�pfungen zwischen Schnellbahnnetz und Besiedlung durch Anlage
von Wohnvierteln mit hohen Einwohnerdichten und Schaffung von Arbeitsst�tten im
unmittelbaren Nahbereich der Schnellbahnstationen.

� Integration der Hamburger Stadtplanung in eine wirksame Regionalplanung.
� Ausbau des Schnellbahnnetzes (bei gleichzeitiger Abschaffung der Stra§enbahn) und

Bau von Stadtautobahnen parallel zu den Schnellbahnen.
� Verbesserung der verkehrlichen Ringverbindungen zur St�rkung der Subzentren und

Entlastung der City.
Auf der Grundlage dieser Leitgedanken entstand 1969 das ãEntwicklungsmodell f�r
Hamburg und sein UmlandÓ (EM 69), das das st�dtebauliche Konzept der ãgegliederten und
aufgelockerten StadtÓ abl�ste und Siedlungsgebiete und Verkehrsinfrastruktureinrichtungen
nach dem von der Unabh�ngigen Kommission vorgeschlagenen ãfunktional-�konomischen
PrinzipÓ zu verkn�pfen beabsichtigte. Mit diesem Siedlungsstrukturkonzept waren 4 Ziele
[Bose, 1995: 346] verbunden, und zwar

1. die Optimierung der Verteilung von Nutzungen und Nutzungsintensit�ten, um die f�r
das erwartete Wirtschaftswachstum erforderlichen Fl�chen bereitzustellen,

2 .  die kosteng�nstige Abwicklung des Verkehrs durch Ausbildung von
Entwicklungsachsen, um die notwendige Mobilit�t zu gew�hrleisten,

3. die Bildung von Subzentren an Punkten der besten verkehrlichen Erreichbarkeit, um
einer �berlastung der City entgegenzuwirken

4. und die sinnvolle Ordnung des unvermeidlichen Suburbanisierungsprozesses, um den
zunehmenden Verflechtungen zwischen Hamburg und der Region65 gerecht zu
werden.

Diese Zielvorstellungen sollten mithilfe von drei strukturbestimmenden Planungselementen
a) Achsenkonzeption,
b) System der Zentralen Standorte bzw. Orte
c) und Entwurf des Hauptverkehrsnetzes,

realisiert werden.

Zu a) Zur Auswahl standen 4 Modelle: neben der Fl�chenstadt mit Schwerpunkten, das
ringf�rmige, einachsige und vielachsige Modell. In Anlehnung an die mit Schleswig-Holstein
vereinbarte Aufbauachsenkonzeption w�hlte die Unabh�ngige Kommission das vielachsige
Modell als das geeignetste aus [Bahr, 1976: 204 ff.]66.
Die vom ehemaligen Hamburger Baudirektor Schumacher bereits in den 20er Jahren
entwickelte Achsenkonzeption wurde im EM 69 dahingehend modifiziert, dass es drei
Kategorien von Achsen festlegte [Bose, 1995: 162 f.; vgl. M�ller, 1999: 237]:
Regionalachsen, st�dtische Haupt- und Nebenachsen (siehe Abb. 5):
Die Siedlungsentwicklung war auf acht weit in das Umland hinaus reichende Regionalachsen
(=Entwicklungsachsen) bandartig -mit zunehmender Entfernung zur Stadt in den
Au§enzonen auch punktaxial- zu konzentrieren, wobei die Regionalachsen sternf�rmig
entlang traditioneller Verkehrsachsen (Fernstra§en und Eisenbahnstrecken nach
Pinneberg/Elmshorn, Ahrensburg/Bad Oldesloe, Bergedorf/Schwarzenbek, Stade, Buchholz,
L�neburg und Kaltenkirchen) auf den Stadtkern ausgerichtet wurden. Wichtigste Ziele der

                                                            
65M�ller [1985: 15 f.] definierte ãRegionÓ als den Raum, ã.....den das Staatsgebiet Hamburg zuz�glich seiner
sechs  Randkreise (Anm. Kreis Pinneberg, Kreis Segeberg, Kreis Stormarn, Kreis Herzogtum-Lauenburg,
Landkreis Harburg und Landkreis Stade) einnimmt.Ó
Inzwischen ist die Region um weitere zwei Randkreise -Landkreis ÔRotenburg (W�mme) und Landkreis
L�neburg- erweitert worden. [FHH.Sen./SHL/NSL, 1994: 5]
66Die Entscheidung zu Gunsten des vielachsigen Modells wurde nicht begr�ndet. Auch eine Herleitung aus den
naturr�umlichen Gegebenheiten oder aus den sozio�konomischen Verflechtungen und
Entwicklungsperspektiven der Region war nach Bahr [1976: 233] nicht erkennbar.



axialen Siedlungskonzentration in der Region waren die Verdichtung der Bebauung auf den
Achsen mit Schwerpunktbildung um die jeweiligen Schnellbahnhaltestellen, die B�ndelung
des Verkehrs auf leistungsf�higen Trassen und die Erhaltung der Achsenzwischenr�ume als
unzersiedelte, teilweise bis an die Kernstadt heranreichende Landschaftsr�ume, die als
Erholungs- und Ausgleichsfl�chen dienten und den Stadtk�rper gliederten. Da sie v. a. den
radialen Alsterzufl�ssen folgten bzw. als Marschgebiete im Elbeurstromtal lagen, waren sie
wegen des feuchten und kaum tragf�higen Untergrundes f�r eine Bebauung ohnehin schlecht
geeignet [Becker, 1992: 82]. Auf den 6 st�dtischen Haupt- (2) und Nebenachsen (4), die
meistens den Schnellbahnstrecken folgten, sollten Einrichtungen des terti�ren Sektors
gef�rdert werden, w�hrend in den Zwischengebieten die Wohnfunktion der Stadtteile
m�glichst unbeeintr�chtigt zu erhalten war.

Zu b) Das Konzept der «Zentralen Standorte` basierte auf der polyzentrisch gewachsenen
Stadtstruktur -abzulesen an der Bedeutung der alten Bezirkszentren (B 1) Altona
(zweipoliges Zentrum, bestehend aus Teilen von Altona-Altstadt und Ottensen), Eimb�ttel
(bestehend aus den Zentren Osterstra§e und Hoheluftchaussee), Eppendorf/Winterhude
(bestehend aus den Zentren Eppendorfer Baum, Eppendorfer Landstra§e und Winterhuder
Marktplatz), Barmbek (bestehend aus den Zentren Fuhlsb�ttler Stra§e und Hamburger
Stra§e), Wandsbek (Teile von Wandsbek und Marienthal), Bergedorf (bestehend aus Teilen
von Bergedorf und Lohbr�gge) und Harburg [FHH. Steb, 1996: 63]- und auf der abgestuften
Zentrenhierarchie, die von der Gr�§e des Aufgaben- und Einzugsbereich abh�ngig ist und
vom A 1 - Zentrum (City) bis zum D 2 - Zentrum (lokale Ladengruppe) reichte (siehe Abb.
5). Eine wichtige Rolle in diesem System �bernahmen die City- (A 2) und
Bezirksentlastungszentren (B 2). Das A 2 - Zentrum (City Nord)67 hatte alle zuvor in der City
angesiedelten Dienstleistungen mit geringem Publikumsverkehr (Wirtschaftsverwaltungen)
aufzunehmen, w�hrend die Anlage von B 2- Zentren

� Osdorf (Elbeeinkaufszentrum),
� Eidelstedt (Eidelstedter Platz),
� Langenhorn (Langenhorn Markt),
� Poppenb�ttel (Alstereinkaufszentrum),
� Rahlstedt (Einkaufszentrum Rahlstedter Bahnhofsstra§e),
� Neugraben-Fischbek (Einkaufszentrum Neugraben)
� und Farmsen68 (Einkaufszentrum Farmsen)

in sieben bis acht Kilometer Entfernung von den alten Bezirkszentren (B 1) der
Bev�lkerungsrandwanderung (siehe Abb. 5) Rechnung tragen sollte.

Zu c) Hauptverkehrsnetz (siehe Karte 1): Eine der Leitvorstellungen des EM 69 war -dem
damaligen verkehrlichen Leitbild der ãmassenverkehrsgerechtenÓ Stadt entsprechend69- das

                                                            
67Nach der FNP-�berarbeitung von 1996 steht fest, dass die noch im FNP 73 vorgesehene Planung von
weiteren A 2- Zentren in Harburg und Altona zur konzentrierten Aufnahme von Wirtschaftsverwaltungen nicht
mehr verfolgt wird. [FHH. Steb, 1996a: 12]
68Das EKZ Farmsen wird noch immer als Stadtteilzentrum (C 1) ausgewiesen, doch auf Grund seines in den
letzten Jahren erfolgten Ausbaus und seines �berregionalen Einzugsbereichs wird es im Rahmen der
Zentrenhierarchie als B 2 - Zentrum gef�hrt. [FHH. Steb, 1996a: 65]
69Dieses Leitbild hatte zu Beginn der 60er Jahre das Leitbild der ãautoverkehrsgerechten StadtÓ abgel�st.  Man
hatte erkannt, dass auch ein noch so perfekter Ausbau des Stra§ensystems eine uneingeschr�nkte Nutzung  des
Pkw �berall in der Stadt nicht erm�glicht und dass eine Einschr�nkung nur durchsetzbar ist, wenn ein
leistungsf�higes Massenverkehrsmittel an die Stelle des motorisierten Individualverkehrs tritt. Folgerichtig
wurde in dieser Zeit das Netz der Schnellbahn erweitert. Dabei handelte es sich um die Billstedter Strecken
(1967-69), die Verl�ngerung vom Schlump zum Tierpark Hagenbeck (70er Jahre), den Streckenabschnitt
zwischen Ochsenzoll und Garstedt (1969), die S-Bahn-Verbindung von Altona �ber St. Pauli-Landungsbr�cken
und Jungfernstieg zum Hauptbahnhof (70er Jahre) und um die Verl�ngerung der U 3 bis Merkenstra§e (70er



ãschnellbahnbezogene AchsensystemÓ, das die bauliche Entwicklung auf die vom �PNV
bedienten Achsen zu lenken beabsichtigte, um v. a. den wachsenden Berufsverkehr zwischen
den sich weiter an den Stadtrand verlagernden Wohnstandorten und den sich in der
Innenstadt konzentrierenden Arbeitspl�tzen mit leistungsstarken Schnellbahnen zu
bew�ltigen. Dieses System wurde durch das Hamburger Dichtemodell erg�nzt, das von einer
hohen Bebauungskonzentration (hohe Einwohner- und Besch�ftigtenzahlen) im
unmittelbaren Umkreis der Schnellbahnstationen ausging:70 Innerhalb einer Kernzone mit
einem Radius von 300 m sollten bei einer Geschossfl�chenzahl71 (GFZ) von 1,3 und in einer
Mittelzone mit einem Radius von 300 bis 600 m bei einer GFZ von 0,9 insgesamt 18400
Einwohner in einer f�r Fu§g�nger angemessenen Erreichbarkeit (5 bis 8 Minuten) wohnen
und somit einen hohen Auslastungsgrad der Schnellbahnlinien gew�hrleisten. Au§erhalb des
600 m-Radius (Randzone) waren geringere Wohndichten72 beiderseits der Schnellbahnlinie
f�r ein Omnibuszubringersystem vorgesehen. Parallel zu dem radial auf die City
ausgerichteten Schnellbahnnetz sollten die Regional- und Hauptachsen mit Autobahnen oder
Schnellstra§en ausgestattet werden, die Nebenachsen mit Hauptverkehrsstra§en. Ring- und
Tangentialverbindungen zur Entlastung der Radialstra§en hatten das Stra§enverkehrssystem
zu erg�nzen. Als Grundlage f�r die konkreten Verkehrsplanungen wurden unter der
Federf�hrung der Wirtschaftsbeh�rde die so genannten ãLeitlinien f�r den Nahverkehr in
HamburgÓ entwickelt und im November 1969 vom Senat beschlossen. Sie gingen von einer
Aufgabenteilung zwischen �PNV und MIV aus, indem die Region in drei konzentrische
Zonen eingeteilt wurde: In der Inneren Stadt sollte die Schnellbahn das Hauptverkehrsmittel
sein. In der �bergangszone war durch Anlage von P+R-Pl�tzen das Umsteigen vom MIV auf
den �PNV zu erleichtern, w�hrend in der �u§eren Zone der fl�chenerschlie§ende MIV die
Hauptlast des Verkehrs zu tragen hatte. Eine Verbesserung des Angebots der Schnell- und
Regionalbahnen war hier nicht geplant, wohl aber der achsenparallele Ausbau von
Stadtautobahnen [FHH. BWVL, 1969: 32].

1973 erfuhr das Entwicklungsmodell in Hamburg eine Konkretisierung durch den
Fl�chennutzungsplan (FNP), der die im EM 69 enthaltenen Ordnungselemente
(Achsenkonzeption, System der Zentralen Standorte, Hauptverkehrsnetz und Dichtemodell)
�bernahm und in seiner Darstellung wesentlich differenzierter war als die beiden
Aufbaupl�ne von 1950 und 1960. Im Vergleich zum ABP 60 hatte sich das Stadtwachstum
vornehmlich Richtung S�den und S�dosten auszurichten: So waren die meisten neu
ausgewiesenen Wohngebiete in den Bezirken Harburg (v. a. Wilhelmsburg, Hausbruch,
Neugraben-Fischbek und Harburg-S�d), Bergedorf (v. a. Billwerder und Allerm�he) und
Wandsbek (v. a. Bergstedt) vorgesehen, die neuen Industrie- und Gewerbestandorte sowie die
Hafenfl�chen sollten sich auf den S�derelberaum konzentrieren. Um die r�umliche

                                                                                                                                                                                            
Jahre). Schon einige Jahre fr�her waren die Wandsbeker Strecken (1960-63) und die Verl�ngerung vom
Schlump zur Innenstadt (1966) fertiggestellt worden (siehe Abb. 4).
70Dieses Modell bezog sich auf die st�dtischen Achsen, wo eine dichte Haltestellenfolge eingerichtet werden
sollte. Es wurde sp�ter noch modifiziert, um auch ã.....Dichtevorgaben f�r andere Nutzungsarten (au§er
Wohnen) f�r die Schnellbahnen [zu] erhaltenÓ (S. 3). Au§erdem wurden die Bandbreiten f�r
Geschossfl�chenzahlen je nach Art der baulichen Nutzung  (Wohn-, Misch-, Kern-, Gewerbegebiete pp)
differenzierter dargestellt (S. 5). [FHH. Baub., 1982; vgl. auch Kr�ger/Rathmann/Utech, 1972: 293 ff.]
71Die GFZ gibt an, wieviel qm Geschossfl�che je qm Grundst�cksfl�che zul�ssig sind. Beispiel:
Grundst�cksgr�§e 1000 qm, Geschossfl�chenzahl 1,6. Die zul�ssige Geschossfl�che betr�gt 1000 qm x 1,6 =
1600 qm. Bei einem zweigeschossigen Geb�ude k�nnten das z. B. 800 qm je Geschoss sein. [FHH. Steb,
1995a: 26]
72F�r die Randzone galt eine GFZ von 0,4, die allerdings nicht bindend war. Je nach
Verkehrsanschlussm�glichkeit waren Einfamilienh�user oder auch dichtere Bebauungen m�glich. - [FHH.
Baub., 1982: 3]



Nachbarschaft von Wohn-, Gewerbe- und Dienstleistungsnutzung zu f�rdern, wies der FNP
auch ãgemischte Baufl�chenÓ aus.

Die im EM 69 enthaltenen Steuerungselemente der Fl�chennutzung konnten allerdings nicht
die Wirkungen entfalten, die die Stadtplaner sich von ihnen versprachen:
Das Achsenkonzept war nicht in der Lage, das Siedlungswachstum nur auf die radialen
Hauptverkehrslinien zu lenken73. Mit dem Ansteigen der Bodenpreise auf den Achsen hatte
sich in einer Zeit des zunehmenden Fl�chenbedarfs der Trend verst�rkt, auf billige Standorte
in den Achsenzwischenr�umen (AZR) fernab von einer attraktiven �ffentlichen
Verkehrsbedienung (Schienenanbindung) auszuweichen. In den �u§eren Hamburger
Stadtteilen konnte die axiale Orientierung der Siedlungsentwicklung in der im EM 69
dargestellten Form nicht eingehalten werden. Schon bei der Aufstellung des FNP 73 war es
zu gravierenden Abweichungen von der Achsenkonzeption gekommen, als etliche
Standortentscheidungen zu Lasten der Achsenzwischenr�ume erfolgten. Auch die bis 1989
vorgenommenen 75 �nderungen des FNP 73 standen nicht immer in �bereinstimmung mit
dem Achsenkonzept - z. B. die IKEA-Ansiedlung in Schnelsen und die Einengung
vorhandener Gr�nz�ge durch neue Wohnungsbauprogramme. Lediglich auf den
innerst�dtischen Achsen wurde planerisch durch die Ausweisung stadtteilbezogener
Dienstleistungszentren der von der Unabh�ngigen Kommission geforderten starken Betonung
der axialen Verdichtung Rechnung getragen [Bose, 1995: 174 f.]. In verkehrlicher Hinsicht
sorgte die nicht der axialen Netzstruktur der Schnellbahn entsprechende Auff�llung der
Achsenzwischenr�ume daf�r, dass die Verflechtungsmuster des Verkehrs immer weniger den
klassischen Vorstellungen radialer Raumerschlie§ung entsprachen, da sie zunehmend von
tangentialen Verkehren �berlagert wurden. Dadurch entwickelten sich schw�chere
Verkehrsstr�me, auf denen schwach ausgelastete �PNV-Zubringerlinien verkehrten. Denn
die Unbequemlichkeit gebrochener �PNV-Fahrten und der Ausbau der Stra§enverkehrswege
in den st�dtischen Au§enzonen legten die Bev�lkerung auf die Benutzung des privaten Pkw
fest, der wiederum das ringf�rmige Wachstum entscheidend unterst�tzte, weil er im
Gegensatz zu den Schienennahverkehrsmitteln die Voraussetzung f�r eine fl�chenhafte
Besiedlung �berhaupt erst erm�glichte. Neben einer ausgepr�gten Bev�lkerungsmobilit�t
(Randwanderung) war auch eine zentral-periphere Verlagerung von Arbeitspl�tzen
festzustellen. Die Auswertung der Arbeitsst�ttenz�hlung von 1987 ergab, dass die
Besch�ftigtenzahl in den inneren Stadtteilen zwischen 1970 und 1987 deutlich abgenommen
hatte, w�hrend sie in den �u§eren Stadtteilen betr�chtlich angewachsen war (siehe Abb 6).
Mit der Verlagerung von Arbeitspl�tzen an den Stadtrand war aber nicht nur eine
Ver�nderung der Verkehrsstr�me (Herausbildung von dispersen Pendlerstr�men) verbunden
(siehe Kap. 5.1.3.2.4.), sondern es kam dar�ber hinaus auch zu unerw�nschten Verlagerungen
von Verkehrsanteilen zu Gunsten des MIV (siehe Kap. 5.1.3., Tab. 40 und 50), der im
Vergleich zu Bussen und Bahnen in verkehrspolitischer und -planerischer Hinsicht beg�nstigt
wurde. Die Bevorzugung des MIV �ber einen Zeitraum von fast 20 Jahren (1970 bis 1989) ist
in dem in den Leitlinien f�r den Nahverkehr (1969) festgelegten Verteilerschl�ssel der
finanziellen Mittel f�r den Verkehrsbereich deutlich abzulesen (s. u. Tab. 13; vgl. auch Kap.
5.3.3.): Im Durchschnitt aller hier betrachteten 5-Jahres-Perioden waren f�r geplante
Stra§enbauma§nahmen 64 % der Verkehrsinvestitionen (Gesamtvolumen: 6,22 Mrd. DM =
3,1 _) aufzubringen. Dagegen lag das f�r den Schnellbahnbau vorgesehene  Finanzvolumen
bei 36 %,  wobei die darin  enthaltenen  Anteile f�r Park & Ride (P+R)-Anlagen noch in
Abzug zu bringen w�ren, da diese Verkehrseinrichtungen auch dem Kfz-Verkehr zugute
kamen. Die Benachteiligung des �PNV bei der Aufteilung der Investitionen zeigte sich v. a.
in der �u§eren Verkehrszone: W�hrend die �PNV-Anbindung der am Stadtrand entstandenen
                                                            
73ã.....Aber auch auf den Achsen ist die Entwicklung nicht entsprechend der gemeinsamen Konzeption
verlaufen. Die Hauptsiedlungst�tigkeit vollzog sich auf den Achsenwurzeln.Ó [Bdrs. 8/1089]



neuen Siedlungs- und Gewerbegebiete ganz ausblieb oder weit unter den
Mobilit�tserfordernissen lag, wurde f�r eine gute Autozug�nglichkeit dieser Siedlungs- und
Wirtschaftsr�ume gesorgt (siehe Karten 2 und 3). Die mangelnde Bereitschaft, in den �PNV
zu investieren (Wiedereinf�hrung der Stra§enbahn zur �bernahme wichtiger
Tangentialverkehrsbeziehungen, Verzweigungen attraktiver Buslinien mit kurzen Taktzeiten,
Einsatz alternativer Busbetriebsformen u. v. m.), f�hrte schlie§lich dazu, dass das �PNV-
Netz bald nicht mehr dem Wandel der Siedlungsstrukturen entsprach (siehe Kap. 5.1.3.).

Auch was die im Dichtemodell vorgesehene Abstufung von Wohndichten an den
Schnellbahnh�fen betraf, war es zu einem erheblichen Missverh�ltnis zwischen Planung und
tats�chlichem Vorgehen gekommen. Karte 2 zeigt, dass mindestens die H�lfte der 31
zwischen 1957 und 1977 gebauten Gro§wohnsiedlungen nicht in unmittelbarer N�he von
Schnellbahnh�fen lag. Besonders die gro§en am Stadtrand entstandenen Wohnprojekte
Osdorfer Born, Steilshoop und Kirchdorf-S�d mit einem Einzugsbereich von insgesamt mehr
als 50000 Menschen sind bis heute ohne Schnellbahnanschluss geblieben. Der vom HVV
eingerichtete Buszubringerverkehr d�rfte den Mobilit�tsanspr�chen der Bewohner kaum
entsprechen, sodass viele der hier lebenden Menschen f�r ihre t�glichen Wege (Fahrten zum
Arbeitsplatz und zum Einkaufen) auf den Pkw angewiesen sind oder sich in ihren
Mobilit�tsbed�rfnissen benachteiligt f�hlen74. Ein stark verdichteter, sich fu§l�ufig auf die
Schnellbahnstationen ausgerichteter Wohnungsbau, der die Benutzung des eigenen Pkw
�berfl�ssig machen w�rde, wurde mit dem Dichtemodell nicht erreicht. Erst in den 80er
Jahren konnte die Idee von urbanen Stadtquartieren, die sich durch Mischung
unterschiedlicher Bauformen (Geschosswohnungsbau in 3- bis 5-geschossiger Bauweise in
Anlehnung an traditionelle Blockstrukturen sowie Einfamilienh�user �berwiegend als
Reihenh�user) und durch Zuordnung zu einer Schnellbahnstation auszeichneten (z. B. in
Allerm�he, Schnelsen / Burgwedel, Neugraben-Fischbek) realisiert werden [Kellner, 2001:
14]. Neben diesen Quartieren, die durchaus Merkmale eines modernen St�dtebaus
(ma§st�bliche Stra§en- und Platzr�ume und zum Teil mit Zentren f�r �ffentliche und private
Infrastruktur ausgestattet) aufwiesen, entstanden vielerorts aber auch Siedlungen auf der
ãgr�nen WieseÓ mit reiner Wohnnutzung (z. B. Wolfgang-Borchert-Siedlung und
Wohnanlage Maienweg in Alsterdorf, Jenfelder Moor in Jenfeld, Trittauer Amtsweg in
Bramfeld sowie Poppenb�tteler Berg in Poppenb�ttel).
Das Hauptverkehrsnetz mit seinem axialen Verkehrsangebot hat die Erwartungen aus
mehreren Gr�nden nicht erf�llt: Zum einen entsprach das radial ausgerichtete
Schnellbahnnetz nicht mehr der zentral-peripheren Verlagerung von Arbeitspl�tzen und
Wohnstandorten. Denn die daraus resultierenden tangentialen Verkehrsstr�me waren nicht

                                                            
74Schon M�ller hatte auf die Benachteiligungen von Bewohnern aufmerksam gemacht, ã.....die keinen Pkw
besitzen und auf ein unattraktives Buszubringersystem angewiesen sind. Spontane Entscheidungen, die
Wohnsiedlung kurzfristig f�r Besorgungszwecke zu verlassen, k�nnen nur jene treffen, die �ber einen Pkw
verf�gen.Ó [M�ller, 1985: 174]

Tab. 13: Verteilung der Finanzmittel auf den Schnellbahn- und Stra§enbau
5-Jahresabschnitt Schnellbahnbau und Park and Ride Stra§enbau

in % Mrd DM in % Mrd DM
1970 bis 1974 45 0,51 55 0,63
1975 bis 1979 40 0,55 60 0,83
1980 bis 1984 35 0,59 65 1,09
1985 bis 1989 30 0,61 70 1,41
Im Durchschnitt der Periode 36 2,26 64 3,96

Quelle: FHH. BWVL, 1969: 55 f.



f�r den �PNV zu gewinnen (siehe Kap. 5.1.3.), zumal der vormals in Aussicht gestellte
Ausbau des Schienennetzes -v. a. in der �u§eren Stadt- nicht erfolgte (siehe Kap. 3.1.1. und
5.1.2.). Von 12 projektierten Schienenstrecken wurden nur 4 (als Verl�ngerungen)
fertiggestellt (vgl. Abb. 2 mit Abb. 4). Mit seinen unattraktiven Busverbindungen war der
�PNV gegen�ber dem MIV auf wichtigen Verkehrsrelationen nicht wettbewerbsf�hig. Zum
anderen entwickelte sich der Stra§enverkehr sehr dynamisch, was die Verkehrszunahmen auf
den Hauptverkehrsstra§en deutlich unter Beweis stellten (siehe Kap. 5.1.2.). Schlie§lich
wurden in dieser Zeit der Ausbau von achsenparallel verlaufenden Bundesstra§en und
Autobahnen ebenso realisiert wie die Stra§enringverbindungen im innerst�dtischen Bereich
(Ring 1 und 2) und teilweise auch in der �u§eren Verkehrszone (Ring 3) (siehe Karte 1 und
Darstellung 3 im Anhang). Unter diesen Umst�nden konnte schlie§lich auch das Ziel einer
ã.....nat�rlichen Aufgabenteilung zwischen den Verkehrstr�gern durch die freie Entscheidung
der BenutzerÓ [FHH. BWVL, 1969: 25 f.] ebenso wenig erreicht werden wie die im EM 69
angestrebte Konzentration des innerst�dtischen Personenverkehrs auf den �PNV. Ohne
flankierende restriktive Ma§nahmen im Kfz-Verkehrssektor war die in jener Zeit in der
Bev�lkerung weit verbreitete Bevorzugung des Automobils -abzulesen an der zunehmenden
Motorisierung der Hamburger- verkehrsplanerisch kaum zu bew�ltigen, zumal der Ausbau
des Stra§ennetzes zur Aufnahme der zus�tzlichen Verkehre auf Dauer keine befriedigende
L�sung der Verkehrsprobleme darstellte (siehe Kap. 3.1.3.).
Dagegen hatte sich das Konzept der Zentralen Standorte mit dem Ausbau von
Entlastungszentren weitgehend bew�hrt, was schon fr�h an der Vergr�§erung ihrer
Einzugsbereiche und der Steigerung ihrer Handelsums�tze abzulesen war [FHH. BWVL,
1969: 174]. Zu einem wohngebietsnahen, dezentralen Versorgungsangebot leistete es ebenso
einen wichtigen Beitrag. Durch die in den letzten Jahren erfolgte Ansiedlung gro§fl�chiger
Verbraucherm�rkte in peripheren, oft nur mit dem Pkw erreichbaren Lagen (u. a. Makro-
Markt Kieler Str., Nedderfeld, IKEA, Gro§moorbogen, Poppenb�tteler Weg) ist das Konzept
aber immer mehr aufgeweicht worden. Dar�ber hinaus gelang es nicht, die City vom
erh�hten Nachfragedruck nach B�rofl�chen zu entlasten, weil neben dem Standort eines A 2-
Zentrums in der City-Nord keine nennenswerten B�rostandortdezentralisierungen erfolgten
[Bose, 1995: 347]. Auch in verkehrlicher Hinsicht gingen von den Entlastungszentren nicht
nur positive Wirkungen aus. Zwar trugen sie der Bev�lkerungsrandwanderung Rechnung und
entlasteten im Prinzip durch k�rzere Wege die innerst�dtischen Stra§en, doch besitzen von
den sieben B 2 - Zentren das Einkaufszentrum (EKZ) am Eidelstedter Platz und das Elbe-
EKZ bis heute keine den Verkehrsbed�rfnissen entsprechende �PNV-Verbindung.
Stattdessen halten alle B 2 - Zentren f�r ihre Pkw-Kunden ein gro§es Angebot an Parkpl�tzen
bereit und sind gut an das Hauptverkehrsstra§ennetz angebunden (siehe Karte 4 und Tab. I.
im Anhang). Ein attraktiver �PNV-Ringverkehr, der die verkehrliche Verkn�pfung der B 2 -
Zentren sicherstellen w�rde, existiert bis heute nicht.

3.1.3. Das Leitbild ãStadterneuerungÓ

Die begrenzte Raumwirksamkeit der umfassenden kleinma§st�blichen Fl�chenpl�ne (EM 69
und FNP 73), aber auch die zunehmende Kritik (unbefriedigende Wohnqualit�t durch
Anonymit�t, Monotonie, Abgeschiedenheit der Quartiere und Fehlen von wohnungsnahen
Gr�n-, Frei- und Spielfl�chen) an dem Massenwohnungsbau der sp�ten 60er und fr�hen 70er
Jahre [Tesdorpf, 1984: 300 f.] f�hrten auch in Hamburg dazu, dass das st�dtebauliche
Leitbild von der Verdichtungseuphorie in behutsamere Stadterneuerungsplanungen mit
immer st�rker werdender Betonung stadtgestalterischer Aspekte �berging. Im Mittelpunkt der
Hamburgischen Stadtentwicklungspolitik stand von Beginn an die Revitalisierung und
Attraktivit�tssteigerung innerst�dtischer Altbauquartiere, um die zunehmende Abwanderung



einkommensstarker Bev�lkerungsgruppen ins Umland zu bremsen. Denn der disperse
Verst�dterungsprozess brachte nicht nur �kologische (Zunahme des Autoverkehrs, Verlust
siedlungsnaher Freir�ume am Stadtrand), sondern auch soziale Probleme, wenn
Einkommensschwache zur�ckblieben und sich in bestimmten Teilr�umen (Siedlungen des
sozialen Wohnungsbaus, innenstadtnahe Wohngebiete) ansiedelten. Mit der seit Ende der
80er Jahre anhaltenden Zuwanderung von Bev�lkerungsgruppen fremder Kulturen75

versch�rften sich die sozialen Konflikte. Aus solchen Quartieren zogen sich die privaten
Investoren zur�ck, und Verfallserscheinungen an den Geb�uden waren die Folge. Die aus
mehreren Gr�nden notwendige Verschiebung der Planungsaufgabe Mitte der 70er Jahre in
Richtung Erneuerung und kleinr�umigem Ansatz (Stadtteilentwicklungsplanung)
kennzeichnete einen konzeptionellen Umschwung im St�dtebau, weil nunmehr die
Durchsetzung einer Projektorientierung ohne �bergeordnete Planung -wie sie noch in den
50er und 60er Jahren f�r unabdingbar angesehen worden war- m�glich wurde. Programm-
und Bebauungsplan - beide auf fl�chenm�§ig begrenzte Vorhaben zielend (siehe Tab. II im
Anhang)- stellten nun das wichtigste st�dtebauliche Instrumentarium dar und konnten durch
die in verschiedenen Ressorts erarbeiteten Fachpl�ne bei Bedarf erg�nzt werden [M�ller,
1985: 175]. Die f�r die Stadterneuerung76 vorgesehenen ãReparaturma§nahmenÓ (1971 bis
1987), wie

�  Vorbereitung und Durchf�hrung von Sanierungsma§nahmen in 30 Gebieten nach
dem St�dtebauf�rderungsgesetz (¤¤ 4,5) und Baugesetzbuch (¤¤ 136,165)77:
Instandsetzung und Modernisierung von �ber 2000 schlecht erhaltenen und
mangelhaft ausgestatteten  Wohnungen  sowie  Neubau  von  fast  3000 Wohnungen
mit �ffentlich gef�rdertem sozialen Wohnungsbau,78

� Ma§nahmen und Verbesserungen des Stadtbildes, der Umwelt sowie der sozialen und
kulturellen Infrastruktur f�r kleinere Einheiten von 2 bis 3 Baubl�cken im Rahmen
der Stadterneuerung in kleinen Schritten (SIKS) mit finanzieller Unterst�tzung der
Stadt unter Mitwirkung der Betroffenen bei der Entscheidungsfindung:
Verkehrsberuhigung, Gr�nma§nahmen, Baumpflanzprogramme, Innenhof- und
Fassadenbegr�nung, Spiel-/Sportanlagen, soziokulturelle Einrichtungen,
Altenwohnungen und Stifte [FHH. Baub. A. f. S., 1988: 44 f.]

� und F�rderung des Altbaubestandes mit Modernisierungs-, Energieeinsparungs- und
Instandsetzungsma§nahmen [Ebd.: 53 f.],

beschr�nkten sich keineswegs nur auf das Stadtzentrum [FHH. SenK, 1980], sondern wurden
auch auf Stadtteilzentren, alte Wohngebiete und Gro§wohnsiedlungen ausgedehnt.
F�r die drei Gro§wohnsiedlungen M�mmelmannsberg, Steilshoop und Kirchdorf-S�d
entwickelte man zur nachhaltigen Verbesserung der Wohnqualit�t Erneuerungskonzepte, in
denen es insbesondere darum ging, ãdas Wohnumfeld zu verbessern, das Wohnen in

                                                            
75 Ende 2000 waren in Hamburg 272604 Ausl�nder gemeldet Ð ein Anteil von 16 % an der Gesamtbev�lkerung
[HiZ, 2001,II: 34]
76Die wichtigsten Ziele der hamburgischen Stadterneuerung waren die Vielfalt von Wohnen und Gewerbe, die
Sicherung vorhandener und Schaffung neuer gewerblicher Arbeitspl�tze, die Sicherung preiswerten
Wohnraums, die Bewahrung vorhandener Milieus (ohne Entwicklungschancen zu verbauen), die Schaffung von
sozialen Einrichtungen, die Verbesserung des Wohnumfeldes und die Sicherung des Lebensraums der
Menschen. [FHH. Baub. A. f. S., 1988: 4]
77Am Beispiel des Hamburger Stadtteils Ottensen zeigt Daase die damals formulierten Sanierungsziele, an
denen sich die Arbeit in den Erneuerungsgebieten orientieren sollte: Herstellung gesunder Wohn- und
Arbeitsverh�ltnisse, Beseitigung der Bausubstanz- und Ausstattungsm�ngel an Geb�uden und Wohnungen,
Schaffung von Gemeinbedarfseinrichtungen, Anlage von Frei- und Gr�nfl�chen, Verringerung der
Verkehrsprobleme, Wiederherstellung und Erhaltung der Funktionsmischung von Wohnen und Arbeiten.
  [Daase, 1995: 122]
78Die Gr�§e der Sanierungsgebiete betrug 212,9 ha, wo 36240 Einwohner in 16355 Wohnungen lebten und
2326 Gewerbegebiete existierten. [FHH. Baub. A. f. S.,1988: 16 ff]



Hochh�usern zu erleichtern, fehlende Gemeinschaftseinrichtungen zu erg�nzen, die
Attraktivit�t der Zentren zu steigern, �kologische Verbesserungen zu bewirken und
Voraussetzungen f�r die Erweiterung des Arbeitsplatzangebotes zu schaffenÓ [FHH. Baub.
A.f.S., 1988: 47 ff.].
Der Erfolg der Stadterneuerung hing davon ab, ob sie �ffentlich gef�rdert oder privat
finanziert worden war. Letztere hatte in den innerst�dtischen Altbauquartieren (Ottensen, St.
Georg, St. Pauli, Altona-Altstadt, Karolinenviertel, Gro§neumarkt) erhebliche
Mietpreissteigerungen verursacht und zu einer Verdr�ngung sozial schwacher durch
�konomisch st�rkere Personen gef�hrt. Mit den neuen Bewohnern fanden auch neue
Einrichtungen und Nutzungen in den Erneuerungsgebieten (neue Arbeitspl�tze, kulturelle und
gastronomische Einrichtungen) ihren Standort [Daase, 1995: 123].

Die im Mittelpunkt der ãStadterneuerungÓ stehende Kleinr�umigkeit bzw. Eigenst�ndigkeit
von Stadtteilen und die angestrebte st�rkere Mischung unterschiedlicher Nutzungen in den
Quartieren h�tten der Stadt- und Verkehrsplanung in Hamburg Hinweise auf eine
Umorientierung geben k�nnen. Schlie§lich setzte sich Mitte der 70er Jahre in der
Wissenschaft die Erkenntnis durch, dass nur mithilfe umfassender
Verkehrsberuhigungsma§nahmen das st�dtische Umfeld grundlegend verbessert werden
konnte. So machte Gruen (1975) darauf aufmerksam, dass ã.....das Verlangen nach
individuellen Verkehrsmitteln innerhalb des Stadtlebens.....zu dessen Verfall [f�hre]. Wir
k�nnen nicht gleichzeitig urbanisiert und motorisiert seinÓ [zit in: Albers/Papageorgiou-
Venetas, 1988: 151]. Mumford und Hammel (1972) wiesen ã.....auf den «circulus vitiosus`
hin, der durch den immer weiteren Ausbau des innerst�dtischen Stra§ensystems zur
Aufnahme eines ungez�gelten Privatverkehrs entstehe. Fast alle Eingriffe zugunsten des
Autoverkehrs haben eine entgegengesetzte Wirkung: Die Zweckm�§igkeit vermindert sich.
Der st�ndig anschwellende Strom von Autos verdr�ngt langsam aber sicher den �ffentlichen
Verkehr.Ó [Ebd.: 158]. Nach Ansicht von Schnittger  und Lindemann (1976) seien die
Anspr�che des Autos nicht mit der st�dtischen Siedlungsstruktur vereinbar. Sie forderten die
Einrichtung verkehrsberuhigter Zonen, ã.....um den durch den ungez�gelten
Individualverkehr entstandenen Belastungen entgegenzuwirkenÓ [Ebd.: 151]. Daf�r seien
leistungsf�hige, f�r eine Wohnfunktion allerdings nicht mehr zul�ssige Stadtschnellstra§en zu
schaffen, die den Durchgangsverkehr b�ndeln und die angrenzenden Wohngebiete vom
Verkehr befreien w�rden [Ebd.: 152]. Ganz andere Vorstellungen von Verkehrsberuhigung
entwickelte Monheim (1978), f�r den eine nennenswerte Entlastung der St�dte nur durch eine
�nderung der Verkehrsmittelwahl zu Gunsten der nicht motorisierten Verkehrsteilnahme und
des �PNV zu erreichen sei. Mithilfe eines umfassenden Ma§nahmenb�ndels, das sowohl
verkehrstechnische bzw. verkehrslenkende79 als auch stadtentwicklungspolitische80 Ziele
enthalte, seien die Bedingungen des Zufu§gehens und Radfahrens sowie der �PNV-

                                                            
79Zu den verkehrstechnischen / -lenkenden Zielen z�hlte Monheim 1. eine erh�hte Verkehrssicherheit durch
Verringerung der Fahrgeschwindigkeiten und der Fahrzeugdichten, 2. eine geringere Belastung zentraler und
verdichteter Wohngebiete mit Durchgangsverkehr und Fremdparken durch Neuordnung des Verkehrsablaufes,
3. eine Erleichterung des Verkehrsflusses von Fu§g�ngern und Radfahrern durch breitere Gehwege,
aufgepflasterte �berwege an Kreuzungen und Beseitigung des Niveauunterschiedes von Fahrbahn und Gehweg
sowie 4. eine vern�nftige Verkehrsmittelwahl durch Steigerung der Attraktivit�t des Zufu§gehens und
Radfahrens und durch Verringerung der Bevorrechtigung des privaten Autoverkehrs.
80Als stadtentwicklungspolitische Ziele benannte Monheim 1. die Verbesserung des Wohnumfeldes durch
gestalterische Aufwertung des Stra§enraumes (Verringerung der L�rm- und Abgasbelastungen, Vergr�§erung
der Freifl�chenangebote, Verbesserung der Begr�nung), 2. die Beeinflussung der Investitions- und
Modernisierungsbereitschaft (Entfaltung von Eigeninitiative bei den Bewohnern und Eigent�mern, staatliche
finanzielle F�rderungsma§nahmen) und 3. die Verbesserung der Standortbedingungen f�r die im Quartier
ans�ssigen Betriebe.



Benutzung deutlich zu verbessern [Ebd.: 166 f.]. Auch Hammel (1972)81, Albers (1972)82 und
Rainer (1974)83 hatten schon einige Jahre zuvor die Notwendigkeit einer grundlegenden
Wende in der Verkehrsplanung gesehen und die Abl�sung des Autos als Hauptverkehrstr�ger
in der Stadt gefordert.

Von solchen Absichten wollten die hamburgischen Verkehrsplaner nichts wissen. Ihre in der
Zeit von 1971 bis 1976 vorgenommene, methodisch sehr aufwendige Untersuchung zur
Generalverkehrsplanung (UGVP, 1976) versuchte v. a. mit quantitativen Mitteln84

(Stra§enverbreiterungen, Ortsumgehungen und Verfl�ssigung des Kfz-Verkehrsablaufs mit
der Einrichtung so genannter Gr�ner Wellen) auf prognostizierte Anforderungen des MIV
(weitere Zunahme des Autoverkehrs) zu reagieren, w�hrend  Fu§g�nger- und Radverkehre in
den Verkehrsprognosen und Modellrechnungen kaum ber�cksichtigt wurden [FHH. Baub.,
1976: 130 ff u. 452 ff]. Die mit der UGVP verfolgte Konzeption sah in der «freien
Transportmittelwahl`, �n der Gew�hrleistung der gew�nschten Mobilit�t` und in einem
«leistungsf�higen Verkehrssystem f�r den Wirtschaftsverkehr` unabdingbare
Voraussetzungen f�r das angestrebte wirtschaftliche Wachstum in Hamburg und kn�pfte
damit an die schon fr�her formulierten verkehrsplanerischen Zielsetzungen an [FHH. BWVL,
1969: 45 f.85]: Wachsende Mobilit�t sollte nicht eingeschr�nkt, sondern aus Gr�nden einer an
der Produktivit�t orientierten Wachstumspolitik gef�rdert werden.
Erst der heftige Widerstand der Bezirksversammlungen gegen die f�r m�glich gehaltenen
gravierenden st�dtebaulichen Eingriffe durch die in den UGVP in Aussicht gestellten neuen
Schnellstra§en und Stadtautobahnen86 veranlassten den Senat, die Untersuchungen nicht als
GVP zu beschlie§en. Dennoch fanden die hier formulierten Vorstellungen ihren deutlichen
Niederschlag in der Hamburger Stadt- und Verkehrsplanung, als bei der Aufstellung des FNP
73 die Konzeption f�r den Ausbau des Hauptverkehrsstra§ennetzes �bernommen wurde
[Bose, 1995: 200].
Auch mit den Beschl�ssen zur Verkehrsinfrastruktur 1979 und 1981, die im Unterschied zu
den Leitlinien (1969) und den Untersuchungen zum GVP (1976) die ã.....Orientierung der
Verkehrspolitik an den Vorgaben der Umwelt.....Ó[FHH. Bsch., 1979: 1] betonten und
deshalb die Einschr�nkung der freien Nutzung des Automobils f�r erforderlich hielten [Ebd.:
2]87, blieb die Kontinuit�t zu den verkehrsplanerischen Intentionen fr�herer Jahre gewahrt:
Der Forderung nach z�gigem und ungehindertem Kfz-Verkehr hatten sich umweltorientierte
                                                            
81ãAn das Netz des �ffentlichen Verkehrs sind ..... dieselben Anforderungen zu stellen wie an die anderen
Verkehrsnetze. Die Haltestellen oder Bahnh�fe m�ssen so �ber die Stadt verteilt werden, da§ nirgends gr�§ere
Inseln ohne �ffentlichen Verkehr entstehen.Ó [zit. in: Albers/Papageorgiou-Venetas, 1988: 533]
82ãAls Alternative f�r diesen unvern�nftigen Gebrauch im Sto§verkehr [gemeint: Autoverkehr] braucht man
leistungsf�hige �ffentliche Nahverkehrsmittel.Ó [Ebd.: 532]
83ãDer Ausbau planm�§ig organisierter, rascher, billiger und bequemer Massenverkehrsmittel ist nicht nur das
beste, ja offenbar das einzige Mittel zur Bew�ltigung der Schwierigkeiten, die der Autoverkehr bereitet, sondern
auch eines der wichtigsten Mittel, um st�dtebauliche Absichten zu verwirklichen.Ó [Ebd.: 534]
84Im 1976 erstellten Generalverkehrsplan bestand ein wichtiges Ziel darin, ã.....durch Regelungsma§nahmen im
innerst�dtischen Stra§ennetz eine bessere Abwicklung des Verkehrs [gemeint: Kfz-Verkehr] und damit ......auch
eine Leistungssteigerung des Stra§enverkehrs [zu erreichen]Ó. [FHH. Baub., 1976: 15]
85ãF�r dieses wachsende Verkehrsbed�rfnis mu§ eine Infrastruktur.....geschaffen werden. Dies
gilt.....grunds�tzlich auch f�r den privaten Pkw-Verkehr, der f�r die Entwicklung der binnenwirtschaftlichen
Nachfrage mitentscheidend ist.....Wer den privaten Kraftfahrzeugverkehr hemmen will, handelt gegen die
«nature des choses` und tr�gt dazu bei, da§ eine m�gliche Wirtschaftsentwicklung nicht erreicht wird.Ó [FHH.
BVWL, 1969: 45 f.]
86Die zun�chst vorgesehenen Autobahnprojekte (Stadtkern- und Osttangente) wurden schlie§lich nicht
realisiert.
87ã[Es].....ist von der grundlegenden Erkenntnis auszugehen, da§ der Verkehrsbedarf in einem Ballungsgebie
wie Hamburg nicht zu jeder Zeit und an jedem Ort erf�llt werden kann, die freie Nutzung des Autos also
insoweit eingeschr�nkt ist und bleiben mu§Ó.



Zielsetzungen (L�rm- und Abgasreduzierung, Ausbau von Rad- und Fu§wegen)
unterzuordnen. Nur in den Wohngebieten wurde die so genannte ãSicherheit und Leichtigkeit
des Kfz-VerkehrsÓ zur�ckgestellt. Im Zusammenhang mit der f�r erforderlich gehaltenen
Wohnumfeldverbesserung waren hier umweltfreundliche Vorgaben, wie

� Gew�hrleistung gleicher Mobilit�tschancen f�r alle Verkehrsteilnehmer,
� Forderung nach mehr Wohnqualit�t durch Verkehrsreduzierung
�  und Schutz der Bewohner vor Verkehrsbel�stigungen (L�rmbek�mpfung) und

Unf�llen [FHH. Baub., 1982: 1 f.],
st�rker zu ber�cksichtigen. Allerdings verursachten die in den Wohngebieten
vorgenommenen Geschwindigkeitsreduzierungen durch bauliche Ma§nahmen (Schwellen,
Aufpflasterungen, h�ssliche K�bel, uniforme Poller u. v. m.) eine neue Form der
Stadtbildzerst�rung. Dar�ber hinaus fehlte eine �bergeordnete verkehrsplanerische
Konzeption, und eine Ver�nderung der Verkehrsaufteilung auf die Verkehrsmittel war durch
die lokal begrenzten Verkehrsberuhigungsma§nahmen ohnehin nicht zu erreichen [Daase,
1995: 123]. Verringerung und Verlangsamung des Autoverkehrs auf den
Hauptverkehrsstra§en, wo immer wieder die h�chsten Abgaskonzentrationen und die
h�chsten L�rmemissionen gemessen wurden [FHH. UB., 1994: 158 f.], sind nie ernsthaft in
Betracht gezogen worden, obwohl Anfang der 90er Jahre in Hamburg rund 69000 Menschen
an Stra§en mit einem t�glichen Verkehrsaufkommen von 30000 Kfz und mehr lebten [FR
030290]. Bemessungsgrundlage f�r die Dimensionierung der Hauptmagistralen blieb die
Gew�hrleistung des Wirtschaftsverkehrs (Abwicklung des schweren G�terverkehrs in der
Zeit zwischen 09.00 und 15.00 Uhr) [FHH. Bsch., 1979: 2], was zu einer
�berdimensionierung der Autoverkehrsfl�chen zu Lasten anderer Nutzungen im Stra§enraum
f�hrte. Trotz des viel beschworenen Vorranges f�r den �PNV hatte dieser in der Realit�t nur
f�r die Abwicklung des Berufspendlerverkehrs und f�r die Grundversorgung der
ãNichtmotorisiertenÓ zu sorgen. Eine Anpassung des Schienennahverkehrsnetzes an den
gewandelten Siedlungsstrukturen erfolgte nicht, weil wichtige Bauma§nahmen im �PNV
unterblieben bzw. in keinem auch nur ann�hernd vergleichbaren Umfang wie die zahlreich
konzipierten Stra§enbauma§nahmen standen88, die mit dem Argument der aus
wirtschaftlichen Gr�nden erforderlichen ãEngpassbeseitigungÓ durchgesetzt werden konnten.
Die Orientierung der Bauma§nahmen im �bergeordneten Stra§ennetz an den Vorgaben des
FNP 73 und der UGVP 76 beweist das geschickte Vorgehen der Hamburgischen
Verkehrsplaner, ein politisch umstrittenes Verkehrskonzept (GVP 76) doch noch zielgerichtet
umzusetzen [Bose, 1995: 202].

Heute sind Fehlentwicklungen im Verkehrssektor offenkundig: Die in den Leitlinien f�r den
Nahverkehr propagierte nat�rliche Aufgabenteilung zwischen �PNV und MIV ist als
verkehrsplanerische Konzeption angesichts des stark gestiegenen Verkehrsaufkommens auf
den Stra§en gescheitert. Der im Kap. 5 vorgenommene Vergleich der
Volksz�hlungsergebnisse von 1970 und 1987 zeigt, dass die �ffentlichen
schienengebundenen Verkehrsmittel im Berufsverkehr erhebliche Verkehrsanteile an den
MIV verloren haben. Diese Ver�nderung zu Lasten des �PNV macht deutlich, dass sein
derzeitiges Angebot nicht ausreicht, die ihm zugedachte Aufgabe, die Hauptverkehrsstr�me
zwischen Wohn- und Arbeitsst�tten auf sich zu ziehen, wahrzunehmen. Deshalb ist eine neue
verkehrsplanerische Zielsetzung erforderlich.   

                                                            
88W�hrend der 1981 priorisierte U-Bahn-Bau nach Steilshoop / Bramfeld zur�ckgestellt wurde, sind in der
Zwischenzeit zahlreiche Stra§enbauma§nahmen realisiert worden (Umgehung Veddel, Fuhlsb�ttel und Harburg
sowie der Anschluss «Moorburg` an die A 7 und die 4. Elbtunnelr�hre).



3.2. Das Leitbild ãNachhaltige Stadt- und VerkehrsentwicklungÓ

Dass ein neues st�dtebauliches und verkehrliches Leitbild heute st�rker konsensf�hig
erscheint, ist auf die negativen Auswirkungen der gegenw�rtigen Raum- und
Verkehrsstrukturen zur�ckzuf�hren, w�hrend gleichzeitig Umweltanforderungen und -
bewusstsein gewachsen sind. Seit der Ver�ffentlichung des Brundtland-Berichts der
Weltkommission f�r Umwelt und Entwicklung (1987) ist das sich auf alle Lebensbereiche
beziehende Schlagwort von der ãNachhaltigkeitÓ zu einem neuen Schl�sselbegriff in der
wissenschaftlichen Diskussion geworden. Danach ist eine Entwicklung des Raumes dann als
nachhaltig zu bezeichnen, wenn sie -erstens- die Entwicklungschancen anderer R�ume nicht
einschr�nkt und -zweitens- auch den Bed�rfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne
die M�glichkeit k�nftiger Generationen zu gef�hrden, ihre eigenen Bed�rfnisse zu
befriedigen und ihren Lebensstil zu w�hlen [Kagermeier, 1998,10: 548; Jasper, 1998: 4;
Harborth, 1992: 37 ff.; Pohle, 2000: 152; Petersen, 2000: 52]. Mit anderen Worten: Von der
Politik wird erwartet, so zu handeln, dass k�nftige Generationen mindestens die gleichen
Entwicklungschancen haben wie die gegenw�rtigen. Gefordert wird eine Raumentwicklung,
die die sozialen und wirtschaftlichen Anspr�che an den Raum mit seinen �kologischen
Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, gro§r�umigen Ordnung f�hrt.
Nachhaltige Entwicklung muss deshalb zum Leitbild f�r alle Politikfelder werden, um
s�mtliche Lebensbereiche auf den Pr�fstand der Umweltvertr�glichkeit zu stellen. Damit
zeichnet sich ein l�ngst �berf�lliger Paradigmenwechsel ab, der von einfachen
L�sungsans�tzen (z. B. Bau neuer Stra§en zur Bew�ltigung der Verkehrsmengen) abr�ckt
und eine langfristig-strategische Ausrichtung politischer Entscheidungen (z. B.
Verkehrsvermeidungsstrategien) einfordert.
Die Einsicht in die Notwendigkeit einer grundlegenden Wende in der Siedlungs- und
Verkehrsplanung mit dem Ziel einschneidender Ver�nderungen der bestehenden Raum- und
Verkehrsstrukturen ist heute auf allen politischen Ebenen auszumachen: Bereits 1989 legten
sich die europ�ischen Verkehrsminister in einer Resolution auf das Prinzip einer �kologisch
nachhaltigen Entwicklung als Leitbild ihrer zuk�nftigen Verkehrspolitik fest [ECMT, 1990].
Auch das 1998 in Kraft getretene novellierte Raumordnungsgesetz der BR Deutschland89

f�hlte sich diesem Leitbild verpflichtet und sah in diesem Leitmotiv ein neues Paradigma f�r
die r�umliche und verkehrliche Planung [Dosch / Beckmann, 1999,8: 493; Forschungsz.,
1999: 128; Gatzweiler, 1997: 84; H�bler, 1999: 241 ff.]. Folglich wurden Konzepte f�r
erforderlich gehalten, die angesichts der noch zu erwartenden Zuwachsraten des als
Kernproblem wahrgenommenen Stra§enverkehrs [Perkins, 1998: 113] nicht nur an
Symptomen kurieren, sondern vielmehr nach Potenzialen zur Verkehrsvermeidung suchen.
Sowohl in der Erkl�rung der europ�ischen Verkehrsminister [OECD, 1995] als auch im
St�dtebaulichen Bericht der Bundesregierung [BfLR, 1996; Albers, 2000: 26] sowie auch in
dem Bericht der Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ der Hamburgischen B�rgerschaft
[Enqu. Komm., 1995,2: 52] wurde der Verkehrsvermeidung von siedlungsstrukturell
bedingten Verkehrsleistungen deutlich mehr Raum gewidmet, als das fr�her der Fall gewesen
war. In Zukunft sollten st�dtebauliches Handeln und Mobilit�tsbed�rfnisse st�rker
miteinander verzahnt werden, um die Verkehrsvorg�nge auf m�glichst kurzen Wegen
abzuwickeln. Das anl�sslich der 2. Konferenz der Vereinten Nationen �ber menschliche
Siedlungen (Habitat II, 1996) proklamierte Leitbild ãStadt der kurzen WegeÓ wurde als
siedlungsstrukturelles Angebot f�r ein verkehrssparsames Verhalten von Unternehmen und
privaten Haushalten angesehen [BTDrs. 13/3679]. Hierin sah man erst die Voraussetzung f�r
das Wirksamwerden von verkehrspolitischen und -planerischen Ma§nahmen zur
                                                            
89Durch das Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes werden die Vorgaben f�r die Landes- und
Regionalplanung geregelt. Die Vorschriften des ROG sind teils unmittelbar geltendes Bundesrecht, teils
enthalten sie rahmenrechtliche Vorgaben des Bundes, die der Umsetzung durch Landesrecht bed�rfen.



Verkehrsvermeidung und -verlagerung im Rahmen integrierter Konzepte f�r St�dtebau und
Verkehr.

Als Antwort auf diese neuen Herausforderungen gewinnen auf raumplanerischer Ebene
siedlungsstrukturelle Leitvorstellungen der Binnenentwicklung und der Dezentralisierung
zunehmend an Bedeutung [Apel, 1998: 72; Sieber, 2000: 137 f.; Albers, 2000: 22f.]. Sie sind
als Gegengewicht zu den zu beobachtenden Prozessen der Entmischung und Entflechtung
sowie einer weiteren Ausweitung des Siedlungsraums bei zunehmendem Fl�chenbedarf zu
verstehen.
Unter Binnenentwicklung werden zwei Prinzipien zusammengefasst:
1. Verdichtung: Selbst bei zunehmender Konkurrenz verschiedener Nutzungsanspr�che um
die begrenzte Stadtfl�che ist die weitere Siedlungst�tigkeit so weit wie m�glich auf Gebiete
im engeren Stadtbereich zu konzentrieren. Eine bessere Ausnutzung und Verdichtung setzt
allerdings voraus, dass Brachfl�chen reaktiviert, Baul�cken geschlossen, vorhandene
Best�nde nachverdichtet und Umnutzungspotenziale alter Verkehrsfl�chen ausgesch�pft
werden. Dabei ist das fl�chensparsame Bauen besonders wichtig. Auf Erfahrungen mit den
Ideen der st�dtebaulichen Dichte aus den 70er Jahren sollte nicht verzichtet werden: Zum
einen sind leistungsf�hige �PNV-Verbindungen einzurichten, damit die Vorteile der
Siedlungskonzentration f�r bessere Einsatzbedingungen des �PNV auch zum Tragen
kommen. Zum anderen sind hohe gestalterische Anspr�che an eine Nachverdichtung zu
stellen, indem auch kleinteilig �kologisch aktive Fl�chen vorgesehen und miteinander
vernetzt werden. Bei Verwirklichung dieser Strategie sind ein Aufhalten der Zersiedelung,
eine Begrenzung des MIV und ein Freihalten von �kologischen Ausgleichsfl�chen m�glich
(siehe Kap. 4.2.3.).
2. Mischung: Die R�ckkehr zur verst�rkten Integration der verschiednen Funktionen
(arbeiten, wohnen, sich versorgen, sich erholen), d. h. die r�umliche Zuordnung
verschiedener, sich nicht st�render Nutzungen, schafft Voraussetzungen f�r eine
verkehrsreduzierende Raum- und Siedlungsstruktur. Gerade in Kombination mit sozialen und
staatlichen Dienstleistungen ergeben sich M�glichkeiten, Wohnen und Arbeiten in
vertr�glicher Form r�umlich einander n�her zu bringen. Auch Versorgungs- und
Freizeiteinrichtungen sollten auf m�glichst kleiner Ma§stabsebene erhalten bleiben, sodass
insgesamt eine ausgewogene Nutzungsmischung entsteht, die in allen Stadtteilen
gro§st�dtische Vielfalt gew�hrleistet. Um in allen st�dtischen Teilr�umen eine ausgewogene
Nutzungsstruktur herzustellen, ist in der Innenstadt das weitere Anwachsen �konomisch
starker Nutzungen im Handels-, Verwaltungs- und Dienstleistungssektor zu begrenzen und
die Wiederansiedlung der Wohnfunktion zu unterst�tzen. Auf der anderen Seite sollten die
terti�ren Funktionen noch st�rker dezentralisiert und in den Nebenzentren, die Ans�tze f�r
eine polyzentrische Struktur bilden, angesiedelt werden. Dar�ber hinaus muss zur
Vermeidung sozialer Problemlagen auch versucht werden, unterschiedliche Bauformen f�r
unterschiedliche Gesellschaftsgruppen zu mischen. Es entstehen Eigenheime neben den
Wohnbl�cken, Sozialwohnungen neben hochwertig ausgestatteten Wohnungen und
Wohnungen f�r Familien mit Kindern neben Appartements f�r Singles. Vielfalt statt
Uniformit�t f�hrt auch hier zu st�rkerer Identifikation der Bewohner mit ihrem Umfeld und
ist deshalb ein wichtiger Baustein zur R�ckgewinnung von Urbanit�t (siehe Kap. 4.2.4.).
Mit den siedlungsstrukturellen Prinzipien der ãPolyzentralit�tÓ und der ãdezentralen
KonzentrationÓ verbinden sich Dezentralisierungsstrategien auf zwei unterschiedlichen
r�umlichen Ebenen. Beide zielen darauf ab, Kristallisationspunkte f�r Bev�lkerung und
Arbeitspl�tze zu sein, eine bedarfsgerechte und optimale Versorgung der Bev�lkerung bei
zumutbaren Entfernungen sicherzustellen sowie einen Teil der radialen, auf die Innenstadt
Hamburgs gerichteten Verkehrsbeziehungen �berfl�ssig zu machen.



1. Polyzentralit�t: Mit dem Ausbau und der St�rkung von Quartierszentren wird versucht,
den Druck auf die Innenstadt und die damit wachsende Verkehrsbelastung auf mehrere
attraktive Stadtteilzentren zu verteilen. Die daf�r erforderlichen Fl�chenpotenziale lassen sich
gegebenenfalls durch Schlie§ung von Baul�cken, Nutzung von Brachfl�chen, Umwidmung
nicht mehr ben�tigter Verkehrsfl�chen und verdichtete Bauweise gewinnen. Durch
Konzentration k�nftiger Investitionen in die Infrastruktur erfahren die Nebenzentren eine
st�dtebauliche Aufwertung, sodass wesentliche Aktivit�ten der Bev�lkerung bereits auf
Bezirks- bzw. Stadtteilebene ausge�bt werden k�nnen. Dar�ber hinaus ist zur Verbesserung
der Attraktivit�t auch der Ausbau des �PNV und damit die st�rkere Integration der
Subzentren in das �ffentliche Nahverkehrssystem unverzichtbarer Bestandteil dieser
Strategie. Gleichzeitig wird ein entscheidender Beitrag dazu geleistet, den Quartiersbezug
und die Identifikation der Bev�lkerung mit ihrem Stadtteil zu verbessern. In diesem
Zusammenhang ist zu pr�fen, ob neben dem Ausbau bestehender Nebenzentren weitere
Ansatzpunkte zur St�rkung des polyzentrischen Systems vorhanden sind (siehe Kap. 4.2.2.).
2. Dezentrale Konzentration: Das Konzept f�r die Steuerung der Siedlungst�tigkeit im
Umland Hamburgs soll weitgehend dem schon im Raumordnungspolitischen
Orientierungsrahmen [BMfR, 1993] postulierten Leitbild der dezentralen Konzentration
entsprechen. Bei der planerischen Umsetzung dieser Strategie ist das Siedlungswachstum in
den Umlandgemeinden durch regionalplanerische Ma§nahmen sowie durch vorbereitende
und verbindliche Bauleitplanung in bestimmten Entlastungszentren zu b�ndeln. Als solche
Schwerpunktorte kommen Gemeinden in Frage, die �ber eine gute �PNV-Anbindung
verf�gen, die ohne gr�§ere Eingriffe in Natur und Landschaft einen Zuwachs an Wohn-
/Arbeitspl�tzen und sonstigen Einrichtungen vertragen und die keine zus�tzlichen
Infrastrukturaufwendungen mehr ben�tigen. W�hrend diese Kommunen mit einem m�glichst
vollst�ndigen Versorgungs-, Dienstleistungs- und Freizeitangebot im Sinne der geforderten
ausgewogenen Nutzungsmischung auszustatten sind, ist das Wachstum anderer
Umlandgemeinden bewusst zu begrenzen, sodass die Entstehung disperser, autoorientierter
Siedlungsstrukturen weitgehend vermieden wird.
Wesentlicher Bestandteil der beiden Dezentralisierungsstrategien ist das am
Schienennahverkehrssystem orientierte Siedlungsachsenkonzept (siehe Kap. 4.2.1.).
Einerseits kommt hier die Priorit�t des �PNV klar zum Ausdruck, andererseits bilden die
Achsen das R�ckgrat einer ins Umland fortgesetzten urbanen Entwicklung und k�nnen -unter
der Voraussetzung einer zwischen den beteiligten Kommunen gut abgestimmten planerischen
Siedlungssteuerung- sehr hilfreich sein, disperses Siedlungswachstum zu verhindern.
Schlie§lich bietet die Siedlungsentwicklung entlang konzentrierter, kompakter Achsen den
Vorteil, Gr�nfl�chen parallel zu diesen Achsen als Erholungs- und Freiraum anzubieten und
mit innerst�dtischen Gr�nzonen zum so genannten Freiraumverbundsystem [Becker, 1992:
76] zu verkn�pfen. Allerdings ist das Achsenkonzept in struktureller Hinsicht einem
bedeutsamen Wandel unterworfen: Standen bisher die radialen, auf den Agglomerationskern
ausgerichteten Achsenb�nder im Vordergrund, so wird es in Zukunft eher um eine
Weiterentwicklung des Systems in Richtung Gitterstruktur gehen (siehe Kap. 4.2.1.).

Wenn das Konzept der Nachhaltigkeit unterstellt, dass die Nutzung unserer Ressourcen
wesentlich effizienter erfolgen muss, dann ist abzusehen, dass eine Strategie der nachhaltigen
Stadtentwicklung nur im Rahmen eines integrierten Konzepts erfolgversprechend sein kann.
Deshalb sind die genannten siedlungsstrukturellen Leitvorstellungen durch eine gezielte
Beeinflussung des Verkehrssystems zu erg�nzen. Wegen der erheblichen �kologischen und
sozialen Belastungen, die mit der heutigen Verkehrsabwicklung verbunden sind, m�ssen
allgemeine, der Nachhaltigkeit verpflichtende Zielvorstellungen auch f�r den



Verkehrsbereich formuliert werden, und zwar ohne Einschr�nkung der Mobilit�t90 und der
notwendigen wirtschaftlichen Austauschprozesse.
Nach Auffassung von Beckmann kann ã.....die F�rderung und langfristige Sicherung eines
nachhaltigen Verkehrs.....nur gelingen, wenn sowohl alle technischen M�glichkeiten
ausgesch�pft werden, die Ressourcenbeanspruchungen und Umweltbelastungen .....drastisch
zu verringern als auch die Umf�nge des Verkehrsaufkommens und der Verkehrsaufw�nde
reduziert werden durch Strategien der Verkehrsvermeidung oder der
VerkehrsaufwandsminderungÓ [Beckmann, 1999,67: 71]. ãVerkehrsaufw�nde -insbesondere
(individuell) motorisierter Art- und die dadurch verursachten Verkehrsauswirkungen k�nnen
durch ein breites Spektrum von Ma§nahmen hinsichtlich ihrer Zunahme ged�mpft,
m�glicherweise sogar plafondiert oder reduziert werden. Es sind dies Handlungskomplexe

�  siedlungsstruktureller Art durch F�rderung von Polyzentralit�t der Nutzungen und
Bebauungen, von vertr�glicher Dichte, von N�he/Mischung verschiedener Funktionen
und Nutzungsarten......

�  beruhend auf Ma§nahmen zur verursachergerechten Kostenanlastung f�r
Verkehrsvorg�nge (fahrleistungs- und ggfs. belastungsabh�ngige Kostenanlastungen)
und f�r Beanspruchungen von Fl�chen,

�  verkehrsinfrastruktureller Art durch Ausbau des Angebots umweltvertr�glicher(er)
Verkehrsmittel,

�  verkehrsbetrieblicher und ordnungspolitischer Ma§nahmen zur Lenkung und
partiellen Restriktion des motorisierten VerkehrsÓ [Ebd.: 72].

Angesichts dieser neuen Anforderungen d�rften k�nftige Verkehrsprojekte nicht mehr isoliert
bewertet werden. Vielmehr sind alle gesellschaftlichen Belange einzubeziehen: Neben der
Raumerschlie§ung und der Senkung des Raumwiderstandes sollten auch �kologische
Folgekosten (u. a. Ressourcenverbrauch, Fl�chenversiegelungen) und individuelle
Belastungen der Verkehrsabwicklung (Abgase, L�rm, Zerschneidungswirkungen) wichtige
entscheidungsrelevante Parameter sein.

                                                            
90Allerdings ist Mobilit�t nicht mit Automobilit�t gleichzusetzen. Vielmehr geht es hier um die Sicherung von
gleichberechtigten Teilnahmem�glichkeiten am Verkehr f�r alle Menschen (Behinderte, Kinder, alte Menschen,
Menschen ohne Auto).



Kap. 4: Ebene der Stadtentwicklungsplanung- ein Beitrag zur Verkehrsvermeidung

4.0. Einf�hrung

Bis in die Gegenwart hinein f�hren r�umliche Entflechtungen von Nutzungsfunktionen (z. B.
reine Wohn- oder Gewerbegebiete sowie Einkaufszentren und Freizeiteinrichtungen an
ãnicht-integrierten StandortenÓ91) wie auch Ausstattungsm�ngel in der Siedlungsstruktur (u.
a. Fehlen von Versorgungseinrichtungen92) tendenziell zu immer mehr Verkehr und immer
l�ngeren Wegen, die �berwiegend mit dem Auto zur�ckgelegt werden. Die r�umliche
Verteilung der Nutzungsstrukturen erzwingt aber nicht nur Verkehr, sie bietet auch
ung�nstige Voraussetzungen f�r ein leistungsf�higes und attraktives Angebot
umweltfreundlicher Verkehrsmittel [Heinze / Romero, 2000: 21; Pohle, 2000: 154; Sieber,
2000b: 134; Gatzweiler, 1997: 83; v. Lersner, 1997: 137]. Bem�hungen der
Verkehrsplanung, Verkehr vertr�glicher abzuwickeln und auf umweltschonende
Verkehrsmittel zu verlagern, zeigen deshalb nur geringe Effekte. Verkehrsentstehung und
Verkehrsbeziehungen sind eben nicht nur eine Angelegenheit der Fachplanung Verkehr.
Vielmehr m�ssen neben Verkehrspolitik und Verkehrsplanung auch die
Gestaltungsm�glichkeiten der Mobilit�tsbed�rfnisse im Rahmen integrierter Konzepte f�r
St�dtebau und Verkehr genutzt werden. Gemeinsam sind Stadt- und Verkehrsplanung im
Hamburger Raum aufgerufen, in einem integrierten Planungsprozess eine enge Verkn�pfung
von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung anzustreben,93 um die nahr�umliche Lebens- und
Aufenthaltsqualit�t f�r die unterschiedlichen Aktivit�ten (wohnen, arbeiten, sich versorgen,
sich erholen) wiederherzustellen und langfristig zu sichern, indem

�  verkehrsbedingte Belastungen und Einschr�nkungen der Wohn- und
Aufenthaltsqualit�t reduziert bzw. vermieden werden,

�  ein sozial- und umweltvertr�gliches Verhalten durch das Angebot attraktiver
Alternativen zur Pkw-Nutzung gef�rdert wird

�  und die autoorientierten Verkehrserfordernisse durch entsprechende Funktions- und
Fl�chenzuweisungen der Raumplanung vermindert werden.

Konzepte zur umweltgerechten Verkehrsabwicklung und Verkehrsvermeidung94 k�nnten auf
drei verschiedenen r�umlichen Ebenen erfolgreich ansetzen, und zwar auf der

                                                            
91ãNicht-integrierte StandorteÓ sind Standorte au§erhalb ausgewiesener Zentren und/oder Standorte ohne
attraktive �PNV-Anbindung (in der Regel ohne Schienenanschluss).
92Die Konzentration von Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen f�hrte in der Vergangenheit dazu, dass
kleinere Gesch�fte, aber auch Schulen, Post�mter und Verwaltungsstellen schlie§en mussten und damit in
immer weniger Wohngebieten eine Nahraumversorgung in Fu§wegeentfernung m�glich war.
93Apel schl�gt vor, die verkehrsplanerischen Ziele wie Verringerung der verkehrsbedingten
Umweltbelastungen, Verbesserung der durch den Kfz-Verkehr beeintr�chtigten Lebensbedingung in den
Quartieren, Herstellung der Gleichberechtigung aller Verkehrsarten und Abbau von Behinderungen wichtiger
Verkehre (�PNV, Wirtschaftsverkehr, Fu§- und Radverkehr) an �bergeordneten st�dtebaulichen Zielen wie
Erhaltung der historischen Stadtgestalt, Ber�cksichtigung �kologischer Kriterien und St�rkung der City-
Gesch�ftsfunktion zu orientieren. [Apel, 1992: 9; vgl. Schmitz, 1995: 5 f.]
94Eine allgemein anerkannte Definition des Begriffs ãVerkehrsvermeidungÓ existiert bis heute nicht.
M�glichkeiten der Verkehrsvermeidung werden nach K�hl im Fortfall von Fahrten -durch Fortfall des
Fahrtzwecks, Wechsel des Ortes und Reduktion der Fahrtenanzahl-, im Wechsel des Verkehrsmittels und in der
Reduzierung der Fahrtenweite gesehen [K�hl, 1994,5: 252]. - Rommerskirchen f�gt als weiteren Baustein eine
effizientere Gestaltung der Verkehrsabl�ufe durch bessere Leit- und Informationssysteme hinzu
[Rommerskirchen, 1994,4: 185 f.; vgl. auch ExWoSt-Info, 1993,5: 1]. Dagegen sei die Fahrtenanzahl als
Bestandteil der Mobilit�tsrate (Anzahl der Wege je Person und Zeiteinheit), die nach Ansicht vieler
Mobilit�tsforscher eine au§erordentlich stabile Gr�§e ist, nur sehr schwer zu beeinflussen. Allenfalls seien
Fahrtweitenreduktionen und Besetzungs-/Auslastungsgraderh�hungen m�glich [Rommerskirchen, 1994,4: 187].



interregionalen, der innerregionalen und der innergemeindlichen Ebene. Die im Anhang
dieser Arbeit enthaltene Darstellung 4 beschreibt unterschiedliche Handlungsans�tze f�r eine
nachhaltige Stadt- und Verkehrsplanung, die auf den genannten r�umlichen Ebenen m�glich
w�ren. Dagegen finden im Hauptteil meiner Dissertation die im inter- und innerregionalen
Raumbezug denkbaren Handlungsans�tze f�r eine umweltschonende Mobilit�t keine
Ber�cksichtigung, weil der von mir abgesteckte Rahmen der Arbeit sonst leicht gesprengt
werden k�nnte.

4.1. Festlegung von raumplanerischen Ordnungselementen im Rahmen der Erarbeitung
neuer raumplanerischer Grundlagen in Hamburg

Ver�nderungen demografischer und �konomischer Rahmenbedingungen (siehe Kap. 2.2.),
veraltete, den neuen Herausforderungen kaum noch gerecht werdende Planungsgrundlagen95

sowie die 1992 erfolgte Zusammenf�hrung von Landschafts- und Landesplanung -allerdings
unter Ausklammerung der Verkehrsplanung, die bei der Baubeh�rde verblieb- in einer
Beh�rde, der Stadtentwicklungsbeh�rde,96 haben eine Weiterentwicklung raumplanerischer
Instrumentarien, die f�r die kommenden 15 Jahre das Fundament st�dtebaulicher Planung
bilden sollen, unabdingbar gemacht. In der Darstellung 5 (Anhang) werden die Inhalte der
neuen raumplanerischen Vorgaben vorgestellt und hinsichtlich ihrer �kologischen
Zielsetzungen -gerade auch vor dem Hintergrund ihrer Umsetzung in der Praxis- �berpr�ft.
Bei der Erarbeitung bzw. Weiterentwicklung der raumplanerischen Instrumentarien sollen
mehrfach Abstimmungen zwischen den f�r die einzelnen Pl�ne verantwortlich zeichnenden
Arbeitsgruppen97 stattgefunden haben [FHH. Steb., 1995b: 6]. Dabei gaben die im Kontext
des REK ermittelten Rahmendaten f�r Bev�lkerungs- und Wirtschaftsentwicklung
[FHH.Sen./SHL/NSL, 1994: 35 ff.] sowie die wesentlichen Leitziele des STEK -wie die
Bereitstellung eines ausreichenden Fl�chenangebots f�r Wohnen, Gewerbe und Infrastruktur,

                                                                                                                                                                                            
Wichtigstes Ziel der Verkehrsvermeidung muss es sein, den Zwang zur �berwindung gro§er Distanzen
abzubauen. Eine Verringerung der Distanzen ist aber nicht nur im MIV, sondern auch im Wirtschaftsverkehr
anzustreben. Bei �berschreitung der Kapazit�tsgrenzen -v. a. in Spitzenzeiten- muss �ber den
Vermeidungsaspekt auch im �PNV nachgedacht werden. Abele weist auf die heute zunehmend inflation�re
Forderung nach Verkehrsvermeidung hin, ohne dass eine Ver�nderungsnotwendigkeit in vielen Politikbereichen
gesehen werde. Ohne Beeinflussung der Verhaltensweisen und Werthaltungen des Einzelnen h�tten Ans�tze zur
Verkehrsvermeidung keine Chance [Abele, 1993,6: 319].
95Der aus dem Jahre 1973 stammende Fl�chennutzungsplan (FNP) ist nicht mehr geeignet, aussagekr�ftige
Vorgaben f�r die Stadtentwicklung zu machen und hat immer mehr an Bedeutung verloren. Schon M�ller wies
darauf hin, dass Programm- und Bebauungsplan schon seit Jahren das wichtigere st�dtebauliche
Instrumentarium darstellen [M�ller, 1985: 175].
Das Entwicklungsmodell 69 (EM 69) hatte nur eine begrenzte Raumwirksamkeit entfalten k�nnen (siehe Kap.
3.1.2.) und bedarf dringend einer �berarbeitung.
Das 1980 herausgegebene Stadtentwicklungskonzept (STEK) hatte einen Planungshorizont von 15 Jahren
abgesteckt [FHH. Senatsk., 1980] und musste ohnehin �berarbeitet werden.
Von der Konzeption des Generalverkehrsplans (GVP) von 1976 r�ckte der Senat bereits 1979 ab und ging
stattdessen zu einer Strategie der Einzelfallentscheidungen (z. B. Einrichtung von Tempo-30-Zonen) �ber [Beck
/ Hawel, 1993/5-6: 301].
96Die 1991 ins Leben gerufene Stadtentwicklungsbeh�rde �bernahm von der Umweltbeh�rde die
Zust�ndigkeiten f�r das Landschaftsprogramm (LAPRO) und von der Baubeh�rde die Zust�ndigkeiten f�r den
Fl�chennutzungsplan (FNP).
Nach dem Regierungswechsel im September 2001 verlor die Stadtentwicklungsbeh�rde ihre Selbstst�ndigkeit
und wurde der Baubeh�rde angegliedert.
97FNP, LAPRO und STEK wurden in der Stadtentwicklungsbeh�rde erarbeitet, das
Verkehrsentwicklungskonzept fiel in die Zust�ndigkeit der Baubeh�rde, f�r die Ausarbeitung des REK
zeichneten sich die obersten Planungsbeh�rden  Schleswig-Holsteins und Niedersachsens sowie die
Stadtentwicklungsbeh�rde Hamburg verantwortlich.



die Sicherung und Entwicklung charakteristischer Naturr�ume und deren Einbindung in ein
Freiraumverbundsystem, die Anpassungsf�higkeit an sich ver�ndernde Strukturen von
Wirtschaft und Gesellschaft, die F�rderung von Vielfalt und lebendige Nutzungsmischung
sowie die B�rgerbeteiligung und -mitwirkung [FHH. Steb. 1995b: 25 ff.]- wichtige
Orientierungshilfen. Nach Abschluss der ersten Stufe der FNP-�berarbeitung98 sollten
weiterf�hrende Erkenntnisse aus dem STEK den FNP durch erl�uternde Deckbl�tter99, die zu
wichtigen Themen wie Wohnungsversorgung, Arbeitsst�tten,  Zentrensysteme und Stadtbild
differenziertere Aussagen machten, erg�nzen, um ã.....Qualit�t, Aussagekraft und Lesbarkeit
des FNP [zu] erh�henÓ [Kossak, 1995,4: 6]. Dar�ber hinaus kam es im Verlauf des
Abstimmungsprozesses darauf an, alle Pl�ne (FNP, LAPRO) und Programme (REK, STEK)
auf gemeinsame Ordnungselemente der Raumentwicklung zu verpflichten. Dies sind im
Wesentlichen [FHH. Steb., 1995b: 5] :

1.  Axiale Strukturen f�r die Siedlungsentwicklung in Stadt und Region, wobei sich
st�dtebauliche Ordnung und Entwicklung in Hamburg an innerst�dtischen
Entwicklungsachsen orientieren, die sich im Umland entlang vorhandener
Schienenwege fortsetzen.

2. St�rkung polyzentraler Stadtstrukturen als Kristallisationskerne f�r Bev�lkerung und
Arbeitspl�tze im Kontext eines differenzierten Systems Zentraler Standorte sowie
Festlegungen von ãSonderstandorten f�r das Dienstleistungsgewerbe.....innerhalb des
Wallrings und entlang einzelner Ansatzpunkte der HauptachsenÓ.

3 .  ãZiel einer angemessenen Binnenentwicklung innerhalb daf�r geeigneter,
infrastrukturell gut erschlossener Stadtteilbereiche und entlang der Magistralen.....Ó.

4. ãZiel einer.....engeren r�umlichen Verflechtung von Arbeitsst�tten und Wohnungen in
daf�r geeigneten Stadtteilbereichen der Inneren Stadt und ausgew�hlten Standorten an
der Peripherie der Inneren Stadt.....Ó.

5 .  ãSicherung und Ausbau der Leistungsf�higkeit des Hafens100 und der
Verkehrsinfrastruktur der Stadt als nordeurop�ische VerkehrsmetropoleÓ.

4. 2. �berpr�fung der Ordnungselemente im Hinblick auf ihre Raumwirksamkeit

In den folgenden Kapiteln (4.2.1. bis 4.2.5.) werden die von den Hamburger Beh�rden
festgelegten raumplanerischen Ordnungselemente auf ihre Wirksamkeit �berpr�ft.
Insbesondere geht es darum, festzustellen, ob sie den Anforderungen einer ãnachhaltigen
Stadt- und VerkehrsentwicklungÓ gen�gen.

4.2.1. Das Achsenmodell

Das Achsenkonzept von 1969 mit seinen 7 Regional-, 2 Haupt- und 4 Nebenachsen (siehe
Abb. 5) ist Grundlage der gegenw�rtigen und zuk�nftigen Stadtentwicklung. Es soll
entscheidend dazu beitragen, ein ringf�rmiges Stadtwachstum zu verhindern und die
                                                            
98F�r die FNP-�berarbeitung ist ein zweistufiges Verfahren vorgesehen: Die erste Stufe umfasst Aktualisierung
des FNP, Information der �ffentlichkeit im Rahmen mehrerer Veranstaltungen und Ausstellungen �ber
Planungsziele und -zwecke, Beteiligung verschiedener K�rperschaften (Gebietsk�rperschaften, Kammern,
Verb�nde) und �ffentliche Auslegung von FNP und LAPRO mit der M�glichkeit, Bedenken und Anregungen
zu geben, die von der Stadt zu pr�fen sind. Im Anschluss an die erste Stufe sollen die Darstellungen des FNP
durch erl�uternde Deckbl�tter differenziert werden [Kossak, 1995,3: 7; Meldau, 1995,3: 13].
99Die Deckbl�tter dienen als den FNP pr�zisierende und konkretisierende Fachpl�ne, die aber nicht gesetzlich
vorgeschrieben sind.
100Planungsrechtliche Grundlage f�r das Hafengebiet ist das Hafenentwicklungsgesetz. Die mit dem Hafen
verbundenen Aspekte der Stadtentwicklung konnten in meiner Dissertation keine Ber�cksichtigung finden.



Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung entlang den Ausfallstra§en und Schnellbahnstrecken
auf bestimmte Schwerpunkte zu konzentrieren, w�hrend die parallel zu den Achsen
verlaufenden Gr�nzonen, die als Klimaregulatoren sowie als Erholungs- und Freir�ume
dienen, von Besiedlung freigehalten werden sollen. Au§erdem bietet das Achsenmodell gute
Voraussetzungen f�r eine umweltvertr�gliche Verkehrsabwicklung, indem die
Schnellbahnstrecken auf den Achsen das R�ckgrat einer bis ins Umland fortgesetzten
Verkehrsverbindung bilden und damit die Priorit�t des �PNV gegen�ber dem MIV deutlich
herausstellen. Umgekehrt unterst�tzt der schienengebundene �PNV eine achsenorientierte
Siedlungsentwicklung, die mit geringerem Landverbrauch und erheblich geringeren
Zerschneidungseffekten von Landschaften verbunden ist als die durch den MIV beg�nstigte
disperse Siedlungsentwicklung.
Auch wenn das sternf�rmige Achsenmodell in der Nutzungsintensit�t heute immer noch
nachweisbar ist, sind Aufl�sungserscheinungen unverkennbar: Zum einen hielten die
urspr�nglich als �kologische Ausgleichsfl�chen vorgesehenen Achsenzwischenr�ume dem
Siedlungsdruck nicht stand. Ver�nderte Standortpr�ferenzen von Wirtschaftsunternehmen
und staatliche F�rderma§nahmen zu Gunsten des Einfamilienhausbaus einerseits [Bose,
1995: 395], zunehmende «Verw�sserungen` von Vorgaben aus dem EM 69 durch
planungsrechtliche Instrumente (FNP 73) andererseits [Bahr, 1976, 113: 204], f�hrten zur
Umwandlung von naturbelassenen Fl�chen in andere Nutzungen (Wohn- und Arbeitsst�tten
sowie Verkehrswege) und damit zu planungswidriger Fl�cheninanspruchnahme in �kologisch
sensiblen Bereichen, wenn es aus Sicht der Stadtplanung erforderlich schien101. Zum anderen
l�sst heute fast die H�lfte der Entwicklungsachsen M�ngel in der �PNV-Erschlie§ung
erkennen,102 w�hrend der nachfrageorientierte Bau und Ausbau von Schnellstra§en103 in
angemessener Weise realisiert worden ist, was in Zeiten ver�nderter sozio�konomischer
Rahmenbedingungen (steigende Einkommen, Bevorzugung des eigenen Automobils als
Fortbewegungsmittel) nicht ohne Einfluss auf die Verkehrsmittelwahl bleiben konnte.
Schlie§lich wirkten sich siedlungsstrukturelle Ver�nderungen -d. h. Verlagerungen von
Wohn- und Arbeitsst�tten aus dicht besiedelten, inneren Stadtgebieten mit guter
Schnellbahnerschlie§ung in Au§engebiete mit weniger guter �PNV-Bedienung- unmittelbar
auf das Verkehrsgeschehen aus. Auch wenn das Zentrum nach Abschw�chung radial
orientierter Pendlerstr�me Ziel des st�rksten Pendlerstroms blieb, so war eine Zunahme nicht
zentrumsbezogener Verkehrsbeziehungen unverkennbar (siehe Kap. 5.1.3.). Die Aufl�sung
zentrenorientierter Aktionsr�ume konnte auch im Einkaufs-, Versorgungs- und
Freizeitverkehr beobachtet werden, nachdem sich neue Betriebsformen im Einzelhandel
(Verbraucher- und Fachm�rkte) und gro§e Freizeiteinrichtungen au§erhalb zentraler Lagen
an so genannten nicht-integrierten Standorten (siehe Karten 5, 6 und 7) angesiedelt hatten.
F�r die wachsenden tangentialen Verflechtungsmuster bietet das schienenverkehrsorientierte
Strukturkonzept des EM 69 derzeit keine befriedigenden L�sungen mehr an. Deshalb wird
unter unver�nderten Rahmenbedingungen die Bedeutung des traditionellen �PNV, der auf
regelm�§ige hohe Nachfrage angewiesen ist und von der Kern-Peripherie-Beziehung lebt,

                                                            
101Im November 2002 r�umte der Senat ein, dass er ã.....am Konzept der Achsenzwischenr�ume......im
Grundsatz festhalten [wird]. Das schlie§t jedoch im Einzelfall abweichende Entscheidungen nicht ausÒ [Bdrs.
17/1672].
102Zwei Regionalachsen (Achse S�d-West und Achse Nord-Ost) weisen keine durchgehenden
Schnellbahnverbindungen zu ihren Achsenendpunkten (Stade bzw. Bad Oldesloe) auf. Was die Regionalachse
Bergedorf/Geesthacht (Achse S�d-Ost) betrifft, so ist gar kein Schienenanschluss vorhanden. Die
Nahverkehrsbedienung auf der st�dtischen Hauptachse Barmbek-Bramfeld-Poppenb�ttel und auf der
Nebenachse Altona-Bahrenfeld-Lurup-Schenefeld mit Schnellbahnen ist unvollst�ndig, im Falle der
Nebenachse Billstedt-Schwarzenbek-Glinde fehlt die Schienenanbindung ganz.
103Alle Achsen weisen eine gute Stra§enerschlie§ung auf. 4 von 7 Regionalachsen (Nord-West-, Nord-, S�d-
und S�d-Ost-Achse) verf�gen sogar �ber Autobahnverbindungen.



sinken und die des MIV steigen. Letzteres betrifft v. a. die expandierenden Fahrtzwecke im
Versorgungs-, Freizeit- und Wirtschaftsverkehr.

Um auch zuk�nftig ein richtungsweisendes Ordnungselement f�r die weitere Entwicklung der
Stadt sein zu k�nnen, bedarf das Achsensystem -im Gegensatz zu der im FNP-Entwurf
enthaltenen Auffassung-104 einer grundlegenden Modifizierung, die landschafts- und
verkehrsplanerische Belange gleicherma§en ber�hrt.
Schon Bose (1995) betonte die Notwendigkeit, die tangentialen Gr�nbeziehungen gegen�ber
dem einseitig radial orientierten Landschaftsachsenmodell (1989) st�rker herauszustellen und
stand damit zu den Aussagen des Freifl�chenplans (1973), der mit dem Konzept der «Gr�nen
Ringe` ein System regional vernetzter Gr�nz�ge herstellen wollte: ãAls Erg�nzung dieses
Prinzips wird ein zu schaffender Stadtrandpark als Z�sur der Bebauung in den bebauten
Stadtrandbereichen und als neuer freiraumbezogener Gr�ng�rtel intensiver und extensiver
Erholungsfunktionen ..... [angestrebt]. Im landschaftlich weniger empfindlichen Bereich
k�nnte dieser, durchaus auch Regionalbewu§tsein f�rdernde Regional-Park intensive
Freiraumnutzungen (z. B. Tennis, Reiten, Golfpl�tze und Kleing�rten) aufnehmen. In den
dichter besiedelten Gebieten innerhalb Hamburgs und auf den bestehenden verdichteten
regionalen Siedlungsachsen (insbesondere nach Nord und Nordwest) wird vorgeschlagen, zur
Anbindung der Siedlungsbereiche an die gro§fl�chigen Gr�nbereiche kleinr�umige
Gr�nverbindungen zu entwickeln und zur F�rderung der wohngebietsnahen Erholung
kleinste Gr�nfl�chen zu erhalten, qualitativ zu verbessern und -wo m�glich- zu erg�nzen. Das
Prinzip St�rkung der N�he erfordert Angebote f�r Freiraumerholung, insbesondere in der
N�he der verdichteten Wohnnutzung, vorzusehen.Ó [Bose, 1995: 404]
In verkehrsplanerischer Hinsicht stand bisher immer die B�ndelung des Verkehrs auf den
Zentrum und Peripherie verbindenden Achsen mit der Absicht im Vordergrund, einen gro§en
Teil des Verkehrs -v. a. den Berufspendlerverkehr- auf das axial orientierte
Schnellbahnsystem zu lenken. Doch wird heute die einseitige radiale Ausrichtung des �PNV-
Netzes den Verkehrsbed�rfnissen vieler Menschen nicht mehr gerecht. Besser geeignet sind
st�rker vergitterte �PNV-Systeme, die im Interesse einer komplexeren Vernetzung
bestehender Strukturen auch die Integration von Verkehrsinfrastruktur und Stadtentwicklung
erleichtern. Die durch bessere Vernetzung sich ergebenden neuen Knotenpunkte im �PNV-
Netz sind auf Grund ihrer Standortgunst besonders geeignet f�r st�dtebauliche Verdichtungen
und f�r Standorte wirtschaftlich attraktiver Nutzungen (Gewerbegebiete, Einkaufszentren u.
v. m.). Zudem wirken Gitternetze unerw�nschten st�dtebaulichen Massierungen in bereits
bestehenden Zentren entgegen und f�hren zu einer besseren Integration peripherer Standorte
f�r Wohn- und Arbeitsst�tten sowie f�r Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen.
Folgende Tangenten bieten sich als zus�tzliche Entwicklungsr�ume an:
1. Tangente Nord: Verlauf des Stra§enrings 3 von Blankenese (Wohngebiete) �ber
Iserbrook/Osdorf (Gro§wohnsiedlung Osdorfer Born), Lurup (Institut DESY), Eidelstedt
(Einkaufszentrum Eidelstedter Platz, Wohngebiete), Schnelsen (Wohn- und Gewerbegebiete,
IKEA), Niendorf-Nord (Wohngebiete), Langenhorn (Wohngebiete, Einkaufszentrum
Langenhorner Markt) und Hummelsb�ttel (Wohn- und Gewerbegebiete) nach Poppenb�ttel
(Wohngebiete und Alstereinkaufszentrum); von hier aus w�ren Verl�ngerungen �ber Sasel

                                                            
104ãDie Achsenkonzeption wurde.....immer wieder auf ihre Tragf�higkeit als raumordnerische Zielvorstellung
f�r Hamburg und Umland �berpr�ft.....Die Untersuchungen kamen.....zu dem Ergebnis, da§ [sie] sich.....
bew�hrt habe und weiterhin zu verfolgen sei.....,weil es gelungen war, die Zunahme der Einwohnerzahl
weitgehend auf die Achsenr�ume zu konzentrieren.....Der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur.....bewirkte, da§
Wohnquartiere Arbeitsst�ttengebiete und Versorgungszentren auf den Achsen gut miteinander verbunden
(Erschlie§ung durch Schnellbahnen und Hauptverkehrsstra§en) und schnell erreichbar sind.Ó [FHH. Steb.,
1996a: 14]



(Saseler Markt und Wohngebiete) nach Volksdorf (Wohngebiete) bzw. nach Farmsen/Berne
(Wohngebiete) denkbar.
2. Tangente Mitte: Von Bahrenfeld (Volkspark, Stadion, Wohngebiet) �ber Stellingen
(Gewerbe- und Industriegebiet, Wohngebiete), Lokstedt (Tierpark, NDR-Studio,
Wohngebiete, Gewerbe- und Einkaufszentrum Nedderfeld, G�terbahnhof), Alsterdorf
(Wohngebiet), Winterhude (City-Nord, Stadtpark), Barmbek-S�d (G�terbahnhof,
Wohngebiete) und Uhlenhorst (Einkaufszentrum Hamburger Stra§e) nach Borgfelde /
Hammerbrook (Industrie- und Gewerbegebiete) bzw. bis nach Rothenburgsort (Hafen- und
Industriegebiet).
3. Tangente S�d: Verlauf des Stra§enrings 2 von St. Pauli (Wohngebiete,
Vergn�gungsviertel) �ber Altona-Nord (Wohngebiete), Eimsb�ttel (Wohngebiete), Hoheluft
(Wohn- und Gewerbegebiete), Eppendorf (Universit�tskrankenhaus, Wohngebiete),
Winterhude (Einkaufszentrum Winterhuder Marktplatz, Stadtpark, City-Nord), Steilshoop
(Gro§wohnsiedlung) und Bramfeld (Wohngebiete, Otto-Versand) nach Farmsen
(Einkaufszentrum Farmsen und Wohngebiete); von hier aus w�ren Verl�ngerungen �ber
Tonndorf (Wohngebiete) nach Rahlstedt (Wohngebiete) bzw. �ber Jenfeld (Wohngebiete)
und Billstedt (Einkaufszentrum, Wohngebiete) nach Billbrook (Industrie- und Hafengebiet)
m�glich.
Zur Begrenzung des Kfz-Verkehrsaufkommens sind auf diesen Tangenten leistungsf�hige
�PNV-Verbindungen einzurichten und Kapazit�tseinschr�nkungen im Stra§ennetz durch
R�ckbau von Stra§en vorzunehmen.

Weder im �berarbeiteten FNP noch im neuen STEK werden M�glichkeiten zur
Weiterentwicklung des Achsenmodells in Betracht gezogen. Die im STEK als Schwerpunkte
ausgegebenen thematischen Aufgabenfelder  Wohnen,  Arbeiten,  Infrastrukturversorgung,
Umwelt und metropole Nutzungen konzentrieren sich auf die traditionellen, radial
orientierten Entwicklungsr�ume. Dabei steht die Beseitigung �kologischer und
stadtgestalterischer Defizite der Achsen mithilfe unterschiedlicher, den jeweiligen
Gegebenheiten angepasster Konzepte im Mittelpunkt:

� Im Konzept ãStadtstra§eÓ (Zielorientierung f�r die Achsen West und Nord-Ost) geht
es in erster Linie um eine bessere Integration der Hauptverkehrsstra§en und der
Ortskerne in den Stadtk�rper. Zentrumsentwicklung, Sicherung von Landschaftsbild
und Naherholungsgebieten sowie Siedlungserweiterungen sind weitere Schwerpunkte.
[FHH. Steb., 1995b: 69 und 71]

�  Das Konzept ãKette von OrtenÓ (Achse Nord-West) setzt sich zum Ziel, ãdas
gro§st�dtische Raumkontinuum aus der Kernstadt heraus bis �ber die Landesgrenze
als bedeutende Magistrale.....auszubilden.Ó Ferner sollten alle Gewerbestandorte
besser nutzbar gemacht werden, w�hrend Wohnungsneubau am Stadtrand neuen
Anforderungen an integrierte Quartiersplanung zu entsprechen hat [Ebd.: 70].

� Das Konzept ãVerkn�pfung gr�ner und metropoler FunktionenÓ (Achse Nord) nimmt
Bezug auf ã.....das f�r Hamburg typische Nebeneinander von Metropole,
kleinst�dtischem Wohnungsbau und Gr�nÓ und will ãKonflikte (z. B. zwischen
Wohnfunktion und Flugverkehrsbelastung).....nicht grundlegend, sondern nur im
Wege der Feinplanung [l�sen bzw. mildern].Ó [Ebd.: 70 f.]

�  Mit dem Konzept ãNeue StadtquartiereÓ (Achsen  S�d-Ost und S�d-West) sollen
verdichtete und gemischt genutzte Quartiere geschaffen werden. Dar�ber hinaus ist
die Freiraumversorgung zu verbessern, die Landschaftsachse Bille zu sichern und
Verkehrswege umweltvertr�glich einzuordnen [Ebd.: 72 f.].



Im Sinne des ãPrinzips des EntwicklungskorridorsÓ105 werden alle Handlungsfelder der
Stadtentwicklung gleicherma§en angesprochen, um den unterschiedlichsten Positionen in der
Stadtentwicklungspolitik zu entsprechen. In der Auseinandersetzung ã.....mit h�chst
widerspr�chlichen Entwicklungschancen und RisikenÓ.....wird ein vertr�gliches, dynamisches
ã.....Gleichgewicht von Wachstum und Integration, von Urbanit�t und nat�rlich erhaltener
Landschaft, von wirtschaftlicher St�rke und sozialem Ausgleich, von Weltoffenheit und
eigener Identit�t, von der F�higkeit vom Wandel und dem Ankn�pfen an gute TraditionenÓ
[Ebd.: 24] angestrebt. Konflikte, v. a. in Bezug auf die Fl�chennutzung, werden deshalb nur
in wenigen F�llen -Siedlungserweiterung S�lldorfs versus Sicherung des Landschaftsbildes
[Ebd.: 69]; Wohnfunktion versus Flugverkehrsbelastung [Ebd.: 71]- thematisiert.
Konfliktl�sungen, was den Verzicht auf einige stadtentwicklungspolitische Inhalte zu
Gunsten anderer bedeuten und zu eindeutiger Stellungnahme herausfordern w�rde, werden
gar nicht erst angeboten. Stattdessen wird auf die noch zu leistende Feinplanung [Ebd.: 71]
verwiesen oder man fl�chtet sich mit Aussagen wie ã.....Landschafts- und
Siedlungsentwicklung sind mit der Sicherung der Naturschutzgebiete, des
Wasserschutzgebiets sowie einer Trasse f�r die A 26 in Marsch und Moorlandschaft
konfliktausgleichend zu konzipierenÓ [Ebd.: 73], in die unangreifbare Unverbindlichkeit.

4.2.2. Ans�tze zur St�rkung der polyzentrischen Struktur

Die Erhaltung und St�rkung der polyzentrischen, aus ehemals d�rflichen Kernen
gewachsenen Stadtteile mit ihren �rtlichen Identit�tskernen ist der zweite wichtige Eckpfeiler
einer Raumentwicklung, die allen vier Pl�nen bzw. Programmen zu Grunde liegt. Der
Ausbau weitgehend versorgungsautarker Quartierszentren mit den notwendigen
Dienstleistungs-, Einkaufs-, Verwaltungs- und Freizeiteinrichtungen entspricht in vieler
Hinsicht der st�dtebaulichen und verkehrlichen Zielvorstellung einer ãStadt der kurzen
WegeÓ:
1. Quartiersbezogene Einrichtungen wirken der �berattraktivit�t und �berlastung der City
entgegen und tragen dazu bei, die ungleichgewichtige, verkehrserzeugende Verteilung von
Nutzungen und Funktionen zwischen Zentrumsbereich (Herausbildung einer einseitigen
Struktur mit einer Konzentration �konomisch starker Nutzungen im Dienstleistungssektor bei
gleichzeitiger Verdr�ngung der Wohnfunktion) und ãReststadtÓ (Dominanz der zum Teil
r�umlich streng separaten Funktionen Wohnen und gewerbliche Arbeit) abzuschw�chen. Mit
dem Ausbau und der St�rkung der Quartierszentren wird versucht, den Druck auf die
Innenstadt und die damit wachsende Verkehrsbelastung auf mehrere attraktive
Stadtteilzentren zu verteilen.
2. Attraktive Subzentren stellen ein wirksames Gegengewicht zu den fl�chenverbrauchenden,
autoaffinen Einkaufszentren auf der ãgr�nen WieseÓ dar und wirken den Tendenzen im
Einzelhandel, weitere Einkaufsst�tten an nicht-integrierten Standorten anzusiedeln, entgegen.
3. Attraktive Freizeitangebote (Theater, Gastronomie, Sportst�tten, B�rgerhaus,
Einrichtungen der Volkshochschule, Bibliothek u.v.m.) in den Stadtteilen verst�rken die
Identifikation der Bewohner mit ihren Quartieren und reduzieren die Verkehrsbelastung in
Stadtvierteln mit kulturellen �berangeboten.
Zur Weiterentwicklung des polyzentrischen Systems greift das STEK drei verschiedene
Typen von Projektfeldern auf: ãStadtteilzentrenÓ, ãMetropolfunktionen an besonderen OrtenÓ
und ãEntwicklungsr�ume am StadtrandÓ.

� Im Rahmen der ãStadtteil- und Zentrenentwicklung bilden Bergedorf, Wilhelmsburg,
Finkenwerder, �stliche innere Stadt, westliche innere Stadt und Bahrenfeld

                                                            
105Damit ist ein ãOffenhalten flexibler Planungsspielr�umeÓ gemeint [FHH. Steb. 1995 b: 65].



Schwerpunkte. Dabei sollen die am jeweiligen Ort vorhandenen Potenziale und
Probleme, die aus spezifischen Nutzungen und baulich-r�umlichen Auspr�gungen
resultieren, Ber�cksichtigung finden. Auch hier werden alle Aspekte einer m�glichen
Stadtentwicklung aufgef�hrt.106 In Einzelf�llen sind Konfliktsituationen -Wohnen und
Arbeitsst�ttenerweiterungen versus Sicherung und Entwicklung des
Freiraumverbundsystems; hoher Verkehrserschlie§ungsaufwand versus Forderung
nach h�herer Umweltvertr�glichkeit der Verkehrsanlagen- beschrieben worden.
Vorschl�ge, wie diese Konflikte zu l�sen sind, unterbleiben jedoch. Das gilt f�r die
folgenden zwei Projektfelder gleicherma§en.

�  ãMetropolfunktionen an besonderen OrtenÓ haben die Stadtteil- und
Zentrenentwicklung zu erg�nzen. Diese Funktionen sind an besondere
Standortbedingungen  gebunden und in vielen F�llen nicht in die City oder
Stadtteilzentren zu integrieren. Als Schwerpunkte sind Flughafencity und Umfeld,
Volksparkstadion und Umfeld, Cityerweiterung n�rdlicher und westlicher Hafenrand,
Harburg (Zentrum, Binnenhafen) sowie Westhafen / Altenwerder vorgesehen.107

�  Die au§erhalb der Entwicklungsachsen liegenden Entwicklungsr�ume am Stadtrand
wie Rahlstedt, Lohbr�gge, Lurup und Harburg108 runden das Hamburger

                                                            
106Bergedorf: Multifunktionale Entwicklung neuer Stadtquartiere; neuer S-Bhf. Billwerder-Allerm�he;
Weiterentwicklung des Bergedorfer Zentrums; Erg�nzung der Fachhochschule um
Technologietransfereinrichtungen; Sicherung der Landschaftsachse Bille / Boberger Niederung und
Schleusengraben; Minimierung des hohen Erschlie§ungsaufwandes in der Marsch; Ber�cksichtigung der
Immissionsbelastung durch die BAB 25 bei Stadterweiterungsplanungen.
Wilhelmsburg: St�dtebauliche Gestaltung neuer Stadtquartiere (Kirchdorf Mitte / Nord); Zuordnung von
Arbeitsst�tten in Gro§wohnsiedlungen; Zentrenentwicklung mit dezentralen Verwaltungs- und
Dienstleistungseinrichtungen; Fl�chenrecycling in Hafennutzungs- und Gewerbegebieten im Westen;
Ansiedlung moderner hafenwirtschaftlicher Betriebe des Dienstleistungssektors �stlich des Reiherstiegs unter
R�cksichtnahme auf Wohngebiete und Freir�ume; Sicherung und Entwicklung des Landschaftsraumes Dove
Elbe, der Wasserachse Reiherstieg und des Landschaftsraumes S�derelbe; Minderung von L�rm- und
Luftbelastung; F�rderung nach h�herer Umweltvertr�glichkeit der Verkehrsanlagen (Bahn-, BAB-Trassen und
zuk�nftige Hafenquerspange).
Finkenwerder: Neuer Wohnungsbau; Arbeitsst�ttenerweiterungen in Luftfahrtindustrie; Bau der DASA-
Anbindung; Minimierung der aus der DASA-Erschlie§ung resultierenden Belastungen im Bereich der
Landschaftsachse S�derelbmarsch.
�stliche innere Stadt: Pr�ventiver Aufwertungsschutz; Sicherung preiswerten Wohnens; soziale
Ausgleichsstrategien in benachteiligten Gebieten; multikulturelle Projekte.
Westliche innere Stadt: Soziale Ausgleichsstrategien vor dem Hintergrund eines starken Aufwertungsdrucks,
einer starken Nachfrage nach innerst�dtischem Wohnraum und der zu erwartenden Auswirkungen metropoler
Nutzungen am Hafenrand; F�rderung der medienorientierten Gewerbeentwicklung in Ottensen und St. Pauli;
Stabilisierung von Gro§siedlungen. [FHH. Steb., 1995b: 73 ff.]
107Hafenrand: Weiterentwicklung der City-S�d zum durchmischten Cityerg�nzungsgebiet; Anbindung der City-
S�d an City und Speicherstadt; Fortsetzung der Entwicklung der Speicherstadt; Hafenrand als Standort mit City-
Touristik, Wohn- und Gastronomiefunktionen.
Harburg: St�rkung des Bezirkszentrums durch Umstrukturierung des Binnenhafens; Entwicklung von
Forschung, Technologie, Gewerbe, Dienstleistung und Wohnen in verdichteter Form; Weiterentwicklung der
Hafennutzungen; Sicherstellung von Landschaftsraumverbindungen.
Westhafen/Altenwerder: Ausbau der Metropolfunktion Logistikzentrum Hafen mit Verkehrs- und
Umschlagseinrichtungen sowie Dienstleistungsfl�chen; Sicherung der Gr�nverbindung West-Ost-Marsch;
Sicherung von Landschafts- und Wasserschutzgebieten. [FHH. Steb., 1995b: 76 ff.]
108Rahlstedt: Verkn�pfung des Konzepts ãneue Arbeitsst�ttenÓ mit der Strategie zur Verbesserung von
Gro§wohnsiedlungen und der Zentrumsentwicklung; Sicherung von Landschaftsschutzgebieten; Entwicklung
des Raums H�ltigbaum; Kooperation mit dem Umland (Stapelfeld).
Lohbr�gge: St�dtebauliche Aufwertungen in den Gro§wohnsiedlungen M�mmelmannsberg und Lohbr�gge-
Nord; Sicherung der Freiraumqualit�t, des Wohnumfeldes und der Arbeitsst�ttenverkn�pfung.
Lurup: Verkn�pfung von Freizeit-, Naherholungs- und Arbeitsst�ttenentwicklung am Volkspark mit dem
Konzept der ãBehutsamen StadterneuerungÓ; Ma§nahmen zur Verbesserung der infrastrukturellen Ausstattung
einzelner Stadtgebiete; Kooperation mit dem Umland (Schenefeld).



Zentrenkonzept ab. Unter Beachtung landschaftlicher Belange sollen sie vor allem
Raum f�r Stadterweiterungen schaffen. Dabei sind enge Verkn�pfungen von Wohnen
und Arbeiten sowie attraktive �PNV-Anbindungen vorgesehen.

Bei der �berarbeitung des FNP zur k�nftigen Entwicklung und Darstellung des Systems der
Zentralen Standorte109 haben die im STEK aufgef�hrten Projektfelder zur Weiterentwicklung
der polyzentrischen Struktur Hamburgs kaum eine Rolle gespielt. Angesichts der
gewandelten Bedeutung der Zentren f�r die Versorgung der Bev�lkerung, hervorgerufen
durch

� starken R�ckgang der Einwohnerzahlen im Bereich der Inneren Stadt,
� demografischen Strukturwandel (hoher Anteil einkommensschwacher Bev�lkerung in

den jeweiligen Einzugsbereichen),
�  schwierige Erreichbarkeit im Individualverkehr (insbesondere mangelnde

Parkm�glichkeiten),
� geringe M�glichkeiten f�r Erweiterungen in dicht bebauten Zentren,
�  Ansiedlung neuer Einzelhandelsbetriebsformen (Verbraucher- und Fachm�rkte)

au§erhalb der Zentren an so genannten nicht-integrierten Standorten [FHH. Steb.
1996a: 56 f.],

steht die Konsolidierung der gewachsenen Zentralen Standorte im Mittelpunkt. Das gilt
insbesondere f�r kleine Nahversorgungszentren auf Stadtteilebene, die in starkem Ma§e dem
Konkurrenzdruck der gro§en Verbraucherm�rkte ausgesetzt sind, und f�r gro§e
Bezirkszentren wie Altona/Ottensen, Eimsb�ttel (Osterstra§e und Hoheluftchaussee),
Winterhuder Marktplatz (Teil des B 2 - Zentrums Eppendorf) und Fuhlsb�ttler Stra§e (Teil
des B 2 - Zentrums Barmbek) [Ebd.: 57], wo der Einzelhandel auf Grund der beschriebenen
strukturellen Ver�nderungen mit weiteren Umsatzr�ckg�ngen [Ebd.: 60] rechnen muss, was
zur Zur�ckstellung notwendiger baulicher Investitionen mit entsprechenden Konsequenzen
f�r das Erscheinungsbild f�hren kann. Zur Stabilisierung der Bezirkszentren sollen
modifizierte Zentren- und Werbekonzepte (st�dtebauliche und gestalterische Aufwertung,
Bew�ltigung des ruhenden Verkehrs, gemeinsame Werbeaktionen zur Imagepflege,
Diversifizierung und Spezialisierung des Angebots, restriktive Politik gegen�ber
Ansiedlungsw�nschen weiterer gro§fl�chiger Einzelhandelsbetriebe au§erhalb der Zentren)
[Ebd.: 56 und 60], Ma§nahmen im Rahmen der Wirtschaftsf�rderung und eine verbesserte
Erreichbarkeit f�r den Autokunden (v. a. Verbesserungen im Stellplatzangebot) [Ebd.: 60]
beitragen.
Zur Weiterentwicklung des polyzentrischen Systems sieht der neue FNP nur die Erg�nzung
des Schnelsener Stadtteilzentrums an der Frohmestra§e um ein noch ausbauf�higes Gebiet
am Bahnhof, den im Zuge der Stadterweiterung erforderlichen Neubau eines Zentrums in
Allerm�he/Billwerder, die Aufwertung des EKZ Farmsen zum Bezirksentlastungszentrum
und die Schaffung einer Verbindungszone zwischen City und dem Bezirkszentrum Altona
                                                                                                                                                                                            
Harburg: Arbeitsst�ttenerweiterung Gutmoor und Neuland i. V. m. Fragen der Anbindung  an Gr�n- und
Wohnsiedlungsbereiche an der S�derelbe; Vermeidung zus�tzlicher Belastungen f�r das Zentrum [FHH. Steb.,
1995 b:79 ff.].
109Zentrale Standorte sind ã.....Dienstleistungszentren f�r die Wohnbev�lkerung und f�r die Wirtschaft....(Sie]
sind infolge ihrer hohen Konzentration wesentlicher Einzelfunktionen auf den Gebieten des Handels, der
Verwaltung, der Unterhaltung, der Bildung und des Verkehrs die Brennpunkte der st�dtischen
Lebensfunktionen. Die gro§en �bergeordneten zentralen Standorte............bilden zusammen..........als
strukturbestimmende Elemente das Grundger�st der Achsenkonzeption. Die Verteilung der unterschiedlichen
Aufgaben der Zentralen Standorte geht von der Annahme aus, da§.....die optimale Versorgung der Bev�lkerung
und auch die Unterbringung von wirtschaftsorientierten Dienstleistungen nur dezentralisiert erfolgen kannÓ.
Dabei ergibt sich eine Hierarchie der Zentren hinsichtlich ihres Einwohner-Einzugsbereichs (vgl. Abb. 5): City
(A) mit �ber 3 Mio Einwohnern, Bezirkszentren (B1) mit etwa 200000 Einwohnern, Bezirksentlastungszentren
(B2) mit �ber 100000 Einwohnern, Stadtteilzentren (C) mit etwa 50000 Einwohnern und lokale Zentren (D) mit
etwa 20000 Einwohnern. [FHH. Steb., 1996a: 12]



mit der �bernahme von Innenstadtfunktionen vor [Ebd.: 64 f.]. Erst in den letzten Jahren
werden Erweiterungen der Zentren in Altona (Gro§e Bergstra§e, Bahnhof, Frappant: ca.
40000 qm zus�tzliche Verkaufsfl�chen), Bergedorf (ZOB-Gel�nde: ca. 15000 qm), Harburg
(Harburg-Arkaden, Phoenix-Gel�nde: ca. 26000 qm), Blankenese (Bahnhof: ca. 15000 qm)
und Niendorf (Center am Tibarg: 11000 qm) diskutiert. Ein neues Zentrum soll in Bahrenfeld
(Gasstra§e: ca. 9000 qm Verkaufsfl�che) entstehen [HA 270500].
Weitere Ans�tze zur St�rkung der Polyzentralstruktur ergeben sich m. E. auch aus einer
Modifizierung des Achsensystems im Sinne einer Vergitterung des Achsennetzes (siehe Kap.
4.2.1.). Dort, wo die quer zu den axialen Entwicklungsr�umen verlaufenden Tangenten mit
ihren noch herzustellenden leistungsf�higen �PNV-Verbindungen die Achsen schneiden
und/oder auf Schnellbahnstationsbereiche treffen, befinden sich weitere
Kristallisationspunkte f�r quartiersbezogene Einrichtungen. Die Kreuzungsbereiche von
Radialen und Tangenten bieten auf Grund ihrer hervorragenden �PNV-Erreichbarkeiten
beste Voraussetzungen f�r die Ansiedlung publikums- und kommunikationsintensiver
Dienstleistungen110. Um allerdings nachteilige Monostrukturen reiner B�rostandorte von
vornherein zu vermeiden, sollte, wo immer m�glich, eine Mischung von B�ro-, Gewerbe-
und Wohnungsbau unter Einbeziehung von Einkaufs- und Freizeiteinrichtungen angestrebt
werden.

Angesichts der heutigen Vollmotorisierung und der nahezu ubiquit�ren Kfz-
Verkehrserschlie§ung der Subzentren (siehe Tab. II im Anhang) w�rden standortplanerische
Ma§nahmen allein kaum Wirkung entfalten. Deshalb sind -im Widerspruch zu den Aussagen
des neuen FNP111- erg�nzende Ma§nahmen zur Begrenzung der Kfz-Verkehrsnachfrage
unbedingt erforderlich, stellt der Autoverkehr doch das gravierendste st�dtebauliche Problem
dar, weil seine Anlagen (insbesondere Stellfl�chen) eine hinreichende urbane Dichte
vereiteln. Neben der verursachergerechten Anlastung der Kosten des Autoverkehrs durch
erh�hte Geb�hren, Abgaben und Steuern (siehe Kap. 6) sind Eingriffe in die Verkehrsfl�chen
zur Neuordnung des Verkehrs (siehe Kap. 5.4. und 5.5.) unvermeidlich. Folgende
Handlungsans�tze bieten sich an:

�  Umgestaltung der in die Zentren f�hrenden Hauptverkehrsstra§en i. V. m. einer
restriktiven Stellplatzplanung, um die Erreichbarkeit der zentralen, mit �ffentlichen
Verkehrsmitteln gut zu erreichenden Standorte f�r Autofahrer zu erschweren,

� Einrichtung leistungsf�higer �PNV-Verbindungen,
� Verbesserung der Erreichbarkeit der Subzentren f�r Radfahrer und Fu§g�nger
�  sowie Bebauung bzw. �berbauung gr�§erer Verkehrsfl�chen f�r attraktivere

Nutzungen112, um notwendige bauliche Ver�nderungen in den dicht bebauten
Zentrenbereichen durchf�hren zu k�nnen. Erweiterungen der guten Gesch�ftsbereiche
tragen dazu bei, die viel zu hohen Mieten zu d�mpfen [Adrian, 1999: 98].

Die hierf�r erforderlichen rechtlichen M�glichkeiten [Gebers / Roller, 1995] resultieren aus
dem Stra§enverkehrsrecht (StVO mit den dazugeh�rigen Verwaltungsvorschriften), dem
Stra§enplanungsrecht (Bundesfernstra§engesetz, Hamburgisches Wegegesetz), dem

                                                            
110Eine B�romarktanalyse der Immobilienfirma Jones Lang Woolton in Frankfurt, Hamburg und M�nchen
ergab, dass neben dem Mietpreis eine gute Verkehrsanbindung f�r B�romieter zu den wichtigsten
Standortfaktoren z�hlt. 88 % der befragten 462 Unternehmen halten eine gute Verbindung mit �ffentlichen
Verkehrsmitteln f�r den wichtigsten Standortfaktor [DW 261195].
111ã.....Die �u§ere Stadt wird zuk�nftig �ber ein vielseitiges Angebot an attraktiven Einkaufsm�glichkeiten
verf�gen, die auch f�r den Autokunden gut erreichbar sind und somit den zuk�nftigen Verbraucherw�nschen
entsprechen......Ó [FHH. Steb., 1996 a: 61].
112Schon Voppel stellte 1980 fest, dass Abstellfl�chen in den B�ro- und Gesch�ftszentren die
Funktionsf�higkeit der zentralen Einrichtungen ganz entscheidend beeintr�chtigen [Voppel, 1980: 130 f.].



Baugesetzbuch, dem Umweltrecht (Bundesimmissionsschutzgesetz) und der
Landesbauordnung, die allesamt zahlreiche, st�dtebaulich bedeutsame Novellierungen
erfahren haben:
1. Die Stra§enverkehrsordnung (StVO) l�sst Einschr�nkungen des MIV sowohl aus
st�dtebaulichen Gr�nden (¤ 45 Abs. 1 b, Nr. 5) als auch aus Gr�nden des Umweltschutzes (¤
45 Abs. 1, Nr. 3) ausdr�cklich zu. Zu den wichtigsten Bestimmungen geh�ren:

1. die versuchsweise Sperrung von Stadtquartieren f�r Fahrzeuge aller Art nach ¤ 45
Abs. 1, Nr. 6, wobei die Durchfahrt f�r Linienbusse, Taxen, Radfahrer und Anlieger
durch Zusatzbeschilderung gestattet werden kann,

2 .  die Ausweisung verkehrsberuhigter Gesch�ftsbereiche nach ¤ 45 Abs. 1 c in
Verbindung mit ¤ 42 einschlie§lich Verwaltungsvorschrift f�r Verkehrszeichen 325
und 326 und der Verwaltungsvorschrift zur StVO (VwV-StVO) zu ¤ 45, wenn die
Aufenthaltsfunktion einer Stra§e oder eines abgegrenzten Gebiets �berwiegt; hier
kann die Geschwindigkeitsbeschr�nkung auch unter 30 km/h liegen (¤ 45 Abs. 1c).

2. Das Bundesfernstra§engesetz (FstrG) und die Richtlinien f�r die rechtliche Behandlung
von Ortsdurchfahrten der Bundesfernstra§en r�umen grunds�tzlich die M�glichkeit ein, auf
alle Stra§en gestaltend einzuwirken, zumal Hamburg nach ¤ 5 Abs 2 FstrG alleiniger Tr�ger
der Baulast f�r den gesamten Stra§enraum ist. Daraus ergeben sich Spielr�ume,
Hauptverkehrsstra§en so umzugestalten (z. B. durch Reduzierung der Fahrspuren), dass sie
den vielf�ltigen, oft konkurrierenden Nutzungsanspr�chen (z. B. Verbesserung der
Aufenthaltsfunktion und der nicht-motorisierten Verkehrsteilnahme, Wiederherstellung der
Nutzungsanspr�che aus angrenzenden Wohnungen und Gesch�ften) auch gerecht werden.
Allerdings hat ein im Rahmen des Forschungsfeldes ãSt�dtebau und VerkehrÓ (BMfR)
durchgef�hrtes Sondergutachten �ber rechtliche und finanzierungstechnische
Rahmenbedingungen [Schn�ll / Leerkamp, 1993,5: 17 ff.] deutlich gemacht, dass die
finanzielle Absicherung f�r den R�ck- bzw. Umbau von Ortsdurchfahrten im Zuge von
Bundesstra§en nicht ausreicht, weil mit umfangreichen Zuwendungen aus
F�rderprogrammen des Bundes -nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)
oder nach dem St�dtebauf�rderungsgesetz (StBauFG)- nicht mehr gerechnet werden darf.
Hier w�re eine Anpassung der F�rderrichtlinien an die neuen Empfehlungen f�r
innerst�dtische Stra§enr�ume -Empfehlungen f�r die Anlage von Erschlie§ungsstra§en
(EAE), Empfehlungen f�r die Anlage von Hauptverkehrsstra§en (EAHV) [Eichhorn, 1994,2:
57 f.]-, die das Ziel einer st�dtebaulichen Integration von Hauptverkehrsstra§en verfolgen,
dringend erforderlich.
3. F�r Stadtstra§en k�nnen die zust�ndigen hamburgischen Beh�rden (Baubeh�rde, Beh�rde
f�r Inneres, Stra§enverkehrsamt) nach ¤ 6 Abs. 2 Hamburgisches Wegegesetz anordnen, dass
bei der �bergabe der Stra§e an den �ffentlichen Verkehr (ãWidmungÓ) diese auf einzelne
Verkehrsarten (z. B. �PNV) sowie auf einzelne Verkehrszwecke (z. B. Anliegerverkehr,
Wirtschaftsverkehr) beschr�nkt wird. Diese Regelung sollte auch bei bestehenden Stra§en
Anwendung finden.
4. Nach ¤ 9 Abs. 1 Nr. 11 Baugesetzbuch (BauGB) kann die Dimensionierung von
Verkehrsfl�chen (hierzu geh�ren alle �ffentlichen und privaten Fl�chen f�r den flie§enden
und ruhenden Verkehr, Stra§enbahntrassen sowie Fahrradabstellanlagen an �PNV-
Haltestellen) und von Verkehrsfl�chen mit besonderer Zweckbestimmung (hierunter fallen
verkehrsberuhigte Stra§en, Busspuren sowie Fu§g�nger- und Fahrradbereiche in
Stadtzentren) st�rker an st�dtebaulichen und verkehrlichen Zielen orientiert werden. Diese
Bestimmung findet sowohl bei Neuplanungen als auch bei �nderungen von Bauvorhaben
Anwendung. Dar�ber hinaus k�nnen in Verbindung mit ¤ 25 a auch Stra§en- und
Stellplatzbegr�nungen vorgenommen werden.



5. Kfz-Fahrbeschr�nkungen zur zeitweisen oder grunds�tzlichen Verminderung von zu hohen
Konzentrationen an Luftschadstoffen oder zu hoher L�rmbelastung sind nach ¤ 40
Bundesimmissionsschutzgesetz in Verbindung mit der TA Luft zul�ssig.
6. Die Hamburgische Bauordnung sieht vor, st�ndig durch den Kfz-Verkehr �berlastete
Stadtquartiere als Problemgebiete festzusetzen. Hier kann i. Z. m. neuen Bauvorhaben die
Herstellung von Stellpl�tzen und Garagen untersagt oder eingeschr�nkt werden113. Der
Hinweis auf ein ausreichendes Nahverkehrsangebot im Bereich der Innenstadt und den
anderen dicht besiedelten Stadtteilen gen�gt auch nach der Novellierung der HbauO nicht,
bei neuen Bauvorhaben auf die volle rechnerische Stellplatzzahl zu verzichten. Deshalb
bedarf es noch einer Erweiterung der Kriterien, mit denen der Bau von Kfz-Stellpl�tzen ganz
oder teilweise untersagt werden k�nnte: Eine Einschr�nkung der bislang zu bauenden
Autostellpl�tze k�me v. a. dann in Betracht, wenn Stadtquartiere durch den Kfz-Verkehr
st�ndig oder regelm�§ig zu bestimmten Zeiten beeintr�chtigt sind, sich aus dem Autoverkehr
gesundheitliche Sch�den f�r die Wohnbev�lkerung ergeben bzw. solche zu erwarten sind und
sichergestellt ist, dass in zumutbarer Entfernung zu den Grundst�cken die Benutzung
�ffentlicher Verkehrsmittel m�glich ist114. Au§erdem k�nnten Bauherren von der
Verpflichtung, Stellpl�tze anzulegen, entbunden werden. Stattdessen sind Vorschriften �ber
die maximal zul�ssige freiwillige Erstellung von Stellpl�tzen in Kombination mit
flankierenden Ma§nahmen wie Parkraumbewirtschaftung und Beteiligung der Bauherren an
der �PNV-Erschlie§ung (u. a. auch Zahlung von HVV-Zeitfahrkarten f�r die Benutzer der
Anlage in Verbindung mit einer Stundung der Ausgleichsbetr�ge) zu erlassen.
Die Ausgleichsbetr�ge f�r nicht gebaute Stellpl�tze sollten zur Finanzierung von �PNV-
Ma§nahmen sowie zur Verbesserung der Bedingungen f�r Fu§g�nger und Radfahrer in der
Stadt verwendet werden. Der Hamburgische Senat h�lt diese Form der Verwendung mit der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungs- und Bundesverfassungsgerichts allerdings f�r
unvereinbar, weil es sich bei den Ausgleichsbetr�gen um eine Sonderabgabe mit
Finanzierungszweck handele. Eine F�rderung des �PNV, des Fahrrad- und Fu§verkehrs
durch Ausgleichsbetr�ge komme wegen der Verfassungswidrigkeit der fehlenden
Zweckbindung nicht infrage [Bdrs 14/1390]. In den zur�ckliegenden Beratungen der
B�rgerschaft �ber die Erweiterung der Zweckbestimmung f�r die Verwendung von
Ausgleichsbetr�gen wurde jedoch darauf hingewiesen, ã....da§ die Bauordnung von
Schleswig-Holstein die Verwendung von Abl�sebetr�gen f�r investive Ma§nahmen des
�PNV und f�r den Bau von Fahrradwegen trotz der erw�hnten h�chstrichterlichen
Rechtsprechung zulasse.....[und] da§ die Verwendung von Ausgleichsbeitr�gen f�r den

                                                            
113Nach der fachlichen Weisung der Baubeh�rde vom M�rz 1996 d�rfen in der Innenstadt (Zone I innerhalb des
Wallrings) Investoren nur noch ein Viertel der von der Bauordnung vorgeschriebenen Parkpl�tze bauen. F�r den
Rest m�ssen sie eine Abl�sesumme von 32000 DM pro Stellplatz zahlen. In der Zone II (umfasst die Stadtteile
der inneren Stadt) darf nur noch die H�lfte der vorgeschriebenen Stellpl�tze gebaut werden. In Zone III sind es
75 %. Der Ausgleichsbetrag liegt wie in Zone II bei 17600 DM [HA 180796]. Bis Juni 2000 sollen insgesamt
130 Mio DM in die ãStadtkasseÓ geflossen sein [HA 220600]. Seit dem 1.1.2001 sind die Ausgleichsabgaben
f�r nicht angelegte Autostellpl�tze drastisch gesenkt worden (in der Zone I auf 20000 DM, in den Zonen II und
III auf jeweils 12000 DM), um neue Investitionen zu erleichtern und zus�tzliche Arbeitspl�tze zu schaffen. Mit
der K�rzung der Abl�sebetr�ge �nderte sich auch der Schl�ssel zur Bemessung der Zahl notwendiger
Stellpl�tze: bei Einzelhandelsgesch�ften ist die Bemessungszahl von 30 auf 40 qm / Verkaufsfl�che und bei
neuen B�rofl�chen von 60 auf 70 qm / Arbeitsfl�che angehoben worden. Was Wohnungen betrifft, so m�ssen
alle notwendigen Stellpl�tze gebaut werden. Ist das nicht m�glich, wird in allen Zonen die niedrigere
Abl�sesumme von 12000 DM / Stellplatz zu zahlen sein [HA 201200]. Inzwischen bereitet der seit dem Herbst
2001 amtierende Senat aus CDU, FDP und Schill-Partei eine �nderung der HBauO vor, ã.......die zur Folge hat,
dass bei einer Untersagung der tats�chlichen Herstellung von notwendigen Stellpl�tzen keine Ausgleichbeitr�ge
mehr erhoben werdenÒ [Bdrs. 17/450, Anlage I: 99].
114Seit 1990 gestattet ¤ 76 Abs. 8 der Berliner BauO die Beschr�nkung oder Untersagung der Herstellung von
Stellpl�tzen, wenn die Stellplatzbeschr�nkung durch stra§enverkehrliche Belange oder mit R�cksicht auf die
Erschlie§ungsqualit�t durch den �PNV gerechtfertigt ist [Schmidt-Eichstaedt, 1996: 112].



�PNV nach einem gutachterlichen Ergebnis des hessischen Justizministeriums
verfassungsrechtlich zul�ssig seiÓ [Bdrs. 15/2020]. Auch die Nieders�chsische und
S�chsische BauO lassen die Verwendung der Abl�sebeitr�ge f�r �PNV-Verbesserungen
ausdr�cklich zu [Schmidt-Eichstaedt, 1996: 113]. Erst in den Jahren 2000 und 2001 wurden
in Hamburg in gr�§erem Ausma§ Velorouten, behindertenfreundliche Umgestaltungen von
Schnellbahnhaltestellen und Ma§nahmen zur Beschleunigung des Busverkehrs aus
Abl�sebetr�gen finanziert. Ein gro§er Teil der aus diesem Haushaltstitel stammenden Mittel
floss aber auch weiterhin in die Herstellung und Unterhaltung von baulichen Anlagen zum
Abstellen von Kfz, insbesondere in P+R und Tiefgaragen [Bdrs. 16/4394, 16/5715 und
17/450, Anlage I: 95].

4.2.3. M�glichkeiten der Binnenentwicklung durch Verdichtung

4.2.3.0. Einf�hrung

Als ein wichtiges Teilziel einer nachhaltigen Stadtentwicklung ist die Binnenentwicklung
durch Verdichtung anzusehen, mit der die Forderung nach einer ressourcensparenden
Fl�chenpolitik verbunden wird. Denn angesichts der wachsenden Bedrohung der nat�rlichen
Lebensgrundlagen kann eine extensive Umwandlung von Freifl�chen in Fl�chen f�r
Siedlungszwecke nur noch sehr begrenzt m�glich sein. Bereits Mitte der 80er Jahre hatte das
fl�chensparende und bodenschonende Bauen unter dem Eindruck entspannter
Wohnungsm�rkte Priorit�t, als Umweltbelange und -anforderungen in die Bauleitplanung /
Baugesetzgebung115 und in das Raumordnungsgesetz116 einbezogen wurden.
Binnenentwicklung kennzeichnete einen Paradigmenwechsel in der Baulandpolitik, die eine
Neuausweisung von Bauland als Handlungsansatz zur Bedarfsdeckung f�r obsolet erkl�rte
und stattdessen die Unterbringung von neuen Fl�chenbedarfen in bereits besiedelten
Bereichen auf benutzten Fl�chen im Rahmen vorhandener Baurechte verlangte:
Innenentwicklung statt Au§enentwicklung hie§ die Devise [L�tke-Daldrup, 1989: 55].
Auch in Hamburg setzten St�dtebauer und -planer auf Strategien zur Mobilisierung von
Baulandpotenzialen innerhalb des Siedlungsbestandes. Zum wichtigsten Ziel des neuen
STEK wurde die aus ¤ 1 Baugesetzbuch resultierende Verpflichtung, Fl�chen zu sparen und
Boden zu schonen, erkl�rt117. Mit Ausnahme von Allerm�he-Ost waren zun�chst keine
weiteren Stadterweiterungen geplant. Stattdessen sollten auf bereits erschlossenen Fl�chen
ã....Potentiale f�r Wohnungsbau und Mischstrukturen....Ó [FHH. Steb., 1995b: 58]
bereitgestellt werden. Im Rahmen einer beispielhaften Untersuchung in zwei Hamburger
Bezirken118 wurden M�glichkeiten innerer Verdichtung in verschiedenen Stadtquartieren

                                                            
115ãDie Bauleitpl�ne sollen.....dazu beitragen, eine menschenw�rdige Umwelt zu sichern und die nat�rlichen
Lebensgrundlagen zu sch�tzen und zu entwickeln.....Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend
umgegangen werden. Landwirtschaftlich, als Wald oder f�r Wohnzwecke genutzte Fl�chen sollen nur im
notwendigen Umfang f�r andere Nutzungsarten vorgesehen und in Anspruch genommen werden.Ó [¤ 1 Abs. 5
BauGB].
116Durch eine Erg�nzung des ROG in ¤ 2 Nr. 2 wurde ausdr�cklich die Sicherung, Pflege und Entwicklung der
nat�rlichen Lebensgrundlagen in die Aufgaben und Leitvorstellungen der Raumordnung einbezogen. In gleicher
Weise wurden die Grunds�tze (Nr. 8) erg�nzt, wo im Einzelnen ausgef�hrt wird, f�r welche Belange bei der
Gesamtplanung besonders zu sorgen ist.
117Mit der Perspektive der `Fl�chenschonenden Stadtentwicklung` sollten die Aufgabenfelder Wohnen,
Arbeiten, Umwelt sowie Infrastrukturversorgung und metropole Nutzungen integriert behandelt [FHH. Steb.,
1995b: 40 ff.] und in wichtigen Entwicklungsr�umen konkretisiert und spezifiziert werden [Ebd.: 65 ff.].
118Die Untersuchung in Wandsbek und Eimsb�ttel wurde in mehreren Stufen durchgef�hrt:



er�rtert sowie Gebiete mit Ausstattungsm�ngeln (v. a. Mangel an Versorgungseinrichtungen)
identifiziert. Nachverdichtungspotenziale f�r Wohnungsbau und Funktionsmischung konnten
demnach f�r

�  Zeilensiedlungen (gr�§tes Potenzial): Verdichtung ist nur im Zusammenhang mit
st�dtebaulichen Qualit�tsverbesserungen und sozial integrativen Handlungen
erreichbar,

�  funktional gemischte Siedlungstypen (gro§es Potenzial): Funktionsmischung und
Nutzungsverdichtung sind gleicherma§en in Betracht zu ziehen,

�  Siedlungen ent lang der  Ausfal ls t ra§en (mit t leres  Potenzial) :
Funktionsmischung und Nachverdichtung m�ssen stadtgestalterische Aspekte
ber�cksichtigen, wobei eine entsprechende F�rderung durch Planung, rechtliche
Neuordnung und Beratung vorausgesetzt wird

� und Gro§wohnsiedlungen der 50er Jahre (geringeres Potenzial),
nachgewiesen werden [FHH. Steb., 1995b: 59 f.]. Zur genauen Feststellung des
Verdichtungspotenzials wurde 1990 ein f�r die gesamte Stadt verf�gbares Baul�ckenkataster
aufgestellt (siehe Kap. 4.2.3.2.), das -1994 letztmalig aktualisiert- nicht nur Angaben �ber
Baul�cken in Wohngebieten enthielt, sondern s�mtliche Baulandreserven (unbebaute und
minderbebaute Fl�chen mit planungsrechtlicher Ausweisung als Bauland) im Hamburger
Staatsgebiet umfasste [FHH. Baub., 1994: 1]. Weitere Untersuchungen �ber vorhandene
Verdichtungspotenziale konzentrierten sich auf bestimmte Wohngebiete119 oder auf
ausgew�hlte Stadtteile120. �bereinstimmend kamen sie zu dem Ergebnis, dass kurzfristig
realisierbare Nachverdichtungen im Wohnungsbau v. a. in Siedlungen des
Geschosswohnungsbaus aus den 50er und 70er Jahren m�glich seien, wenn soziale Belange
ausreichend ber�cksichtigt w�rden [FHH. Steb., 2000: 8 f.].

Nach der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten war auf dem Boden- und
Wohnungsmarkt eine neue Situation eingetreten. Doch nicht nur der Zustrom der �ber- und
Aussiedler, sondern auch die Ver�nderungen der Haushaltsgr�§en und der gestiegene
Wohnfl�chenverbrauch sowie der Abbau des Sozialwohnungsbaus in den Jahren zuvor hatten
einen akuten Wohnungsbedarf hervorgerufen (siehe Kap. 2.2.1.). Diese ver�nderten
wohnungspolitischen Rahmensetzungen auf Bundesebene lie§en vermehrt Zweifel dar�ber
aufkommen, ob eine angemessene und vertretbare Innenentwicklung den kommenden
Anspr�chen gerecht werden w�rde. Die Bund-L�nder-Kommission Wohnbauland [L�ers,
1991,10: 212 ff.] pl�dierte schon 1991 f�r eine deutlich st�rkere Ausweisung und
Erschlie§ung von neuen Siedlungsfl�chen. Mit einer Reihe von Gesetzesinitiativen, in denen
Zulassungsverfahren f�r Bauvorhaben vereinfacht und beschleunigt worden sind, wurde den
Forderungen auch entsprochen. Hier m�ssen in erster Linie drei Neuerungen genannt werden:

                                                                                                                                                                                            
1. Ermittlung und Kartierung baulich r�umlicher Merkmale einschlie§lich Freiraumbezug sowie Aufstellung
eines Bewertungsrahmens mit Entscheidungskriterien hinsichtlich Restriktionen, Infrastrukturpotenziale, Gr�n-
/Erholungsgebiete
2. Auswahl von Modellgebieten und Erfassung in ãSteckbriefenÓ, die Leitbild, Lagemerkmale, Entstehungzeit,
Gr�§e, bauliche Dichte sowie das vermutete quantitative Verdichtungspotenzial enthalten
3. �bertragung der Entwicklungspotenziale in den Kategorien hoch, mittel und gering auf die einzelnen
Gebietstypen. [FHH. Steb., 1995b: 59]
119Planungsgruppe Deichstra§e, D�werth-Nibbes-Zietz, Zander + Siebertz: Aussch�pfung von
Wohnungsbaureserven durch Nachverdichtung bestehender Wohngebiete, erbaut zwischen 1949 und 1969.Ó
[zit. in: FHH. Steb., 2000: 8].
120Pfadt u. a.: ãWohnungsneubau durch Nachverdichtung bestehender WohnsiedlungenÓ, St�dtebauliches
Gutachten im Auftrag der GAL-B�rgerschaftsfraktion, Hamburg, im Mai 1992. ãProjektbericht Integrierte
Nachverdichtung Lohbr�gge-NordÓ, Studienprojekt an der Technischen Universit�t Hamburg Harburg,
Studienschwerpunkt St�dtebau/Stadtplanung [zit. in: FHH. Steb., 2000: 8].



1. das am 1.5.93 in Kraft getretene, zeitlich befristete Investitionserleichterungs- und
Wohnbaulandgesetz, das die Kommunen dazu anh�lt, bei der Ausweisung von
Gewerbebauland auch f�r ausreichendes Wohnbauland zu sorgen,

2 .  die durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz bewirkte
Abschaffung der Pflicht zur UVP im Raumordnungsverfahren [Forschungsz., 1999:
131]

3.  und das wieder belebte und als Dauerrecht in das Baugesetzbuch �bernommene
Instrument der st�dtebaulichen Entwicklungsma§nahme, das Enteignungen in
Ortsteilen und Gemeindegebietsteilen mit besonderer Bedeutung f�r die �rtliche oder
�ber�rtliche Entwicklung auch ohne Vorliegen eines Bebauungsplans erlaubt [¤ 6
Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz].

Investitionsanreize durch Wiederaufnahme der direkten (Erh�hung der F�rdermittel)121 und
indirekten (g�nstigere Bedingungen f�r steuerliche Abschreibung)122 Wohnungsbauf�rderung
wirkten in die gleiche Richtung wie die zuvor beschriebenen Gesetzes�nderungen und trugen
mit dazu bei, dass das fl�chensparende und bodenschonende Bauen zu Gunsten eines
forcierten Wohnungs- und Gewerbebaus immer mehr an Bedeutung verlor. Auch die
Konferenz der Umweltamtsleiter der deutschen Gro§st�dte teilte diese Einsch�tzung und sah
in den m�glich gewordenen Verk�rzungen und Vereinfachungen von Planungsverfahren den
Umweltschutz ebenso konkret gef�hrdet.123

Eine Neuorientierung der Wohnungs- und Baulandpolitik ist seit Mitte der 90er Jahre vor
dem Hintergrund eines erheblichen Wohnungsfehlbestandes [Bose, 1995: 405] auch in
Hamburg auszumachen. Statt weitere Untersuchungen �ber Umfang und Zeitpunkt der
Nutzung von Fl�chenreserven im Bestand einzuleiten124 oder bereits bestehende Erhebungen
fortzuschreiben125, gehen die Beh�rden davon aus, dass die durch Verdichtung bereitgestellte
Wohnungszahl nur zu einem Teil (ca. 50 % von gesch�tzten 30000 Wohnungen) realisierbar
sei [Buff, 1993,1: 9] und der j�hrlich angemeldete Bedarf von 30 ha Gewerbe-
(Nettobaufl�che) und 200000 qm B�rofl�chen (Bruttogeschossfl�chen) [Bdrs. 15/5551,
17/313 und 17/450: 40; FHH. Steb., 1996a: 45] ohne Inanspruchnahme noch nicht genutzter
Bodenressourcen nicht auskomme, zumal Grundst�cksangebot und -nachfrage weit
auseinander fielen: im Nordwesten der Stadt stehe eine hohe Nachfrage einem extrem
niedrigen Angebot gegen�ber, im S�den und S�dwesten sei die Situation genau umgekehrt

                                                            
121Seit 1996 erhalten Eigenheimbauer oder -k�ufer direkte staatliche Zulagen, und zwar f�r Altbauten 2500 DM
und f�r Neubauten 5000 DM f�r die n�chsten 8 Jahre. Pro Kind kommen au§erdem 1500 DM / Jahr hinzu. Eine
Familie mit 2 Kindern kann somit in 8 Jahren auf eine Grundf�rderung von 64000 DM kommen.
122Im Rahmen der Einkommenssteuererkl�rung werden s�mtliche Vorkosten mit einem Pauschalbetrag von
3500 DM abgegolten. M�glich ist aber auch ein entsprechender Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte. Die
Einkommensgrenzen liegen im 1. Jahr der F�rderung bei 120000 DM f�r Ledige und bei 240000 DM f�r Paare.
123In einer Stellungnahme gegen�ber dem Pr�sidium des Deutschen St�dtetages erkl�rten die Umweltamtsleiter:
ãIn dem Investitions- und Wohnbauerleichterungsgesetz [wird] nach unserer Ansicht f�lschlicherweise der
Naturschutz..... als Investitionshemmnis.....f�r den Wohnungsbau.....ausgemacht. Die kommunale Praxis  kann
nachweisen, da§ Naturschutzgr�nde Investitionen nur in seltenen F�llen verz�gern oder gar verhindern. Der
Naturschutz beeinflu§t die Stadtentwicklung positiv und tr�gt dazu bei, da§ auch bei fortschreitender
Investitionst�tigkeit die nat�rlichen Lebensgrundlagen in den st�dtischen Ballungsr�umen gesichert werden.Ó
[Kommunale Briefe f�r �kologie, 1993,5: 8; zit. nach Winkler, 1993,1-2: 26]
124Im FNP-Entwurf von 1996 wird einger�umt, dass.....Óquantitative Angaben �ber die Reserven im Rahmen
der inneren Entwicklung.....zur Zeit nicht m�glich [sind].Ó [FHH. Steb., 1996a: 15]
125Eine Aktualisierung des 1990 im Zusammenhang mit dem Wohhungsbauprogramm aufgestellten
Baul�ckenverzeichnisses erfolgte letztmalig im April 1994. Mitarbeiter der Baubeh�rde gaben an, dass eine
fl�chendeckende Aufnahme von Baul�cken wegen des damit verbundenen Arbeitsaufwandes seit Mitte der 90er
Jahre nicht mehr angestrebt werde. [Telefonat mit Herrn Sachweh, Abt. Geoinformation, vom 25.04.2001;
Telefonat mit Herrn Stein, Teamleiter des hamburgischen automatisierten Liegenschaftsbuchs vom 15.05.2001]



[Janys, 1993,1: 4]. Vielmehr soll ein gro§er Teil des langfristigen (bis 2010) Wohn126- und
Arbeitsst�ttenbedarfs127 in R�umen der Stadterweiterung befriedigt werden [Kellner, 2001:
18], um im Rahmen des vom Senat propagierten Konzepts der ãWachsenden StadtÒ
sicherzustellen, dass gen�gend Wohnraum f�r insgesamt 2 Mio. Einwohner128 und
ausreichende Angebote an Gewerbefl�chen bereit stehen129. Damit leistet die st�dtische
Fl�chenpolitik keinen Beitrag f�r eine nachhaltige Stadtentwicklung. Einerseits wird die
Inanspruchnahme zus�tzlicher Siedlungsfl�chen in der �u§eren Stadt nicht ohne gravierende
Eingriffe in Natur und Landschaft auskommen130. Andererseits f�rdert sie die
Suburbanisierung von Wohnungen und Betrieben und beg�nstigt den MIV, wenn immer
mehr Wohnst�tten und Arbeitspl�tze auf Fl�chen angesiedelt werden, die in der Regel
schlechter vom �PNV erschlossen sind. So liegen fast alle der im FNP 96 dargestellten
zus�tzlichen Fl�chenreserven (vgl. Tab. 3 im Anhang mit Karte 1) au§erhalb des
Schnellbahneinzugsbereichs (Distanz zwischen Haltestelle und Wohn- bzw. Arbeitsst�tte >
1,5 km).

Auch wenn die Verkehrsfolgen von Siedlungsstrukturen empirisch schwer nachzuweisen
sind, l�sst sich doch die disperse Stadtentwicklung der letzten Jahrzehnte in Hamburg als eine
zentrale Ursache des Verkehrswachstums identifizieren (vgl. Kap. 3.1. und 5.1.). Die bessere
Ausnutzung und Verdichtung der bereits bebauten Stadt ist Bestandteil einer langfristig
angelegten Strategie sowohl zur Reduzierung der Freifl�cheninanspruchnahme als auch zur
Vermeidung und D�mpfung des Verkehrsaufwandes. Untersuchungen in europ�ischen,
amerikanischen und australischen St�dten zeigen, dass hohe Bau- und Nutzungsdichten die
Nutzung umweltfreundlicherer Verkehrsformen wegen der k�rzeren Distanzen im nicht-
motorisierten Verkehr und der wirtschaftlich effizienteren Organisation im �PNV wesentlich
erleichtern [Schablitzki, 1999,7: 65; Sieber, 1999: 140; Apel, 1998: 65; EKDtBt, 1990,7:
362; L�tke-Daldrup, 1989: 56]. In den verdichteten Quartieren sind dar�ber hinaus um
�PNV-Haltestellen weitere Konzentrationen von Dienstleistungsbetrieben f�r die t�gliche
Versorgung und von Freizeiteinrichtungen (siehe Kap. 4.2.2.) denkbar. Ein weiterer positiver
Effekt der Nachverdichtung liegt in der Umstrukturierung bestehender Stadtteile, in der
Verbesserung ihrer Qualit�t und in der besseren Auslastung vorhandener Einrichtungen der
Infrastruktur  [FHH. Steb., 2000: 5]. Allerdings ist die Bewertung von Ma§nahmen zur
Nachverdichtung in Bestandsgebieten unter dem Aspekt der Umweltvertr�glichkeit �u§erst
komplex. Verwertbare Untersuchungen �ber quantitative Umweltauswirkungen sind mir
nicht bekannt. Schon L�tke-Daldrup (1989) machte darauf aufmerksam, dass Angaben �ber
optimale Siedlungsdichten und vergleichende Untersuchungen zu umweltbezogenen
Auswirkungen von Au§en- und Innenentwicklung fehlten [L�tke-Daldrup, 1989: 66]. Eine

                                                            
1261994 wies der FNP eine Fl�chenreserve von 882 ha (insgesamt 46000 Wohneinheiten) auf. 53 % der dem
Wohnungsbau vorbehaltenen Fl�chen befinden sich in den Bezirken Harburg und Bergedorf, 25 % liegen in
Wandsbek und nur 13 % entfallen zusammen auf die Bezirke Altona, Eimsb�ttel und Nord. [FHH. Steb., 1995b:
43 f.]
127Der �berarbeitete FNP geht davon aus, dass bis zum Jahr 2010 450 ha Nettobauland f�r gewerbliche
Baufl�chen und 3 Mio qm Bruttogeschossb�rofl�chen nachgefragt werden. [FHH. Steb., 1996a: 45 f.]
128Der Senat macht darauf aufmerksam, ã.....dass eine Abwanderung ins Umland Hamburg im Zuge des
L�nderfinanzausgleichs ca. 3000 _ pro Persoen koste. Daher sei es wichtig, die entsprechenden
Gegenma§nahmen zu ergreifen, um auch die finanzielle Situation des Haushalts zu verbessernÒ [Bdrs. 17/450:
37].
129ãDie Senatsvertreter w�nschen sich eine starke Nachfrage nach Gewerbefl�chen. Es solle kein
Ansiedlungsfall an der Fl�chenbereitstellung scheitern.....Damit solle auch in positives Signal f�r
ansiedlungswillige Gewerbebetriebe gegeben werdenÒ [Ebd.: 40].
130Schon der Rechnungshof wies darauf hin, ã.....dass Fl�chen in ausreichendem Ma§e vorhanden seien und
eine weitere Steigerung aus finanziellen Erw�gungen und wegen des Fl�chenverbrauchs nicht vertretbar seiÒ
[Ebd.: 36].



Nachverdichtung kann deshalb nicht an jedem Ort bef�rwortet werden. Ihre Grenzen finden
sich dort, wo innerst�dtische Gr�n- und Freifl�chen reduziert sind, Vegetationssch�den
Verschlechterungen der stadt�kologischen Situation hervorrufen, alteingesessene
Nachbarschaften durch Ver�nderungen der bestehenden Bewohnerstruktur gest�rt werden
k�nnen und das verdichtete Wohnumfeld als einengend empfunden wird [FHH. Steb., 2000:
5 f.]. Eine R�ckkehr ã......zu den Verdichtungsformen der Vergangenheit mit ihren
langweiligen Satelliten- und funktionslosen Schlafst�dten.......Ó [Tesdorpf, 1984: 300] darf
nicht das Ziel der neuen Binnenentwicklung sein.
In den folgenden Kapiteln 4.2.3.1. bis 4.2.3.4. soll in erster Linie untersucht werden, ob

�  das Potenzial in Hamburg f�r Verdichtungsma§nahmen im Siedlungsbestand zu
ermitteln ist,

�  gen�gend Potenziale vorhanden sind, eine ressourcensparende Fl�chenpolitik im
gr�§eren Umfang zu betreiben,

� die die Verdichtung f�rdernden Rahmensetzungen im Bau- und Planungsrecht sowie
die Finanzierungsinstrumente f�r eine bestandsorientierte Fl�chenpolitik ausreichen.

4.2.3.1. M�glichkeiten des Fl�chenrecyclings

4.2.3.1.0. Vorbemerkungen

Der Sanierung von leerstehenden oder untergenutzten Fl�chen kommt in Zeiten hohen
Landschaftsverbrauchs und wirtschaftsstruktureller Ver�nderungen eine wichtige strategische
Bedeutung sowohl f�r die Stadtentwicklungsplanung als auch f�r die kommunale
Wirtschaftsf�rderung zu. Die Reaktivierung von Brachen stellt sich als komplexer Vorgang
dar, der in der fachwissenschaftlichen Diskussion als ãFl�chenrecyclingÓ definiert wird.
H�hmann (1999) beschreibt diesen Begriff ã.....als den Gesamtproze§ der baulichen
Aufbereitung, planungsrechtlicher Behandlung, Finanzierung und Vermarktung freigesetzter
Altstandorte zum Zwecke einer neuen NutzungÓ [H�hmann, 1999: 2]. Mit der
ãInwertsetzungÓ alter Fl�chen verbindet sich die Hoffnung, �konomisch orientierte
Standortpolitik mit �kologisch ausgerichteter Stadtentwicklung st�rker in �bereinstimmung
zu bringen.

4.2.3.1.1. Gewerbe- und Industriebrachen in Hamburg

Die Sanierung und umweltvertr�gliche Umnutzung brachgefallener oder untergenutzter
Gewerbefl�chen und der auf ihnen stehenden Geb�ude ist f�r die zuk�nftige
Stadtentwicklung in zweifacher Hinsicht von zentraler Bedeutung. Einerseits verunstalten
Brachen das Ortsbild und mindern die Attraktivit�t eines Quartiers. Andererseits stellen sie
auf Grund ihrer Lage, ihrer guten Infrastrukturausstattung (Stra§en, Bahnanschl�sse, Kan�le,
Energieversorgung) und der Fl�chengr�§e wichtige Ressourcen dar. Eine Rekultivierung der
Brachen kann den Landschaftsverbrauch merklich reduzieren und auch wieder eine positive
Ausstrahlung auf jene angrenzenden Stadtgebiete aus�ben, die durch das Brachfallen selbst
Gefahr laufen, in Mitleidenschaft gezogen zu werden131. In den betroffenen Stadtgebieten
selbst bietet sich dank dieser Entwicklungsm�glichkeit die Chance, verloren gegangene
Lebensqualit�t zur�ckzugewinnen.
Die Ursachen f�r die Entstehung von Gewerbebrachen in Hamburg w�hrend der 80er Jahre
waren -wie Pfadt (1986/1990) ausf�hrlich beschrieb- sehr komplex. Neben �konomischen
                                                            
131Der �berarbeitete FNP nennt insbesondere die Stadtteile Wilhelmsburg, Ottensen, Rothenburgsort, St. Georg
und St. Pauli. [FHH. Steb., 1996a: 39]



und betriebsinternen Gr�nden f�r das Brachfallen von Fl�chen -wie die Schlie§ung,
Verlagerung oder Abwanderung von Betrieben infolge ver�nderter Standortpr�ferenzen
(klassische Gewerbebrache), das Zur�ckhalten von Reservefl�chen gr�§erer Unternehmen
zum Zwecke der Vorratshaltung (Reservebrache) und der durch mehrfachen Nutzungswandel
hervorgerufene vor�bergehende Leerstand (Fluktuationsbrache) [Pfadt, 1986,3: 233 f.]- sah
er auch in der st�dtischen Bodenpolitik wegen der gro§z�gigen Ausweisung neuer
Gewerbefl�chen am Stadtrand132 und wegen der in Hamburg herrschenden unzureichenden
Bedingungen f�r eine Wiedernutzung von Brachen133 eine treibende Kraft. Dar�ber hinaus
f�hrten auch die Auswirkungen des wirtschaftsstrukturellen Wandels (siehe auch Kap. 2.2.2.)
zu weiteren Leerst�nden.
�ber das Potenzial der in Hamburg vorhandenen Gewerbebrachen kann derzeit keine
allgemein g�ltige Aussage gemacht werden. Bisher ist die Aufstellung eines
Brachfl�chenkatasters als umfassende Informationsbasis �ber Art und Ausma§ der
Brachfl�chen nicht erfolgt134. Mitte der 90er Jahre sch�tzte der Senat den Umfang der
ehemals gewerblich genutzten Fl�chen auf 56 ha, verteilt auf die Bezirke Mitte: 0,4 - Altona:
7,8 - Eimsb�ttel: 6,2 - Wandsbek: 9,8 - Bergedorf 21,4 - Harburg 10,4 [Bdrs. 15/5551; FHH.
Steb., 1996a: 44]. Bose (1995) sah gro§e Reserven untergenutzter bzw. brachliegender
Gewerbefl�chen in den Hafenrandgebieten zwischen Hamburger und Harburger City135 sowie
auf der S�d-Ost-Achse [Bose, 1995: 407], ohne allerdings den Umfang �ber m�gliche
Brachenreaktivierung konkret dargestellt zu haben. Umfassende fl�chendeckende
Untersuchungen136 wurden lediglich in den Jahren von 1984 bis 1986 durchgef�hrt, deren
Ergebnisse in den Tab. IV a und b (im Anhang) dargestellt sind.
Es ist schon bemerkenswert, dass

1. die Alt- und Geb�udebrachen, die Gewerbebrachen im engeren Sinne (ca. 186 ha),
mehr als 4 % der von Pfadt untersuchten Gewerbefl�chen (ca. 4200 ha) ausmachten,

2 .  mit dem Potenzial der Alt- und Geb�udebrachen der Gewerbefl�chenbedarf von
mindestens 6 Jahren h�tte gedeckt werden k�nnen, wenn eine j�hrliche Nachfrage von
etwa 30 ha  [Janys, 1995,1: 5; Brds. 15/1551; FHH. Steb., 1996a: 45] unterstellt
worden w�re

                                                            
132In seiner Untersuchung wies Pfadt nach, dass ã.....zwischen Fl�chenvergabe und der Entstehung von
Gewerbebrachen ein unmittelbarer Zusammenhang [bestehe]: Ein Teil der Brachen sind Standorte von
Betrieben, die von der Stadt ein neues Gewerbegrundst�ck erhalten haben. So �bt die st�dtische Fl�chenvergabe
eine «Sogwirkung` auf die alten Gewerbegebiete aus. Sie f�rdert die Tendenz, dort abzuwandern, und verhindert
eine �ber den Bodenmarkt gesteuerte WiedernutzungÓ [Pfadt, 1990: 184] [vgl. auch Koschny, 1997: 106]. Dass
diese Entwicklung nicht nur in Hamburg zu beobachten war, darauf hatte schon Tesdorpf im Jahre 1984
hingewiesen: ã.....�berall wurden die gewerblichen Unternehmen in die neuen Gewerbegebiete der Stadtr�nder
ausgesiedelt, gleichg�ltig, ob es sich um st�rende oder nichtst�rende Betriebe handelte, gleichg�ltig ob es sich
um gewachsene soziale und �konomische Strukturen im Umfeld der Unternehmen handelte -
Gewerbeaussiedlung war TrumpfÓ [Tesdorpf, 1984: 324].
133Nach Pfadt wird die Reaktivierung von Gewerbebrachen erschwert oder verhindert durch ã.....M�ngel in der
inneren oder �u§eren Erschlie§ung bei ver�ndertem Transportsystem, spekulative Leerst�nde bei Hoffnung des
Grundeigent�mers auf h�herwertige Nutzungen, Altlasten und vorhandene, nicht mehr nutzbare Geb�ude und
Anlagen....Ó [Pfadt, 1990.: 187] ã....[und] durch ein tendenzielles Versagen des Bodenmarktes aufgrund
mangelnder Transparenz f�r die nachfragenden Betriebe einerseits oder �berh�hter Preisvorstellungen
anbietender Grundst�ckseigent�mer andererseitsÓ. [Pfadt, 1986,3: 234]
134Telefonische Auskunft von Herrn Bohnsack, Baubeh�rde, Amt f�r Vermessung, vom 17.05.2001
135Auf den Grundst�cken am Reihersteig in Wilhelmsburg und im Harburger Binnenhafen sollten
Studentenwohnheime, Neubauwohnungen und forschungsbezogenes Gewerbe untergebracht werden [Koch,
1996,5: 10 f.; Peters, 1996,6: 14 f.].
136In Zusammenarbeit mit der Umweltbeh�rde machte Pfadt eine Bestandsaufnahme aller Industrie- und
Gewerbegebiete im Hamburger Stadtgebiet. Neben den gewerblich genutzten Fl�chen (ausschlie§lich des
Hafens) erfasste er auch die f�r gewerbliche Nutzung vorbereiteten Areale [Pfadt, 1990: 85].



3. und Gewerbebrachen und untergenutzte Gewerbefl�chen sich in den �ltesten
Industriegebieten Hamburgs in einem 3,5 bis 8,5 km-Umkreis um die Innenstadt
konzentrierten, und zwar in den Stadtteilen Bahrenfeld, Eidelstedt, Barmbek,
Wandsbek, Wilhelmsburg und in den Gebieten zwischen Hamm und Billbrook.

Nachdenklich macht die Tatsache, dass das etwa im selben Zeitraum erstellte
«Fl�chensuchprogramm` der Baubeh�rde erheblich weniger Brachfl�chen ermittelte. So
wurden Fl�chen nicht erfasst, wenn sie f�r andere Nutzungen vorgesehen waren oder sich
nicht im st�dtischen Besitz befanden [Pfadt, 1990: 83]. Ist mit diesem Vorgehen
beh�rdlicherseits der Versuch unternommen worden, die Bem�hungen um Reaktivierung von
Brachfl�chen von vornherein einzuschr�nken, damit die Politik der zus�tzlichen
Fl�chenbereitstellung f�r neue Gewerbegebiete auf Kosten unverbrauchter Landschaft weiter
zu rechtfertigen war?137 Auch im Entwurf zum neuen FNP (1996) wurde davon ausgegangen,
dass ã.....die Kapazit�ten an untergenutzten oder brachliegenden Fl�chen (etwa 55
ha).....erfahrungsgem�§ bei anstehenden Erweiterungen, Um- oder Neuansiedlungen von
Betrieben kaum einsetzbar [sind]Ó [FHH. Steb., 1996a: 44].

Das umfangreiche Grundst�cksangebot f�r gewerbliche Zwecke in den
Erschlie§ungsgebieten138 (siehe Tab. IV a im Anhang: 682,9 ha) wirkte sich jedenfalls in
mehrfacher Hinsicht nachteilig aus: Zum einen hielt der Landschaftsverbrauch f�r
gewerbliche Nutzungen unvermindert an [Ebd.: 43]. Koschny (1997) machte darauf
aufmerksam, dass ã.....alle Betriebe nach der Verlagerung ein Vielfaches der Fl�che
[beanspruchten], die sie vorher ben�tigten, um ihre wirtschaftlichen Aktivit�ten auszu�benÓ
[Koschny, 1997: 105]. Zum anderen lagen die meisten Erweiterungsfl�chen zum
Untersuchungszeitpunkt an schlecht erschlossenen oder peripheren Standorten, wo sie zur
Erh�hung des Verkehrsaufkommens beitrugen [Pfadt, 1990: 183]. Auch die im 1996
�berarbeiteten FNP enthaltenen Reserven von etwa 450 ha [FHH. Steb., 1996a: 49] sind
�berwiegend am Stadtrand zu finden (siehe Tab. III im Anhang). Schlie§lich war der
�konomische Druck nicht gro§ genug, die in den Bestandsgebieten vorhandenen
Brachfl�chen zu reaktivieren [Koschny, 1997: 106; Pfadt, 1990: 189 f.], obwohl ã.......etwa
65 % der Gewerbebrachen auch unter �kologischen Gesichtspunkten sofort wieder einer
gewerblichen Nutzung [h�tten] zugef�hrt werden [k�nnen]Ó [Pfadt, 1986,3: 233] .....[und]
ã.....es in der Struktur der Nachfrage nach Gewerbegrundst�cken Entwicklungen gibt, die
gute Vorbedingungen (ãdie hohe Zahl der Grundst�cke unter 3000 qm....., die.....Tendenz der
Nachfrage zu kleineren Grundst�ckseinheiten....., die Lage der alten Betriebsstandorte in
gr�§erer N�he zur Innenstadt....., die Neigung der Betriebe, .....in der N�he ihrer alten
Standorte.....ein neues Grundst�ck zu suchen.....und die Art der Betriebe, die.....auf
wiederhergerichteten Altgrundst�cken oder in modernisierten Altbauten.....untergebracht
werden k�nntenÓ) bilden, die Nachfrage st�rker in die Bestandsgebiete zu lenkenÓ [Pfadt,
1990: 185]. Aber auch von Seiten der Stadt war die Aktivierung von Brachfl�chen nicht in
gro§em Ausma§ erfolgt. In den Jahren von 1987 bis 1993 hatte Hamburg etwa 16 ha
Gewerbe- und Industriebrachen erworben, von denen lediglich die H�lfte aktiviert wurde.
Auf den reaktivierten Fl�chen entstanden v. a. Gewerbeh�fe f�r die Unterbringung kleinerer
und mittelst�ndischer Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe [Bdrs. 15/3150].

                                                            
137Nach Auffassung der Hamburger Umweltbeh�rde war das Fl�chensuchprogramm ã.....so aufgebaut, das
Problem der leerstehenden, ehemals gewerblich genutzten Fl�chen herunterzuspielen, um die Politik der
Neuausweisung und des ungebremsten Landschaftsverbrauchs rechtfertigen zu k�nnen [und] nachzuweisen, da§
man au§er einer Fortsetzung des Fl�chenverbrauchs nicht viel tun m�sseÓ. [zit. in: Pfadt, 1990: 79]
138Die noch nicht genutzten neu erschlossenen Gewerbegebiete lagen vorwiegend am Stadtrand in einer
Entfernung von 5,5 bis 12 km zur Stadtmitte, und zwar in Langenhorn, Schnelsen, Billstedt und Osdorf
[Koschny, 1997: 105 f.].



Eine erfolgreiche Reaktivierung von Gewerbebrachen erfordert die Kl�rung der
Anforderungen der Unternehmen an den Standort, die Absch�tzung des Handlungsbedarfs
und die Pr�fung des zur Verf�gung stehenden Instrumentariums auf seine Brauchbarkeit hin.
Das gilt gleicherma§en auch f�r die Standorte nicht mehr ben�tigter Milit�r- und
Bahnanlagen (siehe Kap. 4.2.3.1.2.). Diese genannten Vorgaben sollen vor dem Hintergrund
einer Fl�chenpolitik umgesetzt werden, die st�rker am Bestand als an m�glichen
Neuausweisungen ausgerichtet ist (siehe Kap. 4.2.3.1.3.).  

4.2.3.1.2. Nutzung von Konversionsfl�chen in Hamburg

Die ehemals von Bundeswehr, Bahn und anderen Einrichtungen genutzten, als Konversionen
bezeichneten Fl�chen sind wertvolle Ressourcen f�r die Hansestadt. Sie stellen in Umfang
und Qualit�t interessante Potenziale f�r verschiedene Aufgaben einer an Kriterien der
Nachhaltigkeit orientierten Stadtentwicklung dar. Diese Fl�chen k�nnten dicht und
durchgr�nt bebaut und f�r Wohnen und Dienstleistungsgewerbe genutzt werden. Ihre Lage
innerhalb der vorhandenen Siedlungsgebiete erleichtert die Verkehrserschlie§ung und
verringert in Zeiten hohen Fl�chenbedarfs f�r zus�tzliche Wohn- und Wirtschaftsgebiete
(siehe Kap. 4.2.3.0)139 den Verbrauch �kologisch wertvoller Frei- und Ausgleichsfl�chen.
Eine vorschnelle und leichtfertige ãInwertsetzungÓ solcher Areale sollte in jedem Fall
vermieden werden, weil den hiermit verbundenen Chancen (St�rkung der Zentren,
stadtstrukturelle Korrektur fehlentwickelter Quartiere, Erg�nzung der Versorgungsfunktion,
Freiraumentwicklung u. v. m.) auch nicht zu untersch�tzende Risiken (negative
Ver�nderungen von Standortmustern, ungeordnete Entwicklungen durch fehlende
abgestimmte Rahmenkonzepte, mangelnde langfristige Tragf�higkeit der Projekte,
schwierige Steuerbarkeit der Kommunen u. v. m.) gegen�berstehen [Beckmann et al, 1999c:
13 f.]. Dar�ber hinaus kann der durch umfangreiche Sanierungsma§nahmen hervorgerufene
hohe Kostendruck dazu f�hren, dass die Bebauung der Fl�chen ausschlie§lich nach
�konomischen Gesichtspunkten (Bevorzugung der als renditetr�chtig geltenden
B�ronutzung) erfolgt und monofunktionale Stadtquartiere entstehen.  

In Hamburg stehen seit Anfang der 90er Jahre umfangreiche Liegenschaften des Bundes nach
der Freimachung durch die Bundeswehr f�r neue st�dtebauliche Verwendungen zur
Verf�gung - �berwiegend Kasernen und ein gr�§erer Truppen�bungsplatz [Bdrs 14/4541,
14/4118, 14/3303, 14/2325, 17/740, 17/1798 und 17/699: Anlage].
Auf zwei umgenutzten Kasernen (Boehn-Kaserne140 und Graf-Goltz-Kaserne141) in Rahlstedt
ist bereits ein erhebliches Neubaupotenzial realisiert worden.
                                                            
139Im Rahmen des vom Senat propagierten Konzepts der ãWachsenden StadtÒ wird langfristig eine Erh�hung
der Einwohnerzahl Hamburgs von 300000 Menschen angestrebt [Bdrs. 17/450: 36 ff.].
140Auf dem Gel�nde entstand im Jahre 2000 eine neue Wohnsiedlung mit insgesamt 1727 WE (168977 BGF),
davon 1567 im Geschosswohnungsbau. Zum Teil wurden kleine L�den im Erdgeschoss untergebracht
(insgesamt 5320 qm). Der Anteil der gewerblichen Nutzung fiel mit 1240 qm sehr gering aus [FHH. Steb.,
2001: 226 f.].
141Das Gel�nde umfasst ca. 15 ha und liegt in der N�he des ehemaligen Truppen�bungsplatzes H�ltigbaum.
Laut Stormarn-Gutachten, mit dem Hamburg und die S�d-Stormarner Randgemeinden eine gemeinsame
stadtplanerische Grundlage f�r die Entwicklung des Ballungsraumes im Nordosten gelegt haben, bietet der alte
Bundeswehr-Standort Platz f�r etwa 800 Wohneinheiten. [HA 160396] Als sich auf dem Hamburger
Wohnungsmarkt ein zunehmender Bedarf an Einfamilienhausbau abzeichnete, wurde die alte Planung (674
Geschosswohnungen und 91 Wohnungen in Reihen- und Doppelh�usern) durch ein neues Bebauungskonzept
(87 Geschosswohnungen, 65 WE in dreigeschossigen Stadth�usern, 24 WE in Doppelh�usern und 245 WE in
zweigeschossigen Reihenh�usern) ersetzt.[Weiss, 1998,8: 10 f.] Nach dem Aufstellungsbeschluss f�r den B-
Plan stehen nunmehr 530 WE f�r eine Wohnnutzung zur Verf�gung (davon 237 im Geschosswohnungsbau und
293 als verdichtete Einzelhausbebauung) [FHH. Steb., 2001: 220 f.].



F�r weitere st�dtebauliche Bedarfe kommen
•  die Lettow-Forbeck-Kaserne in Jenfeld,142

•  die Scharnhorst-Kaserne in Heimfeld,143

•  der Truppen�bungsplatz H�ltigbaum in Rahlstedt,144

•  die R�ttiger-Kaserne in Neugraben-Fischbek145

•  und die Bundeswehrverwaltungsgeb�ude auf der Sophienterrasse in Harvestehude [Bdrs.
17/699]

infrage.
Die meisten Kasernen sind mit Werkst�tten, Gro§k�chen, Sporthallen, Sportanlagen im
Freien und gr�§eren Sozialr�umen ausgestattet, jedoch nicht mit f�r Familien geeigneten
Wohnr�umen. Ob der Umbau der Kasernenunterk�nfte zu Wohnungen m�glich ist, muss im
Einzelfall gepr�ft werden. Deshalb wird in erster Linie eine Neubebauung der milit�risch
nicht mehr genutzten Fl�chen in Betracht zu ziehen sein, wobei �berwiegend im Rahmen der
engeren Nutzungsmischung Arbeitsst�tten, Wohnungen, Einzelhandelsgesch�fte sowie
Einrichtungen f�r Kultur, Freizeit und Erholung zusammengefasst werden k�nnten.

Weiterer Spielraum f�r die Stadtplanung ergibt sich aus der Initiative der Deutschen Bahn
AG, innerst�dtische, nicht mehr betriebsnotwendige Bahnanlagen zu ver�u§ern. Diese stellen
auf Grund ihrer besonderen Lagemerkmale (N�he zur Innenstadt, gute Verkehrsanbindungen)
unter stadtentwicklungspolitischen Gesichtspunkten hohe Nutzungspotenziale dar. Als
problematisch erweisen sich allerdings die nicht mehr marktgerechten Kaufpreisforderungen
der Bahn. Sie k�nnen zu erheblichen Verz�gerungen bei anstehenden Projekten f�hren, die
Zahl kompetenter Bewerber einschr�nken und die zuk�nftige Nutzung nicht unbedingt in
w�nschenswerter Weise vorbestimmen [Koschny, 1997: 107].
Zu den Arealen, die f�r eine Ver�u§erung anstehen, geh�ren Fl�chen in

� Barmbek (G�terbahnhof),146

                                                            
142Das Gel�nde ist etwa 34 ha gro§ und wurde ab 1997 in Etappen ger�umt. Die CDU in Wandsbek hatte
vorschlagen, im Nordwesten des Gel�ndes hochwertige Eigentumswohnungen zu bauen. Auf dem ehemaligen
Exerzierplatz im Nordosten sollten Stadtvillen entstehen, im Osten ein Medienzentrum, im S�den ein
Gewerbegebiet mit Kleinhandwerk und im S�dosten eine Sporthalle und ein Sportplatz. Zur Gliederung des
Gel�ndes waren Gr�nz�ge vorgesehen. Insgesamt k�nnten 700 Wohnungen f�r 3000 Menschen, 2
Gewerbekomplexe sowie ein Sportzentrum verwirklicht werden [HA 041295; Bdrs. 17/740 und 17/1798].
Andere Planungen sahen auf dem 300000 qm gro§en Gel�nde die Anlage eines Vergn�gungs- und
Erlebnisparks (ãTV-WorldÓ) vor [HA 260601].
Im September 2001 wurde bekannt, dass das Projekt nicht verwirklicht werden wird [DW 190901].
143Die 1994 von der Bundeswehr ger�umte, ca. 10 ha gro§e Kaserne ist v. a. als Standort f�r den Wohnungsbau
(insgesamt 603 WE, davon 555 im Geschosswohnungsbau) interessant. �ffentliche Infrastruktureinrichtungen
sowie Gr�n- und Erholungsgebiete liegen in unmittelbarer N�he. Allerdings kommt eine Umnutzung der
Kasernenunterk�nfte aus bautechnischen und wirtschaftlichen Gr�nden nicht in Betracht. Die Planung sieht eine
Neubebauung mit �berwiegend viergeschossigen Geb�uden vor, die am s�dlichen Rand des Gebietes von
Stadtvillen und Reihenh�usern abgel�st werden. Vorhandene Gr�nfl�chen und Baumbest�nde sollen erhalten
bleiben. Den neuen Bewohnern stehen ein Kindertagesheim, ein Spielplatz und ein Einzelhandelsgesch�ft zur
Verf�gung [Stadtdialog, 1996,5: 35; FHH. Steb, 2001: 238 f.].
144Das Gel�nde war lange Zeit als k�nftiger ãArenaÓ-Standort im Gespr�ch. Schlechte Verkehrsanbindungen
und Einw�nde der Umlandgemeinden brachten das Projekt schlie§lich zu Fall [HA 280296]. Sp�ter lie§ der
Senat 150 ha als Naturschutzgebiet und 110 ha als Landschaftsschutzgebiet ausweisen [HA 120397]. Ein Teil
des Areals w�re allerdings auch zur Ansiedlung fl�chenextensiver Gewerbebetriebe oder als Standort eines GVZ
geeignet.
145Die R�ttiger-Kaserne wird im Jahre 2004 f�rUmnutzungen zur Verf�gung stehen. Vorgesehen sind neue
Wohnungen, die gewerbliche Nutzung einiger geeigneter Geb�ude der Altbest�nde sowie der Bau einer S-Bahn-
Station [Bdrs. 17/1798].
146Auf dem ca. 9 ha gro§en Gel�nde des alten G�terbahnhofs plant die DB Immobilien GmbH ein Wohnviertel
mit 500 Einheiten [DW 28121999]. Das zwischen Hellbrookstra§e, Alte W�hr, Saarlandstra§e und R�benkamp



� Blankenese (G�terbahnhof und Kohlenhof),147

� Rothenburgsort (G�terbahnhof),148

� Lokstedt (G�terbahnhof) [Bdrs. 15/5837],
�  Harburg (ehemaliges Bundesbahnausbesserungswerk n�rdlich des S-Bhf Harburg)

[Stadtdialog, 1996,5:21]
� sowie die Bahnh�fe in Altona und Langenfelde und die G�terbahnh�fe in Wandsbek,

Bergedorf, Unterelbe und Harburg [Bdrs. 17/699].
Aus datenschutzrechtlichen Gr�nden will die Deutsche Bahn AG keine konkreten Angaben
�ber die in Hamburg befindlichen Liegenschaften und deren k�nftige Verwertung machen.
Nur f�r den Fall konkreter Planungsabsichten seitens der Hamburger Beh�rden w�rden BEV
(Bundeseisenbahnverm�gensverwaltung) und DB AG  zu einer konstruktiven
Zusammenarbeit mit der Stadt bereit sein [Bdrs. 15/5837].

Neben den Milit�r- und Bahnfl�chenkonversionen kommen auch Liegenschaften anderer
Institutionen wie Landesbetrieb Krankenh�user, Technisches Hilfswerk sowie Pflege- und
Altenwohnanlagen f�r st�dtebauliche Umnutzungen infrage. In der Anlage der Bdrs. 17/699
werden insgesamt 53 Fl�chen aufgef�hrt, auf denen umfangreiche neue Wohn- und
Gewerbefl�chen realisiert werden k�nnten, wenn die Stadtplaner entsprechende
Anstrengungen zu ihrer Entwicklung unternehmen w�rden.

4.2.3.1.3. Strategien und Ma§nahmen zur Wiederverwertung von Brachfl�chen

Eine erfolgreiche Reaktivierung von Brachfl�chen setzt ein professionelles Management
voraus, zumal organisatorische und technische Fragen der Fl�chenaufbereitung, planungs-
und bauordnungsrechtliche Fragen der Nutzbarkeit, Fragen der Finanzierung und
gestalterische Aspekte der neuen Nutzung aufs Engste miteinander verbunden sind. Hier
besteht f�r Hamburg ein umfangreicher Handlungsbedarf.

Um Brachen einer Wiedernutzung zuzuf�hren, sollten fortlaufend erg�nzende, f�r
Interessenten einsehbare Datenbanken angelegt werden, die grundst�cksbezogene
Informationen �ber Standort (Lage, innere und �u§ere Erschlie§ung), Fl�chengr�§e, Dauer
des Leerstandes, Darstellung der bisherigen Nutzung und der Umgebungsnutzung, Hinweise
zur planungsrechtlichen Situation, Eigentumsverh�ltnisse, Art und Zustand der Bebauung
sowie Freifl�chenpotenziale enthalten. Eine Auswertung dieser Daten soll deutlich machen,
unter welchen Voraussetzungen die Brachfl�chen wieder oder neu genutzt werden k�nnen. In
Einzelf�llen kann es aber auch Sinn machen, brachgefallene Fl�chen keiner neuen Nutzung
zuzuf�hren, sondern sie als Reserve f�r k�nftige Bedarfe vorzuhalten.
Neben einem verbesserten Informationssystem bez�glich der Vermittlung von
brachgefallenen Fl�chen schl�gt Pfadt noch zwei weitere organisatorische Instrumente vor
[Pfadt, 1990: 204 f.], und zwar

� die Verlagerung der Vergabe von Brachfl�chen < 5000 qm in die Zust�ndigkeit der
Bezirke

� und den Einsatz von Gebietsbetreuern in bestimmten Quartieren zur Verbesserung der
Kommunikation zwischen Beh�rden, Eigent�mern und Interessenten.

                                                                                                                                                                                            
gelegene Areal k�me dar�ber hinaus auch als Standort eines G�terverkehrszentrums (GVZ) infrage (siehe
Darstellung 9 im Anhang dieser Arbeit).
147Kohlenhof und G�terbahnhof sind zusammen rd. 10000 qm gro§ - Platz f�r 100 Wohungen und etwa 22000
qm (BGF) B�ro- oder Gewerbefl�chen [HA 090196 und 190996].
148Siehe Darstellung 9



Alle hier genannten organisatorischen Ma§nahmen tragen entscheidend dazu bei, die
unterschiedlichen Ziele der lokalen Akteure (Verwaltung, Wirtschaft und B�rger) zu
verdeutlichen und konflikttr�chtige Vorstellungen mit dem Ziel einer z�gigen
Kompromissfindung fr�hzeitig aufzusp�ren.
Bei der Wiedernutzung ehemaliger Industriestandorte und Gewerbegrundst�cke ist eine
Untersuchung auf m�gliche Bodenverunreinigungen unbedingt erforderlich. Vorhandene
Schadstoffbelastungen auf den Altstandorten machen z. T. aufwendige
Dekontaminationsverfahren erforderlich, die die st�dtebauliche Planung betr�chtlich
verz�gern oder ganz in Frage stellen k�nnen. Angesichts der teuren und technisch nur
begrenzt m�glichen Altlastensanierung kann die Nutzungsm�glichkeit der
Umstrukturierungsfl�chen stark eingeschr�nkt sein.
Nach wie vor ist die rechtssichere Nutzbarkeit eine der wichtigsten
Entwicklungsvoraussetzungen f�r ein brachgefallenes Grundst�ck. Mit der Aufstellung von
Bebauungspl�nen k�nnen die planungsrechtlichen Festsetzungen f�r
Umstrukturierungsfl�chen getroffen und sichere Rahmenbedingungen f�r Folgenutzungen
geschaffen werden [L�tke-Daldrup, 1989: 244]. Damit f�llt dem B-Plan die wichtige
Aufgabe zu, die langfristig geordnete Entwicklung sicherzustellen und
Umnutzungsspekulationen abzuwenden. F�r die kurzfristige Aktivierung von
Fl�chenreserven reichen die M�glichkeiten des B-Plans wegen der Zeit raubenden neuen
Festsetzungen in Bestandsgebieten kaum aus [Pfadt, 1990: 209]. Handelt es sich um kleinere
Brachfl�chen, ist es m�glich, Folgenutzungen nach ¤ 34 BauGB genehmigen zu lassen
[L�tke-Daldrup, 1989: 244].
In anderen F�llen muss auf das St�dtebaurecht zur�ckgegriffen werden, das neben dem
Sanierungsrecht auch die st�dtebaulichen Gebote nach ¤¤ 175 ff. BauGB zur Anwendung
bringen kann [Ebd.: 244]. Denn mit der Wiederbelebung des  Instruments der
st�dtebaulichen Entwicklungsma§nahme durch das am 1.5.93 in Kraft getretene Investitions-
und Wohnungsbaulandgesetz werden nunmehr bessere Voraussetzungen geschaffen,
brachgefallene Fl�chen wieder zu nutzen, um gr�§ere zusammenh�ngende Baugebiete f�r die
Deckung eines erh�hten Bedarfs an Wohn- und Arbeitsst�tten bereitzustellen. Zur
Finanzierung der Projekte k�nnten ma§nahmebedingte Bodenwerterh�hungen eingesetzt
werden (s. u.).
In f�rmlich festgelegten Sanierungsgebieten149, st�dtebaulichen Entwicklungsbereichen oder
im Geltungsbereich einer Erhaltungssatzung kann Hamburg von der nach ¤ 24 Abs. 1 Nr. 3
und 4 i. V. m. ¤ 3 BauGB-Ma§nahmenG einger�umten M�glichkeit des Vorkaufsrechts
Gebrauch machen [Dobbrodt, 1996,6: 10] . Bis zum Grundst�ckserwerb hat der Senat nach ¤
14 BauGB das Recht, zur Sicherung der Planung eine Ver�nderungssperre zu erlassen, wenn
ã...ein Beschlu§ �ber die Aufstellung eines B-Plans gefa§t [worden ist]Ó. Mit der
Ver�nderungssperre kann verhindert werden, dass der vormalige Eigent�mer das Grundst�ck
erheblich oder wesentlich wertsteigernd ver�ndert und bauliche Anlagen errichtet, �ndert
oder beseitigt [¤ 14 Abs 1 Nr. 1 und 2 BauGB]. Auch darf die Genehmigung f�r die Teilung
des Grundst�cks untersagt werden. Die M�glichkeiten der st�dtebaulichen Gebote (Bau-,
Modernisierungs- und Abbruchgebote) zur Reaktivierung von brachgefallenen
Privatgrundst�cken k�nnten durch die Koppelung der Androhung von Bau- und
Nutzungsgeboten mit dem Angebot der F�rderung entscheidend verbessert werden [Pfadt,
1990: 208].

                                                            
149Die Festlegung von Sanierungsgebieten nach ¤¤ 141 BauGB ff. ist ein wirksames Steuerungsinstrument der
Stadtplaner: In Zusammenarbeit mit den Anwohnern werden allgemeine Sanierungsziele, Verkehrsberuhigung
und Wohnumfeldverbesserung als Richtschnur f�r Erneuerungen und Baugenehmigungen festgelegt.
Beispielhaft sind die beabsichtigten Sanierungen in Rothenburgsort [FHH. Steb., 1997a] und Wilhelmsburg
[FHH. Steb., 1995c].



Bei der Entwicklung alter Bahnfl�chen gelten Sonderregelungen, weil neben dem
allgemeinen Baurecht das Fachplanungsrecht der Bahn zum Tragen kommt. Im Bereich der
�ffentlich-rechtlich gewidmeten Bahnanlagen ist es den Kommunen untersagt, Planungen zu
betreiben, die im Widerspruch zu dieser Zweckbestimmung stehen. Erst wenn sichergestellt
ist, dass eine Entwidmung bevorsteht, kann mit der Aufstellung von Bebauungspl�nen
begonnen werden. Die Aufnahme der betreffenden Fl�chen in den FNP sollte vor der
Entwidmung erfolgen, falls die Deutsche Bahn AG keinen Einspruch erhebt [Beckmann,
1999: 11].

Neben der Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen ist die F�rderung der
Wiederaufbereitungskosten ein wichtiges Instrument zur Mobilisierung von Brachfl�chen f�r
neue Nutzungen. Denn die hohen Kosten, die durch Abriss der alten Geb�ude bzw. Anlagen
oder durch das Baureifmachen der Brachfl�chen entstehen, k�nnen Eigent�mer und private
Investoren schnell �berfordern. Deshalb werden die erheblichen finanziellen Aufwendungen
ohne �ffentliche F�rderung kaum zu leisten sein. Hierf�r bieten sich verschiedene
Ma§nahmen an, und zwar

�  steuerliche Erleichterungen durch die Anerkennung der Abbruchkosten als
Betriebsausgabe,

� die Anwendung des Instruments der st�dtebaulichen Entwicklungsma§nahme, die es
erlaubt, ma§nahmebedingte Bodenwerterh�hungen zur Finanzierung der Vorhaben
einzusetzen (s. o.),

�  die Reservierung fester Anteile der staatlichen Finanzmittel (z. B.
St�dtebauf�rderung) f�r Brachfl�chensanierungen,

� die Inanspruchnahme von EU-Mitteln150

�  und der kommunale Zwischenerwerb der Grundst�cke und die Aufbereitung in
eigener Regie:

 Die Politik von Ankauf, Wiederherrichtung und Ver�u§erung von Brachen wird als
wichtiges kommunales Instrument im Zusammenhang mit dem Fl�chenrecycling
gesehen. Ein solcher Grundst�cksfonds ist in Hamburg mit dem so genannten
ãGrundstock f�r GrunderwerbÓ bereits vorhanden151, der eine an langfristigen
stadtentwicklungspolitischen Zielen orientierte Bodenvorratspolitik betreibt. Pfadt
(1990) steht der systematischen Ankaufspolitik durch die Stadt skeptisch gegen�ber:
Sie w�rde ã.....nicht nur mit privaten Aktivit�ten konkurrieren, sondern sowohl die
Bodenpreise wie auch die Spekulation anheizenÓ. Au§erdem trage der
Zwischenerwerb durch die �ffentliche Hand keineswegs immer zu einer
beschleunigten Nutzung der Brachfl�che bei [Pfadt, 1990: 199]. Auch H�hmann
(1999) wies in seiner Untersuchung darauf hin, dass ã.....immer h�ufiger.....die
privaten Investoren zum eigentlichen Tr�ger des Fl�chenrecyclings [werden], nicht
nur im Bereich der Investitionen, sondern schon w�hrend der Zielfindungs- und
PlanungsphaseÓ [H�hmann, 1999: 112]. Die in der Stadtplanung zu beobachtende
Tendenz, sich investorenfreundlich zu geben, kann allerdings auch leicht die Gefahr
heraufbeschw�ren, dass sich die Fl�chenbebauung ausschlie§lich am �konomischen
Ma§stab orientiert, indem vorrangig die als renditetr�chtig geltende B�ronutzung
gef�rdert wird [Koschny, 1997: 106]. Will die Stadt auch zuk�nftig ihren Einfluss

                                                            
150Zur Aktivierung von Brachfl�chen hatte die EU 1992 einmalig 13 Mio. DM f�r Hamburg zur Verf�gung
gestellt [Bdrs. 15/265].
151Mit diesem aus Haushaltsmitteln gespeisten Sonderhaushalt werden alle Einnahmen aus
Grundst�cksver�u§erungen und Ausgaben f�r Grundst�cksank�ufe abgewickelt. Entscheidungen �ber An- und
Verk�ufe f�llt die Kommission f�r Bodenordnung (Zusammensetzung: B�rgerschaftsvertreter, Bezirksbeisitzer
und Deputierte aus Bau-, Wirtschafts- und Finanzbeh�rde), die nicht an Auftr�ge und Weisungen gebunden ist.
Allerdings �bt der Senat die Dienstaufsicht aus [Pfadt, 1990: 67].



geltend machen und die Grundst�cke ihrer Eignung entsprechend intensiv nutzen
(insbesondere durch F�rderung von Mischimmobilien) sollte das
Brachfl�chenmanagement auf eine im Treuhandauftrag handelnde
Entwicklungsgesellschaft �bertragen werden. Sie k�nnte sich aus Vertretern der
Stadtentwicklungsbeh�rde, der Wirtschaftsf�rderungsgesellschaft, der Handels- und
H a n d w e r k s k a m m e r ,  d e r  S t a d t e n t w i c k l u n g s g e s e l l s c h a f t ,  d e r
Wohnungsbaugesellschaften, privater Banken und verschiedener B�rgerinitiativen
zusammensetzen. Die wichtigste Aufgabe der treuh�nderischen
Entwicklungsgesellschaft ist der �bergreifend koordinierte Mitteleinsatz, um damit
die Stadt administrativ zu entlasten. Ihre exponierte Marktstellung wird dazu
beitragen, Priorit�ten beim Grunderwerb zu setzen und die reaktivierten Fl�chen
projektorientiert zu erschlie§en. Au§erdem kann die preisd�mpfende Wirkung eines
umfangreichen Fl�chenbesitzes Grundst�cksspekulationen wirksam vorbeugen. Unter
Einschaltung eines erfahrenen privaten Industriemaklers, der die
Standortanforderungen der Betriebe oft besser kennt, kann eine ma§geschneiderte
Erschlie§ung und Parzellierung herbeigef�hrt werden, die bei einer der
Betriebsansiedlung vorhergehenden Bauleitplanung meist nicht zu erreichen ist.

Neben dem Fl�chenrecycling muss es aber auch darum gehen, das Gewerbeumfeld zu
verbessern, um die Qualit�t der Gewerbestandorte zu st�rken und damit die Abwanderung
von Betrieben zu verhindern (vgl. auch Kap. 4.2.4.1.). Zur Verbesserung des
Arbeitsumfeldes, der �kologischen Situation, der technischen Infrastruktur und der
Versorgung mit �ffentlichen und privaten Einrichtungen k�nnen eine Reihe von Ma§nahmen
empfohlen werden [Pfadt, 1990: 211]:

� Verbesserung der �u§eren und inneren Erschlie§ung durch Ausbau bzw. Erneuerung
der Zufahrtswege - vorrangig durch den Anschluss an das Schienennetz,

� Neuordnung des ruhenden Verkehrs zwecks Freihaltung der Grundst�cksausfahrten,
� Begr�nung des �ffentlichen Raums und der Grundst�cke,
�  Verbesserung der �PNV-Qualit�t durch Taktverdichtung und benutzerfreundlichere

Gestaltung der Haltestellen,
� Verminderung der Emissionsbelastungen,
�  �berpr�fung der Qualit�tsstandards im Bereich der technischen Infrastruktur

(Elektrizit�t, Wasser, Abwasser etc.)
� und Ma§nahmen des Denkmalschutzes.

4.2.3.2. Schlie§ung von Baul�cken und Nachverdichtung untergenutzer Fl�chen

4.2.3.2.0. Einf�hrung

Die Bebauung von Baul�cken und von untergenutzten Fl�chen in Stadtgebieten mit
rechtskr�ftigen Bebauungspl�nen k�nnte in vielen st�dtebaulichen Situationen f�r
Qualit�tssteigerungen genutzt werden und m�sste unter diesen Umst�nden bei der
Entwicklung von Binnenpotenzialen eine gro§e Rolle spielen. So machte L�tke-Daldrup
bereits 1989 darauf aufmerksam, dass die Erfassung von Baul�cken und ihre Darstellung in
den Baul�ckenkatastern eine Standardaufgabe in den Kommunen war [L�tke-Daldrup, 1989:
64], zumal allein ihr Anteil an den st�dtischen Wohnsiedlungsfl�chen in Deutschland Anfang
der 80er Jahre bei etwa 10 % lag [Dieterich et al, 1981: 54]. K�nnten au§erdem auch noch
die aus der Blockinnenverdichtung und der Stapelung von H�usern resultierenden
M�glichkeiten einbezogen werden, w�re insgesamt ein erhebliches Potenzial f�r eine
qualit�tssteigernde Verdichtung durch Wohnungsneubau zu mobilisieren. Der im Jahre 2000



von der Hamburger Stadtentwicklungsbeh�rde herausgegebene ãLeitfaden f�r die
Weiterentwicklung von Siedlungen durch NachverdichtungÓ dokumentiert einzelne Beispiele
unterschiedlicher Projekte, die in den letzten Jahren realisiert worden sind und hier in den
folgenden Kapiteln (v. a. auch im Kap. 4.2.3.4.) kurz dargestellt werden.

4.2.3.2.1. Baul�cken in Hamburger Wohngebieten

In Hamburg gab die Baubeh�rde erstmals 1990 eine Baul�ckendatei heraus, die
Informationen �ber s�mtliche Baulandreserven enthielt. ãNeben den «klassischen` Baul�cken
(d. h. einzelne unbebaute Grundst�cke in einer sonst geschlossenen Bebauung) wurden.....alle
unbebauten und minderbebauten Fl�chen erhoben, die planungsrechtlich als Bauland
ausgewiesen [waren]Ó [FHH. Baub., 1994: 1]. Binnen 4 Jahren erreichte die
Baul�ckenschlie§ung einen nicht unerheblichen Umfang: Tab. 14 zeigt, dass auf einer Fl�che
von 195 ha mit fast 1050 Baul�cken fast 8900 Wohneinheiten zu realisieren w�ren. Die 1994
aktualisierte Baul�cken�bersicht verzeichnete sogar 5400 Baul�cken, davon 2850 in
Wohngebieten, die sich nach Tab. 15 wie folgt aufteilten:

Nach Einsch�tzung der Baubeh�rde befanden sich 27 % der unter 1.) aufgef�hrten
Bebauungsm�glichkeiten (3- und mehrgeschossige Geb�ude) ganz bzw. teilweise (etwa je
zur H�lfte) im Eigentum der Stadt. Erfolgte eine Differenzierung der unter 1.) aufgef�hrten
Baul�cken nach Typ (minderbebaut / unbebaut) und nach Eigentumsverh�ltnissen (nicht im
Eigentum Hamburgs, teilweise im Eigentum Hamburgs, im Eigentum Hamburgs), lagen etwa
27 % der ermittelten Baul�cken ganz oder teilweise auf «st�dtischem Grund und Boden`
(siehe umseitig Tab. 16). Im Allgemeinen wurden 40 % der unter 1.) genannten Fl�chen f�r
bebaubar gehalten, in 47 % der F�lle w�ren im Vorwege R�umungs- und
Bodenordnungsma§nahmen erforderlich gewesen (s. u. Tab. 17). Insgesamt stellte die
Baubeh�rde ein Potenzial von 23 Baul�cken auf etwa 3,9 ha fest, wenn ihre Auswahl auf
Fl�chen beschr�nkt worden w�re, ã.....die f�r den Gescho§wohnungsbau festgesetzt sind, die
unbebaut sind, deren Bebauung keine oder nur geringe Hindernisse entgegenstehen, die im
Eigentum der FHH stehen und die sich nicht bereits in der Aktivierungsphase
(Baugenehmigung, Antr�ge) befindenÓ [FHH. Baub., 1994: 4].
Untersuchungen der Technischen Universit�t Harburg (Studienschwerpunkt
St�dtebau/Stadtplanung) und Nachpr�fungen der Stadtplanungsabteilungen mehrerer Bezirke
haben allerdings ein erheblich gr�§eres Potenzial an nutzbaren Baul�cken nachweisen
k�nnen [Bose, 1995: 407, Anm. 1337]. Eine �berpr�fung dieser Aussage ist derzeit nicht

Tab. 14: Baul�ckenschlie§ungen in Hamburg in den Jahren 1990 bis 1994

Summe   3- und mehrgeschossige 1- und 2-geschossige
Geb�ude        Geb�ude

Anzahl der Baul�cken 1047 121 926
Fl�che (in ha)   195   37 158
Wohneinheiten 8897             3845             5052

Aus: FHH. Baub., 1994: 3 (modifiziert)

Tab. 15: Festgestelltes Potenzial an nutzbaren Baul�cken in Hamburg im Jahre 1994

Bebauungsm�glichkeit Baul�ckenanzahl Fl�che in ha
1.) 3- und mehrgeschossige Geb�ude          350         58
2.) 1- und 2-geschossige Geb�ude                      2500       430

Aus: FHH. Baub., 1994: 3 (modifiziert)



m�glich, weil eine Aktualisierung der Baul�cken�bersicht von 1994 wegen des zu
erwartenden erheblichen Arbeitsaufwandes in naher Zukunft nicht erfolgen wird. Die in der
Datenbank auf dem neuesten Stand befindlichen Informationen werden nach Angaben von
Mitarbeitern der Baubeh�rde nicht an Dritte weitergegeben152.

Die Aktivierung von Baul�cken bereitet in planungsrechtlicher Hinsicht keine
Schwierigkeiten, zumal es sich bei diesen Fl�chen um bebaubare Grundst�cke handelt, deren
Erschlie§ung nach ¤¤ 175 ff. BauGB zuverl�ssig geregelt ist. Insbesondere durch die
konsequente Anwendung des Baugebotes nach ¤ 176 verf�gen die Kommunen �ber ein
wirksames Zwangsinstrument, Baul�cken f�r st�dtebauliche Bedarfe zu mobilisieren.
Allerdings erfordert der R�ckgriff auf solche Instrumente einen hohen administrativen
Aufwand [L�tke-Daldrup, 1989: 230]. Die Finanzierung kann durch staatliche
F�rderprogramme (Mittel des Sozialen Wohnungsbaus, F�rdermittel aus der
Stadterneuerung) und steuerliche Ma§nahmen (Einf�hrung einer Baulandsteuer) wirksam
unterst�tzt werden. Informations- und Beratungsangebote f�r Grundst�ckseigent�mer sowie
Bauberatungen der Kommunen erg�nzen die Ma§nahmen zur Mobilisierung von Baul�cken
[Ebd.: 230].

Die Baul�ckenschlie§ung bietet viele st�dtebauliche (Verminderung des
Siedlungswachstums, Verringerung der Verkehrsvorg�nge auf Grund einer besseren
Zusammenf�hrung unterschiedlicher Bed�rfnisse und Verbesserung bzw. Abrundung des
Stadtbildes) und wirtschaftliche (Senkung des Heizenergieverbrauchs der Geb�ude, gute
Voraussetzungen f�r einen Fernw�rmeanschluss der H�user, bessere Ausnutzung der
vorhandenen Infrastruktur) Vorteile [Ranft, 1988: 33]. Bei einer Bebauung von Baul�cken ist
aber eine behutsame Vorgehensweise ratsam, weil ein undifferenziertes Vorgehen zu
nachteiligen �kologischen und st�dtebaulichen Folgen f�hren kann. Sie sollte deshalb nur
dann erfolgen, wenn ãdie Durchl�ftung des Stadtquartiers.....nicht verschlechtert wird, kein
schutzw�rdiges Biotop gef�hrdet oder ein dringend notwendiger Freiraum beseitigt wird
[und] das Baukonzept �kologisch vertr�glich ist (geringe Versiegelung der Freifl�chen,
Dach- und Fassadenbegr�nung, Regenwasserversickerung oder -nutzung

                                                            
152Telefonat mit Herrn Sachweh, Abt. Geoinformation, v. 25.04.2001

Tab. 16: Unterscheidung der Baul�cken nach Typ und Eigentum

Baul�ckentyp Eigentum       Anteil in %
Minderbebaute Baul�cke nicht im FHH-Eigentum 51
Unbebaute Baul�cke nicht im FHH-Eigentum 22
Unbebaute Baul�cke teilweise im FHH-Eigentum   8
Minderbebaute Baul�cke im FHH-Eigentum   7
Unbebaute Baul�cke im FHH-Eigentum   6
Minderbebaute Baul�cke teilweise im FHH-Eigentum   6

Aus: FHH. Baub., 1994: 3 (modifiziert)

Tab. 17: Beurteilung der Bebaubarkeit von Baul�cken

Beurteilungskriterium Anteil in %
keine Hindernisse       31
geringe Hindernisse         9
R�umung erforderlich       33
Bodenordnung und Erschlie§ung erforderlich       14
sonstige Ma§nahmen       13

Aus: FHH. Baub., 1994: 4 (modifiziert)



.......Sonnenenergienutzung, gesunde Baustoffe)Ó [Ebd.: 30]. Ausgleichsma§nahmen in Form
von Fassadenbegr�nung, Regenwasserversickerung, Ersatzpflanzungen von B�umen u. �.
werden bei den meisten Vorhaben unumg�nglich sein [L�tke-Daldrup, 1989: 228].

4.2.3.2.2. Stapelung von Geb�uden

Mit der Errichtung ãgestapelterÓ H�user kann der Forderung nach ressourcensparender
Fl�chenpolitik und nach sozial und �kologisch vertr�glicher Verdichtung entsprochen
werden. Die Grundst�cke werden nicht ebenerdig nebeneinander, sondern �bereinander
gestapelt gebaut. Den Wohnungen sind Terrassen oder Loggien ausreichender Gr�§e
zugeordnet, um mehrere qm Bepflanzung anzulegen. Dadurch ziehen die begr�nten Terrassen
und Loggien die G�rten bis zum Dach und machen ein kompaktes und gleichzeitig
durchgr�ntes Stadtquartier m�glich. Ein solches Projekt ist mit dem Vorhaben �kohaus
Corneliusstra§e in Berlin am n�rdlichen Ufer des Landwehrkanals im Rahmen der
Internationalen Bauausstellung bereits realisiert worden [Winkler, 1993,1-2: 32]. K�nstliche,
�bereinander gestapelte Etagengrundst�cke bieten sich in der Hamburger Innenstadt z. B. auf
beiden Seiten des Alsterfleets (zwischen Admiralit�tsstra§e und R�dingsmarkt) an. Die
Wohnungen m�ssten von Tr�gern gehalten oder auf Pf�hle im Fleet gegr�ndet werden.
Vorwiegend sollten Sozialwohnungen (in geringerem Umfang auch Wohnungen im frei
finanzierten Wohnungsbau) entstehen, um den Aufwertungs- und Abwanderungsdruck im
Viertel nicht noch weiter zu verst�rken, zumal beim Bau des Hanse-Clipper-Hauses und dem
Madison der ãYuppisierungÓ schon Vorschub geleistet wurde. Der gro§e Vorteil dieses
Wohnmodells liegt darin, dass es nicht nur am Stadtrand, sondern auch im innerst�dtischen
Bereich verwirklicht werden kann und einen wichtigen Beitrag zur Wiederbesiedlung
zentraler Quartiere leistet.
Durch mehrgeschossige Bauweise lie§e sich auch die Nutzungsintensit�t gewerblicher
Fl�chen erh�hen. Die Vorteile der Mehrgeschossigkeit kommen jedoch nur Firmen zugute,
die �ber mehrere Etagen kosteng�nstiger produzieren als in einer Ebene [Heimann, 1988:
199 ff.].

4.2.3.2.3. Blockinnenverdichtung und Neubauten in zweiter Reihe

Die Nutzung von bisher nicht oder kaum genutzter Blockinnenfl�chen weist Vor- und
Nachteile auf [L�tke-Daldrup, 1989: 235 f.]: Positiv zu beurteilen sind die guten
Wohnbedingungen (Abschirmung der Innenfl�chen durch vorhandene Randbebauung) und
die bessere Ausnutzung vorhandener Infrastrukturen. Als nachteilig wirken sich die
Beeintr�chtigung der Wohn- und Freiraumverh�ltnisse umliegender Nutzungen, die
Bereitstellung einer kostenaufwendigen inneren Erschlie§ung, die Verdr�ngung der
bisherigen Nutzung und ihrer Nutzer sowie Vegetationsverluste und neue Versiegelung aus.
Eine Abw�gung der Vor- und Nachteile ist bei jedem einzelnen Vorhaben ebenso erforderlich
wie die Feststellung der Umweltvertr�glichkeit von Ma§nahmen der Blockinnenverdichtung
im Hinblick auf das Kleinklima, die Durchl�ftung, die Belichtung u. v. m. Der
planungsrechtliche Aufwand f�r eine Bebauung von Innenfl�chen kann betr�chtlich sein:
Wegen der Fl�chengr�§e und der Anlage einer inneren Erschlie§ung ist die Aufstellung von
Bebauungspl�nen unumg�nglich. Dar�ber hinaus hat die Kommune ein
Bodenordnungsverfahren einzuleiten, wenn sich die Eigentumsverh�ltnisse der infrage
kommenden Baufl�chen als kompliziert darstellen [Ebd.: 237].
Bei Neubauten in zweiter Reihe liegen �hnliche planungsrechtliche Voraussetzungen vor.
Allerdings d�rfte die Errichtung weiterer Geb�ude hinter einer unmittelbaren



Stra§enbebauung auf lang gestreckten Grundst�cken wegen der vielen nachteiligen
Konsequenzen (gravierende Eingriffe in Freiraumqualit�ten, empfindliche St�rung hoher
Aufenthaltsqualit�ten, erhebliche Verluste an Gartenfl�chen, hohe Erschlie§ungsaufwand,
starker Eingriff in die Umweltverh�ltnisse) [Ebd.: 231 f.] nur in wenigen Einzelf�llen
m�glich sein.
In Hamburg sind die im Zusammenhang mit Verdichtungsma§nahmen entstandenen
Neubauten entweder in Gro§wohnsiedlungen am Stadtrand -u. a. in Farmsen, Busbrookh�he
(Fertigstellung: 1993-96; Erg�nzung des Wohnungsbestandes um 79 WE), in Rahlstedt,
Hohenhorst (1994-96; 62 WE) und in Berne, Birkholzweg (1995-96; 30 WE)- oder in
Einfamilienhausgebieten der �u§eren Stadt -u. a. in Niendorf, Fuhlsb�ttler Weg (1997; 30
WE) und in Berne, Wohnanlage Kriegkamp (1996-97; 38 WE)- realisiert worden [FHH.
Steb., 2000: 37 ff.].

4.2.3.3. Die Nutzung von Verkehrsfl�chen

In der Diskussion �ber �konomische und �kologische Fl�chenverwendung d�rfen die bisher
freigehaltenen Verkehrsanlagen, die in Hamburg 11,6 % der Siedlungsfl�che ausmachen
[FHH. Steb., 1995 b: 41], nicht l�nger tabuisiert werden. Es ist nicht einzusehen, warum
attraktive Standorte auf Dauer von Verkehrseinrichtungen blockiert werden sollen, zumal f�r
viele Verkehrsanlagen gr�§ere Fl�chen bereitgestellt wurden, als tats�chlich ben�tigt worden
sind. F�r eine Fl�chenumnutzung bzw. -umwandlung von Verkehrsfl�chen bieten sich
folgende M�glichkeiten an:

a.) �berbauung von
� Bahnh�fen:
 Nach einer Idee des Architekten Winking k�nnte am U/S-Bhf Wandsbeker Chaussee

ein 8-geschossiges Punkthochhaus gebaut werden, das in Verbindung mit einem an
der Wandsbeker Zollstra§e zu bauenden Hochhauses die beiden ãEing�ngeÓ zum
Wandsbeker Markt optisch hervorhebt und damit den gro§st�dtischen Charakter des
Zentrums betont [zit. in: HA 030197]

�  Gleisanlagen:       
Der Plan, U-Bahn-Gleise zu �berbauen und dadurch zus�tzliche Fl�chen zu gewinnen,
stammt aus den fr�hen 80er Jahren und wurde bereits in Berlin und Frankfurt mit
Erfolg praktiziert. In Hamburg war lange Zeit die �berbauung der Gleise am U-Bhf.
Billstedt im Gespr�ch: Auf einem 480 m langen und 80 m breiten Betondeckel �ber
den Gleisen zwischen der Legienstra§en-Br�cke und der Schiffbeker-Weg-Br�cke
sollten insgesamt 862 Wohnungen entstehen. Auf einer Grundst�cksfl�che von fast
40000 qm waren 3 Wohnbl�cke mit vier- bis sechsgeschossigen H�usern geplant.
Auch eine betreute Altenwohnanlage mit 144 Pl�tzen und Gemeinschaftsr�umen
sowie eine Kindertagesst�tte mit rund 146 Pl�tzen waren vorgesehen. Auf diese
Weise w�ren die durch die U-Bahn-Trasse auseinandergeschnittenen Stadtteile
Billstedt und Horn wieder miteinander verschmolzen worden. Die Finanzierung h�tte
zu 85 % durch die st�dtische Wohnungsbaukreditanstalt und zu 15 % durch den
Bautr�ger erfolgen k�nnen. Mit 15,9 Mio DM wollte sich die Stadt an der
Erschlie§ung des Grundst�cks (Deckel) beteiligen [Bdrs. 15/5567, 5568 und 5569;
HA 310796]. Wegen finanzieller Risiken ist das Projekt, das Kosten in H�he von
knapp 254 Mio DM verursache h�tte (davon allein 54 Mio DM f�r den Bau der U-
Bahn-�berbauung), nicht realisiert worden [FHH. Steb. 2001: 64].

� Parkh�usern:



 Das ehemalige, am R�dingsmarkt (H�he Admiralit�tsstra§e) befindliche Parkhaus
machte Platz f�r eine neue Wohnanlage mit gestapelten Etagengrundst�cken.

� Stadtschnellstra§en (Autobahnen und Bundesstra§en):     
Schon lange ist die �berbauung der Autobahn A7 in Bahrenfeld im Gespr�ch. Der
Deckel verspricht Vorteile f�r Stadtentwicklung (Anlage von Gr�nfl�chen,
Sportpl�tzen, Geb�uden und Kleing�rten; Verbesserung der Lebensqualit�t f�r die
Einwohner Bahrenfelds und Othmarschens durch Reduzierung der L�rm- und
Abgase) und Wirtschaftswachstum (2000 neue Arbeitspl�tze f�r einen Zeitraum von 5
Jahren; Folgeinvestitionen in H�he von 1,2 Mrd. DM) [DW  260596]. Die auf den
Verkehrseinrichtungen entstehenden Geb�ude k�nnten solar versorgt und mit
Regenwassersammelsystem und Winterg�rten ausgestattet werden. Aufgefangene
Abgase lie§en sich zur Umwandlung von W�rme an ein Heizkraftwerk verkaufen. F�r
den 2,8 km langen Deckel w�ren etwa 200 Mio DM aufzubringen. Ungef�hr ein
Viertel der Kosten w�rde der Bund �bernehmen [HA  210596 und 150197]. Konkrete
Aussagen zur Realisierung und Nutzung einer �berdeckelung der BAB 7 waren auch
im Jahre 2002 nicht m�glich [Bdrs. 17/36 und 17/440].

b.) Stapelung von Autoabstellpl�tzen am Stadtrand, die als Punkte des gebrochenen Verkehrs
von Bedeutung sind:
Hierf�r k�me z. B. der P + R - Parkplatz am U-Bhf. Kiwittsmoor (Langenhorn) infrage, wo
dann in den unteren Geschossen Gesch�fte des t�glichen Bedarfs eingerichtet werden
k�nnten.

c.) Aufgabe bestimmter Stellpl�tze und Parkh�user, die entweder nicht ausgelastet sind oder
attraktive Standorte in der Stadt blockieren:
Zur Disposition stehen in erster Linie die innenstadtnahen P+R-Anlagen an den
Schnellbahnh�fen Bahrenfeld, Hagenbecks Tierpark, Hoheluftbr�cke, Kellinghusenstra§e,
Lattenkamp, Dehnhaide, Barmbek, Friedrichsberg, Wartenau, Wandsbeker Chaussee,
Hasselbrook und Berliner Tor) sowie etliche Parkh�user in der City (z. B. Alsterfleetparkhaus
am R�dingsmarkt)

d.) ãInwertsetzungÓ brachgefallener Verkehrsanlagen:
Dies betrifft v. a. die Bahnfl�chenkonversionen (siehe Kap. 4.2.3.1.2.).

e.) R�ckbau �berdimensionierter (z. B. Reduzierung der Fahrspuren auf mehrspurigen
Stra§en oder Verringerung der Fahrbahnbreiten) bzw. Aufhebung �berfl�ssiger Stra§en:
Die gewonnenen Umnutzungspotenziale stehen in erster Linie f�r die Anlage von �PNV-
Trassen und von Fahrrad- und Fu§wegen zur Schlie§ung der jeweiligen Verkehrsnetze oder
f�r Aufenthalts- und Freifl�chen zur Verf�gung. Auch eine Nutzung durch Anlieger (private
G�rten, Gesch�ftsauslagen, Stra§encaf�s) ist denkbar. M�glichkeiten einer Bebauung k�nnen
im Einzelfall in Erw�gung gezogen werden, wenn eine st�dtebaulich problematische
Situation (z. B. Isolation von Quartieren, zerschnittene Grundst�cke) zu bereinigen ist.
Eingriffe in Stra§enverkehrsfl�chen ziehen viele positive Auswirkungen nach sich:

� Begr�nungsma§nahmen versch�nern das Stadtbild und tragen zum Wohlbefinden der
Bewohner bei.

� Schmalere Stra§en sorgen f�r geringere Geschwindigkeiten und reduzieren damit die
Trennwirkung, die Gef�hrdung der nicht-motorisierten Verkehrsteilnehmer und das
Ausma§ der Emissionen.

�  Ausgebaute attraktive Fu§- und Radwegenetze verleiten st�rker zum Zufu§gehen
bzw. Rad fahren.



�  Kapazit�tsbeschr�nkungen im Kfz-Verkehrsnetz sind in Verbindung mit besseren
�PNV-Verbindungen geeignet, Autofahrer zum Umsteigen zu bewegen.

� Eine ver�nderte Verkehrsmittelwahl zu Gunsten des Umweltverbundes (�PNV, Rad-
und Fu§g�ngerverkehr) nimmt auf r�umliche Aktionsmuster Einfluss (Aufsuchen von
Zielen im Nahbereich).

�  Die Wiederherstellung st�dtischer Qualit�ten durch Umwidmung von
Verkehrsfl�chen leistet einen wichtigen Beitrag, vormals abgewertete citynahe
Wohnquartiere f�r neue Nutzungen und Investitionen zu �ffnen.

4.2.3.4. Die Sicherung und Pflege des Altwohnbestandes:

Die au§erordentliche Beliebtheit der historisch wertvollen gr�nderzeitlichen Stadtquartiere
sowie der Wohnsiedlungen aus den 20er Jahren beweist, ã.....welchen Reiz als Lebensraum
die st�dtische Dichte und Baustrukturen auf Menschen aller Schichten und
Lebensphilosophien aus�ben kannÓ [Kossak, 1993: 148; vgl. auch Kellner, 2001: 14]. Ihre
Modernisierung und Instandsetzung stellt deshalb eine besonders reizvolle Aufgabe dar, weil
damit nicht nur der bauliche Verfall vermieden, sondern auch die Nachfrage nach neu zu
erschlie§enden Fl�chen gemindert werden kann. Nur eine aktive Bestandspolitik der Stadt ist
in der Lage, Mieterinteressen zu sichern und private Wohnungsinvestitionen anzuregen,
damit gewachsene st�dtebauliche und soziale Strukturen bewahrt und historische
Bausubstanz langfristig erhalten werden. Handlungsfelder einer effizienten
Bestandserneuerung sind:

a.) �ffentliche Modernisierungsf�rderung zur langfristigen Sicherung preiswerten
Wohnraums:
Zu den Modernisierungsma§nahmen geh�ren Ausstattungsverbesserungen (z. B.
Modernisierung von Nasszellen, Grundrissver�nderungen), Ma§nahmen zur
Energieeinsparung (z. B. Einbau von Isolierfenstern, Installation sparsamerer
Heizungsanlagen) und Ma§nahmen der hausbezogenen Infrastruktur (z. B. Ausstattung mit
Wasserz�hlern, Brandschutzvorsorge, Aufstellen von M�llboxen). Der Eigent�mer hat zuvor
das Einverst�ndnis seiner Mieter zu den beabsichtigten Ma§nahmen einzuholen. Nach der
Bewilligung von �ffentlichen Zusch�ssen f�r private Modernisierungs- und
Instandsetzungsma§nahmen durch die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt schlie§t
diese mit dem Eigent�mer einen Modernisierungsvertrag [Behrens, 1996,6: 8 f.].
Modernisierungen vorhandener Altbausubstanz wurden in Hamburg Mitte der 90er Jahre i. Z.
m. Nachverdichtungen -v. a. bei Geb�udeaufstockungen und Dachgeschossausbauten-
durchgef�hrt [FHH. Steb., 2000: 37 ff.].

b.) Ma§nahmen im Wohnumfeld zur gestalterischen und nutzungsgerechten Verbesserung der
Wohnqualit�t:
Verkehrsberuhigung, L�rmminderung, Ausbau sozialer Infrastrukturen sowie Hof-, Fassaden-
und Dachbegr�nungen sorgen f�r bessere Lebens- und Wohnbedingungen. Im Mittelpunkt
stehen Angebote zur Freizeitgestaltung, Bildung, Kultur und Beratung f�r die ortsans�ssige
Bev�lkerung. Folgende Projekte konnten schon realisiert werden: Einrichtung eines
Freizeithauses (Kirchdorf-S�d), Bau eines Kindertagesheimes, Gr�ndung einer
Arbeitsgemeinschaft Karolinenviertel (St. Pauli-Nord), Anlage eines Spielplatzes auf
Tr�mmerschutt (Eimsb�ttel) und Ausbau von Jugendeinrichtungen in Bergedorf-West
[Stadtdialog, 1996,6: 19 ff.]. Zur Verbesserung der Lebenssituation der Bewohner im
Stadtteil Dulsberg wurden verschiedene Projekte (u. a. Bau eines Arbeitslosenhotels mit
Seminarr�umen, Schaffung von Spiel- und Aufenthaltsm�glichkeiten f�r unterschiedliche



Altersgruppen auf einem Schulhofgel�nde, Erweiterung vorhandener Gewerbegeb�ude und
Zusammenschluss langj�hrig ans�ssiger Gewerbetreibender zu einer GbR mit dem Ziel,
zus�tzlichen Gewerberaum f�r Neuansiedlungen zur Verf�gung zu stellen und damit die
lokale Wirtschaftsstruktur zu st�rken) unter Beteiligung der B�rger entwickelt und umgesetzt
[Hansen, 1998,9: 13].

c.) Bauliche Ma§nahmen, um den ge�nderten Wohnungsbed�rfnissen Rechnung zu tragen
und zus�tzlichen Wohnraum zu gewinnen:                                                                              .
Das Nachdenken �ber h�here H�user sollte kein Tabu mehr sein. Allerdings darf dabei die
Wirkung auf das Stadtbild und die vertraute Silhouette nicht wesentlich ver�ndert werden.
Ein gro§er Teil der f�r die Nachverdichtung besonders geeigneten drei- bis viergeschossigen
Wohngeb�ude befindet sich in Gro§wohnanlagen. Allein bei den st�dtischen
Wohnungsunternehmen k�nnten mittelfristig 3000 neue Wohnungen durch Aufbau von
Geschossen, Ausbau von Dachgeschossen sowie durch Anbauma§nahmen entstehen. Hierf�r
m�ssten jedoch die derzeit geltenden F�rderprogramme f�r den Wohnungsbestand den
Erfordernissen der f�r die Nachverdichtung geeigneten Quartiere st�rker Rechnung tragen als
das bisher der Fall ist [Bdrs. 15/3663].
Der Ausbau von Dachgeschossen zu Wohnraum setzt das Vorhandensein von Flachd�chern
oder von sehr flach geneigten D�chern voraus. Sie spielen bei der Binnenentwicklung durch
Verdichtung eine wichtige Rolle, weil die negativen Auswirkungen (Probleme in Bezug auf
eine �berm�§ige Verdichtung; zus�tzlicher Stellplatzbedarf) weniger stark zu gewichten sind
als die positiven (g�nstige Wohnformen in guter Besonnungslage mit individuellen
Grundrissm�glichkeiten, Beitrag zur Erhaltung von geschichtlich, k�nstlerisch oder
st�dtebaulich bedeutsamen Geb�uden, Dachausbau als sehr gute wirtschaftliche M�glichkeit
zur Schaffung neuen Wohnraums) [L�tke-Daldrup, 1989: 215 f.] und der Anteil des
mobilisierbaren Potenzials am gesamten Binnenentwicklungspotenzial nicht zu untersch�tzen
ist153. Planungsrechtlich stellt der Ausbau von Dachr�umen wegen der Abweichungen von
bestimmten Festsetzungen (z. B. Geschossfl�chenzahl) auch in Bebauungsplangebieten kein
gro§es Problem dar, da in den meisten F�llen Befreiungsvoraussetzungen nach ¤ 31 Abs. 2
BauGB nicht mehr erforderlich sind. Nur in Ausnahmef�llen (ãAtypik der SituationÓ) muss
eine �nderung des Bebauungsplans vorausgehen. Der Ausbau von Geb�udeteilen
(Dachgeschosse, Keller) zu Wohnzwecken kann in der Regel unter g�nstigen �konomischen
Rahmenbedingungen erfolgen und verlangt keine umfangreiche �ffentliche F�rderung [Ebd.:
218]. In Hamburg sind Mitte der 90er Jahre insgesamt 7 i. Z. m. Verdichtungsma§nahmen
stehende Geb�udeaufstockungen/Dachausbauten vorgenommen worden, und zwar in den
Gro§wohnsiedlungen Wilhelmsburg, Schwentinerring (Erg�nzung um 200 WE), in
Lohbr�gge-Nord, Fanny-David-Weg, in Farmsen, Busbrookh�he (193 WE), in Rahlstedt,
Hohenhorst (88 WE) und in Rahlstedt-Ost (262 WE) sowie in den Zeilenbausiedlungen in
Heimfeld, Friedrich-Naumann-Str./Woellmerstra§e (1300 WE), in Winterhude,
Wiesendamm/Jarrestra§e (38 WE) und in Bergstedt (30 WE) [FHH. Steb., 2000:  37 ff.].
Die Erweiterung bestehender Geb�ude durch vordere, hintere oder seitliche Anbauten -wie
beispielsweise in Winterhude (Dorotheenstra§e) durch die Bebauung der Brandw�nde von 3
Hochh�usern (17 WE) [Ebd.: 56 f.]- oder durch Aufstockungen f�r zus�tzliche
Wohneinheiten spielen in den gr�nderzeitlichen Wohnbauten nur noch eine untergeordnete
Rolle. Hier k�men vor allem hintere Anbauten und Geb�udeaufstockungen infrage, die
allerdings in st�dtebaulicher, wirtschaftlicher und �kologischer Hinsicht mit nicht
unerheblichen Nachteilen verbunden w�ren. Hintere Anbauten schr�nken die nutzbare
Freifl�che ein und versiegeln den Boden, w�hrend Geb�udeaufstockungen einen
tiefgreifenden Eingriff in den Geb�udecharakter hervorrufen k�nnen und nur mit hohem
                                                            
153L�tke-Daldrup ermittelte in seiner Untersuchung einen Anteil des Dachgeschosspotenzials von etwa 7,5 %
[L�tke-Daldrup, 1989: 218].



bautechnischen Aufwand und relativ hohen Kosten zu realisieren w�ren [L�tke-Daldrup,
1989: 219 ff.].   

d.) Erneuerungsma§nahmen zur �kologischen Verbesserung der Wohnqualit�t und zur
umweltfreundlichen Gestaltung der Geb�ude:
Zu einer �kologischen Grundausstattung geh�ren ã.....eine Kombination aus
W�rmebewahrung und rationeller Energieverwendung sowie schadstoffarmer und dezentraler
Energieversorgung, die konsequente Verwendung wassersparender Sanit�rtechnik und die
Verwendung von Regenwasser vor Ort, die getrennte Abfallerfassung und die
grundst�cksbezogene Kompostierung, die hochwertige Ausnutzung der Gr�npotentiale und
eine an Umweltkriterien orientierte BaustoffauswahlÓ[Gelfort, 1993,1-2: 44].

Zur Realisierung dieser Ziele k�nnte die Stadt wirksame Instrumente einsetzen, z. B.
�  Angebot kostenloser Modernisierungs- und Gr�nberatungen f�r interessierte

Eigent�mer und Mieter:
Hinsichtlich der Modernisierung und Instandsetzung von Geb�uden informiert das
Amt f�r Stadterneuerung und Bodenordnung ausf�hrlich �ber F�rderungsmodalit�ten.
Interessierte Eigent�mer k�nnen in Erfahrung bringen, wie und zu welchen
Bedingungen �ffentliche Mittel in Anspruch zu nehmen sind [Behrens, 1996,6: 8].

� Erlass von Erhaltungssatzungen:
Um einer Verdr�ngung der angestammten Wohnbev�lkerung entgegenzuwirken, hat
Hamburg im Jahr 1995 in Eimsb�ttel-Nord, Hoheluft-West, Barmbek-S�d,
Uhlenhorst und in der s�dlichen Neustadt soziale Erhaltungsverordnungen erlassen.
Baugenehmigungen f�r bauliche �nderungen werden nur noch dann erteilt, wenn
mieterh�hende Modernisierungen nicht �ber 2 bis 3 DM / qm hinausgehen. Abbr�che
und Nutzungs�nderungen sollen gr�ndlich von den Bau�mtern der Bezirke �berpr�ft
werden [Dobbrodt,1996,6: 10].

�  Durchf�hrung versch�rfter Kontrollen der Zweckentfremdung von Wohnraum f�r
illegale B�ronutzung:
Mit der fachlichen Weisung WA 2/93 vom 9.8.93 sind die Bezirke zu restriktivem
Vorgehen gegen die Zweckentfremdung von Wohnraum angehalten worden.
Gleichzeitig wurden in den Bezirken die Abteilungen f�r Wohnraum- und
Mieterschutz durch zus�tzliche Stellen verst�rkt [Bdrs. 15/4703]. Die bisher
eingeleiteten Ma§nahmen zur Bek�mpfung der Zweckentfremdung von Wohnraum
waren durchaus erfolgversprechend: Bei einer �berpr�fung stellten die Abteilungen
f�r Wohnraum- und Mieterschutz in den Bezirken fest, dass 1994 717 gesetzlich als
Wohnraum ausgewiesene Wohnungen als Arztpraxen, Anwaltskanzleien, Fotoateliers
oder Werbestudios zweckentfremdet waren [HA 101095]. Von August 1993 bis Ende
1994 konnten 774 Wohnungen dem Wohnungsmarkt wieder zugef�hrt werden.
Gleichzeitig wurden 511625 DM Bu§gelder festgesetzt [Bdrs. 15/4703]. 1996 gab es
nur 527 F�lle von Zweckentfremdung, davon in Mitte 35, in Altona 221, in
Eimsb�ttel 78, in Nord 81, in Bergedorf 8, in Harburg 24 und in Wandsbek 80 [Bdrs.
15/6977]. Die Schaffung einer zentralen Stelle in ganz Hamburg zur effizienteren
Bek�mpfung der Zweckentfremdung w�re w�nschenswert, doch nach Ansicht des
Senats steht die Etablierung einer solchen Beh�rde im Widerspruch zum
hamburgischen Verwaltungsaufbau [Ebd.].

� Verhinderung der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen durch restriktive
Handhabung der Abgeschlossenheitserkl�rung:
1993 wurden f�r 2525 Wohnungen Abgeschlossenheitsbescheinigungen ausgestellt
[Bdrs. 15/1656], in den 80er Jahren waren es mehr als 30000 [Dobbrodt, 1996,6: 10].

� Ausweisung f�rmlicher Stadterneuerungsverfahren:



Im Mittelpunkt der Stadterneuerung stehen solche Projekte, die
1. preiswerten Wohnraum sichern, neuen Wohnraum schaffen, gemischte
Bewohnerstrukturen f�rdern und die Verdr�ngung der Bev�lkerung in
aufwertungsbedrohten Stadtteilen verhindern,
2. Arbeitspl�tze sichern, neue Arbeitspl�tze schaffen, quartiersans�ssige Unternehmer
unterst�tzen, die Qualifizierung von Arbeitssuchenden verbessern und Mischnutzung
f�rdern,
3. soziale Infrastrukturen f�r alle Bewohnergruppen sicherstellen
4. sowie Wohnumfeldverbesserungen unter den Gesichtspunkten der besseren
Nutzung von Freifl�chen, der Schaffung von �rtlicher Identit�t und �kologischer
Belange durchf�hren [Kr�ger, 1995,4: 24 ff].

Zu den wichtigsten Instrumenten geh�ren [Kr�ger, 1996,6: 6 f.]:
•  das St�dtebauf�rderungsprogramm f�r Sanierungsgebiete,
•  das Hamburgische Revitalisierungsprogramm,
•  die soziale Erhaltungsverordnung,
•  das Armutsbek�mpfungsprogramm
•  und das Programm zur Durchf�hrung von Wohnprojekten unter Einsatz von

Selbsthilfe.

4.2.3.5. Zusammenfassung (Kap. 4.2.3.)

Zu den wesentlichen stadtentwicklungspolitischen Aufgaben geh�ren die Schaffung
ausreichenden Wohnraums, die Bereitstellung von Fl�chen f�r die wirtschaftliche
Entwicklung und die ãSicherung und Entwicklung der nat�rlichen Lebensgrundlagen, von
Landschaft und spezifisch hamburgischer Identit�tÓ [FHH. Steb., 1995b: 29]. Eine extensive
Umwandlung von Freifl�chen in Wohn- und Wirtschaftsgebiete kann auf Grund �kologischer
Erw�gungen aber nur noch in einem eng limitierten Rahmen m�glich sein. Statt neue Fl�chen
f�r Wohn- und Arbeitsst�tten in Anspruch zu nehmen, sollten Potenziale im Bestand
(Fl�chenrecycling, Nachverdichtungen, Fl�chenumstrukturierungen und Instandsetzungen /
Modernisierungen) besser ausgenutzt werden. Ob diese Potenziale ausreichen werden, den
zuk�nftigen Bedarf an Arbeitsst�tten (siehe Tab. 18) und Wohnungen (s. u. Tab. 19) zu
decken, ist umstritten.

Tab. 18: Fl�chenreserven f�r Arbeitsst�tten Mitte der 90er Jahre

Stand der planerischen Noch nicht genutzte gewerbliche Baufl�chen in ha
Aufbereitung insgesamt FHH-Eigentum Privat-Eigentum

Fl�chen mit verbindlichem Planrecht     246         166         80
(Nettobaufl�chen)
Fl�chen, f�r die Bebauungspl�ne im       89           40         49
Verfahren sind (Nettobaufl�chen)
Fl�chen, die vorbereitet werden m�ssen     388         319         69
(Bruttobaufl�chen)
Fl�chen, die vorbereitet werden m�ssen     290         238         52
(Nettobaufl�chen)
Fl�chen insgesamt (brutto)     723         525                 198
Fl�chen insgesamt (netto)         625         444                 181

Quelle: FHH. Baub., 1996 a: 51 (modifiziert)



W�hrend die Stadtentwicklungsbeh�rde in ihrem im Jahre 2000 herausgegebenen Leitfaden
darauf aufmerksam macht, dass in Hamburg noch erhebliche Nachverdichtungspotenziale
vorhanden seien [FHH. Steb., 2000: 9], weist die Baubeh�rde im FNP-Entwurf darauf hin,
dass ã.....quantitative Angaben �ber die Reserven der inneren Entwicklung.....zur Zeit nicht
m�glich [seien]Ó [FHH. Baub., 1996a: 15]. Offensichtlich fehlt es in Hamburg an
umfassenden aktuellen Erhebungen, insbesondere �ber M�glichkeiten der Potenzialnutzung
auf brachgefallenen und untergenutzen Grundst�cken. Die Feststellung solcher Potenziale
scheint mit erheblichem empirischen Aufwand verbunden zu sein154.
Ein weiteres Problem resultiert aus der Schwierigkeit, das tats�chlich nutzbare Potenzial in
Bestandsgebieten zu ermitteln. L�tke-Daldrup (1989) kam in seiner im Umlandverband von
Frankfurt durchgef�hrten Studie zu dem Ergebnis, dass weder die planungsrechtlich
vorhandenen Baum�glichkeiten noch die Baudichte der Untersuchungsgebiete direkte
Schlussfolgerungen auf realisierbare Innenentwicklungspotenziale zulie§en. In Gebieten mit
erkennbaren Reserven betrage der Anteil der umsetzbaren Innenentwicklung nur ein Drittel
der theoretischen Potenziale [L�tke-Daldrup, 1989: 250]. Schlie§lich sind bauliche
Weiterentwicklungen von Siedlungen in der Gesellschaft nicht unumstritten, was der z. T.
erhebliche Widerstand der Bewohner gegen die in den letzten Jahren in Hamburg realisierten
Nachverdichtungsprojekte unter Beweis stellt [FHH. Steb., 2000: 9]. Auch bei der
Verwertung ehemaliger Brachfl�chen traten Probleme auf [Pfadt, 1986,3: 234]: Durch
mangelnde Fl�chenbewirtschaftung und noch ausreichende Grundst�cksangebote in den
neuen Erschlie§ungsgebieten am Stadtrand war der �konomische Druck nicht gro§ genug,
eine Wiedernutzung einzuleiten. H�ufiger Wechsel der Grundeigent�mer, verbunden mit
Erwartungen h�herwertiger Nutzungen, d�rften ebenfalls zur Aufschiebung einer z�gigen
Nutzung von Potenzialen im Bestand beigetragen haben.

Das auf weiteren Fl�chenverbrauch verzichtende st�dtebauliche Konzept der Verdichtung
setzt die Zustimmung breiter Bev�lkerungsschichten voraus. Solange aber gesellschaftliche
Verhaltens�nderungen nicht auszumachen sind, wird die Stadtentwicklungsplanung eine
Doppelstrategie verfolgen m�ssen, indem sie -erstens- deutliche Signale zu Gunsten einer
nachhaltigen Fl�chenpolitik setzt und -zweitens- �ber Ma§nahmen der Binnenentwicklung
hinaus ein qualitativ differenziertes, �kologisch m�glichst unsch�dliches Fl�chenangebot in
neuen Erschlie§ungsgebieten bereith�lt.

Zu 1.): F�r eine Wiedernutzung von Brachfl�chen an siedlungsbereichsintegrierten
Standorten ist ein abgestimmtes Vorgehen von Planung, Verwaltung (insbesondere

                                                            
154Fernm�ndliche Ausk�nfte von Mitarbeitern der Baubeh�rde: Telefonate mit Herrn Sachweh (Abt.
Geoinformation) vom 25.04.01, mit Herrn Stein (Teamleiter des hamburgischen automatischen
Liegenschaftsbuchs) vom 15.05.01 und mit Herrn Bohnsack (Abt. Vermessung) vom 17.05.01.

Tab. 19: Fl�chenreserven f�r Wohnungsbau Mitte der 90er Jahre

Stand der planerischen Vorbereitung ha % WE %

Fl�chen mit verbindlichem Planrecht 208 24 16.500 36
Fl�chen, f�r die Bebauungspl�ne im Verfahren sind 355 40 16.300 35
Fl�chen, die vorzubereiten sind 319 36 13.300 29
Summe 882      100 46.100             100

Quelle: FHH. Steb., 1995 b: 44



Liegenschaft) und Wirtschaftsf�rderung ebenso unerl�sslich wie der politische Wille der
Gremien, Widerst�nde bei der Verwertung von Bestandsfl�chen zu �berwinden. Hierf�r sind
Ma§nahmen erforderlich, wie Aufwertungen der Grundst�cke mithilfe von Bauleitplanung
und struktureller Ver�nderungen im Umfeld der Brachfl�chen sowie Finanzhilfen der
�ffentlichen Haushalte zur Deckung unrentabler Kosten und Eingriffe der
Gebietsk�rperschaften in den Bodenmarkt durch Aufk�ufe. Dar�ber hinaus wird es
erforderlich sein, dass

�  die �ffentliche Hand sich konsequent f�r den �bergang von egalisierenden
Programmen des �ffentlich gef�rderten Wohnungsbaus zu einer selektiven F�rderung
zu Gunsten des kosten- und fl�chensparenden Bauens engagiert und

� eine Bodenrechtsreform durchgesetzt wird, die sich nicht am Wert oder der baulichen
Nutzung orientiert, sondern an der �kologischen Sch�digung des Bodens:
Bizer und Ewringmann (1999) schlagen vor, die H�he des Steuersatzes von der
Intensit�t der Naturbeeintr�chtigung abh�ngig zu machen: ãNicht das Wohnen.....und
nicht die G�ter und Dienstleistungen des gewerblich-industriellen Sektors werden
teurer, wohl aber das Wohnen im Einfamilienhaus155 im Vergleich zu �hnlichen
Wohneinheiten in Mehrfamilienh�usern.....wohl auch st�rker fl�chenverbrauchende
Produktionen in Relation zu Produktionen, die sparsam und schonend mit Fl�chen
umgehen. Es geht.....um Ver�nderungen der relativen Preise bzw. Preisstrukturen, an
die man sich.....durch fl�chen- und damit auch steuersparende Verhaltens�nderungen
anpassen kannÓ [Bizer/Ewringmann, 1999,8: 518]. Eine solche
Fl�chennutzungssteuer �bernimmt umweltpolitische Lenkungsaufgaben, ohne die
traditionellen Ziele der Grundsteuer -kommunale Finanzautonomie (Hebesatzrecht
der Gemeinden) und Aufkommensneutralit�t- infrage zu stellen. Sie ist
verfassungskonform, sofern im Gesetz die bodenpolitischen und �kologischen
Lenkungswirkungen genannt werden [Reichenbach, 1999,8: 572].

�  Au§erdem sollte in der Belegung der Wohnungen bewusst das Nebeneinander
unterschiedlicher Gruppen respektiert werden, was durch St�rkung von
Gemeinschaftsstrukturen und durch Mitbeteiligung der B�rger156 erleichtert werden
k�nnte.

Zu 2.): Fl�chenneuausweisungen sollten m�glichst auf stadtentwicklungspolitisch relevante
Standorte beschr�nkt werden. Da dies jedoch nicht immer siedlungsbereichsintegrierte
Standorte sein k�nnen, hat jede Baulandausweisung den Nachweis einer attraktiven �PNV-
Erschlie§ung zu erbringen, wobei das ãPrinzip der GleichzeitigkeitÓ zu beachten ist. Dass
dies nicht nur juristisch (Schaffung neuer gesetzlicher Regelungen), sondern auch planerisch
(strengere Handhabung im Rahmen gegebener M�glichkeiten) zu l�sen ist, liegt auf der
Hand.
Auch wenn zu hohe Dichten im Wohnungsbau den heutigen Vorstellungen von Lebens- und
Wohnqualit�t widersprechen, k�nnte der gr�nderzeitliche St�dtebau heute wieder als Vorbild
f�r ein vielf�ltig genutztes, verdichtetes Stadtquartier dienen. Die kompakten Viertel des
mehrgeschossigen Mietwohnungsbaus auf kleinen Parzellen mit L�den im Erdgeschoss, mit
Pl�tzen und kleinen Parks, wie sie im letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts die St�dte
pr�gten, sind allerdings mit den Gegebenheiten unserer Zeit in Einklang zu bringen

                                                            
155Einig (1999) weist auf Analysen der Baustatistik hin, die zeigen, ã........dass Einfamilienh�user gegen�ber
Mehrfamilienh�usern.....durchschnittlich mehr als die doppelte Grundst�cksfl�che (Nettobauland) je qm
Wohnfl�che beanspruchen. Hinzu kommt, dass der Erschlie§ungsaufwand mit abnehmendem Verdichtungsgrad
zunimmt, was ebenfalls zu einer h�heren Bodeninanspruchnahme f�hrtÓ [Einig, 1999,8: 546 f.].
156Beispielhaft sind die im Leitfaden (ãWeiterentwicklungen von Wohnsiedlungen durch NachverdichtungÓ)
aufgef�hrten Vorschl�ge f�r einen kommunikativen Planungsprozess unter Mitbeteiligung der Bewohner [FHH.
Steb., 2000: 14 ff.].



[Christianse, 2000: 182; Krau, 2000: 25 f.]. Neue Bauordnungen, ge�nderte Vorstellungen
von individuellem Komfort und ein sich wandelnder architektonischer Zeitgeschmack
verbieten es, die gr�nderzeitliche Bauweise einfach zu �bernehmen. Aber das Gef�hl von
Urbanit�t und anziehendem, lebenswertem Stadtraum, wie es diese beliebten alten Quartiere
erzeugen, l�sst sich doch auf einige Prinzipien zur�ckf�hren, die auch f�r den heutigen
St�dtebau interessant w�ren: Die R�ckkehr zur Blockrandbebauung mit 3 bis 5 Etagen und
die Aufteilung in kleinteilige Grundst�cksparzellen zur Entstehung eines
abwechslungsreichen architektonischen Stadtbildes sind die wichtigsten wiedergewonnenen
Qualit�ten des alten St�dtebaus. Aber auch die konsequente Durchgr�nung sowie die
Beg�nstigung von Bauherren, die den Wohn-Gewerbe-Mix sogar innerhalb eines Geb�udes
umsetzen, leisten zu einem funktionierenden Stadtviertel einen wichtigen Beitrag. Im
verdichteten Wohnungsbau stellt die Nachfrage nach Parkpl�tzen ein gravierendes
st�dtebauliches Problem dar. Entweder vereiteln die Anlagen f�r das Auto -bei ebenerdiger
Anordnung- eine hinreichende urbane Dichte oder es sind aufwendige Bauma§nahmen (z. B.
die Anlagen von Tiefgaragen) erforderlich. Das gilt insbesondere auch f�r Ma§nahmen der
Binnenentwicklung, die dem Bau zus�tzlicher Wohnungen dienen. Die daraus resultierenden
Stellplatznachweispflichten f�hren zu Eingriffen in das Freifl�chenpotenzial der
Grundst�cke. Deshalb sollte die starre Handhabung der Normen durch die
Stra§enverkehrsbeh�rden -insbesondere die Stellplatzverordnung betreffend- durch
flexibleres Vorgehen  abgel�st werden, um weitere Fl�chenpotenziale f�r �konomisch und
�kologisch tr�gf�higere Nutzungen zu gewinnen. Mit welcher Begr�ndung wird den �PNV-
Nutzern ein wesentlich l�ngerer Weg zur Haltestelle zugemutet als dem Autofahrer zu seinem
Stellplatz?
Nicht weniger wichtig f�r einen lebendigen Stadtteil ist die soziale Mischung, d. h. die
Bereitstellung einer Vielzahl von Haustypen mit einem gestaffelten F�rderungsprogramm.
Zur Integration verschiedener sozialer Schichten innerhalb der einzelnen Gebiete sollte eine
Mischung aus Sozialwohnungen und frei finanziertem Wohnungsbau einerseits, und
Geschosswohnungsbau und Reihen-/Einzelh�usern andererseits, erfolgen. Eine gleichm�§ige
soziale Verteilung hat den Vorteil, dass r�umliche Konzentrationen privilegierter und
benachteiligter Bev�lkerungsgruppen verhindert w�rden. Die Erfahrungen der 70er Jahre
zeigen, dass die forcierte Bereitstellung von ãSchlichtwohnraumÓ zur Herausbildung sozialer
Brennpunkte beigetragen hat, was auch die Ansiedlung eines auf Dauer lebensf�higen
Einzelhandels erschwerte. Auf der anderen Seite f�hren ver�nderte Grundst�ckspreise und
Mieten im Zuge rapider Gebietsaufwertungen zur Verdr�ngung der schw�cheren Nutzer.
Von Anfang an ist zur Verst�rkung der Gebietsbindung der Bewohner die
Infrastrukturversorgung mitzuplanen, indem Einkaufsgelegenheiten bereitgestellt, sozio-
kulturelle Zentren errichtet und soziale Netzwerke aufgebaut werden. Ma§nahmen zur
Wohnumfeldverbesserung (Verkehrsberuhigung, Sicherung von Gr�nr�umen, autofreie
Stadtquartiere) und der Einsatz �kologischer Baustoffe sowie energie- und wassersparender
Technologien vervollst�ndigen die qualitative Wohnungspolitik und erh�hen die
Identifikation der Bewohner mit ihrem Quartier.
Die Ausweisung reiner Wohn- und Gewerbegebiete soll so weit wie m�glich unterbleiben,
was durch �berarbeitung wichtiger Bestimmungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO)
seitens des Bundesgesetzgebers (z. B. Abschaffung der Kategorie ãreines WohngebietÓ)
erleichtert w�rde. Anzustreben ist vielmehr eine engere r�umliche Zuordnung von Wohnen
und Arbeiten (siehe Kap. 4.2.4.). Beide sind in dem Ma§e zu mischen, wie die Nutzungen
miteinander vertr�glich sind, wobei die Schutzbelange der Wohnnutzungen in
Mischungsgebieten gewahrt bleiben m�ssen. Es kann aber davon ausgegangen werden, dass
mit fortschreitendem wirtschaftlichen Strukturwandel und durch Einsatz moderner
Produktions- und Umwelttechniken das Potenzial wohnvertr�glicher Arbeitspl�tze in Zukunft
noch weiter zunehmen wird.



Zur Sicherung bestehender Mischnutzungsgebiete sollen Zweckentfremdungsverordnungen
und Erhaltungssatzungen nach ¤¤ 172 Baugesetzbuch (BauGB), die bisher nur den Schutz
der Wohnnutzung garantieren, auf s�mtliche Nutzungen ausgeweitet werden. Eine
entsprechende Erweiterung dieser Bestimmungen durch �nderung des BauGB k�me
insbesondere dem klein- und mittelst�ndischen Gewerbe zugute, das innerhalb der
gemischten Baufl�chen wirksamer als heute vor Verdr�ngungsprozessen durch B�robauten
gesch�tzt w�re.
Nur dort, wo die einzelnen Aktivit�ten gegenseitig als st�rend empfunden werden, verliert die
Mischung von Nutzungen ihre Berechtigung. F�r ãmischungsunvertr�glicheÓ Betriebe sind
reine Gewerbe- und Industriegebiete auch weiterhin unverzichtbar.

4.2.4. M�glichkeiten der Binnenentwicklung durch Nutzungsmischung

4.2.4.0. Einf�hrung

Eine h�here Einwohnerdichte schafft zwar g�nstigere Voraussetzungen f�r eine st�rkere
Inanspruchnahme �ffentlicher Verkehrsmittel, doch k�rzere Wege sind erst in Verbindung
mit einer ausgewogenen Mischung verschiedener Nutzungsfunktionen zu erreichen.
Das Nebeneinander von Wohn- und Arbeitsst�tten war in den alten, gewachsenen
Stadtquartieren eine Selbstverst�ndlichkeit und wurde von Bewohnern und Unternehmern
wegen der f�r beide Seiten sich bietenden Vorteile (geringer Zeitaufwand f�r das Erreichen
des Arbeitsplatzes, Bindung der Arbeitskr�fte an den Betrieb) gleicherma§en gesch�tzt,
solange sich die unterschiedlichen Nutzungen gegenseitig nicht als st�rend empfanden.
Solche Mischnutzungen existieren noch heute, und zwar in Ottensen, Eimsb�ttel, St. Pauli,
Winterhude sowie in Stadtteilen (Wandsbek und Bahrenfeld), die zurzeit der
Industrialisierung expandiert und weitgehend vom Krieg verschont geblieben sind [Koschny,
1995,2: 10].

Seit einigen Jahrzehnten haben Ver�nderungen der Standortpr�ferenzen zu einer
zunehmenden Entflechtung der Lebensfunktionen Wohnen, Arbeiten und Einkaufen gef�hrt:
Besserverdienende bevorzugten das Eigenheim am Stadtrand bzw. im Umland. Gr�§ere
Betriebe, die in vielen dicht bebauten Stadtteilen keine Entwicklungs- und
Wachstumsm�glichkeiten vorfanden, verlagerten ihren Standort aus Hamburg hinaus. Dazu
geh�rten Dralle (Shampoohersteller in Ottensen), Laue (Gew�rzfabrik im ãSchanzenviertelÓ),
Mont Blanc (Hersteller von F�llfederhaltern in St. Pauli) und Langnese (Eisfabrik und
Tiefk�hlkost in Wandsbek) [Koschny, 1997: 104]. Dar�ber hinaus wurden auch viele Klein-
und Handwerksbetriebe in die Wanderungen einbezogen157, weil sie nach der Sanierung und
der dadurch hervorgerufenen Aufwertung alter Stadtviertel nicht mehr in der Lage waren, den
Anstieg von Mietpreisen und Geb�udewerten zu verkraften und/oder die f�r
wohnvertr�gliche Betriebabl�ufe erforderlichen Umweltauflagen zu erf�llen [Ebd.: 105].
Hinzu kam, dass viele Quartiere in der Vergangenheit ihre Bedeutung f�r die Versorgung
ihrer Bev�lkerung mit dem Verschwinden entsprechender Handelseinrichtungen158 verloren,
weil sie der Konkurrenz durch die an nicht-integrierten Standorten liegenden Verbraucher-
und Fachm�rkte nicht l�nger standhalten konnten.
Die Funktionstrennung verursachte eine relativ gro§fl�chig-homogene Fl�chennutzung mit

                                                            
157Von den 150 Betrieben, die 1995 ihren Standort in Hamburg aufgaben und sich im Umland ansiedelten,
waren 112 Handwerksbetriebe [DW 030398].
158Seit 1960 ging die Zahl der Lebensmittelgesch�fte zur�ck (1960: 8600, 1985: 3500), w�hrend sich das
fl�chenm�§ige Angebot des Einzelhandels um 50 % ausweitete (1960: 300000 qm, 1985: 450000 qm) [HIZ,
1989,1: 3].



�  gleichf�rmigen Wohnvierteln entweder als fl�chenbeanspruchende
Einfamilienhausbebauung (insbesondere in Stadtteilen der �u§eren Stadt) oder als
Hochhausquartiere (u. a. in Osdorf, Steilshoop, Rahlstedt),

� reine, weitl�ufige Gewerbe- und Industriezonen (u. a. in Billbrook, Hummelsb�ttel, in
Gro§ Borstel) mit hohem Lieferverkehr,

�  gro§fl�chige Einkaufszentren auf der ãgr�nen Wiese mit unattraktiver �PNV-
Anbindung, hohem Pkw-Aufkommen und fl�chenhaft versiegelten Stellpl�tzen (u. a.
Nedderfeld in Lokstedt, Poppenb�tteler Weg in Hummelsb�ttel).

Diese siedlungsstrukturellen, vom MIV getragenen Prozesse der Dispersion und Entmischung
verursachten zwangsl�ufig mehr Verkehr (l�ngere Fahrtwege zu den Aktivit�tsorten) und
Fl�chenverbrauch zulasten von Urbanit�t, Lebens- und Umweltqualit�t. Da die
Verkehrsstr�me sich zunehmend auf den Tangenten bewegten, konnte der
schienengebundene �PNV, der in Hamburg lediglich auf den radialen Verkehrsrelationen ein
attraktives Angebot bereith�lt, immer weniger die wachsende Nachfrage bedienen.

Heute wird mit dem Wunsch nach Nutzungsmischung die Hoffnung verbunden,
1 .  die Funktionsf�higkeit der Quartiere zu erhalten bzw. wiederherzustellen, indem

durch engere r�umliche Zuordnung von Wohnen und Arbeiten und durch die
Bereitstellung leistungsf�higer, wohnungsnaher Versorgungsstrukturen
(Dienstleistungen, Handel, Kultur- und Freizeiteinrichtungen) relativ geschlossene
st�dtische Lebensr�ume entwickelt werden, die ein eigenst�ndiges Quartiersleben
erm�glichen, das sich durch st�rkere nahr�umliche Orientierung und bessere
Auslastung der im Stadtviertel bereits vorhandenen Infrastruktureinrichtungen
auszeichnet [Oldenburg, 1999: 235 f.; Rau, 1994: 76],

2. die allt�glichen Aktivit�ten der Bewohner �ber k�rzere Distanzen abzuwickeln, um
die Kombination verschiedener T�tigkeiten zu erleichtern und den Anteil
umweltschonender Verkehre (Rad- und Fu§g�ngerverkehr) am Verkehrsaufkommen
zu erh�hen [Apel, 1998: 65; M�ller, 1996, 3-4; Holzapfel, 1994,8: 61; Rau, 1994:
76]159.

Diese Ziele finden sich auch in den neuen Hamburger Planungsgrundlagen wieder. In dem
1995 von der Stadtentwicklungsbeh�rde herausgegebenen Stadtentwicklungskonzept wird im
12. Leitziel auf die Nutzungsmischung Bezug genommen: ã.....In den Zentren der Stadt
sollen Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Naherholung, Ausbildung und Kultur verst�rkt auf
vertr�gliche Weise miteinander verkn�pft werden. Eine Stadt der kurzen Wege entspricht den
allt�glichen Lebenssituationen der Menschen und ihren jeweiligen Bed�rfnissen, erleichtert
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, hilft, Verkehr zu vermeiden und tr�gt dar�ber
hinaus zur kosteng�nstigen Nutzung von �ffentlichen Verkehrsmitteln beiÓ [FHH. Steb.,
1995b: 27]. Der FNP von 1996 f�hrt hierzu aus: ãMonostrukturierte Nutzungsentwicklungen
sollen vermieden werden. Der Wohnungsanteil in vorhandenen gemischt genutzten Bereichen
ist deshalb zu sichern. Bereits bestehende monostrukturell genutzte Gebiete sollen -so weit
wie m�glich- durch eine Erg�nzung durch Arbeitsst�tten mit dem Ziel der Nutzungsmischung
weiterentwickelt werden (4. Leitziel ãWohnenÓ) [FHH. Steb., 1996a: 37]......Gemengelagen
von Wohnen und Gewerbe auf gemischten Baufl�chen sowie auf Wohnbaufl�chen sollen
erhalten werden, soweit die gegenseitigen Beeintr�chtigungen in einem vertretbaren Rahmen
gehalten werden k�nnen (8. Leitziel ãArbeitsst�ttenÓ) [Ebd.: 48].....Neue
Dienstleistungsbetriebe sind m�glichst in das bestehende st�dtische Nutzungsgef�ge zu
integrieren u. a. mit dem Ziel, Wohnen und wohnvertr�gliche Arbeitsst�tten besser zu
mischen (11. Leitziel ãArbeitsst�tten) [Ebd.: 48]Ó.
                                                            
159So konnte Franz (1988) nachweisen, dass bei ã........Mischung der Nutzungen Wohnen und
Arbeiten.....punktuelle [Verkehrs-] Einsparungen von �ber 50 % zu erzielen [seien]Ó. F�r wahrscheinlich h�lt er
aber Einsparungen in der Gr�§enordnung von 20 bis 30% [Franz, 1988: 101 f.].



Neben den Ma§nahmen der r�umlichen Planung ist aber eine umfassende Neuordnung des
Verkehrssystems erforderlich, wenn die Wiederherstellung der Funktionsf�higkeit der
Stadtviertel auch eine Verbesserung der Wohnsituation zum Ziel hat. Verkehrliche Eingriffe
zur Aufwertung des Wohnumfeldes d�rfen sich daher nicht -wie im STEK vorgesehen- auf
City und Wohngebiete beschr�nken [FHH. Steb., 1995b: 39], sondern sollten insbesondere in
den bereits existierenden Mischnutzungsgebieten Anwendung finden. In vielen F�llen
resultieren hier die Probleme ganz wesentlich aus verkehrlichen Belastungen - v. a. durch
L�rm und Abgase, Unfallgef�hrdung und Verlust an Aufenthaltsfl�chen im Stra§enraum. Um
dieser Entwicklung gegenzusteuern, sind Einschr�nkungen f�r den Kfz-Verkehr
(Zufahrtbeschr�nkung, Parkraumbewirtschaftung, Belieferung der Betriebe mit
stadtvertr�glichen Kfz. pp) unter Ber�cksichtigung der Belange des unbedingt notwendigen
Verkehrs vorzunehmen. Gleichzeitig muss die Erreichbarkeit im Fu§g�nger- und Radverkehr
zur verkehrlichen Erschlie§ung des Quartiers verbessert werden. Dies f�rdert die lokale
Identit�t, was wiederum den im Stadtteil ans�ssigen Versorgungseinrichtungen zugute
kommt.

Eine Mischung von Nutzungen, v. a. von Wohnen und Arbeiten, setzt eine gr�§ere Toleranz
gegen�ber der jeweils anderen Nutzung voraus [Sieverts, 1997,14: 22], denn die Umsetzung
einer Mischung darf nicht zu einer Verst�rkung der Belastung in den st�dtischen Quartieren
f�hren. Was ist also wie vertr�glich in den Bestands-, Brach- und Erweiterungsgebieten
sinnvoll mischbar? Als mischf�hig gelten die an Bedeutung zunehmenden emmissionsarmen
Dienstleistungsunternehmen, die ihrerseits von den Standortvorteilen der Nutzungsmischung
wie Urbanit�t, Nutzungsvielfalt und arbeitsplatznahe Einkaufs- und Gastronomieangebote
profitieren. Auch produzierende Betriebe k�nnten durch den Einsatz technischer L�sungen
zur Emmissionsvermeidung in zunehmendem Ma§e Standorte in Mischnutzungsgebieten
finden [Oldenburg, 1999: 234; Bonny, 1997: 119].

Erfolgversprechende Ans�tze zur F�rderung von Nutzungsmischung liegen
� in der Sicherung von Betrieben im Bestand (Kap. 4.2.4.1. und 4.2.4.2.),
�  in der Bereitstellung von Fl�chen f�r mischungsunvertr�gliche

Wirtschaftsunternehmen (Kap. 4.2.4.3.),
� im Offenhalten f�r flexible, polyfunktionale Gebietsentwicklungen (Kap. 4.2.4.4.)
�  und in der Sicherung und Weiterentwicklung wohnungsnaher Einzelhandels- und

Freizeitstandorte unter Einbeziehung von Gr�nfl�chen als Naherholungsgebiete (Kap.
4.2.4.5.).

In den folgenden Kapiteln soll untersucht werden, ob
�  die Bau- und Planungsrealit�t in Hamburg tats�chlich nach den Grunds�tzen der

Funktionsmischung verf�hrt,
� die  Rahmensetzungen im Bau- und Planungsrecht sowie im Steuerrecht ausreichen,

Mischnutzungen zu f�rdern,
�  Konzepte zur Nutzungsmischung den Investoren und der Bev�lkerung vermittelbar

sind und sich gegen�ber monofunktionalen Standortkonzepten behaupten k�nnen.



4.2.4.1. Umfeldvertr�gliche Gewerbestandortsicherung

Zu den wichtigsten stadtplanerischen Aufgaben geh�rt -nach den Vorstellungen des STEK-
die Standortsicherung bestehender mittelst�ndischer Gewerbebetriebe in mischgenutzten
Stadtquartieren160. Ihre Bestandssicherung bietet etliche Vorteile: So sprechen viele
Handwerksfirmen Kunden aus dem unmittelbaren Umfeld an. Auch Druckereien, Reparatur-
und Reinigungsbetriebe k�nnen einen gro§en Teil ihrer Dienste vor Ort anbieten.
Medienunternehmen finden in den Mischquartieren oft g�nstige Infrastrukturbedingungen
und ihre ãSzeneÓ (z. B. in Ottensen). Dar�ber hinaus besch�ftigen die alteingesessenen
Betriebe einen hohen Anteil von Menschen, die in unmittelbarer Nachbarschaft wohnen,
w�hrend die aufstrebenden jungen Unternehmen aus dem EDV- und Medienbereich ihre
Mitarbeiter in der Regel mitbringen [Koschny, 1997: 110 f.].
Angesichts des zunehmenden Potenzials wohnvertr�glicher, gewerblicher Arbeitspl�tze (neue
Technologien, wachsender innerbetrieblicher Dienstleistungsanteil) wird die Mischung von
Wohnen und kleinteiligem, mittelst�ndischem Gewerbe in Zukunft st�rker m�glich sein. F�r
Mischstrukturen besonders geeignet sind lokal orientierte Handwerker und Anbieter von
Dienstleistungen, kleinere Produktionsbetriebe (z. B. stadtteilbezogene Druckereien) und
Reparaturwerkst�tten. Selbst �berregionale Produktions- und Handelsunternehmen lassen
sich in bestehende Geb�ude und Quartiere integrieren, wenn sie solche Umgebungen mit all
den Restriktionen (v. a. Ber�cksichtigung der Belange von Anwohnern und m�gliche
Einschr�nkungen des Betriebsablaufs) akzeptieren k�nnen [Koschny, 1995,2: 11].

Eine erfolgreiche Standortsicherung des Gewerbes in gewachsenen Quartieren setzt die
Bereitschaft der Wohnbev�lkerung zu mehr Toleranz voraus, nachdem ortsspezifische
Belastungsgrenzwerte festgelegt worden sind. Dar�ber hinaus ist auch der Gesetzgeber
gefragt, der Abstandserlasse, normierte Immissionstoleranzen und Nutzungskategorien der
BauNVO auf ihre Tauglichkeit hin zu �berpr�fen und ggfs. zu ver�ndern hat.
Aufseiten der Gewerbetreibenden sollte grunds�tzlich die Bereitschaft vorhanden sein, an
Konzepten zur L�sung m�glicher Nutzungskonflikte in Gemengelagen mitzuwirken. Dabei
haben die Betriebe eine Reihe von Ma§nahmen vorzunehmen, um die von ihnen ausgehenden
Umwelt- und Gesundheitsbelastungen durch Verbesserungen des betrieblichen
Umweltschutzes zu reduzieren. Zun�chst einmal ist die tats�chliche Belastungssituation zu
analysieren, indem sich die Unternehmen an einem freiwilligen �ko-Auditing161 beteiligen.
Mit diesem Verfahren soll die Erarbeitung eines Ma§nahmenplans, der die Bereiche
Transport (Logistik- und Verkehrskonzepte), Ver-/Entsorgung, Produktpolitik (�kologische
Betriebsabl�ufe oder Herstellung umweltvertr�glicher Produkte), betriebliche
Entwicklungsm�glichkeiten, aktiver/passiver Immissionsschutz, �ffentliche F�rderung sowie
Beratung der Gewerbetreibenden und der Anwohner einbezieht, sichergestellt werden. In
einem zweiten Schritt sind Ma§nahmen des betrieblichen Umweltschutzes von den
Unternehmen zur Verringerung ihrer Emissionen zu ergreifen. Dies erfordert den Einsatz
neuer Maschinen mit geringeren L�rmemissionen, die Aufstellung schwingisolierter
Fundamente, die Kapselung st�render Betriebsteile und den Einsatz von Filtern [Heimann,
1988: 202]. Hinzu kommen flankierende Ma§nahmen des passiven Immissionsschutzes an

                                                            
160ãDie Sicherung und Erweiterung von Betrieben am Standort mu§ Vorrang vor der Verlagerung haben.
Bestandspflege vorhanderner Betriebe mu§ zu einem zentralen Aufgabenbereich der Stadtteilplanung werdenÓ
[FHH. Steb., 1995b: 63].
161Ein �ko-Auditing ist gem�§ EG-Verordnung v. Juni 1993 (Nr. 1836/93) m�glich. Noch vor der Umsetzung
im April 1995 haben eine Reihe von Hamburger Unternehmen Umweltmanagementsysteme eingef�hrt. Zur
Unterst�tzung kleiner und mittlerer Betriebe gaben Wirtschafts- und Umweltbeh�rde einen mit Kammern und
Verb�nden abgestimmten Ratgeber zum Umwelt-Audit heraus. Die Bildung von Branchenarbeitskreisen wurde
von der Wirtschaftsbeh�rde begr�§t und soll finanzielle Unterst�tzung erhalten [Bdrs. 15/3052].



den Wohngeb�uden (z. B. doppelverglaste Fenster). Diese zur Verringerung des
gewerblichen St�rpotenzials eingesetzten Ma§nahmen verursachen hohe Kosten und
erfordern die finanzielle Unterst�tzung der �ffentlichen Hand [Tesdorpf, 1984: 324 f.].
Hierf�r w�ren die Einbindung der Ma§nahmen in ein Sanierungskonzept und die f�rmliche
Festlegung des betroffenen Quartiers als Sanierungsgebiet unerl�sslich. Nach ¤ 245 Abs. 11 i.
V. m. ¤¤ 39, 41 Abs. 2 und 44 StBauFG k�nnen bauliche Verbesserungen im gewerblichen
Bereich mit St�dtebauf�rderungsmitteln flankiert werden, wenn Ma§nahmen zur
Verbesserung der st�dtebaulichen Situation in Gemengelagen erfolgen. In der Praxis sollen
St�dtebauf�rderungsmittel f�r Modernisierungen von Gewerbebetrieben jedoch kaum
gew�hrt worden sein [Oldenburg, 1999: 249]. Die Modalit�ten zur finanziellen
Unterst�tzung mit Bundes- und Landesmitteln im Rahmen von Sanierungsma§nahmen sind
deshalb im Hinblick auf die F�rderungsm�glichkeiten f�r Gewerbebetriebe vonseiten des
Bundes unbedingt zu verbessern, zumal indirekte F�rderungen in Form von Subventionen (u.
a. steuerliche Anreize, Mietnachl�sse) marktwirtschaftlichen Prinzipien widersprechen.
Deshalb sieht Oldenburg (1999) in ã.....Verhandlungen mit potenziellen Investoren die
einzige M�glichkeit, produzierendes Gewerbe......zu unterst�tzenÓ. [Ebd.: 175].
Wirtschaftsstrukturelle Ver�nderungen (Mietpreissteigerungen im Quartier auf Grund von
Aufwertungsprozessen durch Sanierungsma§nahmen) und der auf das produzierende
Gewerbe lastende Ver�nderungsdruck durch die �konomisch st�rkeren Dienstleistungs- und
Wohnnutzungen erfordern �ber die finanziellen F�rderungsma§nahmen hinaus die
planungsrechtliche Absicherung der Betriebe in Bestandsgebieten. Zur Sicherung
bestehender Mischnutzungsgebiete sollten Zweckentfremdungsverordnungen und
Erhaltungssatzungen nach ¤¤ 172 ff. Baugesetzbuch (BauGB), die bisher nur den Schutz der
Wohnnutzung garantieren, auf s�mtliche Nutzungen ausgeweitet werden. Eine entsprechende
Erweiterung dieser Bestimmungen durch �nderung des BauGB k�me insbesondere dem
klein- und mittelst�ndischen Gewerbe zugute, das innerhalb der gemischten Baustrukturen
wirksamer als heute vor Verdr�ngungsprozessen durch B�robauten gesch�tzt w�re. Durch
Fortschreibung der gewerblichen Nutzung in den Fl�chennutzungs- und Bebauungspl�nen
blieben unter diesen Rahmenbedingungen die vorhandenen Betriebsanlagen vor
Zweckentfremdung durch Dienstleistungen weitgehend gesch�tzt. �ber den Bestandsschutz
hinaus sollte den Betrieben aber auch die M�glichkeit der Produktionserweiterung
einger�umt werden, damit betriebliche Entwicklungen auch in Bestandsgebieten gute
Voraussetzungen vorfinden. Unternehmen, die sich nur schwer in gewachsene Quartiere
integrieren lassen, haben nach wie vor in reinen Gewerbegebieten ihren besten Standort
(siehe Kap. 4.2.4.3.).
Auch die st�dtische Gewerbefl�chenpolitik beeinflusst die Standortentscheidungen der
Unternehmen in starkem Ma§e. Mit der Ausweisung und Erschlie§ung neuer
Gewerbefl�chen, die wegen der Erhaltung der Wettbewerbsf�higkeit (Konkurrenz zum
Umland)162 und der Diversifikation der Standorte163 plausibel erscheint, schreitet jedoch nicht
nur der Landschaftsverbrauch voran. Pfadt (1990) zeigte, dass das Fl�chenangebot in neuen
Erschlie§ungsgebieten i. Z. m. Aufwertungsprozessen -durch Sanierungsma§nahmen mit
dem Ziel der Verbesserung der Wohnfunktion- und Produktionseinschr�nkungen in den
Bestandsgebieten Wanderungsbewegungen vieler alteingesessener Betriebe ausl�sen kann
                                                            
162ãDie zuk�nftig erwartete Nachfrage nach gewerblichen Baufl�chen.....erfordert.....die planerische
Aufbereitung und Erschlie§ung von heute noch nicht genutzten st�dtischen gewerblichen Baufl�chen. Insgesamt
wird bis zum Jahr 2010 ein verf�gbares st�dtisches Fl�chenpotential von rd. 450 ha ben�tigtÓ [FHH. Steb.,
1996a: 47].
163Die Hamburger Wirtschaftsbeh�rde stellte 1995 zur Gewerbefl�chensituation in Hamburg fest, ã.....da§ ein
unabweisbarer Bedarf an neu auszuweisenden Fl�chen bleibt, weil ohne diese wesentliche Bereiche der
Wirtschaft insbesondere wegen ihrer unterschiedlichen Standortbedingungen (z. B. Abfallwirtschaft,
Verkehrswirtschaft) im Rahmen der Wirtschaftsf�rderung nicht betreut werden k�nnenÓ. Zit. in: Mensing, 1997:
141



[Pfadt, 1990: 183 ff.] (vgl. auch Kap. 4.2.3.1.). Erfolgreiche Ma§nahmen zur Sicherung des
mittelst�ndischen Gewerbes in den Mischgebieten (z. B. St�rkung lokaler wirtschaftlicher
Zusammenh�nge im Umfeld der Bestandsgebiete durch Intensivierung der Beziehungen
zwischen Betrieben und Kunden/Zulieferern) setzen voraus, dass die Vergabe neuer Fl�chen
sich nur auf stadtentwicklungspolitisch relevante Standorte beschr�nkt (siehe Kap. 4.2.3.5.)
und reine Gewerbe- und Industriegebiete wirklich nur f�r ãmischungsunvertr�glicheÓ
Unternehmen (Gro§handel, Transportlogistik, Baugewerbe) ausgewiesen werden (siehe Kap.
4.2.4.3.).

Neben den typischen Mischstrukturen -Nebeneinander von Wohn- und Gewerbebauten- sind
noch weitere 3 Formen der Integration von Wohnen und Arbeiten in den Stadtquartieren
denkbar:

� die Unterbringung des Kleingewerbes in Wohngeb�uden,
� die Anlage von Hofstrukturen im Inneren der gr�nderzeitlichen Blockrandbebauung
� und der Bau von Gewerbeh�fen

Die Unterbringung des Kleingewerbes in Wohngeb�uden -entweder durch Stapelung
unterschiedlicher Nutzungsarten164 oder durch Anordnung der unterschiedlichen Funktionen
in einem Geb�ude- muss die Schutzbelange der Wohnnutzung in besonderem Ma§e
ber�cksichtigen und erfordert schon auf Grund bestehender Bauvorschriften und
Immissionsverordnungen hohe Investitionen. L�rmschutz- und Schallisolierungsma§nahmen
wie st�rkere Fu§b�den, Decken und W�nde wirken sich unmittelbar auf den Kauf- bzw.
Mietpreis aus, der von kleineren Betrieben oft nur schwer aufzubringen ist. Dagegen ist das
Nebeneinander von Gewerbe- und Wohnnutzung in einem Geb�ude eine kosteng�nstigere
Alternative [Koschny, 1995,2: 11]. Beide Formen der Mischnutzung in Geb�uden sind in
stadtvertr�gliche Logistik- und Verkehrskonzepte einzubinden, um die in den Morgen- und
Abendstunden durch den Lieferverkehr hervorgerufenen Belastungen (L�rm, Abgase) f�r die
Anwohner auf ein ertr�gliches Ma§ zu reduzieren.

Eine weitere M�glichkeit der Integration von Wohnen und Arbeiten liegt in Quartieren mit
gr�nderzeitlicher Blockrandbebauung. Im Innern der Bl�cke k�nnten Hofstrukturen in Form
von Hinterhaus und r�ckw�rtigem Anbau entstehen, um insbesondere im Erdgeschoss Raum
zu geben f�r vielf�ltige Nutzungen wie Gewerbebetriebe165, Gastronomie und Ateliers, aber
auch f�r Gro§rauml�den, Lager und soziale Einrichtungen. Auf diese Weise lassen sich
wirtschaftliche Nutzungen mit ihrem Fl�chenbedarf in eine verdichtete, gemischte Bebauung
integrieren und erscheinen nicht wie im St�dtebau fr�herer Jahre als isolierte Bauk�rper
v�llig anderen Typs neben der �brigen Bebauung. Die Ansiedlung von publikumsorientierten
Dienstleistungen und Einzelhandelsgesch�ften tr�gt dar�ber hinaus zur Verbesserung der
Versorgung der Wohnbev�lkerung in den jeweiligen Quartieren bei (siehe auch Kap.
4.2.3.2.3.).

F�r das klein- und mittelst�ndische Gewerbe besteht die M�glichkeit, im Geschossbau von
Gewerbeh�fen unterzukommen. Langfristig angelegte Vertr�ge zwischen dem Bautr�ger und
den Gewerbetreibenden geben Standortsicherheit und sorgen f�r ein g�nstiges Arbeits- und

                                                            
164Ein Beispiel f�r die Stapelung unterschiedlicher Nutzungsarten ist das Bauvorhaben am Valentinskamp in
der Neustadt. �ber dem Madhouse entstehen zwei Gewerbegeschosse mit Laden- und B�ronutzung und drei
Etagen mit Wohnungen.
165 Eine Untersuchung in den M�nchener Stadtteilen Schwabing und Maxvorstadt hat allerdings deutlich
gemacht, dass sich ã.....eine deutliche Verschiebung in der gewerblichen Nutzungsstruktur [zeigt]: weg von
Handwerksbetrieben hin zu Dienstleistungen f�r h�here Einkommensgruppen junger erfolgsorientierter urbaner
GesellschaftsschichtenÒ [Krau, 2000: 253].



Investitionsklima. Die Vorteile dieser nun schon seit 100 Jahren bew�hrten Unterbringung
von kleineren Produktions-, Dienstleistungs- und Handwerksbetrieben in Stapelbauweise
liegen auf der Hand [L�dler, 2000: 104 f.; Koschny, 1997: 111f.]:

� Erh�hung der Nutzungsintensit�t gewerblicher Fl�chen,
� zus�tzliches Angebot von Arbeitspl�tzen in dicht bewohnten Stadtvierteln,
�  beschleunigte Nutzung brachgefallener Wirtschaftsfl�chen und/oder leerstehender

Produktionsst�tten und Einbindung derselben in Neubau- und
Modernisierungskonzepte,

� N�he zu Kunden und benachbarten Betrieben
� und gute Voraussetzungen f�r betriebliche Kooperationen (z. B. Bildung von Liefer-

und Fahrgemeinschaften)
Die Nutzung von Gewerbeh�fen auf leerstehenden Produktionsfl�chen kann allerdings
darunter leiden, dass M�ngel in der Bausubstanz und unzureichende Erschlie§ung und
Ausstattung der Fl�chen nicht den Anforderungen der Betriebe gen�gen sowie aufw�ndige
Bodensanierungen auf Altstandorten und spekulative Grundst�ckspreise die Mieten in die
H�he treiben [Oldenburg, 1999: 250; Koschny, 1997: 112]. Auch der Beitrag der
Gewerbeh�fe zur Reduzierung des Verkehrsaufwandes darf nicht zu hoch veranschlagt
werden. Eine von L�dler (2000) durchgef�hrte Untersuchung im M�nchener Stadtteil
Westend kam zu dem Ergebnis, dass betriebliche Kooperationen zum Zwecke der
Verkehrsvermeidung an der mangelnden Bereitschaft der Betriebe gescheitert sind und dass
der Faktor r�umliche N�he zu Kunden und Zulieferern wegen der weit gespannten Netzwerke
und der nicht zwingenden Notwendigkeit, kurze Distanzen zu Zulieferern und Kunden zu
wahren, angesichts moderner Kommunikationsnetze und Lagersysteme, niedriger
Raum�berwindungskosten und guter Stra§enverkehrserschlie§ung immer mehr an Bedeutung
verliert [L�dler, 2000: 105 f.].
Will der Gewerbehof seine Vorteile ausspielen und sich auf dem Markt gegen die
Konkurrenz zu anderen Produktions- und Lagerfl�chen behaupten, m�ssen die hohen
Vorinvestitionen vermindert werden, die insbesondere bei der Anlage des Gewerbehofes auf
Brachfl�chen zu erwarten sind. Koschny (1997) schl�gt vor, leerstehende Produktionsfl�chen
sukzessive zu entwickeln und B�ronutzungen von vornherein auszuschlie§en, damit die
Grundst�ckspreise keiner spekulativen Erwartungshaltung unterliegen [Koschny, 1997: 112].
Au§erdem sollte der Betreiber bei der Belegung des Gewerbehofes darauf achten, dass
betriebliche Kooperationen (Nutzung von Gemeinschaftseinrichtungen, Bildung von Liefer-
und Fahrgemeinschaften) m�glich sind und dass die Versorgungsfunktion des jeweiligen
Quartiers vom Gewerbehof auch profitiert. In Hamburg hatte die HaGG (Hamburger
Gesellschaft f�r Gewerbebauf�rderung mbH, eine Gr�ndung der Stadt Hamburg und der
Handwerks- und Handelskammer zur F�rderung, Ansiedlung und Verlagerung von kleinen,
in die Wohnquartiere integrierbaren Betriebe) bis zum Jahr 1995 bereits 6 eigene
Gewerbeh�fe fertig gestellt. Dabei handelt es sich um die Gewerbeh�fe Stresemannstra§e
374 in Bahrenfeld (ehemals alte Dosenfabrik mit einer Fl�che von 6286 qm),
Stresemannstra§e 375 in Bahrenfeld (Neubau mit einer Fl�che von 4076 qm), Arnoldstra§e /
Rothestra§e in Ottensen, Stresemannstra§e / Lerchenstra§e in St. Pauli (ãSchilleroperÓ),
Schanzenstra§e 75-77 in St. Pauli (ehemals Montblanc-Fabrik, wo ein Stadtteilkino, ein Caf�,
ein Jugendg�stehaus, die Hamburger Volkshochschule und andere Dienstleistungsbetriebe
entstanden) und Koppel 34-36 in St. Georg [Jorzick, 1995,2: 20]. Hier lie§en sich
�berwiegend kleine Handwerksbetriebe, Anbieter von Dienstleistungen sowie Aus- und
Weiterbildungstr�ger nieder. Hinzu kamen noch 6 Projektentwicklungen und
Brachfl�chenreaktivierungen. Zu diesen Vorhaben geh�ren Friesenweg 5 in Ottensen
(Geb�ude der alten Friesenbrauerei), Veringhof in Wilhelmsburg (7208 qm; bereits 1995
fertiggestellt), Ernst-August-Stra§e in Othmarschen (Neubau mit 3538 qm), Gau§stra§e in
Ottensen (Neubau mit 10825 qm), Kleine Rainstra§e in Ottensen und Gewerbezentrum



Bernstorffstra§e in St. Pauli [Dahrendorf, 1996,5: 14; Bdrs. 15/3761].  Ende 1996 verwaltete
die  HaGG  15 Gewerbeh�fe und hatte weitere 10 neue Standorte projektiert [HaGG, 1996,6:
16].

Durch die enge Nachbarschaft zu den Betrieben (vgl. auch Kap. 4.2.4.1. und 4.2.4.4.) k�nnen
jedoch betr�chtliche, kaum mit der Wohnfunktion vertr�gliche Belastungen verbunden sein,
die im Wesentlichen auf Verkehrsvorg�nge der G�terauslieferung bzw. -anlieferung
zur�ckzuf�hren sind. Derartige Beeintr�chtigungen wie L�rm, Schadstoffe und Unfallrisiken
sind v. a. w�hrend des Tages bei entsprechend hoher Anzahl der Liefervorg�nge mit gro§en
Lkw zu erwarten. Hinsichtlich des G�terverkehrs l�sst sich die Vertr�glichkeit mit anderen
Nutzungen jedoch dadurch verbessern, dass Liefervorg�nge durch betriebs�bergreifende
Kooperation (z. B. Anlieferung aus G�terverkehrszentren) verringert, kleinere Lkw
e ingese t z t ,  L i e f e r f ah r t en  nu r  ze i t l i ch  be sch r�nk t  zuge l a s sen ,
Parkraumbewirtschaftungsma§nahmen eingef�hrt und Geschwindigkeitsbeschr�nkungen
erlassen werden.

4.2.4.2. St�dtebauliche Aufwertung alter Gewerbegebiete

Mit dem Bedeutungsverlust des sekund�ren Sektors166 unterliegen v. a. historisch
gewachsene, innenstadtnahe Gewerbe- und Industriefl�chen (siehe Kap. 4.2.3.1.1.) auf Grund
ihres hohen Lagewertes einem Aufwertungsdruck zu B�rostandorten. Der Anstieg der
Bodenpreise veranlasst viele Grundst�ckseigent�mer, die bauliche Nutzung ihres Bodens an
der h�chstm�glichen Rendite zu orientieren. So rufen Aufwertungsprozesse die Gefahr der
Verdr�ngung alteingesessener Betriebe herauf, selbst in reinen Gewerbegebieten, die durch
B-Pl�ne funktionell gesichert zu sein scheinen, dringen Kerngebietsnutzungen auf Kosten des
ertragsschwachen Gewerbes ein [Koschny, 1997: 108]. Doch ist Hamburg aus Gr�nden der
Erhaltung bzw. F�rderung eines wirtschaftlichen Pluralismus auch in Zukunft darauf
angewiesen, Gewerbenutzungen -v. a. in Mischstrukturen- gezielt zu stabilisieren und
planungsrechtlich zu sichern, indem die ihnen drohende Zweckentfremdung durch reine
B�robauten mittels Festschreibung einer Mischnutzung im Bebauungsplan i. V. m. einer
erweiterten Erhaltungssatzung nach ¤¤ 172 f. BauGB verhindert wird (siehe Kap. 4.2.3.4. und
4.2.3.5.). Gerade wegen ihrer N�he zum Dienstleistungszentrum City und ihrer
hervorragenden Anbindung an den �PNV bieten diese alten, gut erschlossenen
Wirtschaftsfl�chen beste Chancen, moderne Formen der Integration unterschiedlicher
wirtschaftlicher Nutzungen mit hoher Bebauungsdichte zu realisieren und dar�ber hinaus
Raum f�r die Einbindung der Wohn- und Erholungsfunktion zu geben. Voraussetzung ist,
dass die untergenutzten Fl�chen durch Sanierung und Neuordnung z�gig aufgewertet und als
neue Produktionsstandorte ausgebaut werden. Die Fl�chenbereitstellung hat dabei vorrangig
der Unterbringung solcher Produktionsst�tten zu dienen, die in Bezug auf
Umweltauswirkung, St�dtebau und Verkehr stadt- und nutzungsvertr�glich sind. Betriebe mit
gro§em Fl�chenbedarf wie Speditionen und Gro§handel, die auch noch viel Verkehr
erzeugen, sollten kurz- bis mittelfristig dem arbeitsplatzintensiven Gewerbe Platz machen
und einen ihren Bed�rfnissen eher entsprechenden Standort bekommen (siehe Kap. 4.2.4.3.).

Zu den Wirtschaftsfl�chen, die dringend einer �kologischen Revitalisierung und
st�dtebaulichen Neuordnung bed�rfen, geh�rt das in meist offener Bauweise errichtete und
ohne die notwendigen ordnenden st�dtebaulichen Vorgaben entstandene Gewerbegebiet in
                                                            
166Zwischen 1983 und 1993 ging im produzierenden Gewerbe die Zahl der Arbeitspl�tze um 15 % von 143000
auf 121000 zur�ck. Der Beitrag des sekund�ren Sektors zur Wertsch�pfung in Hamburg betrug 1993 nicht
einmal mehr 25 % [Hoya, 1995,2: 6].



Hammerbrook. Die ein- bis zweigeschossigen, �berwiegend von Spediteuren genutzten
Schuppen und Hallen sind einfache, an wirtschaftlichen Kriterien orientierte Ingenieurbauten
der Nachkriegszeit, die dem Ganzen einen ãgesichtslosenÓ Ausdruck geben. An das einst
lebendige, im 2. Weltkrieg weitgehend zerst�rte Arbeiterviertel mit seiner deutlich
erkennbaren Blockstruktur und den Hinterhofh�usern mit differenzierten Nutzungen erinnert
fast nichts mehr. Nach der Entstehung eines City-Entlastungszentrums (City-S�d) in
Hammerbrook167 droht gar eine monostrukturelle Weiterentwicklung im �stlichen
Cityrandbereich, die nicht ohne negative Auswirkungen auf benachbarte Stadtteile bliebe. So
sind Raumstrukturen auszumachen, die nur schlecht genutzt werden: W�hrend Speditions-
und Handelsbetriebe dominieren, sind Wohn- und Gr�nfl�chen stark unterrepr�sentiert. Aus
diesen Erkenntnissen heraus wurden im Rahmen des Stadtentwicklungsforums -ein
internationales Symposium vom 14. bis 20.8.1993- Anregungen zur �kologischen
Stadterneuerung Hammerbrooks erarbeitet [FHH. Steb., 1993: 95]. Eine typische Mischung
von Wohnen und kleinteiligem, mittelst�ndischen Gewerbe sowie die R�ckgewinnung von
Freifl�chen wurden seinerzeit als wichtigste Ziele f�r die Weiterentwicklung des Stadtteils
ausgegeben. Auf generell g�ltige Orientierungsgr�§en konnte nicht zur�ckgegriffen werden,
weil das Ausma§ der Anforderungen an �kologische Stadterneuerung von zahlreichen, �rtlich
spezifischen Kriterien abhing. Allerdings blieben 4 Schwerpunkte bestehen, die f�r
zuk�nftige Planungen von Bedeutung w�ren:
1. Die in diesem Gebiet einschlie§lich Umfeld noch vorhandenen bedeutsamen �kologischen
Funktionen m�ssen gesichert und entwickelt werden. Hier bieten sich die parallel zu den
Haupterschlie§ungsstra§en in west-�stlicher Richtung verlaufenden Kan�le an, die als
Leitsystem dienen. Sie f�rdern die Orientierung und Identifikation und er�ffnen vielfache
Nutzungsm�glichkeiten: Hinter den die Ufer begleitenden Fu§wegen entstehen
mehrgeschossige Bauten, die mit den vorhandenen erhaltenswerten Hallen und Fabriken
zusammen einen spannungsreichen Komplex bilden. In den unteren Etagen der Neubauten
k�nnen L�den, Gewerbe, Restaurants und kulturelle Einrichtungen, in den oberen
Geschossen Wohnungen untergebracht werden. In den vom Wasser abgelegenen Seiten sind
�berwiegend B�ros und Werkst�tten einzurichten. Durch die dichte Anordnung der
Gewerbefl�chen kann das bestehende klein- und mittelst�ndische Gewerbe quantitativ
erhalten werden.
2. Ein qualitativ differenziertes Standortangebot f�r unterschiedliche Gewerbebetriebe und
Dienstleistungsunternehmen setzt eine intensive Ausnutzung des zentral gelegenen,
wertvollen Areals voraus. Einst�ckige, �berwiegend von Speditionen und Lagerhallen in
Anspruch genommene Gewerbebauten haben nach Einsch�tzung der
Stadtentwicklungsbeh�rde nur 30 % des Baurechts ausgenutzt  [FHH. Steb., 1993: 96]. Die
Verlagerung dieser fl�chenextensiven Betriebe an den Stadtrand oder in hafenn�here
Bereiche (s.o.) schafft Fl�chen f�r arbeitsplatzintensives Gewerbe und bietet dar�ber hinaus
auch Raum f�r das Nebeneinander verschiedener Nutzungsanspr�che. Ob die nach
Abwanderung eines gro§en Teils der Speditionen erhofften innovativen und
zukunftstr�chtigen Betriebe tats�chlich kommen werden, h�ngt nicht allein von der
Grundst�cksbereitstellung durch die Stadt ab. Zwar wissen die Firmen heute die Bedeutung
eines �kologisch orientierten Standorts als eine Art Grundst�cksaufwertung zu w�rdigen,
doch spielen bei der unternehmerischen Standortentscheidung auch andere Faktoren eine

                                                            
167Die in den 80er Jahren entstandene City-S�d war als Entlastung f�r die Innenstadt geplant. Preiswerte und f�r
Dienstleistungs- und Handelsbetriebe geeignete Grundst�cke in Hammerbrook sollten die Innenstadt vom Druck
der Investoren entlasten. Allerdings bedachten die damaligen Stadtplaner nicht, dass ohne Menschen, die in
einem solchen Stadtteil wohnen, das Leben aus den Stra§en verschwindet. �brig blieb eine auch f�r Investoren
unattraktive Betonw�ste. Das Umdenken setzte ein, als immer mehr B�ros in Hammerbrook leer standen. Die
B-Pl�ne mussten ge�ndert werden, denn nach altem Recht durften in der City-S�d keine Wohnungen gebaut
werden.



gro§e Rolle, wie z. B. die �rtlich-infrastrukturelle Ausstattung (z. B. der gute Anschluss an
das Verkehrsnetz), die gebotenen finanziellen Hilfen (z. B. H�he des Gewerbesteuersatzes),
die N�he zu Betrieben derselben Branche, das Arbeitskr�fteangebot vor Ort sowie die
Kunden- und Lieferantenn�he. Da Hamburg mit den Grundst�cksangeboten also nur bedingt
Einfluss auf Unternehmer-Standortentscheidungen aus�ben kann, ist ein Gesamtkonzept f�r
das Areal erforderlich, um das Interesse potenzieller Investoren zu wecken. Neben der
�u§eren und inneren Erschlie§ung des Plangebiets (Verkehrsanlagen mit angegliederten
Freifl�chen im �ffentlichen Bereich, aber auch Anlagen der technischen Infrastruktur) sollte
eine von der Stadt im Treuhandauftrag handelnde Entwicklungsgesellschaft (siehe Kap.
4.2.3.1.3.) die schon zur Verf�gung stehenden Fl�chen mit eigenen Immobilien bebauen
lassen und damit die Initialz�ndung f�r private Investitionen und weitere
Betriebsansiedlungen geben. In den st�dtischen Bauten k�nnen kommunale
Verwaltungseinrichtungen sowie Dienstleistungsangebote wie Schreibb�ros,
Betriebskinderg�rten, betriebs�rztliche Dienste, Kantinen, Verpflegungsservice und
Konferenzr�ume untergebracht werden. Die Finanzierung dieser Projekte l�sst sich im
Rahmen eines kommunalen Leasings und durch neue Formen der public private partnership
sicherstellen. Weitere finanzielle Mittel stehen nach Vergabe anderer Grundst�cke auf
Erbbaubasis sowie nach Preisentwicklungsabsch�pfung bei Verkauf derselben zur
Verf�gung, wenn das R�ckkaufrecht durch die Stadt zuvor vereinbart wurde.
3. Neue Wohnungen sind sowohl im Zuge der Nachverdichtung (z. B. am Osterbrook) und
der Baul�ckenschlie§ung (z. B. am Heidenkampsweg168 und in der Amsinckstra§e169) in
bestehenden Quartieren als auch durch Erschlie§ung attraktiver Lagen an den Wasserl�ufen
zu gewinnen, wo von Stra§en abgeschirmte, vielf�ltige Wohnbereiche entstehen k�nnen, die
mit anderen Nutzungen gemischt werden. Hier ist eine Kombination aus frei finanziertem
und �ffentlich gef�rdertem sozialen Wohnungsbau aus mehreren Gr�nden anzustreben: Mit
dem Bau von Sozial- und Genossenschaftswohnungen kn�pft man an die Geschichte des
Stadtteils als Arbeiterviertel an und bietet eine gute Grundlage f�r Angebote an
unterschiedliche Einkommens- und Mietergruppen, zumal eine gleichm�§ige soziale
Verteilung den Vorteil bietet, r�umliche Konzentrationen privilegierter und benachteiligter
Bev�lkerungsgruppen zu verhindern. Dar�ber hinaus tr�gt die Integration verschiedener
sozialer Schichten dazu bei, dass die durch die g�nstige Lage Hammerbrooks (privilegierter
Wohnstandort in Cityrandlage mit abwechslungsreicher Wasserlandschaft) bef�rchtete
Gebietsaufwertung mit h�heren Grundst�ckspreisen und Mieten in Grenzen gehalten wird.
Dies f�hrt auch zur Stabilisierung bestehender Wohngebiete in den angrenzenden Stadtteilen
Hamm und Hamm-S�d, wo der f�r Mieter mit geringen Eink�nften vorhandene preisg�nstige
Wohnraum weiterhin sicherzustellen ist. Bei der Planung ist zu ber�cksichtigen, dass mit der
Zunahme der Wohnbev�lkerung in Hammerbrook der Infrastrukturausbau (Einrichtungen f�r
Versorgung, Freizeit, Kultur und Bildung; Ausbau des �PNV)170 und die Ausstattung mit
Freifl�chen (z. B. gr�ne Inseln in Blockgr�§e, die als Frei-, Spiel- und Aufenthaltsfl�chen
genutzt werden) Schritt halten m�ssen.
4. Die Einrichtung einer neuen S-Bahn-Haltestelle an der S�derstra§e oder Billstra§e
zwischen den Stationen Berliner Tor und Rothenburgsort (S 2 / S 21) und die Inbetriebnahme

                                                            
168Stra§enbegleitende Neubauten f�llen heute die L�cken der Blockr�nder aus und sind mit der alten
Bausubstanz (Gewerbebauten unterschiedlicher Epochen) verzahnt worden [Bothe et al, 1997,7: 6].
169In der Amsinckstra§e wurden in einem neuen B�roviertel auch 70 Wohnungen untergebracht. Zusammen mit
der Wohnzeile am Nagelsweg bildet das neue B�rogeb�ude ein interessantes Ensemble in Hammerbrook
[Leon/Wohlhage, 1997,7: 10 f.; FHH. Steb.: 2001: 48 f.].
170Nach ¤ 166 Abs. 2 BauGB hat die Kommune ã.....Voraussetzungen daf�r zu schaffen, da§ ein lebensf�higes
�rtliches Gemeinwesen entsteht, das.....den Zielen und Zwecken der st�dtischen Entwicklungsma§nahme
entspricht und in dem eine.....zweckentsprechende Versorgung der Bev�lkerung mit G�tern und
Dienstleistungen sichergestellt ist.Ó



einer zentral gef�hrten Stadtbahnlinie (siehe Kap. 5.5.) stellen eine entscheidende
Verbesserung der �PNV-Erschlie§ung Hammerbrooks dar. Im Gebiet zwischen neuer S-
Bahn-Station und der Billhorner Br�ckenstra§e kann ein neues Polyzentrum zur besseren
Versorgung der Bev�lkerung mit Einrichtungen des t�glichen Bedarfs entwickelt werden.
Auf dem nicht mehr ben�tigten Grundst�ck der Deutschen Bundesbahn am Bahnhof
Rothenburgsort (siehe Kap. 4.2.3.1.2.) ist die Anlage eines G�terverkehrszentrums als
Alternative zur Wohn- und Gewerbebauung in Erw�gung zu ziehen.
F�r die Planungsschwerpunkte sollen ohne Verzug Bebauungspl�ne aufgestellt und Bereiche
f�r st�dtebauliche Entwicklungsma§nahmen nach dem BauGB (¤¤ 165 ff.) festgesetzt
werden. Mit dem Instrument der st�dtebaulichen Entwicklungsma§nahme lassen sich gr�§ere
Fl�chen f�r die Deckung eines erh�hten Bedarfs an Wohn- und Arbeitsst�tten bereitstellen
und brachgefallene Gebiete wieder nutzen, wobei die Stadt als Finanzierungsinstrument die
entwicklungsbedingte Bodenwerterh�hung einsetzen kann.

Die am Beispiel Hammerbrooks aufgezeigten M�glichkeiten einer �kologischen
Revitalisierung und st�dtebaulichen Neuordnung k�nnen auf weitere Industrie- und
Gewerbegebiete �bertragen werden. Neben den freigesetzten bzw. untergenutzten
Wirtschaftsarealen (siehe Kap. 4.2.3.1.) geh�ren dazu auch

� das Gel�nde zwischen Gasstra§e und Leunastra§e in Bahrenfeld (siehe Kap. 4.2.4.4.),
� das Gel�nde zwischen Schnackenburgallee und der Eisenbahnlinie in Stellingen,
����  das Hafengebiet zwischen Kaiserh�ft und den neuen Elbbr�cken im Stadtteil

Klostertor (siehe Kap. 4.2.4.4.),
� das Gel�nde am Harburger Binnenhafen171

� und das Gel�nde zwischen Tilsiter Str. und Waldd�rfer Str. in Wandsbek.

4.2.4.3. Ausweisung neuer Gewerbe- und Industriegebiete

Reine Gewerbe-172 und Industriegebiete173 dienen ausschlie§lich der Ansiedlung von
Betrieben, die nicht mit anderen Nutzungen vertr�glich sind. Aber auch bei isolierter Lage
ohne Verbindungsm�glichkeit zum bestehenden Wohnumfeld, fehlender Infrastruktur oder
Einschr�nkungen anderer Art (z. B. Altlasten, Hochspannungsleitungen, �berm�§ige
Verkehrsemissionen) ist eine Mischnutzung nicht tragf�hig und der reinen
Arbeitsst�ttennutzung der Vorzug zu geben. Hier bieten sich die schon im FNP-Entwurf
dargestellten Standorte als zus�tzliche gewerbliche Baufl�chen (Fl�chen mit mehr als 3 ha)
[FHH. Steb., 1996a: 50] an, und zwar in

- Finkenwerder, Ne§-Hauptdeich,
- Eidelstedt, H�rgensweg,
- Niendorf, Swebenweg,
- Gro§ Borstel, G�terbahnhof Lokstedt,
- Rahlstedt, Schie§platz H�ltigbaum,
- Billwerder-Ost / Mittlerer Landweg,

                                                            
171Auf den Grundst�cken am Reihersteig in Wilhelmsburg und im Harburger Binnenhafen sollten
Studentenwohnheime, Neubauwohnungen und forschungsbezogenes Gewerbe untergebracht werden [Koch,
1996,5: 10 f.; Peters, 1996,6: 14 f.].
172ãGewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich bel�stigenden Gewerbebetrieben
[Abs. 1]. Zul�ssig sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerh�user, Lagerpl�tze und �ffentliche Betriebe,
Gesch�fts-, B�ro- und Verwaltungsgeb�ude, Tankstellen, Anlagen f�r sportliche Zwecke [Abs. 2]Ó. - ¤ 8
BauNVO
173ãIndustriegebiete dienen ausschlie§lich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar vorwiegend
solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzul�ssig sind [Abs. 1]. Zul�ssig sind Gewerbebetriebe aller Art,
Lagerh�user, Lagerpl�tze und �ffentliche Betriebe, Tankstellen [Abs. 2]Ó. -  ¤ 9 BauNVO



- Bergedorf, s�dlich Brookdeich,
- Lohbr�gge, Reinbeker Redder,
- Harburg/Neuland, Neul�nder Str.
- und Neugraben-Fischbek, Ulenflucht.

Vor dem Hintergrund betriebs�konomischer Rahmenbedingungen (Lage des Standortes,
Miet- oder Kaufpreis des Grundst�cks, Optimierung der Betriebsabl�ufe, F�hlungsvorteile zu
anderen Betrieben, Verkehrsanbindung) haben die neuen Erschlie§ungsgebiete auch
st�dtebaulich-verkehrlichen sowie fl�chensparenden und landschaftsschonenden Anspr�chen
zu gen�gen. Wesentlicher Bestandteil einer an umweltvertr�glichen Kriterien
(Ber�cksichtigung vorhandener Flora, Fauna und Biotope sowie Klimafunktionen)
orientierten Bauleitplanung ist eine Umweltvertr�glichkeitspr�fung (UVP), die nicht nur die
�kologischen Auswirkungen verschiedener Nutzungsanspr�che zu beurteilen hat. Ferner soll
die UVP einen nach Bereichen geordneten Ma§nahmenkatalog aufstellen, und zwar f�r

� Verkehrsanlagen (z. B. Anbindung an den �PNV, Anschluss an Industriegleise),
� �ffentliche Freifl�chen (Sicherstellung der Vernetzung vorhandener Freir�ume durch

Gr�nz�ge),
� gewerblich genutzte Bauten (Dach- und Fassadenbegr�nungen)
� und Firmengrundst�cke (Stellplatzbegr�nung sowie Pflanzungen auf Privatgrund, die

in Verbindung mit �ffentlichen Gr�nfl�chen stehen).

Im Mittelpunkt der hier vorzunehmenden Betrachtung stehen die st�dtebaulich-verkehrlichen
Aspekte. Angesichts der gro§en, durch den zunehmenden Stra§eng�terverkehr
hervorgerufenen Verkehrsprobleme in Hamburg (siehe Kap. ãWirtschaftsverkehrÓ im
Anhang) wird es in Zukunft verst�rkt darauf ankommen, neue Gewerbegebiete in
Abstimmung mit einem bahnorientierten G�terverkehrskonzept zu entwickeln. Daf�r bieten
sich zwei M�glichkeiten an:

1 .  Anlage von Gewerbeparks in unmittelbarer r�umlicher N�he zu den mit
Schienenanschluss ausgestatteten G�terverkehrszentren (GVZ): Gute
Voraussetzungen f�r das Nebeneinander von Gewerbefl�chen und GVZ bieten die
Standorte der ehemaligen G�terbahnh�fe von Barmbek, Lokstedt / Gro§ Borstel und
Rothenburgsort.

2. M�glichkeit des Schienentransports als wichtigstes Kriterium bei der Auswahl der
Standorte f�r neue Gewerbegebiete: Die im FNP-Entwurf dargestellten neuen
Gewerbestandorte k�nnten zum Teil ohne gro§en Aufwand an das st�dtische
Schienennetz angebunden werden, und zwar

�  in Eidelstedt durch eine Abzweigung der n�rdlichen G�terumgehungsbahn
entlang der A 7 nach Norden und/oder durch eine Verbindung zur AKN-
Trasse, die in verkehrsschwachen Zeiten eine Benutzung der G�tertransporte
erm�glicht,

�  in Niendorf durch �ffnung der Stra§enbahntrasse f�r G�tertransporte in
verkehrsschwachen Zeiten,

�  in Harburg / Neuland durch Verl�ngerung der vorhandenen G�terbahn zur
DB-Hauptstrecke,

� in Billwerder-Ost durch eine Verbindung zur S-Bahn-Strecke zwischen S-Bhf.
Mittlerer Landweg und Umschlagbahnhof Billwerder

�  und in Lohbr�gge durch eine Abzweigung zur G�terbahn von Glinde nach
Billbrook

Die anderen Standorte sind an das Schienennetz angeschlossen:
- Gro§ Borstel (G�terbahnhof Lokstedt): Anschluss an G�terumgehungsbahn
- Neugraben-Fischbek: Anbindung an DB-Strecke Stade-Harburg
- Bergedorf: Anschluss an G�terbahn Bergedorf-Escheburg



Der Standort in Finkenwerder ist ein Teil der DASA-Erweiterung.
 

Die Anbindung der neuen Wirtschaftsstandorte (gewerbliche Erschlie§ungsgebiete, GVZ)
und ihre Verbindung untereinander durch einen G�terschienenring erfordert die intensive
Nutzung bestehender DB-Strecken sowie die Reaktivierung von zurzeit nicht benutzen
Bahngleisen (Teilstrecken der G�terumgehungsbahn - siehe Darstellung 9 im Anhang).
Die am Stadtrand liegenden Fl�chen in Eidelstedt (BAB-Dreieck HH-Nordwest / Abfahrt
Eidelstedt) und Neuland (Harburger Umgehung A 253) eignen sich auf Grund ihrer
Anbindung an das �ber�rtliche Stra§enverkehrsnetz f�r die Ansiedlung fl�chenextensiver
Gewerbe (Speditionen, Lagehallen, Gro§handelsbetriebe), zumal Neugr�ndungen solcher
Betriebe auf Fl�chen im Bereich der Inneren Stadt wegen begrenzter
Expansionsm�glichkeiten, zu hoher Grundst�ckskosten, Umweltschutzauflagen und der von
ihnen ausgehenden Verkehrsprobleme kaum noch m�glich sind. Ihre Verlagerung an den
Stadtrand bzw. ins Umland schafft Platz f�r arbeitsplatzintensives Gewerbe in r�umlicher
N�he zu Wohngebieten.

Bei den landschaftsplanerischen Aspekten stehen die M�glichkeiten des Fl�chensparens im
Mittelpunkt. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass in den 70er und 80er Jahren in
Hamburg Betriebe nach ihrer Verlagerung wesentlich mehr Fl�chen als am alten Standort in
Anspruch genommen haben (siehe Kap. 4.2.3.1.1.), wird es eine wichtige Aufgabe sein, den
Fl�chenverbrauch bei Verlagerung in Erschlie§ungsgebiete zu begrenzen. Gewerbegebiete
mit einer Grundfl�chenzahl von 0,3 -solche existieren auch in Hamburg [Koschny, 1997:
115]- sind aus �kologischen Gr�nden nicht mehr tragf�hig. Zur Durchsetzung von
fl�chensparenden Konzepten schl�gt Koschny (1997) vor, st�dtebauliche Rahmenpl�ne zu
entwickeln, die verbindliche Vorgaben enthalten, wie die Stapelung betrieblicher
Funktionsabl�ufe, die Reduzierung von Stellplatzfl�chen durch Abl�sung (siehe Kap. 4.2.2.)
und die Vermeidung von Abstandsfl�chen durch Grenzbebauung [Ebd.: 116; vgl. auch
Tesdorpf, 1984: 310 f. und 325].
Gestalterische Vorschriften, wie die Anordnung und Begr�nung von Geb�uden, Fassaden und
Parkpl�tzen sowie Bepflanzungen der Grundst�cke und deren Verbindung mit �ffentlichen
Gr�nfl�chen, tragen unbestritten zu einer Qualit�tsverbesserung im unmittelbaren Umfeld des
Erschlie§ungsgebietes bei. Dass sich Umweltqualit�t positiv auf das Image der Firmen
niederschl�gt, wissen immer mehr moderne Unternehmen zu sch�tzen174. Andererseits sind
die Gefahren �berzogener Anforderungen an die Umwelt im Baugenehmigungsverfahren
nicht zu �bersehen. Angesichts der Standortalternativen im Umland175 werden verbindliche
umweltvertr�gliche Vorgaben von den ansiedlungswilligen Betrieben nur dann zu
akzeptieren sein, wenn die Stadt bereit ist, sich an dem h�heren finanziellen Aufwand
angemessen zu beteiligen. Mit der wachsenden Bereitschaft der benachbarten Gemeinden,
Konzessionen bei den Grundst�ckspreisen und beim Erschlie§ungsaufwand zu machen,
�berzogenen betrieblichen Fl�chenanforderungen zuzustimmen und landschaftlich attraktive
Fl�chen f�r neue Wirtschaftsstandorte zu opfern, k�nnten Hamburgs Bem�hungen, neue
Unternehmen in die Stadt zu locken, von vornherein zum Scheitern verurteilt sein. Insgesamt
f�hrt der ãB�rgermeisterwettbewerbÓ in der Hamburger Region dazu, dass sich die
Umweltqualit�t in diesem Raum durch hohen Fl�chenverbrauch und wachsendes

                                                            
174Umfragen in Hamburger Gewerbebetrieben haben ergeben, dass sich ca. ein Drittel aller Unternehmen f�r
qualtitative Verbesserungen ausgesprochen hat. Dies betrifft v. a. die Gr�nausstattung der Gewerbestandorte
[Baumgarten, 1990: 13].
1751997 konnten nach Angaben der Wirtschafts- und Aufbaugesellschaft Stormarn (WAS) 10 Hamburger
Unternehmen mit insgesamt rund 250 Arbeitspl�tzen nach Bargteheide, Stapelfeld und Braak gelockt werden.
Der Quadratmeter kostete in den voll erschlossenen Gewerbegebieten durchschnittlich 180 DM. Auch die
Gewerbesteuers�tze lagen um 170 bis 220 Punkte weit unter denen Hamburgs [DW 030398].



Verkehrsaufkommen verschlechtert, wenn die Gemeinden den Vorstellungen
ansiedlungsinteressierter Betriebe zu sehr entgegenkommen. Deshalb ist eine
partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Hamburg und dem Umland erforderlich, um die
sich aus der kommunalen Konkurrenzsituation resultierenden negativen Konsequenzen f�r
die Umwelt zu vermeiden. �ber direkte Gespr�che sollen die verantwortlichen Gemeinden
die Gewerbetreibenden in die Erschlie§ungs- und Bebauungsplanung einbinden und
gemeinsam die aus �kologischer Sicht bedeutsamen Leistungen definieren und umsetzen.

4.2.4.4. Anlage funktionsgemischter Quartiere und Vermeidung monostrukturierter
Dienstleistungsstandorte

In Zukunft ist weiterhin davon auszugehen, dass angesichts fortschreitender
Rationalisierungsprozesse und neuartiger elektronischer Kommunikationstechnologien eine
Umschichtung der Wirtschaft zu Gunsten des Dienstleistungssektors stattfinden wird. In
Hamburg soll nach Einsch�tzung der Steb bis zum Jahr 2010 die Besch�ftigtenzahl in diesem
Wirtschaftssektor um weitere 50000 Personen zunehmen, davon entfallen allein �ber 35000
auf B�roarbeitspl�tze [FHH. Steb., 1996a: 46]. Trotz der betr�chtlichen Leerst�nde176 von
�ber 785000 qm (1998) (siehe Tab. 20) ist davon auszugehen, dass die Stadt im Interesse
einer stabilen wirtschaftlichen Entwicklung auch zuk�nftig weitere B�rostandorte ausweisen
wird177, zumal es sich bei den derzeit nicht genutzten B�rofl�chen vorwiegend um Altfl�chen
handeln soll, die ohne aufwendige Modernisierung nur schwer zu vermieten sein werden
[DW 191095].

Die Inanspruchnahme zus�tzlicher Fl�chen sollte aber nur auf der Basis einer sorgf�ltigen
Planung vorgenommen werden und in fl�chensparender Bauweise und ausgewogener
Mischung erfolgen. Zum einen k�nnen dadurch wirtschaftlich tragf�hige
Dienstleistungsbetriebe f�r Arbeitnehmer und Anwohner entstehen, zum anderen sind auf
diese Weise abends vollkommen ausgestorbene B�roviertel zu verhindern.

Neben den Ma§nahmen zur umfeldvertr�glichen Gewerbestandortsicherung (siehe Kap.
4.2.4.1.) und zur st�dtebaulichen Aufwertung alter Gewerbestandorte (siehe Kap. 4.2.4.2.)
wird es Aufgabe der st�dtischen Planung sein, die neuen Arbeitsst�tten im
Dienstleistungssektor in das st�dtische Funktionsgef�ge so einzuordnen, dass eine
ausgewogene Raumstruktur entsteht. Denn auch in Hamburg ist heute eine ausgepr�gte
Nutzungspolarisierung zwischen dem Zentrumsbereich und den Stadtrandgebieten
auszumachen. Die gro§e Entflechtung der st�dtischen Quartiere, in denen zugleich gewohnt,
gearbeitet und gehandelt wurde, begann mit der Industrialisierung, wurde sp�ter durch die
Charta von Athen st�dtebaulich legitimiert [Von Lersner, 1997: 137] und in der

                                                            
176Ende der 80er Jahre hatte die gro§z�gige Bereitstellung von Fl�chen f�r neue B�robauten entscheidend dazu
beigetragen, dass in der Phase der Expansion des B�rofl�chenmarktes zu viele B�robauten ohne
Ber�cksichtigung der vorhandenen Nachfrage errichtet wurden, was den betr�chtlichen �berhang an
B�ror�umen in den sp�ten 90er Jahren erkl�rt [M�ller, 1999: 208].
177ãAus der Zunahme der Zahl der B�robesch�ftigten sowie dem wachsenden Fl�chenanspruch pro
Besch�ftigten ergibt sich ein j�hrlicher errechneter Bedarf bis zu 200000 qm Bruttogescho§-B�rofl�che. F�r die
gesamte angestrebte Laufzeit des Fl�chennutzungsplans bis zum Jahr 2010 errechnet sich ein Wert von 3 Mio
qmÒ [Ebd.: 47].

Tab. 20: Die Entwicklung des B�rofl�chenleerstandes in Hamburg von 1987 bis 1998 (in Tausend)

1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998
 240  255  214  182    79  210  404  470  534   720   741   786
Aus: M�ller, 1999: 208 (modifiziert)



Wiederaufbauphase nach dem 2. Weltkrieg fortgesetzt (siehe Kap. 3.1.). In den �u§eren
Stadtgebieten wuchsen die Wohnquartiere, in der Innenstadt entstanden immer mehr
B�roviertel. Die zunehmende Konzentration der �konomisch starken Dienstleistungen trieb
die Bodenpreise in die H�he [Bose, 1995: 413] und verdr�ngte schw�chere Nutzungen
(Wohn- und gewerbliche Arbeitsst�tten), die gr�§tenteils auf Stadtrandgebiete auswichen, die
ihrerseits bald durch r�umlich streng separate Funktionen (strikte Trennung zwischen Wohn-
und Arbeitsgebieten) gepr�gt waren. Binnen 150 Jahren machten Senat und
Immobilienwirtschaft -angetrieben von hohen Renditeerwartungen- aus der Vielfalt der
Lebens- und Arbeitsformen des Stadtkerns eine Versammlung anonymer, monofunktionaler
B�robausteine, unbewohnt und von urbaner Trostlosigkeit. Die st�dtebaulichen Fehler
wurden in Hamburg bis in die j�ngste Vergangenheit wiederholt: In den 80er und 90er
Jahren, als die Stadt eine zweite Wiederaufbauphase erlebte, folgten die Hamburgischen
Stadtplaner einem Leitbild, das in anderen St�dten wie Rotterdam, Sydney, London, New
York schon l�ngst �berwunden worden ist178. Monostrukturierte B�rokonglomerate von
armseliger Architektur, wie die Kehrwiederspitze am S�dwestzipfel der Speicherstadt und die
Fleetinsel am Herrengraben sowie eint�nige Wohnsiedlungen am Stadtrand, sind Zeugen
einer Bauepoche, die sich nicht an der Sch�nheit der Stadtr�ume, interessanten Architekturen
und gesch�tzten Wohnmilieus orientiert. Bei der Fl�chenvergabe an private Investoren
standen die finanziellen Aspekte im Vordergrund. So blieb die Ansiedlung von Menschen
selbst in den ruhigsten, zum Wohnen pr�destinierten Innenstadtlagen aus.

Im Zusammenhang mit der �berarbeitung des FNP wurden zuvor ausgewiesene gewerbliche
Baufl�chen in Hammerbrook (Heidenkampsweg, H�hnerposten, M�nzplatz), St. Pauli
(Karolinenviertel), Bahrenfeld (s�dlich Gasstra§e), Barmbek-Nord (Habichtstra§e) und
Harburg (Harburger Binnenhafen) sowie Wohnbaufl�chen in Altona-Nord
(Stresemannstra§e) und Barmbek-S�d (Dehnhaide) in gemischte Baufl�chen179 ge�ndert
[FHH. Steb., 1996a: 52]. Dar�ber hinaus k�nnten auch in anderen Stadtbereichen neue
multifunktionale Quartiere geschaffen werden. Je nach Lage, Struktur, Bebauung und
Funktion kommen unterschiedliche Ma§nahmen zum Tragen:

Im Bereich der Inneren Stadt soll das weitere Anwachsen terti�rer Nutzungen begrenzt
werden, sieht man einmal von Dienstleistungsunternehmen mit hohen Standortanforderungen
ab, die hier insbesondere durch Nutzungsverdichtung anzusiedeln sind. Zwar dienen zentrale
Standorte180 vorwiegend der Unterbringung von Handels-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und
Kultureinrichtungen, doch sind Regelungen �ber die Zul�ssigkeit von Wohnnutzungen im
Bebauungsplan m�glich [FHH. Steb., 1996a: 46]. Mit dem Umbau des Levante-Hauses in
der M�nckebergstra§e (Altstadt) zu einer Passage mit kleinen L�den, Gastronomie, 40
Wohnungen und einem Hotel [HA 191095] ist ein solches Vorhaben bereits realisiert
worden. Die beiden Projekte in der Neustadt -Wohnen und Arbeiten am Alsterfleet in der
Admiralit�tsstra§e sowie die Kombination von Wohn- und B�rogeb�uden in der
Gerst�ckerstra§e- sind zwei weitere Beispiele [FHH. Steb., 2001: 36 ff]. Zur Verhinderung
von Verdr�ngungsprozessen wird es in Kerngebieten aber auch erforderlich sein,
                                                            
178Stadt�konom D. L�pple (TU Hamburg-Harburg) in DW 250700
179ãMischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht
wesentlich st�ren [Abs. 1]. Zul�ssig sind Wohngeb�ude, Gesch�fts- und B�rogeb�ude, Einzelhandesbetriebe,
Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherberungsgewerbes, sonstige Gewerbebetriebe, Anlagen
f�r Verwaltungen sowie f�r kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
Gartenbaubetriebe, Tankstellen, Vergn�gungsst�tten.......Ó[¤ 6 Abs. 2 BauNVO].
180Zentrale Standorte sind gemischt genutzte Fl�chen mit vorwiegendem Kerngebietscharakter, aber auch mit
eingemischter Wohnnutzung. Sie werden im FNP-E. als ã.....gemischte Baufl�chen, deren Charakter als
Dienstleistungszentren f�r die Wohnbev�lkerung und f�r die Wirtschaft durch besondere Festsetzungen
gesichert werden sollÓ, dargestellt [FHH. Steb., 1996a: 39].



Zweckentfremdungsverordnungen und Erhaltungssatzungen zu Gunsten schw�cherer
Nutzungen nach ¤¤ 172 ff. BauGB zu erlassen181 (siehe Kap. 4.2.3.4).
Der st�dtebauliche Plan, ein sehr gro§es am Nordostrand des Hafens gelegenes Gebiet zu
bebauen und zu bev�lkern, er�ffnet der Stadt hervorragende Chancen zur organischen
Weiterentwicklung ihrer Innenstadt. Mit der angestrebten �berbauung von 155 ha -davon 55
ha Wasserfl�che- nicht mehr ben�tigter Hafenfl�che wird in den n�chsten 20 Jahren die so
genannte Hafen-City entstehen, die unmittelbar an die ãSpeicherstadtÓ grenzt und die Fl�che
der Kernstadt nahezu verdoppelt. Mit diesem Vorhaben kann ein wichtiger Beitrag geleistet
werden, das funktionelle Gleichgewicht in der Innenstadt wiederherzustellen, nachdem vor
mehr als 120 Jahren damit begonnen worden war, mehr als 20000, zum Teil in prachtvollen
Barockh�usern lebende Menschen zu vertreiben, um den Hafen zur unbewohnten
Freihandelszone zu machen. Nunmehr werden 5500 Wohnungen f�r 12000 Menschen und
20000 Arbeitspl�tze in der Hafen-City geschaffen. Zwischen dem Wohnquartier im Westen
und dem B�roturm-Viertel im Osten soll eine Einkaufs- und Vergn�gungszone mit L�den,
Parks, Caf�s, Unterhaltungsm�glichkeiten, Pl�tzen, Promenaden und Bootsh�fen
heranwachsen. Auch soziale Einrichtungen sind vorgesehen. Gr�ne Innenh�fe, Alleen und
Rabatten stellen Naturn�he her, ohne diesen Teil der City zur Gartenstadt zu machen
[v.Kuick-Frenz, 1999: 8 f.; HA 150200; DW 070200; Bdrs. 17/808]. Die Voraussetzungen
f�r ein zuk�nftiges urbanes Quartier sind g�nstig, zumal die Gesellschaft f�r Hafen- und
Stadtentwicklung -eine Tochtergesellschaft der stadteigenen Hafen- und Lagerhaus AG- den
gr�§ten Teil der Grundst�cke entweder durch Grundst�ckskauf oder durch Erwerb von
Pacht- und Nutzungsrechten bereits in ihren Besitz gebracht hat. Unabh�ngig vom Druck zur
teuren Vermarktung br�uchte die Stadt die ãVerwertungÓ nicht nur der Immobilienwirtschaft
zu �berlassen und k�nnte die Grundst�cke an diejenigen verkaufen, die eigene Ideen in den
neuen Stadtteil hineintragen und f�r st�dtische Vielfalt mit unverwechselbarer Wohn- und
Arbeitsatmosph�re sorgen. Der Hamburger Stadt�konom L�pple h�lt eine Fl�chenpolitik f�r
erforderlich, die die Fl�chenvergabe mit einer Quersubventionierung verbindet: Mieten aus
teuren Nutzungen (z. B. B�ros) subventionierten Fl�chen, die von weniger renditetr�chtigen
Funktionen (Ateliers, Handwerk) eingenommen werden k�nnten. Deshalb sollte die Stadt die
Grundst�cke auch nicht verkaufen, sondern auf Erbpacht vergeben, um ein wirksames
Steuerungsinstrument in der Hand zu behalten. In Rotterdam und New York seien im
Zusammenhang mit vergleichbaren Projekten Arbeitsbeschaffungsprogramme bzw.
Wohnprojekte finanziert worden [DW 250700]. Unverzichtbar f�r ein eigenst�ndiges,
urbanes Leben w�re auch die Anbindung des neuen Viertels an den schienengebundenen
�PNV [Bdrs. 17/1582 und 17/450: 33].  Da die Schnellbahnstationen der U 1 (Me§berg) und
U 3 (Baumwall) am Rande der Hafen-City liegen, k�nnte die zentrale Erschlie§ung nur durch
Anbindung an das neue Stadtbahnnetz erfolgen (siehe Kap. 5.5.). Derzeit deutet allerdings
vieles darauf hin, dass den genannten Zielen (st�dtische Vielfalt und attraktive
Verkehrsanbindung) die geplante Finanzierung der Hafenerweiterung von Altenwerder
entgegensteht, f�r die fast eine halbe Milliarde DM aufzubringen ist [HA 250200; Bdrs.
17/450: 94 f.]. So ist davon auszugehen, dass sich die Stadt letztlich den Interessen ihrer
Liegenschaftsbeh�rde beugt, die eher auf Gewinn und nicht auf Urbanit�t setzt. Die
Gewinnerwartung wird m�glicherweise alle planerischen Freiheiten abw�rgen, die Preise in
die H�he treiben und die Vielfalt der Lebens- und Arbeitsformen zur Einfalt machen.
Die Umnutzung weiterer Hafenareale zu funktionsgemischten Quartieren werden in den
n�chsten Jahren im Holzhafen (Baubeginn 2000) und im Bereich des ehemaligen
Stadtlagerhauses und Silogeb�udes (Baubeginn 1999) ihren Abschluss gefunden haben
[FHH. Steb., 2001: 80 ff.].

                                                            
181Bei Neuausweisung von Kerngebieten sind nach einer Anordnung des Senats mehr als 20 % der
Geschossfl�che f�r Wohnnutzungen freizuhalten [FHH. Steb., 1996a: 39].



Gute Voraussetzungen zur Schaffung durchmischter Stadtviertel sind in den
innenstadtnahen Gebieten zu finden. Wesentlich erleichtert wird die F�rderung von
Mischstrukturen durch das Brachfallen von Fl�chen der Infrastruktur (siehe Kap. 4.2.3.1.2.)
bzw. durch das Entstehen von Gewerbebrachen (siehe Kap. 4.2.3.1.1.). Bose (1995) sieht
gro§e Potenziale in Hamm-S�d und Billbrook [Bose, 1995: 413], wo derzeit isolierte
Wohnquartiere mit B�ro- und Gewerbenutzungen erg�nzt werden k�nnten.

Weitere innenstadtnahe Potenziale zur St�rkung von Mischstrukturen liegen u. a. in
Eppendorf, Eimsb�ttel, St.Pauli, Rothenburgsort und Bahrenfeld.
Auf dem 53000 qm gro§en Gel�nde der ehemaligen ãFahrzeugwerkst�tten FalkenriedÓ
(Eppendorf) soll bis zum Jahr 2004 ein Projekt f�r unterschiedliche Wohnvorstellungen mit
Stadth�usern, Lofts und Wohnraum f�r Familien entstehen. Gewerbebetriebe, L�den,
Gastronomie und ein �ko-Markt werden in das Bauvorhaben integriert, dessen
Investitionsvolumen bei etwa 300 Mio DM liegen wird [DW 310300; FHH. Steb.: 2001: 140
f.].
Im Schanzenviertel (Eimsb�ttel S�d) wird auf dem etwa 40000 qm gro§en Areal zwischen
Schanzenstra§e und Sternstra§e -Gel�nde der ehemaligen Gew�rzfabrik Hermann Laue- ein
durchmischtes, neues Stadtquartier entstehen, in dem 3000 Menschen leben und arbeiten
sollen. Nach dem Abriss der Fabrikbauten und der Sanierung aller 81 Altbauwohnungen
werden in Anlehnung an die traditionelle Sozialstruktur des Arbeiterviertels etwa 180
Sozialwohnungen und 24 frei finanzierte gebaut. Insgesamt erh�ht sich der
Wohnfl�chenanteil von 6500 auf 22000 qm, w�hrend B�ros und Gewerber�ume 18000 qm in
Anspruch nehmen [Schramm, 1996,6: 29; DW 070700]. Dar�ber hinaus sollte die
Stadtplanung bem�ht sein, die Ansiedlung zus�tzlicher Dienstleistungsbetriebe und
Einzelhandelsgesch�fte zu f�rdern, um die bisher schlechte Ausstattung mit
Versorgungseinrichtungen in diesem Stadtteil zu verbessern.
Wie das Schanzenviertel geh�rte auch das Karolinenviertel (St. Pauli) lange Zeit zu den
ãProblemkindernÓ der Stadtplanung. Heute hat das 31 ha gro§e Karolinenviertel mehr als nur
verwahrloste Hinterh�fe zu bieten. Viele Geb�udekomplexe wurden in den letzten Jahren
restauriert, und immer mehr junge Unternehmen ziehen hier ein. Inzwischen gibt es 400
Betriebe mit 1700 Arbeitspl�tzen. Nach dem Umbau der ehemaligen Rinderschlachthalle ist
auf dem ca. 4000 qm gro§en Gel�nde ein neues Stadtteilzentrum mit Ausstellungsr�umen,
Gastronomiebereichen und Gewerbe (u. a. Werbeagenturen, Dienstleister im Bereich ãNeue
MedienÓ) entstanden. Dar�ber hinaus k�nnen junge Firmengr�nder die von der
Wirtschaftsbeh�rde subventionierte B�ro-Infrastruktur (Telefon, Kopierer, Sekretariat,
Konferenzr�ume) gemeinsam nutzen [Dohrendorf, 1998,8: 15]. Wie im Schanzenviertel
sollte auch bei der Sanierung im Karolinenviertel darauf geachtet werden, dass die
Nahversorgungsfunktion dieses Quartiers gest�rkt wird.
Im Gebiet Marckmannstra§e (Rothenburgsort) pr�gen zahlreiche st�dtebauliche Missst�nde
(schwache Einzelhandelsstruktur, untergenutzte Gewerbefl�chen, bauliche M�ngel an vielen
Wohngeb�uden, Fehlen an �ffentlichen Gr�nfl�chen, unzureichende Freizeitangebote f�r
Jugendliche, hohe Emissionen aus dem Stra§enverkehr) das Stadtbild. Bereits 1995 sah die
Hamburger Steb hier dringenden Handlungsbedarf. In ihrem Erneuerungskonzept von 1997
machte die Beh�rde Vorschl�ge zur Beseitigung der M�ngel und zur Wiederherstellung der
Funktionsf�higkeit des gesamten Stadtteils. Als wichtigste Sanierungsziele wurden die
Entwicklung eines funktionsf�higen Quartierszentrums (Ausbau der Kultur-, Freizeit- und
Einzelhandelsangebote), die Verbesserung der Gewerbestruktur (Unterst�tzung der vor Ort
ans�ssigen Gewerbetreibenden), die Mobilisierung von Fl�chenreserven f�r neue Wohn- und
Mischnutzungen (Inwertsetzung von Gewerbebrachen und von zur�ckzubauenden
Verkehrsfl�chen), die Erhaltung preiswerten Wohnraums (Instandsetzung
sanierungsbed�rftiger Geb�ude), die Verbesserung des Wohnumfelds (attraktive Gestaltung



von Wohnwegen, Gr�nfl�chen und Spielpl�tzen), der Ausbau der sozialen Infrastruktur und
des Freizeitangebots (�ffentliche und kommerzielle Einrichtungen f�r Kultur und Freizeit),
Verkn�pfung des Stadtteils mit der nahe gelegenen Innenstadt (Entwicklung eines Fu§- und
Radwegeneztes) und Reduzierung der Verkehrsbelastung (Zur�ckdr�ngung des
Durchgangsverkehrs, L�rmschutzma§nahmen) genannt [FHH. Steb., 1997a: 4 f.].
In Bahrenfeld entsteht auf dem Gel�nde des ehemaligen Gaswerks (jetzt: Otto-von Bahren-
Park) ein neues Zentrum mit B�rofl�chen (20000 qm BGF), Einzelhandelseinrichtungen
(10000 qm BGF) und 245 Eigentumswohnungen [HA 220502; Bdrs. 16/5424].
Alle Projekte lassen jedoch konkrete Planungen zur Anbindung an den schienengebundenen
�PNV vermissen.

Um die Innenstadt und deren Randgebiete zu entlasten, bieten bestehende Bezirks-,
Bezirksentlastungs- und Stadtteilzentren beste Ansatzpunkte f�r Funktionsmischungen.
Ausgehend von der Notwendigkeit einer st�dtebaulichen Weiterentwicklung der
polyzentrischen Struktur Hamburgs (vgl. auch Kap. 4.2.2..) k�nnten hier starke dezentrale
Standorte mit gemischtem Charakter (Wohnungen, Einkaufsangebote, Freizeitgelegenheiten,
gute gastronomische Versorgung, soziale Infrastrukturen) entwickelt werden. Die ben�tigten
Fl�chenpotenziale w�ren durch Schlie§ung von Baul�cken, Wiedernutzung von
Brachfl�chen, �berbauung von Verkehrsanlagen und Inanspruchnahme von noch unbebauten
Fl�chen zu gewinnen.
Ein gro§er Teil der Reserven f�r gemischte Baufl�chen und gemischte Baufl�chen mit
besonderer Zweckbestimmung (=Dienstleistungszentren f�r die Wohnbev�lkerung und f�r
die Wirtschaft) kann laut FNP in den Bezirkszentren mobilisiert werden. Der FNP geht von
40 ha Nettobauland aus, auf denen rund 800000 qm Bruttogeschoss-B�rofl�che entstehen
k�nnten [FHH. Steb., 1996a: 52]. Ein Beispiel f�r die Umgestaltung eines Bezirkszentrums
ist die Harburger Innenstadt, wo durch Ausbau und qualitative Erg�nzung das bisher
vorhandene Angebot an Einzelhandelsfl�chen, Dienstleistungen und Freizeiteinrichtungen
erweitert werden soll. Ziel ist es, ein lebendiges Zentrum von Kommerz und Kultur,
Versorgung und Freizeit, Wohnen und Arbeiten mit einer attraktiven Aufenthaltsqualit�t zu
schaffen. Dazu leisten u. a. folgende Objekte einen Beitrag [Stadtdialog, 1996,5: 8 f.]:

� das Passagenkaufhaus Harburger Hof am Rathausplatz / Harburger Ring mit L�den
im zweigeschossig ausgebildeten Passagenraum, mit B�ros und Wohnungen in einer
dreigeschossigen Anordnung �ber den Verkaufsebenen und mit Freifl�chen im
Blockinneren (Baubeginn 1996),

� das Medienzentrum Car�e an der Wilstorfer Str. mit Kinocenter (6 S�le mit ca. 1790
Sitzpl�tzen), Laden- und Gastronomiefl�chen beiderseits der Stra§e, 180 �ffentlich
gef�rderten Wohnungen im S�den und Osten des Komplexes, �ffentlicher
B�cherhalle, Volkshochschule und Behindertentagesst�tte,

� Arbeits- und Sozialamt mit Studentenwohnungen am Harburger Ring (Bezug 1994),
� City-Center mit Fachm�rkten und B�ros an der Buxtehuder Stra§e,
� Wohn- und Gesch�ftshaus ãAm SandÓ
� sowie Fachm�rkte und B�ros ãAm WerderÓ in der Buxtehuder Str. (Bezug 1994).

Auch das 1994 fertig gestellte, am Fernbahnhof Altona gelegene EKZ MERCADO im
Stadtteil Ottensen folgte dem Prinzip der Nutzungsmischung, indem Mietwohnungen mit
Arbeitsst�tten (Fachm�rkte, Einzelh�ndler, Gastronomie und B�cherhalle) in einem Geb�ude
untergebracht wurden [FHH. Steb., 2001: 90 f.].
Die geplante Umgestaltung des Stadtteilzentrums in Bramfeld ist ein weiteres Beispiel f�r die
Anlage eines neuen multifunktionalen Quartiers. Mit neuen L�den, Gastronomiebetrieben,
B�ros (10000 qm BGF) und 150  Wohnungen soll in 10 bis 15 Jahren ein modernes Zentrum
mit hoher Anziehungskraft entstanden sein [HA 190402]. Konkrete Planungen zwecks



Anbindung dieses Stadtteilzentrums an den schienengebundenen �PNV sind bisher
allerdings noch nicht auszumachen.

Auch au§erhalb der Zentren stehen in Stadtteilen der �u§eren Stadt umfangreiche
Potenziale f�r Mischstrukturen zur Verf�gung, und zwar

� auf ehemaligem Milit�r- und Bahngel�nde (siehe Kap. 4.2.2. und 4.2.3.1.2.)
� und auf Fl�chen in Schnelsen (an der Pinneberger Str.), in Bergstedt (n�rdlich U-Bhf.

Hoisb�ttel), in Ohlsdorf (Kornweg), in Langenhorn (Ochsenzoll) und in
Wilhelmsburg (Zeidlerstra§e), die auch nach �berarbeitung des FNP als reine
Wohngebiete ausgewiesen wurden [FHH. Baub. LP, 1994; FHH. Baub. LP, 1996;
FHH. Steb., 2001: 34 ff.].

Als ein interessantes Projekt f�r Funktionsmischung an der Peripherie der Stadt pr�sentiert
sich das Vorhaben in Billwerder-Ost (Oberbillwerder)182. In einem eigens daf�r
eingerichteten Workshop mit Stadt-, Landschafts- und Verkehrsplanern sowie Vertretern der
zust�ndigen Beh�rden und den Kommunalpolitikern wurde zum ersten Mal ein kooperatives
Planungsverfahren entwickelt. Die an diesem Verfahren Mitwirkenden einigten sich auf 4
Programmschwerpunkte:

� Integration von Wohnen und Arbeiten im neuen Quartier,
� Entstehung eines autoarmen Wohnviertels in der N�he von Schnellbahnstationen,
� Anlage wichtiger Fu§- und Radwegeverbindungen,
�  Bau von Gemeinschaftseinrichtungen (Jugendfreizeitst�tten, Kindertagesheimen,

Schulen, B�rgerhaus, Sportfl�chen).
Bonny (1997) fasste das Siedlungsprojekt als Produktinnovation auf und untersuchte das
Marktpotenzial des Standortes Oberbillwerder: Unter Ber�cksichtigung bestimmter
Einflussgr�§en (u. a. wirtschaftliche Entwicklung, r�umliche Verteilung der beobachteten
Standortentscheidungen, Einbeziehung stark wachsender Dienstleistungen, Kompatibilit�t
und Image der Betriebe) w�rde sich die Standortnachfrage zwischen 5 und 10 Unternehmen
pro Jahr bewegen [Bonny, 1997: 130 f.]. Neben der konkreten Nachfrage k�me es aber v. a.
auch darauf an, wie ã.....Wirtschaftsf�rderung und Stadtplanung ihr Produkt pflegen,
verbessern und propagierenÓ [Ebd., 134].

Worin liegt die Bedeutung funktionsgemischter Quartiere f�r die zuk�nftige
Stadtentwicklung? Sicherlich kann die derzeitige Stadtstruktur nicht von heute auf morgen
radikal ver�ndert werden - bauliche, �ber einen langen Zeitraum entstandene Strukturen sind
langlebig. Dennoch werden mit der bewussten Zuordnung unterschiedlicher Funktionen auf
engem Raum Ma§st�be gesetzt, nicht nur in den gemischten Quartieren selbst. Je
konsequenter multifunktionale Stadtviertel realisiert werden, desto gr�§er sind die von der
Funktionsmischung ausgehenden Impulse zur Ver�nderung des gesamten Stadtgef�ges.

                                                            
182Der zum Bezirk Bergedorf geh�rende, landwirtschaftlich gepr�gte Stadtteil Oberbillwerder befindet sich im
S�den Hamburgs zwischen der Autobahn A 25 und der Bille. In unmittelbarer Nachbarschaft liegen die jungen
Siedlungen Allerm�he I und II sowie die �ltere Gro§wohnanlage Bergedorf-West. Das geplante Projekt in
Oberbillwerder soll mit den anderen Quartieren -nur getrennt durch die jeweils unterschiedlichen Baustile- eine
Einheit bilden.



4.2.4.5. Wohnortnahe Einzelhandelsstandorte und Freizeitangebote

Die einseitige Fixierung auf die Beziehungen zwischen Wohnen und Arbeiten �bersieht, dass
die gr�§ten Zuw�chse im Verkehrsaufwand bei den Versorgungs- und Freizeitaktivit�ten zu
erwarten sind. ãSchon......[heute] stehen Freizeit und Einkaufen an erster und zweiter Stelle
der Zwecke f�r die Benutzung des Pkw im NahverkehrÓ [FHH. Steb., 1995b: 61]. Neben der
kleinr�umigen Mischung von Wohn- und Arbeitsst�tten ist deshalb auch die Ausstattung
eines Quartiers mit infrastrukturellen Einrichtungen f�r die Versorgung und f�r den Freizeit-
und Kulturbereich wichtig, damit wesentliche Aktivit�ten und Daseinsgrundfunktionen
bereits auf Stadtteilebene ausge�bt und �ber kurze Distanzen abgewickelt werden k�nnen.
Daraus resultieren gute Voraussetzungen, Kfz-Verkehre zu vermeiden und durch
umweltschonendere Verkehrsmittel zu ersetzen. Mit dem Verschwinden entsprechender
Einrichtungen haben viele Stadtviertel nicht nur einen empfindlichen Funktionsverlust zu
beklagen [Junkernheinrich/Lammers, 1998: 164 f.; Bleyer, 1999,57: 133; Rudolph, 1998: 43
f.; Tharun/B�rdlein, 2000: 61], sondern sind wegen der �ber den Nahbereich hinausgehenden
Versorgungs- und Freizeitverkehre, die auf Grund der gr�§eren Entfernungen �berwiegend
mit dem Kfz abgewickelt werden183, auch h�heren Umweltbelastungen ausgesetzt.
Die Ursache f�r den Bedeutungsverlust der wohnungsnahen Grundversorgung liegt zum
einen darin, dass viele gro§fl�chige Einzelhandelsbetriebe, wie Lebensmittel-, Schuh-,
Drogerie-, Textil-, Teppich-, M�bel-, Fernseh-, Garten- und Handwerkerm�rkte,
kosteng�nstige Standorte au§erhalb der bestehenden Zentren in Gewerbegebieten oder auf
der ãgr�nen WieseÓ am Stadtrand gew�hlt haben, die dank optimaler
Stra§enverkehrsanbindungen und gro§z�gig bemessenem Angebot an Parkpl�tzen gut und
bequem mit dem Auto zu erreichen sind (siehe Karte 5). Zum anderen haben die
quartiersbezogenen Fachh�ndler gro§e M�he, sich auf Dauer gegen diese Konkurrenz, die
inzwischen ein vielf�ltiges Einzelhandels- und Dienstleistungsangebot mit zentrenrelevanten
Sortimenten184 f�hrt, zu behaupten. Denn im Gegensatz zu den gro§en M�rkten mit hohem
Selbstbedienungsanteil bieten kleine Einzelh�ndler eine kompetente, fachkundige Beratung
mit gutem Service, was sich allerdings auf die Preise niederschl�gt und viele zur Aufgabe
ihrer L�den zwingt185. Im Zeitraum von 1990 bis Anfang 1999 ist laut Statistik der
Handelskammer die Zahl der Einzelh�ndler in Hamburg von 19040 auf 17231
zur�ckgegangen, wobei Textil- und Lebensmittelgesch�fte -bezogen auf die
Umsatzentwicklung- zu den gr�§ten Verlierern gez�hlt haben [HA 140100]. In der
Lebensmittelbranche ist der Trend zum Discounter, der im Verh�ltnis zu den kleinen
Einzelhandelsgesch�ften deutlich weniger Personal ben�tigt und Mitarbeiter durch mehr
Verkaufsfl�che ersetzt, schon seit Jahren auszumachen. Von 1960 bis 1985 hat sich die Zahl
der Lebensmittelgesch�fte um weit mehr als die H�lfte (1960: 8600; 1985: 3500) und die der
Besch�ftigten um fast ein Drittel reduziert. Dagegen hat sich das fl�chenm�§ige Angebot um
50 % erheblich ausgeweitet (1968: 300000 qm; 1985: 450000 qm) [HIZ, 1989,1: 3]. Die
starke Konkurrenz der gro§en Verbraucherm�rkte am Stadtrand wird zuk�nftig v. a. die

                                                            
183In einer von Holz-Rau durchgef�hrten Untersuchung in den Berliner Stadtteilen Wilmersdorf und Zehlendorf
(1989) konnte nachgewiesen werden, dass mit zunehmender Entfernung zum n�chsten Gesch�ft der Anteil der
Kfz-Fahrten bei Personen mit voller Pkw-Verf�gbarkeit drastisch zunimmt. Au§erdem tendiert dieser
Personenkreis wesentlich st�rker zu weiter entfernten, gr�§eren Gesch�ften als Personen ohne Pkw [Holz-Rau,
1991,7-8: 303; vgl. auch Rudolph, 1998: 43].
184Zu diesen Sortimenten geh�ren Schuhe und Lederwaren, Optik und Fotoartikel, Glaswaren und Porzellan,
Oberbekleidung und sonstige Textilien, Unterhaltungselektronik und Computer, Spielwaren und Sportartikel,
Uhren, Schmuck, Elektrohausger�te sowie B�cher, Zeitschriften, Papier und Schreibwaren. Fernm�ndliche
Auskunft v. Herrn Gr�ter (Gesch�ftsf�hrer der Mittel- u. Gro§betriebe des Einzelhandels)
185Ein Beispiel f�r diese Entwicklung ist die Fuhlsb�ttler Passage am U-Bhf. Fuhlsb�ttel, wo einige Gesch�fte
wegen der �berm�chtigen Konkurrenz der gro§en Verbraucherm�rkte und Discounter weggezogen sind, andere
aufgegeben haben [Lokalanzeiger 140396].



Fachh�ndler in den Neben- und kleinen Nahversorgungszentren, die eine deutlich geringe
Erlebnisqualit�t aufzuweisen haben als die dem Wettbewerbsdruck eher standhaltende
City186, weitgehend davon abhalten, das Investitionsrisiko einer Neugr�ndung oder
Erweiterung auf sich zu nehmen.
Im Freizeitbereich l�uft der Trend in die gleiche Richtung. Einrichtungen wie
Multiplexkinos, Vergn�gungsparks,  Spa§- und Erlebnisb�der mit ihren eher periodisch
nachgefragten wirtschaftlichen, kulturellen und sportlichen Angeboten konzentrieren sich
�berwiegend an Standorten (siehe Karten 6 und 7), die -nach den Ergebnissen einer
bundesweiten Untersuchung- von den Besuchern haupts�chlich mit dem Kfz aufgesucht
werden (siehe. Tab 21).

In den n�chsten Jahren ist in Hamburg mit einer weiteren expansiven Entwicklung von
Freizeitgro§vorhaben und gro§fl�chigen Einzelhandelsbetrieben187 zu rechnen. Denn auch
die Hamburgische Stadtplanung erkennt ihre gro§e Bedeutung f�r die Versorgung der
Bev�lkerung188 an und geht von einer Fortsetzung der Expansion dieser neuen
Betriebsformen in den kommenden Jahren aus [FHH. Steb., 1996a: 59].

Aus raum- und verkehrsplanerischer Sicht zieht der mit den gro§ma§st�bigen Einrichtungen
eingeleitete Strukturwandel jedoch erhebliche Konsequenzen nach sich: Einerseits werden
stadtteilbezogene Freizeitangebote (Kinos189, Schwimmb�der190) und Einzelhandelsgesch�fte
(s. o.) immer mehr in ihrer Existenz bedroht, andererseits verbinden sich die neuen durch
r�umliche Konzentrations- und Monopolisierungsprozesse entstandenen Angebote mit

                                                            
186Die Wettbewerbsposition der City konnte durch eine Vielzahl von Ma§nahmen (Anlage attraktiver
Fu§wegesysteme, Bau �berdachter Passagen, Neugestaltung von Pl�tzen als Erlebnisbereiche u. a.) gest�rkt
werden, so dass neue K�uferschichten gebunden wurden [FHH. Steb. 1996a: 57].
Allerdings hat auch die City in den letzten Jahren mehr als 800000 potenzielle Kunden an Einkaufszentren im
Umland verloren [HA 140100].
187Nach den Vorstellungen der Stadtentwicklungsbeh�rde sollen 300000 qm zus�tzliche Einkaufsfl�chen
entstehen, davon 150000 in zentralen Lagen, aber auch mehrere Projekte auf der gr�nen Wiese (u. a. in
Moorfleet, in Rahlstedt und im Rugenbarg) [HA 27/280500].
188ãNeuen Betriebsformen im Einzelhandel wie Verbraucher- und Fachm�rkte, die von einem gro§en Teil der
Bev�lkerung f�r den Einkauf pr�feriert werden, sind Entfaltungsm�glichkeiten einzur�umen.....[Sie] d�rfen die
wohnungsnahe Versorgung der Bev�lkerung nicht gef�hrden. Es wird angestrebt, neue Betriebsformen in die
bestehenden Zentren zu integrieren.....Vorhaben au§erhalb von Zentren bed�rfen besonderer Pr�fungen ihrer
Zentrenvertr�glichkeit bezogen auf ihre Gr�§e und SortimentsgestaltungÓ. [FHH. Steb., 1996a: 61]
189Seit den fr�hen 90er Jahren mussten  etliche Stadtteilkinos schlie§en. Das vom Senat 1992/93 erarbeitete
Konzept zur F�rderung von Stadtteilkinos war wirkungslos geblieben. Zu den aufgegebenen Kinos geh�rten das
ãArsenalÓ (Steilshoop), das ãAlabamaÓ (Eidelstedt), das ãThaliaÓ (Rotherbaum), die ãVorf�hrung 6Ó
(Wandsbek) und die ãKoralleÓ (Volksdorf) [HA 050398; Stadtdialog, 1998,9:24; Bdrs. 14/3699].
Ende 2001 gab es in Hamburg noch 26 Kinos. Gegen�ber dem Vorjahr reduzierte sich die Anzahl der
Vorf�hrstellen von 102 auf 94 [HiZ, 2002,I: 2].
190Das Schwimmbad am Lattenkamp (Winterhude) wurde Ende der 80er Jahre aufgegeben. Ein �hnliches
Schicksal k�nnte den B�dern in Langenhorn, Rahlstedt, S�lldorf, Hamm-S�d und Dulsberg widerfahren.

Tab. 21: Standorte und Modal Split bestimmter Freizeitgro§einrichtungen

Art der Einrichtung m�glicher Standort MIV-Anteil
Arenen Cityerweiterungsgebiet           70 %

Stadtrand      75 %
Spa§- und Erlebnisb�der st�dtischer Au§enbereich      90 %
Multiplex-Kinos Stadtrand - bei gutem Parklatzangebot      90 %

Innenstadtlage mit �PNV-Anschluss und      50-80 %
geringer Parkplatzkapazit�t

Quelle: Rudolph, 1998: 36  (modifiziert)



zahlreichen planungsrelevanten Auswirkungen in den Bereichen [Hatzfeld/Temmen,
1993,5/6: 373; Rudolph, 1998: 43 f.; Bleyer, 1999,57: 134; Bose, 1995: 411; Tesdorpf, 1984:
326 f.]

� Umwelt: Hoher Fl�chenverbrauch durch Geb�ude und Kfz-Stellpl�tze;
�  Verkehr: Erzeugung zus�tzlicher Kfz-Verkehre infolge des gro§ma§st�bigen

Einzugsbereichs;
�  Stadtentwicklung: Gef�hrdung der gew�nschten Zentrenstruktur durch ungeplante

Ballungen von Einzelhandelsbetrieben und Freizeiteinrichtungen an nicht-integrierten
Standorten einerseits, hohe Erschlie§ungskosten (st�dtebauliche und verkehrliche
Ma§nahmen) bei dem Versuch der nachholenden Integration peripherer Standorte
andererseits;

�  Arbeitsmarkt: geringe Besch�ftigungseffekte verglichen mit kleinteiligem,
bedienungsorientiertem Handel;

� Erscheinungsbild: Uniformit�t und Angebotsverflachung im Einzelhandel als Resultat
der Konzentration und ãFilialisierungÓ nach Aufgabe beratungsintensiver und
individueller Fachgesch�fte in guten Lagen;

� Nahversorgung: Ausgrenzung von weniger mobilen Bev�lkerungsschichten, die auf
Angebote in Wohnungsn�he angewiesen sind.

Ziel muss es deshalb sein, durch geeignete Ma§nahmen der Raum- und Verkehrsplanung eine
Sicherung bzw. Wiederansiedlung wohnungsnaher Einzelhandelsl�den und Freizeitangebote
zu erreichen. Hiermit wird ein wichtiger Beitrag zur Verringerung der Freizeit- und
Versorgungsfahrten geleistet. Eine in K�ln von der BBR durchgef�hrte Untersuchung zeigt,
dass das Konzept der quartiersbezogenen Nutzungsmischung insbesondere im
Einkaufsverkehr und mit Einschr�nkungen auch im Freizeitverkehr die Aktivit�tsmuster und
das Verkehrsverhalten der Bewohner beeinflusst: So werden die im Nahbereich vorhandenen
Angebote durchaus wahrgenommen und �berwiegend mit umweltschonenden
Verkehrsmitteln - d. h. zu Fu§ oder mit dem Fahrrad- aufgesucht [Holz-Rau, 1999,7: 3 f.].

K�nnen mit den Instrumenten der Raumplanung die im Freizeitsektor zu beobachtenden
Entwicklungstrends -insbesondere der wachsende Anteil des Freizeitverkehrs am
Personenverkehr191- �berhaupt aufgehalten werden? Einerseits entzieht sich der
Freizeitverkehr auf Grund seiner dispersen Zielstruktur192 und schwierigen zeitlichen
Verteilung weitgehend einer raumplanerisch gesteuerten B�ndelung, die gute
Voraussetzungen f�r den Einsatz umweltschonender Alternativen zum Kfz-Verkehr bieten
w�rde. So laufen Raum- und Verkehrsplanung der Verkehrsentwicklung immer nur hinterher,
indem die Stra§en zu den Freizeitgro§anlagen ausgebaut und immer gr�§ere Parkanlagen
bereitgestellt werden. Andererseits stellen Ma§nahmen zur Verbesserung lokaler
Freizeitm�glichkeiten nur ein Angebot dar, das von den Zielgruppen vor Ort angenommen
werden kann oder auch nicht. Solange die Raum�berwindung geringe Kosten verursacht,
werden Aktivit�ten auch an fernen Orten gesucht. Insofern sind hier den raumplanerischen
Gestaltungsm�glichkeiten enge Grenzen gesetzt. Erfolgversprechender erscheinen daher die
im Rahmen der Raumplanung vorzunehmenden Standortzuweisungen bzw. -beschr�nkungen,
auch wenn ein generelles Ansiedlungsverbot von gro§fl�chigen, an nicht-integrierten

                                                            
191Eine HVV-Untersuchung aus dem Jahre 1991 ermittelte, dass ein Drittel der au§erh�usigen Aktivit�ten auf
Freizeitzwecke entfielen [HVV, 1992: 5]. Nach KONTIV 89 lag der Freizeitanteil in Hamburg im Jahre 1989
bei 32,3 % [Prognos, 1992,I: 46].
192In einem im Rahmen des ãExperimentellen Wohnungs- und St�dtebauÓ durchgef�hrten
Forschungsvorhabens �ber Verkehrserfordernisse  und -individualisierung wurde anhand einer Analyse des
Freizeitverkehrs festgestellt, dass dieser auf Grenzen der Verdichtung st�§t [Holz-Rau/Kutter, 1995: 10; vgl.
auch Topp, 2002: 217; Motzkus, 2002: 84].



Standorten befindlichen Freizeitanlagen mit unserem marktwirtschaftlichen Wirtschafts- und
Rechtssystem nur schwer in Einklang zu bringen ist. Mit der Novellierung entsprechender
rechtlicher Instrumente (BauGB, BauNVO) k�nnte ohnehin nur der Bund den kommunalen
Handlungsspielraum erweitern. Deshalb m�sste die Standortzuweisung f�r Vorhaben dieser
Art wenigstens den Nachweis einer attraktiven �PNV-Erschlie§ung erfordern, um die Zahl
der notwendigen Kfz-Stellpl�tze deutlich zu reduzieren193 und um den Besuchern die
Benutzung umweltschonender Verkehrsmittel zu ãerleichternÓ. Eine weitere M�glichkeit, die
Ansiedlung solcher Projekte an peripher gelegenen Standorten auch aus wirtschaftlichen
Gr�nden zu erschweren, liegt in der zus�tzlichen Besteuerung je angebotenem Parkplatz
(siehe unten).
Was die gro§fl�chigen Einzelhandelsbetriebe betrifft, so stehen die Stadtplaner vor dem
Problem, dass die Ansiedlung dieser M�rkte nur unter schwierigen Bedingungen in
bestehende Zentren zu integrieren sind. Mit der verbindlichen Ausweisung von
Sondergebieten194 als Standorte f�r Handelseinrichtungen mit mehr als 1200 qm
Geschossfl�che und ãnichtzentrentypischenÓ Kernsortimenten (z. B. Bau- und
Heimwerkerm�rkte, Gartencenter, M�bel- und Autoh�user) [¤ 11 Abs. 3 BauNVO] und den
Regelungen �ber Branchen, zul�ssige Verkaufsfl�chen und Sortimente [¤¤ 1 Abs. 2, 3, 4 bis 9
und 13 BauNVO] verf�gen die Kommunen hier bereits �ber ein konkretes planerisches
Steuerungsinstrument. Allerdings sollte die Ausnahme von dieser Regelung195 abgeschafft
und eine st�rkere st�dtebauliche und verkehrliche Integration dieser Gebiete (insbesondere
eine attraktive �PNV-Anbindung) sichergestellt werden, auch wenn damit hohe
Erschlie§ungskosten verbunden sein k�nnen (s. u.). Die in ¤ 11 Abs. 3 BauNVO enthaltenen
gesetzlichen Bestimmungen sind v. a. in Gewerbe- und Industriegebieten zur Verhinderung
unerw�nschter Einzelhandelsunternehmen zur Anwendung zu bringen. Danach haben sich
Handelsbetriebe mit einer Geschossfl�che von weniger als 1200 qm und zentrenrelevanten
Hauptsortimenten grunds�tzlich in Misch- und Kerngebieten196 bzw. an st�dtebaulich
integrierten Standorten anzusiedeln, obwohl auch sie als nicht unerhebliche Verkehrserzeuger
anzusehen sind. So k�nnen Superm�rkte und Betriebe von Lebensmittelketten, die mit gro§en
Lkw beliefert werden, Belastungen hervorrufen, die das Wohnen in Mischgebieten
empfindlich st�ren. Allerdings kann die Vertr�glichkeit der Liefervorg�nge mit der
Wohnnutzung durch Geschwindigkeits-/Gewichtsbeschr�nkungen, zeitliche Fahrverbote und

                                                            
193Das 1996 fertig gestellte Cinemaxx Filmtheater am Dammtor befindet sich in zentraler innenst�dtischer Lage
mit hervorragender Anbindung an das �ffentliche Verkehrsnetz (S-Bhf. Dammtor, U-Bhf. Stephansplatz sowie
Busverbindungen). Der Stellplatzbedarf konnte auf der rechtlichen Grundlage von ¤ 48 / 1 HbauO von 371 auf
200 gesenkt werden, weil die Betreiber verpflichtet wurden, von dem Kulturticket (Kombination der
Eintrittskarten mit einem HVV-Ticket) Gebrauch zu machen. �berdies konnten die notwendigen 200 Stellpl�tze
durch baulastgesicherte Doppelnutzung in benachbarten Parkh�usern nachgewiesen werden [Bdrs. 15/3025].
194ãAls sonstige Sondergebiete sind solche Gebiete darzustellen und festzusetzen, die sich von den Baugebieten
nach den ¤¤ 2 bis 10 wesentlich unterscheidenÓ (Abs. 1). ã.....[Hierf�r] kommen insbesondere in Betracht
Gebiete f�r den Fremdenverkehr, wie Kurgebiete und Gebiete f�r die Fremdenbeherbergung, Ladengebiete,
Gebiete f�r Einkaufszentren und gro§fl�chige Handelsbetriebe, Gebiete f�r Messen, Ausstellungen und
Kongresse, Hochschulgebiete, Klinikgebiete, Hafengebiete, Gebiete f�r Anlagen, die der Erforschung,
Entwicklung oder Nutzung erneuerbarer Energien, wie Wind- und Sonnenenergie, dienenÓ (Abs. 2). [¤ 11
BauNVO]
195ã.....Die Regel.....gilt nicht, wenn Anhaltspunkte daf�r bestehen, da§ Auswirkungen bereits bei weniger als
1200 qm Gescho§fl�chen vorliegen oder bei mehr als 1200 qm Gescho§fl�che nicht vorliegen.....Ó [¤ 11 Abs. 3
BauNVO].
196ãKerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtungen
der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur. (Abs. 1) Zul�ssig sind Gesch�fts-, B�ro- und
Verwaltungsgeb�ude, Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des
Beherbergungsgewerbes und Vergn�gungsst�tten, sonstige nicht wesentlich st�rende Gewerbebetriebe, Anlagen
f�r kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, Tankstellen i. Z. mit Parkh�usern und
Gro§garagen, ......Wohnungen nach Ma§gabe von Festsetzungen des Bebauungsplans (Abs. 2)Ó [¤ 7 BAuNVO].



den Einsatz kleinerer Fahrzeuge erreicht werden. In der Innenstadt sind die aus der
r�umlichen und zeitlichen �berlagerung von Nutzungen und Funktionen -wie Wohnen,
Arbeiten und Einkaufen- resultierenden Probleme noch augenf�lliger, was bei der
Konkurrenz um Fl�chen f�r Fahrzeuge der Anwohner, der Besch�ftigten, der Besucher und
des An- und Auslieferungsverkehrs deutlich wird. M�glichkeiten zur Gew�hrleistung der
Vertr�glichkeit verschiedener Funktionen untereinander m�ssen �ber die o. a. Ma§nahmen
hinausgehen und logistische (Verringerung der Auslieferungsvorg�nge durch
betriebs�bergreifende Kooperation wie Anlieferungen aus G�terverteilzentren) und
verkehrliche Konzepte (Bereitstellung von Ladeh�fen und -stra§en, Einf�hrung der
Parkraumbewirtschaftung) einbeziehen (siehe auch Kap. 9 im Anhang dieser Arbeit).
Bei den schon existierenden Handels- und Freizeiteinrichtungen k�nnen die zur
Verhinderung verkehrserzeugender Strukturen geeigneten raum- und verkehrsplanerischen
Ma§nahmen durch finanzielle Instrumente wirksam flankiert werden. Grundidee dieser
Finanzierungsm�glichkeit ist die �berzeugung, dass Betriebe, die auf der ãgr�nen WieseÓ
Niederlassungen errichten, f�r den dorthin str�menden Verkehr verantwortlich sind.
Folgerichtig sollen sie f�r die Unkosten, die der �ffentlichen Hand entstehen, aufkommen.
�ber eine von den gro§fl�chigen Einzelhandelsbetrieben und Freizeitunternehmen zu
tragende Suburbanisierungs- und Verkehrserzeugungsabgabe besteht dar�ber hinaus die
M�glichkeit, die au§erhalb der bestehenden Zentren sich niedergelassenen Gro§betriebe
wirtschaftlich unattraktiver zu machen [Bleyer, 1999,57: 139] und die Wettbewerbssituation
wohnortnaher Einkaufsl�den und Freizeitangebote zu verbessern. Die H�he der Besteuerung
lie§e sich progressiv je nach der am Standort angebotenen Verkaufsfl�che oder nach der
vorhandenen Kfz-Stellplatzzahl festlegen [Frehn, 1995,2: 108]. Da alle Kommunen von
Standort�ngsten geplagt sind, muss die Abgabe verpflichtend im Gesetz verankert werden,
damit nicht zwischen den Gemeinden der Wettbewerb um die niedrigsten Standards
angeheizt wird. Um die Akzeptanz in der Gesellschaft sicherzustellen, k�nnten die Abgaben
zweckgebunden f�r den Ausbau von �PNV-Anlagen sowie von Rad- und Fu§wegen
verwendet werden. Auf diese Weise sind die hohen mit der nachtr�glichen Integration dieser
peripheren Standorte verbundenen Erschlie§ungskosten in Grenzen zu halten (s. o.).

Zur Verhinderung langfristig kaum reversibler Raumstrukturen sollte sich die Stadt nicht nur
auf das vorhandene rechtliche Instrumentarium verlassen. Weitere Aufgaben der Stadtplaner
liegen zum einen in der Erarbeitung von differenzierten Zentrenkonzepten (Standorte f�r
Grundversorgungszentren, f�r Neben- und Stadtteilzentren, f�r Kerngebiete in der City und
auch f�r Sondergebiete des gro§fl�chigen Einzelhandels mit nichtzentrentypischen
Hauptsortimenten sowie f�r Standorte der Freizeitgro§projekte), die als Orientierung f�r die
Bauleitplanung und f�r die Beurteilung von Ansiedlungsvorhaben fungieren, zum anderen in
der St�rkung lokaler Freizeitangebote sowie in der Unterst�tzung f�r den kleinen privaten
Einzelhandel.
In Zukunft m�ssen die bereits existierenden Versorgungsstandorte ihre Potenziale st�rker
aktivieren, um als urbane Orte ein Gegenbild zu den st�dtebaulich nicht-integrierten
Standorten zu sein und sich im Wettbewerb mit ihnen Vorteile zu sichern. Hierf�r sind
Ma§nahmen zur St�rkung und zur Qualit�tsverbesserung erforderlich. Dazu geh�ren die
Mischung von merkantilen (breiter ãBranchenmixÓ), kulturellen (Kinos, Gastronomie,
Museen, Galerien) und sportlichen Angeboten, die attraktive Gestaltung des �ffentlichen
Raums mit Pl�tzen zum Verweilen und mit unverwechselbarer Atmosph�re, die Beruhigung
des starken Durchgangsverkehrs in Verbindung mit der F�rderung des �PNV, die bequeme
Zug�nglichkeit f�r Fu§g�nger und Radfahrer aus den benachbarten Wohngebieten, die
Ansiedlung von Fachm�rkten mit zentrenrelevanten Sortimenten, die Bereitstellung von
Zusatzangeboten und anderen Dienstleistungen (Service- und Beratungsdienste,
Warenaufbewahrungs- und Bringsysteme, Freizeit und Kultur) sowie die Entwicklung



�berzeugender Vermarktungsstrategien. Die Umsetzung dieser Konzeption tr�gt mit dazu bei,
dass den potenziellen Investoren auch Planungs- und Investitionssicherheit gegeben wird.
Dar�ber hinaus sind neue Zentren -z. B. an den Schnittpunkten von Radialen und Tangenten
(siehe Kap. 4.2.2.)- zielgerichtet und stadtvertr�glich zu entwickeln. F�r sie gelten die
gleichen st�dtebaulichen und funktionalen Anforderungen. Hier ist zu pr�fen, inwieweit
Freizeitgro§projekte und  gro§fl�chige Einzelhandelsbetriebe st�dtebaulich  und verkehrlich
zu integrieren sind.

Im privaten Einzelhandel sind neue Betriebsformen zu entwickeln, um �ber die �konomische
Absicherung hinaus auch eine langfristige Perspektive zu geben, denn neben r�umlicher N�he
bestimmen v. a. auch Preisvorteile und Warenvielfalt die Attraktivit�t eines Gesch�ftes
[Frehn, 1995,2: 104 f.]. Die Wettbewerbschancen kleiner Einzelhandelsl�den d�rften sich
vergr�§ern, wenn sie Zusatzdienstleistungen (Post, Lotto, Reinigung, Versandhandel,
kommunale Dienstleistungen usw.) �bernehmen, freiwillige Ketten f�r gemeinsame
Wareneink�ufe und einheitliche Vermarktungskonzepte bilden (st�rkere Unabh�ngigkeit
gegen�ber dem Gro§handel) oder neue Tr�gerformen (Betreiben wohnungsnaher L�den in
kommunaler Regie oder von mehreren B�rgern) zur Verst�rkung der Identifikation und der
Gesch�ftsbindung begr�nden. Staatliche Subventionen197 in Form von direkten (steuerliche
Verg�nstigungen, Anschubfinanzierungen, Investitionszulagen, Gew�hrung g�nstiger
Kredite) und indirekten (kosteng�nstige Bereitstellung von Geb�uden, Grundst�cken pp.)
Zuwendungen kommen nicht nur wegen der verkehrsvermeidenden Wirkung, sondern auch
wegen der zunehmend in den Vordergrund r�ckenden sozialen Funktion wohnortnaher
Gesch�fte in Betracht [Frehn, 1995,2: 106 f.].
Quartiersbezogene Freizeitangebote werden von der Bev�lkerung durchaus wahrgenommen.
In mischgenutzten Stadtvierteln liegt der Anteil der im eigenen Stadtteil unternommenen
Freizeitaktivit�ten h�her als in monostrukturierten Gebieten. Dementsprechend h�ufiger
werden solche Ziele mit umweltschonenderen Verkehrsmitteln aufgesucht [Holz-Rau,
1999,7: 4]. Dar�ber hinaus spielen nachhaltige Verkehrsberuhigungsma§nahmen eine
wichtige Rolle [Sieber, 2000b: 144]. Erfahrungen belegen, dass eine Erh�hung der
Aufenthaltsqualit�t in Wohngebieten die Fluchttendenzen der dort lebenden Bev�lkerung
verringert. Denn autoorientierter Freizeitverkehr ist oft eher eine Flucht- als eine
Zielbewegung [Holz-Rau/Kutter, 1995: 98]. Deshalb sind auch die wenigen Freifl�chen in
den dicht bebauten Wohnstadtteilen zur Qualit�tssicherung dieser Quartiere unbedingt zu
erhalten, um dem in mehreren Untersuchungen nachgewiesenen Bedarf an Freiraumausgleich
zu entsprechen [Bose, 1995: 404]. Nur in Ausnahmef�llen darf eine Siedlungsverdichtung im
Rahmen der Binnenentwicklungsstrategie (siehe Kap. 4.2.3.) auf Kosten innerst�dtischer
Freifl�chen vorgenommen werden. Der Konflikt zwischen Erhaltung von wohngebietsnahen
Gr�nfl�chen und Verdichtung kann durch Umwidmung von Verkehrsfl�chen verringert
werden. Die Aufl�sung von Autoabstellpl�tzen zu Gunsten einer Anlage zus�tzlicher
Freifl�chen, die von den Bewohnern f�r sportliche und kulturelle Aktivit�ten genutzt werden
k�nnen, ist in einigen Hamburger Stadtquartieren (�lm�hlenplatz im Karolinenviertel,
Innenhof 9 M�mmelmannsberg, Einkaufszentrum Jenfeld, Kirchdorf-S�d) bereits realisiert
worden und auf breite Zustimmung bei der ortsans�ssigen Bev�lkerung gesto§en [Holtmann
et al, 1996,6: 25 f.].

                                                            
197Im Steuerrecht des Bundes ist -nach Auffassung von Adrian- die allgemeine steuerliche F�rderung durch
gezielte F�rderung sinnvoller Investitionen zu ersetzen [Adrian, 1999: 97].



4.2.4.6.  Das Konzept der Nutzungsmischung - Chancen und Grenzen

Aus �kologischer Sicht begr�nden allein die zunehmenden Verkehrsbelastungen (siehe Kap.
5.1. und 5.2.) die Notwendigkeit der Funktionsmischung, die -nach Auffassung vieler
Autoren- die bauliche Grundlage f�r verkehrssparsame Lebens- und Wirtschaftsweisen
schafft. Mit ihren Studien weisen Rau (1994) und M�ller (1996) empirisch nach, dass sich
eine st�rkere nahr�umliche Orientierung der Menschen in erster Linie an der kleinr�umigen
Mischung der Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Freizeit entwickeln w�rde
[Rau, 1994: 76; M�ller, 1996: 3]. Holzapfel (1987) ist davon �berzeugt, dass gut
ausgestattete, funktionsf�hige Mischgebiete ihr Umfeld weniger belasteten als schlecht
ausgestattete Quartiere [Holzapfel, 1987: 61]. Kill (2000) sieht in mischgenutzten Strukturen
mit ihren kurzen Wegen hervorragende Bedingungen f�r unmotorisierte
Raum�berwindungsvorg�nge. Kurze Wege erleichterten die Alltagsbew�ltigung nicht nur f�r
Personen ohne Kfz-Verf�gbarkeit, sondern auch f�r jene, die Zugriff auf ein Auto h�tten,
weil der Bedarf an Begleitverkehren (z. B. das Bringen von Kindern zur Schule) vermindert
werde [Kill, 2000: 105]. Heinze / Romero (2000) beschreiben mit dem Begriff ãD�rferstadtÓ
eine Stadt mit vielen Kernen, die sich durch Verdichtung der Bausubstanz,
Funktionsmischung und hohe Aufenthaltsqualit�ten auszeichneten. Hier konzentriere sich der
Verkehr auf Quartiersebene, was die Kombination verschiedener Aktivit�ten wesentlich
erleichtern w�rde [Heinze/Romero, 2000: 1 ff.].  Gertz (2000) betont den Zusammenhang
zwischen Siedlungsstruktur und Kostenaufwand: ãBei einer dispersen Zersiedlung sind die
Aufwendungen f�r die Verkehrsinfrastruktur (.......) sowie f�r die Ver- und Entsorgung
(........) deutlich h�her als bei einer kompakten Siedlungsstruktur. Hinzu kommen noch bei
der Ausweisung neuer Wohngebiete die Kosten f�r Erweiterungen von Schulen und
Kinderg�rtenÒ [Gertz, 2000: 95].
In den letzten Jahren wird aber auch immer st�rker der hohe Stellenwert kritisiert, den die
kleinr�umige Nutzungsmischung in der Diskussion einnimmt, weil sie lediglich zu einer
Reduzierung des Binnenverkehrs f�hren kann. Das von der B B R (1999) initiierte
Forschungsprojekt ãNutzungsmischung im St�dtebauÓ best�tigt diese Vorbehalte: Ein
Vergleich des Verkehrsaufwandes in vier K�lner Stadtteilen zeige, dass sich eine
Nutzungsmischung nur auf den Einkaufsverkehr und mit Einschr�nkungen auf den
quartiersbezogenen Freizeitverkehr positiv auswirke. Dagegen sei im Berufsverkehr die Lage
zu den Arbeitsplatzschwerpunkten wichtiger [Holz-Rau, 1999,7: 3 f.].

Trotz dieser Kritik ist das Konzept der Nutzungsmischung nicht zu verwerfen, weil es -so
umstritten die verkehrlichen Effekte auch sein m�gen- zur Steigerung der Attraktivit�t
st�dtischer Quartiere einen wichtigen Beitrag leistet. Eine gute Nah-Erreichbarkeit von
Gesch�ften, Kinos, Restaurants und Gr�nfl�chen f�rdert zusammen mit einem
verkehrsberuhigten Stadtviertel die Quartiersbindung der Bewohner. So stellt die Studie des
BBR (1999) zusammenfassend fest, dass ã.....diejenigen, die in eher mischgenutzten
Quartieren wohnen, .......die Angebote im Quartier [nutzen]. Dies allein ist Grund genug,
derartige Strukturen zu erhalten und, sofern m�glich, zu f�rdernÓ [Holz-Rau, 1999,7: 5;
Motzkus, 2002: 86]. Auch vor dem Hintergrund einer bevorstehenden �beralterung der
Bev�lkerung sind Bedarfsver�nderungen in der Wohnungsversorgung sehr wahrscheinlich.
Das typische Einfamilienhaus mit mehreren Geschossen wird von Senioren immer weniger
zu bewirtschaften sein, w�hrend die M�glichkeiten einer qualitativen Versorgung in diesen
Einzelhaussiedlungen sehr begrenzt sind [Petersen, 2000: 53; Gertz, 2000: 88; Winkler,
2001: 84; Hauff, 2001: 91 f.]. Dies stellt die Planung vor neue Herausforderungen, um den
zuk�nftigen Anforderungen im Hinblick auf mehr Bequemlichkeit und kurze Wege mit
geringem Zeit- und Kostenaufwand gerecht zu werden. Die Frage ist nur, ob eine
Trendwende angesichts der Langlebigkeit gebauter Strukturen realisierbar ist und ob durch



raumordnerische Ma§nahmen �berhaupt funktionsgemischte Stadtviertel herzustellen sind. In
der Tat scheint es so, dass �ber die verbindliche Bauleitplanung gemischte Nutzungen
ausgewiesen werden k�nnen, zumal die aus der Fl�chennutzungsplanung entwickelten
Bebauungspl�ne festlegen, welche Nutzungsarten allgemein zul�ssig sind. Dennoch w�re
eine im Bebauungsplan vorgesehene Nutzungsmischung zun�chst einmal nur ein Angebot,
das von den Investoren angenommen werden kann oder auch nicht akzeptiert wird. In der
Realit�t sto§en raumplanerische Ma§nahmen auf Widerst�nde: Zum einen richten sich
Standortentscheidungen der Investoren nicht nur danach, was raumplanerisch erw�nscht ist.
Kriterien, wie die Inanspruchnahme von F�rdermitteln und steuerlichen Vorteilen sowie das
an jedem Ort zu beobachtende Bodenpreisgef�lle zwischen Stadtkern und Peripherie, �ben
einen nicht minder gro§en Einfluss auf die Suche nach dem «besten` Wirtschaftsstandort aus.
Zum anderen ist zurzeit kein breiter gesellschaftlicher Konsens zur Durchsetzung des Ziels
Funktionsmischung festzustellen [Koschny, 1997, 105]. Gegen eine solche
Nutzungsmischung werden -resultierend aus den zunehmenden Anspr�chen an das
Wohnumfeld- h�ufig Konflikte mit dem Immissionsschutzgesetz angef�hrt, eine Behauptung,
die allerdings nicht den Tatsachen entspricht. So macht die Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestages (1997) darauf aufmerksam, dass ã.....das BimSchG und die
L�rmSchVO......bereits eine so weitgehende [von Gewerbebetrieben ausgehende]
Emissionsminderung bewirkt [haben], da§ der Stra§enverkehr zur ma§geblichen Quelle
geworden ist. In der Bauleitplanung k�nnen deshalb zunehmend inner�rtliche Bereiche als
Mischgebiete ausgewiesen werdenÓ [DBT, 1997: 29]. Schlie§lich reichen die vorhandenen
raumplanerischen Instrumente kaum aus, das produzierende Gewerbe auf Grund des
Verdr�ngungsdrucks durch �konomisch st�rkere Nutzungen am Standort in mischgenutzten
Strukturen zu halten. B�ros und L�den bringen eben h�here Renditen. Mithilfe des
Planungsrechts l�sst sich gegenw�rtig nur die Mischung von gleich starken �konomischen
Nutzungen sichern. Denn es existiert kein planungsrechtliches Instrument, das die
Ansiedlung der Dienstleistungsunternehmen ausschlie§t und die der produzierenden Betriebe
zul�sst [Oldenburg, 1999: 274]. Wirkungsvoller w�re die Einschr�nkung der selektiv
wirkenden Bodenpreismechanismen durch Zulassung h�herer Bebauungsdichten im
Gewerbebau, um den Renditeerwartungen der Vermieter zu entsprechen. Au§erdem m�ssten
Zweckentfremdungsverordnungen, die bisher den Bestandsschutz der Wohnnutzung
gew�hrleisten, auch die produzierenden Betriebe einbeziehen (siehe Kap. 4.2.4.1.).

Die fortgesetzte Trennung der Funktionen ist nicht allein auf die begrenzte Wirksamkeit des
Planungsrechts zur�ckzuf�hren. Verkehrspolitische, verkehrsplanerische und
sozio�konomische Bedingungen beeinflussen die Standortpr�ferenzen von Haushalten und
Unternehmen in viel st�rkerem Ma§e. Heute wird die Suburbanisierung und damit auch die
Entmischung v. a. gest�tzt durch

1 .  niedrige Raum�berwindungskosten in Verbindung mit dem nachfrageorientierten
Ausbau des Stra§ennetzes:
Die steigende Motorisierung und die zunehmende individuelle Bereitschaft, ein
h�heres Zeitbudget f�r den Weg zur Arbeitsst�tte zu akzeptieren, tragen ebenso wie
die M�glichkeiten schnellerer Raum�berwindung (Ausbau der Stra§eninfrastruktur)
dazu bei, den individuellen Aktionsradius zu erweitern.

2. abnehmende Bindung von Wohn- und Arbeitsplatz: 
So �berzeugend auch die r�umliche N�he der Wohnung zur Arbeitsst�tte auch auf den
ersten Blick erscheinen mag, so unrealistisch w�re doch die Erwartung, dass bei
jedem Arbeitsplatzwechsel auch ein Wechsel der Wohnung einschlie§lich des sozialen
Umfeldes erfolgen w�rde. In Zeiten des Strukturumbruchs, der zu einem weitgehend
kompletten Austausch von Arbeitspl�tzen gef�hrt hat, sind neue Arbeitspl�tze oft nicht
in erreichbarer N�he zu haben. Dar�ber hinaus ist es auch bei einem ausgewogenen



Erwerbst�tigen/Arbeitsplatz-Verh�ltnis in einem Quartier eher unwahrscheinlich,
dass alle Erwerbst�tigen eines Stadtviertels dort ihre Arbeitsst�tte finden.
Erschwerend kommt hinzu, dass h�ufig mehrere Personen eines Haushalts
erwerbst�tig und in verschiedenen Stadtteilen besch�ftigt sind. So erscheint eine
Minimierung des Verkehrsaufwandes auch innerhalb eines Mischgebiets in der Praxis
nicht selbstverst�ndlich zu sein. Eine von der BBR (1999) begleitete Untersuchung in
K�ln zeigt, dass eine Mischung bzw. enge r�umliche Zuordnung von Wohn- und
Arbeitst�tten keineswegs eine geringe Pendlermobilit�t garantiere. Kleinr�umige
Nutzungsmischung habe keinen nachweisbaren Einfluss auf den Berufsverkehr.
Entscheidend f�r k�rzere Arbeitswege sei die Zuordnung zu benachbarten
Arbeitsplatzschwerpunkten [Holz-Rau, 1999,7: 3; Albers, 2000: 27; Motzkus, 2002:
83].

3. das Streben nach dem Eigenheim im Gr�nen:
Das Leben in der �u§eren Stadt ist nach wie vor f�r einen gro§en Teil der
Bev�lkerung attraktiv, weil die von Gr�nfl�chen umgebenden Siedlungen viele
Menschen aus den verdichteten Quartieren anlocken.

4. steigende Anspr�che an das Angebot beim Einkauf: 
Wachsende Konsumw�nsche, zunehmende Warenvielfalt und steigende Motorisierung
der Haushalte nehmen gro§en Einfluss auf das Standortgef�ge des Einzelhandels. Im
Trend liegen autoorientierte, gro§fl�chige Verbraucher- und Fachm�rkte, die die
Einkaufsgewohnheiten mobiler Bev�lkerungsschichten gepr�gt und die Existenz der
lokalen Versorgung im Quartier massiv gef�hrdet haben. Ohne Subventionierung sind
die wohnungsnahen Nachbarschaftsl�den, die ihr Angebot den Anspr�chen der
Kunden hinsichtlich Preise und Warensortiment anzupassen haben [Frehn, 1995,2:
105], wohl kaum konkurrenzf�hig.

5. die zunehmend spezialisierten Aktivit�ten in der Freizeit:
Das hoch entwickelte Anspruchsniveau in unserer Gesellschaft ist besonders im
Freizeitbereich zu beobachten, wenn immer mehr Freizeitangebote (z. B.
Erlebnisb�der, Vergn�gungsparks) in entfernten Gebieten genutzt werden. Als
Konsequenz solcher Aktivit�ten l�sen sich traditionelle Beziehungen von r�umlicher
N�he auf und markieren einen weiteren Schritt zur Verfestigung verkehrsabh�ngiger
Lebensstile. Auf Grund seiner dispersen Zielstruktur und schwierigen zeitlichen
Verteilung ist der Freizeitverkehr schwer zu b�ndeln, sodass die Teilnehmer
weitgehend auf die Benutzung individueller Verkehrsmittel festgelegt sind.

6. die Tendenz zu gro§fl�chigen Bauformen im Gewerbe:
Es ist nach wie vor schwierig, Gewerbetreibende dazu anzuhalten, m�glichst
fl�chensparend zu bauen. Stattdessen decken sich viele Firmen auf Vorrat mit
Fl�chen ein. Unterst�tzung erfahren sie oft durch die Kommunen, die untereinander
um Betriebe noch st�rker konkurrieren als um Einwohner und deshalb den
Unternehmen den Boden  z. T. weit unter Wert verkaufen.

Stadt- und Verkehrsentwicklungsplanung werden es daher allein nicht schaffen, die
ausufernde Dynamik von autoorientierter Verkehrserschlie§ung zu bremsen. Unterschiede im
Verkehrsmittelwahlverhalten sind eben nicht nur auf baulich-r�umliche Strukturen
zur�ckzuf�hren, sondern sind auch Ausdruck von Lebens- und Mobilit�tsstilen einzelner
Menschen [Holz-Rau, 1999,7: 4 f.; Heinze/Romero, 2000: 91]. Mindestens so wichtig wie
die quartiersbezogene Nutzungsmischung ist deshalb die F�rderung der N�he im weitesten
Sinne. Solche Ma§nahmen beziehen sowohl die Erh�hung der Raum�berwindungskosten im
MIV (siehe Kap. 6) als auch die ãEntschleunigung des AutosÓ durch umfangreiche
Stra§enraumneugestaltung (siehe Kap. 5.4.) mit ein.
Wenn langfristig erreicht werden soll, dass mehr Menschen im gleichen Quartier wohnen und
arbeiten, dann erfordert das st�dtebauliche Konzept der Nutzungsmischung, das die bauliche



Voraussetzung f�r ein verkehrssparsameres Verhalten bildet, erg�nzende Ma§nahmen198, die
helfen, die Akzeptanz raumplanerischer Angebote zu erh�hen und den Nahbereich als
Lebensort wieder zu entdecken [Gertz, 2000: 91 f.]. Um die Gebietsbindung zu f�rdern, muss
in den Quartieren eine nachhaltige soziale und wirtschaftliche Entwicklung eingeleitet
werden. Dies setzt v. a. eine Wirtschaftsf�rderung zu Gunsten der arbeitsplatzintensiven
Kleinbetriebe und Mittelstandsunternehmen voraus199, die unter bestimmten
Rahmenbedingungen problemlos mit der Wohnfunktion zu kombinieren w�ren (siehe hierzu
auch Kap. 4.2.4.1.). Wohnungsinstandsetzungsprogramme, Wohnumfeldverbesserungen
(insbesondere Verkehrsberuhigungsma§nahmen), F�rderung von Selbsthilfeprojekten (z. B.
Kinder- und Altenbetreuung), Vergr�§erung lokaler Entscheidungsspielr�ume
(Verst�ndigung zwischen Bewohnern, Verwaltung und Gewerbetreibenden;
Mitwirkungsm�glichkeiten der Beteiligten bei allen Fragen und Planungen), Bereitstellung
von wohnungsnahen sozialen Diensten, St�rkung der lokalen Einzelhandelsl�den (siehe Kap.
4.2.4.5.) und Informationskampagnen zur Erh�hung der Akzeptanz wohnungsnaher
Einrichtungen sind als soziale Beitr�ge zur Quartiersentwicklung unentbehrlich und st�rken
nicht nur die lokale Identit�t und die Verantwortungsbereitschaft der B�rger, sondern wirken
dank der gr�§eren Ortsorientierung auch verkehrsreduzierend. Gleichzeitig d�rften die
hiermit aufgewerteten Stadtviertel das Interesse potenzieller Investoren finden, sodass auf
diesem Wege raumplanerische Ma§nahmen eine gr�§ere Effizienz entfalten.

Erste Ans�tze einer Quartiersentwicklung sind in Hamburg im Rahmen des
Armutsbek�mpfungsprogramms auszumachen. Solche Vorhaben wurden in den 90er Jahren
in 8 Stadtteilen -St. Georg, St. Pauli-Nord, Altona-Nord, Eidelstedt-Nord, Bergedorf-West,
Heimfeld-Nord, Dulsberg und Jenfeld- auf Projektebene durchgef�hrt [Alisch, 1995,2: 18;
Alisch, 1996,6: 35; Herr, 1996,6: 5; Kr�ger, 1996,6: 6 f.; Mathe, 1998,9: 6 f.]. In den Jahren
2001 und 2002 war die Stadtentwicklungsbeh�rde insgesamt mit 18 Sanierungsverfahren
nach dem BauGB und mit 26 Verfahren im Rahmen des Hamburgischen
Stadtteilentwicklungsprogramms besch�ftigt [Bdrs. 17/112 und 17/429], deren Realisierung
als zentrale Aufgabe der Beh�rden verstanden wird, weil sie wichtige Voraussetzungen f�r
die soziale Stabilisierung und �konomische Revitalisierung der Quartiere schafft. Allerdings
d�rfen staatlich initiierte Aufwertungsma§nahmen von innerst�dtischen Quartieren nicht zu
Verdr�ngungsprozessen f�hren, bei denen sozial schw�chere Gruppen aus angestammten
Gebieten vertrieben w�rden. F�lsch (1994) hatte in seiner Untersuchung Ortsteile in der
Inneren Stadt identifiziert, in denen bauliche, soziale und �konomische Aufwertungen

                                                            
198Das Fazit des Stuttgarter Modellvorhabens  lautet, dass Verkehrsvermeidung keine isolierte, sondern eine
Querschnittsaufgabe im Rahmen einer integrierten Planung f�r St�dtebau und Verkehr ist [Holz-Rau, 1996,7-8:
398 f.;].
199Der Bund der Selbstst�ndigen (BDS) fordert schon seit l�ngerem eine Wende in der Wirtschaftspolitik zu
Gunsten der kleinen und mittelgro§en Firmen, die �berragende Bedeutung f�r Hamburg bes�§en. Nach der
letzten Arbeitsst�ttenz�hlung (1987) gebe es in Hamburg 72735 Arbeitsst�tten mit 936088 Besch�ftigten, davon
seien 350813 Personen bei kleinen privaten Hamburger Firmen mit je weniger als 50 Mitarbeitern besch�ftigt
gewesen. Auf der anderen Seite h�tten die Gro§konzerne wesentlich zu der gegenw�rtigen Krise auf dem
Arbeitsmarkt beigetragen. Die zurzeit praktizierten Mittelstandsf�rderungsprogramme [Anm.: Der Leitfaden
Wirtschaftsf�rderung in Hamburg z�hlte im Mai 1993 insgesamt 21 Programme/Finanzhilfen auf - Bdrs
15/1804] seien zu kompliziert, zu unkoordiniert und zu b�rokratisch. Nur 18 Firmen seien �ber das
Modernisierungsprogramm mit insgesamt 360000 DM und im Mittelstandsprogramm 216 Firmen mit knapp 1,9
Mio DM gef�rdert worden. Der BDS fordert deshalb die Einrichtung einer Investitionsbank, die als GmbH alle
F�rderprogramme verwaltet, strafft und umsetzt [HA 060396; Die Zeit 040497]. Der seit Herbst 2001
amtierende Senat entwickelte zusammen mit der Handelskammer Hamburg neue Leitlinien zur St�rkung des
Hamburger Mittelstandes. Ziele sind u. a. die Novellierung des Mittelstandsf�rderungsgesetzes, die Straffung
der Mittelstandsprogramme, der Einsatz eines Mittelstandslotsen, die Schaffung eines
Mittelstandsf�rderungsinstituts, die Verst�rkung der Existenzf�rderungsaktivit�ten und die Sicherung des
Arbeitsmarktes [Bdrs. 17/2379].



nachgewiesen werden konnten. In vielen Vierteln seien diese Gentrifizierungsprozesse
begleitet von einem steigenden Anteil j�ngerer, gebildeter und gut verdienender
Mittelschichtangeh�riger, Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen und
Mietpreissteigerungen [F�lsch, 1994,6: 179 ff.]. Die Entwicklung von Quartieren muss
vielmehr einhergehen mit der sozialen Mischung und der Sicherung des
Sozialwohnungsbestandes und darf nicht vorrangig der Wohnraumaufwertung dienen, um
besonders die abwanderungswilligen Besserverdienenden zu halten. In der heutigen Zeit der
Globalisierung und Flexibilisierung der Arbeitsm�rkte seien -nach Ansicht von Sieverts
(1997)- v. a. die Stadtquartiere mit gro§em Anteil von sozial und �konomisch schwachen
Gruppen, die in ihrem Wohngebiet eine informelle Wirtschaft aufbauten, durch die
Stadtplanung gezielt zu unterst�tzen: ãBesonders dort, wo wir es heute noch mit kleinteilig
nutzungsgemischten Stadtteilen zu tun haben, m�ssen wir sie gegen Entmischung so gut es
geht sch�tzen, indem wir zumindest die Trends zur Entmischung zu verlangsamen versuchen,
weil erwiesen ist, da§ diese Stadtteile sozial schw�cheren Bev�lkerungsgruppen die besten
Arbeits- und Lebenschancen bietenÓ [Sieverts, 1997: 21 f.]. Gerade in den alten, im Schatten
der Entwicklung liegenden funktionsgemischten Vierteln finden sich Potenziale der
Integrationsf�higkeit und Nischen wirtschaftlicher Existenzsicherung (z. B. Schanzen- und
Karolinenviertel).
�ber die i. Z. m. dem Armutsbek�mpfungsprogramm stehende Quartiersentwicklung hinaus
sind in Hamburg Anstrengungen unternommen worden, Anforderungen der
Funktionsmischung bei Neuausweisung oder Umgestaltung von Fl�chen zu ber�cksichtigen.
Dies galt insbesondere f�r die Errichtung von Gewerbeh�fen auf brachgefallenen Fl�chen
(siehe Kap. 4.2.4.1.) zur Standortsicherung mittelst�ndischer Unternehmen in
funktionsgemischten Stadtvierteln. Dagegen erfolgte die st�dtebauliche Aufwertung alter
Gewerbe- und Industrieareale und ihre Umnutzung zu st�rkerer Funktionsmischung nur auf
untergenutzen Fl�chen in Hammerbrook, Bahrenfeld und St. Pauli / Eimsb�ttel.
Sechs Jahre nach Verabschiedung neuer raumplanerischer Grundlagen in Hamburg (siehe
Darstellung 5 im Anhang) haben die Stadtplaner die im FNP von 1996 enthaltenen
st�dtebaulichen Ziele -wie die Vermeidung monostrukturierter Nutzungsentwicklungen, die
Sicherung des Wohnungsanteils in vorhandenen Mischnutzungen, die Erg�nzung
monostrukturiert genutzter Gebiete durch Arbeitsst�tten, die Erhaltung von Gemengelagen
und die Integration neuer Dienstleistungsbetriebe in das st�dtische Nutzungsgef�ge [FHH.
Steb., 1996a: 14 ff.]- nur zum Teil realisiert. Zwar wurden neue nutzungsgemischte Quartiere
angelegt (Gerst�ckerstra§e/Neustadt, Nagelsweg/Klostertor, Stadtlagerhaus/Altona-Altstadt,
Othmarschenpark, Maienweg/Alsterdorf, Kampnagel/Winterhude, Trabrennbahn/Farmsen
und Allerm�he-West) und weitere Vorhaben dieser Art in Aussicht gestellt (Hafencity,
Holzhafen/Altona-Altstadt, Am Husarendenkmal/Wandsbek, Kirchdorf-Mitte/Wilhelmsburg
und Neugraben-Fischbek), doch pr�sentieren sich viele in den letzten Jahren fertig gestellte
Neubauprojekte eben nicht als funktionsgemischte Quartiere. Hierzu geh�ren die ãreinenÓ
Wohngebiete in Horn (Stoltenstra§e: Fertigstellung 1996), in Billstedt (Haferbl�cken:
Baubeginn 1999), in S�lldorf (W�stland: Fertigstellung 1999), in Rotherbaum (Fontenay-
Allee: Fertigstellung 1997), in Lokstedt (Emil-Andresen-Stra§e: Fertigstellung 2002), in
Stellingen (Hagenbecks Tierpark: Baubeginn 1999), in Ohlsdorf (Kornweg: Entwurf), in
Langenhorn (Heidberg: Baubeginn 2001 und Ochsenzoll: Entwurf), in Eilbek
(Hasselbrookstra§e: Fertigstellung 1997), in Marienthal (Osterkamp: Fertigstellung 1999), in
Jenfeld (Jenfelder Moor: Fertigstellung 1996), in Bramfeld (Trittauer Amtsweg:
Fertigstellung 2000), in Sasel (Annenhof: Fertigstellung 1993), in Poppenb�ttel (Wohnpark
Alstertal: Fertigstellung 1999 und Poppenb�tteler Berg: Baubeginn 1999), in Bergstedt
(Beerbuschring: Fertigstellung 1992), in Volksdorf (Buchenkamp-Ost: Fertigstellung 2000),
in Rahlstedt (Pahlbl�ckenstieg: Baubeginn 1999) und in Lohbr�gge (Dorfanger Boberg:
Baubeginn 1998) [FHH. Steb., 2001: 34 ff.]. Dar�ber hinaus werden weitere in Hamburg



vorhandene Potenziale f�r die Anlage funktionsgemischter Stadtviertel (siehe Kap. 4.2.4.2.
und 4.2.4.4.) von den Stadtplanern bisher nicht zur Kenntnis genommen.
Ebenfalls nur in Ans�tzen ist die Weiterentwicklung bestehender Zentren zu attraktiven
Standorten mit multifunktionalem Charakter (z. B. in Harburg, in Bahrenfeld und in
Ottensen) betrieben worden. Ein neues Zentrenkonzept mit der planerischen Ausweisung
neuer verkehrsg�nstig gelegener, zentraler Standorte i. Z. m. einer dringend f�r notwendig
gehaltenen Modifizierung des Achsensystems wurde bisher nicht ernsthaft erwogen (siehe
Kap. 4.2.1., 4.2.2. und 4.2.4.5.). Stattdessen fand die aus st�dtebaulichen und verkehrlichen
Gr�nden problematische Ansiedlung von Verbraucherm�rkten und Freizeitgro§projekten an
nicht-integrierten, autoorientierten Standorten ihre Fortsetzung (siehe Kap. 4.2.4.5.), obwohl
die damit verbundenen negativen Folgen hinl�nglich bekannt waren.
F�r die Anbindung der neuen bzw. umstrukturierten Siedlungsr�ume (Wohnungen,
Arbeitsst�tten, Versorgungseinrichtungen) an den schienengebundenen �PNV ist in den
meisten F�llen nicht gesorgt worden.

Ma§nahmen zur St�rkung der Funktionsmischung setzen auf Bundes- und Landesebene auch
Ver�nderungen im Bau- und Planungsrecht voraus. Dazu geh�ren

� die �berpr�fung von Abstandserlassen und Nutzungskategorien der BauNVO (siehe
Kap. 4.2.4.1.),

�  der Schutz schw�cherer Nutzungen durch Zweckentfremdungsverordnungen und
Erhaltungssatzungen (siehe Kap. 4.2.4.1. und 4.2.4.4.),

�  Regelungen �ber die Zul�ssigkeit von Wohnnutzungen (siehe Kap. 4.2.4.4.) und
Einzelhandelsbetrieben (siehe Kap. 4.2.4.5) in Kerngebieten

�  und die st�rkere st�dtebauliche Integration gro§fl�chiger Einzelhandels- und
Freizeitbetriebe durch eine attraktive �PNV-Anbindung (siehe Kap. 4.2.4.5.).

Dar�ber hinaus sind neue Zentrenkonzepte und neue Betriebsformen im Einzelhandel zu
entwickeln (siehe Kap. 4.2.4.5.). Au§erdem wird es erforderlich sein, raumplanerische
Instrumente durch finanzielle zu erg�nzen, z. B. durch Erhebung von Verkehrs- und
Suburbanisierungsabgaben zur Subventionierung schw�cherer Nutzungen (siehe Kap.
4.2.4.4.).

4.2.5. Integration der Verkehrsplanung in die Raumplanung

Als wesentliche Vorgabe f�r die k�nftige Raumentwicklung, die allen Pl�nen (FNP, LAPRO,
VEP) und Programmen (REK, STEK) zu Grunde liegt, hat ãdie Sicherung und der Ausbau
der.....Verkehrsinfrastruktur der Stadt als norddeutsche VerkehrsmetropoleÓ [FHH. Steb.,
1995b: 6] gro§e Bedeutung, zumal Erweiterung und Modernisierung der �berregionalen
Schienen- und Bundesfernstra§ennetze f�r die Zukunftssicherung Hamburgs als
unverzichtbar angesehen werden [Ebd.: 38]. Die durch Beseitigung von Engp�ssen [Ebd.:
38] optimierte Leistungsf�higkeit der Verkehrsnetze (Erh�hung der Kapazit�t und der
Reisegeschwindigkeit) sieht aber nur die kurzfristige Wirksamkeit (Besch�ftigungseffekte
durch Bau von Verkehrsanlagen einerseits, Entlastungswirkungen bestehender
Verkehrsverbindungen andererseits) solcher Ma§nahmen. Denn eine an der Bew�ltigung der
Verkehrsmengen orientierte Verkehrsplanung l�sst enge Wechselwirkungen zwischen
Raumstruktur und Verkehr weitgehend unber�cksichtigt und vernachl�ssigt die in diesem
System sich abspielenden R�ckkoppelungseffekte verbesserter Erreichbarkeitsverh�ltnisse
(Neuansiedlungen in bisher schlecht erschlossenen Gebieten) , sodass mittel- bis langfristig
l�ngere Fahrtweiten und neue Fahrten induziert werden [Selz, 1993: 1 ff.; Meyer, 1989: 1 ff.;
W�rdemann, 1983,6: 403 f.; Heinze, 1979,4/5: 9 ff.; Mergner, 1999,5: 38 f.; Monheim, 1997:



219; Kr�mer-Badoni/Kuhm, 2000: 162]. Da jede Erweiterung des Verkehrsangebots sich ihre
eigene zus�tzliche Nachfrage schafft und sich aus �kologischen und finanziellen Gr�nden
selbst verbietet, kann ein bedingungsloser Infrastrukturausbau in Zukunft nicht mehr
Allheilmittel zur L�sung der Verkehrsprobleme sein. Hinzu kommt, dass Stadt- und
Verkehrsplanung jahrzehntelang den Kfz-Verkehr bevorzugt haben, indem in der
Erschlie§ungs- und Bebauungsplanung die Erreichbarkeit durch �ffentliche Verkehrsmittel
eine nachgeordnete Rolle spielte. W�hrend die gute Autozug�nglichkeit neuer Wohn- und
Arbeitsst�tten sichergestellt wurde, blieb deren Anbindung an Linien des �ffentlichen
Verkehrs ganz aus oder entsprach nicht den Mobilit�tserfordernissen (siehe Karten 2 und 3).

Folgerichtig fordert die f�r die Verkehrsplanung in Hamburg zust�ndige Baubeh�rde eine
Trendwende in der Verkehrspolitik mit dem Ziel, ãVerkehrszuw�chse zu vermeiden und den
verbleibenden Verkehr weitgehend auf umweltschonende Verkehrstr�ger und Verkehrsarten
zu verlagernÓ. In der Vorbemerkung zum Entwurf einer neuen Verkehrsentwicklungsplanung
(1995) wird weiter ausgef�hrt, dass der .....ã[Verkehrs-] Entwicklung.....nicht mehr allein mit
den traditionellen Instrumenten der Verkehrswegeinvestition begegnet werden [kann].....,
[vielmehr] b�ndelt das verkehrspolitische Handlungskonzept ein umfassend angelegtes
Ma§nahmenpaket aus Instrumenten der Preis- und Ordnungspolitik, der Verkehrsorganisation
und aus Infrastrukturma§nahmen, [wobei] die Infrastrukturinvestitionen Hamburgs..... v. a.
auf den �PNV zu konzentrieren sindÓ [FHH. Baub., 1995: 6]. Mit ihrer an Arbeit und
Umwelt orientierten VEP und den darin enthaltenen Strategien -Verlagerung der f�r das
Stra§ennetz prognostizierten Verkehrszuw�chse auf umweltfreundliche Verkehrsmittel mit
Hilfe von Ma§nahmen der Preis-/Ordnungspolitik, der Verkehrsorganisation und des
Infrastrukturausbaus [Ebd.: 6 und 11]- streben die Hamburger Verkehrsplaner zwar eine
Kooperation aller Verkehrstr�ger an, verharren aber trotz der erkannten Notwendigkeit, ãdie
Wechselwirkungen zwischen Verkehr und Fl�chennutzung [zu ber�cksichtigen]Ó [Ebd.: 44],
in sektoralen L�sungen. Um das angestrebte Ziel, den Verkehr sozial- und umweltvertr�glich
zu gestalten, realisieren zu k�nnen, m�sste die Verkehrsplanung viel st�rker in die
Stadtentwicklungsplanung integriert sein als das heute in Hamburg der Fall ist. Denn auch
nach der Verwaltungsstrukturreform von 1991 bestehen Stadtentwicklungs- und
Verkehrsplanung als eigenst�ndige Fachgebiete fort. W�hrend Fl�chennutzungs- und
Landschaftsplanung in den Zust�ndigkeitsbereich der Stadtentwicklungsbeh�rde fallen,
verbleiben die verkehrsplanerischen Kompetenzen bei der Baubeh�rde. Selbst nach dem
Regierungswechsel im Jahre 2001 hat sich daran nichts ver�ndert, auch wenn die
Stadtentwicklungsbeh�rde der Baubeh�rde angegliedert worden ist. Die Rahmenbedingungen
werden weiterhin durch uneinheitliche Planungsebenen und Zust�ndigkeiten bestimmt.
Durchgreifende Handlungsans�tze zur Problembew�ltigung werden aus mehreren Gr�nden
nicht zu erwarten sein:
1. In der Planungspraxis werden die Verkehrswege immer noch als Folgema§nahmen der
Raum-/Siedlungsstruktur dimensioniert200.
2. Die den neuen Planungen [FHH. Baub., 1995: 44; FHH. Steb., 1995b: 24 f.; FHH. Steb.
1996a: 5; FHH.Sen/SHL/NSL, 1994: 25 f.) enthaltene raumordnungspolitische
Achsenkonzeption wird durch die Bereitstellung fl�chenerschlie§ender Schnellstra§en immer
mehr aufweichen, was mit den planerischen Bem�hungen um eine Siedlungskonzentration
entlang den schienengebundenen �PNV-Achsen nicht vereinbart werden kann. Eine
vermehrte Besiedlung in den Achsenzwischenr�umen ist zugleich Ursache (Pkw-
Verf�gbarkeit als wichtige Voraussetzung f�r das Ausgreifen der Siedlungst�tigkeit in
dispersen R�umen) und Wirkung (schlechte Anbindung peripher gelegener Wohnsiedlungen
                                                            
200ãDie intensive Siedlungsentwicklung.....bewirkte eine verst�rkte Zunahme des Verkehrsaufkommens.....Vor
dem Hintergrund der zu erwartenden Fortsetzung dieser Entwicklung sind.....Erg�nzungen der Fernstra§en und
ihrer regionalen Zubringerstra§en erforderlichÓ [FHH. Steb. 1996a: 82].



an den �PNV) einer Ausbreitung des Individualverkehrs (siehe Kap. 3.1.2.). Die aus
dispersen Siedlungsstrukturen resultierenden Tangentialverkehre sind aus Kostengr�nden nur
schwer auf die Schnellbahnen zu verlagern. 
3. Die vernachl�ssigte Integration der Teilpl�ne (STEK, VEK, FNP, LAPRO) in ein
ganzheitliches Konzept [Enqu.-Komm., 1995,1: 23 f.], das raumplanerische, verkehrliche und
wirtschaftliche Belange gleicherma§en ber�cksichtigt, wird mit erheblichen Nachteilen f�r
die inhaltliche Abstimmung, die Finanzierung und die Akzeptanz durch Wirtschaft und
Bev�lkerung verbunden sein. Dieses Nebeneinander der Teilplanungen kann zus�tzlich noch
durch unterschiedliche Anforderungen des jeweiligen Planungsinstrumentariums und der
F�rderprogramme verst�rkt werden.
4. Die Aufsplitterung beh�rdlicher Zust�ndigkeiten f�hrt oft zu sich widersprechenden
Entscheidungen, sodass eine konkrete Umsetzung notwendiger Ma§nahmen sich verz�gert
oder gar scheitert und einmal getroffene Entscheidungen von der Fachbeh�rde nur ungern
revidiert werden. Ein wichtiger Streitpunkt zwischen Stadtentwicklungsbeh�rde und
Baubeh�rde betrifft z. B. die zuk�nftige Erschlie§ung neuer Wohn- und Gewerbegebiete:
W�hrend die Verkehrsplaner die Anbindung neuer Wohn- und Wirtschaftsstandorte an das
Stra§ennetz sicherstellen wollen [FHH. Baub., 1995: 27], bevorzugen die
Stadtentwicklungsplaner ã.....bei der Inanspruchnahme neuer Baufl�chen.....solche
Standorte....., die eine attraktive Anbindung an das �PNV-System gew�hrleistenÓ [FHH.
Steb., 1995b: 39].
5. Eine eindeutige verkehrsplanerische Entscheidung, welche Fortbewegungsart in Zukunft
Priorit�t genie§en soll, ist trotz der verbalen Bekenntnisse zu Gunsten einer gezielten
F�rderung umweltschonender Verkehrsmittel [FHH. Baub., 1995: 6 und 11] nicht
auszumachen. Stattdessen h�lt das Handlungskonzept der VEP den gleichzeitigen Ausbau
von Anlagen des Umweltverbundes und des Kfz-Verkehrs f�r m�glich, obwohl der FNP
[FHH. Steb., 1996a: 83 f.] und der Bericht der Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ der
Hamburgischen B�rgerschaft starke Zweifel an der Finanzierbarkeit eines Parallelausbaus
anmelden [Enqu.-Komm., 1995,1: 33]201. Verbesserungen im Stra§ennetz werden allerdings
im FNP nicht infrage gestellt, w�hrend ã......weitere Ausbauma§nahmen [im
Schnellbahnnetz] unter dem Vorbehalt einer gesicherten Finanzierung stehenÓ [FHH. Steb.,
1996a: 83 f.] . Das gilt auch f�r die schon seit Jahren angek�ndigte Einf�hrung einer
modernen Stadtbahn, die nach dem Regierungswechsel im Jahre 2001 ohnehin obsolet
geworden ist [Bdrs. 17/450, Anlage I: 94; 17/586; 17/781:2. Angesichts der zunehmenden
Verkehrsprobleme auf der einen Seite und der bedr�ckenden Finanzknappheit auf der
anderen Seite stellt sich vielmehr die Frage, ob nicht der Umweltverbund Ausbaupriorit�t
haben sollte. Ein planerischer, rechtlicher und gesellschaftlicher Vorrang f�r
umweltvertr�gliche Verkehrsmittel setzt allerdings einen umfassenden Paradigmenwechsel
voraus, der sich nur im Rahmen eines integrierten Gesamtkonzepts realisieren lie§e.

Verkehrsentstehung und Verkehrsbeziehungen sind eben nicht nur eine Frage der
Fachplanung Verkehr, sondern auch eine Folge von Siedlungs- und Standortkonzepten. Mit
der Festlegung der Fl�chennutzung in raumbezogenen Pl�nen und Programmen werden f�r
den Verkehrsbereich bereits wesentliche rahmensetzende Vorgaben gebildet. Die Standorte
der einzelnen Funktionen (Wohnen, Arbeiten pp.) stellen als Quell- und Zielorte auch das
r�umliche Grundger�st f�r die verkehrlichen Verflechtungsstr�me dar, die durch die
r�umliche Planung in Korridoren und Achsen geb�ndelt und als Trassen ausgewiesen werden
k�nnen. Damit wird das fl�chendeckende Wegenetz direkt und der dar�ber abgewickelte
Verkehr indirekt auch von der r�umlichen Planung wesentlich mitbestimmt. Neben
Verkehrspolitik und -planung m�ssen daher auch die Gestaltungsm�glichkeiten der
                                                            
201ãDer weitere parallele und unkoordinierte Ausbau beider Systeme ist k�nftig offenkundig nicht mehr
finanzierbarÓ [Enqu.-Komm., 1995,1: 33].



Verkehrsbed�rfnisse und Motorisierungszw�nge im Rahmen einer ganzheitlichen Strategie
f�r Raum- und Verkehrsplanung genutzt werden. Eine solche Strategie sollte nicht einseitig
auf die L�sung von Verkehrsproblemen fixiert sein, sondern sich auch mit den
Verkehrsursachen besch�ftigen, d. h. mit den verkehrsaufwandsteigernden
Entwicklungstrends der Siedlungs- und Standortstrukturen und dem r�umlichen
Verhaltensmuster von Unternehmen, Institutionen und Haushalten. Voraussetzung f�r die
praktische Anwendung eines integrierten Konzepts f�r St�dtebau und Verkehr ist der Abbau
der wechselseitigen Blockade der Fachressorts, wof�r neue Formen der
Entscheidungsvorbereitung und -findung erforderlich sind. Um klare Entscheidungen auch im
Einzelfall zu erm�glichen, reicht die Aufstellung getrennter Zielkonzepte f�r
Stadtentwicklungs- [FHH. Steb., 1995b: 24 ff.] und Verkehrsplanung [FHH. Baub., 1995: 46
f.] nicht mehr aus. Stattdessen sollten sich Stadtentwicklungs- und Verkehrsplanung �ber
gemeinsame Grundlinien verst�ndigen, damit eine st�rkere Verklammerung baurechtlicher
und verkehrlicher Ma§nahmen und Instrumente gew�hrleistet ist und die vielfach
polarisierten Meinungen der Akteure in den einzelnen Fachressorts neutralisiert werden.
Verbindliche Grunds�tze einer stadtgerechten, sozial- und umweltvertr�glichen
Gesamtplanung sind
1. die Orientierung der Siedlungsentwicklung an den vorhandenen oder noch zu
herzustellenden �PNV-Verkehrswegen,
2. die langfristige Sicherung und Erh�hung der nahr�umlichen Lebensqualit�t durch

� Verringerung bzw. Vermeidung verkehrsbedingter Belastungen und Einschr�nkungen
der Wohn- und Aufenthaltsqualit�t,

�  F�rderung eines umweltschonenden Verkehrsverhaltens der Bev�lkerung bei
gleichzeitiger Sicherung ihrer Mobilit�t

� und Reduzierung der Kfz-orientierten Verkehrserfordernisse
3. und der zielorientierte Einsatz von nachfraged�mpfenden Ma§nahmen im MIV und
nachfragef�rdernden Ma§nahmen im Umweltverbund, die in einem integrierten
Gesamtverkehrskonzept aufeinander abgestimmt werden m�ssen.

Aus diesen verbindlichen Grundlinien lassen sich auf mehreren Ebenen der kommunalen
Planung Handlungschancen ableiten:
Die Chancen des St�dtebaus f�r eine Mitgestaltung des Verkehrsgeschehens liegen v. a.
darin, die Nutzungen im r�umlichen Nahbereich so umzugestalten, dass sie in der Stadt
mittelfristig zu einer Verminderung des Verkehrsaufkommens f�hren. St�rkung, Erhaltung
bzw. Wiederherstellung der Funktionsmischung von Wohn- und Arbeitspl�tzen,
Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen (siehe Kap. 4.2.4.) sowie vertr�glich dichte
Siedlungsstrukturen mit hoher Wohn- und Freiraumqualit�t (siehe Kap. 4.2.3.) schaffen die
bauliche Voraussetzung f�r eine verkehrssparsame Alltagsbew�ltigung: Kompakte Strukturen
erm�glichen k�rzere Wege, und hohe Wohn- und Wohnumfeldqualit�ten erh�hen die
Gebietsbindung. Konzeptinhalte sind somit Ma§nahmen zur verkehrsreduzierenden
Ausweisung von Fl�chennutzungen und zur Beeinflussung der Standortwahl. So hat die
Bauleitplanung bei Stadterweiterungen daf�r zu sorgen, dass die verkehrliche Erschlie§ung
der in Betracht kommenden Neuausweisungen (Wohnsiedlungen, Gewerbegebiete, Einkaufs-
und Freizeitst�tten) stadtvertr�glich erfolgt.  Dies erfordert auch eine entsprechende
Novellierung des BauGB durch den Bund, indem zuk�nftig die Anforderungen einer �PNV-
gerechten Erschlie§ung in der Bauleitplanung verbindlich festgeschrieben werden. Aber
reichen die st�dtebaulichen Steuerungsinstrumente aus, um Raum- und Verkehrsentwicklung
in die gew�nschte Richtung zu steuern? Und wie werden die von wachsenden Wohn- und
Konsumw�nschen (z. B. Besuch eines Erlebnis- und Spa§bades an weiter entfernt gelegenen
Orten statt Benutzung des Hallenbades am Wohnort, Bevorzugung des Einfamilienhauses im
Gr�nen statt Leben in verdichteten Quartieren) gepr�gten Verhaltensweisen und



Werthaltungen der Menschen beeinflussbar sein? Die st�dtebaulichen Ma§nahmen stellen nur
die siedlungsstrukturellen Voraussetzungen f�r ein verkehrsaufwandminderndes Verhalten
im Raum dar - und sind nicht die L�sung selbst (siehe Kap. 4.2.4.6.).
Zentraler verkehrsplanerischer Handlungsansatz zur Verkehrsvermeidung ist die Erh�hung
des Raumwiderstands, die verkehrssparsamere Raum- und Verhaltensmuster �ber eine
st�rkere Orientierung an geringeren Distanzen unterst�tzt. Hierf�r sind grunds�tzlich
Ma§nahmen geeignet, die den zeitlichen und finanziellen Aufwand f�r motorisierte
Ortsver�nderungen, der jegliche Standortentscheidung beeinflusst, vergr�§ert. In Betracht
kommen

� der R�ckbau einzelner Hauptverkehrsstra§en und ihrer Verkehrsknoten,
�  die Verringerung der Zahl der Kfz-Stellpl�tze und die fl�chendeckende Einf�hrung

der Stellplatzbewirtschaftung haupts�chlich in den innerst�dtischen Zielgebieten und
Entlastungszentren sowie an den R�ndern des inneren Stadtbereichs

�  und die Einf�hrung von Stra§engeb�hren, deren H�he sich an
Stra§enverkehrsbelastungen und / oder st�dtebaulichen Empfindlichkeiten des
Umfelds orientiert.

Ein weiterer verkehrsplanerischer Handlungsansatz verfolgt das Ziel, Verkehrsleistungen
durch Verlagerung auf umweltfreundlichere Verkehrsmittel ohne Beeintr�chtigung der
Zielwahl umweltschonender abzuwickeln. Dies setzt

� den Ausbau attraktiver Wegenetze zum Zufu§gehen und Rad fahren,
� bessere �PNV-Anbindungen wichtiger st�dtischer Zielgebiete
�  und eine deutlich hervorgehobene Priorit�t f�r die Verkehrsmittel des

Umweltverbundes im Stra§enraum (Vorrangschaltungen, separate Verkehrswege)
voraus. In diesem Zusammenhang ist allerdings zu kl�ren, ob mit Angebotsverbesserungen
zu Gunsten der Verkehrsmittel des Umweltverbundes auch gen�gend Kapazit�ten f�r die
gew�nschten Verlagerungen bereitzustellen sind und ob restriktive Verkehrsma§nahmen zu
Lasten des MIV nicht auf zu gro§e Akzeptanzprobleme in der Bev�lkerung sto§en.

Entwicklung und Umsetzung integrativer Ans�tze sind weitgehend «Neuland` und beinhalten
Elemente eines umfangreichen Zielkonflikts zwischen Stadtentwicklungs-, Verkehrs-,
Umwelt- und Wirtschaftspolitik. Denn noch immer st�§t die �berwindung bestehender
Verwaltungsstrukturen und Ressortgrenzen an Barrieren in Verwaltung und Fachplanung, wo
integrierte Planung oft als Einmischung in fremde Ressorts und Handlungsbereiche gesehen
wird. Hier liegt die politisch hohe H�rde der Umsetzungschance f�r ganzheitliche Konzepte.
Die Beseitigung institutioneller H�rden k�nnte eine Chance bieten, Abstimmung und
Konsensbildung in Planungsprozessen zwischen Verwaltungen und Fachplanungen auf eine
bessere Grundlage zu stellen (z. B. durch Festlegung verbindlicher Grundlinien) und neue
Rahmenbedingungen f�r eine integrierte Planung zu setzen.

4.3. Zusammenfassung

In den letzten Jahren ist der St�dtebau immer mehr in die Kritik geraten. Zersiedelung und
Fl�chenverbrauch sowie M�llhalden, Grundwasserprobleme und Luftverschmutzung sind
schwer zu bew�ltigende Probleme. Eines der am meisten diskutierten Themen des 23.
Deutschen Naturschutztages in Hamburg im Mai 1996 war die wachsende Sorge �ber den
steigenden Fl�chenverbrauch auf Kosten der Natur. Seit 1970 soll nach Angaben des
ehemaligen Umweltsenators Vahrenholt der Anteil forst- und landwirtschaftlich genutzter
Fl�chen am Hamburger Staatsgebiet von 51 auf 36 % geschrumpft sein [DW 110596]. Neben
der Ausweitung der gewerblich genutzten und f�r den Verkehr ben�tigten Fl�chen wurde die
zunehmende Bodenversiegelung durch die Expansion der Wohnfl�che vorangetrieben.



Binnen 30 Jahren hat sich die Wohnfl�che pro Einwohner auf etwa 48 qm (1990) nahezu
verdoppelt (25 qm im Jahre 1960), und bis zum Jahre 2010 soll sie noch um weitere 12 qm
zunehmen202.
Wenn die vom Bund 1998 formulierte neue Leitvorstellung der Raumordnung ãNachhaltige
RaumentwicklungÓ greifen soll, sind Ver�nderungen unserer Lebensweise unbedingt
erforderlich, um die sozialen und wirtschaftlichen Anspr�che an den Raum mit seinen
�kologischen Funktionen in Einklang zu bringen [¤ 1 Abs. 2 ROG]. Folgerichtig kam die
Hamburger Stadtentwicklungsbeh�rde in ihrem 1995 vorgelegten Entwurf f�r ein neues
STEK auch zu der Erkenntnis, dass ã....eine weitere Ausdehnung der Stadt.....zu Lasten der
�kologisch hochempfindlichen Landschaftsr�ume.....[geht].....Es [ist] daher eine wesentliche
Aufgabe....., wirtschaftlich, sozial und �kologisch sinnvolle L�sungen f�r die Bew�ltigung
der sich aus dem Wachstum der Stadt ergebenden Entwicklungsnotwendigkeiten und -
chancen zu bestimmen. Die zunehmende Gef�hrdung der nat�rlichen
Lebensgrundlagen.....wird auch in Hamburg den Umgang mit Boden, Wasser, Luft und Natur
wesentlich beeinflussen m�ssenÓ [FHH. Steb., 1995b: 3]. «Fl�chenschonende
Stadtentwicklung` war der thematische Schwerpunkt des STEK [Ebd.: 40 ff.]. Ausgehend
von deutlich zunehmenden Nutzungskonflikten wurde hier versucht, Ansatzpunkte zur
Verbesserung der Raumnutzung (Erschlie§ung von Bestandspotenzialen f�r neue Wohn- und
Arbeitsst�tten im Rahmen der Binnenentwicklung und Orientierung von Stadterweiterungen
an Entwicklungsachsen - vgl. 9. Leitziel des STEK) und der langfristigen Sicherung der
nat�rlichen Lebensgrundlagen (Sicherung gro§fl�chiger Landschaftsr�ume und -
verbindungen sowie Einbindung von Gr�n- und Freifl�chen in ein Freiraumverbundsystem -
vgl. 3. Leitziel des STEK) aufzuzeigen, indem in den integriert zu behandelnden Bereichen
Wohnen, Arbeiten und Umwelt [Ebd.: 29] konzeptionelle Vorschl�ge f�r einen sparsamen
Umgang mit Fl�chen und Ressourcen erarbeitet worden sind [Ebd.: 41 ff.].
Ob diese Ziele wirklich umgesetzt werden, erscheint mehr als fraglich zu sein. Einerseits
entfaltet das STEK, das als ãLeitbild und Orientierungsrahmen f�r die l�ngerfristige
r�umliche Entwicklung Hamburgs unter wirtschaftlichen, sozialen und �kologischen
AspektenÓ [FHH. Steb., 1996a: 26] fungiert, keine direkte Bindungswirkung und enth�lt
dementsprechend auch keine planerischen Festlegungen. Es stellt kein Programm im engeren
Sinne dar, das unmittelbar umzusetzen ist. Vielmehr zeigt das STEK Aufgabenschwerpunkte,
L�sungsans�tze, Anforderungen und Perspektiven bei der zuk�nftigen Gestaltung der
Raumordnungspolitik auf und ist rechtlich eine Empfehlung an alle Fachressorts, bei ihren
raumbedeutsamen Planungen ã.....die grundlegenden Aussagen des STEK z. B. zur
fl�chenschonenden Stadtentwicklung [zu ber�cksichtigen]Ó [Ebd.: 27]. FNP und LAPRO
bilden auch weiterhin die verbindliche Grundlage zur Weiterentwicklung der Raum- und
Siedlungsstruktur. Andererseits ist eine stringente Ausrichtung  auf das Ziel der Sicherung
der nat�rlichen Lebensgrundlagen kaum erkennbar. Mit dem angestrebten
Interessenausgleich zwischen �konomie und �kologie [FHH. Steb., 1995b: 3 und 24 ff.]
verspricht das STEK, schwer miteinander zu vereinbarende Ziele -Notwendigkeit von
Stadterweiterungen f�r Siedlungszwecke [Ebd.: 45], Verbesserungen der Standortqualit�ten
zur St�rkung der wirtschaftlichen Position Hamburgs (1. und 4. Leitziel) [Ebd.: 24 f.] und
Ausbau der Infrastruktur in den Bereichen Kommunikation, Distribution und Verkehr (4.
Leitziel) [Ebd.: 25] einerseits sowie Sicherung und Entwicklung der Gr�n- und Freifl�chen
einschlie§lich der weiteren Verbesserung ihrer �kologischen Qualit�t (3. Leitziel) [Ebd.: 24
f.] andererseits- gleichzeitig erreichen zu k�nnen. Vor dem Hintergrund der im FNP-Entwurf
vorgesehenen Baulandbereitstellung f�r weitere Wohnsiedlungen und Arbeitsst�tten (siehe
Kap. 4.2.3.) erscheint es angesichts bisheriger Erfahrungen aber mehr als fraglich zu sein, ob
sich das Ziel der Sicherung und Entwicklung der Freir�ume gegen�ber den anderen
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Zielbereichen wird behaupten k�nnen (siehe Darstellung 5 im Anhang). Wer wirklich eine
dauerhafte Sicherung der nat�rlichen Lebensgrundlagen will, der muss entscheidende
Abstriche an den anderen Zielen der Raumordnung vornehmen. Andernfalls sollten die f�r
die Raumplanung in Hamburg Verantwortlichen ihre unrealistische Vorstellung von der
gleichzeitigen Verwirklichung aller raumordnungspolitischen Ziele aufgeben und Natur- und
Umweltschutz in ihren neuen Pl�nen und Programmen auch nicht mehr als gleichrangig
herausstellen.
Fiele die Entscheidung zu Gunsten einer ernsthafteren Verfolgung des Ziels der Erhaltung
nat�rlicher Lebensgrundlagen aus, w�re im Zusammenhang mit der Erarbeitung neuer
raumplanerischer Grundlagen (siehe Darstellung 5) auch eine �berpr�fung von Anspr�chen,
Bed�rfnissen und Strukturen im Hinblick auf notwendige Ver�nderungen unbedingt
erforderlich gewesen, zumal eine Reihe unserer Lebens- und Wirtschaftsweisen einen mehr
oder weniger engen Bezug zur Raumstruktur hat. Dies betrifft v. a.
1. die ohne die Flexibilit�t des Stra§eng�terverkehrs undenkbare betriebliche und r�umliche
Spezialisierung der Wirtschaft, die einen immensen Energieaufwand erfordert, bis eine Ware
den Verbraucher erreicht,
2. die Anlage von Freizeitparks an peripheren, autoverkehrsg�nstigen Lagen, die lange
Freizeitwege erfordern,
3. die Ansiedlung gro§er Fach- und Verbraucherm�rkte an nahezu beliebigen, mit dem Pkw
gut zu erreichenden Standorten, die die Existenz des traditionellen Einzelhandels im
Nahbereich gef�hrden,
4. die Randwanderung breiter Bev�lkerungsschichten, die die Verf�gbarkeit �ber ein Kfz und
gute Autoerreichbarkeiten nutzen, den hohen Bodenpreisen und Umweltbeeintr�chtigungen
in der Stadt zu entfliehen, was oft mit l�ngeren Fahrtwegen zu den Arbeitsst�tten verbunden
ist,
5. und das hohe Anspruchsniveau (z. B. wachsende Anspr�che an Qualit�t und Quantit�t des
Wohnraums, Aufsuchen von Freizeitangeboten in der Ferne) in Verbindung mit
widerspr�chlichen Haltungen des Einzelnen (Forderung nach Verkehrsberuhigung im
eigenen Wohnquartier und uneingeschr�nkte motorisierte Verkehrsteilnahme an fremden
Orten).

Sp�testens seit der Konferenz von Rio (1992) ist bekannt, dass es zur Sicherung einer
umweltvertr�glichen Entwicklung nachhaltiger Ver�nderungen der Wirtschafts- und
Lebensweise in den hoch entwickelten L�ndern bedarf. Wenn der uns nachfolgenden
Generation nat�rliche Lebensgrundlagen auf m�glichst hohem Niveau hinterlassen werden
sollen, m�ssen wir mit den uns zur Verf�gung stehenden nat�rlichen Ressourcen
verantwortungsbewusster umgehen.
Aus der Vielzahl der daraus resultierenden notwendigen Ver�nderungen unseres
Wohlstandsverhaltens soll hier die von vielen Menschen erhobene Forderung nach
uneingeschr�nkter Mobilit�t kritisch hinterfragt werden, zumal Anstieg und r�umliche
Ausweitung des motorisierten Verkehrs gro§e Herausforderungen f�r eine
ressourcenschonende und umweltvertr�gliche Stadtentwicklung darstellen. Zu lange wurde
die zunehmende Motorisierung der Bev�lkerung als Indikator f�r einen Zuwachs an Mobilit�t
interpretiert -was den Mobilit�tsbegriff auf die Pkw-Nutzung reduzierte- und die
Verbesserung der Erreichbarkeitsverh�ltnisse f�r die Autofahrer als wichtiges Ziel der
Raumordnungspolitik anerkannt. Eine m�glichst gute Raumerschlie§ung im Sinne optimaler
Erreichbarkeit und ein hoher Grad an Stra§eninfrastrukturversorgung gelten noch immer als
zentrale raumwirtschaftliche Entwicklungsfaktoren. Auch die neuen Pl�ne und Programme
sind diesbez�glich in einer gro§r�umigen, verkehrserzeugenden Denkstruktur verankert,
wenn der weitere Abbau von Raumwiderst�nden und damit die Beseitigung von
Verkehrsengp�ssen zur Forderung erhoben wird [FHH.Sen./SHL/NSL, 1994: 15 f.; FHH.



Steb., 1995b: 25; FHH. Steb., 1996a: 83 f.; FHH. Baub., 1995: 26 f.]. Doch angesichts der
prognostizierten Zuw�chse im Stra§enverkehr (siehe Kap. 2) ist die Forderung nach
uneingeschr�nkter Mobilit�t und Stra§eninfrastrukturversorgung nicht mehr vertretbar. Heute
sollte die Raumordnungspolitik weniger der Raum�berwindung als vielmehr der
Raumentwicklung dienen. Denn in der Gestaltung der Siedlungsstrukturen ist der Schl�ssel
f�r die Bew�ltigung der verkehrsbedingten Probleme zu sehen. Angesichts der �kologischen
Belastungen durch den Stra§enverkehr m�ssen raumplanerische Strategien vorrangig an der
Minderung des Verkehrsaufwandes und an der St�rkung einer umweltvertr�glicheren
Mobilit�t ansetzen.  Siedlungsstrukturelle Voraussetzungen f�r ein verkehrssparsames
Verhalten im Alltag sind

� die st�rkere Konzentration der Bebauung auf die zentralen Orte und auf die Achsen
des �ffentlichen Nahverkehrs

�  und die engere r�umliche Verkn�pfung von Wohn- und Arbeitsst�tten mit
Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen.

Nur in den mit Einzelhandelsgesch�ften gut ausgestatteten Quartieren kann man in der N�he
einkaufen, und nur in Stadtteilen mit einer gen�gend gro§en Anzahl an Arbeitspl�tzen kann
man arbeiten, ohne weite innerst�dtische Distanzen zur�ckzulegen. Ob die hier beschriebenen
Effekte tats�chlich zu erzielen sind, erscheint angesichts der Langlebigkeit gebauter
Strukturen [Boeddinghaus, 1993,76: 26 f.] noch unsicher. Wenn schon kein abrupter Umbau
vorhandener Siedlungsstrukturen m�glich ist, sollte wenigstens auf eine behutsame
Trendumkehr hingewirkt werden. Gel�nge es, die permanent sich vollziehenden
Ver�nderungen im st�dtischen Nutzungsgef�ge zielorientiert zu lenken, w�ren damit bereits
verkehrsvermeidende Wirkungen zu erreichen. Aber haben die raumplanerischen Instrumente
die notwendige Kraft, die f�r erforderlich gehaltene Neuordnung der Siedlungsstruktur
durchzusetzen? Gibt es Spielr�ume, die bis heute noch nicht oder noch nicht konsequent
genug genutzt werden? In diesem Zusammenhang wurden in den vorangegangenen Kapiteln
die f�r Hamburgs Raumplanung wichtigen Ordnungselemente (Achsenkonzeption,
Dichtemodell, System der zentralen Standorte) und Grunds�tze (Verdichtung und
Nutzungsmischung) hinsichtlich ihrer Raumwirksamkeit einer kritischen �berpr�fung
unterzogen:
1. Die Achsenkonzeption ist nicht nur auf eine sinnvolle Ordnung des
Suburbanisierungsprozesses (Bebauungskonzentration entlang vorhandener
Nahverkehrsachsen zur Verhinderung eines ringf�rmigen Wachstums der Stadt) und auf ein
Freihalten der Achsenzwischenr�ume ausgerichtet, sondern zielt auch auf eine
leistungsf�hige Verkehrserschlie§ung [FHH. Steb., 1996a: 10 f.] mit dem Ziel, v. a. den
Berufsverkehr auf die Schnellbahn zu lenken. In der Realit�t ist das Achsenkonzept durch
Entwicklungen auf dem Bodenmarkt (Ausweichen der Siedlungst�tigkeit auf billigere
Standorte infolge steigender Grundst�ckskosten auf den Achsen) und durch
Verkehrsinfrastrukturma§nahmen (nachfrageorientierter Ausbau des Stra§ennetzes zur
Verbesserung der Autoerreichbarkeiten disperser Siedlungsr�ume) immer mehr aufgeweicht
worden (siehe Kap. 3.1.2. und 4.2.1.). Die z. T. planungswidrige Besiedelung der
Achsenzwischenr�ume203 zeigt den nur begrenzten Erfolg dieses wichtigen
Ordnungselements auf. Da auch bei gewerblichen Arbeitspl�tzen seit l�ngerem eine
Suburbanisierung stattfindet, ist ein auff�lliges Anwachsen tangentialer Verkehrsstr�me zu
beobachten. Die zunehmenden Verkehrsstauungen auf den Stra§en entstehen nicht nur auf
den Tangenten, sondern sind auch im Umfeld gr�§erer vorst�dtischer Wohnsiedlungen und
auf den Zufahrtswegen zu den fast ausschlie§lich auf das Auto ausgerichteten B�ro-,
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Einkaufs- und Freizeitzentren auszumachen (siehe Kap. 5.1.2.). Das traditionell auf die
Innere Stadt ausgerichtete, schienengebundene Radialnetz des �PNV kann somit den
ver�nderten Raum- und Verkehrsstrukturen nicht mehr entsprechen. Ob sich unter diesen
Umst�nden die radial orientierte Achsenkonzeption  ã....als Grundlage f�r die Entwicklung
der Stadt bew�hrt hat und weiterhin zu verfolgen [ist]Ó[FHH. Steb., 1996a: 14], muss mit
Recht bezweifelt werden. In Zukunft w�re es unter dem Aspekt der Verkehrsentlastung nur
zu rechtfertigen, wenn die Abwicklung des Stadtverkehrs �berwiegend mit
umweltschonenden Verkehrsmitteln erfolgen w�rde. Dies setzt voraus, dass das bisherige
Konzept des dualen Verkehrsangebots, das auf einer freiwilligen Aufgabenteilung zwischen
�PNV und MIV beruht [FHH. Baub., 1991], aufgegeben und durch eine neue Konzeption
(vgl. Kap. 5.3.) ersetzt wird. In Zukunft wird es v. a. darauf ankommen, die Bedeutung des
�PNV auf den Tangentialrelationen zu st�rken (siehe Kap. 5.5.).
2. Mit dem Dichtemodell sollen im unmittelbaren Umkreis von Schnellbahnhaltestellen
m�glichst hohe Einwohner-, Besch�ftigten- und Besucherzahlen realisiert werden. Doch
haben zahlreiche au§erhalb des unmittelbaren Einzugsbereichs von Schnellbahnh�fen
entstandene Gro§wohnsiedlungen (siehe Kap. 3.1.2.) das Missverh�ltnis zwischen Planung
und tats�chlichem Vorgehen mehr als deutlich gemacht. Ob in Zukunft das im FNP-Entwurf
anvisierte Ziel, ã.........au§erhalb der durch �ffentliche Verkehrsmittel erschlossenen
Gebiete.....eine verdichtete Bebauung zu vermeidenÓ[FHH. Baub., 1996a: 14], umgesetzt
wird, scheint fraglich zu sein, da sich viele neu ausgewiesene Wohnbaufl�chen nicht in
unmittelbarer N�he von Schnellbahnstationen befinden (siehe Kap. 4.2.3.).
3. Die Umsetzung des Systems der zentralen Standorte als eines der wichtigsten
Ordnungselemente der Stadtentwicklung ist infolge demografischer, baulicher und
verkehrlicher Entwicklungen (siehe Kap. 4.2.2.) zunehmend gef�hrdet. Bev�lkerungs- und
Arbeitsplatzzuw�chse an der Peripherie haben dar�ber hinaus zu einer Suburbanisierung von
Kaufkraft und Einkaufsbeziehungen gef�hrt [Ebd.: 59]. Mancherorts sind zwar
leistungsf�hige, st�dtebaulich integrierte Zentren entstanden (Ausbau der B 2-Zentren EEZ,
AEZ, EKZ Farmsen, EKZ Billstedt) oder sind als solche weiterentwickelt worden
(Eidelstedter Platz, Langenhorn Markt, Rahlstedter Bahnhofsstra§e, Neugrabener Markt),
doch haben sich au§erhalb der bestehenden Zentren auch viele Fach- und Verbraucherm�rkte
niedergelassen (siehe Karte 5). Die Ballung dieser autoorientierten (g�nstige Lage zu gro§en
Hauptverkehrsstra§en, gro§z�giges Stellplatzangebot) Angebotsformen an nicht-integrierten
Standorten hat erhebliche negative Auswirkungen in st�dtebaulicher, �kologischer,
verkehrlicher und sozialer Hinsicht zur Folge, wenn es nicht gelingt, sie in das �ffentliche
Nahverkehrsnetz zu integrieren. Im Freizeitbereich zeichnet sich eine �hnliche Entwicklung
ab (siehe Karten 6 und 7). Betrachtet man die m�glichen Strategien und Ma§nahmen, mit
deren Hilfe die Stadtentwicklungsplanung das Entstehen weiterer gro§ma§st�biger
Einzelhandels- und Freizeiteinrichtungen an der Peripherie verhindern kann (siehe Kap.
4.2.4.5.) und bezieht zus�tzlich die Planungspraxis mit ein, werden Steuerungs- und
Handlungsdefizite deutlich: Offensichtlich scheint sich die Stadtentwicklungsplanung in
Hamburg darauf beschr�nken zu wollen, im Sinne einer Anpassungsplanung die
stra§enverkehrliche Integration (v. a. durch Bereitstellung ausreichenden Parkraums) der
gro§fl�chigen Handels- und Freizeitbetriebe sicherzustellen, denen auch in Zukunft gen�gend
Entfaltungsm�glichkeiten einger�umt werden [FHH. Steb., 1996a: 61 und 65]. Die f�r die
Aufl�sung polyzentraler Strukturen verantwortlichen Ursachen (Ausbau des Stra§ennetzes,
Bereitstellung ausreichenden Parkraums an den Zielorten, geringe Autoverkehrskosten und
zunehmende Pkw-Verf�gbarkeit), die eine Lockerung der Bindung von gro§ma§st�bigen
Freizeit- und Einzelhandelseinrichtungen an stadtplanerisch w�nschenswerten Standorten erst
erm�glicht haben, werden in den neuen Planungsgrundlagen (REK, STEK und FNP) viel zu
wenig thematisiert. Erfolgt hier kein entsprechender Eingriff, kann die Raumplanung der
Entwicklung immer nur hinterherlaufen. Auch was die Konsolidierung der bestehenden



zentralen Standorte betrifft, setzt die Stadtentwicklungsplanung auf eine m�glichst gute
Autoerreichbarkeit der vom Strukturwandel betroffenen Zentren mit entsprechenden
Parkplatzangeboten [Ebd.: 60], statt ernsthaft Ma§nahmen zur Begrenzung der Kfz-
Verkehrsnachfrage in Betracht zu ziehen (siehe Kap. 4.2.2.).
4. Zur Unterst�tzung der Forderung nach verkehrsvermeidender Raumstruktur leisten neben
den Ordnungselementen (Achsenkonzeption, Dichtemodell, System der zentralen Standorte)
auch M�glichkeiten der Binnenentwicklung (Verdichtung und Nutzungsmischung) einen
wichtigen Beitrag:
Verdichtungspotenziale ergeben sich aus der Wiedernutzung brachgefallener oder
untergenutzter Fl�chen (siehe Kap. 4.2.3.1.), der Baul�ckenschlie§ung (siehe Kap. 4.2.3.2.),
der Umnutzung von Verkehrsfl�chen (siehe Kap. 4.2.3.3.) sowie der Sicherung und Pflege
des Altwohnbestandes (siehe Kap. 4.2.3.4.). Konkrete Aussagen �ber Umfang und Zeitpunkt
der Nutzung dieser Reserven f�r Wohnungsbauvorhaben liegen auch nach einer von der Steb
durchgef�hrten Untersuchung, die sich allerdings nur auf zwei Bezirke beschr�nkte und die
M�glichkeiten einer Umnutzung von Verkehrsfl�chen noch nicht ber�cksichtigte, nicht vor.
Stattdessen wird auf die schwierige Mobilisierung von Fl�chenreserven im Bestand204 und
die f�r notwendig gehaltene Erh�hung des Siedlungsfl�chenanteils durch Neuausweisungen
[FHH. Steb., 1996a: 38 und 41] hingewiesen. Die verst�rkte Ausweisung und Erschlie§ung
von Wohnbauland in Stadterweiterungsgebieten deutet vielmehr darauf hin, dass
fl�chensparendes Bauen und Bestandsaufwertungen zu Gunsten eines forcierten
Wohnungsbaus auf neuen Fl�chen zur�ckgestellt werden. Viele der laut FNP geplanten
Stadterweiterungen sto§en zudem wegen ihrer Monofunktionalit�t (reine Wohn- und
Gewerbegebiete) und ihrer Orientierung am Stra§enverkehrsnetz auf berechtigte Kritik.
Fr�here Bem�hungen um fl�chensparendes, verdichtetes Bauen werden jedoch nicht nur
durch die gegenw�rtige Neuorientierung der Wohnungs- und Baulandpolitik (siehe Kap.
4.2.3.0.) konterkariert. Eine h�here Verdichtung im Stadtgebiet st�§t auch auf den
Widerstand der Bev�lkerungsmehrheit, die ihre �rtliche Situation nicht durch dichtere
Bebauung ver�ndert sehen will. Diskussionen �ber die dicht bebauten Wohnquartiere der
70er Jahre zeigen, dass sie von den meisten Bewohnern mit dem Hinweis auf Verminderung
ihrer Lebensqualit�t abgelehnt worden sind.
Der angestrebte verkehrssparende Stadtumbau setzt neben einer Erh�hung von
Einwohnerdichten auch eine ausgewogene Mischung verschiedener Nutzungsfunktionen
voraus. Dabei h�ngt das Ausma§ der Mischung von der Vertr�glichkeit der Nutzungen
untereinander ab. Vor allem muss der Schutz der Wohnnutzung vor gewerblichen
Immissionen garantiert sein. Zunehmende ãTerti�risierungÓ und verbesserte M�glichkeiten
des betrieblichen Emissionsschutzes f�rdern grunds�tzlich die Vertr�glichkeit von Wohnen
und Arbeiten. Handlungsans�tze f�r eine bessere Zuordnung der Lebensbereiche sind in der
umweltvertr�glichen Gewerbestandortsicherung (siehe Kap. 4.2.4.1.), der Aufwertung alter
Gewerbegebiete (siehe Kap. 4.4.2.2.), der Ausweisung neuer Gewerbe- und Industriegebiete
(siehe Kap. 4.2.4.3.), der Vermeidung monostrukturierter Dienstleistungsstandorte (siehe
Kap. 4.2.4.4.) und der Sicherstellung von wohnortnahen Einzelhandels- und
Freizeiteinrichtungen (siehe Kap. 4.2.4.5.) zu suchen. Nutzungsmischung ist aber zun�chst
einmal nur ein planerisches Angebot, das in den Bebauungspl�nen ausgewiesen werden kann.
Diese legen in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung fest, welche Nutzungsarten
allgemein zul�ssig sind. Direkt hergestellt werden kann Nutzungsmischung mit den
raumplanerischen Instrumentarien jedoch nicht. So stecken planungsrechtliche Festsetzungen
lediglich einen Rahmen ab oder setzen Grenzen in Form administrativer H�rden. Ob von den
Angeboten der Planung Gebrauch gemacht wird, h�ngt schlie§lich von der Akzeptanz der
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Nachfrager ab. Sehen sie keine Anreize, auf entsprechende Angebote der Raumordnung
einzugehen, dann ist eine erfolgreiche Planung eher unwahrscheinlich. Ausgewogen
gemischte Siedlungsstrukturen sind nur bauliche Voraussetzungen f�r ein verkehrssparsames
Verhalten der Bev�lkerung. �ber Erfolg und Misserfolg dieser raumplanerischen Strategie
entscheidet erst die Art, wie in diesen Strukturen gelebt wird. Denn die Unterschiede im
Verkehrsverhalten sind nicht allein auf bauliche Strukturen zur�ckzuf�hren. Neben den
siedlungsstrukturellen Gegebenheiten wird das Verkehrsaufkommen entscheidend von der
individuellen Lebensweise gepr�gt. Als Beweise f�r den Einfluss des Lebensstils auf das
Verkehrsaufkommen werden die abnehmende Bindung an nahe gelegene Arbeitspl�tze, das
hohe Anspruchsniveau beim Einkauf und das raumgreifende Freizeitverhalten genannt.
Deshalb m�ssen raumplanerische Strategien durch soziale und wirtschaftliche Ma§nahmen
erg�nzt werden, die einer Trennung der Funktionen auf individueller Ebene entgegenwirken
(siehe Kap. 4.2.4.6.).

4.4. Ausblick

Mit den in Hamburg vorhandenen raumplanerischen Programmen und Grundlagen lie§en
sich verkehrserzeugende Siedlungsstrukturen vermeiden, wenn ihre Steuerungsm�glichkeiten
erweitert w�rden. Dadurch k�nnte die in der Vergangenheit zu beobachtende Diskrepanz
zwischen raumordnerischen Vorstellungen und der Realit�t endlich �berwunden werden.

1. Die anhaltende Wanderung von Wohn- und Arbeitspl�tzen an den Stadtrand sowie die
weitere Ansiedlung von gro§fl�chigen Einzelhandels- und Freizeitbetrieben au§erhalb
bestehender Zentren an nicht-integrierten Standorten f�hren zur Ver�nderung von
Verkehrsbeziehungen (Abschw�chung radialer Verkehrsstr�me bei gleichzeitiger Zunahme
von Tangentialverkehren) und stellen damit auch die radial orientierte Achsenkonzeption
zunehmend in Frage. Mit der Einrichtung von quer oder diagonal verlaufenden
Entwicklungsachsen kann dem Bedeutungswandel des Achsensystems endlich entsprochen
werden. Gerade f�r die verkehrliche Erschlie§ung scheint sich eine Weiterentwicklung des
Achsenmodells zu einem Gittersystem in Verbindung mit einem verkehrsgerechten Ausbau
schienengebundener Nahverkehrsstrecken auf den Tangenten besser zu eignen als eine
Radialstruktur. Au§erdem wirkt eine Gitterstruktur unerw�nschten st�dtebaulichen
Massierungen entgegen und gibt der angestrebten Dezentralisierung wichtige Impulse.

2. Die zuk�nftige Entwicklung Hamburgs sollte der St�rkung einer polyzentralen Struktur
verpflichtet sein. Vielfach ist die Umsetzung dieses Konzepts nicht �ber Anf�nge
hinausgekommen, weil die radial orientierte Achsenkonzeption v. a. die Erreichbarkeit der
City verbessert hat, der Ausbau bestehender Nebenzentren zu attraktiveren
Versorgungsstandorten wegen vermeintlich geringer Potenziale f�r notwendige bauliche
Ver�nderungen bzw. Erweiterungen [FHH. Steb., 1996a: 57] nicht erfolgt ist, leistungsf�hige
�PNV-Verkn�pfungen zwischen den Nebenzentren weiter auf sich warten lassen und
Einrichtungen f�r Versorgung und Freizeit an nicht-integrierten Standorten das bestehende
Zentrenkonzept infrage stellen. Folgende Ans�tze k�nnen einen wirkungsvollen Beitrag zur
St�rkung der Polyzentralit�t leisten:

� Das Achsenmodell ist zu einem st�rker ãvermaschtenÓ System mit leistungsf�higen
tangentialen Schienenverbindungen weiterzuentwickeln.

�  Die bestehenden Zentren sind mit zus�tzlichen Versorgungs-, Dienstleistungs-,
Kultur- und Freizeiteinrichtungen auszustatten. Die hierf�r erforderlichen
Fl�chenpotenziale zur Angebotsverbesserung in den Nebenzentren k�nnen durch



Umwidmung von Verkehrsfl�chen (Reduzierung der Kfz-Stellpl�tze) gewonnen
werden (siehe Kap. 4.2.2.).

�  Der Ausbau leistungsf�higer �PNV-Angebote sowie attraktiver und sicherer Rad-
und Fu§wegeverbindungen in den Zentren ist eine wichtige Voraussetzung zur
Verlagerung von Kfz-Verkehren auf umweltfreundliche Verkehrstr�ger, zur
Umgestaltung zentrenverbindender Hauptverkehrsstra§en und zur Reduzierung
fl�chenverzehrender Stellpl�tze in den dicht bebauten Zentren.

�  Zur Eind�mmung einer weiteren Expansion gro§fl�chiger Einzelhandels- und
Freizeitbetriebe an nicht-integrierten Standorten sollen konsequenter die planerischen
und rechtlichen M�glichkeiten ausgenutzt werden. Aus der Perspektive einer sich der
Verkehrsvermeidung verpflichtenden Raumplanung erscheint es daher geboten,

q Vorstellungen von neuen Zentren f�r die stadtvertr�gliche Ansiedlung gro§er
Einzelhandels- und Freizeiteinrichtungen zu entwickeln,

q auf vertr�gliche Dimensionen bei der Standortzuweisung zu achten
q und restriktive Strategien in Form von Verkehrserzeugungsabgaben gegen�ber

bestehenden Einkaufsm�rkten und kommerziellen Freizeitbetrieben
anzuwenden. Zur St�rkung der Wettbewerbssituation kleiner Gesch�fte sind
neue Betriebstypen zu entwickeln und ggf. staatlich zu subventionieren.

3. Siedlungsstrukturelle Konzepte wie ausgewogene Mischung und angemessene Dichte
geh�ren zu den wichtigsten Ans�tzen der Verkehrsvermeidung. Hier stehen Bund und Land
gemeinsam in der Verantwortung: Mit der Zust�ndigkeit f�r das vereinheitlichende Baurecht
setzt der Bund die Ma§st�be f�r die G�ltigkeit der Maximaldichte in Baugebieten und f�r das
m�gliche Mischungsprinzip. Hamburg legt in seiner Fl�chennutzungsplanung den Rahmen
f�r die Dichte von Siedlungen fest und bestimmt, ob und in welchem Ma§ Wohn-, Arbeits-
und Einkaufsst�tten gemischt werden [Kutter/Stein, 1996,7/8, 461 ff.]. Die vorhandenen
Bestimmungen des Bau- und Planungsrechts, des Bodenrechts und diesbez�glicher
F�rderprogramme enthalten zwar Ansatzpunkte f�r eine verkehrsreduzierende Neuordnung
der Siedlungsstruktur, doch sind die bestehenden Regelungen f�r eine derartige Steuerung der
Siedlungsentwicklung insgesamt noch nicht ausreichend. Einige Gesetze und Verordnungen,
wie z. B. die Landesbauordnung, die Gewerbeordnung und die Baunutzungsverordnung,
erschweren eine verkehrssparsame Stadtentwicklung. Auch die Wohnungsbauf�rderung und
die damit verbundenen steuerlichen Verg�nstigungen widersprechen den Grunds�tzen einer
an Dichte und Funktionsmischung orientierten Siedlungsstruktur, wenn Neubauten an
unerw�nschten, entmischten Standorten in geringer Dichte gef�rdert werden. Zur St�rkung
einer zielorientierten Lenkung der Siedlungst�tigkeit, aber auch zur Erh�hung der Akzeptanz
potenzieller Investoren und Nutzer w�ren die vorhandenen Regularien zu erweitern und zu
modifizieren205:
a.) F�r eine Reform im Bau- und Planungsrecht bieten sich verschiedene M�glichkeiten an,
die gr�§tenteils sowohl in Bestands- als auch in Neubaugebieten Anwendung finden k�nnen.
Dazu geh�ren Ma§nahmen wie

� das ersatzlose Streichen des ¤ 3 BauNVO (Baugebietstyp ãreines WohngebietÓ),
� das Verbot der Ansiedlung von nicht die Wohnnutzung st�renden B�ronutzungen in

ãreinen Gewerbe- und IndustriegebietenÓ sowie die F�rderung der Umsiedlung
mischungsvertr�glicher Unternehmen in Mischgebiete, damit ãreine Gewerbe- und
IndustriegebieteÓ ausschlie§lich Betrieben vorbehalten bleiben, die f�r eine
Funktionsmischung ungeeignet sind,

                                                            
205Detaillierte Vorschl�ge f�r eine �berarbeitung des Bau- und Planungsrechts, des Bodenrechts und
diesbez�glicher F�rderrichtlinien wurden im Rahmen des ExWoSt-Modellvorhabens «Verkehrsvermeidung`
gemacht [Holz-Rau / Kutter, 1995,,73: 79 ff]. Sie fu§en zum Teil auf Ma§nahmen, die schon Tesdorpf 11 Jahre
zuvor als notwendig erachtete, um den Landschaftsverbrauch wirksam einzud�mmen [Tesdorpf, 1984: 301 ff.].



�  Bestandsgarantien f�r s�mtliche schw�chere Nutzungen durch Ausweitung der
Zweckentfremdungsverordnung und Erhaltungssatzung,

�  die Sicherung der Wohnungsbest�nde in dicht bebauten Zentrengebieten durch
Aufstellung von Wohnfl�chenanteilpl�nen,

�  die Verpflichtung zur fl�chensparenden Produktion durch Festlegung
branchenbezogener Mindestzahlen von Arbeitspl�tzen je Fl�cheneinheit und durch
Koppelung von Betriebsfl�chenerweiterung an Arbeitsplatzbeschaffungsma§nahmen,

� die F�rderung einer hohen baulichen Ausnutzung der Grundst�cke durch Festlegung
von Mindestma§en der Baudichte,

�  die Aufhebung der Stellplatzverpflichtung bei allen Neubauvorhaben durch
entsprechende �nderung der Landesbauordnung sowie die Verbesserung kommunaler
Handlungsm�glichkeiten zur Umwidmung nicht mehr ben�tigter Verkehrsfl�chen,

�  die verbindliche Festschreibung eines fl�chenbezogenen Mischungsverh�ltnisses f�r
Wohn-, Arbeits-, Versorgungs- und Freizeitnutzungen

� und die Integration der Umweltvertr�glichkeitspr�fung in die Bauleitplanung.
b.) Eine Umsetzung des Konzepts der nutzungsgemischten und dichten Siedlungsstruktur ist
mit dem Instrument der Bauleitplanung allein kaum durchsetzbar. Planungsrechtliche
Festsetzungen stecken zwar einen Rahmen ab und setzen Grenzen, aber private
Standortentscheidungen beeinflussen sie nur in geringem Ma§e. Zur wirksamen Steuerung
privater Investitionen und zur Verhinderung der heutigen st�dtebaulichen Probleme muss
Hamburg st�rker von den M�glichkeiten des Bodenrechts und der Bodenpolitik Gebrauch
machen, d. h.

�  eine Fl�chenbewirtschaftung einf�hren, um Neuausweisungen f�r Wohngebiete und
Arbeitsst�tten an planerischen Vorgaben zu orientieren,

� eine Bodenbevorratung betreiben, um die Nachfrage und damit auch die Preise von
Bauland f�r Wohnungsbau und Arbeitsst�tten lenken zu k�nnen,

���� st�dtische Grundst�cke an Investoren nur vergeben, wenn Kauf- bzw. Pachtvertr�ge
verbindliche Regelungen (R�ckkaufrecht der Stadt unter bestimmten Bedingungen,
Festschreibung konkreter Nutzungen und Mindestdichten, Festlegung einer
begrenzten Stellplatzzahl) enthalten, damit der Gestaltungsspielraum der Stadt
gewahrt bleibt,

�  gut erschlossene und zentral gelegene Brachfl�chen zur Wiedernutzung gezielt
mobilisieren,

�  Baugebote verst�rkt in Bestandsgebieten anwenden, um die dort vorhandenen
Potenziale vorrangig auszunutzen

�  und eigene Vorleistungen in Form der Bereitstellung verkehrlicher und technischer
Infrastruktur sowie kommunaler Verwaltungseinrichtungen und
Dienstleistungangebote erbringen.

Um die kommunalen Handlungsspielr�ume auf dem Bodenmarkt zu vergr�§ern, sind vom
Gesetzgeber durchzuf�hrende Reformen unerl�sslich. Dies betrifft v. a.

�  die Ausweitung des Vorkaufrechts der Kommune auf das gesamte Gemeindegebiet
unter Aufhebung der bisherigen in den ¤¤ 24 ff. BauGB genannten
Beschr�nkungen206, um bessere Voraussetzungen f�r eine gezielte
Fl�chenvorratspolitik zu schaffen,

                                                            
206Nach ¤ 24 steht der Gemeinde nur ein Vorkaufsrecht zu, wenn ães sich um Fl�chen handelt, f�r die.....eine
Nutzung f�r �ffentliche Zwecke festgesetzt istÓ (Abs. Nr.1) oder wenn sich die Fl�chen in einem
Umlegungsgebiet (Nr. 2), in einem f�rmlich festgelegten Sanierungsgebiet und st�dtebaulichen
Entwicklungsbereich (Nr. 3) oder im Geltungsbereich einer Erhaltungssatzung befinden (Nr. 4).
Nach ¤ 26 ist das kommunale Vorkaufsrecht ausgeschlossen, wenn der Eigent�mer das Grundst�ck an
Verwandte verkauft oder das Grundst�ck von �ffentlichen Bedarfstr�gern (Polizei, Bundeswehr pp) oder von
Religionsgesellschaften gekauft wird [BauGB].



�  die verbindliche Orientierung des Instruments der st�dtebaulichen
Entwicklungsma§nahme an den Kriterien Siedlungsdichte und Funktionsmischung,

�  die Einf�hrung von Abgaben f�r die Nichtnutzung erschlossener Baufl�chen zur
st�rkeren Mobilisierung baureifer Grundst�cke in Bestandsgebieten,

� der verst�rkte Einsatz der Enteignung bei unbebaut liegen gelassenen Grundst�cken,
�  die Umgestaltung der Grundsteuer durch eine kombinierte Bodenwert- und

Bodenfl�chensteuer, die sich bei ihrer Bemessung nicht nur am Wert oder der
baulichen Nutzung orientiert, sondern auch die �kologische Sch�digung des Bodens
ber�cksichtigt, indem verschiedene Klassen der Sch�digung gebildet werden207,

�  die Vergabe handelbarer Nutzungsrechte f�r Mischgebiete in B-Pl�nen, die zur
Variation der Bodenpreise f�hren, aber keine Verdr�ngung schw�cherer Nutzungen
zur Folge haben

�  und die Durchsetzung einer sozial gerechten Bodennutzung, indem
Bodenwertgewinne f�r quartiersbezogene Infrastruktureinrichtungen verwendet
werden m�ssen.

c.) �ber F�rdermittel und steuerliche Verg�nstigungen f�r den Bau von Geb�uden und
Einrichtungen sollte bereits zu einem fr�hen Zeitpunkt Einfluss auf Standortentscheidungen
von Investoren genommen werden. Alle Instrumente der Steuer- und F�rderpolitik, die die
Entwicklung verkehrsaufwendiger Siedlungsstrukturen subventionieren und damit
Zusatzkosten f�r l�ngere Wege der Betroffenen kompensieren, m�ssen �berpr�ft werden,
damit zuk�nftig der standortabh�ngige Verkehrsaufwand in das Planungsgeschehen st�rker
einbezogen wird. Denn auch mithilfe der �ffentlichen F�rderinstrumente lassen sich
fl�chensparsame und gemischte Baustrukturen herstellen. Voraussetzung ist der konsequente
�bergang von egalisierenden zu mehr selektiven Programmen:

�  So ist die H�he der F�rdermittel abh�ngig zu machen von der erwarteten
Verkehrsintensit�t der Bauvorhaben und von der Einhaltung bestimmter
Mindestdichten. Die Wohnungsbauf�rderung k�nnte dahingehend ge�ndert werden,
dass anstelle einer fl�chenhaften F�rderung verst�rkt Projekte wie fl�chensparendes
Bauen, kompakter Mietwohnungsbau oder arbeitsst�ttennahe Betriebswohnungen
besonders gef�rdert werden208. Dar�ber hinaus sind staatliche Zusch�sse an die
Kommunen nur dann zu gew�hren, wenn der Bedarf f�r die Erschlie§ung neuer
Gebiete nachgewiesen worden ist und andere M�glichkeiten bereits ausgesch�pft
wurden.

�  Generell sollten bei der Vergabe �ffentlicher Gelder oder Inanspruchnahme von
Steuererleichterungen solche Bauvorhaben bevorzugt werden, die sich an Standorten
mit guten �PNV-Anbindungen niederlassen.

�  Die Erschlie§ungskosten sind bei kompakten Bauk�rpern auf Grund der besseren
Auslastung der Infrastruktur zu senken und in weniger dichten Bereichen
entsprechend dem gr�§eren Erschlie§ungsaufwand zu erh�hen209.

� Eine verst�rkte finanzielle Unterst�tzung von betrieblichen Umweltschutzma§nahmen
dient dem Ziel einer vertr�glichen Nutzungsmischung von Wohnen und Arbeiten und
tr�gt wesentlich zur Gewerbestandortsicherung in Gemengelagen bei.

                                                            
207Je h�her diese ausf�llt, desto h�her wird der Steuersatz angesetzt [Bizer / Ewringmann, 1999,8: 511
ff.;Reichenbach, 1999,8: 568 ff.].
208Gertz weist darauf hin, dass es ã.....in den USA.....inzwischen einen Versuch [gibt], bei dem die
Baufinanzierung von der Lage der Grundst�cke abh�ngig gemacht wird. D. h. bei Standorten in der N�he des
�ffentlichen Nahverkehrs werden g�nstigere Hypotheken einger�umt als bei Standorten, bei denen der Haushalt
auf ein weiteres Auto angewiesen istÒ [Gertz, 2000: 95].
209ãBei einer dispersen Zersiedlung sind die Aufwendungen f�r die Verkehrsinfrastruktur (Bau und Erhalt von
Stra§en) sowie f�r die Ver- und Entsorgung (Wasser, Abwasser, Strom, Telefon) deutlich h�her als bei einer
kompakten Stadtstruktur. Hinzu kommen bei der Ausweisung neuer Wohngebiete die Kosten f�r Erweiterungen
von Schulen und Kinderg�rtenÒ [Gertz, 2000: 95].



Die Raumplanung kann in Form eines Angebots Grundlagen f�r bauliche Voraussetzungen
einer verkehrssparsamen Alltagsbew�ltigung schaffen. Sie bildet einen Entscheidungsrahmen
f�r das Handeln der Akteure im Raum, eine Einwirkung auf das Verkehrs- und
Standortwahlverhalten der Haushalte und Unternehmen besteht nur indirekt. Dies h�ngt mit
dem geringen Einfluss der r�umlichen Planung auf die sozialen, �konomischen und
infrastrukturellen Rahmenbedingungen zusammen, die in der Vergangenheit raumgreifende
Aktivit�ten und entfernungstolerante Lebensstile gef�rdert haben. Denn neben den
raumstrukturellen Bedingungen wird das Verhalten im Raum wesentlich von Sozialstrukturen
sowie von Mobilit�tsstilen gepr�gt. Diese empirisch gesicherten Erkenntnisse [Holz-Rau,
1999,7: 4 f.; Holz-Rau, 1996,7/8: 402 f.; Beckmann, 1999a: 6] haben die Stadtplaner in
Hamburg bisher kaum zur Kenntnis genommen Eine Kritik am verkehrsaufwendigen
Lebensstil vieler Menschen ist zwar in den allgemeinen Abschnitten der verschiedenen Pl�ne
und Programme enthalten [FHH. Sen./SHL/NSL, 1994: 3 f.; FHH. Steb., 1995 b: 1 ff.; FHH.
Steb., 1996 a: 16 ff.; FHH. Baub., 1995: 6], findet jedoch keine Umsetzung im konkreten
planerischen Handeln. So werden in Hamburg noch immer Siedlungsstrukturen geschaffen
und fortentwickelt, die verkehrsintensive Lebensweisen beg�nstigen (vgl. Kap. 4.2.3. und
4.2.4.). Solange bestimmte Rahmenbedingungen (geringe Raumwiderst�nde auf Grund
niedriger Transportkosten und verbesserter Stra§eninfrastruktur /  r�umliche Strukturen, die
einen hohen Verkehrsaufwand erfordern / unbegrenzte Entfaltung individueller Anspr�che
hinsichtlich entfernungsintensiver Einkaufs- und Freizeitaktivit�ten) weiter bestehen, wird
sich eine als nachhaltig geplante Raum- und Siedlungsstruktur, die auf die Minimierung der
Verkehrsstr�me ausgerichtet ist, auch nicht einstellen. Au§erdem muss einger�umt werden,
dass Ver�nderungen der r�umlichen Nutzungs- und Angebotspotenziale sich in der Regel erst
in langfristigen Zeitr�umen vollziehen. Dies bedeutet, dass die Neuordnung der
Siedlungsstruktur mit dem Ziel der Verkehrsvermeidung nicht alleinige Aufgabe der
Raumplanung sein kann und dass zus�tzliche Ma§nahmen aus anderen Handlungsbereichen
hinzukommen m�ssen, die bereits in k�rzerer Frist wirksam werden. Dabei ist zu denken an

1.) die Aufstellung eines integrierten Konzepts f�r St�dtebau und Verkehr, das sich zur
Aufgabe macht,

� die bestehenden Ressortgrenzen zu �berwinden,
�  die Siedlungsstrukturentwicklung an den vorhandenen oder noch zu schaffenden

�PNV-Verkehrswegen zu orientieren
�  und den nach der Neuordnung der Nutzungsstruktur (Ausrichtung der

Raumentwicklung an den Kriterien Dichte und Mischung) nicht vermeidbaren
Verkehr so weit wie m�glich vom Kfz auf stadtvertr�gliche Verkehrsmittel
umzuverteilen, wobei es erforderlich ist, Angebotsverbesserungen f�r die
Verkehrstr�ger des Umweltverbundes und restriktive Ma§nahmen f�r den Kfz-
Verkehr gleichzeitig umzusetzen210.

Ganzheitliche Konzepte sollten auch die Belange des st�dtischen Wirtschaftsverkehrs mit
einbeziehen. Zu den wichtigsten Handlungsfeldern st�dtebaulicher und verkehrlicher Planung
geh�ren

                                                            
210Zu diesem Ergebnis ist das vom Bundesministerium f�r Raumordnung, Bauwesen und St�dtebau  gef�rderte
Forschungsvorhaben «Entwicklung verkehrsreduzierender Siedlungsstrukturen in der Region Berlin`
gekommen. In Simulationsrechnungen wurden die Effekte einer unbeeinflussten Entwicklung (Trendszenario)
den theoretischen Wirkungen eines Alternativkonzepts (Szenario Integrierte Planung) vergleichend
gegen�bergestellt mit dem Resultat, dass die Integration angebotsverbessernder Ma§nahmen im �PNV und
restriktive Ans�tze im MIV geeignet sind, den Verkehrsaufwand sowohl innerhalb des Untersuchungsraumes als
auch in den Pendlerbeziehungen mit Berlin erheblich zu reduzieren. Gleichzeitig f�hrte der Abbau von
bestehenden Reisezeitvorteilen f�r den MIV zu einer Verlagerung vom Kfz auf umweltfreundliche
Verkehrsmittel. [SNV, 1994: 43 ff.; Holz-Rau, 1996: 404 f.]



����  die Einrichtung von G�terverkehrszentren, die als Schnittstellen zwischen
G�terfernverkehr und den Sammel- und Verteilvorg�ngen des st�dtischen
G�terverkehrs �ber leistungsf�hige Anlagen im Schienenverkehr verf�gen m�ssen,

�  City-Logistik-Strategien, wie die �bernahme der G�terverteilung durch kleinere
l�rm- und abgasarme Kleintransporter, die Einrichtung von gemeinschaftlich
genutzten Innenstadtlagern und die Koordination von einzelbetrieblichen
Zustellsystemen

�  und die Entwicklung von Kooperationsmodellen zur Verbesserung der
Zusammenarbeit zwischen �ffentlicher Verwaltung und den privaten
Entscheidungstr�gern einerseits und zwischen Hamburg und den Umlandgemeinden
andererseits.

2.) organisatorische, nicht zum origin�ren Aufgabenfeld der Raumplanung geh�rende
Konzepte, die auf individueller Ebene ansetzen, eine verkehrssparsamere Benutzung der
baulichen Strukturen zu f�rdern. Denn das Abkoppeln individueller Handlungsmuster von
baulich-r�umlichen Rahmenbedingungen f�hrt zur Funktionstrennung auf individueller
Ebene und kann nicht durch st�dtebauliche Konzepte verhindert werden. Deshalb ist eine
kleinr�umigere Verkn�pfung von allt�glichen Aktivit�ten ohne die Unterst�tzung
organisatorischer Konzepte nicht denkbar. Solche Ma§nahmen wirken nicht nur erg�nzend,
sondern k�nnen unter Umst�nden effizienter sein als kostspielige �nderungen der
Siedlungsstruktur. Der Erfolg solcher nicht-baulicher Konzepte h�ngt dabei von der
Zusammenarbeit zwischen Stadt, Wohnungsbauunternehmen, Arbeitgebern und privaten
Haushalten ab, wobei sich die Kommune im Wesentlichen darauf beschr�nken kann,
anzuregen und zu initiieren. So f�hren gerade die organisatorischen Strategien in Zeiten
knapper Finanzmittel zur Entlastung der �ffentlichen Haushalte, die kaum noch Gelder f�r
die Erweiterung der Infrastruktur aufbringen k�nnen. Das Spektrum der organisatorischen
Ma§nahmen ist sehr breit und geht weit �ber die traditionelle Stadtentwicklungs- und
Verkehrsplanung hinaus. Dadurch k�nnen Akteure auch au§erhalb der Beh�rden einbezogen
werden. Dies wiederum ist eine Chance f�r private Initiativen, die vor Ort bei Unternehmen,
Wohnungsbaugesellschaften und Kommunen f�r ihre Vorstellungen werben sowie eigene
Ideen entwickeln und erfolgreich umsetzen k�nnen.
Zu den wichtigsten organisatorischen Ma§nahmen geh�ren [Holz-Rau/Kutter, 1995: 91 ff.;
Holz-Rau, 1999,7: 75 ff.]
a.) ein fl�chensparendes und wohnraumschaffendes Umzugs- und Belegungsmanagement zur
Erh�hung der Wohndichte und zur besseren r�umlichen Zuordnung von Arbeitsplatz und
Wohnort durch

�  Ber�cksichtigung der Lage des Arbeitsplatzes bei der Vergabe kommunaler
Grundst�cke zum Eigenheimbau,

� Vermietung kommunaler Wohnungen an Einpendler,
�  finanzielle und organisatorische Unterst�tzung beim freiwilligen Umzug kleinerer

Haushalte, die in gro§en Wohnungen leben, in frei werdende, kleinere Wohnungen,
� Einr�umung von g�nstigen Hypotheken bei Standorten in der N�he des �ffentlichen

Nahverkehrs,
� Aufwertung des Kriteriums «N�he zum Arbeitsplatz` bei der Wohnungsvergabe und

Stellenzuweisung im �ffentlichen Dienst,
�  st�rkeres Engagement der Gro§unternehmen bei der Wohnungsversorgung ihrer

Mitarbei ter  (Wohnungsbau in  Firmenn�he,  Kooperat ion mit
Wohnungsbaugesellschaften, Einrichtung von Tauschb�rsen),

� Anwerbung von Arbeitskr�ften aus der n�heren Umgebung des Firmensitzes,
� Einrichtung von Betriebskinderg�rten



�  und Einrichtung von Nachbarschaftsb�ros mit PC-Arbeitspl�tzen in der N�he der
Wohnstandorte;

b.) die St�rkung der lokalen Einzelhandelsstandorte durch
�  Festlegung eines niedrigen Mietniveaus, sofern die Gesch�fte bei markt�blichen

Mieten nicht rentabel zu betreiben sind,
�  zeitgleiche Bereitstellung von Einkaufsgelegenheiten i. Z. m. der Anlage neuer

Siedlungen,
� Diversifizierung des Warenangebots
�  und Einrichtung von Nachbarschaftsl�den unter Einbeziehung der ortsans�ssigen

Bev�lkerung in schlecht ausgestatteten Stadtvierteln;
 dar�ber hinaus lie§e sich die Nahversorgungssituation auch durch die Einrichtung von

Wochenm�rkten oder durch Angebote mobiler Einzelh�ndler verbessern;
c.) die Sicherung einer hohen Wohn- und Freiraumqualit�t durch

� die den Bewohnern einger�umte M�glichkeit zur Ver�nderung von Wohngrundrissen
und zur Aneignung �ffentlicher Freir�ume (z. B. Pflegevergabe f�r Vorg�rten,
Bepflanzungen im Stra§enraum),

�  finanzielle und organisatorische Unterst�tzung innovativer Wohnprojekte (z. B.
autofreie Wohnsiedlungen),

� Bereitstellung von wohnungsnahen sozialen Diensten
�  und Verkehrsberuhigungsma§nahmen unter Einbeziehung einer umfeldvertr�glichen

Umgestaltung von Hauptverkehrsstra§en;
d.) F�rderung von Fahrgemeinschaften, von Car-Sharing-Initiativen211 und von kooperativen
G�ter-Logistik-Konzepten zur Verkehrsvermeidung und zur Reduzierung der betriebseigenen
Kfz-Stellfl�chen.

3.) den Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente zur verursachergerechten Anlastung der
�kologischen und sozialen Folgekosten die durch Transportvorg�nge und hohen
Fl�chenverbrauch entstehen. Die bisher viel zu billige Raum�berwindung und viel zu geringe
Bodenbesteuerung setzen falsche Signale hinsichtlich Verkehrsmittelnutzung, Standortmuster
und Landschaftsverbrauch. Als finanzielle Steuerungsinstrumente bieten sich daher an

�  die Erh�hung von Fl�chenverbrauchssteuern und -abgaben und eine modifizierte
Grundsteuer, indem die Grundst�cke nach Ma§gabe der von der Fl�chennutzung
ausgehenden Naturbeeintr�chtigung belastet werden

� sowie eine umweltpolitisch motivierte Verteuerung des motorisierten Individual- und
Stra§eng�terverkehrs in Form von Mineral�lsteuererh�hungen, erh�hten, gestaffelten
Parkgeb�hren und belastungsabh�ngigen (nach Ort und Zeit differenziert)
Stra§enbenutzungsgeb�hren oder Lizenzen zum Befahren bestimmter st�dtischer
Teilr�ume (z. B. City).

Die verkehrsmittelspezifische Zurechnung der externen Kosten tr�gt nicht nur zu
umwelt�konomisch gerechten Verkehrsmittelwahl bei, sondern sorgt auch f�r zus�tzliche
finanzielle Mittel zur Bereitstellung akzeptabler Alternativen zum Kfz-Verkehr.
Zwar ist ein solcher Ansatz derzeit nicht sehr popul�r und f�r die politischen
Entscheidungstr�ger auch mit gro§en Risiken verbunden, doch werden sich Raum- und
Verkehrsplanung dieser Thematik stellen m�ssen, da das Ziel der Verkehrsvermeidung durch
Steuerung der Siedlungsentwicklung und durch Gestaltung des Verkehrssystems wegen der
hohen Motorisierung und der guten Stra§enverkehrserschlie§ung schwer zu realisieren sein
wird. Je st�rker Siedlungs- und Infrastrukturplanung mit marktwirtschaftlichen Instrumenten

                                                            
211ãDie zurzeit zu beobachtende Professionalisierung von Carsharing wird sich fortsetzen; ein bundesweites
Verbundnetz mit standardisierten Carsharingleistungen und fl�chendeckendem Angebot etabliert
sich.....Carsharing wird neben zu Fu§, Fahrrad und �PNV die vierte S�ule des UmweltverbundesÒ [Topp, 2002:
219].



gekoppelt sind, desto erfolgreicher werden sie sein, denn �konomische Restriktionen und
Reglementierungen setzen Rahmenbedingungen f�r raumwirksame Aktivit�ten und wirken
damit indirekt auf die Entwicklung des Raumes und seiner Nutzungsstrukturen ein.
Gleichzeitig verbessern sich wegen gr�§erer Finanzmittelverf�gbarkeiten auch die
Gestaltungsm�glichkeiten der Kommune. Neben der Sanktionierung des sch�dlichen
Umweltverhaltens mit Preisen und Abgaben sind auch �kologisch kontraproduktive
Subventionen abzubauen, um den Anforderungen einer nachhaltigen Stadt- und
Verkehrsentwicklung gerecht zu werden. Dar�ber hinaus ist eine Neubewertung des
�kologischen Leistungsausgleichs zwischen Stadt und Umland unbedingt erforderlich. Mit
der Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs lie§en sich regionale, externe Effekte
ihren Verursachern kostenm�§ig gerechter zuordnen.

4.) eine die Raum- und Verkehrsplanung begleitende �ffentlichkeitsarbeit, die f�r die
Akzeptanz zuk�nftiger kommunaler Planungen unverzichtbar ist. Sie verfolgt das Ziel,
komplexe Sachverhalte darzulegen sowie Verst�ndnis, Einsicht und Problembewusstsein zu
entwickeln. �ffentlichkeitskampagnen sollen die Menschen dazu anregen, ihre
konsumorientierten Anspr�che (entfernungstolerante Lebensstile, Benutzung des Kfz f�r
viele Ortsver�nderungen u. a.)  zu �berdenken und ihre Bereitschaft zur Verhaltens�nderung
zu f�rdern. In diesem Fall k�nnten negative Folgewirkungen verringert und st�dtebauliche
Handlungsm�glichkeiten erweitert werden. Vorbildwirkungen von sozialen Leitpersonen
(Planungs- und Entscheidungstr�ger) haben in diesem Zusammenhang eine besondere
Bedeutung und erh�hen die Glaubw�rdigkeit von Ma§nahmen zur Beeinflussung des
Verhaltens aller Menschen. Denn Menschen mit Vorbildfunktion sollten bedenken, dass
�nderungen der Gesellschaft ausschlie§lich durch Ver�nderungen des Verhaltens ihrer
Mitglieder zustande kommen. Deshalb ist jeder Einzelne zu einer Korrektur seines Verhaltens
zu bewegen.



Kap. 5: Ebene der Verkehrsentwicklungsplanung - Konzept der Verkehrsverlagerung

5.1. Verkehrsentwicklung und Verkehrsentstehung

Der Anstieg und die r�umliche Ausweitung des Kraftfahrzeugverkehrs stellen Hamburg vor
gro§e Herausforderungen, da die von ihm ausgehenden Beeintr�chtigungen wie L�rm,
Abgase und Fl�chenverbrauch mit verantwortlich sind f�r den Verlust an st�dtischer
Lebensqualit�t. Mehr als 60 % aller Hamburger Haushalte f�hlten sich 1993 durch den
Verkehrsl�rm empfindlich beeintr�chtigt, weitere 30 % durch Ger�che und Abgase (siehe
Tab. 22 a).

Dar�ber hinaus nahmen binnen 20 Jahren (von 1970 bis 1990) die Verkehrsbelastungen in
Hamburg um fast 50 % zu (siehe Tab. 22 b).
Die Ursache f�r die st�rkere Inanspruchnahme des Kfz war allerdings nicht einer Zunahme
der Mobilit�t der Hamburger (Anzahl der Wege und Aktivit�ten), sondern haupts�chlich
einer Verlagerung von Verkehrsanteilen des Fu§verkehrs auf den MIV und einer Zunahme
der Wegel�ngen zuzuschreiben. W�hrend die Anzahl der t�glich zur�ckgelegten Wege und
der Aktivit�ten zwischen 1976 und 1991 praktisch konstant blieb, war sowohl eine Tendenz
zu steigenden Entfernungen als auch ein deutlicher R�ckgang des Fu§wegeanteils
auszumachen (siehe Tab. 23 a und 23 b). Im gleichen Zeitraum nahm der Anteil der
motorisierten Fahrzeuge um mehr als 40 % zu.

Tab. 22 a: Beeintr�chtigung der Wohnung in Hamburg durch Emissionen, und zwar durch
                Haushalte in 1000 Haushalte in Prozent
Verkehrsl�rm 325,4 61,3
Flugl�rm 224,4 28,8
L�rm aus Gewerbegebieten   61,7   7,9
Ger�che, Abgase 228,2 29,3
Staub 180,7 23,3
Ergebnisse der Geb�ude- und Wohnungsstichprobe vom 30.9.93
Quelle: HIZ, 1995,11: 303 f.

Tab. 22 b: Entwicklungen der Verkehrsbelastungen in Hamburg (1970 = 100 %)
1971: 106,9 1972: 109,1 1973: 107,6 1974: 106,4 1975: 109,8 1976: 114,1
1977: 118,7 1978: 118,3 1979: 114,2 1980: 118,3 1981: 118,4 1982: 120,4
1983: 123,3 1984: 126,4 1985: 127,9 1986: 131,5 1987: 134,0 1988: 141,7
1989: 141,7 1990: 147,8
Aus: Zens, 1995,1: 4 f.

Tab. 23 a: Mobilit�tsmerkmale (je Person / Tag) - Vergleich der Jahre 1976, 1982 und 1991:
Mobilit�tsmerkmale 1976 1982 1991
Aktivit�ten           1,6    1,6    1,6
Wege    2,8    2,9    2,9  
Zeitaufwand (in Min.)     64     69     71        
Entfernung (in km)    18    20    22
Quelle: HVV, 1992:  6

Tab. 23 b: Verkehrsmittelwahl in Hamburg - Vergleich der Jahre 1976, 1982 und 1991
Verkehrsmittel 1976 1982 1991
Zu Fu§   38   31   22
Fahrrad    8    9   12
MIV (Pkw, motor. Zweir.)   32   38   45
�PNV   22    22   21
Quelle: HVV, 1992: 2



Bis zum Jahr 2010 soll der Pkw-Verkehr um weitere 14 % anwachsen, wenn beim preis- und
ordnungspolitischen Rahmen im Wesentlichen der Zustand von 1990 zu Grunde gelegt wird
[FHH. Baub., 1995: 8].
Die dynamische Verkehrsentwicklung in den letzten Jahrzehnten war das Ergebnis mehrerer,
sich �berlagernder Prozesse. Dazu geh�rten

� soziodemografische und �konomische Rahmenbedingungen mit ihren entsprechenden
Auswirkungen auf Pkw-Besitz und -Verf�gbarkeit (siehe Kap. 5.1.1.),

����  verkehrspolitische und -planerische Entscheidungen mit den entsprechenden
Auswirkungen auf die Wettbewerbsbedingungen zwischen den Verkehrstr�gern
(siehe Kap. 5.1.2.),

�  raumstrukturelle Ver�nderungen mit den entsprechenden Auswirkungen auf das
Verkehrsgeschehen hinsichtlich Umfang und Struktur (siehe Kap. 5.1.3.).

5.1.1.Soziodemografische und �konomische Rahmenbedingungen

Die �ltere Generation ist wesentlich aktiver, komsumorientierter und mobiler als
gleichaltrige Gruppen Jahrzehnte zuvor. Immer mehr alte Menschen besitzen einen
F�hrerschein212 und sind weniger als fr�here Generationen bereit, mit zunehmendem Alter
auf den eigenen Pkw zu verzichten und ihre Fahrleistungen einzuschr�nken.
Die zunehmende Berufst�tigkeit der Frauen bringt entsprechende Mobilit�tserfordernisse mit
sich und sorgt f�r eine st�rkere Angleichung ihres Verkehrsmittelwahlverhaltens an das der
M�nner.213

Auch bei ausl�ndischen Mitb�rgern muss heute von einem h�heren Motorisierungsgrad
ausgegangen werden als Jahrzehnte zuvor.
Ein starker Einfluss auf Kfz-Bestand und Verkehrsnachfrage geht vom wirtschaftlichen
Fortschritt und der damit verbundenen Einkommenssteigerung aus. Wohlstand und
Massenmotorisierung bilden einen wechselseitig verkn�pften, schwer aufl�sbaren
Zusammenhang. Dies ist nicht nur am Trend zu immer h�herwertigen Fahrzeugen ablesbar
[Walter, 1992,10: 342 f.], die positive Einkommensentwicklung sorgt in Zeiten des
Wirtschaftswachstums daf�r, dass sich auch Haushalte mit niedrigerem Einkommen ein
eigenes Kfz leisten k�nnen214.
Was die Nutzungskosten des Automobils betreffen, so hat sich in den letzten beiden
Jahrzehnten das Autofahren trotz des Ansteigens der Pkw- Preise und der Anhebung von
Versicherung und Mineral�lsteuer keineswegs signifikant verteuert. In Relation zum
ausgabef�higen Einkommen sind die f�r den Pkw aufzubringenden Kosten von 12,1 (1984)
auf 10,9 % (1994) zur�ckgegangen (s. u. Tab. 24). Verglichen mit den allgemeinen
Lebenshaltungskosten ist v. a. das Autobenzin jahrelang nicht teuer gewesen. Der baden-
w�rttembergische Verkehrsminister Sch�fer  wies  schon  1992 darauf hin, dass der Liter
Benzin 4 DM kosten m�sste, w�re sein Preis seit den 50er Jahren genauso gestiegen wie der
Brotpreis [zit. in: FR 180892]. Neben dem Verfall der Kraftstoffkosten haben auch die
gro§z�gige Zahlung von Kilometergeld und die Gew�hrung von Steuererleichterungen bei
der Kfz-Anschaffung dazu beigetragen, die Attraktivit�t dieses Verkehrsmittels zu erh�hen.

                                                            
212Bei den Senioren (60 Jahre und �lter) nahm der Anteil der Kfz-Benutzer zwischen 1976 und 1991 von 12 auf
23 % zu  [HVV, 1992: 2]. Nach einer Shell-Studie werden die Autohersteller bis zum Jahr 2020 noch
zus�tzliche Kunden in diesem Bev�lkerungssegment gewinnen [zit. in: HA 070999].
213Jede dritte Frau im erwerbsf�higen Alter (20-59 Jahre) benutzte 1991 einen Pkw f�r ihre allt�glichen Wege.
1976 lag der Anteil dieser Personengruppe lediglich bei 20 % [HVV, 1992: 2]. Im Jahre 2001 war jeder 4. in
Hamburg zugelassene Pkw auf den Namen einer Frau zugelassen [HiZ, 2001, II: 35].
21443 % der deutschen Haushalte mit 1200 bis 1800 DM Monatseinkommen waren 1988 mit mindestens einem
eigenen Fahrzeug ausgestattet [HIZ, 1992,4: 122; DB, 1990: 25].



Dar�ber hinaus ist der Stra§enverkehr auch dadurch beg�nstigt worden, dass eine
angemessene Anrechnung seiner sozialen Folgekosten bis heute ausbleibt (siehe Kap. 2.1.).
Nach einer Untersuchung des Umwelt- und Prognose-Instituts in Heidelberg m�sste jedes
Auto vom Steuerzahler mit 6000 DM pro Jahr (netto, d. h. abz�glich der Einnahmen aus Kfz-
und Mineral�lsteuer) subventioniert werden, wenn neben dem Stra§enbau auch Invalidit�ts-,
Krankenhausaufenthalts- und Arbeitsausfallkosten nach Unf�llen, Fassadenrenovierungen an
zur Stra§e gelegenen H�usern, Mietminderungen wegen Stra§enl�rms, Kosten f�r
Verkehrspolizisten und Rettungsdienste mit eingerechnet worden w�ren [UPI, 1994,21]. F�r
die in Hamburg im Jahre 2000 zugelassenen 900000 Kfz (vgl. Tab. 1) m�ssten dann Jahr f�r
Jahr etwa 5,4 Mrd DM an Subventionen aufgebracht werden, mehr als das 10-fache der
j�hrlichen Zusch�sse an den HVV. Allerdings sind Berechnungen �ber die nicht vom Kfz-
Verkehr getragenen sozialen und �kologischen Folgekosten wegen schwieriger methodischer
Probleme bis heute in der Wissenschaft heftig umstritten (siehe Kap. 2.1.4.).
Die Dynamik des Pkw-Bestandes ist nicht nur ein Resultat ver�nderter demografischer und
�konomischer Rahmenbedingungen. F�r viele Autofahrer gilt der Pkw als unentbehrliches
Konsumgut. Neben rein rationalen Gr�nden wie Transport und Fortbewegung spielen eine
ganze Reihe emotionaler Motive bei der Autonutzung eine Rolle: Im Gegensatz zum �PNV
schafft das Auto ein Gef�hl der Intimit�t, es steht f�r Lebensfreude und M�glichkeiten
individueller Gestaltung (Festlegung von Abfahrtszeiten, Route, Fahrstil und sonstigen
Rahmenbedingungen wie Musik, Raumtemperatur usw.), es ist ein St�ck Eigentum und ein
St�ck Individualit�t, es bietet Prestige und stellt auch ein St�ck �sthetik dar. Das Auto ist so
erfolgreich, weil es sich -nach Ansicht vieler Menschen- f�r die meisten Verkehrszwecke am
besten zu eignen scheint und deshalb f�r die meisten Fahrtzwecke und Ziele gew�hlt wird.
Die offensichtlichen Vorz�ge des Kfz hinsichtlich individueller Verf�gbarkeit und
Schnelligkeit treffen zudem auf gewachsene Anspr�che an den Komfort der t�glichen
Mobilit�t, sodass sich in unserer Gesellschaft zunehmend eine Lebensweise verfestigt, die
einen Verzicht auf das Auto als Transportmittel erschwert und autofreundliche
Rahmenbedingungen im Steuer-, Verkehrs-, Bau- und Planungsrecht sowie in der
Verkehrsfinanzierung beg�nstigt. Umgekehrt wird die wachsende Motorisierung als
automatischer Auftrag an Politik und Planung gewertet, weiter autoorientiert zu handeln.
Die Pkw-Verf�gbarkeit spielte in der Vergangenheit bei der Verkehrsmittelwahl eine
entscheidende Rolle. Derjenige, der Zugriff auf ein Auto hatte und einen F�hrerschein besa§
(=Personen mit voller Pkw-Verf�gbarkeit, deren Anteil von 36,3 % im Jahr 1976 auf 42,7 %
im Jahr 1989 zunahm [Prognos, 1992,1: 28]), legte den weitaus gr�§ten Teil seiner Wege -

Tab. 24:
Entwicklung der monatlichen Aufwendungen f�r den Pkw in Relation zum verf�gbaren Einkommen
in den alten L�ndern
Jahr   Ausgabef�higes Einkommen        Aufwendungen  f�r den Pkw             Anteil
         in DM in DM      in %
1984    3480 421           12,1
1985   3604 438           11,2
1986    3778 433           11,5
1987    3985 433           10,9
1988    4143 455           11,0
1989    4246 478           11,3
1990    4586 484           10,6
1991    4905 521           10,5
1992    5143 546           10,3
1993    5197 554           10,7
1994    5215 570           10,9

Quelle: Statistisches Bundesamt. Verkehr in Zahlen.  Verschiedene Jahrg�nge



unabh�ngig vom Entfernungsaufwand- mit dem eigenen Pkw zur�ck [Prognos, 1992,1: 36;
Illgmann, 1982: 124 ff; Morghen, 1982: 33 f.]. Fast ein Viertel aller Autofahrten in Hamburg
war nicht l�nger als 3 km und 41 % nicht l�nger als 5 km (siehe Tab 25), obwohl den meisten

Autofahrern bewusst sein d�rfte, dass die Kfz-
Technik f�r Kurzstreckenfahrten wegen des
�berproportionalen Kraftstoffverbrauchs und der
geringen Wirksamkeit des Katalysators auf
Grund geringer Betriebstemperaturen untauglich
ist.  Eine hohe Korrelation zwischen Pkw-
Verf�gbarkeit und Kfz-Fahrten war sowohl im
Berufsverkehr als auch im Einkaufsverkehr
auszumachen .  Der  Verg le ich  der
Volksz�hlungen von 1961, 1970 und 1987 zeigt,
dass sich die Verkehrsmittelwahl der

Erwerbst�tigen, bei denen die h�chsten Verf�gbarkeitsquoten festgestellt wurden [Prognos,
1992,4: 72], stark ver�nderte (siehe Tab. 33). Mit der Zunahme des Kfz-Bestandes in
Hamburg (siehe Tab. 1) und dem Umland war bei allen Pendlertypen ein deutlicher Trend
zum Auto als haupts�chlichem Verkehrsmittel verbunden. Auch im Einkaufsverkehr erwies
sich die Pkw-Verf�gbarkeit als wichtige Bestimmungsgr�§e f�r die Verkehrsmittelwahl.
Bereits die Untersuchung des HVV aus dem Jahr 1978 ergab, dass etwa die H�lfte der
Hausfrauen mit st�ndig verf�gbarem Pkw ihre Eink�ufe mit dem Auto durchf�hrte
[Morghen, 1982: 64]. Eine Studie �ber das Verkehrsverhalten beim Einkauf in Berlin Anfang
der 90er Jahre zeigte, dass Personen mit verf�gbarem Pkw schon bei einer Entfernung zum
n�chsten Gesch�ft von mehr als 670 m ihre Wege �berwiegend mit dem Auto zur�cklegten.
Au§erdem neigte dieser Personenkreis eher dazu, weiter entfernte, gr�§ere Gesch�fte
aufzusuchen als Personen ohne Pkw [Holz-Rau, 1991: 303]. Die Betrachtung der Korrelation
zwischen Pkw-Verf�gbarkeit und Verkehrsmittelwahl hat deutlich gemacht, dass zwischen
Motorisierung, dem damit verbundenen t�glichen Verkehrsverhalten und der Entwicklung der
Raumstruktur ein wechselseitiger Zusammenhang besteht. Ohne die hohe Motorisierung der
Bev�lkerung w�re weder eine so gro§z�gige Wohnstandort- und Arbeitsplatzwahl noch ein
so ausgepr�gter Strukturwandel im Einzelhandel (Verschlechterung des Angebots im
Nahbereich bei gleichzeitiger Ballung von Fach- und Verbraucherm�rkten an
autoorientierten, peripheren Standorten - siehe Kap. 4.2.4.5.) denkbar gewesen. Mittlerweile
ist die Pkw-Verf�gbarkeit, die bei den am Stadtrand oder im Umland wohnenden Personen
h�her ist als bei der in der Inneren Stadt ans�ssigen Bev�lkerung [Prognos, 1992,4: 72],
mehr und mehr zu einer ãubiquit�renÓ Gr�§e geworden. Wegen des wachsenden Anteils von
Zweit- und Drittwagen, die seltener und auf k�rzeren Strecken zum Einsatz kommen, kann
eine Zunahme des Autoverkehrs entsprechend der Motorisierungsentwicklung eigentlich
nicht mehr erfolgen. Doch dies sollte nicht dar�ber hinwegt�uschen, dass die
Mobilit�tsbed�rfnisse der Bev�lkerung noch lange nicht ges�ttigt sind.
Immer gr�§ere Bedeutung f�r die Verkehrsmittelwahl gewinnt die Qualit�t des MIV-
Angebots [Prognos, 1992,1: 35]. Die Bereitstellung von Stra§en und Parkpl�tzen zur
Erh�hung der Kapazit�ten im Verkehrsnetz nimmt zunehmend eine Schl�sselposition unter
allen rahmensetzenden Bedingungen f�r die Verkehrsabwicklung ein [Holzapfel, 1994,8: 56;
Bratzel, 1999: 284 f.; Apel, 1998: 72]. Ein verbessertes Angebot ver�nderte das
Verkehrsverhalten in der Weise, dass durch Steigerung der Leistungsf�higkeit (Erh�hung der
Reisegeschwindigkeit und der Kapazit�t) mittel- bis langfristig eine entfernungsintensivere
Mobilit�tsstruktur entstand. Schnell passten sich die Verkehrsteilnehmer den besseren
Bedingungen der Raum�berwindung an und w�hlten neue Orte f�r neue Aktivit�ten. Auch
wenn Ma§nahmen zur Engpassbeseitigung (z. B. der Bau von Umgehungsstra§en) auf lokaler
Ebene verkehrsentlastend wirkten, weil sich der Verkehr auf ein gr�§eres Angebot verteilte,

Tab. 25: Anteil der Pkw-Fahrten an den zu-
r�ckgelegten Entfernungen in Hamburg 1991
Entfernungen Pkw-Anteil Wege-Anteil
0,5 km und <    1 %    11 %
1,0 km und <    5 %    22 %
3,0 km und <   24 %    44 %
5,0 km und <   41 %    58 %
10  km und <   67 %    77 %
50  km und <   98 %    99 %
Quelle: HVV, 1992: 8



so stellte sich f�r das Gesamtverkehrssystem eine Zunahme der Raum�berwindungsvorg�nge
ein [Kill, 2000: 99; Heinze / Romero, 2000: 27].

5.1.2. Verkehrspolitische und -planerische Entscheidungen

Autogerechte, schnelle Stra§enverbindungen und gro§z�gige Stellplatzangebote haben die
Leistungsf�higkeit und Attraktivit�t des Automobils in der Vergangenheit st�ndig verbessert
und dem �PNV im Wettbewerb mit dem Kfz das Nachsehen gegeben. Bereits seit Mitte der
50er Jahre war die Verkehrspolitik eindeutig auf die F�rderung des MIV ausgerichtet. In
dieser Zeit herrschte in ganz Deutschland ein breiter �berparteilicher und gesellschaftlicher
Konsens, der sp�testens 1955 mit der Einf�hrung der steuerfreien Kilometerpauschale (50 Pf.
pro Liter) und mit der Zweckbindung der Mineral�lsteuer f�r den Stra§enbau (1955/60)
erkennbar war und eine gezielte Subventionierung des Autos erm�glichte [Klenke, 1995: 20
ff.].
In Hamburg wurde mit dem von der Baubeh�rde 1953 vorgelegten «Programm f�r den
Ausbau der wichtigsten Verkehrsstra§en Hamburgs` die Grundlage eines planm�§igen
Ausbaus der Hauptverkehrsstra§en gelegt. Drei Jahre sp�ter propagierten Stadt- und
Verkehrsplaner in der Denkschrift des Hamburger Senats «Neuordnung des Stadtverkehrs` ihr
«Konzept der zweiten Ebene`, das die Entflechtung der Verkehrsarten und die B�ndelung des
schienengebundenen Nahverkehrs vorsah. Die einst im Stra§enbild und Stadtverkehr
dominierenden Schienenfahrzeuge sollten zu Gunsten eines auf der Stra§e reibungslos
flie§enden Kfz- und Wirtschaftsverkehrs in den inneren Stadtteilen unterirdisch, in den
�u§eren Stadtteilen als Hochbahn fahren [FHH. Senat, 1956: 43 f.]. W�hrend in den 60er
Jahren die Hauptverkehrsstra§en durch Vermehrung der Fahrspuren, Einrichtung von
Parkstreifen am Fahrbahnrand und niveaufreie Gestaltung hoch belasteter Kreuzungen
ausgebaut wurden (siehe Kap. 3.1.2.), verk�rzte man die Betriebsstreckenl�nge der
Stra§enbahn, deren Netz in der Phase des Wiederaufbaus nach dem Krieg noch um fast 50
km erweitert worden war und 80 % des Vorkriegstandes erreichte (1952), von 187 (1956) auf
zun�chst 136 km (1963) [Frenz, 1987: 72 f.; Staisch 1979: 148]. Die f�r den �PNV
bereitgestellten, vom Bund durch hohe Zusch�sse aufgestockten F�rderprogramme
[Schreckenberg, 1999,1: 91; Die Zeit, Zeitmagazin 150491] konzentrierten sich auch in
Hamburg auf den Ausbau der Schnellbahnstrecken. Das Ergebnis war ein zunehmendes
Desinteresse an der Stra§enbahn, die noch Mitte der 50er Jahre laut Gesch�ftsbericht der
HHA mit 14,9 Mio DM die meisten Betriebskosten�bersch�sse (U-Bahn: 5,7 Mio;
Oberleitungsbus: 0,3 Mio; Dieselbus: -0,2 Mio DM) erwirtschaftete und 58,5 % der HHA-
Verkehrsleistungen (U-Bahn: 33%; Omnibus: 9%) erbrachte [Frenz, 1987: 73]. Mit einem
Anteil von 45 % aller bef�rderten Personen war sie dar�ber hinaus auch der bedeutendste
Nahverkehrstr�ger [Staisch, 1979: 166]. F�r die hamburgischen Verkehrsplaner und die
Vertreter der HHA schien die herk�mmliche Stra§enbahntechnik den neuen Anforderungen
des Gro§stadtverkehrs nach Beschleunigung und Spitzengeschwindigkeit jedoch nicht mehr
gewachsen zu sein. Wie in anderen Gro§st�dten scheiterte auch in Hamburg die Stra§enbahn
zum einen an dem damals vorherrschenden Trend, sie zu Gunsten des im Stra§enraum
platzsuchenden Autoverkehrs einzuschr�nken, zum anderen aber auch am Unverm�gen der
HHA,  neue Stra§enbahntypen zu erproben215. Dennoch kamen nach der Senatsdenkschrift
aus dem Jahr 1956 Streckenstilllegungen nur dann in Betracht, wenn die neue
Schnellbahnlinie den zuvor von der Stra§enbahn erschlossenen Bereich auch bediente [FHH.
Sen., 1956: 47]. Diese Vorgabe sollte f�r Senat, Baubeh�rde und HHA allerdings nicht
                                                            
2151957 lief das Beschaffungsprogramm f�r den Gro§raumwagen V 7 (ãSambawagenÓ) aus, nachdem in den
Falkenrieder Fahrzeugwerkst�tten binnen 3 Jahren (von 1954 bis 1957) mehr als 300 neue Stra§enbahnwagen
dieses Typs produziert worden waren [Staisch, 1979: 153].



verbindlich bleiben. Unterlassene Beschleunigungsma§nahmen durch angemessene
Privilegierung der Stra§enbahn im Stra§enraum, Wettbewerbsverzerrungen bei den
Wegekosten216 und zunehmende Platzanspr�che des Kfz-Verkehrs brachten die Stra§enbahn
bei Beh�rden und Teilen der Bev�lkerung immer mehr in Misskredit. Im Zeitraum von 1963
bis 1974 verk�rzte man das Streckennetz der Stra§enbahn um weitere 100 auf 35,7 km,
obwohl das der U-Bahn nur um 14 km von 74,4 (1963) auf 88,4  (1974) [Frenz, 1987: 75]
erweitert wurde. Den gr�§ten Zuwachs verzeichnete der Omnibus217, der auf Kosten der
Stra§enbahn immer mehr Verkehrsaufgaben (Zubringer- und Verteilerdienste zu den
Schnellbahnen und Feinerschlie§ung in den Au§engebieten [Staisch, 1979: 166]) �bernahm.

W�hrend die Belange des MIV durch den Ausbau der von Schienen nach und nach
«befreiten` Hauptverkehrsstra§en st�ndig verbessert worden sind, um die schnell
expandierenden Stadtr�nder an das Stra§ennetz anzubinden (siehe Kap. 3.1.2.), geriet die im
Zuge der Stra§enbahnstilllegungen versprochene Erweiterung des U-Bahn-Netzes bald ins
Stocken. Von den ehrgeizigen Pl�nen der 50 er Jahre, ein nahezu fl�chendeckendes
Schnellbahnnetz mit einer Gesamtl�nge von 175 km zu schaffen (siehe Abb. 2), war schon
bald keine Rede mehr. Nur die Wandsbeker (1960-63) und Billstedter Strecken (1967-69),
die Verl�ngerung vom Schlump zur Innenstadt (1966) und zum Tierpark Hagenbeck sowie
der Streckenabschnitt zwischen Ochsenzoll und Garstedt (1969) wurden in den 60er Jahren
noch gebaut. In den 70er Jahren erfolgten die S-Bahn-Verbindung von Altona �ber St. Pauli-
Landungsbr�cken und Jungfernstieg zum Hauptbahnhof sowie die Verl�ngerung der U 3 bis
Merkenstra§e. Aber jede bis dahin in Betrieb genommene neue Schnellbahnstrecke war ein
willkommener Anlass f�r die Verkehrsplaner, weit �ber den Einzugsbereich einer neuen U-
bzw. S-Bahn hinaus Stra§enbahnlinien einzustellen [Bdrs. 8/2300] (vgl. auch Abb. 3 und 4).
Bis 1978 wurden auch noch die letzten vier verbliebenen Linien mit einer Streckenl�nge von
fast 36 km, die fast zur H�lfte auf eigenem Bahnk�rper bzw. in abmarkierten Gleiszonen
verlegt waren [Frenz, 1987: 75], aufgegeben und durch Buslinien ersetzt.

In den 70er Jahren bestimmte der Grundsatz, dass sich der Stra§enbau an der wachsenden
Verkehrsnachfrage zu orientieren h�tte, das verkehrspolitische Geschehen. Auf der
Grundlage von Strukturdaten und Prognosen wurden in dem 1976 aufgestellten
Generalverkehrsplan (GVP) Belastungen abgesch�tzt und bewertet. Danach war der zu
erwartende Zuwachs von Verkehrsaufkommen und Verkehrsleistung im Kfz-Verkehr nur zu
bew�ltigen, wenn die Infrastruktur entsprechend quantitativ und qualitativ ausgebaut w�rde
[FHH. Baub., 1976]. Die f�r erforderlich gehaltenen Investitionen betrafen zum einen die
Erhaltung und Modernisierung des vorhandenen Bestandes, zum anderen dessen Erweiterung
um neue Stra§en - auch wenn sp�ter nicht alle in Aussicht gestellten Stra§enbauvorhaben
realisiert worden sind218. Verkehrs- und Stadtplaner waren davon �berzeugt, dass die schnelle
Verbreitung des Autos die Handlungsm�glichkeiten des Einzelnen erheblich erweitern
w�rde: Wege zur Arbeit und zum Einkaufen w�ren komfortabler, und der Aktionsradius im
Freizeitbereich w�rde sich erheblich ausweiten [FHH. BWVL, 1969: 18 f.]. Schlie§lich diente
die zunehmende Motorisierung der Bev�lkerung dem Wirtschaftsaufschwung und dem
sozialen Konsens.                    

                                                            
216W�hrend der Bus steuerbefreit war und wie alle anderen Kfz die Stra§e zum ãNulltarifÓ nutzen konnte,
musste die HHA f�r den Betrieb der Stra§enbahn Konzessionsabgaben und Folgepflichtkosten leisten [Frenz,
1987: 75].
217Binnen 25 Jahren wurde die Streckenl�nge des Busnetzes von 1248 (1967) [Runkel, 1990,6: 34 f.] auf 1834
km (1992) [FHH.UB., 1997: 60] erweitert.
218In dem Bericht �ber die Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur 1979 nahmen Senat und Baubeh�rde
Abschied vom ãKonzept der autogerechten StadtÓ. Weitere Schnellstra§en und Stadtautobahnprojekte sollten
nicht mehr realisiert werden [vgl. auch M�ller, 1985: 158 f.].



Einflussreiche Automobillobbyisten ernannten sich in dieser Zeit selbst zum Anwalt der
Autofahrer und mischten sich in die Verkehrspolitik und -planung ein [Kr�mer-Badoni,
2000: 164 f.]. Allen voran der ADAC, nach dem Deutschen Sportbund mit bundesweit �ber 9
Mio Mitgliedern der gr�§te deutsche Verein, d�rfte mit seinen markanten Forderungen

�  ãdie Bereitstellung eines ausreichenden Stra§ennetzes.....verlangt den Einsatz
ungew�hnlich gro§er GeldmittelÓ (Manifest der Kraftfahrt, 1965),

�  ã.....f�r die wachsenden Verkehrsbed�rfnisse sind ausreichend Stra§en und
Parkm�glichkeiten zu schaffen (Verkehrspolitische Grunds�tze, 1973),

� ãfreie Fahrt f�r freie B�rgerÓ (ADAC-Slogan der 80er Jahre),
das Verkehrsbewusstsein und -verhalten vieler Menschen nachhaltig gepr�gt und damit auch
bewiesen haben, dass der Zweck des Clubs nicht die Organisation von Hilfeleistungen im
Stra§enverkehr ist, sondern die ãWahrnehmung und F�rderung der Interessen des
Kraftfahrtwesens, des Motorsports und des TourismusÓ[Die Zeit 280789]. Auch in Hamburg
versuchte der Automobilklub durch Stellungnahmen in den Medien auf die Verkehrsplanung
Einfluss zu nehmen. Zu den wiederholt vorgetragenen Forderungen geh�rten der Bau einer
Ringautobahn, der Ausbau der Stra§enringe 2 und 3, der kreuzungsfreie Ausbau hoch
belasteter Stra§enknoten, die Verl�ngerung der Ortsumgehung Fuhlsb�ttel bis zum Ring 2,
die Aufhebung von realisierten oder geplanten R�ckbauma§nahmen im
Hauptverkehrsstra§ennetz (z. B. Hochallee, Alsterkrugchaussee, Stresemannstra§e) und
damit die Wiederherstellung der vierspurigen Befahrbarkeit, die Einf�hrung der ãGr�nen
WelleÓ und des ãGr�nen PfeilsÓ f�r Rechtsabbieger, die Beseitigung von Hindernissen (z. B.
Pollern) [HA 101101; HA 121001] sowie der Ausbau des P+R-Systems zwecks �bernahme
des innerst�dtischen Zielverkehrs durch den �PNV. Unterst�tzung erfuhren diese
Vorstellungen durch den Landesverband Stra§enverkehrsgewerbe Hamburg [HA 160200]
und durch die Handelskammer Hamburg [Handelsk., 1998: 31 ff.]. Alle drei Verb�nde
vertraten den Standpunkt, dass der Stra§enbau forciert werden m�sse, um -erstens- den
Wirtschaftsstandort Hamburg zu st�rken und Arbeitspl�tze zu erhalten und um -zweitens- die
Verkehrssicherheit zu heben und die Umweltauswirkungen des Autoverkehrs zu verringern.
Nach der Regierungs�bernahme durch CDU, FDP und PRO (Schill-Partei) im Herbst 2001
bekamen die durch die Verb�nde vorgetragenen verkehrsplanerischen Vorstellungen
st�rkeres Gewicht, und binnen wenigen Monaten wurden schon die ersten Ma§nahmen zur
Beschleunigung des Kfz-Verkehrs in Angriff genommen (siehe Kap. 5.3.3.).

Tab. 26: Parkplatzbilanz in der Innenstadt und in ausgew�hlten Bezirken (Anzahl der legalen
Stellpl�tze) Stand: Mai 1993
Innenstadt (Erhebung aus 5/92) 28600
Harburger Zentrum (Erhebung aus 5/89)    4921
 davon auf �ffentlichen Stra§en     1253

           in Parkh�usern u. auf Parkpl�tzen   2835
           auf privaten Fl�chen       833

Bergedorfer Zentrum (Erhebung aus 10/92)     3267
davon auf �ffentlichen Stra§en       426
           in Parkh�usern u. auf Parkpl�tzen        2201
           P + R - Pl�tze                   640

Wandsbeker Zentrum (Erhebung aus 5/93)              2985
davon auf �ffentlichen Stra§en                550
           in Parkh�usern u. auf Parkpl�tzen        2260
           P + R - Pl�tze                   175

Bereich Eppendorfer Landstra§e (Erh.: 1987)        2169
davon auf �ffentlichen Stra§en              1927

                       auf privaten Fl�chen                    242
Quelle: Bdrs. 14/4061



Nach wie vor ist die hamburgische Nahverkehrsplanung darum bem�ht, die
Stra§eninfrastruktur dem wachsenden Bedarf anzupassen. Sie verfolgt v. a. das Ziel, die
Autofahrer mit dem Ausbau mehrspuriger Hauptverkehrsstra§en sowie einem gro§en
Angebot an Parkpl�tzen, Parkh�usern (s. o. Tab. 26) und �ffentlich gef�rderten Tiefgaragen
(siehe Tab. 27 a und b) m�glichst nah an die gew�nschten Ziele in der Stadt zu bringen. Nur
in dem auf die Innenstadt gerichteten Verkehr sollte der �PNV gegen�ber dem MIV
angemessen privilegiert und der cityorientierte Berufsverkehr so weit wie m�glich auf den
�PNV verlagert werden [FHH. BWVL, 1969: 30 ff].

Dass das im EM 69 und in den Leitlinien f�r den Nahverkehr (1969) entwickelte dualistische
Verkehrskonzept mit seiner geforderten Aufgabenteilung zwischen �PNV und MIV letztlich
doch scheiterte (siehe auch Kap. 3.1.2.), zeigten die dramatischen Ver�nderungen des Modal

Tab. 27 a: Angebot an privaten Tiefgaragen in �lteren Wohngebieten (Stand: M�rz 1993)
Projekt Stellplatzzahl Zuschussh�he in DM
Moorweidenstra§e 50 760000
Sievekingdamm 32 360000
Moorgrund 28 314000
Winterhuder Marktplatz 48 350000
Heimhuder Str. 64 12 297000
Wolfshagen 28 322000
Manshardtstra§e 22 248000
Heimhuder Str. 66 23 388000
Kanalstra§e 16 311000
Eichwischen 63 63 725000
Horner Weg 34 726000
Hammer Steindamm 35 782000
Oberschlesische Stra§e   8      95000
Schellingstra§e 20 219000
G�rtnerstra§e 15-19 69 748000
Hinrichsenstra§e 11/17 75                 1210000
Kleiner Sch�ferkamp 30                 1069000
Erntingweg 28 302000
Sch�ferstra§e 20 26 720000
Quickbornstra§e 29 334000
Quelle: Bdrs. 14/2444

Tab. 27 b: Finanzierung von privaten Tiefgaragen bzw. Quartiersgaragen aus Ausgleichsbetr�gen
Stand: Januar 2002
Projekt Stellplatzzahl Zuschussh�he in _ Sachstand
Tiefgarage K�mmelstra§e 245 767000 in Planung
Tiefgarage Gau§stra§e 51   50 736260 im Bau
Tiefgarage Hans-Much-Weg   35 515382 Baubeginn: M�rz 2002
Tiefgarage Horner Weg   46 677359 Baubeginn: M�rz 2002
Tiefgarage Falkenried 88 170              2503285 im Bau
Tiefgarage Erikastra§e 53   60 883512 in Planung
Tiefgarage Georg-Thielen-Gasse   67 818067 in Planung
Tiefgarage Pinnasberg 27   30 441756 im Bau
Tiefgarage Humboldtstra§e 98   27 397581 in Planung
Tiefgarage Baumkamp 15-17     6 117802 in Planung
Tiefgarage K�thnerort / Sentastr.   50 736260 in Planung
Tiefgarage Weidenallee 41-47   31 456481 in Planung
Tiefgarage Sierichstra§e 18   15 220878 in Planung
Tiefgarage Griesstra§e 62   23 338680 in Planung
Quelle: Bdrs. 17/450, Anlage I: 118



Splits zu Gunsten des privaten Automobils - insbesondere im Berufsverkehr (siehe Kap.
5.1.3.). Hierf�r waren in erster Linie siedlungsstrukturelle Ver�nderungen, das
Vorhandensein eines fl�chenerschlie§enden Stra§ennetzes, die zunehmende Verf�gbarkeit
privater Verkehrsmittel und die Vernachl�ssigung des �PNV in Verkehrspolitik und -
planung ausschlaggebend. Vielf�ltige politische Einflussnahmen, von der Strecken- zur
Fahrplangestaltung bis hin zur Tarifstruktur, hinderten die hamburgischen
Nahverkehrsbetriebe daran, sich wettbewerbsgerecht zu verhalten. Ihre besondere Rolle als
gemeinwirtschaftliche, auch sozialen Anliegen verpflichtete Unternehmen einerseits, als
Teilnehmer auf dem hart umk�mpften Verkehrsmarkt andererseits, musste zwangsl�ufig zu

Defiziten (siehe Tab. 28) und ordnungspolitischen Widerspr�chen f�hren. Dar�ber hinaus
trug der mit den sukzessiven Streckenstilllegungen der Stra§enbahn verbundene R�ckzug des
schienengebundenen �PNV aus der Fl�che entscheidend dazu bei, dass das �PNV-Angebot
gegen�ber den Verkehrsm�glichkeiten des Pkw immer mehr ins Hintertreffen geriet. In der
Erschlie§ungsplanung f�r Siedlungs- und Wirtschaftsr�ume hatte die gute
Autozug�nglichkeit stets Priorit�t, w�hrend die Anbindung der neuen Siedlungsr�ume an den
�PNV weit unter den Mobilit�tsbed�rfnissen blieb (siehe Karten 2 und 3). Von einer
Harmonisierung zwischen Siedlungsentwicklung und �PNV-Ausbau konnte keine Rede sein.

Im Nachhinein stellte sich die Abschaffung der Stra§enbahn als schwerwiegende
verkehrsplanerische Fehlentscheidung heraus. Der unvollst�ndige Ausbau des
Schnellbahnnetzes -in den 80er und 90er Jahren erfolgten nur noch Verl�ngerungen der U 2
bis Niendorf (3,3 km - 1985) bzw. Niendorf Nord (2,4 km - 1991), der U 3 bis
M�mmelmannsberg (2,9 km - 1990) und der U 1 bis Norderstedt-Mitte (2,7 km - 1997) sowie
die Fertigstellung der S-Bahn vom Hauptbahnhof nach Harburg (13 km - 1983) und bis nach
Neugraben (8,9 km - 1984) [FHH. UB., 1997: 61]- f�hrte dazu, dass die noch in den 60er
Jahren von den Stra§enbahnen bedienten Stadtteile wie Bramfeld, Lurup, Bahrenfeld, Gro§
Borstel, Jenfeld, Tonndorf und der Hamburger Flughafen vom st�dtischen Schienenverkehr
abgeh�ngt worden sind (vgl. Abb. 3 und 4). Zwar wurden mit der 1982 vorgenommenen
Fortschreibung des GVP neue Schnellbahnlinien nach Lurup, Lokstedt, Winterhude,
Rahlstedt und Steilshoop / Bramfeld ins Gespr�ch gebracht und insgesamt 30 Varianten
bewertet [Bdrs. 9/4349], doch spricht vieles daf�r, dass in den n�chsten Jahren lediglich die
Schnellbahnanbindung des Flughafens und der AKN-Ausbau in Eidelstedt fertig gestellt
werden. Au§erdem war es verkehrsplanerisch bedenklich, dass neben oder �ber einer
Schnellbahnlinie von Stra§enbahnschienen befreite und durch zus�tzliche Autofahrspuren
erweiterte Hauptverkehrsstra§en angelegt wurden.
W�hrend die Stra§enbahn dank ihres eigenen Gleisk�rpers noch eine wirksame Alternative
zum MIV sein konnte, hatte sich der von der HHA als Zubringer zu den Schnellbahnen
eingerichtete und wegen seiner angeblichen Flexibilit�t so hoch gepriesene Bus weitgehend
den Bedingungen des Kfz-Verkehrs unterzuordnen. Fahrzeitanalysen ausgew�hlter Buslinien
machten die vom Autoverkehr abh�ngige und beeinflusste Streckenf�hrung deutlich und
wiesen mehrere St�rungsursachen nach, und zwar Behinderungen auf der Strecke durch
Abbiegeverkehre, Lieferverkehre und ruhenden Verkehr, Behinderungen durch konventionell
geschaltete LSA (Lichtsignalanlagen) mit langen Wartezeiten und Stauungen sowie
Behinderungen an Haltestellen durch St�rung bei der Ein- und Ausfahrt in bzw. aus

Tab. 28: Kostendeckungsgrad des �PNV im Bereich des Hamburger Verkehrsverbundes in %

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002
60,5 54,5 54,8 59,1 60,5 60,5 63,8 63,2 63,0 64,2 64,8 65,5

Quellen: Angaben von Frau Becker Pressesprecherin nach einem Telefonat vom 21.08.03



Busbuchten [Bdrs. 13/6029]. Insbesondere in den Hauptverkehrszeiten blieben die Busse
h�ufig im Verkehr stecken. Die Fahrg�ste f�hlten sich den Zeitverlusten hilflos ausgeliefert
und hatten nicht -wie die Autofahrer- die Chance zum Ausweichen. Unp�nktlichkeiten und
Unregelm�§igkeiten219 wirkten sich �u§erst negativ auf das �PNV-Image aus und erkl�rten
den betr�chtlichen Fahrgastschwund auf den Buslinien, die nicht vom
Beschleunigungsprogramm profitierten, �berwiegend Hauptverkehrsstra§en als Fahrweg
benutzten und/oder tangentiale Verkehrsfunktionen wahrnahmen. Dass sogar ein Teil der
ehemaligen Stra§enbahnfahrg�ste dem HVV  als Kunden  verloren ging (siehe Tab. 29), war

eine Folge der mangelnden Investitionsbereitschaft der f�r Verkehrsfragen zust�ndigen
Baubeh�rde in das Busverkehrssystem. Statt ein zusammenh�ngendes, mindestens 100 km
langes Netz von Bussonderspuren auf den Hauptmagistralen zur Privilegierung des �PNV im
Stra§enraum anzulegen, orientierten sich die Verkehrsplaner lieber an Prognosen einer
unaufhaltsamen Vollmotorisierung, die ausschlie§lich als Grundlage und Ma§stab f�r
Stra§enbauma§nahmen genutzt wurden und die Belange des Busverkehrs220 und der nicht-
motorisierten Verkehrsteilnahme vernachl�ssigten. Selbst die hamburgischen
Nahverkehrsbetriebe standen den Ma§nahmen der Verkehrsberuhigung und der
Geschwindigkeitsbeschr�nkung skeptisch gegen�ber, weil sie hiervon auch Behinderungen
f�r ihre Busse bef�rchteten. Erst Ende der 80er Jahre ist die Notwendigkeit erkannt
worden221, das so l�ckenhafte, nur 40 km lange Netz von Bussonderspuren (siehe Tab. V im
Anhang) zu erweitern. Doch sind bisher wegen des zu erwartenden Widerstandes der
Automobillobby umfangreiche Beschleunigungsma§nahmen unter Einbeziehung aller auf
den Hauptverkehrsstra§en verkehrenden Busse ausgeblieben. Der R�ckbau von
Fahrbahnfl�chen auf Hamburger Hauptverkehrsstra§en wird auf Grund der f�r
Beschleunigungsma§nahmen bisher entwickelten L�sungen (Erh�hung der
Reisegeschwindigkeiten der Busse mittels Lichtsignalbeeinflussung und Einrichtung von
Busschleusen) zuk�nftig nicht weiter verfolgt werden [DW 180302; HA 121001], obwohl das
1990 vom Senat verabschiedete ãSofortprogramm �ber Ma§nahmen zur Verbesserung des
Leistungs- und Serviceangebots beim �PNVÓ den Ausbau des Busspurnetzes in Hamburg auf
mindestens 60 km vorgesehen hatte [Bdrs. 15/5180;  Bdrs. 13/5880]. Nach den
Vorstellungen der Hamburg-Consult w�ren sogar 200 km erforderlich, um Voraussetzungen
f�r ein attraktives Busverkehrssystem zu schaffen [Hamburg-Consult, 1991: 1 f.].

                                                            
219Eine 1990 vorgenommene Analyse der P�nktlichkeit von 7 Buslinien zeigte, dass �ber 30 % der Fahrten
Versp�tungen von 3 Minuten und mehr aufwiesen [Runkel, 1990,6: 37 f.].
220Durch die zunehmenden Platzanspr�che des MIV war auch der Betrieb des �PNV empfindlich gest�rt
worden. Wegen Behinderungen ihrer Busse durch Falschfahrer und -parker erstattete die HHA in den Jahren
1993 bis 1994 4128 bzw. 3777 Anzeigen. An Bushaltestellen musste die Polizei 1994 insgesamt 8414
Sanktionen gegen Falschparker verh�ngen [Bdrs 15/4149].
221In einer Mitteilung des Senats an die B�rgerschaft hei§t es: ãBeschleunigungsma§nahmen f�r Busse sollen
helfen, die Wettberwerbsbedingungen zwischen MIV und �PNV zugunsten des �PNV zu verbessern.Ó [Bdrs.
13/6029].

Tab. 29: Fahrgastzahlen ausgew�hlter Stra§enbahn- und Buslinien im Vergleich
Stra§enbahn- bzw. Buslinie durchschn. t�gl. Bef�rderungszahl Jahr
Stra§enbahnlinie 11: Bahrenfeld - Hauptbahnhof 19600 1974
Buslinie 111: Bahrenf., Trabrennbahn - R�dingsmarkt 11700 1990

Stra§enbahnlinie 14: Grindelberg - Veddel 21800 1976
Buslinien 106 / 107: Hoheluft - Veddel 21700 1990

Stra§enbahnlinie 9: Flughafen - Hauptbahnhof 14800 1973
Buslinie 110: Ohlsdorf - Flughafen - Hauptbahnhof   1600 1990
Quelle:  Bdrs. 13/5238



Im Gegensatz zum �PNV verlief die Entwicklung im Stra§enverkehr weitaus dynamischer.
Waren im Jahre 1980 Hauptverkehrsstra§en (HVS) mit einem werkt�glichen Kfz-
Aufkommen von 50000 und mehr ausschlie§lich im Zentrum -Ost-West-Stra§e,
Lombardsbr�cke, Slamatjenbr�cke, Herrengrabenbr�cke-, auf den unmittelbaren
Zufahrtswegen zur City -An der Alster, Amsinckstra§e-, im Umfeld bedeutender Neben- (B1)
und Entlastungszentren (A2) -Hamburger Stra§e/Oberaltenallee (EKZ Hamburger Stra§e),
Jahnring (City-Nord), Wandsbeker Marktstra§e (EKZ Wandsbeker Markt)- sowie auf
einzelnen Abschnitten der Radialen in der �u§eren Stadt -u. a. Bergedorfer Stra§e
(Billbrook)- auszumachen, wandelte sich bis 1998 die Verkehrssitutation auf den HVS
grundlegend. Tab. VI im Anhang zeigt, dass binnen 18 Jahren die Anzahl der hoch belasteten
HVS um mehr als das Doppelte gestiegen ist. Zunehmend sind hohe Verkehrsbelastungen
auch in Teilen der �u§eren Stadt aufgetreten, insbesondere in Kreuzungsbereichen von
Radialen und Tangenten oder im Grenzbereich zur Inneren Stadt (siehe Tab. VI im Anhang
und Karte 8). Die von der Hamburger Handelskammer angestellten Berechnungen (hier:
Zeitraum von 1980 bis 1996) haben ebenfalls Ver�nderungen hinsichtlich Umfang und
Struktur des auf HVS abgewickelten Kfz-Verkehrs nachgewiesen: W�hrend City- und
Kernstadtverkehre auf hohem Niveau stagnierten, nahmen landesgrenzen�bergreifende
Verkehre sowie Ring- und Tangentialverkehre �berdurchschnittlich stark zu [Handelsk.
1998: 14 f.]. Eine grafische Darstellung dieser Ver�nderungen erfolgt nach Auswertung der
von der Baubeh�rde in den Jahren 1980 und 1998 durchgef�hrten Verkehrsz�hlungen222 in
Karte 9, die eine nach st�dtischen Teilr�umen differenzierte Betrachtung der
Verkehrsentwicklung vornimmt:
Die im Betrachtungszeitraum (1980 bis 1998) festgestellte Stagnation im Cityverkehr d�rfte
mit der begrenzten Aufnahmef�higkeit hoch belasteter Stra§en (u. a. Ludwig-Erhard-Stra§e)
f�r zus�tzliche Verkehrsmengen ebenso zusammenh�ngen wie mit der guten Anbindung der
City an das �PNV-Netz und dem hier nicht zu erweiternden Stellplatzangebot. Dennoch sind
auch in der Innenstadt Stra§en mit Verkehrszunahmen auszumachen: Das betrifft den inneren
Stra§enring (Klosterwall Ð Steintorwall - Glockengie§erwall Ð Lombardsbr�cke Ð Esplanade
Ð Gorch-Fock-Wall - Holstenwall), die Ost-West-Stra§e und den parallel zur Ludwig-Erhard-
Stra§e verlaufenden, von den Landungsbr�cken zum Baumwall reichenden Stra§enzug, der
in den letzten Jahren die Hauptverbindung (Ludwig-Erhard-Stra§e - Ost-West-Stra§e) vom
Kfz-Verkehr (v. a. Citydurchgangsverkehr) stark entlastet hat und �ber zwei, von den
Verkehrsz�hlungen nicht erfassten Routen (Otto-Sill-Br�cke - Kajen - Bei den M�hren -
Zippelhaus - Dovenfleet bzw. Am Sandtorkai - Brooktorkai - Oberbaumbr�cke) durch das
n�rdliche Hafengebiet f�hrt. Nach Addition der Verkehrsmengen aller Stra§en, die in erster
Linie den Durchgangsverkehr der Innenstadt aufnehmen, ergeben sich Fahrzeugfrequenzen
von 100000 und mehr. Damit werden im Stadtzentrum Verkehrsbelastungen erreicht, die dem
Fahrzeugaufkommen auf hoch belasteten BAB-Abschnitten entsprechen (vgl. Karte 8). �ber
die Verkehrsentwicklung auf anderen Stra§enz�gen in der City (u. a. Steinstra§e - Speersort
Ð Domstra§e; Ballindamm - Jungfernstieg Ð Valentinskamp; Kaiser-Wilhelm-Stra§e -
Stadthausbr�cke - Graskeller - R�dingsmarkt) k�nnen keine Angaben gemacht werden, weil
auf diesen Abschnitten keine Verkehrsz�hlungen vorgenommen worden sind.
Auch im Kernstadtverkehr der Inneren Stadt k�nnen insgesamt nur geringe Zuw�chse
festgestellt werden. Gr�§ere Verkehrszunahmen (>6000 Kfz/werktags) sind lediglich im
Einzugsbereich bedeutender Zentren (City: Amsinckstra§e und Kurt-Schumacher-Allee;
Altona: Max-Brauer-Allee; Eimsb�ttel: Fruchtallee; Winterhude: Barmbeker Stra§e;
Barmbek-S�d: Hamburger Stra§e bzw. Oberaltenallee / Winterhuder Weg und Barmbeker
Markt) sowie im Umfeld der BAB (Frohmestra§e - Kollaustra§e, Bergedorfer Stra§e, Kieler
Stra§e, Billhorner Br�ckenstra§e) auszumachen. Einige dieser HVS f�hren als Stra§enz�ge
                                                            
222Die grafischen Darstellungen der Verkehrsmengen auf den Hamburger Stra§en sind weder nach Tageszeiten
noch nach Richtung der Verkehrsstr�me differenziert worden.



(Kieler Stra§e - Fruchtallee - Schr�derstiftstra§e - An der Verbindungsbahn - Edmund-
Siemers-Allee; Bergedorfer Stra§e - Eiffestra§e; Billhorner Br�ckenstra§e- Amsinckstra§e)
den von den Autobahnen aufgenommenen Zielverkehr bis zur City und belasten damit gro§e
Teile der Stadt.
Tab. VII im Anhang und Karte 9 zeigen die Entwicklung des Verkehrsaufkommens auf den
landesgrenzen�bergreifenden Hauptein- bzw. ausfallstra§en. An nahezu allen Messpegeln
sind in unmittelbarer N�he der Landesgrenze hohe Verkehrszunahmen festzustellen - von 2
Ausnahmen (Pinneberger Stra§e und Bergedorfer Stra§e) einmal abgesehen. Beide Stra§en
liegen im unmittelbaren Einzugsbereich von BAB-Abschnitten, die erst zwischen 1980 und
1998 fertig gestellt worden sind (ãMoorfleetautobahnÓ) bzw. sehr hohe Kfz-Zuw�chse
verzeichnen (BAB Husum/Heide). Die erheblichen Mehrbelastungen auf den BAB um
durchschnittlich 86 % und auf den Haupteinfallstra§en um durchschnittlich 31 % machen
deutlich, dass die Verflechtungen Hamburgs mit seinem Umland, aber auch mit weiter
entfernt liegenden Regionen intensiver geworden sind. An manchen Pegeln hat das Kfz-
Aufkommen erheblich zugenommen: Zuw�chse von 5000 bis 8000 Fahrzeugen auf den
Haupteinfallstra§en und von 35000 bis 65000 Fahrzeugen auf einzelnen BAB-Abschnitten
sind keine Seltenheit. Ein gro§er Teil der auf den Autobahnen abgewickelten Verkehre d�rfte
in erster Linie mit dem nach dem Ende der politischen Teilung Deutschlands und Europas an
Dynamik gewonnenen Transitverkehr zusammenh�ngen, w�hrend die Mehrverkehre auf den
HVS mit dem siedlungsstrukturellen Wandel (Suburbanisierung von Wohn- und
Arbeitspl�tzen) in Verbindung gebracht werden k�nnen (siehe Kap. 5.1.3.).
Starke Verkehrszunahmen pr�gen die Entwicklung auf den beiden Stra§enringen: Besonders
hohe Verkehrsbelastungen weist der von Altona �ber Eimsb�ttel, Hoheluft, Eppendorf,
Winterhude, Barmbek und Wandsbek nach Hamm bzw. Horn f�hrende Ring 2 auf. Schon
1980 sind auf einzelnen Abschnitten des mittleren Stra§enrings 45000 bis 60000
Kfz/werktags gez�hlt worden. Trotz dieses betr�chtlichen Ausgangsniveaus haben im
Zeitraum von 1980 bis 1998 die Verkehrsmengen um durchschnittlich 26 % zugenommen,
auch in den hoch belasteten Bereichen (siehe Tab. VIII im Anhang). Gliedert man den Ring 2
in 3 Streckenabschnitte, ergibt sich folgendes Bild: Im westlichen, von Altona nach
Eppendorf reichenden Teil liegt das Fahrzeugaufkommen zwischen 32000 und 42000. Der
n�rdliche Abschnitt zwischen Gro§ Borstel/Alsterdorf und Barmbek-Nord ist noch st�rker
frequentiert: An zwei Pegeln betragen die Verkehrsst�rken 70000 Fzg, und zwar im Bereich
der City-Nord und auf dem Rosenbrook. Hier st�§t der Ring 2 nicht nur auf eine stark
befahrene radiale Hauptverbindung (Alsterkrugchaussee), sondern auch auf 2 Tangenten
(Nedderfeld und Papenreye), die Verbindungen zu den westlichen Hamburger Stadtteilen
sowie zur BAB 7 herstellen. Dass die Belastungen auf dem �stlichen Streckenabschnitt nur
an einem Pegel 50000 Kfz �berschreiten (Habichtstra§e / Nordschleswiger Stra§e), sollte
nicht zu falschen Schlussfolgerungen verleiten. Schlie§lich wird dieser Teil des Ring 2 durch
den parallel verlaufenden Stra§enzug Hammer Stra§e - Brauhausstra§e - Krausestra§e
streckenweise um bis zu 24000 Fzg/werkt�glich entlastet. - Im Vergleich zum inneren (R 2)
weist der �u§ere Ring (R 3) h�here Zuwachsraten auf (Ring 2: 26 %; Ring 3: 53 %), wobei
allerdings zu ber�cksichtigen ist, dass sein Ausgangsniveau (1980) weit unter dem des Ring 2
gelegen hat. In Zukunft werden den Verkehrszunahmen auf dem �u§eren Ring Grenzen
gesetzt sein, weil er im nordwestlichen (zwischen Elbgaustra§e und Krohnstieg) und
�stlichen Abschnitt (zwischen Saseler Damm / Saseler Chaussee und Berner Stra§e)  �ber
weite Strecken nur einspurig je Richtung ausgebaut ist und zus�tzliche Verkehrsmengen
kaum verkraften w�rde. Der unterschiedliche Ausbauzustand spiegelt sich auch im
Verkehrsaufkommen auf den einzelnen Abschnitten wider. Auf einspurigen Stra§en (je
Richtung) werden Verkehrsst�rken von 20000 Kfz / werktags nur in der Berner Stra§e
�berschritten. Dagegen sind hohe Belastungen im Umfeld der gro§en Nebenzentren (EKZ
Langenhorn-Markt und Alstereinkaufszentrum Poppenb�ttel) und Wohnsiedlungen (Osdorfer



Born, Tegelsbarg in Hummelsb�ttel) auszumachen. Diese Streckenabschnitte werden
zweispurig je Richtung befahren. Die hohen Verkehrszuw�chse auf dem Ring 3 finden wir im
n�rdlichen Abschnitt (Saseler Damm: 15000 bis 20000 Kfz; Poppenb�tteler Weg: 12000 bis
15000 Kfz).
Neben den Stra§enringen gibt es zahlreiche Tangentialverbindungen, die in den
vergangenen Jahren hohe Verkehrszunahmen zu verzeichnen haben (siehe Tab. VIII im
Anhang) und immer gr�§ere Bedeutung im Hamburger Verkehrsnetz erlangen. Die
Zuw�chse d�rften u. a. auch mit siedlungsstrukturellen Ver�nderungen (siehe Kap. 5.1.3.) zu
erkl�ren sein. Zu den hoch frequentierten Tangenten geh�ren die Stra§enz�ge Farnhornweg -
Sportplatzring - Vogt-Wells-Stra§e - Osterfeldstra§e - Hudtwalckerstra§e - Barmbeker
Stra§e, Rahlstedter Weg - Am Luisenhof - Steilshooper Allee, Holstenhofweg Ð Dannerallee,
Jenfelder Allee Ð Schiffbeker Weg, Saarlandstra§e Ð Schleidenstra§e Ð Adolph-Sch�nfelder-
Stra§e  und Papenreye. Auf weiten Strecken fahren hier werkt�glich 35000 Fahrzeuge, auf
einzelnen Abschnitten sogar 45000 Kfz und mehr. Auch die weniger stark frequentierten
Tangenten weisen erhebliche Verkehrsbelastungen mit hohen Zuwachsraten auf (siehe Tab.
VIII im Anhang). In Zukunft werden die genannten Stra§en die Ringverbindungen entlasten
und als zus�tzliche Querverbindungen zwischen den radial verlaufenden HVS in Anspruch
genommen werden.   

5.1.3. Raumstrukturelle Ver�nderungen

Die anhaltende Suche nach neuen Standorten f�r Wohn- und Arbeitsst�tten sowie
Einzelhandels- und Freizeiteinrichtungen hatte erhebliche Ver�nderungen im Verh�ltnis
zwischen Hamburg und seinem Umland sowie zwischen dem Stadtkern (City223 und Innere
Stadtteile224) und dem Stadtrand (�u§ere Stadtteile225) zur Folge. Bev�lkerungswanderungen
aus den zentralen Stadtvierteln in Stadtrandlagen und Umlandgemeinden, Verlagerungen von
Arbeitspl�tzen an die Peripherie bei gleichzeitiger Ballung zentrenorientierter
Dienstleistungs- und Verwaltungst�tigkeiten in der Innenstadt und den Kerngebieten sowie
Ansiedlungen autokundenorientierter Einzelhandelsgesch�fte an nahezu beliebigen, mit dem
Pkw schnell zu erreichenden Standorten au§erhalb der Zentren d�rften die Raumstruktur in
starkem Ma§e ver�ndert haben. In diesem Kapitel wird nach Auswertung der
Volksz�hlungsergebnisse der Jahre 1970 und 1987 untersucht, welche verkehrlichen
Konsequenzen mit der Suburbanisierung von Wohn- und Arbeitsst�tten verbunden waren.
Am Beispiel ver�nderter Berufspendlerstr�me in Hamburg sollen die Auswirkungen der
zunehmenden r�umlichen Trennung (hier: Wohnen und Arbeiten) auf den Verkehr nach
Umfang und Struktur beschrieben werden. Im Mittelpunkt stehen Untersuchungen �ber
gro§r�umige Verflechtungen zwischen st�dtischen Teilr�umen (City, Innere und �u§ere
Stadt) und �ber kleinr�umige Beziehungen zwischen ausgew�hlten Stadtteilen (siehe Kap.
5.1.3.2.), w�hrend die zwischen Hamburg und dem Umland bestehenden Pendlerbewegungen
(siehe Kap. 5.1.3.1.) aus Gr�nden einer sinnvollen Eingrenzung des Themas nur am Rande
Ber�cksichtigung finden k�nnen.
Die im Rahmen der 3 KONTIV-Stichprobenerhebungen (1976, 1982, 1989) erfasste
Mobilit�t der Hamburger Bev�lkerung hat gezeigt, dass das Berufspendeln nach wie vor zu
den bedeutendsten Mobilit�tsformen geh�rt. Fast ein Drittel aller zur�ckgelegten Wege stand
-unter Einbeziehung der Ausbildungswege- mit der Arbeitsst�tte in Verbindung (s. u. Tab.
30). Auf Grund eines mehr oder weniger starren tageszeitlichen Rhythmus f�hren die

                                                            
223Sie umfasst die Stadtteile Altstadt und Neustadt
224Alle Stadtteile im Umkreis von etwa 6 km um das Hamburger Rathaus (n�rdlich der Elbe).
225Alle Stadtteile, die weiter als 6 km vom Rathaus entfernt sind.



berufsbedingten Wege der meisten Erwerbst�tigen zu den bekannten morgendlichen und
abendlichen Verkehrsspitzen und tragen somit im beachtlichen Umfang zum
Verkehrsaufkommen in der Hansestadt bei. Au§erdem liefern die Volksz�hlungsergebnisse
fl�chendeckende Informationen �ber Berufspendlerstr�me, die die Verflechtungen zwischen
Wohn- und Arbeitsorten der erwerbst�tigen Bev�lkerung sichtbar machen und deshalb
wichtige Anhaltspunkte f�r die Stadt- und Verkehrsplanung geben.

Das Ph�nomen des massenhaften Berufspendlerverkehrs hat sich einhergehend mit der in den
60er Jahren begonnenen Massenmotorisierung sowohl hinsichtlich der Zusammensetzung des
Pendlervolumens als auch der Verkehrsmittelwahl der Erwerbst�tigen entscheidend
gewandelt. Hierf�r ist die Verteilung von Wohnstandorten und Arbeitsst�tten auf der
Hamburger Stadtfl�che und in der Region von gro§er Bedeutung. Tab. 31 und Abb. 1 zeigen,
dass die Inneren Stadtteile (Entfernungszone 0 - 5 km) zwischen 1961 und 1987 erhebliche
Bev�lkerungsverluste hinnehmen mussten, w�hrend die �u§eren Stadtteile
(Entfernungszonen 5 - 10 und 10 - 20 km) und das Umland (Entfernungszonen 10 - 20, 20 -
30 und 30 - 40 km) hohe Zuw�chse aufwiesen. Dies gilt gleicherma§en auch f�r die
Entwicklung der Besch�ftigtenzahlen im Gro§raum Hamburg (siehe Tab. 32).

Tab. 30: Wegezwecke der Hamburger  Bev�lkerung in den Jahren 1976, 1982, 1989 und 1991
Wegezweck 1976_ 1982_ 1989_ 1991_
Arbeit   20   19   23   20
Ausbildung   11    10       8        8
Versorgung    34   33               34   30
Freizeit    31   32  32    33
Sonstiges       4                   6                 3                   9
Aus: HVV, 1992: 5_;  Prognos, 1992,1: 46_

Tab. 31: Entwicklung der Wohnbev�lkerung nach Entfernungszonen 1961 bis 1987

Entfernungszonen Bev�lkerung 1961 Bev�lkerung 1970 Bev�lkerung 1987
abs. % V. abs. % V._ abs. % V._

Zone bis 5 km 708738 28,4 - 564070 21,6 -20,4 433090 16,8 -23,2
5 bis 10 km 731156 29,3 - 735031 28,2    0,5 656811 25,5 -10,6
10 bis 20 km 584780 23,4 - 758832 29,1  29,8 823710 32,0    8,5
20 bis 30 km 252450 10,1 - 304697 11,7  20,7 378276 14,7  24,1
30 bis 40 km 219343   8,8 - 243894   9,4  11,2 282149 11,0  15,7
V._ = Ver�nderung 1961 - 1970 in % V._ = Ver�nderung 1970 - 1987 in %
Quelle:  FHH.Sen./SHL/NSL, 1994: 60

Tab. 32:  Entwicklung der Besch�ftigtenzahlen nach Entfernungszonen 1961 - 1970 Ð 1987

Entfernungszonen Besch�ftigte 1961Besch�ftigte 1970Besch�ftigte 1987
abs. % V. abs. % V._ abs. % V._

Zone bis 5 km 635937 53,9 - 573169 48,1      -  9,9 468019 37,3      -18,3
  5 bis 10 km 285638 24,2 - 297213 24,9   4,1 337533 26,9 13,6
10 bis 20 km 134184 11,4 - 175877 14,7 31,1 252652 20,1 43,7
20 bis 30 km   61482   5,2 -   75988   6,4 23,6 106139   8,5 39,7
30 bis 40 km   61925   5,3 -   70478   5,9 13,8   90426   7,2 28,3
V_ = Ver�nderung 1961-1970 in % V_ = Ver�nderung 1970-1987 in %
Quelle: FHH.Sen./SHL/NSL, 1994: 65



5.1.3.1. Die Entwicklung der Berufspendlerstr�me zwischen Hamburg und seinem
Umland

Zun�chst soll der Wandel der Arbeits- und Wohnnutzungen in den Stadt-Umland-
Beziehungen und sein Zusammenhang mit Umfang, Richtung und L�nge der
Berufspendlerstr�me einschlie§lich Verkehrsmittelwahl und Zeitaufwand der Berufst�tigen
dargestellt werden.
Benutzten im Jahr 1961 nur ca. 20,7 % aller Berufspendler226 mit Quelle und / oder Ziel
Hamburg einen Pkw oder ein motorisiertes Zweirad, so waren es 1970 schon 39,2 % und
1987 schlie§lich 56,5 %. Noch eindrucksvoller zeigte sich die Dominanz des MIV, wenn nur
diejenigen Erwerbst�tigen betrachtet werden, die �ber Gemeindegrenzen hinweg zur Arbeit
fuhren, d. h. aus ihrem Wohnort auspendelten: 70,8 % (1970: 51,4 %, 1961: 19,1 %) der
Erwerbst�tigen mit Wohnort au§erhalb Hamburgs und Arbeitsort in Hamburg
(=Berufseinpendler) nahmen 1987 einen Pkw oder ein motorisiertes Zweirad f�r den Weg zur
Arbeit in Anspruch. Bei den Erwerbst�tigen mit Wohnort in Hamburg und Arbeitsort
au§erhalb Hamburgs (=Berufsauspendler) fiel der MIV-Anteil 1987 mit 75,4 % (1970:
62,6%, 1961: 30,3 %) sogar noch h�her aus (siehe Tab. 33). 

Werden die einzelnen innerst�dtischen Zielgebiete untersucht, ist festzustellen, dass die MIV-
Anteilswerte erheblich voneinander abweichen: Befand sich die Arbeitsst�tte der nach
Hamburg �ber die Landesgrenze einpendelnden Personen in der Innenstadt oder in den
innenstadtnahen Randgebieten fiel der Anteil der mit dem Kfz kommenden Einpendler
deutlich geringer aus. Das galt auch f�r das Bezirkszentrum Harburg, das sowohl an den
schienengebundenen Nahverkehr als auch an das Fernverkehrsnetz der Deutschen Bahn
angebunden war. Zielgebiete, die �ber keinen Schienenanschluss verf�gten (z. B.
Arbeitsst�tten am Flughafen in Fuhlsb�ttel oder in Billbrook) wurden dagegen von weit mehr
als 80 % aller Berufseinpendler mit dem Kfz aufgesucht (s. u. Tab. 34). Die f�r Hamburger
Auspendler bedeutendsten Arbeitsplatzschwerpunkte lagen gr�§tenteils unmittelbar hinter
der Landesgrenze. Auch hier wies der MIV-Anteilswert betr�chtliche Schwankungen auf
(siehe umseitig Tab 35).

                                                            
226Als Berufspendler werden im Folgenden diejenigen Erwerbst�tigen bezeichnet, deren Arbeitsplatz sich nicht
auf dem Wohngrundst�ck befindet. Auch Ausbildungspendler bleiben unber�cksichtigt.

Tab. 33: Berufspendler nach dem haupts�chlich benutztem Verkehrsmittel an den Stichtagen der
Volksz�hlungen 1961, 1970 und 1987
Verkehrsmittel 1987 1970 1961

Anzahl % Anzahl % Anzahl %
I n n e r s t � d t i s c h e   P e n d l e r

Pkw, motor. Zweirad 301500 49,4 259100 35,7 116600 15,2
�PNV 232100 38,1 330800 45,6 402000 52,2
Fahrrad, zu Fu§, Sonst.   76400 12,5 135500 18,7 250400 32,6

E i n p e n d l e r
Pkw, motor. Zweirad 151100 70,8   69100 51,4   19600 19,1
�PNV   59200 27,8   62700 46,7   71900 70,1
Fahrrad, zu Fu§, Sonst.     3100   1,5     2600   2,0   10900 10,8

A u s p e n d l e r
Pkw, motor. Zweirad   29100 75,4   11000 62,6     2400 30,3
�PNV     8400 21,8     5100 28,8     4100 51,8
Fahrrad, zu Fu§, Sonst.     1100   2,8     1500   8,6     1400 17,9
Quelle: Bach, 1992,4: 121



Der tiefgreifende Wandel bei der Wahl der Verkehrsmittel f�r den Arbeitsweg der �ber die
Landesgrenzen pendelnden Erwerbst�tigen war v. a. zur�ckzuf�hren auf die gestiegene Pkw-
Verf�gbarkeit (siehe Kap. 5.1.1.), auf die Verlagerung der Pendlerherkunftsgebiete aus dicht
besiedelten Stadtgebieten mit guter Schnellbahnerschlie§ung in Au§engebiete (Stadtrand
oder Umlandgemeinden227) mit weniger guter �PNV-Bedienung (s.u.) sowie auf den Ausbau
des innerst�dtischen Stra§ennetzes (siehe Darstellung 3 im Anhang). Anders als mit dem
�PNV war dadurch praktisch jeder Ort in der Region ohne Umsteigezwang sowie
unabh�ngig von Fahrpl�nen, vorgegebenen Routen und Haltepunkten zu erreichen, woraus
sich ein h�heres Ma§ an individueller Gestaltungsm�glichkeit und Bequemlichkeit ergab. Die
zunehmende Individualisierung im Berufsverkehr228 lie§e eigentlich die Vermutung zu, dass
hierdurch der durchschnittliche Zeitaufwand f�r den Arbeitsweg h�tte verringert werden
k�nnen. Dies war jedoch nicht der Fall. Der Zeitaufwand f�r berufsbedingte Wege wies im

                                                            
227In den Umlandgemeinden ohne Schienenanbindung nahm zwischen 1970 und 1987 die Zahl der nach
Hamburg fahrenden Berufspendler um 80 % zu, w�hrend die Pendlerzahl in Orten, die �ber einen
Bahnanschluss verf�gten, im gleichen Zeitraum nur um 44 % stieg. Dies hatte zur Folge, dass sich der Anteil
der in Bahngemeinden wohnenden Hamburg-Pendler von 70 auf 65 % reduzierte [Erdmann, 1992,11: 369].
2281991 lag die durchschnittliche Pkw-Besetzung bei 1,3 Personen  (1982: 1,4 Personen) [HVV, 1992: 14]. Die
Pkw-Auslastung bei Arbeitswegen fiel mit 1,1 Personen noch geringer aus [Prognos, 1992,1: 24].

Tab. 34: Hamburgische Zielgebiete landesgrenzen�berschreitender Pendler im Jahre 1987
hier: Verkehrsmittelwahl
Stadtteil (Zielgebiet) Gesamtzahl der Einpendler MIV-Anteil in % aller Einpendler
Altstadt 23104 13336 53,4
Neustadt 12010   6573 54,7
Winterhude   8270   6545 79,1
St. Georg   7682   4777 62,2
Harburg   5972   3898 65,3
Rotherbaum   5479   3478 63,5
Bergedorf   4969   3673 73,9
Bahrenfeld   4414   3665 83,0
Hammerbrook   3728   2687 72,1
Ottensen     3459   1963 56,8
Billbrook   3380   2853 84,4
Langenhorn   3362   2426 72,2
Altona-Altstadt   3360   2246 69,8
Wandsbek   3283   2616 79,7
Fuhlsb�ttel   3239   2901 89,6
Quelle: FHH. Stat. LA, 1993: 400 ff.; eigene Berechnungen

Tab. 35: Arbeitsplatzschwerpunkte der aus Hamburg auspendelnden Erwerbst�tigen (1987)
hier: Verkehrsmittelwahl
Gemeinde Gesamtzahl der Auspendler MIV-Anteil in % aller Auspendler
Norderstedt 6754 5047 74,7
Ahrensburg 2223 1684 79,8
Reinbek 2143 1550 72,3
Glinde 2045 1419 69,4
Wedel 1931 1300 67,3
Schenefeldd 1896 1335 70,4
Seevetal 1582 1110 70,2
Barsb�ttel 1474 1105 75,0
Pinneberg 1188   880 74,2
Rellingen 1020   790 77,5
Quelle: FHH. Stat. LA, 1993: 102 ff.; eigene Berechnungen



Zeitverlauf eine bemerkenswerte Konstanz auf: Ben�tigten die �ber die Landesgrenzen
pendelnden Berufst�tigen 1970 Ðnach Einsch�tzung der Befragten- durchschnittlich 52
Minuten f�r den Arbeitsweg, so konnte 1987 mit durchschnittlich 49 Minuten nur noch eine
geringe Zeiteinsparung beobachtet werden [Bach, 1992,4: 123]. Wegen der individuellen
Bereitschaft, ein bestimmtes Zeitbudget zu akzeptieren, konnten breite
Bev�lkerungsschichten die M�glichkeiten schnellerer Raum�berwindung durch
Verbesserung der Infrastruktur nutzen, den Nachteilen gro§st�dtischen Wohnens (hohe
Quadratmetermieten infolge forcierter Ausrichtung des Stadtkerns an dem Profil von
Dienstleistungs- und Finanzvierteln, sinkende Wohnumfeldqualit�ten in Form von L�rm und
Verkehr) auszuweichen und sich in attraktiver Wohnumgebung am Stadtrand oder im
Umland niederzulassen. Gleichzeitig waren sie in der Lage, ihre wachsenden Anspr�che an
Qualit�t und Quantit�t des Wohnraums zu befriedigen. Im Zeitraum von 1970 bis 1987
(Vergleich der Ergebnisse der beiden letzten Volksz�hlungen) verlor Hamburg etwa 178.000
Einwohner an das Umland, w�hrend die Bev�lkerungszahl in der Metropolregion relativ
konstant blieb [FHH.Sen./S.H./NS, 1994: 41]. Die Erh�hung der Anzahl der
Berufseinpendler um 58,8 % (1970: 134426, 1987: 213421) kann daher nicht mit der
Zunahme von Arbeitspl�tzen in Hamburg -die Besch�ftigtenzahl ging sogar von 970664
(1970) auf 936088 (1987) zur�ck- erkl�rt werden. Entscheidend f�r den Zuwachs an
Berufseinpendlern -ca. 90 % der einpendelnden Berufst�tigen (=191700) wohnten 1987 in
der Region [Erdmann/Zens, 1993,12: 432]- ist allein der Umstand, dass sich in Hamburg die
Zahl der erwerbst�tigen Bev�lkerung zwischen 1970 (827746) und 1987 (689121) verringert
und in den Umlandgemeinden vergr�§ert hat [Erdmann, 1992,11: 372]. Andererseits sind
viele Umlandgemeinden nicht mehr nur Wohnorte, sondern zugleich auch Arbeitsorte, was
die betr�chtliche Zunahme der aus Hamburg auspendelnden Erwerbst�tigen um 119,3 %
(1970: ca. 17600, 1987: ca. 38600) deutlich unterstreicht. Dass sich insgesamt die
Austauschbeziehungen von Arbeitskr�ften zwischen Hamburg und dem Umland intensiviert
haben, zeigt sich v. a. in der ver�nderten Zusammensetzung des weitgehend konstant
gebliebenen Berufspendlervolumens (1970: ca. 877400, 1987: ca. 862000 - siehe Tab. 36):

1.) Der Anteil der innerst�dtischen Berufspendler ging von 88,1 (1961: ca. 769000) bzw.
82,7 (1970: ca. 725000) auf  70,8 % (1987: ca. 610000) zur�ck.

2.) Im gleichen Betrachtungszeitraum erh�hten sich die Anteile der
landesgrenzen�berschreitenden Berufspendler wie folgt:

� Die Berufseinpendler steigerten ihren Anteil von 11,0 (1961: ca. 96200)) bzw. 15,3
(1970: ca. 1344000) auf 24,8 % (1987: ca. 213000).

� Der Anteil der Berufsauspendler nahm von 0,9 (1961: ca. 7700) bzw. 2,2 (1970: ca.
17600) auf 4,4 % (1987: ca. 38600) zu.

Die seit 1989 von der Bundesanstalt f�r Arbeit in N�rnberg vorgenommenen Auswertungen
aus der Besch�ftigtenstatistik nach Wohn- und Arbeitsort der sozialversicherungspflichtig

Tab. 36: Berufspendler sowie Erwerbst�tige am Arbeitsort an den Stichtagen der Volksz�hlungen
1961, 1970 und 1987
Pendler 1987 1970 1961

Anzahl % Anzahl % Anzahl %
Innerst�dt. Berufsp. 610000 70,8 725400 82,7 769000 88,1
Berufseinpendler 213400 24,8 134400 15,3   96200 11,0
Berufsauspendler   38600   4,4   17600   2,0     7700   0,9
Berufspendler insges. 862000 877400 872900
Erwerbst�tige am 864200 944500 976200
Arbeitsort Hamburg
Aus: Bach, 1992,4: 120



besch�ftigten Arbeiter und Angestellten229 machen deutlich, dass die Suburbanisierung von
Wohn- und Arbeitsplatzstandorten im Hamburger Raum Ende der 90er Jahre noch nicht
abgeschlossen war und dass der Wandel in den Stadt-Umland-Beziehungen weiter anhielt.
W�hrend bei steigendem Pendlervolumen (1996: 954500) sich der Anteil der innerst�dtischen
Berufspendler auf 66,1 % (1996: ca. 631200) reduzierte, vergr�§erten sich die Anteile der
Ein- und Auspendler auf 27,7 (264100) bzw. 6,2 % (59200) [HiZ, 1997,8: 218 f.]. 1998
pendelten sogar 299329 Personen nach Hamburg ein, und die Zahl der Auspendler stieg auf
75530 [HiZ, 2000,7-9: 117].

5.1.3.2. Die Entwicklung der innerst�dtischen Berufspendlerstr�me

Gemessen an der Anzahl der ISBP (= Innerst�dtische Berufspendler = Hamburger
Erwerbst�tige mit Wohn- und Arbeitsort in Hamburg) hat sich die Pendlerbewegung
innerhalb des Hamburger Territoriums seit 1961 nachweislich verringert (siehe Tab. 36).
Danach m�ssten sich die von der t�glichen Pendlerwanderung ausgehenden Belastungen der
Verkehrswege in beachtlichem Umfang reduziert haben. Jedoch d�rfte die St�rke des vom
Berufsverkehr verursachten Verkehrsaufkommens in erster Linie von der Verteilung der
Arbeits- und Wohnnutzung auf der Stadtfl�che abh�ngig sein. Bereits zwischen 1939 und
1970 hatte sich die r�umliche Zuordnung von Wohn- und Arbeitsst�tten in Hamburg
entscheidend gewandelt, was mit einer Ver�nderung der ISBP-Str�me verbunden war. In
ihrer Untersuchung konnte A. Haack u. a. nachweisen, dass
1. eine Umverteilung der Arbeits- und Wohnorte der erwerbst�tigen Bev�lkerung zu Gunsten
der �u§eren Stadt und der Subzentren (hier v. a. hinsichtlich der Arbeitspl�tze) erfolgt war
[Haack, 1981: 107 ff.],
2. zunehmend mehr Hamburger ihren Wohnstadtteil verlie§en und in einem anderen Stadtteil
ihrer Arbeit nachgingen [Ebd.: 119 ff.],
3. sich die Berufspendlerstr�me von der �u§eren Stadt in die Innere Stadt und in die City
sowie innerhalb der �u§eren Stadt verst�rkten, w�hrend sich die Beziehungen zwischen der
Inneren Stadt und der City im Zeitverlauf zunehmend abschw�chten [Ebd.: 131 ff.],
4. sich der Einzugsbereich der Altstadt als zentralem Arbeitsort auf der Hamburger
Stadtfl�che ver�nderte, indem die einzelnen IBEP-Str�me (= Innerst�dtische
Berufseinpendler = Stadtteilgrenzen �berschreitende Berufspendler, deren Wohnort in einem
anderen Stadtteil lag als der Arbeitsplatz) schw�cher, zahlreicher und l�nger geworden sind
[Ebd.: 150 ff.]
5. und die IBAP-Str�me (= Innerst�dtische Berufsauspendler = Stadtteilgrenzen
�berschreitende Berufspendler, deren Arbeitsort in einem anderen Stadtteil lag als die
Wohnung) aus stadtrandnahen Stadtteilen entsprechend der Wohnstandortverlagerung st�rker
                                                            
229Neben den Volksz�hlungen stehen Auswertungen aus der Besch�ftigtenstatistik als verl�ssliche Quelle f�r
Berufspendlerzahlen zur Verf�gung. Bei einem Vergleich zwischen den aus Volksz�hlung und
Besch�ftigtenstatistik ermittelten Pendlerzahlen sind zwei wichtige Unterschiede zu ber�cksichtigen: Die
Pendlerzahlen aus der Volksz�hlung enthalten nur Tagespendler (=Erwerbst�tige, die t�glich zwischen ihrer
Wohnung und ihrem Arbeitsplatz pendeln), w�hrend die Besch�ftigtenstatistik neben den Tagespendlern auch
die Fernpendler erfasst. Ein verheirateter Facharbeiter aus den neuen Bundesl�ndern mit Arbeitsort in Hamburg
wird in der Regel wegen der gro§en Entfernung zwischen Familienwohnsitz und Arbeitsort an Werktagen von
der Nebenwohnung in Hamburg und nicht von der Hauptwohnung am Familienwohnsitz zur Hamburger
Arbeitsstelle fahren. Nach der Volksz�hlung w�re dieser Arbeiter ein innerst�dtischer Pendler, w�hrend die
Besch�ftigtenstatistik ihn als landesgrenzen�berschreitenden Fernpendler ausweisen w�rde. Ein weiterer
Unterschied besteht darin, dass die Pendlerzahlen der Volksz�hlung sich auf alle Erwerbst�tigen beziehen,
w�hrend die Besch�ftigtenstatistik nur die sozialversicherungspflichtig besch�ftigten Angestellten und Arbeiter
erfasst. Au§erdem sind hier geringf�gig Besch�ftigte im Gegensatz zur Volksz�hlung nicht enthalten. Da sich
die Pendler aus der Volksz�hlung auch f�r Arbeiter und Angestellte gesondert darstellen lassen, k�nnen
ann�hernd vergleichbare Pendlerzahlen aus beiden Quellen ermittelt werden [M�ller, 1994,9: 293 f.].



wurden und �berwiegend auf das Zentrum und die Stadtteile der Inneren Stadt ausgerichtet
waren [Ebd.: 215 ff.].
Ob und inwieweit sich diese Entwicklungen bis 1987 fortgesetzt haben, soll in den folgenden
Kapiteln untersucht werden.

5.1.3.2.1. Die Verteilung von Wohn- und Arbeitspl�tzen auf der Stadtfl�che zwischen
1970 und 1987

Mit Hilfe von Konzentrationsma§en (Darstellung der Stadtteile mit einem Besch�ftigten- und
Einwohneranteil von jeweils mehr als 0,5 % an der Gesamtzahl der ISBP230 bzw. der
erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung) wird in diesem Kapitel die r�umliche Verteilung von
Wohn- und Arbeitspl�tzen im Zeitraum von 1970 bis 1987 untersucht. Die in diesem
Zusammenhang ermittelten Besch�ftigten- und Einwohneranteilswerte (BA- bzw. EA-Wert)
fallen -bedingt durch die Bev�lkerungs- und Arbeitsst�ttenentwicklung (siehe Tab. 31, 32
und 36)- unterschiedlich hoch aus: Infolgedessen sind f�r das Jahr 1970 h�here Werte (0,5%-
BA-Wert: 3418 Personen - 0,5%-EA-Wert: 4139 Personen) errechnet worden als f�r 1987
(0,5%-BA-Wert: 2483 Personen - 0,5%-EA-Wert: 3445 Personen).
Bei der Betrachtung der Abb. 7 a und 7 b f�llt zun�chst auf, dass im Untersuchungszeitraum
die Anzahl der Stadtteile mit einem BA-Wert von 0,5 % und mehr zunahm, obwohl sich die
binnenst�dtische Pendlerbewegung deutlich abschw�chte (siehe Tab. 36) - ein erster Hinweis
auf zunehmende Dispersionstendenzen von Hamburger Arbeitsst�tten. Dar�ber hinaus
wurden die h�chsten Besch�ftigtenkonzentrationen in der City (Alt- und Neustadt) und in
Winterhude festgestellt. W�hrend in Winterhude die Folgen der hier entstandenen City-Nord
als Entlastungszentrum f�r die Innenstadt sp�testens 1987 zu erkennen waren (1970: 20887
ISBP = BA-Wert: 3,1 % / 1987: 22648 ISBP = BA-Wert: 4,6 %), verloren Altstadt (1970:
88647 ISBP = BA-Wert: 13 % / 1987: 55891 ISBP = BA-Wert: 11,3 %) und Neustadt (1970:
56134 ISBP = BA-Wert: 8,2 % / 1987: 33286 ISBP = BA-Wert: 6,7 %) als herausragende
Arbeitsplatzzentren der Stadt binnen 17 Jahren viele Arbeitspl�tze. Diese Entwicklung betraf
nicht nur die City, sondern auch fast alle gro§en Subzentren (B 1 - Zentren), was allerdings
mit den Bestrebungen des �berarbeiteten Zentrenkonzepts im FNP-Entwurf von 1996231

kaum in �bereinstimmung zu bringen war. Tab. IX a im Anhang zeigt, dass zwischen 1970
und 1987 der relative Anteil der ISBP (BA-Wert) in 9 der 12 Stadtteile, die 1970 und 1987 zu
den B 1 - Zentren geh�rten232, abnahm. Dar�ber hinaus verringerten sich in 7 B 1 - Zentren
auch die relativen Anteile der IBEP. Von einer ãdezentralen ZentralisationÓ der Arbeitspl�tze
auf der Stadtfl�che konnte -im Vergleich zum Untersuchungszeitraum von 1939 bis 1970
[Haack, 1981: 116 und 204 ff.]- also keine Rede mehr sein, zumal sich die Anzahl der ISBP
und der IBEP in allen B 1- Stadtteilen -von Bergedorf einmal abgesehen- deutlich
verrringerte (v. a. in Ottensen, Barmbek-Nord, Wandsbek und Harburg). Insgesamt b�§ten

                                                            
230Bei der Festlegung der Gesamtzahl der ISBP konnten die Zielangabenausf�lle (1970: 41713 = 5,8 %; 1987:
113431 = 18,6 %) nicht ber�cksichtigt werden. Eine proportionale Aufteilung der Zielangabenausf�lle je
Auspendlerstadtteil h�tte den ermittelten Besch�ftigtenanteil je Stadtteil nur in geringem Ma§e ver�ndert.
231ãDie Bezirkszentren.....bildeten fr�her in vielen F�llen die zentralen Bereiche eigenst�ndiger St�dte und
erf�llen heute neben Handelsfunktionen auch regional bezogene Funktionen der Verwaltung.....und der
WirtschaftÓ (S. 57). ãIn den �berwiegend historisch gewachsenen Bezirkszentren (B 1 - Zentren) sollen auch in
Zukunft die Dienstleistungseinrichtungen f�r die Wohnbev�lkerung gest�rkt und Fl�chen f�r meist regional
bezogene Wirtschaftsverwaltungen sowie  die Bezirksverwaltung bereitstehenÓ (S. 63). [FHH. Steb 1996 a]
232Viele Bezirkszentren haben sich zweipolig entwickelt und bestehen heute aus zwei bis drei r�umlich
getrennten Zentrenkernen. Dies betrifft die Bezirkszentren Altona (bestehend aus  Altona-Altstadt/-Nord und
Ottensen), Eimsb�ttel (bestehend aus den Zentrenkernen Osterstra§e und Hoheluftchaussee, wobei letztere die
Grenze zwischen den Stadtteilen Hoheluft-West und Hoheluft-Ost bildet) und Barmbek (bestehend aus den
Zentrenkernen Fuhlsb�ttler Stra§e und Hamburger Stra§e).



die B 1 - Zentren zusammen mehr als 49000 Besch�ftigte (33,1 %) ein, davon fast 34000
Einpendler aus anderen Stadtteilen. Demgegen�ber stiegen in den meisten kleineren Zentren
(B 2 -, C 1 - und C 2 - Zentren) sowohl die absoluten als auch die relativen Zahlenwerte bei
den ISBP und den IBEP (siehe Tab. IX b im Anhang) - ein zweiter Hinweis auf die st�rkere
Dispersion von Arbeitspl�tzen im Stadtgebiet. In Tab. 37 wird das Ausma§ dieses zwischen
1970 und 1987 stattgefundenen Prozesses mehr als deutlich. Trotz der Dispersionstendenzen
blieben jedoch die h�chsten ISBP- und IBEP-Anteile in den Hauptzentren (A 1, A 2 und B 1)
konzentriert.

Die ver�nderte Verteilung der Einwohneranteile (hier: erwerbst�tige Wohnbev�lkerung)
zwischen 1970 und 1987 zeigen Abb. 8 a und 8 b sowie Tab. 38. Auff�llig waren die hohen

Bev�lkerungskonzentrationen auf der n�rdlichen Stadth�lfte am Rande der Inneren Stadt und
in Rahlstedt zu beiden Untersuchungszeitpunkten. Au§erdem konnten zwischen 1970 und
1987 Dispersionsprozesse der Wohnorte der Erwerbst�tigen ausgemacht werden.
Bev�lkerungsverlagerungen zu Gunsten der �u§eren Stadt verteilten sich dabei auf s�mtliche
st�dtische Teilr�ume an der Peripherie: Einen h�heren Anteil an erwerbst�tigen Einwohnern
wiesen im Untersuchungszeitraum Stadtteile im Westen (Osdorf, Bahrenfeld), im
Nordwesten (Schnelsen, Niendorf), im Nordosten (Poppenb�ttel, Sasel, Hummelsb�ttel), im
Osten (Steilshoop, Billstedt), im S�dosten (Lohbr�gge, Bergedorf und Kirchwerder), im
S�den (Wilhelmsburg, Harburg, Marmstorf) und im S�dwesten (Neugraben-Fischbek) auf.
Demgegen�ber nahm der Erwerbst�tigenanteil in einigen Stadtteilen der Inneren Stadt (St.
Pauli, Eilbek, Hamm-Nord und Dulsberg) und in den B 1 - Zentren Ottensen, Altona-
Altstadt, Eimsb�ttel, Barmbek-Nord, Barmbek-S�d und Harburg zum Teil deutlich ab.

Die Untersuchung �ber die Verteilung der erwerbst�tigen Bev�lkerung Hamburgs nach ihren
Wohn- und Arbeitsst�tten im Zeitraum von 1970 und 1987 ergab, dass

� der Prozess der Arbeitsplatzkonzentration in den A 1 - und B 1 - Zentren weitgehend
abgeschlossen und nur noch in Winterhude und den kleineren Zentren zu beobachten
war

�  und dass Dispersionsprozesse von Wohn- und Arbeitspl�tzen auf der Stadtfl�che
stattfanden.

Tab. 37: Verteilung der ISBP und IBEPauf unterschiedliche Zentrenstufen (1970 und 1987)
Zentren ISBP (1970/1987) IBEP (1970 / 1987)

absolut BA-Wert absolut BA-Wert
                            1970  / 1987 1970/1987 1970 / 1987 1970/1987
A 1 147781 / 89177 21,60 / 17,96 145834 / 88297 24,83 / 20,03

A 2   20887 / 22648   3,06 /   4,56   17543 / 20654   2,99 /   4,69

B 1 148001 / 98958 21,65 / 19,93 119717 / 86036 20,39 / 19,52

B 2   26286 / 28144   3,85 /   5,67   14122 / 18036   2,40 /   4,17

C 1   29873 / 28455   4,37 /   5,73   21031 / 22746   3,58 /   5,16

C 2   15035 / 16704   2,20 /   3,36   10378 / 13063   1,77 /   2,96

Quellen:  FHH. Stat. LA, 1993; FHH. Stat. LA, 1991; eigene Berechnungen

Tab. 38: Verteilung der Wohnorte der hamburgischen Erwerbst�tigen nach st�dtischen Teilr�umen
1970 1987

absolut in Prozent absolut in Prozent
City     9529   1,15     6166   0,89
Innere Stadt 285956 34,55 197707 28,69
�u§ere Stadt 532261 64,30 485248 70,42
Gesamt 827746              689121
Quelle: FHH. Stat. LA, 1989; eigene Berechnungen



5.1.3.2.2. Verteilung und Entwicklung der innerst�dtischen Berufsbinnenpendler

Die folgende Untersuchung �ber die Entwicklung der innerst�dtischen Berufsbinnenpendler
(IBBP = Erwerbst�tige, die im selben Stadtteil wohnen und arbeiten) soll der Frage
nachgehen, ob 1987 im Vergleich zu 1970 zunehmend mehr Erwerbst�tige ihren
Wohnstadtteil verlassen haben, um in einem anderen Stadtteil Hamburgs zu arbeiten. Abb. 9
a und b verdeutlichen die Verteilung und Entwicklung der IBBP f�r alle Hamburger
Stadtteile nach Gr�§enklassen zu beiden Untersuchungszeitpunkten:

� 1970 wiesen fast alle B 1 - Zentren (abgesehen von Altona-Altstadt, Eppendorf und
Barmbek-S�d) sowie einige Stadtteile der Inneren (St. Pauli) und ��§eren Stadt
(Rahlstedt, Wilhelmsburg, Bramfeld und Langenhorn) ein hohes IBBP-Aufkommen
von 2500 Personen und mehr auf. Der IBBP-Anteil an der jeweiligen erwerbst�tigen
Wohnbev�lkerung war jedoch unterschiedlich hoch: W�hrend in Eimsb�ttel,
Barmbek-Nord und Rahlstedt etwa jeder Zehnte im Wohnstadtteil seiner Arbeit
nachging, fiel der IBBP-Anteil in Harburg (36,2 %), Bergedorf (30,9 %) und
Wilhelmsburg (29,4 %) sogar noch wesentlich h�her aus. In den genannten
Stadtteilen mit hohem IBBP-Aufkommen lag der Anteil der erwerbst�tigen
Wohnbev�lkerung an der Gesamtzahl der Hamburger Erwerbst�tigen zwischen 1,5
(Harburg) und 4,3 % (Rahlstedt). Dennoch bestand keine Korrelation zwischen hoher
Erwerbst�tigenanzahl und hohem IBBP-Aufkommen, da auf der Stadtfl�che auch
etliche Stadtteile (z. B. Hamm-Nord, Farmsen-Berne, Eilbek, Niendorf, Horn) mit
hoher Anzahl erwerbst�tiger Wohnbev�lkerung und niedrigem IBBP-Anteil
auszumachen waren (siehe Tab. X im Anhang).

�  1987 besa§en nur noch 3 Stadtteile (Wilhelmsburg, Rahlstedt und Bergedorf) ein
IBBP-Aufkommen von 2500 Personen und mehr. Im gro§en Umfang waren zwischen
1970 und 1987 Werteverschiebungen um 1 bis 2 Gr�§enklassen nach unten
festzustellen. Dies betraf v. a. die B 1 - Zentren Barmbek-Nord, Eimsb�ttel, Harburg,
Winterhude, Ottensen und Wandsbek, wo sich Ver�nderungen in noch gr�§erem
Ausma§ vollzogen.

�  Die Zahl der Stadtteile mit einem IBBP-Aufkommen von 500 Personen und mehr
verringerte sich um ca. 25 % (1970: 47 Stadtteile, 1987: 35 Stadtteile).

Von wenigen Stadtteilen abgesehen (insbesondere Stadtteile mit einem IBBP-Aufkommen
von weit weniger als 500 Personen) nahm die Zahl der IBBP zum Teil stark ab. Auch die bei
der VZ 1987 festgestellten hohen Zielangabenausf�lle konnten nicht dar�ber hinweg
t�uschen, dass im Jahre 1987 die r�umliche N�he von Arbeits- und Wohnort nur noch f�r
eine geringe Anzahl der erwerbst�tigen Hamburger von Bedeutung war. Pendelten 1970 noch
96390 Personen in ihrem Wohnstadtteil zur Arbeitsstelle, was einem IBBP-Anteil von 11,6 %
an der erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung Hamburgs entsprach, so wohnten und arbeiteten
1987 nur noch 56135 Erwerbst�tige im selben Stadtteil (IBBP-Anteil: 8,1 %). Wie sich im
Einzelnen die IBBP im Untersuchungszeitraum auf die st�dtischen Teilr�ume City, Innere
und �u§ere Stadtteile verteilten, zeigt Tab. 39 (s. u.). �berdurchschnittlich hohe IBBP-
Anteile an der erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung der jeweiligen Teilr�ume wies dabei die
City auf.



5.1.3.2.3. Verteilung und Entwicklung der Berufspendlerbeziehungen zwischen den
st�dtischen Teilr�umen

Mit der Untersuchung �ber Berufspendlerbeziehungen zwischen den st�dtischen Teilr�umen
City, Innere und �u§ere Stadt sollen auf gro§ma§st�biger Ebene die aus der Umverteilung
der Arbeits- und Wohnstandorte resultierenden Folgen dargestellt werden. Es ist zu erwarten,
dass mit der Suburbanisierung von Wohn- und Arbeitpl�tzen der erwerbst�tigen Bev�lkerung
eine �berlagerung zentrenorientierter Berufspendlerstr�me mit weiter wachsenden
tangentialen Verkehrsverflechtungen verbunden sind, die die Wettbewerbsbedingungen f�r
den �PNV verschlechtert haben. Aber nicht nur die Richtung der Pendlerbeziehungen
ver�nderte sich im Betrachtungszeitraum, sondern auch das Pendleraufkommen. Abb. 10 a
und 10 b zeigen, dass sich die Gesamtzahl der ISBP um 19,7 % von 810067 (1970) auf
650818 (1987) verringerte. Dadurch mussten alle Pendlerstr�me -gemessen in absoluten
Zahlen- zwischen und in den drei Gebietseinheiten zum Teil erheblich an Intensit�t verlieren.
Am st�rksten traf es die Beziehungen zwischen den Stadtteilen innerhalb der Inneren Stadt (-
83439) und innerhalb der �u§eren Stadt (-32075) sowie zwischen den Stadtteilen der Inneren
Stadt und der City (-25712).                                     
Dar�ber hinaus werden in den Abb. 10 a und 10 b die Ver�nderungen der
Pendlerverkehrsbeziehungen zwischen und in den drei st�dtischen Teilr�umen (hier: relativer
Anteil der einzelnen Str�me am gesamten Pendleraufkommen) dargestellt: Danach
verst�rkten sich die Beziehungen zwischen den in der �u§eren Stadt liegenden Stadtteilen
und denen der Inneren Stadt (von 24 auf 28,3 %) und der City (von 10,1 auf 11,4 %),
w�hrend diejenigen zwischen den Stadtteilen der Inneren Stadt und der City (von 7,8 auf 5,7
%) sowie diejenigen innerhalb der Inneren Stadt (von 22,8 auf 15,6 %) zur�ckgingen (jeweils
Summe beider Richtungen). Der gr�§te Anteil an allen Berufpendlerstr�men war mit 38,1 %
(1970: 34,6 %) innerhalb der �u§eren Stadt auszumachen. Von hier aus pendelten 1987 noch
weitere 31,3 % (1970:: 26,6 %) in die City und in Stadtteile der Inneren Stadt. Das bedeutet,
dass 1987 ann�hernd 70 % (1970: 62 %) der erwerbst�tigen Bev�lkerung Hamburgs in der
�u§eren Stadt wohnten (vgl. Tab. 38)233.
Mit der Verlagerung von Wohnstandorten und Arbeitspl�tzen aus dicht besiedelten
Stadtgebieten mit guter Schnellbahnerschlie§ung in Au§engebiete mit weniger guter �PNV-
Bedienung mussten auch verkehrliche Auswirkungen verbunden gewesen sein. Die in den
50er und 60er Jahren noch vorherrschenden Verkehrsstr�me zwischen Stadtteilen der Inneren
Stadt und der City sowie innerhalb der Inneren Stadt [Haack, 1981: 123] nahmen zwischen
1970 und 1987 deutlich ab. Tangentiale Verkehrsbeziehungen -insbesondere Verkehrsstr�me
zwischen den sich immer st�rker herausbildenden Nebenzentren (siehe auch Tab. IX b im
                                                            
233In den in Tab. 38 enthaltenen Zahlen sind die mehr als 38000 Berufsauspendler (= Hamburgische
Erwerbst�tige, die ihren Arbeitsplatz nicht in Hamburg haben) eingerechnet.

Tab. 39: Anteil der IBBP an der erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung der jeweiligen st�dtischen Teil-
               r�ume 1970 und 1987

1970 1987
erwerbst. Anzahl    in % erwerbst. Anzahl    in %
Wohnbev. d. IBBP Wohnbev. d. IBBP

City     9529   1947    20,4     6166     880    14,3
Innere Stadt 285956 28321      9,9 197707 13223        6,7
�u§ere Stadt 532261 66122    12,4 485248 42032         8,7
Gesamt 827746 96390    11,6 689121 56135      8,1
Quellen:  FHH. Stat. LA, 1989; FHH. Stat. LA, 1993: 116 ff.�; eigene Berechnungen  



Anhang) - bekamen immer mehr Gewicht. Da der �PNV nicht schnell und flexibel genug auf
diese Verkehrsstromver�nderungen reagieren konnte, kam es auf Kosten umweltschonender
Verkehrstr�ger (�PNV, Fu§- und Radverkehr)  zur Verlagerung von Verkehrsanteilen zu
Gunsten des MIV. In diesem Zusammenhang macht Tab. 40 deutlich, dass die Zielgebiete der

�u§eren Stadtteile von den innerst�dtischen Berufspendlern in st�rkerem Ma§e mit dem Pkw
angesteuert wurden als die der Inneren Stadt und des Zentrums - ein Beleg f�r die schlechtere
�PNV-Erschlie§ungsqualit�t in den Au§enzonen. Andererseits deuten die wachsenden
Verkehrsanteile zu Gunsten des MIV darauf hin, dass neben siedlungsstrukturellen
Ver�nderungen v. a. auch der steigende Lebensstandard -verbunden mit einer starken
Zunahme des Pkw-Besitzes (siehe Tab. 1)- die Verkehrsmittelwahl der Berufspendler
entscheidend beeinflusst haben d�rfte.

5.1.3.2.4. Verteilung und Entwicklung der Berufseinpendlerstr�me in ausgew�hlten
Stadtteilen

Im Folgenden wird zun�chst der Frage nachgegangen, ob sich der Einzugsbereich der
Hamburger Altstadt auch im Zeitraum von 1970 bis 1987 ver�ndert hat. Dann werden -
beispielhaft f�r die unterschiedlichen Zentralit�tsstufen- einzelne Stadtteile ausgew�hlt und in
ihrer Bedeutung als Zielorte f�r innerst�dtische Berufspendler analysiert, wobei nur
Pendlerstr�me mit einem Anteil von mindestens 1 % an den jeweiligen Einpendlern eines
Stadtteils ber�cksichtigt werden (IBEP-Str�me > 1%). Au§erdem wird zu pr�fen sein, ob
sich in Bezug auf die Einzugsbereiche aller hier untersuchten Stadtteile unterschiedliche
Entwicklungen feststellen lassen. Um die Vergleichbarkeit der Entwicklungen im
Betrachtungszeitraum zu erm�glichen, werden die von Haack (1981) verwendeten
Kategorien zur Beschreibung der Stadtteile nach ihrer Bedeutung als Arbeitszentren
weitgehend �bernommen234, w�hrend die Zielangabenausf�lle und die auf dem eigenen
Wohngrundst�ck arbeitenden Erwerbst�tigen wegen des hohen Aufwandes einer
proportionalen Aufteilung zur Pendlerorientierung je Stadtteil keine Ber�cksichtigung finden
k�nnen. Dar�ber hinaus soll die Qualit�t der �PNV-Verbindung zwischen Herkunfts- und
                                                            
234Besch�ftigte: Alle am Z�hlungsstichtag in einem Voll- oder Teilzeitarbeitsverh�ltnis mit der Arbeitsstelle
stehenden Personen. Auszubildende fallen nicht hierunter.
Anteil an der Gesamtbesch�ftigung: Er gibt den Grad der Arbeitsnutzung eines Stadtteils in % an.
Binnenpendler: Im selben Stadtteil wohnende und arbeitende Erwerbst�tige.
Innerst�dtische Berufseinpendler: Stadtteilgrenzen �berschreitende Berufspendler in Hamburg (IBEP)
IBEP > 1 % : Darstellung wurde gew�hlt, um die Vergleichbarkeit der Entwicklung im Zeitverlauf zu
erm�glichen. Anzahl der Str�me gibt an, wie hoch der Anteil an allen IBEP ist, der hiermit erfasst wird.
St�rkste IBEP-Str�me: Sie geben die engste Beziehung zu dem betrachteten Stadtteil an.
[Haack, 1981: 147 f.]

Tab. 40: Verkehrsmittelwahl ISBP nach st�dtischen Teilr�umen (1970 und 1987 im Vergleich):
                                          Verkehrsmittelwahl: absolut (Verkehrsanteile in Klammern)

Jahr zu Fu§ Fahrrad MIV Schnellb. Bus
City 1987   1491   (  1,7)   1229   ( 1,4) 30838   (34,6) 49987   (56,1)   5632   (  6,3)

1970   6281   (  4,3)   1006   ( 0,7) 41076   (28,4) 87064   (60,1)   9364   (  6,5)

Innere 1987 12804   (  7,3)   7575   ( 4,3) 86891   (49,7) 55028   (31,3) 13368   (  7,6)
Stadt 1970 41504   (16,9)   3447   ( 1,4) 88407   (35,9) 97918   (39,8) 14776   (  6,0)

�u§ere 1987 18140   (  7,8) 15833   ( 6,8)     133389   (57,6) 37325   (16,1) 27060   (11,7)
Stadt 1970 56566   (19,3) 15963   ( 5,3)     114956   (39,3) 67888   (23,2) 37745   (12,9)

Quellen:  FHH. Stat. LA, 1993; FHH. Stat. LA, 1972; eigene Berechnungen
              



Zielstadtteil der Pendler untersucht und in einen Zusammenhang mit der Verkehrsmittelwahl
der Berufspendler gestellt werden.

Der Einzugsbereich der Hamburger Altstadt als A 1 - Zentrum (City)
Trotz des hohen Verlustes an Erwerbst�tigen (-32756 = 37 %) im Vergleich zum Jahr 1970
blieb die Altstadt auch 1987 das wichtigste Arbeitsplatzzentrum. Fast 56000 Hamburger
fanden hier ihren Arbeitsplatz.
Die stark verringerte Besch�ftigtenzahl, die schw�cher gewordenen Beziehungen zu den
Pendlerherkunftsstadtteilen mit den st�rksten IBEP-Str�men (gemessen in absoluten Zahlen)
und der R�ckgang des mit den IBEP-Str�men > 1 % erfassten Anteils an allen
Pendlerstr�men (siehe Tab. 41) zeigen, dass die Mehrzahl der IBEP-Str�me > 1 % (gemessen
in absoluten Zahlen) an Intensit�t verlor.

Auch das Einpendlerfeld der Hamburger Altstadt ver�nderte sich: 1970 wies von den s�dlich
der Elbe gelegenen Stadtteilen nur Wilhelmsburg einen IBEP-Strom von > 1 % auf [Haack,
1981: 150]. 1987 kamen noch 4 weitere Stadtteile (Lohbr�gge, Bergedorf, Neugraben-
Fischbek und Ei§endorf) hinzu, wobei aus Wilhelmsburg und Lohbr�gge sogar jeweils mehr
als 1118 Personen (> 2 %) ihren Arbeitsplatz in der Altstadt hatten (siehe Abb. 11).
Au§erdem fuhren 1987 mehr als 38 % der IBEP (1970: 15 %) aus den stadtrandnahen
Stadtteilen (= Stadtteile an der Landesgrenze) in die Altstadt235, w�hrend im selben Jahr aus
den Inneren Stadtteilen nur 31 % einpendelten [FHH. Stat. LA, 1993: 116 ff.]. Durch die im
Untersuchungszeitraum st�rker werdenden Beziehungen mit weiter entfernt vom Zentrum
liegenden Pendlerherkunftsstadtteilen d�rfte sich die L�nge der IBEP-Str�me vergr�§ert
haben, wobei die weitaus meisten IBEP-Str�me radial auf die Hamburger Altstadt
ausgerichtet blieben (siehe Abb. 11).
Zu den Stadtteilen mit den engsten IBEP-Beziehungen geh�rten Rahlstedt, Billstedt,
Winterhude, Bramfeld und Eimsb�ttel, deren auf die Altstadt gerichteten Pendlerstr�me -in
absoluten Zahlen gemessen- aber deutlich abnahmen. Dies betraf v. a. die Stadtteile
Eimsb�ttel und Winterhude, aus denen z. T. weniger als die H�lfte der Erwerbst�tigen von
1970 in die Altstadt einpendelten. Demgegen�ber konnte Rahlstedt als einziger Stadtteil trotz
Abnahme der IBEP-Zahl um �ber 800 Personen seinen relativen Anteil an den in die Altstadt
fahrenden Erwerbst�tigen noch erh�hen (siehe Tab. 41).

                                                            
235Eigene Berechnungen

Tab. 41: Die Hamburger Altstadt als Einpendlerstadtteil
1987 1970

Besch�ftigte insgesamt 86726             125848
Besch�ftigte aus Hamburg (ISBP) 55891 88647
Anteil an Gesamtbesch�ftigung in HH (in %)    11,3                 13,0
Binnenpendler abs. (in %)      209 ( 0,4)    370 ( 0,4)
IBEP abs. (in %)              55682 (99,6)              88277 (99,6)
Anzahl der IBEP-Str�me > 1 % (=557)        37 (=883)    36

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)   70    73
Stadtteile mit den st�rksten IBEP-Str�men Rahlstedt: 3037 (5,4 %) Rahlstedt 3876 (4,4 %)

Billstedt:   2471 (4,4 %) Winterh.  3706 (4,2 %)
Winterh.   2027  (3,6 %)     Eimsb�t.  3634 (4,1 %)

                                                                                      Bramfeld  1887 (3,4 %)
Eimsb�t.   1791 (3,2 %)

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %) 13,4     12,7
Anteil d. IBEP-Str�me aus d. Inn. Stadtteilen (in %)   31,0     nicht bekannt

Quellen: FHH. Stat. LA 1993: 116 ff; FHH. Stat. LA, Berufsp. 1972; FHH. Stat. LA, 1989; FHH. Stat. LA, 1990
                Eigene Berechnungen



Auf Grund der guten Erschlie§ung mit �ffentlichen Verkehrsmitteln
�  6 Schnellbahnh�fe, von denen sich 4 am Rande des Stadtteils (R�dingsmarkt,

Rathaus, Jungfernstieg, Steinstra§e) und 2 (M�nckebergstra§e, Me§berg) in zentraler
Lage befanden,

�  10 Buslinien, von denen 8 (31, 34, 35, 36, 37, 102, 108, 109) durch die
M�nckebergstra§e gef�hrt wurden

und der begrenzten Kapazit�t an Autostellpl�tzen (28600 in der Innenstadt - siehe Tab. 26)
benutzten nur 35,1 %236 der in die Altstadt einpendelnden Berufst�tigen ein Kfz (Pkw,
motorisiertes Zweirad) f�r ihren Arbeitsweg. Der Anteil der �PNV-Benutzer betrug 62,6 %.
Allein 56,4 % der IBEP erreichten ihren Arbeitsplatz mit der Schnellbahn, da mit Ausnahme
Rahlstedts alle Herkunftsstadtteile mit Schnellbahnanschluss �ber direkte
Schienenverbindungen zum gr�§ten Arbeitsplatzzentrum der Stadt verf�gten (Jungfernstieg
als Schnellbahnhaltepunkt f�r 6 Linien: U1, U2, U3, S1/S11, S2, S3/S31).
F�r die Verkehrsmittelwahl schien aber auch die zwischen Arbeitsst�tte und Wohnort
zur�ckzulegende Distanz von gro§er Bedeutung zu sein. So nahmen Pendler aus weiter
entfernten Quellgebieten (= Entfernung zwischen den Stadtteilmittelpunkten des Herkunfts-
und Zielstadtteils > 10 km) h�ufiger ein Kfz in Anspruch, zum Teil unabh�ngig davon, ob die
Herkunftsstadtteile an das Schienennetz angebunden waren oder nicht (siehe Abb. 11:
Poppenb�ttel/Hummelsb�ttel ,  Farmsen-Berne/Bramfeld und Neugraben-
Fischbek/Ei§endorf). Der Kfz-Anteil fiel dagegen deutlich geringer aus, wenn der
Wohnstadtteil ein dichtes Schnellbahnhaltestellennetz aufwies und direkte Bahnverbindungen
zum Zielstadtteil bestanden. 70,4 % der aus Ohlsdorf (3 Haltestellen: Ohlsdorf, Klein-
Borstel, Kornweg) und 66,9 % der aus Langenhorn (4 Bahnh�fe: Ochsenzoll, Kiwittsmoor,
Langenhorn-Nord und Langenhorn-Markt) kommenden Pendler erreichten ihren 9 bzw. 13
km entfernten Arbeitsplatz in der Altstadt mit der Schnellbahn. Hohe Schnellbahnanteile
waren auch in den nur wenige km von der Altstadt entfernten und mit mehreren Haltepunkten
ausgestatteten Stadtteilen Hamm-Nord (71,4 % / 4 km), Eilbek (73,7 % / 4 km), Eimsb�ttel
(68,1 % / 4 km), Barmbek-S�d (67,8 % / 4,5 km), Horn (68,2 % / 6 km) und Barmbek-Nord
(68,9 % / 6,5 km) festzustellen. Eine verbesserte �PNV-Erschlie§ung in den Quellgebieten
(z. B. Herstellung eines attraktiven Zubringerverkehrs zu den Schnellbahnh�fen, Einsatz
alternativer Busbetriebsformen) k�nnte in Zukunft den �PNV gegen�ber dem MIV noch
wettbewerbsf�higer machen.
Den Bus benutzten nur 6,2 % aller in die Altstadt einpendelnden Personen. Gr�§ere
Verkehrsanteile waren auf Grund eines attraktiveren Angebots (direkte Verbindungen, relativ
kurze Entfernungen sowie attraktive Fahrt- und Taktzeiten237) lediglich auf den Relationen
Altstadt / Bahrenfeld (Verkehrsanteil des Linienbusses: 16,9 % / Entfernung: ca. 7 km /
Fahrtzeit: ca. 25 Minuten / Takt w�hrend der Hauptverkehrszeit: 10 Minuten), Altstadt /
Lokstedt (VA: 18,6 % / E.: 6 km / FZ: 21 Min. / TZ: 4 Min.) und Altstadt / Uhlenhorst (VA:
26,3 % / E.: 3,5 km / FZ: 15 Min. / TZ: 6 Min.) festzustellen. Die aus diesen
Herkunftsstadtteilen kommenden Einpendler nahmen aber erheblich weniger die Schnellbahn
in Anspruch als das im Durchschnitt (56,4 %) aller IBEP der Fall war (Bahrenfeld: 43,8 % -
Lokstedt: 48 % - Uhlenhorst - 37 %). In Quellgebieten ohne Schnellbahnanschluss ergab sich
folgendes Bild: Die aus Osdorf (Buslinie 37), Lurup (BL 37), Schnelsen (BL 35), Niendorf
(BL 35, 102) und Bramfeld (BL 37) kommenden Berufst�tigen h�tten zwar direkte
Busverbindungen zur Altstadt in Anspruch nehmen k�nnen, doch nur etwa jeder Zehnte fuhr

                                                            
236Alle Angaben zum haupts�chlich benutztem Verkehrsmittel f�r den Arbeitsweg sind dem vom Statistischen
Landesamt Hamburg herausgegebenen Band ãPendelwanderungÓ [FHH. Stat. LA, 1993] entnommen, in dem
die absoluten Zahlen enthalten sind.
237HVV: Winterfahrplan. 1987
F�r die Festlegung der Entfernung und der Fahrtzeit sind die Distanzen zwischen den jeweiligen
ãStadtteilmittelpunktenÓ zu Grunde gelegt worden.



mit dem Bus zur Arbeit. Offensichtlich war die Entfernung zwischen Wohn- und
Arbeitsst�tte zu gro§ (Osdorf: 10 km, Lurup: 10 km, Schnelsen: 11,5 km, Niendorf: 10 km
und Bramfeld: 10 km), die Fahrtzeit zu lang (Osdorf: 36 Min., Lurup: 41 Min., Schnelsen: 41
Min., Niendorf: 32 Min., Bramfeld: 34 Min.) und die Taktfrequenz (3 Verbindungen je
Stunde) zu unattraktiv. Die in diesen Stadtteilen festgestellten Kfz-Anteile (siehe Abb. 11)
fielen nicht geringer aus als die in den Herkunftsstadtteilen ohne direkte �PNV-Verbindung
mit der Altstadt (Lohbr�gge, Ei§endorf, Hummelsb�ttel, Sasel, Steilshoop und Jenfeld).
Bauliche Ver�nderungen auf den in das Zentrum der Stadt f�hrenden Hauptverkehrsstra§en
(u. a. Anlage von Bussonderspuren) k�nnten die Fahrtzeiten der Busse wesentlich verk�rzen
und die Verkehrsmittelwahl der Pendler zu ihren Gunsten beeinflussen.
Der Verkehrsanteil der Fu§g�nger und Radfahrer spielte kaum eine Rolle (insgesamt 2,2 %),
da aus den benachbarten Stadtteilen nur wenige Berufst�tige einpendelten.
Zielseitig w�ren zus�tzliche Nord-S�d-Verbindungen -von der U1 und der Buslinie 112
abgesehen verlaufen die die Altstadt querenden �PNV-Linien in West-Ost-Richtung-
erforderlich, um das �PNV-Netz st�rker zu verdichten.

Der Einzugsbereich von Rotherbaum als cityangrenzender Stadtteil (Innere Stadt)
Im Vergleichszeitraum nahm die Besch�ftigtenzahl im cityangrenzenden Stadtteil
Rotherbaum um 2293 (= 8,6 %) zu, wobei das hohe Aufkommen an Ausbildungspendlern
(insbesondere Studenten) nicht einmal mitgerechnet wurde (insgesamt 24397, davon 19848
aus Hamburg). Allerdings verringerte sich die Anzahl der ISBP um 3139 Personen (= -14,9
%). Trotzdem konnte Rotherbaum seinen Anteil an der Gesamtbesch�ftigung in Hamburg
von 3,1 auf 3,6 % ausbauen (siehe Tab. 42), was die Bedeutung dieses Stadtteils als
Cityerweiterungsgebiet unterstreicht.

Dennoch d�rften die meisten IBEP-Str�me infolge gesunkener Einpendlerzahl (-2707
Personen) und abnehmendem 1 % - Wert (von 198 auf 171 Personen) etwas schw�cher
geworden sein, zumal auch der mit den IBEP-Str�men > 1 % erfasste Anteil an allen auf
Rotherbaum gerichteten Pendlerstr�men leicht zur�ckging.
Der Einzugsbereich zeigte 1987 eine auff�llige radiale Ausrichtung der IBEP-Str�me > 1 %
und blieb fast ausschlie§lich -von Lohbr�gge und Bergedorf abgesehen- auf die Stadtteile der
n�rdlichen Stadth�lfte begrenzt (siehe Abb. 12), wobei die Beziehungen zu den Stadtteilen
der Inneren Stadt mit 44,6 % [FHH. Stat. LA, 1993: 116 ff.] intensiver waren als die
zwischen der Altstadt und der Inneren Stadt (siehe Abb. 11).
Im Vergleich zur Altstadt wies Rotherbaum einen weitaus gr�§eren Binnenpendleranteil auf,
was angesichts der h�heren Einwohnerzahl auch nicht �berraschte. In Wandsbek, Harburg,

Tab. 42: Rotherbaum als Einpendlerstadtteil im Cityerweiterungsbereich
1987 1970

Besch�ftigte insgesamt 28873 26580
Besch�ftigte aus Hamburg (ISBP) 17966 21105
Anteil an Gesamtbesch�ftigung in HH in %     3,6     3,1
Binnenpendler abs. (in %)     904 (  5,0)   1336 (  6,3)
IBEP abs. (in %) 17062 (95,0) 19769 (93,7)
Anzahl der IBEP-Str�me > 1 % (= 171)     38 (= 198)     38

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)     75     78
Stadtteile mit den st�rksten IBEP-Str�men Eimsb�t.: 1109 (6,5%) Eimsb�t.: 1258 (6,4%)

Winterh.: 1037 (6,1%) Winterh.: 1094 (5,5%)
Rahlst.:      700 (4,1%)        Harvest.:    795 (4,0%)
Harvest.:    578 (3,4%)

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)      16,7      15,9
Anteil der IBEP-Str�me aus den Inn. Stadtteilen (in %)   44,6 nicht bekannt

Quellen: siehe Tab. 41 - Eigene Berechnungen



Rahlstedt und Bramfeld fielen die Anteile derjenigen, die im selben Stadtteil wohnten und
arbeiteten, jedoch noch wesentlich h�her aus (siehe Tab. 46 bis 49).
Die r�umlich benachbarten Stadtteile Eimsb�ttel und Winterhude hatten zu beiden
Untersuchungszeitpunkten die engsten Beziehungen zu Rotherbaum als Arbeitszentrum. Die
St�rke der IBEP-Str�me aus beiden Stadtteilen schw�chte sich zwar etwas ab (in absoluten
Zahlen gemessen), ihr Anteil an allen auf Rotherbaum gerichteten IBEP-Str�men nahm aber
zu. Demgegen�ber verlor das benachbarte Harvestehude als Pendlerherkunftsgebiet an
Bedeutung, w�hrend 1987 aus dem relativ weit entfernt liegenden Stadtteil Rahlstedt (ca. 13
km) die drittst�rksten IBEP-Str�me kamen.

Drei am Rande des Stadtteils gelegene Schnellbahnh�fe
� Hallerstra§e (U1),
� Sternschanze (U3, S21, S11 und S31)
� und Dammtor (S11, S21 und S31)

sowie der sich jenseits der Stadtteilgrenze befindliche U-Bhf. Schlump (U2 und U3) sorgten
f�r die Anbindung Rotherbaums an das st�dtische Schienennahverkehrsnetz. Obwohl keine
zentrale Erschlie§ung dieses cityangrenzenden Stadtteils durch Schnellbahnen erfolgte,
schien die f�r den Fu§weg zwischen den Bahnh�fen und dem Universit�tsviertel -dem
Arbeitsplatzschwerpunkt Rotherbaums-  zur�ckzulegende Entfernung von etwa 200 bis 500
m (je nach Standort: Bahnhof oder Univerit�tsgeb�ude) f�r viele IBEP noch akzeptabel
gewesen zu sein. So fiel der Verkehrsanteil der Schnellbahn in diesem Zielgebiet mit 37,2 %
im Vergleich zu anderen Stadtteilen der Inneren Stadt (Durchschnitt: 31,3 %) [FHH. Stat.
LA, 1993: 116 ff.; eig. Berechnungen] �berdurchschnittlich hoch aus. Aus Quellgebieten mit
relativ dichtem Haltestellennetz238 und direkter Schienenverbindung nach Rotherbaum
(Langenhorn, Barmbek-Nord, Ohlsdorf, Horn, Dulsberg, Eilbek und Hamm-Nord) und aus
solchen mit fl�chendeckendem Buszubringerverkehr zu den Bahnh�fen (Bergedorf: 23
Buslinien - Billstedt: 10 Buslinien) kam sogar mehr als die H�lfte der Pendler mit der
Schnellbahn [Ebd.: 116 ff.]. Die hier festgestellten Kfz-Anteile waren vergleichsweise
niedrig (siehe Abb. 12). 8 dieser 9 Pendlerherkunftsstadtteile mit hohem Bahnfahreranteil
lagen 5 bis 10 km von Rotherbaum entfernt.
Obwohl f�nf Buslinien

�   34: Eppendorf, Harvestehude,
�   35: Schnelsen, Niendorf, Hoheluft, Eilbek, Wandsbek, Rahlstedt,
� 102: Harvestehude, Eppendorf, Hoheluft, Lokstedt, Niendorf,
� 109: Harvestehude, Winterhude,
� 115: Altona-Nord, Altona-Altstadt, Ottensen,

die Erschlie§ung Rotherbaums sicherstellten, benutzten nur 7,9 % der IBEP den Bus.  In
Quellgebieten, in denen sie ein attraktives Busangebot vorfanden (direkte Verbindung,
Fahrtzeit: 10 bis 20 Minuten, Taktzeit: 4 bis 8 Minuten, Vorhandensein von
Bussonderspuren), erzielte der Bus h�here Verkehrsanteile (Hoheluft-West: 28,1 % -
Lokstedt: 26,8 % - Hoheluft-Ost: 23,2 % - Niendorf: 23,0 % - Schnelsen: 19,3 %). Allerdings
konnten direkte Busverbindungen den Nachteil eines fehlenden Schienenanschlusses nicht
ausgleichen: Mindestens jeder Zweite aus Niendorf, Schnelsen und Lokstedt kommende
Pendler benutzte f�r seinen Arbeitsweg ein motorisiertes Verkehrsmittel (siehe Abb. 12).
Waren die Einpendler in der Lage, auch auf gute Schnellbahnverbindungen zur�ckzugreifen,
wurde der Bus nicht so stark in Anspruch genommen (Eppendorf: 10 % - Altona-Nord: 11,3

                                                            
238Darunter fallen fl�chenm�§ig kleine Stadtteile (Hamm-Nord, Eilbek, Dulsberg, Ohlsdorf) bzw. solche mit
mehreren Schnellbahnhaltepunkten (Langenhorn, Barmbek-Nord, Horn, Ohlsdorf, Dulsberg, Eilbek).
Entscheidend ist die verh�ltnism�§ig geringe Entfernung zwischen den Wohngebieten und den jeweiligen
Bahnh�fen (500 bis 1000 m). Die Bewohner der westlichen Siedlungsgebiete Langenhorns haben allerdings
zum Teil weitere Wege zur�ckzulegen (> 1000m).



% - Winterhude: 13 % - Altona-Altstadt: 15 %). Die Pendlerherkunftsstadtteile mit
verh�ltnism�§ig hohem Verkehrsanteil des Busses befanden sich -von Niendorf und
Schnelsen abgesehen- im mittleren Einzugsbereich (2,5 bis 4,5 km) von Rotherbaum.
9,9 % der IBEP erreichten ihren Arbeitsplatz in Rotherbaum zu Fu§ oder mit dem Fahrrad.
Erwartungsgem�§ war der Verkehrsanteil der Fu§g�nger und Radfahrer bei den
Binnenpendlern (73,2 %) und den aus den Nachbarstadtteilen St. Pauli (36 %), Harvestehude
(38,2 %), Eimsb�ttel (31,6 %) und Altona-Nord (24,2 %) kommenden Pendlern hoch.
Dennoch hielt der kurze Arbeitsweg von < 3 km viele Erwerbst�tige aus Harvestehude und
Eimsb�ttel nicht davon ab, mit dem eigenen Kfz zum Arbeitsplatz nach Rotherbaum zu
fahren (siehe Abb. 12). Verbesserungen im Fu§- und Radverkehr k�nnten Autofahrten im
Kurzstreckenbereich deutlich reduzieren und eine effiziente verkehrsplanerische Ma§nahme
sein, da mehr als ein Drittel aller in Rotherbaum besch�ftigten Personen im Nahbereich (1 bis
5 km) wohnte [FHH. Stat. LA, 1993: 164 f. - eig. Berechnungen].
Mit wachsender Entfernung zum Zielstadtteil nahm der MIV-Anteil von wenigen Ausnahmen
abgesehen

� hoher Kfz-Anteil der aus Uhlenhorst kommenden Pendler wegen nicht vorhandener
direkter �PNV-Verbindungen und schlechter Fu§- und Radverkehrsbedingungen
(Umwegfahrten wegen der ãAlsterbarriereÓ),

�  niedriger Pkw-Anteil der aus Langenhorn, Dulsberg, Barmbek-Nord und Bergedorf
einpendelnden Personen wegen der direkten Bahnverbindungen und des dichten
Haltestellennetzes im Quellgebiet,

zu. Die h�chsten Kfz-Anteile waren bei den IBEP aus Rahlstedt, Poppenb�ttel und
Hummelsb�ttel festzustellen (siehe Abb. 12). Pendler aus diesen Stadtteilen hatten �ber 10
km lange Arbeitswege zur�ckzulegen.

Der Einzugsbereich von Winterhude als Cityentlastungs- (A 2) Zentrum

Die wachsende Bedeutung von Winterhude als Arbeitszentrum  im Untersuchungszeitraum
stand in einem engen Zusammenhang mit dem in dieser Zeit erfolgten Ausbau der City-Nord
als City-Entlastungszentrum (A 2 - Zentrum) und dem dadurch verursachten signifikanten
Anstieg des Arbeitspl�tzeangebots. Mit 11424 neuen Arbeitspl�tzen verzeichnete Winterhude
von allen Stadtteilen, in denen sich die Anzahl der Arbeitspl�tze erh�hte, den mit Abstand

Tab. 43: Reihenfolge der Arbeitszentren nach der Besch�ftigten- (ISBP-) zahl auf der Stadtfl�che
Stadtteil 1987 1970

ISBP-Zahl Rang ISBP-Zahl Rang
Altstadt 55891   1 88647   1
Neustadt 33286   2 56134   2
Winterhude 22648   3 20887   6
St. Georg 19090   4 27970   3
Rotherbaum 17966   5 21105   5
Barmbek-S�d 13008   6 14955 11
Wandsbek 12662   7 21217   4
Bahrenfeld 11380   8 16294 10
Wilhelmsburg 10643   9 14813 13
Eppendorf 10317 10 11135 18
Harburg 10067 11 19097   7
Altona-Altstadt   9796 12 13780 15
Billbrook   9296 13   9570 23
Hammerbrook   9280 14 14723 14
Bramfeld   9177 15 10401 20
Bergedorf   8879 16 10466 19
Rahlstedt   8180 17   7369 28
Quellen: siehe Tab.41 - Eigene Berechnungen



h�chsten Zuwachs (siehe Tab. X im Anhang). Bei ebenfalls zunehmender Zahl der
hamburgischen Besch�ftigten steigerte Winterhude seinen Anteil an der
Gesamtbesch�ftigung in Hamburg von 3,1 (1970) auf 4,6 % (1987). Damit stieg Winterhude
in der Reihenfolge der Arbeitszentren nach der Besch�ftigtenzahl vom sechstgr�§ten zum
drittgr�§ten Besch�ftigungszentrum im Stadtgebiet auf (siehe Tab. 43).
W�hrend sich der Anteil der Binnenpendler auf fast die H�lfte reduzierte, nahm die
Einpendlerzahl um mehr als 3000 Personen zu (siehe Tab. 44).

Auch wenn die Anzahl der IBEP-Str�me > 1 % und die damit erfassten Einpendleranteile
zum Zeitpunkt der beiden Volksz�hlungen ann�hernd gleich hoch ausfielen, waren
Ver�nderungen der auf Winterhude ausgerichteten Pendlerbewegungen festzustellen -
jedenfalls auf der n�rdlichen Stadth�lfte. Hier mussten die Beziehungen zu einzelnen
Stadtteilen wegen des h�heren 1%-Wertes (Zunahme von 176 auf 207 Personen) der IBEP
intensiver geworden sein, was durch die Zunahme der st�rksten Pendlerstr�me (gemessen in
absoluten Zahlen) auch zu erkennen war (siehe Tab. 44).
Au§erdem zeigt die Betrachtung der drei st�rksten IBEP-Beziehungen, dass sich diese 1987
aus ganz anderen Stadtteilen zusammensetzten als 17 Jahre zuvor. Kamen 1970 die meisten
der in Winterhude besch�ftigten Personen aus den unmittelbar angrenzenden Stadtteilen
Barmbek-S�d und Barmbek-Nord, so stellten 1987 die Stadtteile Rahlstedt und Bramfeld den
gr�§ten Anteil an den IBEP-Str�men nach Winterhude. Stark zur�ck ging die Anzahl der aus
Barmbek-S�d kommenden Pendler (673). Sogar aus dem stadtrandnahen Niendorf (753) und
dem relativ weit entfernten Billstedt (701) pendelten mehr Erwerbst�tige ein [FHH. Stat. LA,
1993: 184 f.].
Auf Grund seiner Lage war das Cityentlastungszentrum haupts�chlich f�r Pendler aus der
n�rdlichen Stadth�lfte als Arbeitsst�tte interessant. Denn aus den s�dlich der Elbe gelegenen
Stadtteilen fanden nur aus Wilhelmsburg, Lohbr�gge und Bergedorf jeweils mehr als 1 % der
IBEP ihren Arbeitsplatz in Winterhude.
Die Mehrzahl der Einpendlerstr�me blieb auch 1987 radial auf Winterhude ausgerichtet
(siehe Abb. 13), wobei der Anteil der Pendlerbeziehungen zu den Inneren Stadtteilen mit 37,3
% [Ebd. - eigene Berechnungen] geringer ausfiel als in Rotherbaum.

Die �berragende Bedeutung der City-Nord als Arbeitsplatzzentrum Winterhudes [Clausen,
1995: 128 f.] rechtfertigte es, die Untersuchung �ber die f�r die Einpendler so wichtige
Qualit�t der �PNV-Verbindungen zwischen ihrem Wohn- und Arbeitsort auf die n�rdlich des
Stadtparks gelegene Gesch�ftsstadt zu beschr�nken, obwohl sich die Pendlerdaten [FHH.
Stat. LA, 1993: 184 f.] auf den gesamten Stadtteil bezogen.
Die Anbindung der City-Nord an das st�dtische Schienennetz wurde durch die
Schnellbahnlinien U 1 und S 1 / S 11 gew�hrleistet, deren Strecken die Winterhuder

Tab. 44: Das Cityentlastungszentrum (A 2) Winterhude als Einpendlerstadtteil
1987 1970

Besch�ftigte insgesamt 40348 28924
Besch�ftigte aus Hamburg (ISBP) 22648 20887
Anteil an der Gesamtbesch�ftigung in HH in %            4,6     3,1
Binnenpendler abs. (in %)   1994 (  8,8)   3344 (16,0)
IBEP abs. (in %) 20654 (91,2) 17543 (84,0)
Anzahl der IBEP > 1 % (207)     36 (176)     36

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)     77     78
St�rkste IBEP-Str�me Rahlstedt 1218 (5,9 %) Barmbek-N. 1062 (6,1 %)

Bramfeld 1016 (4,9 %) Barmbek-S.  1015 (5,8 %)
Barm.-N.   909 (4,4 %)     Rahlstedt        865 (4,9 %)

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)       15,2     16,8
Anteil der IBEP-Str�me aus den Inn. Stadtteilen in %   37,3     nicht bekannt

Quellen: siehe Tab. 41 - Eigene Berechnungen



Stadtteilgrenzen  im Norden bzw. im Osten ber�hrten. Von den Haltestellen Alsterdorf (U 1),
Sengelmannstra§e (U 1) und R�benkamp (S 1 / S 11) mussten die in die Gesch�ftsstadt Nord
einpendelnden Schnellbahnbenutzer zum Teil 500 bis 1000 m weite Fu§wege bis zum
Arbeitsplatz zur�cklegen. Dagegen spielte die am s�dlichen Rand des Stadtparks verkehrende
Schnellbahnlinie U 3 f�r die Erschlie§ung der City-Nord kaum eine Rolle. So fiel der Anteil
derjenigen, die ihre Arbeitsstelle mit der Schnellbahn erreichten (25,1 %), im Vergleich zu
anderen bedeutenden Zielgebieten der Inneren Stadt (Altona-Altstadt: 30,1 % - St. Georg:
45,8 % - Rotherbaum: 37,2 % - Barmbek-S�d: 28,5 %) [Ebd. 116 f. - eig. Berechnungen]
eher gering aus. Gr�§ere Verkehrsanteile erzielte die Schnellbahn nur auf den Relationen
Winterhude/Wilhelmsburg (51 %), Winterhude/Dulsberg (42,2 %), Winterhude/Eimsb�ttel
(41,8 %), Winterhude/Ottensen (41,4 %), Winterhude/Hamm-Nord (36,4 %) und
Winterhude/Langenhorn (35,1 %), wobei die aus Wilhelmsburg, Eimsb�ttel und Ottensen
kommenden Pendler nicht einmal direkte Schienenverbindungen zur City-Nord vorfanden.
M�glicherweise verursachte das Umsteigen keine wesentliche Verl�ngerung der Reisezeit.
Am Beispiel der genannten Stadtteile wurde aber auch deutlich, dass die Verkehrsmittelwahl
nicht ausschlie§lich von der �PNV-Verbindungsqualit�t abh�ngen konnte. Ebenso d�rften in
diesem Zusammenhang die sozio�konomische Bedingungen der Erwerbst�tigen eine
wichtige Rolle gespielt haben. Denn die besagten Pendlerherkunftsgebiete mit hohem
Schnellbahnaufkommen z�hlten bekanntlich nicht zu den gehobeneren Hamburger
Wohnstandorten.
Mit Ausnahme der Dulsberger Pendler mussten die aus den anderen Stadtteilen kommenden
Berufst�tigen 5 bis 10 km weite Wege zur Arbeitsstelle in die City-Nord zur�cklegen.
Trotz direkter Busverbindungen zu 15 Quellgebieten > 1 % (Barmbek-Nord: E 17, 217, 213 -
Alsterdorf: 217, 179, 213 - Fuhlsb�ttel: 217, 179 - Poppenb�ttel: 179 - Hummelsb�ttel: 179 -
Ohlsdorf: 179 - Billstedt: 213 - Horn: 213 - Wandsbek: 213, 118 - Dulsberg: 213 - Niendorf:
213 - Eppendorf: 113, 118 - Eimsb�ttel: 113 - Steilshoop: 118 - Bramfeld: 118) suchten nur
7,6 % der in die City-Nord einpendelnden Personen mit dem Bus ihren Arbeitsplatz auf.
Wesentlich h�here Busfahreranteile waren nur in den etwa 2 bis 3,5 km entfernten Stadtteilen
Steilshoop (Busfahreranteil: 32,9 % - Fahrtzeit: 10 Minuten - Taktzeit in Hauptverkehrszeit:
10 Minuten) und Barmbek-Nord (BA: 19,1 % - FZ: 7 Min. - TZ: 10 Min.) festzustellen, wo
die zur City-Nord fahrenden Erwerbst�tigen ein attraktives Busangebot vorfanden.
Demgegen�ber benutzten auffallend wenige Einpendler aus Poppenb�ttel (BA: 4,1 % -
Entfernung: 6 bis 9 km - FZ: 33 Min. - TZ: 20 Min.), Billstedt (BA: 4,4 % - E.: 8 bis 12 km -
FZ: 42 Min. - TZ: 10 Min.) und Eimsb�ttel (BA: 5,0 % - E.: 5 bis 7 km - FZ: 21 Min. - TZ: 7
Min.) den Bus f�r den Arbeitsweg. Offensichtlich wurden die Fahrtzeiten auf Grund der
gro§en Distanzen als zu lang empfunden. Busbeschleunigungsma§nahmen
(Bussonderspuren, Ampelvorrangschaltung f�r Busse) k�nnten die Reisezeit erheblich
verk�rzen und damit das Angebot wesentlich attraktiver machen.
Nur 4,6 % aller Einpendler gingen zu Fu§ oder fuhren mit dem Fahrrad in die Gesch�ftsstadt-
Nord, wobei insbesondere die aus den 1 bis 4 km entfernten Stadtteilen Alsterdorf (29,6 %),
Uhlenhorst (19,8 %), Barmbek-S�d (16,3 %), Eppendorf (16,1 %), Barmbek-Nord (15,2 %)
und Ohlsdorf (14,4 %) kommenden Erwerbst�tigen sowie die Binnenpendler (48,8 %)
h�ufiger zu Fu§ oder mit dem Fahrrad ihren Arbeitsplatz erreichten. Dennoch benutzten mehr
als 50 % ein Kfz auch f�r relativ kurze Arbeitswege (siehe Abb. 13), was auf ein gro§z�giges
Parkplatzangebot im Zielstadtteil (s. u. Tab. 45) zur�ckgef�hrt werden konnte. Der Abbau
von Stellplatzkapazit�ten k�nnte v. a. die aus dem nahen Umfeld mit dem Auto fahrenden
Pendler zum Umsteigen auf das Rad oder den Bus veranlassen.



Mit zunehmender Entfernung zur City-Nord nahm der Anteil der mit dem Kfz kommenden
IBEP (Ausnahmen: Dulsberg im Vergleich zu Barmbek-Nord, Eimsb�ttel i. V. zu
Harvestehude, Bergedorf i. V. zu Lohbr�gge, Langenhorn i. V. zu Hummelsb�ttel und
Niendorf) zu. �berdurchschnittlich hohe Kfz-Anteile an der Verkehrsmittelwahl der
Einpendler waren in den beiden nordwestlichen Stadtteilen (Niendorf, Schnelsen), im
Alstertal (Sasel, Hummelsb�ttel, Poppenb�ttel) sowie in Rahlstedt und in Lohbr�gge
auszumachen (siehe Abb. 13). Hierf�r mussten offensichtlich die dispers verteilten
Wohnstandorte in den Quellgebieten und ein unattraktiver Buszubringerverkehr (weite
Fu§wege zu den Bushaltestellen, lange Fahrtzeiten, nicht angemessene Taktzeiten) zu den
Schnellbahnh�fen verantwortlich gemacht werden. Dar�ber hinaus waren diese nicht mit
Bahnverbindungen ausgestatteten Tangentialrelationen (Ausnahme: Poppenb�ttel/City-Nord)
f�r viele potenzielle �PNV-Benutzer zu unattraktiv. Auch sollte der Aspekt ãsozialer StatusÓ
bei der Betrachtung der Pendlerherkunftsgebiete nicht vernachl�ssigt werden.
Erwerbst�tige aus Quellgebieten mit hohem Kfz-Anteil hatten -mit Ausnahme derjenigen aus
Niendorf und Wellingsb�ttel- Distanzen von mehr als 10 km zu �berwinden.

Der Einzugsbereich von Wandsbek als B 1 - Zentrum n�rdlich der Elbe
Zwischen 1970 und 1987 verlor Wandsbek als Besch�ftigtenzentrum erheblich an
Bedeutung. Lag die IBEP-Zahl im Jahre 1970 mit 18100 �hnlich hoch wie in Winterhude und
Rotherbaum, so pendelten 1987 fast 7000 Erwerbst�tige weniger aus anderen Hamburger
Stadtteilen nach Wandsbek ein. Folgerichtig ging der Anteil Wandsbeks an der
Gesamtbesch�ftigung Hamburgs von 3,1 auf 2,5 % zur�ck. In der Rangordnung der Stadtteile
nach der Besch�ftigtenzahl b�§te Wandsbek drei Pl�tze ein und war nur noch das siebtgr�§te
Arbeitszentrum in der Stadt (siehe Tab 43).
Nach der Anzahl der IBEP-Str�me > 1 % und dem damit erfassten Anteil an allen
Einpendlern zeichnete sich im gleichen Zeitraum folgende Entwicklung ab: Die Anzahl der
Pendlerbewegungen > 1 % nahm um mehr als 31 % zu, der mit diesen Str�men erzielte
Anteil jedoch nur um 1 %. Deshalb mussten die einzelnen Pendlerbeziehungen erheblich an
Intensit�t verloren haben. Dies zeigte der im Vergleich zu 1970 stark gesunkene IBEP-Wert >
1 % (von 181 auf 111) ebenso deutlich wie die Entwicklung der st�rksten IBEP-Str�me. In
absoluten Zahlen gemessen nahmen diese Beziehungen erheblich ab, ihr relativer Anteil blieb
jedoch weitgehend konstant (s. u. Tab. 46).
Die r�umliche Verteilung der Stadtteile mit IBEP-Str�men > 1 % zeigte im Zeitraum von
1970 bis 1987 eine Erweiterung des Einzugsbereichs von Wandsbek in n�rdlicher und
s�dlicher Richtung. Einbezogen wurden Stadtteile, die r�umlich nicht an Wandsbek grenzten
und sich an der Stadtgrenze befanden (siehe Abb. 14). Das hatte zur Folge, dass sich trotz
abnehmender St�rke viele Pendlerstr�me verl�ngerten.

Tab. 45: Kfz-Stellplatzangebot ausgew�hlter Unternehmen in der City-Nord

Unternehmen Kfz-Stellplatzzahl Anzahl der MIV-Anteil der Be- Entfernung zum
                           (f�r Besch�ftigte)              Besch�ftigten       sch�ftigten (abs.)          U-/S-Bhf.
Deutsche BP 1000        650 nicht bekannt        750 m
Deutsche Shell   970                    1100        920        750 m
Hamb.-Mannh. 1800      4046                    2000      1000 m
HEW        nicht bekannt        695 nicht bekannt        250 m
Esso   699        800 nicht bekannt        800 m

Quellen:
Schriftliche Angaben der Personalabteilungen nach �bersendung eines Fragebogens im Februar 1997



Der Anteil der Pendlerbeziehungen zu den Inneren Stadtteilen [FHH. Stat. LA, 1993: 200 f. -
eigene Berechnungen] war nicht so hoch wie in Winterhude und Rotherbaum. Selbst aus den
drei Stadtteilen mit den st�rksten IBEP-Str�men (zusammen 26,7 %) kamen mehr
Erwerbst�tige nach Wandsbek als aus den Stadtteilen der Inneren Stadt (26,1 %).
Die Zahl der Binnenpendler reduzierte sich um die H�lfte, der relative Anteil der im Stadtteil
Wandsbek wohnenden und arbeitenden Menschen lag mit 12 % (1987) fast genauso hoch wie
1970 (14,7 %).

Das Bezirkszentrum Wandsbek war mit 2 Schnellbahnh�fen an das Schienennetz des HVV
angeschlossen. Beide Haltestellen lagen am Rande des Stadtteils: Wandsbek-Gartenstadt (U
1, U 2) im Nordwesten und Wandsbek-Markt (U 1) im S�dwesten. Weitere f�nf
Schnellbahnh�fe befanden sich unmittelbar jenseits der Stadtteilgrenze: Wandsbeker
Chaussee (S 1 / S 11) im S�dwesten (Eilbek), Friedrichsberg (S 1 / S 11) und Stra§burger
Stra§e (U 1) im Westen (Barmbek-S�d bzw. Dulsberg), Trabrennbahn (U 1) im Nordosten
(Farmsen) und Wandsbek (S 4) im S�den (Marienthal).
Die Anbindung der drei f�r die Einpendler nach Wandsbek wichtigen Zielgebiete an das
�PNV-Netz wies unterschiedliche Qualit�ten auf: Der Wandsbek-Markt mit zahlreichen
Einzelhandelsgesch�ften und Verwaltungseinrichtungen hatte Anschluss an die
Schnellbahnlinien U 1 (Bahnhof Wandsbek-Markt) und S 1 / S 11 (Haltestelle Wandsbeker
Chaussee in ca. 1 km Entfernung), sodass auch direkte Verbindungen zu weiter entfernt
liegenden Quellgebieten bestanden. Durch 16 Buslinien wurden weitere Verkn�pfungen
hergestellt. Insgesamt konnten vierzehn Stadtteile (Pendleraufkommen > 1 %) direkt mit dem
Wandsbeker Markt verbunden werden: Volksdorf (U1), Farmsen-Berne (U1), Eilbek (U1, S1,
35, 117), Dulsberg (S1, 38), Barmbek-S�d (S1, 38, 117), Poppenb�ttel (S1, 165), Marienthal
(E62, 160, 261, 163, 263), Jenfeld (E62, 162, 262, 163, 263), Hamm-Nord (116, 261),
Billstedt (38, 161, 260, 116), Horn (116, 160, 161, 261, 260), Tonndorf (164), Rahlstedt (162,
262, 164) und Bramfeld (165). Dagegen blieb die Anbindung der beiden Industrie- und
Gewerbegebiete hinter den Anspr�chen potenzieller �PNV-Benutzer zur�ck. Das im Osten
zwischen Tilsiter Str. und Waldd�rfer Str. gelegene Industrie- und Gewerbeviertel wurde von
den Buslinien 118 (Winterhude, Barmbek-Nord, Steilshoop, Bramfeld), 171 (Barmbek-S�d,
Farmsen-Berne, Dulsberg), 271 (Dulsberg, Tonndorf, Farmsen-Berne) und 36 (Eilbek,
Dulsberg, Farmsen-Berne) bedient. Allerdings hatten die Benutzer der Linie 118 von den
Haltestellen in der Tilsiter Str. zum Teil 500 bis 1500 m weite Fu§wege zu ihren
Arbeitsst�tten zur�ckzulegen. Das an der Stadtteilgrenze zu Marienthal gelegene
Gewerbegebiet besa§ sogar nur einen Busanschluss (162: Rahlstedt, Jenfeld).

Tab. 46: Das Bezirkszentrum (B 1) Wandsbek als Einpendlerstadtteil
1987 1970

Besch�ftigte insgesamt 22796 28497
Besch�ftigte aus Hamburg (ISBP) 12662 21217
Anteil an der Gesamtbesch�ftigung in HH (in %)     2,5     3,1
Binnenpendler abs. (in %)   1515 (12,0)   3117 (14,7)
IBEP abs. (in %) 11147 (88,0) 18100 (85,3)
Anzahl der IBEP > 1 % (111)     25 (181)     19

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)                   77     76
St�rkste IBEP-Str�me Rahlstedt 1543 (13,8) Rahlstedt 2535 (14,0)

Bramfeld   820 (  7,4) Bramfeld 1314 (  7,3)
Billstedt     609 (  5,5)         Farms.-B.1043 (  5,8)
Tonndorf   530 (  4,8)
Farms.-B.  529 (  4,8)

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)        26,7     27,1
Anteil der IBEP-Str�me aus den Inn. Stadtteilen in %    26,1                                  nicht bekannt

Quellen: siehe Tab. 41 - Eigene Berechnungen



12,8 % aller nach Wandsbek pendelnden Erwerbspersonen nahmen den Bus f�r ihren
Arbeitsweg in Anspruch. Der hier im Vergleich zu Rotherbaum und Winterhude festgestellte
h�here Busanteil musste auf die zahlreich vorhandenen Busverbindungen zwischen
Wandsbek und den Quellgebieten zur�ckgef�hrt werden. Auf den Relationen
Wandsbek/Jenfeld (Verkehrsanteil des Busses: 40,8 % - Entfernung: 3 km - Anzahl der
Busverbindungen: 5 - Fahrtzeit: 11 bis 14 Minuten - Taktzeiten: 5 bis 10 Minuten),
Wandsbek/Horn (BA: 25,3 % - E.: 3,5 km - ABV: 5 - FZ: 10 bis 15 Min. - TZ: 10 Min.),
Wandsbek/Tonndorf (BA: 25,3 % - E.: 2,5 km - ABV: 2 - FZ: 10 Min. - TZ: 6 bis 7 Min.),
Wandsbek/Barmbek-S�d (BA: 20,7 % - E.: 3 km - ABV: 3 + 1 Schnellbahnverbindung - FZ:
12 Min. - TZ: 10 Min.), Wandsbek/Bramfeld (BA: 20,6 % - E.: 3,5 km - ABV: 2 - FZ: 15 bis
18 Min. - TZ: 10 Min.) und Wandsbek/Hamm-Nord (BA: 20,4 % - E.: 3 km - ABV: 2 - FZ: 8
Min. - TZ: 10 Min.) spielten die Busse bei der Verkehrsmittelwahl der Einpendler eine
bedeutende Rolle. Hier erzielten sie zum Teil gr�§ere Verkehrsanteile als die Schnellbahn
[FHH. Stat. LA, 1993: 200 f. - eigene Berechnungen]. Die bauliche Anlage separater
Bussonderspuren auf den in die Wandsbeker Zielgebiete f�hrenden Hauptverkehrsstra§en
k�nnte zahlreiche Buslinienverbindungen noch attraktiver machen und weitere am
Berufsverkehr teilnehmende Fahrg�ste f�r den Bus gewinnen. Dar�ber hinaus sollten
zus�tzliche zwischen dem Wandsbeker Markt und den Gewerbegebieten verkehrende Busse
(auch Kleinbusse) eingesetzt werden.
Mit der Schnellbahn erreichten nur 23,8 % aller IBEP den Arbeitsplatz in Wandsbek [Ebd. -
eigene Berechnungen]. Pendler aus Stadtteilen mit verh�ltnism�§ig hohem Schnellbahnanteil
hatten entweder relativ weite (Langenhorn: Anteil der Bahnen am Verkehrsaufkommen der
Einpendler: 30,6 % / Entfernung: 10 km - Volksdorf: BA: 32,1 % / E.: 10 km - Eimsb�ttel:
BA: 36,7 % / E.: 9 km - Wilhelmsburg: BA: 36,8 % / E.: 11 km) oder kurze Wege (Eilbek:
BA: 30,6 % / E.: 2,5 km - Barmbek-Nord: BA: 39,7 % / E.: 2,5 km) zur�ckzulegen. Die aus
Volksdorf, Eimsb�ttel, Eilbek und Barmbek-Nord einpendelnden Erwerbst�tigen konnten
Wandsbek auf direktem Wege mit der Schnellbahn ansteuern.
Zu Fu§ oder mit dem Fahrrad waren 6 % (der NMV-Anteil bei den Binnenpendlern betrug
53,3 %) der nach Wandsbek einpendelnden Personen unterwegs. Die meisten Fu§g�nger und
Radfahrer kamen aus den Nachbarstadtteilen Marienthal (29,7 %), Dulsberg (25,2 %), Eilbek
(20,9 %) und Tonndorf (19,1 %). Ein verbessertes Fu§- und Radwegenetz (z. B. Anlage von
Velorouten abseits der Hauptverkehrsstra§en) k�nnte in Zukunft auch die Einpendler aus den
nicht weit entfernten Stadtteilen Barmbek-S�d, Bramfeld, Farmsen-Berne und Jenfeld dazu
veranlassen, h�ufiger mit dem Rad zu fahren.
Die Verkehrsmittelwahl zu Gunsten des Kfz fiel in denjenigen Herkunftsstadtteilen am
h�chsten aus, wo kein Schnellbahnanschluss vorhanden war (Sasel, Lohbr�gge) oder keine
direkten �PNV-Verbindungen bestanden (Niendorf, Bergedorf). Abb. 14 macht dar�ber
hinaus deutlich, dass -von wenigen Ausnahmen (Wilhelmsburg, Eimsb�ttel, Hummelsb�ttel)
abgesehen- mit zunehmender Entfernung zwischen Arbeits- und Wohnort das Kfz f�r den
Arbeitsweg bevorzugt wurde. Interessant war der Vergleich zwischen den aus Eimsb�ttel und
Poppenb�ttel kommenden Berufst�tigen, die jeweils etwa 9 km f�r ihren Arbeitsweg nach
Wandsbek zur�ckzulegen hatten. Obwohl die Poppenb�ttler Pendler im Gegensatz zu
denjenigen aus Eimsb�ttel direkte �PNV-Verbindungen (S 1, 165) vorfanden, machten sie
doch st�rker vom eigenen Kfz Gebrauch. Die Gr�nde f�r dieses unterschiedliche Verhalten
bei der Wahl der Verkehrsmittel lagen zum einen darin, dass viele Herkunftsstadtteile mit
Schienenanschluss eine nicht den Anspr�chen der Pendler ausreichende �PNV-
Erschlie§ungsqualit�t (unattraktives Buszubringersystem, mangelhafter Zustand der
Radverkehrsverbindungen u. v. m.) aufwiesen, zum anderen darin, dass der soziale Status der
Erwerbst�tigen auch Einfluss auf die Art und Weise ihrer Verkehrsteilnahme hatte.
�berraschend hohe Kfz-Anteile waren auch bei den aus Marienthal, Bramfeld und Steilshoop
kommenden Pendlern festzustellen, die verh�ltnism�§ig kurze Entfernungen zum



Arbeitsplatz zu �berwinden hatten und zum Teil auch auf direkte Busverbindungen (s. o.)
zur�ckgreifen konnten. Allerdings waren von diesen Quellgebieten aus nicht alle Ziele in
Wandsbek direkt mit dem Bus zu erreichen: So mussten die aus Steilshoop kommenden
Berufst�tigen mit dem Ziel Wandsbek-Markt mindestens einmal umsteigen. Das galt f�r die
Marienthaler und Bramfelder Pendler gleicherma§en, wenn sich deren Arbeitsst�tten im
zwischen Tilsiter Stra§e und Waldd�rfer Stra§e gelegenen Gewerbegebiet befanden.

Der Einzugsbereich von Harburg als B 1 - Zentrum s�dlich der Elbe
Noch st�rker als in Wandsbek sind in Harburg zwischen 1970 und 1987 die Besch�ftigten-
und Einpendlerzahlen gesunken (siehe Tab. 47). Damit verringerte sich der Anteil Harburgs
an der Gesamtbesch�ftigung in Hamburg von 2,8 auf 2,0 %. In der Reihenfolge der
Arbeitszentren nach der ISBP-Zahl fiel Harburg um 4 Pl�tze zur�ck und nahm 1987 nur noch
den 11. Platz ein (siehe Tab 43).

Die Verteilung der IBEP-Str�me > 1 % zeigt, dass Harburg zu beiden
Untersuchungszeitpunkten am engsten mit den westlich und s�dlich unmittelbar
angrenzenden Stadtteilen verbunden war, wobei sich die Beziehungen zu dem am weitesten
entfernt liegenden Stadtteil Neugraben-Fischbek infolge der dort stattgefundenen
Neubaut�tigkeit verst�rkten. 1987 kamen aus Neugraben-Fischbek die drittst�rksten
Pendlerstr�me. Erstmalig erreichte in diesem Jahr ein IBEP-Strom > 1 % aus der n�rdlichen
Stadth�lfte (Billstedt) das Bezirkszentrum s�dlich der Elbe. Ansonsten beschr�nkten sich die
IBEP-Bewegungen > 1 % auf den Bezirk Harburg (siehe Abb. 15), nur 6 % aller nach
Harburg einpendelnden Personen hatten ihren Wohnsitz in den Inneren Stadtteilen [FHH.
Stat. LA, 1993: 224 - eigene Berechnngen].
Die Anzahl der IBEP-Str�me > 1 % blieb konstant, der mit diesen Pendlerbewegungen
erfasste Anteil an allen Einpendlern nahm aber von 87 auf 80 % ab (siehe Tab. 47) - ein
Hinweis darauf, dass die absolute St�rke der IBEP-Str�me > 1 % zur�ckging. Die
Entwicklung der st�rksten Pendlerbeziehungen zu Harburg und der betr�chtlich gefallene 1 %
- Wert von 145 auf 86 Personen best�tigten diese Annahme.
Mit 15,1 % wies Harburg 1987 den drittgr�§ten Binnenpendleranteil aller B 1 - Zentren auf.
Im Vergleich zu 1970 (24 %) reduzierte sich jedoch die Anzahl der im selben Stadtteil
Wohnenden und Arbeitenden auf ein Drittel.

Die Anbindung der drei f�r die Einpendler nach Harburg wichtigen Zielgebiete an das
�PNV-Netz war von unterschiedlicher Qualit�t:
Das Harburger Zentrum mit zahlreichen Einzelhandelsgesch�ften und
Verwaltungseinrichtungen verf�gte �ber eine zentral gelegene Schnellbahnhaltestelle (S
Harburg Rathaus), sodass von hier aus wichtige Ziele (Fu§g�ngerzone zwischen Sand,

Tab. 47: Das Bezirkszentrum (B 1) Harburg als Einpendlerstadtteil
1987 1970

Besch�ftigte insgesamt 22350 28296
Besch�ftigte aus Hamburg (ISBP) 10067 19097
Anteil an der Gesamtbesch�figung in HH (in %)     2,0     2,8
Binnenpendler abs. (in %)   1516 (15,1)   4580 (24,0)
IBEP abs. (in %)   8551 (84,9) 14517 (76,0)
Anzahl der IBEP > 1 % (86)     11 (145)     11

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)         80     87
St�rkste IBEP-Str�me abs. (in %) Ei§endorf 1588 (18,6) Ei§endorf 2845 (19,6)

Heimfeld  1063 (12,4) Heimfeld  2600 (17,9)
Neugr.-F.  1016 (11,9) Wilstorf    2201 (15,2)

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)      42,9     52,7
Anteil der IBEP-Str�me aus den Inn. Stadtteilen in %     6,0 nicht bekannt

Quellen: siehe Tab41 - Eigene Berechungen



L�neburger Stra§e und Harburger Rathausstra§e sowie die Technische Universit�t Hamburg-
Harburg) zu Fu§ gut zu erreichen waren (250 - 750 m). Die S 3 / S 31 stellte Verbindungen
zu den wichtigen Pendlerherkunftsgebieten im Norden (Wilhelmsburg) und im Westen
(Heimfeld, Hausbruch und Neugraben-Fischbek) her. 6 Buslinien verbanden die s�dlich bzw.
s�dwestlich von Harburg gelegenen Stadtteile Sinstorf (143), Langenbek (243, 443, 145),
Ei§endorf (243, 443), Marmstorf (144, 245), R�nneburg (141) und Wilstorf (144, 245, 145)
mit dem Zentrum und erg�nzten das �PNV-Angebot. f�nf weitere Buslinien fuhren in die
westlichen (Heimfeld: 142, 141, 241 und E 51 - Hausbruch: 141 - Neugraben-Fischbek: 141)
und n�rdlichen Quellgebiete (Wilhelmsburg: 153) und sorgten neben dem hier vorhandenen
Schnellbahnanschluss noch f�r eine fl�chenm�§ige Erschlie§ung dieser Stadtquartiere.
Dagegen entsprach die Anbindung der beiden Industrie- und Gewerbegebiete

� Hannoversche Stra§e / Harburger Binnenhafen,
� Gro§moorbogen (zwischen Neul�nder Stra§e und Gro§moordamm),

an das �PNV-Netz nicht den Bed�rfnissen potenzieller �PNV-Benutzer. Die von hier aus
zur�ckzulegenden Fu§wege zum S-Bhf Harburg waren zu weit (jeweils ca. 1200 bis 1500 m),
w�hrend sich die Busverbindung (Linie 149) als zu umst�ndlich (v. a. zum Industriegebiet
Hannoversche Stra§e / Harburger Binnenhafen) und zu unattraktiv (Taktzeit in der
Hauptverkehrszeit: 20 - 25 Min.) darstellte.
Am h�ufigsten nahmen Einpendler aus Billstedt (61,5 %) und aus den s�dlich von Harburg
gelegenen Stadtteilen Sinstorf (56,7 %), R�nneburg (52,0 %), Marmstorf (51,7 %) und
Langenbek (51,1 %) das private Kfz in Anspruch (siehe Abb 15). Wegen der verh�ltnism�§ig
gro§en Entfernungen (3 bis 4,5 km) zu den Stadtteilen im S�den lag der Fu§g�nger- und
Radfahreranteil (Sinstorf: 4,4 % - Langenbek: 3,8 % - Marmstorf: 5,1 %) hier weit unter dem
Durchschnitt (10,5 %) aller nach Harburg einpendelnden Fu§g�nger und Radfahrer [FHH.
Stat. LA, 1993: 224 - eigene Berechungen], w�hrend der Bus von mehr als einem Drittel der
IBEP (R�nneburg: 33,9 % - Sinstorf: 36,0 %) benutzt wurde. Die aus Langenbek (42,9 %)
und Marmstorf (40,8 %) kommenden Erwerbst�tigen griffen auf Grund des dichten
Haltestellennetzes (Erschlie§ung durch mehrere Buslinien) im Quellgebiet sogar noch
h�ufiger auf den Bus zur�ck.
Niedrigere Kfz-Anteile waren in den durch die Schnellbahn mit Harburg verbundenen
Stadtteilen Wilhelmsburg (41,8 %), Hausbruch (44,9 %) und Neugraben-Fischbek (45,7 %)
auszumachen (siehe Abb. 15). In diesen Pendlerherkunftsgebieten erzielte die Schnellbahn
�berdurchschnittlich hohe Verkehrsanteile (Wilhelmsburg: 46,1 % - Hausbruch: 46,6 % -
Neugraben-Fischbek: 46,8 %) [Ebd. - eigene Berechnungen] und lag in der Gunst der
Pendler hinsichtlich der Verkehrsmittelwahl noch vor dem Pkw. Der Anteil der mit dem
Fahrrad oder zu Fu§ kommenden Erwerbst�tigen erreichte wegen der gro§en Entfernung
zwischen Wohn- und Arbeitsplatz (5 bis 10 km) nicht einmal 3 % [Ebd. - eigene
Berechnungen].
Erwartungsgem�§ waren die geringsten Kfz-Anteile bei denjenigen IBEP zu beobachten, die
aus den unmittelbaren Nachbarstadtteilen Heimfeld (37,9 %), Wilstorf (38,2 %) und
Ei§endorf (39,5 %) kamen (siehe Abb. 15). Ein Viertel (Wilstorf: 25,7 %) bzw. ein F�nftel
der Pendler (Heimfeld: 20,4 % - Ei§endorf: 18,6 %) konnte auf motorisierte private oder
�ffentliche Verkehrsmittel ganz verzichten und ging zu Fu§ oder fuhr mit dem Rad (NMV-
Anteil bei den BBP: 68,9 %) zum Arbeitsplatz nach Harburg [[FHH. Stat. LA, 1993 - eigene
Berechnungen].
Das Potenzial f�r den Fu§- und Radverkehr sowie f�r den �PNV k�nnte durch verbesserte
Fu§- und Radwegenetze (z. B. Anlage von Velorouten abseits der Hauptverkehrsstra§en) und
attraktivere Busverbindungen (k�rzere Taktzeiten, Anlage von Bussonderspuren auf den
Hauptverkehrsstra§en, verbesserter Buszubringerverkehr zu den Schnellbahnh�fen in den
Quellgebieten, Einsatz alternativer Busbetriebsformen) bei einer gleichzeitigen Reduzierung



des Stellplatzangebots im Zielgebiet [Ebd. - eigene Berechnungen] noch betr�chtlich erh�ht
werden.

Der Einzugsbereich von Rahlstedt als B 2 - Zentrum am Stadtrand (�u§ere Stadt)
Das B 2 - Zentrum Rahlstedt entwickelte sich im Untersuchungszeitraum zu einem wichtigen
Arbeitsplatzzentrum. Binnen 17 Jahren wurden in Rahlstedt �ber 3200 Arbeitspl�tze
geschaffen, und die Zahl der Besch�ftigten aus Hamburg (ISBP) erh�hte sich um �ber 800
(Zuwachs von fast 10 %) auf 8180. Mit einem Anteil von 1,6 % an der Gesamtbesch�ftigung
in Hamburg nahm Rahlstedt 1987 den 17. Rang in der Reihenfolge der Arbeitszentren nach
der Besch�ftigtenzahl auf der Stadtfl�che ein (siehe Tab. 43), im Vergleich mit den anderen
sieben B 2- Zentren sogar mit gro§em Abstand vor Langenhorn und Billstedt den 1. Platz
(siehe Tab. IX b im Anhang).
Auff�llig war der hohe Anteil derjenigen, die in Rahlstedt arbeiteten und wohnten (1970:
52,8 % - 1987: 42,6 %). Nur in Wilhelmsburg z�hlte man mehr Berufsbinnenpendler, der
IBBP-Anteil an allen im Stadtteil besch�ftigten Personen fiel hier aber nicht so hoch aus wie
in Rahlstedt (siehe Tab. X im Anhang). Der hohe IBBP-Anteil schm�lerte allerdings die
Bedeutung Rahlstedts als Einpendlerzentrum, was durch den sehr niedrigen IBEP >1 % -
Wert zum Ausdruck kam (siehe Tab. 48).

Der Einzugsbereich der IBEP-Str�me > 1 %, deren Anzahl im Vergleichszeitraum zunahm,
umfasste alle r�umlich benachbarten Stadtteile und dehnte sich gleichm�§ig in alle
Richtungen bis zu einer L�nge von 8 bis 10 km aus. Einzelne Berufspendlerbewegungen
(nach Niendorf, Eimsb�ttel, Lohbr�gge und Bergedorf) f�hrten noch �ber dieses
zusammenh�ngende Einpendlerfeld hinaus, das das an der Stadtgrenze gelegene Rahlstedt
halbkreisf�rmig umschloss (siehe Abb. 16). Mit den 27 IBEP-Str�men > 1 % wurden 78 %
(1987) aller nach Rahlstedt pendelnden Erwerbst�tigen erfasst.
Die st�rksten IBEP-Beziehungen unterhielt Rahlstedt zu Farmsen-Berne, Bramfeld und
Wandsbek (siehe Tab. 48). Sie stellten zusammen 22 % aller Einpendler - mehr als aus
s�mtlichen Stadtteilen der Inneren Stadt nach Rahlstedt kamen [FHH. Stat. LA, 1993: 216 f. -
eigene Berechnungen].

Die Anbindung Rahlstedts an das �PNV-Netz wurde durch eine Schnellbahnlinie (S 4) und
zehn Buslinien, von denen acht (168, 175, 275, 162, 268, 264, 364, 164) das Rahlstedter
Zentrum am Bahnhof ansteuerten, sichergestellt. Allerdings spielte der Anteil derjenigen, die
mit Bussen und Bahnen den Arbeitsplatz in Rahlstedt erreichten, keine gro§e Rolle. Nur jeder
Vierte IBEP nahm �ffentliche Verkehrsmittel in Anspruch, wobei die Schnellbahn gr�§ere
Verkehrsanteile erzielte (14,9 %) als der Bus (10,2 %) [Ebd. - eigene Berechnungen].

Tab. 48: Das B 2 - Zentrum Rahlstedt als Einpendlerstadtteil:
1987 1970

Besch�ftigte insgesamt 14508 11274
Besch�ftigte aus Hamburg (ISBP)   8180   7369
Anteil an der Gesamtbesch�ftigung in HH (in %)     1,6     1,2
Binnenpendler abs. (in %)   3488 (42,6)   3891 (52,8)
IBEP abs. (in %)   4692 (57,4)   3478 (47,2)
Anzahl der IBEP > 1 % (47)     27 (35)     22

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)         78     76,3
St�rkste IBEP-Str�me abs. (in %) Farms-B. 432 (9,2) Farms.-B 353 (10,1)

Bramfeld 340 (7,2) Bramfeld 244 (  7,0)
Wandsb.  261 (5,6) Wandsb.  233 (  6,7)

-damit erfasster IBEP-Anteil (in %)                 22,0     23,8
Anteil der IBEP-Str�me aus den Inn. Stadtteilen in %   20,7 nicht bekannt

Quellen: siehe Tab. 41 - Eigene Berechnungen



Zu den wichtigsten Pendlerherkunftsstadtteilen (IBEP-Wert > 1 %) mit direkten
Schnellbahnverbindungen geh�rten Eilbek (Haltestelle Hasselbrook an der s�dlichen
Stadtteilgrenze), Marienthal (Bahnhof Wandsbek im Norden des Stadtteils) und das
benachbarte, nur wenige km entfernte Tonndorf (Schnellbahnhaltestelle Wandsbek Ost im
Stadtteilzentrum). Aber nur 25,3 % der Eilbeker und 22,2 % der Marienthaler Einpendler
benutzten die Schnellbahn f�r den 8 bzw. 6,5 km langen Arbeitsweg. Einpendler aus weiter
entfernt liegenden Quellgebieten ohne direkte Schienenverbindung nach Rahlstedt, wie die
aus Hamm-Nord (Verkehrsanteil: 33,3 % - Entfernung: 8,5 km), Eimsb�ttel (VA: 30,3 % -
E.: 13 km), Bergedorf (VA: 27,8 % - E.: 14 km), Ohlsdorf (VA: 27,5 % - E.: 9 km) und
Winterhude (VA: 26,4 % - E.: 10 km), griffen sogar h�ufiger auf die Schnellbahn als
haupts�chlich benutztem Verkehrsmittel zur�ck, w�hrend der vergleichsweise sehr geringe
Bahnfahreranteil der aus Wellingsb�ttel (2,1 %), Poppenb�ttel (2,8 %), Hummelsb�ttel (3,0
%), Volksdorf (4,1 %) und Sasel (4,3 %) kommenden Berufst�tigen [Ebd. - eigene
Berechnungen] mehr als deutlich machte, dass im Hamburger �PNV-System nicht gen�gend
attraktive Tangentialverbindungen existierten und dass fl�chenm�§ig gro§e Stadtteile �ber
keine den Anspr�chen der Verkehrsteilnehmer gen�gende �PNV-Erschlie§ungsqualit�t
verf�gten. Dass bei der Beurteilung des Verkehrsverhaltens auch soziale Aspekte
(unterschiedlich hoher sozialer Status der Erwerbst�tigen aus den einzelnen Stadtteilen) von
Bedeutung waren, wurde schon an anderer Stelle betont.
Trotz direkt vorhandener Verbindungen zwischen Rahlstedt und den so genannten
Alstertalgemeinden lag der Busverkehrsanteil der aus diesen Stadtteilen kommenden
Erwerbst�tigen (Wellingsb�ttel: Buslinie 168 ; Verkehrsanteil: 0 % - Hummelsb�ttel: VA:
6,1 % - Sasel: BL 175; VA: 8,2 % - Volksdorf: BL 175; VA: 9,1 % - Poppenb�ttel: BL 175;
VA: 9,3 %) unter dem Durchschnitt aller mit dem Bus nach Rahlstedt fahrenden IBEP (11,6
%) [FHH. Stat. LA, 1993: 216 f. - eigene Berechnungen]. Verh�ltnism�§ig lange Fahrt- und
unattraktive Taktzeiten (Poppenb�ttel: Entfernung: 8 km ; Fahrtzeit: 39 Minuten ; Taktzeit
w�hrend der Hauptverkehrszeit: 10 bis 20 Minuten - Sasel: E.: 6 km; FZ: 33 Min.; TZ: 10 bis
20 Min.  - Volksdorf: E.: 5,5 km; FZ: 21 Min. - TZ: 10 bis 20 Min. - Wellingsb�ttel: E.: 6,5
km; FZ: 37 Min.; TZ: 10 Min.) sowie umst�ndliche Linienf�hrungen (die aus Poppenb�ttel
und Sasel kommenden Einpendler mussten den Umweg �ber Volksdorf in Kauf nehmen) und
geringe Haltestellendichte in den Quellgebieten machten den Bus im Wettbewerb mit dem
Kfz nicht konkurrenzf�hig. Konnten die Berufst�tigen in Verbindung mit relativ kurzen
Arbeitswegen auf ein attraktives Angebot (gute Erschlie§ungsqualit�t der Herkunftsstadtteile
durch mehrere Buslinien, direkte Linienf�hrung, kurze Fahrtzeiten und Taktfrequenzen)
zur�ckgreifen, fielen die Verkehrsanteile des Busses wesentlich h�her aus (Jenfeld: VA: 26,6
%; BL: 162, 167, E 62 und 262; TZ: 6 bis 20 Min.; FZ: 9 bis 12 Min.; E.: 4 km - Tonndorf:
VA: 21,2 %; BL: 164, 167 und 36; TZ: 7 bis 10 Min.; FZ: 9 bis 11 Min.; E.: 3,5 km -
Wandsbek: VA: 18,4 %; BL: 162, 164, 262, E 62 und 36; TZ: 7 bis 10 Min.; FZ: ca. 20 Min.;
E.: 5 km) [Ebd. - eigene Berechnungen].
Die Verkehrsanteile der nach Rahlstedt einpendelnden Fu§g�nger und Radfahrer war mit
durchschnittlich 4,1 % sehr gering. Auch die aus den unmittelbar angrenzenden Stadtteilen
Farmsen-Berne (Radverkehrsanteil: 11,3 % - Fu§g�ngerverkehrsanteil: 3,7 %), Jenfeld
(RVA: 11,3 % - FVA: 1,6 %), Tonndorf (RVA: 6,9 % - FVA: 3,7 %) und Volksdorf (RVA:
9,6 %) kommenden Erwerbst�tigen benutzten gr�§tenteils motorisierte private oder
�ffentliche Verkehrsmittel f�r ihren Arbeitsweg. Eine wesentlich st�rkere Bedeutung hatten
Fu§g�nger- und Radverkehr bei den Binnenpendlern: 18,3 % erreichten ihren Arbeitsplatz zu
Fu§, 20,5 % mit dem Fahrrad [Ebd. - eigene Berechungen].
70,8 % der IBEP benutzten ein Kfz f�r den Arbeitsweg. Der in den bisher untersuchten
Zielgebieten festgestellte Zusammenhang zwischen zunehmender Wegedistanz und
wachsendem Kfz-Anteil an der Verkehrsmittelwahl konnte hier nicht so deutlich ausgemacht
werden (siehe Abb. 16): So nahmen die aus Eimsb�ttel (69,9 %), Bergedorf (72,2 %) und



Niendorf (76,4 %) kommenden Pendler, die zum Teil mehr als 15 km weite Wege
zur�ckzulegen hatten und keine direkten �PNV-Verbindungen  vorfanden, weitaus weniger
ein Kfz in Anspruch als die Einpendler aus dem benachbarten Volksdorf (77,2 %) und den
relativ nahe gelegenen Stadtteilen Barmbek-Nord (94,4 %) und Wellingsb�ttel (97,9 %).
Offensichtlich war der Pkw auf diesen Verkehrsrelationen wegen des wesentlich g�nstigeren
Reisezeitverh�ltnisses (Zeitaufwand / Entfernung zwischen Arbeitsplatz und Wohnort)
gegen�ber allen anderen Verkehrsarten (umst�ndliche �PNV-Verbindungen, unattraktive
Fahrradrouten) deutlich im Vorteil.
Mit der Verbesserung der Verkehrsbedingungen f�r Radfahrer (z. B. durch den Ausbau von
Radverkehrswegen) und der Einrichtung attraktiverer �PNV-Tangentialverbindungen
(Anlage von Bussonderspuren und Anschluss Rahlstedts an ein noch aufzubauendes, neues
Stra§enbahnnetz in Hamburg) k�nnte zuk�nftig die Verkehrsmittelwahl der nach Rahlstedt
einpendelnden Erwerbst�tigen zu Gunsten des �PNV und der nichtmotorisierten
Verkehrsteilnahme ver�ndert werden.

Der Einzugsbereich von Bramfeld als C 1 - Zentrum (�u§ere Stadt)
Die Entwicklung des Nebenzentrums Bramfeld als Arbeitsplatzzentrum entsprach in vieler
Hinsicht der von Rahlstedt. Allerdings fiel der Zuwachs an neuen Arbeitspl�tzen
(Besch�ftigte insgesamt - siehe Tab. 49) geringer aus, die Anzahl der ISBP ging sogar um
11,8 % zur�ck. In der Reihenfolge der wichtigsten Arbeitsplatzzentren auf der Stadtfl�che
belegte Bramfeld 1987 den 15. Platz (siehe Tab. 43), bei den C 1- Zentren hatte nur
Wilhelmsburg mehr Arbeitspl�tze zu bieten (siehe Tab. IX b im Anhang).
Der Pendlereinzugsbereich entsprach dem von Rahlstedt weitgehend (vgl. Abb. 16 mit Abb.
17). Auch die Anzahl der IBEP-Str�me > 1 % und der damit erfasste Anteil an allen nach
B r a m f e l d  e i n p e n d e l n d e n  P e r s o n e n  w a r  e t w a  g l e i c h  h o c h .
Die st�rksten Berufspendlerbeziehungen bestanden zu Rahlstedt, Steilshoop und Farmsen-
Berne (siehe Tab. 49).

Im Unterschied zu Rahlstedt verzeichnete Bramfeld nur einen halb so hohen
Berufsbinnenpendleranteil. Insofern musste die Bedeutung Bramfelds als Einpendlerzentrum
f�r die aus den anderen Hamburger Stadtteilen kommenden Erwerbst�tigen weitaus gr�§er
eingesch�tzt werden. Mit dem wesentlich h�heren  IBEP-1%-Wert (Bramfeld: 71 / Rahlstedt:
46) waren die auf Bramfeld gerichteten Einpendlerstr�me auch intensiver als die auf
Rahlstedt bezogenen.

Der an der Bramfelder Chaussee / Wandsbeker Stra§e gelegene Otto-Versand besch�ftigte
etwa 6500 Mitarbeiter -davon ca. 4800 aus Hamburg- und war wichtigstes Pendlerziel in
Bramfeld. Die hier ihrer Arbeit nachgehenden Personen hatten von den Schnellbahnh�fen

Tab. 49: Das C 1 - Zentrum Bramfeld als Einpendlerstadtteil
1987 1970

Besch�ftigte insgesamt 17319 15135
Besch�ftigte aus Hamburg (ISBP)   9177 10401
Anteil an der Gesamtbesch�ftigung in HH (in %)     1,9     1,6
Binnenpendler abs. (in %)   2068 (22,5)   3161 (30,4)
IBEP abs. (in %)   7109 (77,5)   7240 (69,6)
Anzahl der IBEP > 1 %      (71)     26      (72)     25

- damit erfasster IBEP-Anteil (in %)     77,5     76,8
St�rkste IBEP-Str�me abs. (in %) Rahlstedt   745 (10,5) Rahlstedt  673 (9,3)

Steilshoop 431 (  6,1) Barm.-N.  544 (7,5)
Farms.-B.  424 (  6,0) Farms.-B. 513 (7,1)

- damit erfasster IBEP-Anteil (in %)     22,6     23,9
Anteil der IBEP-Str�me aus den Inn. Stadtteilen in %     26,5                nicht bekannt

Quellen: siehe Tab. 41 - Eigene Berechnungen



Wandsbek-Gartenstadt (Linien U 1 und U 2) und Habichtstra§e (U 2) etwa 1 bis 1,5 km lange
Fu§wege (bis zum Haupteingang) zur�ckzulegen. Vier in unmittelbarer N�he des
Kaufhausversandes haltende Buslinien (37, 165, 166, 173) stellten weitere �PNV-
Verbindungen zu den Quellgebieten her. Insgesamt konnten elf Stadtteile (IBEP > 1 %) mit
dem �PNV auf direktem Wege erreicht werden, und zwar Barmbek-Nord (U 2, 166, 173 und
37), Barmbek-S�d (U 2, 37), Eimsb�ttel (U 2), Dulsberg (U 1), Wandsbek (U 1, 165, 166),
Farmsen-Berne (U 1), Volksdorf (U 1), Eilbek (U 1), Poppenb�ttel (165), Sasel (165) und
Winterhude (173).
Mehr als die H�lfte der nach Bramfeld einpendelnden Erwerbst�tigen benutzte ein Kfz f�r
den Arbeitsweg (58,2 %). Wie in Rahlstedt war auch hier keine so deutliche Korrelation
zwischen zunehmender Wegedistanz und wachsendem Kfz-Anteil auszumachen (siehe Abb.
17): So nahmen die aus Wilhelmsburg (45,3 %), Bergedorf (57,0 %) und Lohbr�gge (59,2 %)
kommenden Pendler, die zum Teil mehr als 15 km weite Arbeitswege in Kauf nehmen
mussten und dabei nicht auf direkte �PNV-Verbindungen zur�ckgreifen konnten, in
geringerem Ma§e ein Kfz in Anspruch als die Einpendler aus dem benachbarten
Wellingsb�ttel (84,0 %) und dem relativ nahe gelegenen Rahlstedt (82,0 %). Das Fehlen
attraktiver Tangentialverbindungen im �PNV-System d�rfte auf diesen Relationen das
Verkehrsmittelwahlverhalten der Berufst�tigen wegen des wesentlich besseren
Reisezeitverh�ltnisses (Zeitaufwand / L�nge des Arbeitsweges) zu Gunsten des Pkw
beeinflusst haben.
Mit der Schnellbahn suchten nur 18,6 % der IBEP ihre Arbeitsst�tten in Bramfeld auf.
Verkehrsanteile von mehr als 30 % erzielte die Bahn lediglich auf den Strecken von Bramfeld
nach Wilhelmsburg (54,7 %), Eilbek (40,4 %), Eimsb�ttel (35,4 %), Bergedorf (33,7 %),
Hamm-Nord (32,3 %), Lohbr�gge (31,1 %) und nach Dulsberg (30,4 %) [FHH. Stat. LA,
1993: 208 f. - eigene Berechnungen]. Direkte Schienenverbindungen konnten aber nur die
aus Eilbek, Eimsb�ttel, Hamm-Nord und Dulsberg kommenden Personen in Anspruch
nehmen. Sie hatten 5 bis 10 km lange Arbeitswege zu bew�ltigen, w�hrend die Pendler aus
Wilhelmsburg, Bergedorf und Lohbr�gge zum Teil weiter als 15 km fahren mussten. Die
w�hrend der Hauptverkehrszeit h�ufig verstopften Stra§en und der zeitraubende Weg durch
die Innere Stadt k�nnten die meisten Berufst�tigen aus Wilhelmsburg veranlasst haben, mit
der Schnellbahn zum Arbeitsplatz nach Bramfeld zu fahren. Auch die Erwerbst�tigen aus
Lohbr�gge und Bergedorf d�rften vergleichbar schwierige  Stra§enverkehrsbedindungen
vorgefunden haben, sodass auf diesen Relationen das Angebot des �PNV wegen des
akzeptablen Reisezeitverh�ltnisses erfolgreich mit dem Pkw konkurrieren konnte.
Mit dem Bus kamen 16,8 % der nach Bramfeld einpendelnden Personen. Auf direkte
Busverbindungen hatten Pendler aus Barmbek-Nord (166, 173 und 37), Barmbek-S�d (37),
Wandsbek (165 und 166), Farmsen-Berne (268 und 277), Poppenb�ttel (165), Tonndorf (167
und 271), Sasel (165), Horn (167), Winterhude (173), Jenfeld (167) und Steilshoop (268, 277
und 177) zur�ckgreifen k�nnen. Mindestens jeder F�nfte der aus diesen Stadtteilen
kommenden Erwerbst�tigen nahm auch den Bus f�r den etwa 3 bis 5 km langen Arbeitsweg
in Anspruch. Die h�chsten Verkehrsanteile erzielte der Bus auf den Strecken nach Jenfeld
(37,5 %), Wandsbek (32,4 %), Steilshoop (30,2 %) und nach Barmbek-Nord (28,4 %) [FHH.
Stat. LA, 1993: 208 f. - eigene Berechnungen]. Attraktive Taktzeiten und ein dichtes
Haltestellennetz in den Quellgebieten d�rften daf�r ausschlaggebend gewesen sein.
Der Anteil der Fu§g�nger und Radfahrer an allen IBEP betrug 6,4 %. Lediglich aus den 1 bis
4 km entfernten Nachbarstadtteilen Steilshoop (27,4 %), Barmbek-Nord (18,9 %) und
Wandsbek (18,3 %) kamen viele Einpendler zu Fu§ oder mit dem Fahrrad. Dennoch konnten
die meisten nicht auf ihr Auto verzichten: 36,9 % der Steilshooper, 39,4 % der Wandsbeker
und 41,6 % der Barmbeker Pendler und fast jeder dritte Binnenpendler (der Verkehrsanteil
der Fu§g�nger und Radfahrer lag bei fast 50 %) suchten ihren Arbeitsplatz in Bramfeld mit
dem Pkw auf [Ebd. - eigene Berechnungen].



Als wichtige verkehrsplanerische Ma§nahmen sind
�  die zus�tzliche Anbindung Bramfelds an das st�dtische Schienennetz durch eine

Stra§enbahnringlinie zur St�rkung der �PNV-Tangentialrelationen,
�  die Neukonzipierung des Busliniennetzes (u. a. Einsatz alternativer

Busbetriebsformen, attraktivere Busverbindungen zu den wichtigen
Pendlerherkunftsgebieten)

�  und die Verbesserung der Verkehrsbedingungen f�r Radfahrer (Ausbau des
Radwegenetzes)

in Betracht zu ziehen.

Zusammenfassung (Kap. 5.1.3.2.4.):

Im Zeitraum von 1970 bis 1987 vergr�§erten sich die Pendlereinzugsbereiche aller hier
untersuchten Arbeitszentren. Dies betraf v. a. die Altstadt und Winterhude, wo sich die
Pendlerbeziehungen zu den Stadtteilen der �u§eren Stadt verst�rkten, w�hrend sich die
Beziehungen zur n�her gelegenen Inneren Stadt abschw�chten. F�r Wandsbek, Rahlstedt und
Bramfeld konnte eine Ausdehnung des jeweiligen Einzugsbereichs in n�rdlicher und
s�dlicher Richtung nachgewiesen werden. Im Vergleich dazu hielt sich die Ausweitung der
Einpendlerfelder von Rotherbaum und Harburg in Grenzen. Dennoch pendelten 1987 in f�nf
(Altstadt, Rotherbaum, Wandsbek, Harburg und Bramfeld) der sieben betrachteten
Arbeitszentren weniger IBEP ein als 1970, was u. a. auch mit der abnehmenden
Erwerbst�tigenzahl in Hamburg zusammenhing. Nur in Winterhude und Rahlstedt erh�hte
sich die Einpendler-Zahl. Demnach vergr�§erten sich hier auch die absoluten Werte.
Insgesamt gesehen waren die einzelnen IBEP-Str�me > 1 % schw�cher (ausgenommen sind
Winterhude und Rahlstedt) und l�nger geworden, d. h. f�r viele ISBP nahm die Entfernung
zwischen Arbeits- und Wohnstandort zu.
Die aus der ver�nderten Verteilung der Berufspendlerstr�me > 1 % resultierenden
verkehrlichen Wirkungen konnten beispielhaft an den beiden gro§en Arbeitszentren Altstadt
und Winterhude veranschaulicht werden. In beiden Stadtteilen war mit der Verst�rkung der
Berufspendlerbeziehungen zu den Stadtteilen der �u§eren Stadt eine ãPriorisierungÓ des
MIV bei der Verkehrsmittelwahl der Erwerbst�tigen verbunden. Tab. 50 (s. u.) zeigt, dass
sich mit der zwischen 1970 und 1987 erfolgten Verlagerung der Pendlerherkunftsgebiete aus
dicht besiedelten Stadtvierteln mit guter Schnellbahnerschlie§ung in Au§engebiete mit
weniger guter �PNV-Bedienung (siehe Abb. 10 a und 10 b) die Verkehrsanteile zu Gunsten
des MIV verschoben. Die aus den �u§eren Stadtteilen in die Altstadt und nach Winterhude
einpendelnden Erwerbst�tigen nahmen in weitaus st�rkerem Ma§e den Pkw f�r den
Arbeitsweg in Anspruch -sieht man von den Pendlern aus Wilhelmsburg nach Winterhude
einmal ab- als die aus den Inneren Stadtteilen kommenden Pendler.
Neben siedlungsstrukturellen Ver�nderungen d�rfte aber auch der steigende Lebensstandard
in Verbindung mit der starken Zunahme des Pkw-Besitzes die Rahmenbedingungen f�r den
�PNV und den NMV verschlechtert haben. Offensichtlich war die Tendenz zur Nutzung des
eigenen Pkw umso gr�§er, je unbeschr�nkter die Berufst�tigen auf den Pkw zugreifen
konnten. Untersuchungen zum Modal Split in Hamburg wiesen nach [Morghen, 1982: 33 f.;
Illgmann, 1982: 124 ff.], dass Personen mit voller Pkw-Verf�gbarkeit, deren Anteil seit
vielen Jahren zunahm239, den weitaus gr�§ten Teil ihrer Arbeitswege mit dem eigenen Auto

                                                            
239Zwischen 1976 und 1989 stieg der Anteil der Personen mit voller Pkw-Verf�gbarkeit von 36,3 auf 47,2 %
[Prognos, 1992,1: 28].



zur�cklegten. Zwei Drittel aller Fahrten wurden -nach einer Erhebung des Amtes f�r Verkehr
(Baubeh�rde)- mit dem Pkw gemacht, wenn ein solcher zur Verf�gung stand240.

Auch sozio�konomische Aspekte k�nnten das Verkehrsverhalten der Berufst�tigen
entscheidend beeinflusst haben. Auffallend war, dass Pendler aus den so genannten
Alstertalgemeinden -Stadtteile mit h�herer Pkw-Dichte und hohem Sozialstatus ihrer
Bewohner- wesentlich h�ufiger den Pkw f�r den Weg in die verschiedenen Zielgebiete in
Anspruch nahmen als beispielsweise die aus Wilhelmsburg kommenden Berufst�tigen -  auch
unabh�ngig von der jeweiligen �PNV-Verbindungsqualit�t.
Au§erdem konnte gezeigt werden, dass die Verkehrsmittelwahlentscheidung der
Berufspendler nicht nur von der Qualit�t des �ffentlichen Verkehrsangebots -wobei direkte
Schienenverbindungen einen wesentlich gr�§eren Einfluss auf die Verkehrsmittelwahl
zugunsten des �PNV hatten als attraktive Busverbindungen- abhing, sondern auch von den
im Stra§enverkehr vorgefundenen Bedingungen (Staus auf den Hauptverkehrsstra§en,
begrenzter Umfang des Parkplatzangebots im Zielgebiet).
Eine getrennte Betrachtung der Anteile der einzelnen Verkehrstr�ger nach
Entfernungsbereichen ergab einen deutlichen Zusammenhang zwischen der L�nge des
Arbeitsweges und der Verkehrsmittelwahl: In den meisten Zielgebieten (Ausnahmen:
Bramfeld und Rahlstedt) nahm mit wachsender Distanz zwischen Wohn- und Arbeitsort der
Kfz-Anteil zu. Im Nahbereich (1 bis 3 km) erzielte -auf Kosten der �PNV-Benutzung- der
nicht-motorisierte Verkehr (zu Fu§, Fahrrad) seine h�chsten Verkehrsanteile. Bemerkenswert
war aber die Tatsache, dass die meisten Berufseinpendler selbst auf den kurzen Strecken dem
Auto den Vorzug gaben. Offensichtlich �bten subjektive (unterschiedliche Wertsch�tzung der

                                                            
240Ansatz und Stand des ãIntegrierten Verkehrsentwicklungskonzepts HamburgÓ. Vortrag von J. Ingelmann und
Diskussion auf der 1. Kommissionssitzung am 14.6.94. In: Enqu.-Komm., 1995, Anlageband: 7.

Tab. 50: Verkehrsmittelwahl von Pendlern aus ausgew�hlten Stadtteilen der Inneren und �u§eren
Stadt mit dem Ziel Altstadt und Winterhude -  hier: MIV-Anteile in %  (1987)

a.) A l t s t a d t
Stadtteile der �u§eren Stadt Stadtteile der Inneren Stadt
Zunahme der IBEP-Zahl (relativ) gg� 1970 Abnahme der IBEP-Zahl (relativ) gg� 1970
IBEP-Wert > 1 % (1987)                                              IBEP-Wert < 1 % (1987)

Schnelsen 46,5 % Dulsberg 25,3 %
Hummelsb�ttel 39,7 % Altona-Nord 26,9 %
Poppenb�ttel 44,4 % St. Pauli 25,5 %
Sasel 44,7 % Rotherbaum 29,8 %
Steilshoop 37,8 % St. Georg 16,4 %
Lohbr�gge 37,9 % Hohenfelde 21,7 %
Bergedorf 37,2 % Borgfelde 21,2 %
Ei§endorf 39,2 %
Neugraben-Fi. 39,5 %

b.) W i n t e r h u d e
Stadtteile der �u§eren Stadt Stadtteile der Inneren Stadt
Zunahme der IBEP-Zahl (relativ) gg� 1970 Abnahme der IBEP-Zahl (relativ) gg� 1970
IBEP-Wert > 1 % (1987) IBEP-Wert < 1 % (1987)

Schnelsen 83,5 % Altona-Altstadt 55,3 %
Hummelsb�ttel 67,9 % Altona-Nord 56,2 %
Wellingsb�ttel 74,0 % St. Pauli 35,0 %
Volksdorf 74,7 % Rotherbaum 62,8 %
Bergedorf 67,6 % Hoheluft-Ost 51,8 %
Wilhelmsburg 49,0 % Hoheluft-West 52,6 %

Quellen: FHH. Stat. LA, 1993: 116 ff.; eigene Berechnungen



einzelnen Verkehrstr�ger, Bequemlichkeit, Gleichg�ltigkeit gegen�ber �kologischen
Belangen u. v. m) und objektive Gr�nde (k�rperliche Behinderungen, Fahrten f�r dienstliche
und gesch�ftliche Zwecke w�hrend der Arbeitszeit) einen nicht zu untersch�tzenden Einfluss
auf das Verkehrsverhalten der Berufst�tigen aus. Im Entfernungsbereich von 3 bis 5 km
spielte -ein gutes Angebot (direkte Verbindungen, kurze Takt- und Fahrtzeiten)
vorausgesetzt- der Bus eine gr�§ere Rolle. Die Schnellbahn wurde auf mittleren Distanzen
von 5 bis 10 bzw. 15 km L�nge am st�rksten in Anspruch genommen (Ausnahme
Wandsbek), aber nur dann, wenn Wohn- und Arbeitsplatzstandorte an das Schienennetz
angebunden waren und direkte Verbindungen bestanden. Die h�chsten Kfz-Anteile konnten
in denjenigen Herkunftsgebieten festgestellt werden, die weiter als 10 bzw. 15 km von den
jeweiligen Zielgebieten entfernt waren und nicht �ber attraktive Schienenverbindungen
verf�gten. Besonders oft wurde der Pkw auf den nicht mit Bahnverbindungen ausgestatteten
Tangentialrelationen genutzt.
Verkehrsplanerische Ma§nahmen mit dem Ziel der Umverteilung des Verkehrsaufkommens
vom Kfz auf andere Verkehrsmittel setzen eine gr�§ere Wettbewerbsf�higkeit der
alternativen Verkehrstr�ger voraus. Allerdings ist deren Attraktivit�t auch eine relative
Gr�§e. In dem Ma§e wie die Kapazit�t des Autoverkehrs durch R�ckbau der
Hauptverkehrsstra§en und Reduzierung der Stellpl�tze in den Zielgebieten verringert wird,
d�rfte auch die Bereitschaft der Verkehrsteilnehmer gr�§er sein, auf das eigene Auto zu
verzichten, v. a. dann, wenn attraktive, mobilit�tserhaltende Alternativen bereitstehen. Bei
einem gleichbleibend hohen Attraktivit�tsniveau des MIV l�sst sich die Verkehrsteilung zu
Gunsten der Verkehrstr�ger des Umweltverbundes (�PNV, Fu§- und Radverkehr) kaum
ver�ndern. Solange sie einer starken Konkurrenz durch das Auto ausgesetzt sind, machen die
Attraktivit�tssteigerungen im �PNV und NMV, die einen hohen Kostenaufwand erfordern,
nur wenig Sinn, weil sie die Vorteile des Pkw (schnelle Verf�gbarkeit, Unabh�ngigkeit von
Fahrpl�nen, Wetterschutz, freie Wahl der Fahrtroute, soziales Prestige u. a.) nicht infrage
stellen k�nnen [Illgmann, 1982: 124 ff.]. Anzustreben ist vielmehr eine ãDoppelstrategieÓ, d.
h. dem Kfz-Verkehr wird Verkehrsfl�che zum Fahren und Parken entzogen, und die
Verkehrsangebote f�r Fu§g�nger, Radfahrer und �PNV-Benutzer werden verbessert. Eine
schon 1990 vom M�nchener Institut Sozialdata vorgenommene Befragung in Hamburg kam
zu dem Ergebnis, dass die gro§e Mehrheit der Hamburger (88 %) eine Einschr�nkung des
Autoverkehrs in Verbindung mit einer Verbesserung der �PNV-Qualit�t bef�rworten w�rde
[DW 060290]. Die Erfahrungen in anderen europ�ischen Gro§st�dten best�tigten das
Ergebnis: Dort, wo Busse und Bahnen im Stra§enraum konsequent bevorrechtigt wurden,
nahm die Zahl der bef�rderten Personen um 20 bis 65 % zu [Monheim, 1984,6: 12].

5.1.3.2.5. Verteilung und Entwicklung der Berufsauspendlerstr�me in ausgew�hlten
Stadtteilen

Die starken Pendlerstr�me aus bev�lkerungsreichen Stadtteilen wie Rahlstedt, Billstedt und
Eimsb�ttel in die wichtigen Arbeitszentren der Stadt geben zur Untersuchung Anlass, wo die
aus diesen Stadtteilen kommenden Erwerbst�tigen ihrer Arbeit nachgegangen sind. Am
Beispiel ausgew�hlter Quellgebiete soll herausgefunden werden, wie sich die
innerst�dtischen Berufsauspendler- (IBAP-) Str�me �ber die Stadtfl�che verteilen und ob sich
bestimmte Verteilungsmuster nachweisen lassen. Auch hier werden die von Haack (1981)
verwendeten Kategorien zur Beschreibung der Stadtteile nach ihrer Bedeutung als Quellorte
der erwerbst�tigen Hamburger verwendet241.

                                                            
241Die Anzahl der erwerbst�tigen Bev�lkerung und der Anteil an allen Erwerbst�tigen in Hamburg zeigen die
Bedeutung des betrachteten Stadtteils als Quellort der ISBP.



Der Auspendlerbereich von Eimsb�ttel (Innere Stadt):
Durch den R�ckgang der erwerbst�tigen Bev�lkerung um 29 % (siehe Tab. 51) verringerte
sich die Anzahl der aus Eimsb�ttel pendelnden Personen, und zwar um mehr als 9200 - ein
Hinweis darauf, dass die Mehrzahl der IBAP-Str�me > 1 % an Intensit�t verlor. Der mit den
IBAP-Str�men > 1 % erfasste geringere Anteil an allen Pendlerbeziehungen und die deutlich
schw�cher gewordenen starken IBAP-Verflechtungen mit den beiden City-Stadtteile und mit
Rotherbaum rechtfertigten diese Annahme (siehe Tab. 35).  Demgegen�ber vergr�§erte sich
mit der Zunahme der IBAP-Str�me > 1 % der Auspendlerbereich: Jeweils mehr als 166
Erwerbst�tige aus Eimsb�ttel pendelten bis nach Fuhlsb�ttel, Billbrook und Wandsbek und
legten f�r ihren Weg zur Arbeitsstelle 8 bis 10 km zur�ck. Ansonsten verteilten sich die
IBAP-Bewegungen > 1 % auf alle r�umlich angrenzenden Stadtteile, sodass ein
sternf�rmiges Verteilungsmuster entstand. F�r die meisten der Eimsb�tteler Berufsauspendler
-sah man von den Auspendlern nach Barmbek-Nord, Barmbek-S�d, Hammerbrook und
Klostertor einmal ab- ging die zwischen Wohn- und Arbeitsort liegende Distanz jedoch selten
�ber 5 km hinaus (siehe Abb. 18).

Der Auspendlerbereich von Rahlstedt (�u§ere Stadt):
Die Anzahl der aus Rahlstedt auspendelnden Erwerbst�tigen blieb im Untersuchungszeitraum
weitgehend konstant. Der zwischen 1961 und 1970 zu beobachtende starke Zuwachs an
erwerbst�tigen Einwohnern setzte sich allerdings in den Jahren nach 1970 nicht mehr fort.
Eine Vergr�§erung des Auspendlerbereichs war deshalb auch nicht festzustellen: Die Anzahl
der IBAP-Bewegungen > 1 % ging sogar von 26 auf 24 zur�ck, ihr Anteil an allen
Berufsauspendlerstr�men reduzierte sich von 82 auf 70 %. Am st�rksten verringerten sich
jedoch die intensiven Auspendlerstr�me in die Altstadt und in die Neustadt sowie nach
Wandsbek. Ihre Anteile an allen Pendlerbewegungen gingen von 34,1 auf 25,1 % zur�ck
(siehe umseitig Tab. 52). Das bedeutete, dass sich die meisten anderen IBAP-Str�me > 1 %
kaum abschw�chten.
Im Vergleich zu den Auspendlern aus Eimsb�ttel legten die Rahlstedter Erwerbst�tigen
weitere Wege zwischen Wohn- und Arbeitsort zur�ck. Die meisten hatten Entfernungen von
mehr als 10 km zu �berwinden (siehe Abb. 19).

                                                                                                                                                                                            
Zu den Innerst�dtischen Berufsauspendlern (IBAP) geh�ren diejenigen hamburgischen Erwerbst�tigen, die
ihren Wohnstadtteil zur Arbeit verlassen. Die Anzahl der IBAP ergibt sich aus der Anzahl der erwerbst�tigen
Bev�lkerung minus Anzahl der Binnenpendler (IBBP), minus Anzahl der �ber die Landesgrenzen pendelnden
hamburgischen Erwerbst�tigen, minus Zahl der Zielangabenausf�lle.
Die Anzahl der IBAP-Str�me umfasst jeweils 1 % (und mehr) der Gesamtauspendler des betrachteten Stadtteils.
Der damit erfasste IBAP-Anteil l�sst R�ckschl�sse auf den Grad der Konzentration der IBAP-Str�me auf
wenige Stadtteile zu.
Die st�rksten IBAP-Str�me veranschaulichen die engsten Beziehungen zu einzelnen Stadtteilen.
[Haack, 1981: 213 f.].

Tab. 51: Das B 1 - Zentrum Eimsb�ttel als Auspendlerstadtteil
1987 1970

Erwerbst�tige Bev�lkerung 24745 34849
Anteil an allen Erwerbst�tigen in Hamburg (in %)    3,6    4,2
Anzahl der IBAP 16632 25870
Anzahl der IBAP-Str�me > 1 %    24 (166)    21     (259)

-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)       71,5    81,0
St�rkste IBAP-Str�me abs. (in %) Altstadt:   1731 (10,4) Altstadt:   3634 (14,0)

Neustadt:  1343 (  8,1) Neustadt:  2653 (10,3)
                 Rotherb.:  1109 (  6,7) Rotherb.:  1258 (  4,9)

-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)       25,2    29,2

Quellen: FHH. Stat. LA, 1993: 116 ff.; Haack, 1981: 215 ff. - Eigene Berechnungen



Zum Stadtteil Winterhude erh�hte sich die IBAP-Beziehung von 3 auf fast 5 %, was auf die
wachsende Bedeutung der City-Nord als Arbeitsplatzzentrum auf der Stadtfl�che
zur�ckzuf�hren war.

Der Auspendlerbereich von Billstedt (�u§ere Stadt):
Im Gegensatz zu allen anderen hier betrachteten Stadtteilen nahm die Zahl der erwerbst�tigen
Bev�lkerung in Billstedt zwischen 1970 und 1987 sogar noch zu (siehe  Tab. 53). Mit einem
Anteil von 3,9 % an allen  Erwerbst�tigen  Hamburgs belegte  Billstedt 1987  hinter Rahlstedt
(5,1 %) und vor Eimsb�ttel (3,6 %) den zweiten Rang in der Reihenfolge der Stadtteile nach
der Anzahl der erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung (s. u. Tab. 54). Mit dem anhaltenden
Bev�lkerungszuwachs stieg auch die Zahl der aus Billstedt in die anderen Hamburger
Stadtteile pendelnden Berufst�tigen (siehe Tab. 53). Dass diese Zunahme (1333 Personen)
wesentlich geringer ausfiel als die der erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung (5762 Personen) war
in erster Linie auf den hohen Anteil der Zielangabenausf�lle bei der letzten Volksz�hlung
(allein in Billstedt: 4458 Personen) zur�ckzuf�hren.

Im Vergleich zu dem ebenfalls am Stadtrand gelegenen Rahlstedt blieb die Anzahl der IBAP-
Str�me > 1 % weitgehend konstant, der damit erfasste Anteil an allen
Berufspendlerbeziehungen nahm jedoch um 9 % (siehe Tab. 53) zu. Das bedeutet, dass die
meisten IBAP-Bewegungen > 1 % im Zeitraum von 1970 bis 1987 st�rker geworden sein
mussten. Die Zunahme des 1 %-Wertes von 179 auf 192 und die Intensivierung der st�rksten
Pendlerbeziehungen best�tigten dies. Allerdings ging die Anzahl der in das benachbarte
Billbrook (Industriegebiet) auspendelnden Personen zur�ck, w�hrend die Altstadt 1987
doppelt so viele Erwerbst�tige aus Billstedt anzog wie 1970.

Tab. 52: Das B 2 - Zentrum Rahlstedt als Auspendlerstadtteil
1987 1970

Erwerbst�tige Bev�lkerung 35116 35329
Anteil an allen Erwerbst�tigen in HH (in %)   5,1    4,3
Anzahl der IBAP 24786 25462
Anzahl der IBAP-Str�me > 1 %                 24 (248)    26      (255)

-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)  70    82
St�rkste IBAP-Str�me abs. (in %) Altstadt   :  3037 (12,3) Altstadt   : 3876 (15,2)

Neustadt  :  1627 ( 6,6) Wandsbek:2535 (10.0)
Wandsbek: 1543 ( 6,2) Neustadt  : 2271 (  8,9)

-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)  25,1    34,1

Quellen: siehe Tab.51 - Eigene Berechnungen

Tab. 53: Das B 2 - Zentrum Billstedt als Auspendlerstadtteil
1987 1970

Erwerbst�tige Bev�lkerung 27151 21389
Anteil an allen Erwerbst�tigen in HH (in %)   3,9    2,6
Anzahl der IBAP 19223 17890
Anzahl der IBAP-Str�me > 1 %    26 (192)    25 (179)

-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)   73,5    64,6
St�rkste IBAP-Str�me abs. (in %) Altstadt:    2471 (12,9) Billbrook: 1716 (9,6)

Billbrook: 1523 (  7,9) Neustadt:  1227 (6,9)
Neustadt:  1190 (  6,2) Altstadt:   1110 (6,2)

-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)   27,0    22,7

Quellen: siehe Tab. 51 - Eigene Berechnungen



Der Auspendlerbereich Billstedts ver�nderte sich mit der Ausweitung nach Norden und
S�den sowie mit dem Fortfall von IBAP-Str�men > 1 % zu einigen Stadtteilen der Inneren
Stadt erheblich (siehe Abb. 20), ohne dass sich die Auspendlerwege -insgesamt gesehen-
wesentlich verl�ngert h�tten. Das Verteilungsmuster der Auspendlerstr�me war dem von
Rahlstedt sehr �hnlich, wenn man davon absah, dass auf Grund der r�umlichen Lage Billstedt
st�rkere Beziehungen zu den im S�den der Stadt gelegenen Stadtteilen unterhielt. Die von
den Rahlstedter und Billstedter Erwerbst�tigen zur�ckzulegenden Entfernungen zwischen den
jeweiligen Wohn- und Arbeitsorten fielen in etwa gleich hoch aus.

Der Auspendlerbereich von Langenhorn (�u§ere Stadt):
Die Einwohner- und Auspendlerzahlen verringerten sich im Betrachtungszeitraum um jeweils
20 %. Dennoch d�rften die meisten IBAP-Str�me > 1 % kaum schw�cher geworden sein,
auch wenn ihr Anteil an allen Pendlerbeziehungen von 84 auf 73,2 % zur�ckging. Wie in
Rahlstedt nahm auch in Langenhorn die Intensit�t der st�rksten Auspendlerstr�me -in die
Altstadt und in die Neustadt- deutlich (von 28,1 auf 18,1 %) ab, w�hrend in das r�umlich
benachbarte Fuhlsb�ttel 1987 mehr Erwerbst�tige aus Langenhorn einpendelten als 17 Jahre
zuvor (siehe Tab. 55).

Lagen 1970 noch fast alle Zielstadtteile in der Inneren Stadt, so ver�nderte sich der
Auspendlerbereich Langenhorns mit der Ausweitung von IBAP-Str�men > 1 % auf r�umlich
benachbarte Stadtteile und dem Fortfall solcher Beziehungen zu einigen Stadtteilen der
Inneren Stadt binnen 17 Jahren erheblich (siehe Abb.21). Dadurch verk�rzten sich f�r einige
Auspendler die Arbeitswege. Dennoch mussten die meisten Berufst�tigen gro§e Distanzen
zwischen Wohn- und Arbeitsst�tte �berwinden. Die Entfernungen zur City, zu den
cityangrenzenden Stadtteilen und nach Altona gingen weit �ber 10 km hinaus, nach Billbrook
waren es sogar mehr als 15 km. Andererseits bestanden zu beiden Untersuchungszeitpunkten
starke Berufspendlerbeziehungen zu den auf der Achse (zwischen Langenhorn und City)
liegenden Stadtteilen Fuhlsb�ttel, Winterhude, St. Georg und Rotherbaum, sodass die
Auspendler g�nstige Bedingungen f�r die Benutzung �ffentlicher Verkehrsmittel vorfanden.

Tab. 54: Reihenfolge der Stadtteile nach der Anzahl der erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung 1970-87
Stadtteil 1987 Rang 1970 Rang
Rahlstedt 35116    1 35329    1
Billstedt 27151    2 21389    8
Eimsb�ttel 24745    3 34849    2
Bramfeld 21791    4 25120    4
Winterhude 21163    5 28177    3
Niendorf 17781    6 16184  14
Wilhelmsburg 17240    7 24003    5
Langenhorn 16308    8 20302  10
Quellen: FHH. Stat. LA, 1989. Eigene Berechnungen

Tab. 55: Das B 2 - Zentrum Langenhorn als Auspendlerstadtteil
1987 1970

Erwerbst�tige Bev�lkerung 16308 20302
Anteil an allen Erwerbst�tigen in HH (in %)   2,4    2,5
Anzahl der IBAP 10591 13318
Anzahl der IBAP-Str�me > 1 %    27    25

-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)   73,2    84,0
St�rkste IBAP-Str�me abs. (in %) Altstadt: 1182 (11,2) Altstadt: 2200 (16,5)
  Fuhlsb. :   774 (  7,3) Neust.:   1549 (11,6)

Neust.:      731 (  6,9) Fuhlsb.:   678 (  5,1)
-damit erfasster IBAP-Anteil (in %)   25,4    33,2

Quellen: siehe Tab. 51 - Eigene Berechnungen



Zusammenfassung (Kap. 5.1.3.2.5.):

Die Untersuchung der Auspendlerbereiche ausgew�hlter Pendlerherkunftsgebiete zeigte eine
ver�nderte r�umliche Streuung der Zielstadtteile (IBAP-Str�me > 1 %) zwischen 1970 und
1987. Entsprechend der Arbeitsplatzverlagerung von innen nach au§en (siehe Kap. 5.1.3.2.1.
und 5.1.3.2.3.) schw�chten sich die auf das Zentrum und die Stadtteile der Inneren Stadt
gerichteten Berufsauspendlerstr�me (Ausnahme IBAP-Str�me von Billstedt in die Altstadt)
merklich ab, weil sich die Erwerbst�tigenzahl in Hamburg im Betrachtungszeitraum
verringerte und zunehmend mehr Berufst�tige aus Stadtrandgebieten (v.a. aus Billstedt und
Langenhorn - vgl. Abb. 20 und 21) ihren Arbeitsplatz in den Nachbarstadtteilen oder in
anderen Stadtteilen der �u§eren Stadt fanden - eine Entwicklung von gro§er Bedeutung f�r
die zuk�nftige Stadt- und Verkehrsplanung. Dennoch behielten die meisten Erwerbst�tigen
aus stadtrandnahen Quellgebieten (siehe Abb. 18 bis 21) ihren Arbeitsplatz in der City,
sodass die zwischen Wohn- und Arbeitsort zur�ckzulegenden Distanzen in vielen F�llen
l�nger als 10 km waren. In Eimsb�ttel- einem Stadtteil der Inneren Stadt- zeichneten sich die
durch Suburbanisierung von Arbeitspl�tzen und Wohnbev�lkerung (siehe Kap. 5.1.3.2.1.)
hervorgerufenen Dispersionsprozesse deutlich ab (siehe Abb. 18): So pendelten 1987 weniger
Erwerbst�tige aus Eimsb�ttel in mehr innerst�dtische Zielgebiete. Wegen der starken
Konzentration von Arbeitspl�tzen in r�umlicher N�he (5 Stadtteile mit einem IBAP-
Aufkommen von 3 - 4 %) hatten die meisten der aus Eimsb�ttel auspendelnden Personen im
Vergleich zu den Auspendlern aus Langenhorn, Rahlstedt und Billstedt nur kurze
Arbeitswege (die meisten f�hrten nicht �ber 5 km hinaus) zu bew�ltigen, was die
Verkehrsmittelwahl entscheidend beeinflusst haben d�rfte.
Der in den Tab. XI (im Anhang) dargestellte Vergleich zwischen den aus Eimsb�ttel und
Billstedt pendelnden Erwerbspersonen hinsichtlich der von ihnen f�r den Arbeitsweg
beanspruchten Verkehrsmittel zeigt, dass

�  der MIV-Anteil an allen IBAP-Str�men > 1 % bei den Billstedter Auspendlern
wesentlich h�her ausfiel, v. a. dann, wenn weiter entfernt gelegene Zielgebiete in der
�u§eren Stadt aufgesucht wurden, die nicht direkt mit der Schnellbahn erreicht
werden konnten,

�  der �PNV sowohl von den Billstedter als auch von den Eimsb�ttler Auspendlern
st�rker in Anspruch genommen wurde, wenn sich deren Arbeitspl�tze in Stadtteilen
der Inneren Stadt befanden, die bequem mit der Schnellbahn zu erreichen und
mindestens 6 km von den jeweiligen Herkunftsgebieten entfernt waren,

�  Busverbindungen f�r die aus beiden Stadtteilen kommenden Berufst�tigen von
Bedeutung  (Verkehrsanteil > 18 %) waren, wenn sie im attraktiven Takt verkehrten
sowie Quell- und Zielorte ohne Umsteigezwang miteinander verkn�pften, wobei die
Distanz nicht mehr als 5 (Eimsb�ttel) bzw. 8 km (Billstedt) betrug und
Schnellbahnverbindungen fehlten bzw. nicht  auf direktem Weg zum Ziel f�hrten,

�  hohe Verkehrsanteile von Fu§g�ngern und Radfahrern (> 20 %) v. a. bei den
Eimsb�ttler   Auspendlern (insgesamt 8 Auspendlerstr�me, davon 6 in Stadtteilen der
Inneren Stadt) festzustellen waren, wenn die von ihnen zur�ckzulegenden
Arbeitswege nicht �ber 3 km hinausgingen,

�  auf Relationen mit hohen Fu§g�nger- und Radfahrerverkehrsanteilen eine geringe
Nachfrage nach Verkehrsleistungen der Schnellbahn bestand, auch wenn attraktive
Verbindungen vorhanden waren,

� der MIV-Verkehrsanteil auf den kurzen Wegstrecken meistens h�her ausfiel als der
von  Fu§g�ngern und Radfahrern,

� kurze Arbeitswege viele Berufst�tige von einer Fahrt mit der Schnellbahn abhielten,
nicht aber von der Benutzung des eigenen Kfz.



5.1.3.2.6. Zusammenfassung (Kap. 5.1.):

Die gegenw�rtigen Verkehrsprobleme sind ein Resultat der Ende der 50er Jahre einsetzenden
und bis heute zunehmenden Individualmotorisierung, die in vielf�ltiger Weise die Verkehrs-
und Siedlungsstruktur ver�ndert hat. Voraussetzungen f�r die nicht aufzuhaltende
Ausbreitung des Automobils waren der wachsende Wohlstand breiter Bev�lkerungsschichten
(siehe Kap. 5.1.1.), die Abwanderung von Wohnbev�lkerung und Arbeitspl�tzen an den
Stadtrand bzw. in das Umland (siehe Kap. 5.1.3.) sowie eine auf die F�rderung des MIV
ausgerichtete Nahverkehrspolitik (siehe Kap. 5.1.2.). Zur Verbesserung von Erreichbarkeiten
und zur Beseitigung von Kapazit�tsengp�ssen wurde in der Vergangenheit die
Stra§enverkehrsinfrastruktur st�ndig ausgebaut, was zu einer Ver�nderung der
Standortbedingungen in vielen Gebieten f�hrte. Mit der Verlagerung von Wohnstandorten
und Arbeitsst�tten an den Stadtrand bzw. ins Umland fand nicht nur eine Ver�nderung der
Berufspendlerstr�me hinsichtlich Umfang, Richtung und L�nge statt. Gleichzeitig war ein tief
greifender Wandel bei der Wahl der Verkehrsmittel zu Gunsten des Pkw zu beobachten
(siehe Zusammenfassung des Kap. 5.1.3.2.4.) W�hrend die Belange des MIV durch
autogerechten Stra§enausbau (Verbreiterung der von Stra§enbahnschienen ãbefreitenÓ
Hauptverkehrsstra§en, Ausbau der drei Stra§enringe zur Verbesserung der
Tangentialverkehrsbeziehungen) sowie einem gro§en Angebot an Parkpl�tzen, Tiefgaragen
und Parkh�usern gef�rdert wurden, f�hrten die Abschaffung der einst im Stra§enbild und
Stadtverkehr dominierenden Stra§enbahn und der unvollst�ndige Ausbau des
Schnellbahnnetzes dazu, dass einige Stadtteile der �u§eren Stadt vom st�dtischen
Schienenverkehr abgeh�ngt worden sind. Die vom HVV als Zubringer zu den Schnellbahnen
eingerichteten Busse waren wegen unterlassener Beschleunigungsma§nahmen nicht in der
Lage, gr�§ere Verkehrsanteile zu gewinnen. Nur die leistungsf�higen, �berwiegend auf die
Innenstadt ausgerichteten U- und S-Bahnen sorgen heute f�r attraktive Verbindungen, wovon
haupts�chlich die radialen Verkehrsbeziehungen (Zentrum - Peripherien) profitieren. Dieses
im Wesentlichen auf dem Achsenentwicklungskonzept beruhende Nahverkehrssystem hat
den fr�heren Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen durchaus noch entsprochen. Doch haben
sich die Verkehrsbeziehungen und -bed�rfnisse angesichts der sich vollzogenen siedlungs-
und wirtschaftsstrukturellen Ver�nderungen gewandelt:

� Ein Vergleich der Volksz�hlungsergebnisse von 1970 und 1987 zeigt, dass sich der
Anteil der erwerbst�tigen Wohnbev�lkerung in den �u§eren Stadtteilen von 64,3 auf
70,4 % erh�hte, w�hrend sich der in den Stadtteilen der Inneren Stadt und dem
Zentrum von 35,7 auf 29,6 % verringerte (siehe Kap. 5.1.3.2.1.).

�  Im gleichen Zeitraum nahm der Anteil der Arbeitspl�tze in den Randgebieten von
42,1 auf 47,0 % zu, w�hrend der im Zentralgebiet von 57,9 auf 53 % deutlich
zur�ckging [FHH. Stat. LA, 1987,3 - eigene Berechnungen].

�  Au§erdem sind die traditionellen Einzelhandelsstandorte in der City und in den
Nebenzentren einem zunehmenden Konkurrenzdruck durch autokundenorientierte
Einkaufszentren, SB-Warenh�user und gro§fl�chige Verbraucher- und Fachm�rkte
ausgesetzt, die sich bevorzugt an peripheren Standorten l�ngs der Radial- und
Ringstra§en ansiedeln (siehe Kap. 4.2.4.5.).

Mit der anhaltenden Suburbanisierung von Wohn- und Arbeitspl�tzen und der Konzentration
von Einzelhandels- und Versorgungseinrichtungen an peripheren Standorten bekommen
neben den weiter dominierenden radialen Verkehrsstr�men die tangentialen Beziehungen
gr�§eres Gewicht. W�hrend das Stra§ennetz den ver�nderten Verkehrsbeziehungen heute
noch weitgehend entspricht, gen�gt das �ffentliche Nahverkehrssystem den
Mobilit�tsbed�rfnissen der Hamburger nicht mehr. Abgesehen vom inneren U-Bahn-Ring
(Barmbek - Winterhude - Eppendorf - Harvestehude - Rotherbaum - City - St. Georg -
Hohenfelde - Uhlenhorst - Barmbek) fehlen in Hamburg attraktive Tangential- und



Ringstrecken sowie Verzweigungen in den Au§engebieten. Zahlreiche gr�§ere Quell- und
Zielgebiete, die sich zum Teil zwischen den Entwicklungsachsen herausgebildet haben,
liegen au§erhalb des Schnellbahneinzugsbereichs. Dazu z�hlen

�  Arbeitsplatzzentren wie Flughafen, Luftwerft, Otto-Versand (Bramfeld), DESY
(Lurup), Philips-Medizin-Systeme (Fuhlsb�ttel) und das Universit�tskrankenhaus
Eppendorf,

�  Industrie- und Gewerbegebiete in Gro§ Borstel (Papenreye), Alsterdorf
(Alsterkrugchaussee/Sportallee), Hummelsb�ttel (Lademannbogen), Steilshoop
(Steilshooper Allee), Rahlstedt-Meiendorf (Berner Stra§e), Jenfeld
(Schimmelmannstra§e) und Billbrook,

�  Wohngebiete in Lurup (Fahrenort), Osdorf (Osdorfer Born), Steilshoop, Jenfeld
(Bekkamp), Horn (Dannerallee) Hummelsb�ttel (Tegelsbarg) und Rahlstedt
(Gro§lohe, Rahlstedt-Ost und Hohenhorst),

�  Einkaufszentren in Eppendorf (Eppendorfer Markt), Osdorf (EEZ), Bramfeld und
Jenfeld,

� zahlreiche SB-Warenh�user und gro§fl�chige Verbraucher- und Fachm�rkte in Osdorf
(Rugenbarg), Schnelsen (IKEA), Hummelsb�ttel (Poppenb�tteler Weg) und Lokstedt
(Nedderfeld).

Angesichts der ver�nderten Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen und des daraus
resultierenden tief greifenden Wandels bei der Wahl der Verkehrsmittel gen�gt das im
Generalverkehrsplan (1976) [FHH. Baub., 1976: 15] und in den ãLeitlinien f�r den
NahverkehrÓ (1969) [FHH. BWVL, 1969: 28 f.] formulierte Ziel, den Vorrang des �PNV
gegen�ber dem MIV nur in den Inneren Stadtteilen einzur�umen, den heutigen Umwelt- und
Verkehrsanforderungen nicht mehr. Auch die neue VEP (1995) scheint auf ein
leistungsf�higes, tangentiales Schienennetz in der �u§eren Stadt verzichten zu wollen242.
Wenn die Verkehrsproblematik nicht nur vom Stadtzentrum in einzelne Nebenzentren
verlagert werden soll -ein wichtiger Hinweis liefert das stark zugenommene Kfz-
Verkehrsaufkommen auf den Ringstra§en 2 und 3 im Umfeld gr�§erer Subzentren (siehe
Karten 8 und 9)-, m�sste eine bessere Integration peripherer Arbeitsplatz-, Wohn- und
Einkaufsstandorte in das st�dtische Schienennetz die notwendige verkehrsplanerische
Konsequenz sein. Die gr�§ere Leistungsf�higkeit des �PNV in der Fl�chenbedienung
au§erhalb verdichteter Stadtquartiere l�st die Abh�ngigkeit der Subzentren und Au§enbezirke
vom MIV und tr�gt wesentlich zu einer besseren Wohn- und Lebensqualit�t der hier lebenden
Bev�lkerung bei.

5.2. Verkehrsentwicklungstrends: Prognosen und Szenarien

5.2.0. Einf�hrung

Die Voraussage der zuk�nftigen Personen- und G�terverkehrsnachfrage ist eine wesentliche
Grundlage f�r die Verkehrsplanung. Im Zusammenhang mit der Erarbeitung einer neuen
Verkehrsentwicklungsplanung (VEP) f�r Hamburg (1995) hatte die f�r Verkehrsfragen
zust�ndige Hamburger Baubeh�rde die Arbeitsgemeinschaft Prognos / Kessel + Partner
damit beauftragt, Prognosen und Szenarien zu erarbeiten. Zur Beurteilung von
verkehrspolitischen Ma§nahmen und deren Wirksamkeit erstellte sie zun�chst eine Status
quo-Prognose f�r das Bezugsjahr 1990, die die zu erwartenden Entwicklungen im Bereich
der Verkehrsnachfrage mit Unterstellung der 1990 g�ltigen ordnungspolitischen
                                                            
242Neue leistungsf�hige �PNV-Tangentialverbindungen zwischen Stadtteilen der �u§eren Stadt sind nicht in
der Planung. Lediglich die Strecke zwischen Winterhude - City Nord - Steilshoop soll ã.....entweder mit der
Stadtbahn oder mit hochwertigen Bussystemen erschlossen [werden]Ó [FHH. Baub., 1995: 58].



Rahmenbedingungen absteckte. Anschlie§end wurde die im Analysejahr rekonstruierte
Verkehrsnachfrage bis zum Jahr 2010 fortgeschrieben (siehe Kap. 5.2.1.). Erst danach sind in
den Szenarien die Einfl�sse sich ver�ndernder verkehrspolitischer Rahmenbedingungen f�r
die zuk�nftige Verkehrsentwicklung dargestellt worden. Im Unterschied zu den Prognosen
zielten die Szenarien nicht auf eine exakte Vorhersage des zuk�nftigen Verkehrsgeschehens,
sondern zeigten ein Bild m�glicher Entwicklungen auf. Mithilfe von Verkehrsmodellen,
Simulationen oder Analogieschl�ssen wurde auf der Grundlage bekannter Abh�ngigkeiten
und Zusammenh�nge (Daten zum Verkehrsverhalten, Strukturdaten f�r Bev�lkerung und
Besch�ftigte u. v. m.) die Beantwortung von «was-w�re-wenn-Fragen` versucht. Ziel war es,
die Auswirkungen unterschiedlicher Szenarien (d. h. die Zusammenfassung von Ma§nahmen
mit unterschiedlicher Auspr�gung aus den Bereichen Ordnungspolitik, Infrastruktur und
Organisation) untereinander und gegen�ber der Trendprognose zu bewerten (siehe Kap.
5.2.2.). Im letzten Kapitel will ich die hier zur Anwendung gekommenen Verfahren zur
Ermittlung der zuk�nftigen Verkehrsnachfrage und zur Ergreifung geeigneter Ma§nahmen
zwecks umweltgerechter Steuerung des Verkehrs einer kritischen Betrachtung unterziehen.
Insbesondere ist zu pr�fen, ob das angewandte Verfahren das komplexe Wirkungsgef�ge
raumstruktureller und verkehrlicher Prozesse angemessen beschreiben kann (siehe Kap.
5.2.3.).

5.2.1. Prognosen

Datengrundlagen der Status-quo-Prognose waren
�  die Bundesverkehrswegeplanung (BVWP) 1992, an der auch Prognos / Kessel +

Partner mitgearbeitet hatten, wobei die ãf�r Hamburg und das Umland.....
entsprechenden Teile aus den Prognosen zur BVWP herausgel�st [wurden]Ó
[Prognos, 1992, Kap. 0: 1]

�  und von Prognos / Kessel + Partner durchgef�hrte Haushaltsbefragungen zum
Verkehrsverhalten der Hamburger Bev�lkerung im Bezugsjahr 1990 [Ebd., Kap. 3:
45 ff.].

Die aus der Haushaltsstichprobe hervorgegangene Analyse der Verkehrsnachfrage kam zu
dem Ergebnis, dass die verkehrsrelevanten Entscheidungsprozesse des Einzelnen im
Wesentlichen durch personen- und ortsgebundene Faktoren determiniert waren. Im
Personenverkehr bestimmten Alter, Geschlecht, Beruf und Einkommen sowie die damit
korrelierenden Merkmale Wohnsituation (Wohnung in Hamburg oder im Umland) und Pkw-
Verf�gbarkeit die soziale Situation der Verkehrsteilnehmer. Die r�umliche Verteilung der
Angebote an Arbeits- und Ausbildungspl�tzen, Versorgungs- und Freizeitm�glichkeiten -hier
differenziert zwischen City + Rand (Altstadt, Neustadt und angrenzende Stadtteile) und den
Zielen au§erhalb dieses Bereichs- sowie die Erschlie§ungsqualit�t der Verkehrssysteme (z. B.
Zahl der Umsteigevorg�nge im �PNV, Vorhandensein eines Pkw-Parkplatzes am Zielort)
wurden als wichtigste ortsgebundene Faktoren [Prognos, 1992, Kap. 3: 65 ff.] bezeichnet.
War die Entscheidung, am Verkehr teilzunehmen oder nicht, weitgehend von den
pers�nlichen Merkmalen abh�ngig, so nahmen personen- und ortsgebundene Merkmale
gemeinsam Einfluss auf Verkehrsmittelnutzung und Zielwahl. Entscheidende
Steuerungsgr�§e war hierbei die Erreichbarkeit der Aktivit�tsgelegenheiten, die bestimmt
wurde durch die pers�nliche Verf�gbarkeit von Verkehrsmitteln und durch die r�umliche
Verteilung der Einrichtungen (Arbeitsst�tten, Einkaufs- und Freizeitorte) sowie durch das
Verkehrsmittelangebot.
Die Untersuchung �ber das Verkehrsverhalten der Hamburger Bev�lkerung machte aber auch
deutlich, dass der Umfang der individuellen Verkehrsnachfrage sehr stark durch
Restriktionen bestimmt wurde. Objektive Restriktionen wie Wegezeit und -kosten legten



nicht nur den potenziellen Aktionsraum eines Verkehrsteilnehmers fest, sondern waren f�r
die Verkehrsmittelwahl auch wichtige Komponenten, die allerdings nach Fahrtzweck (hier:
Berufs-, Ausbildungs-, Einkaufs- und Gesch�ftsverkehr sowie Privatreisen) und nach Zielort
(hier: Ziel in City und Rand, Ziel au§erhalb) unterschiedlich gewichtet werden mussten
[Ebd., Kap. 3: 71 ff.]: F�r alle Fahrtzwecke galt, dass Fahrten in den stadtnahen Bereich
wegen der begrenzten Parkplatzkapazit�t und der attraktiven Schnellbahnanbindungen eher
mit dem �PNV angesteuert wurden als mit dem Pkw (siehe Kap. 5.1.3.2.4.
Zusammenfassung). Im Berufs- und Einkaufsverkehr spielten die Wegekosten bei Fahrten in
den Kernbereich eine wesentlich gr�§ere Rolle als die Reisezeit, w�hrend beim Gesch�fts-
und Privatreiseverkehr die Verh�ltnisse umgekehrt lagen.

F�r die Fortschreibung der im Analysejahr 1990 rekonstruierten Verkehrsnachfrage bis zum
Jahr 2010 mithilfe so genannter Status quo-Prognosen bildeten die Bev�lkerungs- und
Besch�ftigtenentwicklungen die zentralen Grundlagen [Ebd., Kap. 5 30 ff.]. Wie auch die
Vorhersage der Einwohnerzahl in Hamburg orientierte sich die Prognose der zuk�nftigen
Entwicklung der Besch�ftigten an den regionalen Strukturdaten des BVWP 92. W�hrend die
Entwicklung der Wohnbev�lkerung bis zum Jahr 2030 auf der Basis der
Volksz�hlungsergebnisse von 1987 fortgeschrieben wurde, konnten die aus der
Arbeitsst�ttenz�hlung von 1987 resultierenden Besch�ftigtendaten mithilfe der von der
Bundesanstalt f�r Arbeit herausgegebenen Statistiken f�r die sozialversicherungspflichtig
Besch�ftigten [Erdmann, 1994,4: 296; M�ller, 1994,4: 293 f.] aktualisiert werden.
Die Bev�lkerungsprognosen lieferten folgende Ergebnisse (vgl. Kap. 2.2.1.):

1. Geringf�gige Zunahme der Einwohnerzahl von 1,66 Mio (1990) auf 1,68 Mio (2000),
danach Abnahme auf 1,63 Mio (2010).

2. Ver�nderung der Altersklassenverteilung bis 2010: Zunahme der Bev�lkerungsgruppe
der �ber 65j�hrigen und Abnahme der Altersgruppe der 20- bis 65j�hrigen gegen�ber
1990.

3. Bev�lkerungszuwachs in peripheren Stadtr�umen: Zunahmen von mehr als 10 % in
Finkenwerder, Hausbruch, Neugraben-Fischbek, Schnelsen, Bergstedt, Duvenstedt,
Lemsahl-Mellingstedt und Wohldorf-Ohlstedt sowie im gesamten Bezirk Bergedorf.

Die Besch�ftigtenprognosen zeichneten folgendes Bild (vgl. 2.2.2.):
1. Zuwachs der Besch�ftigten in Hamburg von 981000 (1990) auf 988000 (2000) und

schlie§lich auf 998000 (2010).
2. Fortsetzung des Strukturwandels zu Gunsten des terti�ren Sektors: Zunahme der Zahl

der Besch�ftigten bei den privaten Dienstleistungen um mehr als 6 %, R�ckgang der
Besch�ftigtenzahl im produzierenden Gewerbe um knapp 4 % im Jahr 2010.

3. Verlagerung der Betriebe des produzierenden Gewerbes aus City u. cityangrenzenden
Stadtteilen in den S�dosten Hamburgs (Billbrook, Lohbr�gge, Bergedorf).

4 .  Konzentration des Handels- und Dienstleistungssektors an schon existierenden
Standorten.

5 .  Starke Zunahme (> 10 %) der Besch�ftigtenzahl im Norden (in Schnelsen,
Fuhlsb�ttel, Gro§ Borstel, Winterhude, Alsterdorf, Ohlsdorf, Langenhorn, Steilshoop,
Bramfeld, Hummelsb�ttel und Poppenb�ttel sowie in den ãWaldd�rfernÓ) und
S�dosten (Allerm�he, Lohbr�gge, Moorfleet, Billwerder und Billstedt).

Die dargestellten Ergebnisse f�r die Gesamtstadt bildeten die Grundlage f�r die Prognose von
Einwohnern und Besch�ftigten in den 55 Grobzonen. Bei der Ermittlung der
Bev�lkerungszahl in den einzelnen Grobzonen f�r das Jahr 2010 wurden Verfahren
angewandt, die die 1990 vorgefundenen Alters- und Geschlechtsstrukturen ihrer jeweiligen
Bewohner ber�cksichtigten. Die Zahl der Besch�ftigten konnte mithilfe des «shift-and-share-
Ansatzes` ermittelt werden. Grobzonale Besonderheiten fanden wegen der unsicheren



Erkenntnisse �ber Ausma§ und Wirkung keine Ber�cksichtigung. Insgesamt sollte in Zukunft
mit folgenden Entwicklungen zu rechnen sein:

�  Trotz Abnahme der Einwohnerzahl Hamburgs im Zeitraum von 1990 bis 2010 um
0,1% pro Jahr werden 14 Grobzonen (s.u.) Bev�lkerungszuw�chse zu verzeichnen
haben, darunter 3 Zonen (Lohbr�gge/Billwerder/Allerm�he/Moorfleet/Billbrook,
Hausbruch/Neugraben-Fischbek, Schnelsen) mit j�hrlichen Wachstumsraten von
1,4%. In 36 Grobzonen wird sich die Einwohnerzahl verringern, wobei
Schrumpfungsraten von 0,3 bis 0,4 % vorherrschen werden.

�  30 Hamburger Grobzonen werden eine positive Besch�ftigtenentwicklung bis zum
Jahr 2010 aufweisen. Darunter befinden sich 5 Grobzonen (Lokstedt, Billstedt,
Schnelsen ,  Fuhlsb�t t te l /Gro§  Bors te l /Ohlsdorf /Als te rdor f  und
Poppenb�ttel/Hummelsb�ttel), die Wachstumsraten von 1 % pro Jahr erreichen
werden. In 25 Grobzonen muss mit einem Besch�ftigtenr�ckgang gerechnet werden -
die st�rksten Arbeitsplatzverluste (1,3 % pro Jahr) sind in Steinwerder zu erwarten.

Unter Ber�cksichtigung der Bev�lkerungs- und Besch�ftigtenentwicklung bis 2010 sowie der
Motorisierungseffekte und einer im Vergleich zum Jahr 1990 unver�nderten Infrastruktur-,
Ordnungs- und Preispolitik wurde abschlie§end eine Status quo-Prognose zur
Verkehrsnachfrage erarbeitet [Prognos, 1992, Kap. 6: 1 ff.]. Danach wird sich das zuk�nftige
Verkehrsaufkommen in Hamburg wie folgt darstellen:

1. Der auf Hamburg bezogene Personenverkehr (Binnenverkehr, grenz�berschreitender
Quell- und Zielverkehr sowie teilweise auch der Transitverkehr) wird von 5,9 (1990)
auf 6,4 Mio (2010) Wege pro Tag zunehmen, wobei zwei Drittel der Zuw�chse aus
strukturell bedingten Zunahmen der individuellen Wegeh�ufigkeiten und ein Drittel
aus der Entwicklung der Einwohnerzahlen resultieren.

2. Mit Ausnahme des �PNV (R�ckgang des Wegeaufkommens von 1,406 auf 1,362
Mio Personenwege/Tag), werden alle anderen Verkehrsmittelarten (MIV: von 2,096
auf 2,417 Mio Pw/T, Fahrrad: von 0,488 auf 0,494 Mio Pw/T, Fu§g�nger: von 1,043
auf 1,074 Mio Pw/T) Zuw�chse zu verzeichnen haben.

3. Die Personenverkehrsnachfrage wird zun�chst bis zum Jahr 2000 stark ansteigen (von
6,0 auf 6,6 Mio Wege/Tag), dann folgt eine geringe Abnahme bis zum Jahr 2010
(6,45 Mio Wege/Tag). Insgesamt wird ein Zuwachs von 13,3 % erwartet. Die gr�§ten
Zuwachsraten werden mit 15 % im Personennahverkehr erzielt, der
Personenfernverkehr wird um 13,1 % anwachsen, der st�dtische Gewerbeverkehr
(einschlie§lich Pkw- und Klein-Lkw-Verkehr) um 7,9 %.

  Im Jahre 2010 ist mit einem Verkehrsaufkommen von knapp 2,7 Mio Pkw-
Fahrten/Tag auf den Stra§en Hamburgs zu rechnen. Konzentrationen von mehr als
150000 Fahrzeuge sind in Altona und in Winterhude zu erwarten. Die st�rksten
Verkehrszuwachsraten werden in den s�d�stlichen Stadtteilen auftreten.

4. Das auf Hamburg bezogene Transportaufkommen wird um 44 % zunehmen, was auf
die starken Zuw�chse im Stra§eng�terverkehr zur�ckzuf�hren ist.

A.  Der Stra§eng�terfernverkehr wird um 64 % von 37600 (1990) auf 61900
(2010) Fahrzeuge ansteigen. In allen Grobzonen -mit Ausnahme von
Klostertor wegen der Verlagerung des Gro§marktes- werden die
Fahrzeugbelastungen zunehmen. �berproportionale Zunahmen sind aber nur
in Zonen mit relativ niedrigem Ausgangsniveau auszumachen. Wegen der
unterstellten Gewerbestandortverlagerungen nach Billbrook und Lohbr�gge
muss in diesen Grobzonen mit einer starken Belastungszunahme gerechnet
werden.

B.  Der Stra§eng�ternahverkehr wird um 43 % von 46000 (1990) auf 61900
(2010) Fahrzeuge ansteigen, und zwar gleichm�§ig im gesamten Stadtgebiet.



Starke Zuwachsraten sind in den Grobzonen Lohbr�gge, Finkenwerder,
Lurup, Bramfeld, Farmsen-Berne, Rahlstedt und Bergedorf zu erwarten,
w�hrend in den Grobzonen Klostertor und Altstadt das Verkehrsaufkommen
zur�ckgehen wird. In 7 Grobzonen (Lohbr�gge, Wilhelmsburg, Altona,
Bahrenfeld, Fuhlsb�ttel, Bramfeld und Wandsbek) ist mit einem
werkt�glichen Lkw-Verkehrsaufkommen von 4000 bis 6000 Fahrzeugen zu
rechnen.

C. Der Gewerbeverkehr mit Fahrzeugen �ber 2,8 t wird um 8 % von 18000 auf
19500 Fahrzeuge ansteigen. Im Gewerbenahverkehr muss mit einer Zunahme
des Verkehrsaufkommens von 6,5 % gerechnet werden, wobei der Pkw-
Fahrtenanteil um 12,6 % zunimmt, w�hrend der Anteil der Klein-Lkw um ca.
7 % zur�ckgeht. Unter r�umlichen Gesichtspunkten ist der Umstand
interessant, dass der Zunahme des Verkehrsaufkommens in den neuen
Dienstleistungszentren (z. B. City Nord) und Gewerbegebieten (z. B.
Bahrenfeld) einer Abnahme in der Inneren Stadt (Alt- und Neustadt)
gegen�bersteht.

1 .  Insgesamt wird das auf Hamburg bezogene Fahrzeugaufkommen um 14 %
anwachsen, wobei die Lkw-Fahrten (G�ter- und Gewerbeverkehr) um 16 % und die
Pkw-Fahrten um 15 % zunehmen werden.

Nachfrageprognosen zum Personennahverkehr [Prognos, 1992, Kap. 6: 47 ff.] wurden
gesondert erarbeitet. Sie fanden ihre Grundlagen in der Methodik der BVWP 92, die mehrere
zu einem System geh�rende Modelle enthielt. Es handelte sich um

� Einwohnerprognosen, die nach soziodemografischen Merkmalen (Alter, Geschlecht,
Einkommen, Wohnsituation pp) und Pkw-Verf�gbarkeit gegliedert waren.

� Wegeh�ufigkeitsprognosen, die die mittlere t�gliche Wegeh�ufigkeit von Personen in
Abh�ngigkeit von soziodemografischen Merkmalen und Wegezwecken unter
Ber�cksichtigung von Ver�nderungen der Pkw-Verf�gbarkeit feststellten.

� Verkehrsaufkommensprognosen, die Einwohner- und Wegeh�ufigkeitsprognosen zur
Ermittlung des Verkehrsaufkommens nach soziodemografischen Merkmalen, Pkw-
Verf�gbarkeit und Wegezwecken kombinierten.

�  Modal-Split-Prognosen, die das nach soziodemografischen Merkmalen, Pkw-
Verf�gbarkeit und Wegezwecken aufgegliederte Verkehrsaufkommen auf die
einzelnen Verkehrsmittel mithilfe von Wahrscheinlichkeitsmodellen der
Verkehrsmittelwahl aufteilten, wobei die ermittelten Wahrscheinlichkeiten je nach
Wegezweck und Bev�lkerungszugeh�rigkeit verschieden und zudem abh�ngig von
der Pkw-Verf�gbarkeit waren.

Die hier vorgenommene deskriptive Analyse soziodemografischer Faktoren auf das
Mobilit�tsverhalten ist zwar notwendig f�r eine grobe Absch�tzung zuk�nftiger
Verkehrsentwicklungen, doch kann nicht davon ausgegangen werden, dass sich die
Treffsicherheit dieser Prognosen auch als befriedigend erweisen wird:
So bilden Raum- und Verkehrsstrukturen wegen der vielf�ltigen R�ckkoppelungseffekte ein
kompliziertes Wirkungsgef�ge, das mit den heute verf�gbaren Prognose-Verfahren kaum
zuverl�ssig abzubilden ist. Zu wenig k�nnen beispielsweise die R�ckwirkungen variabler
Verkehrsangebote auf die Verkehrsmittelbenutzung Ber�cksichtigung finden, zumal die
soziodemografischen Einflussgr�§en (Einwohnerzahl, Einkommensniveau, Alter, Geschlecht
pp) weder den Entscheidungsprozess bei der Wahl des Verkehrsmittels deutlich machen noch
Hinweise zur differenzierten Gestaltung der Verkehrsangebote geben.
Als problematisch stellt sich auch die Prognostizierbarkeit bestimmter Gewohnheiten oder
sozialer Werthaltungen dar: Wandlungen in der Einstellung der Bev�lkerung zur Umwelt, die



durch das zunehmende Wissen �ber die sch�dlichen Wirkungen einer r�umlich und zeitlich
uneingeschr�nkten Pkw-Nutzung hervorgerufen werden, sind nicht einmal mithilfe
komplizierter und aufwendiger Techniken (z. B. Intensivinterviews) zu quantifizieren243.
Dar�ber hinaus d�rfen Umweltbewusstsein und umweltrelevantes Wissen nicht einfach mit
einem umweltorientierten Verkehrsverhalten gleichgesetzt werden [Br�g, 1992, 1; Br�g,
1991: 282 ff.]. Eine Umsetzung des Wertewandels in einen entsprechenden Verhaltenswandel
ist heute noch nicht zu konstatieren [Heine, 1995,6: 370 ff.; Glasauer, 1996, 7: 437 ff.], sieht
man einmal von Situationen ab, wo die erforderlichen Verhaltens�nderungen (Entsorgung
von Altpapier und Altglas, Verwendung von Baumwolltaschen beim Einkauf pp) nicht viel
M�he bereiten. Was aber die Benutzung des eigenen Kfz. angeht, ist das Umweltverhalten
weniger stark ausgepr�gt. Hier stehen offenbar die subjektiv empfundenen Vorteile des Pkw
und ein ausgepr�gtes Besitzstandsdenken im Vordergrund.
Schlie§lich h�ngt das Ma§ der Treffsicherheit von Prognosen nicht nur vom methodischen
Ansatz ab, sondern auch von den Annahmen zur sozio�konomischen und raumstrukturellen
Entwicklung. Wenn sich diese als invariant angenommenen Rahmenbedingungen aber
wesentlich �ndern, sind die auf dieser Basis erstellten Status quo-Prognosen und Szenarien
schnell �berholt.

In der von Prognos/Kessel praktizierten Form scheinen die Prognosen auf eine
kontinuierliche Weiterentwicklung des MIV ausgerichtet zu sein. Sie gehen davon aus, dass
sich der Wachstumsprozess des Stra§enverkehrs von selbst stabilisieren werde [Prognos,
1992, Kap. 6: 4] und deshalb auch kein Bedarf f�r eine D�mpfung des Kfz-Verkehrs bestehe.
Hier wird deutlich, dass viele Verkehrsplaner die dynamische Entwicklung des MIV immer
noch untersch�tzen, was schon in der Vergangenheit von erheblicher Bedeutung gewesen ist.
Mit den vorhergesagten Zunahmen im Stra§enverkehr lie§en sich in der Vergangenheit
Stra§enbauma§nahmen leicht begr�nden.
Tats�chlich stieg zwischen 1990 und 1997 das Verkehrsaufkommen auf den Hamburger HVS
um mehr als 7 % (vgl. auch Kap. 5.1.2.) und lag damit bereits um 50 % �ber der Status quo-
Prognose [HA 100399; Handelsk., 1998: 20]. Diese Entwicklung hat die Handelskammer
zum Anlass genommen, auf der Basis der Verkehrsz�hlungen von 1990 bis 1997 und in
Abh�ngigkeit vom zuk�nftigen Konjunkturverlauf eine eigene Trendprognose (Status quo-
Prognose) zu erstellen, die eine positive Wirtschaftsentwicklung und eine offensive
Stra§enbaupolitik voraussetzt244. Demnach soll das Verkehrsaufkommen im Zeitraum von
1990 bis 2010 um bis zu 30 % steigen, d. h. doppelt so stark wie von der Baubeh�rde in der
Status quo-Prognose errechnet [Handelsk., 1998: 20 f.].245

Der gro§e mit der Erarbeitung von Prognosen betriebene Aufwand auf der einen Seite und
die trotz allem verbleibenden Unsicherheiten der Vorhersagen auf der anderen Seite werfen
grunds�tzlich die Frage auf, ob man zur Beurteilung der zuk�nftigen Verkehrsentwicklung
sich nicht besser auf qualitative Aussagen beschr�nkt, die das komplexe Wirkungsgef�ge
�konomischer, sozialer, raumstruktureller und verkehrlicher Prozesse zu beschreiben
versuchen. Als zentrale Bestimmungsgr�§en f�r die Verkehrsentwicklung waren in der
Vergangenheit von Bedeutung:

                                                            
243Mit diesen Verfahren kann keine vollst�ndige Verhaltensorientierung erreicht werden, da bei der Feststellung
der Verkehrsmittelwahl jeweils nur eine Beobachtung pro Individuum eingeht, sodass man gezwungen ist, die
Nutzengewichte der einzelnen Eigenschaften der Verkehrsmittel als f�r alle Individuen gleich anzunehmen
244Die Handelskammer bezeichnet ihre Prognose als Szenario einer prosperierenden Stadt [Handelsk., 1998:
19].
245�berdurchschnittliche Verkehrszunahmen werden auf den Stra§enringen 2 und 3 sowie auf der Tangente
Nord (Stra§en zwischen dem Horner Kreisel und der Autobahnanschlussstelle Stellingen) erwartet.



�  Ver�nderungen der Raumstruktur durch anhaltende Suburbanisierung von
Wohnst�tten und gewerblichen Arbeitspl�tzen einerseits und durch zunehmende
Konzentration zentrenorientierter Arbeitspl�tze im Dienstleistungs- und
Verwaltungssektor andererseits.

�  Ver�nderungen der Lebens- und Arbeitsformen durch kontinuierliche Zunahme der
freien Zeit, zunehmende Flexibilisierung starrer Arbeitszeitmuster und wachsendes
Anspruchs- und Konsumverhalten.

�  F�rderung raumgreifender Interaktionsm�glichkeiten und entfernungstoleranter
Lebensstile auf Grund fortgesetzter Subventionierung der Transportkosten und
gro§z�giger Kapazit�tserweiterung der Verkehrsinfrastruktur.

�  Zunehmende r�umliche und zeitliche Differenzierung in der Produktion und
Verteilung von G�tern, aber auch in der Erstellung und Inanspruchnahme von
Dienstleistungen.

In der im Anhang dieser Arbeit enthaltenen Darstellung 7 wird gezeigt, wie sich die
beschriebenen Entwicklungstendenzen auf den Verkehrsbereich -nach Fahrtzwecken
betrachtet- niederschlagen.

5.2.2. Szenarien

M�glichkeiten zur Steuerung und Bew�ltigung der prognostizierten Verkehrsentwicklung
werden durch die in der VEP enthaltenen Szenarien aufgezeigt. Dabei fungiert die
Trendprognose als Vergleichsfall, ã.....mit dessen Hilfe die Wirksamkeit der in die Szenarien
aufgenommenen Ma§nahmen beurteilt werden kannÓ [FHH. Baub., 1995: 46}. Alternativ
wurden 3 Szenarien durchgespielt, die in der Darstellung 1 ausf�hrlich beschrieben werden.

Die Szenarien A und B fungieren als Eckszenarien, die nicht nur die in Zukunft m�gliche
Verkehrsentwicklung von zwei extremen Positionen aus beschreiben, sondern dar�ber hinaus
auch den m�glichen Handlungsrahmen abdecken. Aus diesem Grund und angesichts der
Tatsache, dass ã.....die Ma§nahmengestaltung in Szenario C.....Aussagen und Beschl�sse von
Parlamenten und Parteien, Aussagen der Wirtschaft, insbesondere auch der
Automobilindustrie und Entwicklungen, die die Wissenschaft f�r m�glich und
wahrscheinlich h�lt, [ber�cksichtigt]Ó [FHH. Baub., 1995: 56], hat sich die Baubeh�rde mit
dem Szenario C arrangiert. Es soll zu den folgenden prognostizierten Ver�nderungen bis zum
Jahr 2010 f�hren:

�  Im Personennahverkehr soll das MIV-Verkehrsaufkommen (Personenfahrten/Tag)
gegen�ber dem Bezugsjahr 1990 um 3 % zur�ckgehen (entspricht einem R�ckgang
von 15 % im Vergleich zur Trendprognose), w�hrend der Umfang des Fahrrad- und
Fu§g�ngerverkehrs unver�ndert bleibt und der �PNV einen Zuwachs von 30 %
erwarten kann (siehe Abb. 22). Bei der Betrachtung der Fahrtzwecke wird allerdings
deutlich, dass die mit dem Kfz durchgef�hrten Einkaufs-, Privat- und
Gesch�ftsfahrten im Vergleich zu 1990 noch zunehmen werden. Nur im
Berufspendlerverkehr werden mit den Ma§nahmen des Szenarios C die gew�nschten
Verlagerungseffekte auf den �PNV in nennenswertem Umfang erreicht (siehe Abb.
23).

� Die Personenverkehrsleistungen (Verkehrsaufkommen und L�nge des zur�ckgelegten
Weges) nehmen im Pkw-Verkehr innerhalb Hamburgs gegen�ber 1990 geringf�gig
ab, im �PNV werden jedoch deutliche Zuw�chse zu verzeichnen sein (siehe Abb.
24). Bei dieser «bimodalen` Verkehrsaufteilung bleibt der Umfang des Rad- und
Fu§g�ngerverkehrs unber�cksichtigt.



�  Der Wirtschaftsverkehr246 mit einem Anteil von 30 % am Gesamtaufkommen im
motorisierten Stra§enverkehr wird auch in Zukunft im Wesentlichen auf der Stra§e
abgewickelt werden, wobei der �berwiegende Teil des Fahrzeugaufkommens auf das
Konto des Pkw geht. Insgesamt wird sich das Wirtschaftsverkehrsaufkommen (Kfz-
Fahrten/Werktag) gegen�ber 1990 leicht erh�hen (siehe Abb. 25).

�  Das Aufkommen im G�terverkehr (Mio t/Jahr) wird deutlich �ber dem des
Bezugsjahres 1990 liegen (siehe Abb. 26), wobei der weitaus gr�§te Teil an die
Stra§e gebunden ist.

�  Die Verkehrsleistungen (Tonnenkilometer/Werktag) im G�terverkehr fallen beim
Lkw dementsprechend am gr�§ten aus (siehe Abb. 27).

� Trotz des Anstiegs der Lkw-Fahrleistung wird ein R�ckgang der Kfz-Fahrleistungen
(km/Jahr) im Hamburger Stra§ennetz gegen�ber 1990 um ca. 7 % erwartet, weil ein
Teil des auf Hamburger Stra§en dominierenden Pkw-Verkehrs verlagert werden kann
(siehe Abb. 28).

� Energieverbrauchsreduzierungen (um gut 20 % gegen�ber dem Trendszenario - siehe
Abb. 29) und r�ckl�ufige Fahrverkehrsleistungen im Stra§enverkehr (s. o.)
erm�glichen einen R�ckgang des CO2-Aussto§es (siehe Abb. 30), eine Reduzierung
der Luftschadstoffe (siehe Abb. 31) und eine geringere Anzahl der Unf�lle (siehe
Abb. 32) gegen�ber 1990 und dem Trend-Szenario.

5.2.3. Bewertung

Das von der Baubeh�rde entwickelte Verfahren, mithilfe von alternativen Szenarien die
zuk�nftige Verkehrsentwicklung abzusch�tzen und den daraus resultierenden
Handlungsrahmen abzugrenzen, ist eindeutig: Neben einer Status quo-Variante
(Trendszenario) und zwei deutlichen Kontrastvarianten (Szenarien A und B) soll eine vierte
Variante (Szenario C) als Kompromiss zwischen Mobilit�tsbed�rfnissen -in Gestalt der
Wohlfahrtsziele247- und Umwelterfordernissen -in Gestalt der Schutzziele248- erscheinen. Aus
raumordnungs- und umweltpolitischer Sicht sind jedoch die im Szenario C beschriebenen
Entwicklungstendenzen (s. o.) als zu wenig weitgehend und mutig zu interpretieren, da keine
weiteren Optionen zur Verringerung des Verkehrs bis zum Jahr 2010 offen gehalten werden.
Von der geforderten Trendwende in der Verkehrspolitik kann keine Rede sein. Stattdessen
sind einige zentrale Annahmen der hier vorgenommenen Verkehrsprognose, die als
Grundlage des Handlungskonzepts gew�hlt wurde, kritisch zu hinterfragen. Zum einen ist mit
Bedauern festzustellen, dass die Wirkung der als invariant angenommenen Indikatoren f�r die
zuk�nftige Verkehrsentwicklung (Bev�lkerung, Motorisierung, Mobilit�t [FHH. Baub.,
1995: 8 f. und 48 f.]) -analog zur Wirkung preis-/ordnungspolitischer (u. a.
Kraftstoffpreiserh�hung, Anhebung von Verwarn- und Bu§geldern, Road-pricing),
infrastruktureller (u. a. Ausbau von Stra§en-, Schienen-, Fu§- und Radwegen)  und
organisatorischer (u. a. Taktzeitenverdichtung und Verkehrsmanagement) Ma§nahmen [Ebd.:
                                                            
246ãZum stra§engebundenen Wirtschaftsverkehr geh�ren der gesamte G�terverkehr sowie die Fahrten in
Aus�bung des Berufes, [wozu].....als Teilmenge des Personenverkehrs der Fahrtzweck gesch�ftliche/dienstliche
Erledigung sowie der Gewerbeverkehr mit Klein-Lkw [z�hlt]Ó [FHH. Baub., 1995: 63].
247Die Wohlfahrtsziele formulieren Interessen (z. B. Arbeitsplatzsicherung), f�r die ein funktionierendes
Verkehrssystem unverzichtbar ist. Deshalb sind u. a. die F�rderung der Standortqualit�t, die Gew�hrleistung der
Verkn�pfung st�dtischer Funktionen und die Verbesserung der Erreichbarkeiten sicherzustellen [FHH Baub.,
1995: 10].
248Die Schutzziele orientieren sich an der Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Umwelt. Es geht um die
Erhaltung der nat�rlichen Lebensgrundlagen in der Region, die Verringerung der verkehrsbedingten
Schadstoffe, die Verbesserung der Verkehrssicherheit, die Reduzierung zus�tzlicher Fl�cheninanspruchnahme
und um die Verminderung des Energieverbrauchs [FHH. Baub., 1995: 10].



31 f. u. 73 f.]- nicht einer Sensitivit�tsbetrachtung unterzogen wurde, obwohl eine Reihe
dieser Rahmenbedingungen genauso gro§e Unw�gbarkeiten aufweist wie z. B. die
Entwicklung der mit dem Autofahren verbundenen Kosten (s. o.). So w�re es durchaus
angebracht gewesen, die Wirkung des Kfz-Bestandes im Szenario zu variieren, um die daraus
resultierenden Folgen f�r die weitere Verkehrsentwicklung darzustellen. Zum anderen weisen
einige Indikatoren ausgepr�gte Interdependenzen auf, die bei der Erarbeitung der neuen VEP
nicht deutlich genug herausgearbeitet wurden. Die mangelhafte Ber�cksichtigung bestimmter
Zusammenh�nge kann an zwei Beispielen dargestellt werden:

1. Die Annahme einer konstanten Angebotsqualit�t:
Offensichtlich wird in der VEP die Angebotsqualit�t der einzelnen Verkehrstr�ger als
konstant unterstellt, was sich als problematisch erweist. So ist -erstens- darauf hinzuweisen,
dass das Szenario C Planungen enth�lt, die bereits vor dem Ende des Prognosehorizontes
(2010) realisiert sein werden (z. B. Ortsumgehung Fuhlsb�ttel, Ausbau der
Sengelmannstra§e, Ausbau wichtiger Tangentialverbindungen), woraus sich zwangsl�ufig
Ver�nderungen der Angebotsstruktur mit Auswirkungen auf die Verkehrsmittelwahl ergeben.
Au§erdem ist -zweitens- das hier angewandte Verfahren der Bedarfsplanung auf der
Grundlage von Prognosen sehr kritisch zu beurteilen, weil dieses Verfahren v. a. als Ma§stab
f�r einen weiteren Stra§eninfrastrukturausbau (siehe Umfang der Stra§enbauma§nahmen im
Szenario C) genutzt werden soll und sich damit wieder nur als «self-fulfilling-prophecy`
offenbart, statt die Aufgabe eines «Fr�hwarnsystems` zu �bernehmen, das
Verkehrsproblemen rechtzeitig durch geeignete Ma§nahmen entgegenzuwirken versucht. Die
M�glichkeit, Szenarien als Instrumente einer Potenzial- und Folgenabsch�tzung
unterschiedlicher Gestaltungsans�tze anzuwenden, bleiben somit ungenutzt. Schlie§lich sind
-drittens- die Auswirkungen m�glicher ãAttraktivit�tsverschiebungenÓ auf die modale
Struktur der Verkehrsleistung in den Szenarien unber�cksichtigt geblieben, obwohl als
bekannt vorausgesetzt werden muss, dass die Attraktivit�t eines Verkehrsmittels immer eine
relative Gr�§e ist. In dem Ma§e wie z. B. der Kfz-Verkehr durch restriktive Ma§nahmen
(Stra§enr�ckbau, hohe Abgaben und Steuern, Stellplatzreduzierung u. v. m.) gebremst wird,
erh�ht sich unter der Voraussetzung einer entsprechenden F�rderung auch die Attraktivit�t
der Verkehrsmittel des Umweltverbundes. Seit Jahren ist bekannt, dass bei einem gleich
bleibend hohen Attraktivit�tsniveau des Kfz-Verkehrs sich die Verkehrsteilung zu Gunsten
des �PNV und NMV aber nur geringf�gig ver�ndern l�sst [Kirchhoff/St�veken, 1990,3: 34
ff.; Albers, 1983: 223 f.; Kossak, 1991,4: 16 f.; Illgmann, 1982: 124 ff.].

2. Zusammenhang zwischen Infrastrukturausbau und Verkehrswachstum:
Eine herausragende Bedeutung f�r die Steuerung der Verkehrsnachfrage besitzt v. a. der
Verkehrswegebau. Und auch f�r die Zukunft werden ernst zu nehmende Gr�nde -
Verbesserung der Verkehrsverh�ltnisse mittels Leichtigkeit und Fl�ssigkeit des
Autoverkehrs, die Beseitigung von Engp�ssen und B�ndelung des Verkehrs auf
leistungsf�higen Haupt- und Umgehungsstra§en, Sicherung des Wirtschaftsverkehrs,
Verbesserung des Wohnumfeldes [FHH. Baub., 1995: 26 f.]- f�r weitere
verkehrsinfrastrukturelle Ma§nahmen genannt. Das der VEP zu Grunde liegende Szenario C
ber�cksichtigt daher nicht nur die derzeitige Verkehrsinfrastruktur und die im BVWP 92 als
�berhang eingestufte Ortsumgehung Fuhlsb�ttel mit Anbindung an die A 7 sowie den Bau
der 4. Elbtunnelr�hre (beide Stra§enbauprojekte sind bereits realisiert worden), sondern
bezieht dar�ber hinaus entsprechend dem vordringlichen Bedarf des BVWP auch den Aus-
und Neubau von Autobahnen249 in seine Prognose der Verkehrsentwicklung bis 2010 mit ein.

                                                            
249Folgende Stra§enbauprojekte sind entsprechend dem vordringlichen Bedarf des BVWP vorgesehen: Anlage
zus�tzlicher Fahrstreifen auf der A 7 zwischen Stellingen und Schnelsen-Nord und auf der A 1 zw. Billstedt und



Zwar sollen diese Stra§enprojekte in erster Linie f�r den Fernverkehr bestimmt sein, aber sie
werden doch in weiten Teilen vom Nah- und Fernverkehr gemeinsam genutzt. In einer
Untersuchung der Gesellschaft f�r Wohnungs- und Siedlungswesen [GEWOS, 1982: 42]
konnte die verkehrserzeugende Wirkung im Zusammenhang mit dem Ausbau der A 7 schon
1982 nachgewiesen werden, indem gezeigt wurde, dass die im Hamburger Raum ablaufenden
Suburbanisierungsprozesse auch Gebiete erfassten, die vor dem Autobahnausbau au§erhalb
�blicher Pendlerreichweiten gelegen hatten und auf Grund schlechter Erreichbarkeit weniger
besiedelt worden waren. Ohne diese Erfahrungen bei der Erarbeitung der neuen VEP
ber�cksichtigt zu haben, geht die Baubeh�rde -�berzeugt von der Unabh�ngigkeit des
Verkehrswachstums vom Infrastrukturangebot- davon aus, den Stra§enfernverkehr durch den
Infrastrukturausbau schneller und umweltschonender abwickeln zu k�nnen250. Ob aber eine
wirksame Entlastung Hamburgs vom Verkehrsdruck durch weitere Neu- und
Ausbauma§nahmen der mit Bundesmitteln bezuschussten Fernverkehrsstra§en erreicht
werden kann, muss aus mehreren Gr�nden kritisch hinterfragt werden:

� Kurzfristige Entlastungen vom Durchgangsverkehr, dessen Anteil am gesamten Kfz-
Verkehr bei 3,9 % (1990) lag [FHH. Baub., 1995: 51], sind auf Grund der langen
Planungs- und Umsetzungszeiten ohnehin nicht zu erzielen.

�  Im Verh�ltnis zu den erwarteten inner�rtlichen Entlastungen werden die
au§er�rtlichen Verkehrsbeeintr�chtigungen durch Emissionen und Fl�chenverbrauch
oft untersch�tzt. Diese neuen Belastungen werden v. a. die bisher immissions�rmeren
Randlagen treffen.

�  Zusammen mit dem Ausbau innerst�dtischer Stra§en wird die Kapazit�t des
Hauptverkehrsstra§ennetzes erh�ht und weiteres Verkehrswachstum erzeugt. Dieser
in der Verkehrswissenschaft �ber Jahre heftig diskutierte Zusammenhang zwischen
Verkehrswachstum und Infrastrukturausbau fand mittlerweile durch zahlreiche
Untersuchungen (vgl. auch Kap. 4.2.5.) Best�tigung. Im Einzelfall bleibt die
Quantifizierung des durch neue Stra§enprojekte induzierten Neuverkehrs eine
interessante Forschungsaufgabe.

� Mit zunehmendem Kfz-Verkehr auf Hamburgs Stra§en m�ssten dar�ber hinaus auch
mehr Fl�chen f�r den ruhenden Verkehr bereitgestellt werden, was angesichts der
Fl�chenknappheit versch�rfte Konflikte mit anderen Nutzungsanspr�chen
heraufbeschw�ren w�rde.

�  Trotz gr�§ter baulicher Anstrengungen -von deren Finanzierbarkeit einmal
abgesehen- sollte auf Dauer nicht jede Nachfrage im MIV befriedigt werden.

Au§erdem sind mit dem Ausbau des Fernstra§ennetzes erhebliche Folgen f�r die
Raumstruktur verbunden:

� Vor dem Hintergrund steigender Motorisierung und niedriger Transportpreise sowie
der Bereitschaft, ein bestimmtes Zeitbudget f�r die Verkehrsteilnahme zu akzeptieren
(z. B. l�ngere Arbeitswege, entfernungsintensive Aktivit�ten im Freizeitbereich),
erm�glicht die Verbesserung der Infrastruktur nach dem Handlungskonzept der VEP
(siehe Szenario C) die weitere Ausdifferenzierung von Anspr�chen in allen
Aktivit�tsbereichen, was angesichts der abnehmenden Bindung an bestimmte
Standorte (siehe Kap. 4.2.4.6.) zwangsl�ufig zu einer Ausweitung der individuellen
Aktionsr�ume f�hren muss.

� Daraus resultiert eine gr�§ere Beweglichkeit der Standorte von Personen, G�tern und
Dienstleistungen. Man denke an

                                                                                                                                                                                            
dem Dreieck S�dost; Bau der A 20 als Westumfahrung Hamburgs; Bau der A 26 nach Stade; Bau der A 263 als
Ostumfahrung Hamburgs; Ausbau der B 404 zur Autobahn (A 21) [FHH. Baub., 1995: 20 f., 57 f. und 82].
250Die Baubeh�rde sichert zu, ã.....die im Bedarfsplan des Bundes enthaltenen [Stra§enbau-]
Ma§nahmen.....nachdr�cklich [zu verfolgen].Ó Ziel ist es, den ã.....Fernverkehr, dessen Quelle oder Ziel nicht im
Raum Hamburg liegt, f�r die Bev�lkerung m�glichst vertr�glich zu f�hrenÓ [FHH. Baub., 1995: 15].



1 .  Stadt-Umland-Wanderungen der Wohnbev�lkerung251, die den hohen
Grundst�ckspreisen und den L�rm- und Abgasbelastungen des Stadtkerns
entflieht, um sich in attraktiver Wohnumgebung mit noch weitgehend intakter
Natur niederzulassen, ohne auf die Vorteile der Stadt (z. B. kulturelle
Angebote) verzichten zu m�ssen,

2. Verlagerungen von Unternehmen bzw. von betrieblichen Teilfunktionen an
nicht-integrierte Standorte,

3. Ansiedlungen von Einkaufs- und Freizeitst�tten auf der «gr�nen Wiese`
4. und Konzentrationen von h�herwertigen Dienstleistungseinrichtungen in den

Zentren.
�  Mit der Ausweitung der Siedlungsbereiche und der zunehmenden r�umlichen

Trennung der Nutzungsfunktionen (Arbeiten, Wohnen, Einkaufen, Sich erholen an
jeweils unterschiedlichen Standorten) in Verbindung mit der beginnenden Aufl�sung
polyzentraler Strukturen (z. B. durch die Konkurrenz von Einkaufszentren an der
Peripherie in autoverkehrsg�nstiger Lage) ist das gesamte Raumgef�ge
Ver�nderungen unterworfen.

�  Der beschriebene und noch lange nicht abgeschlossene Raumnutzungswandel
(Entwicklung zu einer mehr autoorientierten Siedlungsstruktur) wird wiederum
Einfluss auf die Verkehrsabl�ufe nehmen, indem mit l�ngeren Wegen, mit einer
zunehmenden Individualisierung der Verkehrsvorg�nge auf Grund gr�§erer
Abh�ngigkeit vom eigenen Kfz sowie mit einem zunehmenden Ungleichgewicht
zwischen Nachfrage und Angebot an �ffentlichen Verkehrsleistungen zu rechnen ist.

In diesem Zusammenhang m�ssen Untersuchungen �ber verkehrserzeugende und
verkehrsvermeidende Raumstrukturen gef�rdert und nicht zuletzt die Ursachen und
Erscheinungsformen der Mobilit�t unter dem Aspekt einer nachhaltigen Stadt- und
Verkehrsentwicklung hinterfragt werden. Entsprechend sollten Ma§nahmen zur Entlastung
des Stra§enverkehrsnetzes sowie zur Verlagerung vom Kfz-Verkehr auf umweltschonendere
Verkehrstr�ger an Bedeutung und auch an Akzeptanz gewinnen.

5.3. Die Push-and-Pull-Strategie als Grundlage f�r ein neues Verkehrskonzept

5.3.0. Einf�hrung

Seit vielen Jahren wird in Hamburg �ber die Beruhigung des stetig wachsenden Verkehrs252

diskutiert. Denn die massenhafte Nutzung des Automobils hat neben einer Reihe von
Vorteilen auch erhebliche Beeintr�chtigungen und Risiken f�r den Menschen und f�r die
Umwelt gebracht (siehe Kap. 2.1.), und im Zusammenhang mit den dadurch angesto§enen
Diskussionen r�ckt das Auto als «Umweltverschmutzer` ins Bewusstsein vieler Menschen.
Offenbar wissen sie recht gut Bescheid �ber die Belastungen, die mit dem Autoverkehr f�r
Stadt und Umwelt verbunden sind. Jedoch sind die Reaktionen auf diese Erfahrungen nicht
einheitlich. �ber die Bedeutung des Automobils in unserer Gesellschaft wird kontrovers
diskutiert, und der Streit spaltet die B�rger in zwei Lager: F�r die einen ist das Automobil

                                                            
251Der FNP-Entwurf geht von einer zunehmenden Einwohnerzahl (etwa 130000 bis zum Jahr 2010) in der
Metropolregion aus, wobei ãdieser Zuwachs.....im wesentlichen auf das Umland entfallen [wird]Ó [FHH. Steb.,
1996a: 84].
252Schenkt man der Trendprognose der neuen VEP Glauben, so sind S�ttigungstendenzen bei den
Verkehrsleistungen nicht zu erwarten [FHH. Baub., 1995: 8 und 48 f.].
Auch die Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ der Hamburgischen B�rgerschaft geht auf Grund der
zunehmenden Pendlerverflechtungen und Freizeitverkehre von einem zuk�nftigen Zuwachs der
Verkehrsbed�rfnisse aus [Enqu.-Komm., 1995,1: 14]



wegen seiner Vielseitigkeit unverzichtbarer Bestandteil des t�glichen Lebens. Es ist etwas
Selbstverst�ndliches und Garant f�r Chancengleichheit, Wohlstand und Freiz�gigkeit.
Einflussreiche Kammern und Verb�nde teilen diese Einsch�tzung (siehe Kap. 5.1.1.) und
betonen die Notwendigkeit des Stra§enausbaus. Eine wachsende Zahl von Kritikern verurteilt
jedoch die autofreundliche Politik der letzten Jahrzehnte als Irrweg253, an dessen Ende
bleibende Umweltsch�den stehen. Eine schon 1989 vom M�nchener Institut Socialdata in
Hamburg vorgenommene Untersuchung �ber die Meinung der Bev�lkerung zu
Verkehrsfragen hat gezeigt, dass viele Menschen eine Neuorientierung der Verkehrspolitik
w�nschen [DW 060290; TAZ 060290]. Diese Aussage wurde durch eine vom Hamburger
Abendblatt durchgef�hrte Umfrage unter den Lesern der Zeitung im Dezember 2000 wieder
best�tigt254.
Die von einer kritischen �ffentlichkeit schon in den 80er Jahren angesto§ene Diskussion �ber
die zuk�nftige Verkehrspolitik hat noch kein Umdenken bei Politikern und Verkehrsplanern
bewirkt. Sie gehen davon aus, dass das Kfz auch zuk�nftig das dominierende Verkehrsmittel
bleiben wird. Es sei nicht nur Voraussetzung, sondern auch Folge unserer arbeitsteiligen
Wirtschaft und damit Garant unseres gesellschaftlichen Wohlstands. Auch raumstrukturell sei
die Funktionsteilung zwischen Zentrum und Nebenzentren ohne das Auto kaum denkbar. Im
Zusammenhang mit der Diskussion �ber die Bew�ltigung der Verkehrsprobleme weisen sie
gern auf fehlende Verkehrsalternativen und auf noch nicht ausgesch�pfte
Entwicklungspotenziale im Stra§enverkehrsbereich hin (Kap. 5.3.1.). Verbesserungen im
Verkehrssystem sollten daher nicht gegen das Kfz. gesucht werden. Optimierungen
vorhandener Technologien w�rden einen wesentlichen Ansatz zur L�sung der
Verkehrsproblematik bieten.

5.3.1. Fahrzeug- und verkehrstechnische Konzepte zur Bew�ltigung der Verkehrskrise

Um dem Automobil als individuellem Verkehrstr�ger auch in Zukunft eine dominierende
Rolle im Verkehrssystem zu sichern, sollen durch forcierte Investitionen in Verkehrs- und
Fahrzeugtechnik die technologischen Potenziale f�r einen �konomisch und �kologisch
verbesserten Stra§enverkehr erschlossen werden. Auch die Automobilhersteller -allen voran
die Volkswagen AG- sind davon �berzeugt, dass kurz- bis mittelfristig noch erhebliche
M�glichkeiten zur Entlastung der Umwelt durch technischen Fortschritt im Bereich Motor,
Antrieb und Verkehrssicherheit zur Verf�gung st�nden [VW, 1995b: 12 ff, 29 f., 41 ff. und 90
f.]:

�  Kleinere Fahrzeuge senkten den Energieverbrauch, sodass eine
Kraftstoffverbrauchsminderung um 25 % bis zum Jahre 2005 (bezogen auf das Jahr
1990) m�glich sei.

� Die Ausstattung der Kfz mit Abgaskatalysatoren und Dieselfiltern werde den bereits
reduzierten Aussto§ von Stickoxid, Kohlenmonoxid und Staub noch weiter
verringern. Dagegen sei die Situation beim klimawirksamen CO2 pessimistischer
einzusch�tzen, weil die bislang verf�gbare Abgasreinigungstechnik nicht ausreiche,
den CO2-Aussto§ zu vermindern.

                                                            
253Als bedeutende au§erparlamentarische Organisationen haben mehrere Einzelgewerkschaften (�TV, IGM,
GdED) und der DGB Kritik an der autoorientierten Verkehrspolitik ge�bt und sich f�r eine Trendwende in der
Verkehrspolitik und -planung ausgesprochen. Mit ihren Forderungen nach umweltvertr�glicher
Automobilproduktion, �PNV-Ausbau, Verbesserung der Verkehrssicherheit durch technische Ma§nahmen und
Geschwindigkeitsbeschr�nkungen sowie steuerpolitischer Beg�nstigung von Schienenverkehr und �PNV wird
die Verkehrsproblematik innerhalb einer kritischen �ffentlichkeit weiter verfolgt und damit auch f�r Politiker
und Verkehrsplaner aktuell gehalten [AKE, 1995].
254Mehr als 62 % der Befragten w�nschen sich mehr Radwege, 59 % w�rden die Einf�hrung der Stra§enbahn
begr�§en, und 54 % sprechen sich f�r mehr Tempo-30-Zonen aus [HA 201299].



�  L�rmreduzierende Technologien wie die Motorkapselung k�nnten bald zur
standardm�§igen Ausr�stung in allen Fahrzeugklassen geh�ren. Auch die
Entwicklung von gleicherma§en leisen wie haltbaren Reifen sei in den letzten Jahren
vorangekommen.

�  Sicherheitstechnologien wie Antiblockiersystem oder Airbag machten einen immer
gr�§eren Anteil im Pkw-Bestand aus, sodass die Unfallsch�den k�nftig erheblich
verringert w�rden.

� Verkehrsleitsysteme k�nnten die Kapazit�t des Stra§ensystems erh�hen, �berfl�ssige
Suchfahrten vermeiden und die Staugefahr entsch�rfen.

�  Ein gro§es Potenzial im Bereich der Kraftfahrzeugtechnik liege langfristig in der
Entwicklung schadstoffarmer Autos mit Elektro-, Hybrid-, Solar- und
Wasserstoffantrieb.

Ob die Optimierungen vorhandener Technologien und Werkstoffe sowie die Innovationen im
Bereich der Verkehrsorganisation ausreichen werden, die mit dem Stra§enverkehr
verbundenen Probleme zu l�sen, ist allerdings ungewiss:
1. Trotz der Erfolge der Automobilhersteller bei der Verbrauchsreduzierung wird im
Stra§enverkehr noch viel Energie verschwendet. Weiterhin ist der Kfz-Verkehr der Bereich
mit steigendem Prim�renergieverbrauch. Denn der technische Fortschritt zur Verringerung
des Energieverbrauchs ist in den vergangenen Jahren durch mehr Gewicht255, steigende
Motorleistungen256 und h�here Motorisierung (siehe Tab. 1) kompensiert worden - Folgen
einer jahrelangen Verkaufsstrategie der Automobilindustrie, die Image und Werbung
einseitig an Tempo, Komfort und Dynamik ausgerichtet hat. Heute ist die deutsche
Autoindustrie besonders in den Segmenten Mittel- und Oberklasse aktiv. Bei diesen schweren
und leistungsstarken Modellen d�rfte die Entwicklung sparsamerer Autos kaum umzusetzen
sein. Die Anschaffung leistungsstarker Fahrzeuge muss sich aber auf den R�ckgang des
durchschnittlichen Verbrauchs (bezogen auf das Einzelfahrzeug) und damit auf die Energie-
und Abgasbilanz zwangsl�ufig kontraproduktiv auswirken [Jasper, 1998: 4]. In Zukunft
w�re das angestrebte Ziel einer deutlichen Kraftstoffverbrauchsminderung im
Verkehrsbereich [Nettetalbericht, 1996: 495] nur dann erreichbar, wenn von den
Verkehrsteilnehmern vorwiegend kleine, sparsamere Pkw gekauft w�rden [VW, 1995b: 40
f.]. Wegen der leichten Materialien und der High-Tech-Motoren werden die �komobile
allerdings teurer sein als ein herk�mmliches Auto. Der h�here Preis d�rfte zurzeit noch als
ãKaufbremseÓ wirken, zumal die potenziellen K�ufer f�r diesen Aufpreis ein Fahrzeug mit
vielen Extras bek�men. Deshalb werden energiesparsame Fahrzeuge erst den Durchbruch
schaffen, wenn neben verst�rkter �ffentlichkeitsarbeit und einer Privilegierung der
�kofahrzeuge im Verkehr (z. B. Ausnahmeregelungen bei teilr�umlicher bzw. zeitlicher
Sperrung sensibler Stadtquartiere) auch �konomische Anreize in Form verursacherorientierter
Kostenanlastungen (u. a. Erh�hung der allgemeinen Kraftstoffpreise257) f�r den notwendigen
Nachdruck auf dem Markt sorgten. Technische Potenziale zur Verbrauchsreduktion
verpuffen, wenn sie nicht durch preis- und ordnungspolitische Ma§nahmen gest�tzt werden.

                                                            
255Das Umweltbundesamt hat herausgefunden, dass in den letzten Jahren die neu zugelassenen Autos beim
Gewicht um mehr als 100 kg zugelegt haben. Der daraus resultierende Mehrverbrauch muss mit 0,5 - 0,7 l / 100
km veranschlagt werden[DZ 160498].
256Im Zeitraum von 1970 bis 1991 gingen in Hamburg die Anteile der Pkw mit kleineren Motoren zur�ck,
w�hrend Fahrzeuge mit leistungsst�rkeren Antriebsaggregaten an Beliebtheit gewannen [Walter, 1992,10: 342
f.; Walther, 1995,12: 759 f.].
257ãWegen der niedrigen Sprit-Preise.....[wird] sich die Anschaffung des Sparmobils f�r die K�ufer erst sp�t
amortisieren. Bei einer j�hrlichen Fahrleistung von 10000 km erwartet VW lediglich einen Bonus von 150 bis
250 DM im Jahr durch eingesparten Sprit.Ó VW-Forschungsleiter E. Quissek zu Verkehrspolitikern. Zit. in: DZ
160498



2. Substanzielle Verringerungen der verkehrsbedingten CH-, CO- und NO-Emissionen sind
durch den verst�rkten Einsatz des geregelten 3-Wege-Katalysators m�glich geworden.
Allerdings werden zunehmende Fahrleistungen im motorisierten Stra§enverkehr [FHH.
Baub., 1995: 8 und 48 f.] und Ver�nderungen in der Zusammensetzung des Kfz-Bestandes zu
Gunsten stark emittierender Lkw und leistungsstarker Pkw (gel�ndeg�ngige Fahrzeuge) diese
Reduktionspotenziale kompensieren. Hinzu kommt, dass der optimale Wirkungsgrad des
Katalysators erst bei warmem Motor erreicht wird [Bdrs. 14/824]. Auf Strecken von 1 bis 3
km L�nge (ca. ein Viertel aller Autofahrten in Hamburg - siehe Tab. 31) kann er seine
Wirkung kaum entfalten. Bei den verkehrsbedingten CO2-Emissionen sind auch zuk�nftig
keine Minderungserfolge zu erwarten, da der Einbau des Katalysators auf den Aussto§ des
Treibhausgases Kohlendioxid keine Auswirkung hat [Kill 2000: 94; Heinze/Romero, 2000:
16].
3. Auf der Suche nach einer L�sung der Verkehrsprobleme erforschen alle gro§en
Automobilfirmen alternative Antriebe, wobei sich grunds�tzlich 3 M�glichkeiten anbieten:
Elektro-, Hybrid-, Solar- und Wasserstofftechnologie. - Elektroautos sind zwar technisch
schon weitgehend ausgereift, aber noch nicht marktf�hig. Binnen 11 Jahren konnten in
Hamburg erst 1129 Fahrzeuge verkauft werden (vgl. Tab. 56). Inzwischen hat Hamburg die
F�rderung von Elektroautos ganz eingestellt, staatliche Zusch�sse werden seit 1993 nicht
mehr gegeben [HA 290796]. Der Umweltnutzen der Elektromobile ist ohnehin umstritten,
solange der Strom noch nicht umweltfreundlich hergestellt wird. Die Autos selbst
produzieren zwar keine Abgase, aber die Kraftwerke, in denen Strom gewonnen wird. - Die
Hybridfahrzeuge sind mit einem normalen Motor (v. a. Dieselmotor)) und einem nur wenige
PS starken Elektromotor ausgestattet.

Wann immer schnelle Beschleunigung oder mehr als 50 km/h gefahren werden, springt
automatisch der Dieselmotor an. Ansonsten wird mit Strom gefahren. Mit so einem Auto sind
Langstreckenfahrten allerdings nicht abgasfrei. Das sehr l�ckenhafte Strom-Tankstellennetz
in Hamburg258 ist ein weiterer Nachteil der Hybrid- und Elektroautos. - Dagegen w�re der
Wasserstoffantrieb f�r die Umwelt ideal. Das Gas verbrennt zusammen mit dem Sauerstoff
der Luft zu Wasser. Eventuell noch entstehende Stickoxide lassen sich mit Katalysatoren
herausfiltern, sodass wasserstoffbetriebene Fahrzeuge vor Ort tats�chlich keine Schadstoffe
aussto§en. Im Gegensatz zu Benzin und Diesel hat Wasserstoff einen wesentlich geringeren
Brennwert und ist deutlich billiger als diese. Der Preisvorteil wird allerdings durch die teure
Technik wieder aufgehoben. Au§erdem erfordert die Wasserstoffelektrolyse mindestens
doppelt so viel Energie wie f�r die Raffinierung von Benzin aus Roh�l ben�tigt wird.
Die St�rke der hier dargestellten Antriebsalternativen liegt auch zuk�nftig nicht darin, den
Verbrennungsmotor generell zu ersetzen259. Nur in speziellen Stadtbereichen -wie in
verdichteten Innenst�dten oder in Gewerbegebieten- kann ihr Einsatz erfolgversprechend
sein. Angesichts der Tatsache, dass auch die alternativen Antriebe weder das Klima- noch das
Fl�chenproblem l�sen, gibt es eigentlich keinen �kologisch zwingenden Druck zur
Herstellung solcher Fahrzeuge. Eine drastische Senkung des Geschwindigkeitsniveaus in
                                                            
258In Hamburg k�nnen an vier �ffentlich zug�nglichen Tankstellen die Fahrzeuge mit Strom ãbetanktÓ werden:
Osterstra§e 133, Schlo§m�hlendamm 12, Jungiusstra§e (Messezentrum) und Hohe Bleichen (Hanse-Viertel)
[Bdrs. 15/5586].
259Die Shell AG rechnet damit, dass bis zum Jahr 2020 etwa 20 % des gesamten Pkw-Bestandes durch
Wasserstoff und Brennstoffzelle angetrieben werden [HA 070999].

Tab. 56: Zahl der in Hamburg verkauften Kfz mit Elektromotoren:

1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995
   86    80    77    74    69    69   104   131   144   151   144

Quelle: Bdrs. 15/5586



Verbindung mit einer ver�nderten Stra§enraumaufteilung (vgl. Kap. 5.4.) ist wesentlich
effizienter. Erst auf der Grundlage erheblich geringerer Flie§geschwindigkeiten kann die
Masse der Einzelfahrzeuge nennenswert reduziert werden und damit eine Durchsetzung
verbrauchsarmer und leiser Fahrzeuge am Markt erfolgen.
4. Neben den technischen Verbesserungen am Kfz arbeiten Autoproduzenten und
elektronische Industrie gemeinsam daran, den Kfz-Verkehr unter Aussch�pfung noch
vorhandener Kapazit�tsreserven effizienter zu organisieren. Auf dem Gebiet der
Verkehrstechnik, der V e r k e h r s f � h r u n g  und der Verkehrslenkung  scheint die
Mikroelektronik mithilfe von verkehrsabh�ngigen Signalsystemen, Wechselwegweisern,
Parkleit- und Informationssystemen zahlreiche M�glichkeiten zu bieten, den Stadtverkehr
fl�ssiger und sicherer zu gestalten. Im Wesentlichen wird das Ziel verfolgt, den Verkehrsfluss
auf der Stra§e zu verbessern, den Verkehr um Staus herumzuleiten, Unf�lle zu verhindern
und unn�tige Parksuchverkehre zu vermeiden260. Da der Bau neuer Stra§en politisch schwer
durchsetzbar ist, soll die Rechenleistung moderner Computer und die flexible, digitale
Kommunikation wieder mehr Platz auf den Stra§en schaffen und helfen, die Autofahrer z�gig
an ihr Ziel zu bringen [Kill, 2000: 104; Heinze/Romero, 2000: 29]. Bisher sind drei im
Zusammenhang mit dem Einsatz der Verkehrstelematik stehende Projekte entwickelt worden:

� Das in Berlin und Stuttgart in Betrieb genommene Verkehrsleitsystem ãEuroscoutÓ261

soll st�dtische Stra§ennetze mithilfe optimierter Ampelschaltungen oder alternativer
Verkehrsf�hrungen besser ausnutzen. Der Einsatz dieses Verkehrslenkungssystems
l�sst allerdings Bef�rchtungen laut werden, dass durch die Leitempfehlungen Verkehr
nicht nur auf dem Vorrangstra§ennetz gef�hrt, sondern auch durch Wohngebiete
geleitet wird.

�  Das von BMW schon 1987 in M�nchen initiierte Forschungsprojekt ãKooperatives
VerkehrsmanagementÓ [BMW, 1993] integriert kollektive Anlagen zur
Verkehrsbeeinflussung, individuelle Leit- und Informationssysteme sowie
rechnergest�tzte Betriebsleitsysteme des �PNV und P+R-Anlagen. Mit dem Einsatz
dieses Managementsystems sollen die Verkehrsstr�me in Abh�ngigkeit von der
Verkehrsbelastung, der Schadstoffbelastung, der Parkraumauslastung und dem
�PNV-Angebot verkehrsmittel�bergreifend gelenkt werden. Allerdings bestehen
auch bei diesem verkehrstr�ger�bergreifenden Projekt die systembedingten Nachteile
so genannter gebrochener Verkehre (Umsteigen mit Zeitverlusten) fort.

� Das von VW entwickelte Modell der ãautofreien StadtÓ [VW, 1995a] mit gro§z�gigen
Fu§g�ngerbereichen und verkehrsberuhigten Zonen beruht auf folgenden
�berlegungen: Der Kfz-Verkehr wird auf den notwendigen Anteil des Ladens,
Lieferns und Wirtschaftens beschr�nkt. Am Stadtrand entstehen gro§e P+R-Anlagen
v�llig neuer Dimensionen und Qualit�ten: Hier werden Autos automatisch per
Fahrstuhl und F�rderband auf einen Parkplatz bugsiert. Wenige Schritte von der
Parkbox entfernt warten Busse und Schnellbahnen. �ber freie Parkh�user informiert
der Verkehrsfunk, und Leitsysteme erleichtern das Zurechtfinden. Auch dieses
System ist mit gravierenden Nachteilen verbunden: Zum einen ist der
Fl�chenverbrauch solcher Anlagen sehr hoch und ihre Integration in das
st�dtebauliche Umfeld problematisch. Zum anderen k�nnten die Zubringerverkehre
des �PNV entscheidend geschw�cht werden.

                                                            
260In Hamburg soll laut Bericht des Bau- und Verkehrsausschusses vom 19.02.2003 der Einsatz
computergest�tzter Verkehrsleitsysteme zur Verbesserung des Verkehrsflusses auf den Stra§enz�gen
Bramfelder Stra§e / Bramfelder Chaussee (zwischen Fuhlsb�tteler Str. und Fabriciusstr.), in der Habichtstra§e
(zwischen Steilshooper Str. und L�mmersieth) und in der Steilshooper Stra§e (zwischen Bramfelder Str. und
Habichtstr.) erprobt werden [Bdrs. 17/1531 und 17/2350:6].
261Das Projekt ãEuroscoutÓ hat sich nicht als anwendungsreif f�r Hamburg gezeigt, nachdem es im Fr�hjahr
1993 Gespr�che mit den anbietenden Unternehmen gegeben hatte [Bdrs. 15/1999].



Die in der Studie des Forschungszentrums Karlsruhe (1999) zusammengestellten
Erfahrungen lassen trotz bestehender Einschr�nkungen bez�glich der Repr�sentativit�t der
gewonnenen Daten erste Ergebnisse zur Wirksamkeit fahrzeug- und verkehrstechnischer
Konzepte zu [Forschungsz., 1999, 240 ff.]: Am ehesten greifen fahrzeugtechnische
Ma§nahmen, die den Kraftstoffverbrauch senken und die Emissionen vermindern. Allein
durch den vollst�ndigen Ersatz der Altfahrzeuge -auch i. V. m. dem Wirksamwerden
versch�rfter Abgasgrenzwerte- d�rften in sp�testens 5 bis 10 Jahren die bekannten
Schadstoffemissionen (NOx, SO2, CO) ein Niveau erreicht haben, das erheblich unter den
heutigen Werten liegt. Allerdings sind den M�glichkeiten der Technik Grenzen gesetzt, wenn
es darum geht, Belastungen wie L�rm und Fl�chenverbrauch entscheidend zu verringern
[Christiaanse, 2000: 181]. Auch was die CO2-Produktion betrifft, m�ssen die Chancen,
technische L�sungen zu finden, als gering eingesch�tzt werden. Hinzu kommt, dass
technische Verbesserungen durch Bestandswachstum, Verkehrsleistungszunahmen und den
anhaltenden Trend zu gr�§eren und leistungsst�rkeren Fahrzeugen zum Teil konterkariert
werden [Kill, 2000: 94; Jasper, 1998: 4]. Selbst die Hamburger Baubeh�rde hat in ihrer
neuen VEP einger�umt, dass Fahrzeugzahl, Fahrleistungen und Fl�chenbedarf f�r Verkehrs-
und Transportaktivit�ten in Zukunft noch weiter zunehmen [FHH. Baub., 1995: 48 f.]. Die
Annahme, fahrzeugtechnische M�glichkeiten k�nnten die durch den Autoverkehr
hervorgerufenen Umweltbeeintr�chtigungen auf ein Minimum begrenzen, erweist sich als
gro§er Irrtum. Im Hinblick auf die Verlagerung von Stra§enverkehr auf umweltfreundliche
Verkehrstr�ger erzielten die bisher zur Anwendung gebrachten verkehrstechnischen
Konzepte nur geringe Erfolge. Die Auswertung verschiedener Forschungsprojekte ermittelten
Verlagerungswerte, die unter 2 % lagen [Forschungsz., 1999: 241]. Ganz andere
M�glichkeiten er�ffnen elektronische Verkehrsleit- und Zielf�hrungssysteme. Nicht die
Verringerung des Verkehrsaufkommens oder der Fahrleistung steht im Vordergrund, sondern
die Verbesserung des Verkehrsflusses und damit die Entlastung des Stra§ennetzes.
Leitsysteme, die nur eine zeitliche und r�umliche Verlagerung des Kfz-Verkehrs bewirken
und den �PNV als Reserve f�r die Sicherung der Funktionsf�higkeit des Verkehrs nutzen,
zielen vorrangig auf eine effizientere Verkehrsabwicklung und f�hren zu einer Erh�hung der
Qualit�t und Attraktivit�t des MIV und nicht zu einer stadtvertr�glichen Verkehrsbew�ltigung
durch F�rderung eines verkehrssparsamen Verhaltens.
Obwohl durch fahrzeug- und verkehrstechnische Konzepte bisher nicht genutzte
Minderungspotenziale bestehen, reichen sie allein nicht aus, die Verkehrsprobleme in den
Griff zu bekommen. Die fortbestehenden Belastungen entwerten gro§e Teile der Stadt als
Lebensraum und werden zum Ausl�ser einer weiteren Distanzzunahme: als Randwanderung
der Wohnbev�lkerung und als Freizeitverkehr ins Gr�ne. Eine wesentliche Verbesserung der
Verkehrs- und Lebensverh�ltnisse in der Stadt ist nur dann zu erreichen, wenn es gelingt,
einen gro§en Teil der Autofahrten auf stadtvertr�glichere Verkehrsmittel (�PNV, Fahrrad, zu
Fu§) zu verlagern.
Dies sollte Anlass genug sein, die ãTechnikstrategieÓ zur L�sung der Umweltprobleme
kritischer zu sehen. Technische Ma§nahmen k�nnen immer nur einzelne Umweltprobleme
bek�mpfen. Sie werden jedoch nicht in der Lage sein, die Verkehrsnachfrage im MIV auf ein
stadtvertr�gliches Ma§ zu beschr�nken. Es ist zwar unbestritten, dass die mit dem
Energieverbrauch und den Schadstoffemissionen verbundenen Probleme vorrangig zu l�sen
sind, doch diese Auffassung �bersieht, dass andere negative Auswirkungen des Kfz-Verkehrs
(Behinderungen anderer Verkehrsarten und Stra§ennutzungen u. a.) fortbestehen. Au§erdem
verf�hren die technischen M�glichkeiten leicht zu der Annahme, die durch den Autoverkehr
hervorgerufenen Belastungen k�nnten auf ein Minimum beschr�nkt werden. Dies ist nicht der
Fall.
    



5.3.2. Forderungen nach einer Trendwende in der Verkehrspolitik und -planung

Die Forderungen nach einer Korrektur der bisherigen Verkehrspolitik sind nicht neu und
nahmen schon Ende der 80er Jahre konkrete Gestalt an:
Bereits im September 1989 legte der Deutsche St�dtetag sein ã10-Punkte-Programm zur
Verbesserung des StadtverkehrsÓ vor. Neben Forderungen an Bund und L�nder zur
Finanzierung des �PNV262 wurde v. a. auch auf die kommunalen Handlungsm�glichkeiten
hingewiesen263, die bisherige, an den Bed�rfnissen des Stra§enverkehrs orientierte
Verkehrsplanung zu �berwinden.
In die gleiche Richtung zielten die Vorschl�ge der f�r Verkehr, Umwelt und Raumordnung
zust�ndigen Minister der L�nder und des Bundes. In ihren ãNettetaler Beschl�ssenÓ vom 5.
und 6.2.92 sprachen sie unter Hinweis auf die zu hohen und noch steigenden
Umweltbelastungen durch den Verkehr, die angestrebten CO2-Minderungsziele und die
begrenzten finanziellen Mittel in Bund, L�ndern und Gemeinden unumwunden von der
Notwendigkeit einer grunds�tzlichen Trend�nderung auf der Grundlage einer integrierten
Verkehrs-, Umwelt- und Raumordnungspolitik264.
F�r Ballungsr�ume war das von der Ministerkonferenz f�r Raumordnung (MKRO) am 8.3.95
beschlossene und wiederholt bekr�ftigte ãHandlungskonzept zur Entlastung verkehrlich hoch
belasteter R�ume vom Kfz-VerkehrÓ nicht nur ein Ansatzpunkt, vordringlich die
Verkehrsprobleme zu l�sen. Vielmehr sah die MKRO darin auch ã.....einen unverzichtbaren
Beitrag zur Sicherung der Standortqualit�t der Verdichtungsr�ume und zur Verbesserung der
Wettbewerbsf�higkeitÓ. In diesem Zusammenhang m�sse au§erdem gepr�ft werden, ã.....wie
Entlastungs- und Verlagerungserfordernisse zu verbindlichen Zielen der Raumordnung
erkl�rt werden sollen.....[und inwieweit] landesplanerische Leitlinien f�r eine integrierte
Verkehrs- und Siedlungsplanung aufgestellt werden k�nnen.....Ó [BMfR, 1995: 37].
Dass sich das Konzept der Verkehrswende auf der Handlungsebene darstellt als integrierter
Ansatz von Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung, davon war in Hamburg auch die
von der B�rgerschaft eingesetzte Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ �berzeugt. Ziel
der geforderten Verkehrswendepolitik sei in erster Linie Verkehrsvermeidung durch
Schaffung r�umlich-organisatorischer Strukturen, die mit weniger Verkehr auskommen265.
Allerdings sei die Dynamik der Wechselbeziehungen zwischen Verkehr und Raumstruktur in
der von der Baubeh�rde erstellten neuen VEP kaum ber�cksichtigt worden: ãInstrument zur
Gestaltung der Verkehrsstr�me ist [in der VEP] vorrangig das Prinzip Verlagerung zum
�PNV. Nicht erfolgt ist dagegen bisher die Integration auch der anderen raumbedeutsamen

                                                            
262Auf Bundesebene sind technische, finanzielle und rechtliche Rahmenbedingungen zu �ndern, um eine
umweltvertr�gliche Verkehrspolitik in den St�dten durchzusetzen. Dazu geh�ren die Reduzierung des
Kraftstoffverbrauchs, die Vermeidung der L�rm- und Schadstoffemissionen, die Begrenzung der
Geschwindigkeiten, die bessere Finanzausstattung f�r den �PNV durch zweckgebundene Verwendung einer
erh�hten Mineral�lsteuer und die Umwandlung der Kilometer- in eine Entfernungspauschale [Der St�dtetag,
1989].
263Folgende Ma§nahmen kommen hierf�r in Betracht: 1. Stadtplanung der kurzen Wege zur Vermeidung
zus�tzlichen Autoverkehrsbedarfs - 2. Ausbau und F�rderung des �PNV - 3. Ordnung und Begrenzung des
MIV durch umfassendes Parkraummanagement - 4. Stadtvertr�glich organisierter G�terverkehr [Ebd.].
264Zur Reduzierung der notwendigen Trend�nderung in der Verkehrspolitik stellten die Minister einen
umfangreichen Forderungskatalog auf: 1. Keine Einsparungen im �PNV - 2. Nutzung brachliegender
Kapazit�ten bei Bus und Bahn - 3. Erarbeitung eines Konzepts f�r preisg�nstige Mobilit�t mit  �PNV - 4.
Anhebung der Mineral�lsteuer - 5. Zweckgebundene Verwendung der Mineral�lsteuereinnahmen f�r
umweltfreundliche Verkehrsarten - 6. Erlass sch�rferer Emissionsgrenzwerte - 7. Ausrichtung der StVO auf
St�rkung des Umweltverbundes - 8. Effiziente Anwendung von Raumordnung und Bauleitplanung zur
Verkehrsvermeidung - 9. Sicherstellung attraktiver �PNV-Verbindungen f�r neue Gewerbe- und
Einkaufszentren - 10. Angebot moderner Mobilit�tsdienstleistungen [Nettetalbericht, 1996: 501 f.].
265ãEs sind v. a. Strukturen zu f�rdern, die weniger Verkehr ausl�sen, und solche, die gut mit dem �PNV zu
erreichen sindÓ [Enqu.-Komm., 1995,2: 51].



Planungen.....So ist beispielsweise eine hinreichende Koordinierung mit den Zielen des
STEK, des FNP und des LAPRO f�r die Kommission nicht erkennbarÓ [Enqu.-Komm.,
1995,2: 50].
Begriffe wie ãSoziale und umweltvertr�gliche StadtentwicklungspolitikÓ266, ãAutoentlastete
StadtÓ267 und ãNachhaltige VerkehrsentwicklungÓ268 waren in Hamburg schon seit Jahren
Bestandteil von Programmen der in der B�rgerschaft vertretenen Parteien. Alle stimmten
darin �berein, den Umweltverbund als Schwerpunkt zuk�nftiger Verkehrsinvestitionen
hervorzuheben. Auch der Hamburger Senat hatte sich mehrfach daf�r ausgesprochen: ãDer
�PNV hat in Hamburg einen hohen Stellenwert. Der Vorrang des �PNV gegen�ber dem
MIV ist nach wie vor Ziel der Verkehrspolitik des Senats aus sozialen, umweltpolitischen
und landespolitischen Gr�nden. An dieser Priorit�t haben sich die �berlegungen zur
Ver�nderung des �PNV nach Bahnstrukturreform und Regionalisierung zu orientierenÓ
[Bdrs. 15/3947]. Zur Verbesserung des �PNV wurde bereits 1990 ein ã25-Punkte-
ProgrammÓ beschlossen. Die darin festgeschriebenen Ma§nahmen269 sollten das Angebot des
HVV deutlich verbessern und seine Wettbewerbsposition gegen�ber dem MIV st�rken.

5.3.3. Defizite bisheriger verkehrsplanerischer Handlungsans�tze in Hamburg

Trotz der in den Medien st�ndig wiederholten Beteuerungen der Hamburger Politiker, die
umweltfreundlichen Verkehrstr�ger zu f�rdern, ist eine verkehrspolitische und -planerische
Trendwende in Hamburg nicht in Sicht. Seit Jahren machen viele Verkehrspolitiker unter
dem vermeintlichen Zwang, keine W�hlergruppe verprellen zu wollen, einen Spagat, indem
sowohl der Vorrang des �PNV beschworen als auch die Wahrung der Interessen der
Autofahrer versprochen werden. Zwar sind seit dem von der B�rgerschaft im Jahre 1990
verabschiedeten ã25-Punkte-Programm zur Verbesserung des Leistungs- und
Serviceangebotes beim �PNVÓ [Bdrs. 13/5880] umfassende qualitative und quantitative
Verbesserungen vorgenommen worden (siehe Kap. 5.5.2.), doch blieben die erforderlichen

                                                            
266Schon 1990 pl�dierte die ASJ daf�r, dass Hamburg dem �PNV eindeutig Vorrang einr�umt. ãHamburg kann
sich.....den Bau weiterer Stra§en.....wegen des Fl�chenverbrauchs und der Umweltbelastung nicht mehr leisten.
Statt dessen mu§ der �PNV verst�rkt ausgebaut werden, um die Ein- und Ausfahrtstra§en gleicherma§en f�r
den Wirtschaftsverkehr und den �PNV freizumachenÓ. Folgende Ma§nahmen seien planerisch vorzubereiten: 1.
Weiterf�hrung des �PNV ins Umland - 2. Erschlie§ung der Hamburger Gro§wohnsiedlungen durch
Stadtbahnsysteme - 3. Erg�nzung des radialen Schnellbahnnetzes durch tangentiale Teilst�cke - 5.
Schienenanschluss des Flughafens [ASJHH, 1990: 15 f.].
267Im selben Jahr erarbeitete die CDU-B�rgerschaftsfraktion das ãVerkehrskonzept Hamburg 2000Ó. ã[Die]
Antwort [der CDU] auf die Verkehrsprobleme ist die autoentlastete Stadt. Eine Stadt mit attraktivem �V, mit
Freiraum f�r Fu§g�nger und mit ausreichenden Verkehrs- und Parkm�glichkeiten f�r das Auto. Eine Stadt, in
der Fu§g�nger, Bahn-, Auto-, Bus- und Fahrradverkehr in Symbiose leben statt in Konkurrenz. Eine Stadt,
die.....ihre Qualit�ten nicht vom Verkehr erdrosseln l�§t.Ó Schwerpunkt ist die quantitative und qualitative
Verbesserung des �PNV-Angebots, die stufenweise verwirklicht werden soll (Stufe 1: Imageoffensive durch
Taktverdichtung, Sauberkeit, Sicherheit pp - Stufe 2: Bau eines �u§eren Bahnrings, Einf�hrung der Stra§enbahn
im Innenstadtbereicht - Stufe 3: Ausbau des Schnellbahnnetzes in der �u§eren Stadt und im Umland
[B�rgerschaftsfraktion der CDU Hamburg, 1990].
268Eine ãNachhaltige VerkehrsentwicklungÓ erfordert nach Ansicht der GAL eine deutliche
Schwerpunktsetzung in der Hamburger Verkehrspolitik zu Gunsten des �PNV, des Fahrradverkehrs und des
Zu-Fu§-Gehens. Diesem Ziel haben alle finanziellen Entscheidungen zu dienen [Bdrs. 15/1031].
269Zu den Schwerpunkten der angestrebten Verbesserungen geh�ren u. a.: 1. Ausbau des Schnellbahnnetzes
(insbesondere die Anbindung des Flughafens an das Schnellbahnnetz) - 2. Konsequente Umsetzung des
Busbeschleunigungsprogramms - 3. Verdichtung des Fahrplanangebots - 4. Optimierung der
Fahrplanabstimmung - 4. Fl�chendeckender Einsatz von Niederflurbussen - 5. Schaffung weiterer
Querverbindungen durch Buslinien - 6. Behindertenfreundlicher Ausbau der Schnellbahnh�fe - 7. Bau weiterer
Zug�nge zu den Schnellbahnen und wettergesch�tzter �berg�nge zu Bussen und P+R-Pl�tzen - 8. Ausbau des
P+R-Systems [Bdrs. 13/5880].



strukturellen Ver�nderungen des �PNV-Netzes aus: W�hrend die leistungsf�higen
Nahverkehrstr�ger, die Schnellbahnen, im Wesentlichen auf die Innenstadt ausgerichtet sind
und nur f�r attraktive radiale Verkehrsbeziehungen -ausgenommen ist der Streckenabschnitt
zwischen Kellinghusenstra§e (Eppendorf) und Barmbek- sorgen, ist das �ffentliche
Nahverkehrssystem auf den Tangentialrelationen vernachl�ssigt worden. Die hier zum
Einsatz kommenden Busse gen�gen den Anspr�chen der Fahrg�ste hinsichtlich Schnelligkeit,
P�nktlichkeit und Zuverl�ssigkeit jedenfalls nicht, weil der stetig zunehmende Kfz-Verkehr
auf den schon seit Jahren �berlasteten Hauptverkehrsstra§en den Busbetrieb erheblich
beeintr�chtigt (siehe Kap. 5.1.2.). Auch nach der �berarbeitung des Buslinienkonzepts und
der damit verbundenen Einf�hrung eines Metrobusliniennetzes im Sommer 2001270 sind die
genannten Probleme geblieben271 - verbessert haben sich allerdings Linienf�hrungen und
Taktfrequenzen (Einf�hrung eines 10-Minuten-Taktes) auf den von der Umstellung
betroffenen Verkehrsrelationen.
Neben den Bem�hungen, das Netz des �PNV zu erweitern, sind in der VEP von 1995 auch
verkehrsplanerische Ma§nahmen zur Bew�ltigung des flie§enden und ruhenden Kfz-
Verkehrs in Aussicht gestellt worden. Der geplante weitere Ausbau der Stra§eninfrastruktur
durch Erweiterung des Autobahnnetzes auf hamburgischem Gebiet272, durch Beseitigung
baulicher Engp�sse im Stra§enhauptnetz273, durch Bau weitr�umiger Umgehungsstra§en274,
durch Anbindung neuer Wohn- und Gewerbegebiete an die Stra§e [FHH. Baub., 1995: 98]
und durch Fertigstellung zus�tzlicher Parkh�user und Tiefgaragen275 macht vielmehr deutlich,
dass Verkehrspolitiker und -planer in Hamburg an der Strategie der ãAnpassungsplanungÓ
festzuhalten gewillt sind, obwohl bereits 1995 die Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ
der Hamburgischen B�rgerschaft eindringlich vor den Folgen einer an der Verkehrsnachfrage
orientierten Planung gewarnt hat276.
Im Widerspruch zu den verkehrspolitischen Zielsetzungen des Senats (siehe Kap. 5.3.2.)
sollte in den letzten Jahren immer noch sehr viel Geld in das MIV-System investiert werden.

                                                            
270Die zum Sommerfahrplan 2001 eingef�hrten Metrobuslinien verkehren weitgehend auf heute bereits
vorhandenen radialen (Linien 1 bis 14) und tangentialen (Linien 20 bis 27) Linienwegen. Ein 10-Minuten-Takt
(auch in den Tagesrandlagen bis 21 Uhr und an den Wochenenden), eine erh�hte Transparenz des Busnetzes
(dargestellt in einem Liniennetzplan) und eine Ausweitung der tangentialen Verbindungen zeichnen die
Metrobusse aus. F�r die Kunden sollen die Vorteile in einer k�rzeren Wartezeit und in einer Reduzierung von
Umsteigezeiten auf Grund direkter Verbindungen liegen [Bdrs. 16/5801:1].
271Eigene m�ndliche Befragung von etwa 40 Busfahrern der HHA auf den Linien 9, 10, 23, 26, und 27 im
Zeitraum von Juli bis Dezember 2001. Ð Die Verkehrsplaner der Baubeh�rde r�umten selbst ein, dass ã.....die
bisherige Fahrzeit.....daher auch bei den MetroBus-Linien weiterhin zugrunde gelegt [wird]Ò [Bdrs. 16/5801:2].
272Bau der vierten Elbtunnelr�hre, Bau der A 252 (Hafenquerspange), Anlage zus�tzlicher Fahrstreifen auf der
A 7 zwischen Stellingen und Schnelsen Nord sowie der A 1 zwischen Billstedt und Dreieck S�dost, Bau der A
26 (zweispurig) bis A 7, Ausbau der B 404 als A 21, Westumfahrung Hamburg (A 20) zwischen A 23 und A 1
(L�beck) [FHH. Baub., 1995: 98; HA 021299, 300499, 150300 und 061200]
273Ausbau Nedderfeld auf 4 Fahrstreifen, Ausbau Sengelmannstra§e zwischen Alsterkrugchaussee und
Hebebrandstra§e und Ausbau der Knoten bis zum Ring 2, Verl�ngerung Friedrich-Ebert-Damm zwischen
Tegelweg und Eckerkoppel und Ausbau der Stra§enringe 2 und 3 [FHH. Baub., 1995: 98; HA 100200 und
061200; DW 061200].
274Hier ist v. a. der Ausbau der Ortsumgehung Fuhlsb�ttel mit Anbindung an die A 7 zu nennen. Von
verkehrserzeugenden Wirkungen durch Ortsumfahrungen will man heute nichts mehr wissen, und die Idee,
wenigstens parallel den R�ckbau der Ortsdurchfahrt (hier: n�rdliche Alsterkrugchaussee) zur Pflicht zu machen,
hat man l�ngst fallen gelassen [HA 100200 und 210600].
275Im Zusammenhang mit dem Bau neuer B�rogeb�ude in der Innenstadt wurden 348 neue Stellpl�tze -in
Tiefgaragen und Parkh�user- hergestellt [Bdrs 15/1267]. Auch im Bezirk Hamburg-Nord sollen 13
kostenpflichtige Garagen (mit jeweils 300 Stellpl�tzen) gebaut werden [HA 180700].
276Eine ungesteuerte, reagierende Anpassungsplanung ã.....setzte eine nicht erw�nschte Verkehrsspirale in
Gang: [Stra§en-] Engp�sse wurden beseitigt, der Verkehr flo§ reibungslos, verkehrserzeugende Strukturen,
weitere Konzentrationen und Verdichtungen wurden verkraftbar, die Mobilit�t wuchs weiter.....Ó [Enqu-Komm.,
1995,2: 49]



Nach der mittelfristigen Finanzplanung von 1997 bis 2001 -d. h. f�r den Zeitraum von 1998
bis 2002- waren 369,4 Mio DM f�r den Ausbau der Stra§enverkehrsinfrastruktur vorgesehen.
F�r den �PNV wurden 461,2 Mio DM veranschlagt (siehe Tab. XII a im Anhang). Davon
entfiel der gr�§te Teil -wie den �lteren Planungen zu entnehmen ist- auf den Ausbau des
Schnellbahnnetzes. Im Vergleich dazu hielten sich die f�r das Busverkehrssystem
bereitgestellten finanziellen Mittel zur Beschleunigung wichtiger Linien in Grenzen. Zweifel
sind angebracht, ob der �PNV -wie es die in der Tab. XII a enthaltenen Zahlen zum
Ausdruck bringen- tats�chlich Investitionsschwerpunkt hamburgischer Verkehrsplanung
gewesen ist. Zum einen fielen die hohen Kosten f�r Erschlie§ungen nicht unter Ausgaben f�r
den Stra§enbau [Bdrs. 14/2149]277, zum anderen waren die Stra§enverkehrsinvestitionen
nicht immer als solche erkennbar. Dies betraf v. a. den Bau von P+R-Stellfl�chen, die nach
dem F�rderungskatalog zwar eindeutig zum �PNV geh�rten, doch auch dem Autoverkehr
dienten und deshalb auch nicht nur den �PNV f�rderten. Bei der Betrachtung der tats�chlich
geleisteten Verkehrsausgaben im Zeitraum von 1980 bis 1999 (siehe Tab. XII b im Anhang)
f�llt auf, dass f�r den Ausbau des Stra§enverkehrsnetzes in Hamburg erheblich mehr
finanzielle Mittel aufgebracht worden sind als f�r Ma§nahmen zur Verbesserung des �PNV.
Erst die Haushaltsrechnungen der Jahre von 1994 bis 1999 weisen ein h�heres
Investitionsvolumen f�r den �PNV aus, wenn akzeptiert wird, dass die hier separat
aufgef�hrten Ausgaben f�r Stra§en- und Br�ckenbau nicht dem Stra§enbau zugeschlagen
werden. Auch hinsichtlich der Verwendung von Bundesmitteln nach dem GVFG hat
Hamburg sein Stra§enverkehrsnetz st�rker gef�rdert als seinen �PNV (siehe Tab. 57). In den
Jahren von 1986 bis 1995 sind f�r den Ausbau der auf hamburgischem Territorium
befindlichen Bundesfernstra§en, die selbstverst�ndlich auch vom Binnen- und Zielverkehr in
Anspruch genommen werden (siehe Kap. 4.2.5.), �ber 400 Mio DM mehr ausgegeben
worden als f�r die Finanzierung und F�rderung des Nahverkehrs. Dar�ber hinaus ist ein
Viertel bis ein Drittel der durch den Bund zugewiesenen Mittel f�r den Nahverkehr in den
Ausbau des kommunalen Stra§ennetzes (Angaben liegen nach Tab. 57 allerdings nur f�r den
Zeitraum von 1990 bis 1994 vor) geflossen [Bdrs. 15/7039]. Insgesamt ist ein gro§es
Ungleichgewicht bei den Verkehrsausgaben festzustellen. Ehe der ãNachholbedarfÓ des
�PNV an Investitionen befriedigt ist, werden - ein Paradigmenwechsel in der
Verkehrsplanung vorausgesetzt- noch Jahre vergehen.

                                                            
277Der Anteil der Stra§enbaukosten an den Erschlie§ungskosten liegt bei 50 % [Bdrs. 14/4652].

Tab. 57: Verwendung von Bundesmitteln (GVFG) durch die Freie und Hansestadt Hamburg im
Verkehrsbereich (1986  bis 1995 sowie von 2000 bis 2003)
Nahverkehr (GVFG-Mittel sowie Bundesmittel f�r Gro§projekte) Bundesfernstra§enausbau
1986 bis 1995: 0,889 Mrd DM* 1986 bis 1995: 1,3 Mrd. DM*
1986: 88 Mio
1987: 90 Mio
1988: 80 Mio
1989: 83 Mio
1990: 66 Mio,davon 27,2 f�r kommunalen Stra§enbau**    
1991: 62 Mio,davon 27,8 f�r kommunalen Stra§enbau**
1992: 87 Mio, davon 26,5 f�r kommunalen Stra§enbau**
1993:   108 Mio,davon 30,0 f�r kommunalen Stra§enbau**
1994:   109 Mio,davon 24,0 f�r kommunalen Stra§enbau**
1995:   116 Mio
2000:     56,34 Mio***
2001: 57,14 Mio***
2002: 57,14 Mio***
2003: 57,14 Mio***
Quellen: *Bdr. 15/7039; **Bdrs. 15/4171; ***Bdrs. 16/5908



Nach dem Regierungswechsel im Herbst 2001 sind die verkehrspolitischen
Weichenstellungen nicht ver�ndert worden. Eher ist das Gegenteil der Fall, wenn der neue
Hamburger Senat (CDU, FDP, PRO) zur St�rkung des Wohn- und Wirtschaftsstandortes
[Bdrs. 17/1976: 4] als vorrangiges Ziel die Verbesserung des Verkehrsflusses im Netz der
HVS nennt [Bdrs. 17/1148] und alte, noch zu Zeiten der CDU-Opposition aufgestellte
Forderungen nach dem Ausbau des Stra§ennetzes durchsetzen will278.
Zur Beschleunigung des Kfz-Verkehrs wurden unverz�glich umfangreiche Ma§nahmen in
Angriff genommen, und zwar

•  die Wiederherstellung der Vierspurigkeit auf der Stresemannstra§e und der Hochallee
sowie den Verzicht auf den R�ckbau der Alsterkrugchaussee [HA 121001 und
111101; DW 111001],

•  die Erh�hung der zul�ssigen H�chstgeschwindigkeit auf diversen HVS auf Tempo 60
[Bdrs. 17/1976; 17/2350: 4 f.; 17/2310],279

•  den Einsatz computergest�tzter Verkehrsleitsysteme bei der Steuerung der LSA (so
genannte ãGr�ne WelleÒ) [Bdrs. 17/1531; 17/2392],

•  die Einf�hrung des ãGr�nen PfeilsÒ f�r Rechtsabbieger an einzelnen Kreuzungen
[Bdrs. 17/1148; 17/2350: 1 f.],280

•  den Abbau station�rer Geschwindigkeits- bzw. Rotlicht�berwachungsanlagen [Bdrs.
17/2310; 17/2350: 8 f.]281

•  und den Abbau von Absperrelementen [Bdrs. 17/2350: 7].282

Dar�ber hinaus stellte der neue Senat die Realisierung folgender Stra§enbauprojekte in
Aussicht, und zwar

•  den Ausbau des ausschlie§lich aus dem Bundeshaushalt finanzierten BAB-Netzes auf
hamburgischem Territorium (A 1283, A 7284, A 26285 und A 252286),

                                                            
278Folgende Stra§enbauma§nahmen wurden von der CDU gefordert: der vierspurige Ausbau der Ringe 2 und 3,
die Ortsumgehung Jenfeld - Barsb�ttel mit Anschluss an die A 1, die Hafenquerspange, eine Elbquerung �stlich
Hamburgs in Verl�ngerung der B 404, die A 26 von der A 7 nach Stade, die Ortsumgehung Finkenwerder, die
vierspurige Weiterf�hrung der Ortsumgehung Fuhlsb�ttel Richtung Sengelmannstra§e/Jahnring/Saarlandstra§e
und der vierspurige Ausbau des �lm�hlenweges als Querverbindung zur A 24 und Entlastung des Sonnenweges
[HA030699].
279ãUm den Kfz-Verkehr in Hamburg flie§ender zu gestalten....[hat] die Stra§enverkehrsbeh�rde.....nach
eingehenden Pr�fungen bisher [Anm.: M�rz 2003] die Anhebung der zul�ssigen H�chstgeschwindigkeit auf 60
km/h f�r die Stra§enz�ge Stein-Hardenberg-Str. Ð Bargteheider Str. Ð Meiendorfer Str. (B 75), Buxtehuder Str.
Ð Stader Str. Ð Cuxhavener Str. (B 73) und Brombeerweg Ð Alte Landstra§e angeordnetÒ [Bdrs. 17/2310]. F�r
weitere 26 Stra§enz�ge werden im Jahr 2003 Pr�fungen durchgef�hrt, um dort die H�chstgeschwindigkeit auf
Tempo 60 zu erh�hen. Davon betroffen sind etliche Bundesstra§en sowie wichtige Tangential- und
Ringverbindungen [Bdrs. 17/2350: 4 f.].
280Zur Verbesserung des Verkehrsflusses und zur Reduzierung von Wartezeiten beschloss der Senat die nach ¤
37 Abs. 2 StVO m�gliche Einf�hrung des Gr�npfeils f�r Rechtsabbieger. Im M�rz 2003 waren an 187
Kreuzungen und Einm�ndungen Gr�npfeile vorhanden [Bdrs. 17/2350: 1].
281Seit September 2001 wurden etliche Geschwindigkeits�berwachungsanlagen in Hamburg demontiert [Bdrs.
17/2310], auch die Zahl der durchgef�hrten Kontrollen mit Radar und ESO-Lichtschrankenger�ten verringerte
sich von 5430 (2001) auf 4075 (2002) [Bdrs. 17/2350: 9]. Ð Dar�ber hinaus wurden seit September 2001 sieben
Rotlicht�berwachungsanlagen demontiert [Ebd.].
282Mit Stand vom 31.10.2002 wurden in Hamburg f�r 465000 _ Absperrelemente entfernt [Bdrs. 17/1705].
Durch diesen Abbau sollen 935 neue Kfz-Stellpl�tze geschaffen worden sein [Bdrs. 17/2350: 7]. Ein halbes Jahr
sp�ter, im M�rz 2003, standen den Bezirken insgesamt mehr als 1,36 Mio _ f�r den Abbau von
Absperrelementen zur Verf�gung [Ebd.].
283Aus Bundesmitteln des so genannnten Zukunftsinvestitionsprogramms (ZIP) soll der sechsstreifige Ausbau
der A 1 zwischen den Anschlussstellen Hamburg-Billstedt und Hamburg-S�dost finanziert werden [Bdrs.
16/5689: 2; 16/6058]. Die Kosten werden auf 58,9 Mio _ veranschlagt [Bdrs. 17/2369: 2].
284Das gilt auch f�r den sechsstreifigen Ausbau der A 7 zwischen der Anschlussstelle Hamburg-Schnelsen und
dem Autobahndreieck Hamburg-Nordwest sowie f�r den achtstreifigen Ausbau der A 7 zwischen dem
Autobahndreieck Hamburg-Nordwest und der Anschlussstelle Hamburg-Stellingen [Bdrs. 16/6058]. Die Kosten



•  den Anschluss des Rings 2 an die BAB 24287,
•  die Verl�ngerung des Rings 3288

•  und den Ausbau der Sengelmannstra§e.289

Lobende Worte fand denn auch schon der Vorstand des Hamburger ADAC �ber die
beabsichtigten Ma§nahmen der neuen Regierung - allerdings nicht ohne Seitenhieb, weil
ã.....ein Gro§teil der Pl�ne.....wirklich nicht neu [ist] und teilweise.....aus den Programmen
des ADAC abgeschrieben [ist]Ó [HA121001].

Der von der Politik und einflussreichen Verb�nden unterstellte Bedarf f�r neue Stra§en und
neuen Parkraum wird viel Geld kosten und die F�rderung des Umweltverbundes ebenso
infrage stellen wie die angestrebte Verbesserung der st�dtebaulichen Entwicklung und der
Umweltqualit�t [FHH. Sen. / SHL / NSL, 19994: 3 ff.; FHH. Steb., 1995b: 24 ff.; FHH. Steb.,
1996a: 16 ff.; FHH. Baub., 1995: 10ff.]. Versuche, den Kfz-Verkehr wenigstens zu
begrenzen, d�rften so lange ohne durchgreifenden Erfolg bleiben, wie am Axiom der
Verkehrsanpassungsplanung, die sich ausschlie§lich an der Verkehrsnachfrage (Beseitigung
von Engp�ssen im Stra§ennetz und Erweiterung der Stra§enkapazit�ten) orientiert,
festgehalten wird. Schon bei der Erarbeitung der neuen VEP h�tte die f�r Verkehrsfragen
zust�ndige Baubeh�rde Mitte der 90er Jahre eine eindeutige verkehrsplanerische
Entscheidung treffen m�ssen, welche Fortbewegungsart in Zukunft Priorit�t genie§en sollte.
Stattdessen h�lt das Handlungskonzept der VEP den gleichzeitigen Ausbau von Anlagen des
Umweltverbundes und des Kfz-Verkehrs f�r m�glich [FHH. Baub., 1995: 11 f. und 21 ff.],
obwohl selbst im FNP-Entwurf Zweifel an der Finanzierbarkeit eines Parallelausbaus
angemeldet werden [FHH. Steb., 1996a: 83 f.]. Immerhin kosten alle in der VEP enthaltenen
Ma§nahmen rund 6,4 Mrd. DM. Davon sind 3,3 Mrd f�r den Ausbau von U-, S- und
Stra§enbahnen aufzubringen und 3,1 Mrd f�r Stra§enbauprojekte [DW 061200]. Der
weiterhin erfolgende Stra§enbau ist jedoch �u§erst kontraproduktiv, weil von
Kapazit�tserweiterungen des Stra§ennetzes keine dauerhafte Entsch�rfung des
Nachfragedrucks erwartet werden kann (vgl. Kap. 4.2.5.). Dar�ber hinaus stehen f�r den
Ausbau der Verkehrsinfrastrukturen nur noch begrenzt finanzielle Mittel und r�umliche
Ressourcen zur Verf�gung.
                                                                                                                                                                                            
sollen bei 250 Mio _ liegen [Bdrs. 17/2369: 2].
285Hamburg und Niedersachsen haben die A 26 zur Fortschreibung des BVWP und des Bedarfsplans f�r
Bundesfernstra§en angemeldet. Sofern die Finanzierung durch den Bund gew�hrleistet ist, will Hamburg die
Voraussetzungen f�r einen Anschluss der A 26 an das �berregionale BAB-Netz schaffen [Bdrs. 16/6037]. Das
vom Bund zu tragende Projekt soll 115,5 Mio _ kosten [Bdrs. 17/2369: 2].
286Im Rahmen der �berarbeitung des BVWP wird die Hafenquerspange (A 252) Ðebenso wie die A 20 und die
A 26- neu bewertet. Dabei wird der A 252 die h�chste Priorit�t zugesprochen. Die Kosten werden in etwa 475
Mio _ betragen [Bdrs. 17/2369: 1 f.; 16/5896]. Vom Ausbau der Hafenquerspange erhofft sich der Senat eine
erhebliche Entlastung innerst�dtischer Hauptverkehrsstra§en, insbesondere der Bundesstra§en 4, 5 und 431
[Bdrs. 16/5919; 17/2371: 2 f.]. Schlie§lich soll der neue Autobahnabschnitt 68500 Kfz/werktags (davon 15900
Lkw) aufnehmen [Bdrs. 17/2371]. Bis zur Fertigstellung werden noch mindestens 5 Jahre vergehen [Bdrs.
17/239].
287In der Koaltitionsvereinbarung zwischen CDU, FDP und Schill-Partei wurde festgeschrieben, dass
ã.....gepr�ft werden soll, inwieweit der Anschluss des Rings 2 an die BAB 24 erm�glicht werden sollÒ [Bdrs.
17/73]. Ein Planfeststellungsverfahren ist bisher noch nicht eingeleitet worden.
288Die Verl�ngerung des Rings 3 in Rahlstedt in Richtung A 1 w�rde nach Ansicht des Senats den �u§eren
Stra§enring im Osten komplementieren und zur besseren Abwicklung tangentialer Verkehrsbeziehungen f�hren.
Auf Hamburger Gebiet h�tte die FHH die Kosten zu tragen. ãIm Verkehrsentwicklungsplan Hamburg 2000 wird
die Komplementierung des Rings 3 zwischen H�ltigbaum und Kreisstra§e 80 als w�nschenswert bezeichnetÒ
[Bdrs. 17/2360].
289Die Sengelmannstra§e soll zu eine vierstreifigen Stadtstra§e ausgebaut werden, um eine leistungsf�hige
Verbindung zwischen dem Ring 2 und der neuen Umgehungsstra§e Fuhlsb�ttel anzubieten. Die Beh�rden gehen
von einer Steigerung des Verkehrsaufkommens von derzeit 27000 auf 40000 Kfz aus. Der Ausbau der
Sengelmannstra§e wird Hamburg 15 Mio _ (ohne Kosten f�r den Grunderwerb) kosten [Bdrs. 17/1195].



Vor diesem Hintergrund stellt sich zwangsl�ufig die Frage, ob �PNV und Stra§enverkehr
gleichzeitig ausgebaut werden k�nnen oder ob nicht der �ffentliche Verkehr zusammen mit
dem Rad- und Fu§g�ngerverkehr Ausbaupriorit�t haben sollte? Denn die Kommunen werden
es sich nicht mehr leisten k�nnen, alle individuellen Mobilit�tsw�nsche durch den MIV zu
decken und eine unbegrenzte Verkehrsmittelwahl als unantastbares B�rgerrecht zu
garantieren. Vielmehr machen die sichtbar gewordenen objektiven Grenzen des
Verkehrswachstums mit seinen sozialen, �konomischen und �kologischen Sch�den ein
grunds�tzliches Umdenken notwendig, das die Gleichsetzung von Mobilit�t und
Motorisierung zu �berwinden versucht. Neben der Handlungsoption der Verkehrsvermeidung
durch Schaffung r�umlich-organisatorischer Strukturen, die das Verkehrsumfeld grundlegend
beeinflussen und mit weniger Verkehr auskommen (vgl. Kap. 4), r�ckt die
Verkehrsverlagerung auf umweltschonendere Verkehrstr�ger ins Blickfeld (siehe Kap. 5.5.
bis 5.7.). Den Verkehr stadtvertr�glich zu organisieren, ist eine der wichtigsten Aufgaben
kommunaler Politik und Planung. Verkehrsplanerisch w�chst der Spielraum f�r die
Attraktivit�ts- und Kapazit�tszuw�chse beim Umweltverbund in dem Ma§e, in dem die
Verkehrsfl�chen und Verkehrsprivilegien (Stra§enraumgestaltung, Ampelzeiten,
Verkehrsregeln pp.) des Autoverkehrs aufgehoben werden (siehe Kap. 5.4.).

5.3.4. Grundlagen stadtvertr�glicher Verkehrsplanung

In der aktuellen Diskussion �ber Verkehrsprobleme und deren L�sungsm�glichkeiten wird
der Begriff ãstadtvertr�glichÓ  immer h�ufiger verwendet. Anl�sslich einer Fachtagung der
BfLR zum Thema ãStadt und VerkehrÓ (1992) versuchten die Teilnehmer, den Begriff
ãStadtvertr�glicher VerkehrÓ zu bestimmen: ã[Er].....umfa§t den Bereich des minimal
notwendigen und maximal m�glichen Verkehrs zur zweckgerechten Erschlie§ung st�dtischer
Funktionen und Nutzungen, unter Ber�cksichtigung der baulich-r�umlichen Gegebenheiten
sowie der sozialen und umweltbezogenen AnforderungenÓ [ExWoSt-Info, 1992,4: 10; vgl.
auch Retzko, 1997,1: 12 ff.]. Damit sind die beiden Komponenten des Begriffs
ãStadtvertr�glichkeitÓ angesprochen: ãSozialvertr�glichkeitÓ und ãUmweltvertr�glichkeitÓ.
Nach Auffassung von Beckmann [Beckmann, 1993,4: 195] erfordert Sozialvertr�glichkeit

�  ãErhaltung bzw. Verbesserung der Teilnahmem�glichkeiten der Bewohner an
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Vermittlungsprozessen, also an Arbeit,
Ausbildung, Versorgung, Kultur, Erholung, Freizeit, Kommunikation,

�  .....hohe Selbstbestimmtheit bzw. Verhaltensbeliebigkeit bei dieser Teilnahme nach
Zeitpunkt, Dauer, Ort und H�ufigkeit, aber nicht notwendigerweise hinsichtlich der
f�r die Wege benutzten Verkehrsmittel,

�  .....Erhaltung und Verbesserung der Nutzungsm�glichkeiten und -qualit�ten von
Stadt- und Stra§enr�umen (Aufenthalt, Kommunikation, Spiel),

� .....Erhaltung und St�rkung der Wirtschaftskraft durch Sicherung der Teilnahme von
Unternehmen an wirtschaftlichen Austauschprozessen, allerdings nicht mit
undifferenzierten Transportvorg�ngen und undifferenziertem Verkehrsmitteleinsatz

� [und].....Verringerung m�glicher Belastungen durch Verkehrsauswirkungen.Ó
Umweltvertr�glichkeit setze eine ã.....verst�rkte Ber�cksichtigung von Schutz- und
Schonbelangen von Menschen, Fauna und Flora sowie klimatischen und geo-�kologischen
Gegebenheiten [voraus]Ó. Es gehe darum, Fl�chen zu schonen,  das Stadtbild so wenig wie
m�glich zu beeintr�chtigen und Energieverbrauch und Immissionen auf ein ertr�gliches Ma§
zu reduzieren.
Diese Ausf�hrungen legen die Schlussfolgerung nahe, dass Verkehr dann als stadtvertr�glich
empfunden wird, wenn der Anteil umweltschonender Verkehrsarten (�PNV, Radverkehr,
Fu§g�ngerverkehr) am Gesamtverkehr gr�§er ist als der Autoverkehr. Um das



Konfliktpotenzial zwischen den Anspr�chen des Kfz-Verkehrs (Optimierung der
Funktionalit�t und Leistungsf�higkeit des Stra§ennetzes, gute Orientierbarkeit,
Erreichbarkeit aller Ziele bei angemessenem Zeitaufwand) und den �brigen
Nutzungsanspr�chen im Stra§enraum (ausreichend breite Fl�chen f�r Bewegung und
Aufenthalt, sichere �berquerungshilfen, Reduzierung verkehrsbedingter Emissionen,
Erh�hung der Verkehrssicherheit) zu verringern, muss gepr�ft werden, wieviel Autoverkehr
in der Stadt aus sozialen und �kologischen Gr�nden vertr�glich und entsprechend den
unterschiedlichen Funktionen notwendig ist. Mit der Verwendung des Begriffs ãnotwendiger
VerkehrÓ tut sich allerdings ein weiteres Feld offener Fragen auf. Sie stellen die
Verkehrsplaner vor die schwierige Aufgabe, Bewertungsma§st�be zu definieren, um den
Anteil des f�r die Funktionsf�higkeit der Stadt unverzichtbaren Kfz-Verkehrs zu bestimmen,
dem auch in Zukunft eine leistungsf�hige Infrastruktur bereitgestellt werden muss.

Mit der Festlegung situationsspezifischer Grenzwerte f�r die Menge des stadtvertr�glichen
Kfz-Verkehrs sollen -statt der in Hamburg praktizierten Orientierung am prognostizierten
Verkehr [FHH. Baub., 1995: 41 ff.]- Vertr�glichkeitsstandards zum Ma§stab der
Verkehrsplanung gemacht werden:
In der Schweiz wurde bereits 1986/87 eine Verordnung zur Luftreinhaltung und zum
L�rmschutz erlassen, die verbindliche Immissionsgrenzwerte festlegte und damit die
Kommunen verpflichtete, Ma§nahmen zur Belastungsminderung zu ergreifen290. Der Stadtrat
in Z�rich zog daraus die Konsequenz, indem er neue Schwerpunkte in der Verkehrspolitik
mit dem Ziel setzte, die Kapazit�t des MIV zu drosseln (R�ckbau von Hauptverkehrsstra§en,
Geschwindigkeitsreduktionen in Gebieten mit hohen NOx-Belastungswerten, Reduzierung des
�ffentlichen Parkplatzangebots, Verringerung der Pflichtstellpl�tze auf privatem Grund in
Gebieten mit guter �PNV-Erschlie§ung), den �PNV zu f�rdern (Ausbau des S-Bahn-
Systems, Privilegierung der Stra§enbahn- und Busverkehre im �ffentlichen Stra§enraum,
Gleichstellung des �PNV im Erschlie§ungsrecht) und die umweltfreundliche Mobilit�t zu
sichern (Einrichtung abgetrennter Radwege, Markierung von Radfahrstreifen auf breiten
Stra§en, Anlage eines �bergeordneten Routennetzes mit Bevorzugung der Radfahrer,
�ffnung vieler Einbahnstra§en in Gegenrichtung, Bau von Veloabstellpl�tzen an S-
Bahnh�fen) [Apel, 1992: 12 ff.].
Auch in dem von der BfLR initiierten Forschungsfeld ãSt�dtebau und VerkehrÓ waren
Beitr�ge zur Beantwortung der Frage zu leisten, wieviel Autoverkehr eine Stadt ben�tigt und
vertr�gt: Im Modellvorhaben Flensburg (Grenzwerte f�r stadtvertr�glichen motorisierten
Verkehr) [ExWoSt-Info, 1996,10: 29 f.] ging es zun�chst darum, eine Verst�ndigung dar�ber
herbeizuf�hren, wie ein als vertr�glich definiertes Ma§ bestimmt werden soll291.
Anschlie§end wurde dieses Vertr�glichkeitsma§ aus den jeweiligen lokalen (Auswahl von 3
Stadtquartieren mit unterschiedlichen innenstadttypischen Funktionen und Nutzungen)
Belastungen des Autoverkehrs abgeleitet (Festlegung ortsspezifischer Grenzwerte die f�r

                                                            
290Die Immissionsgrenzwerte f�r Stickoxide wurden in Z�rich auf 30 µg/m_ als arithmetischer Jahresmittelwert
festgelegt, nachdem Messungen der Belastungssituation im Kanton Z�rich ergeben hatten, dass im ganzen
Siedlungsgebiet die NOx-Konzentration den Grenzwert an vielen Stra§en um das Zwei- bis Dreifache �bertraf
[Aeschbacher, 1989: 112 f.]. Zum Vergleich: In Hamburg lag der Grenzwert f�r NOx nach der TA Luft bei 80
µg/m_ [FHH. UB, 1994: 147].
291F�r die Definition der «Vertr�glichkeit` wurden 4 Qualit�tskriterien abgeleitet: Ger�uschqualit�t,
Klimaqualit�t, Raumnutzungsqualit�t, Gestaltqualit�t. Diesen Hauptkriterien sind jeweils spezifische
Indikatoren und Messgr�§en zugeordnet. Beispielsweise sind die Indikatoren f�r die Raumnutzungsqualit�t:
Sicherheit, M�glichkeiten f�r andere Nutzungsarten, Erreichbarkeit/Verbindung. Die Messgr�§en f�r den
Indikator Erreichbarkeit/Verbindung sind: Stra§enraumbreite, Stra§enraumaufteilung, Menge des flie§enden
Verkehrs, Fahrgeschwindigkeit, vorhandene Beziehungen des nicht-motorisierten Verkehrs,
Querungsm�glichkeiten von Fu§g�ngern und Radfahrern nach Art, Menge, Qualit�t und Lage,
Orientierungsm�glichkeit und Sichtverh�ltnisse [ExWoSt-Info, 1996,10: 30].



Kfz-Menge), �berpr�ft (Befragungen von Bewohnern, Besuchern und Betrieben), neu
bestimmt (Definition von Grenzwerten) und in einem Untersuchungsgebiet exemplarisch
angewandt. Wegen der divergierenden Vorstellungen der an diesem Projekt beteiligten
Gruppen (Politik, Verwaltung, Interessenvertreter von Verb�nden und �ffentlichkeit) erwies
sich die L�sung der diesem Modellvorhaben innewohnenden Zielkonflikte (z. B.
Erreichbarkeit der Innenstadt sichern / Verkehrsbelastung reduzieren), die an jeder
Einzelma§nahme diskutiert werden mussten, als sehr schwierig [ExWoSt-Info, 1997, 13: 5].
Im Rahmen des Sondergutachtens ãGrenzwerte f�r eine st�dtebaulich vertr�gliche
VerkehrsbelastungÓ wurde ein Verfahren [Collin/M�ller/R�thrich, 1995: 5 ff.; ExWoSt-Info,
1992,2: 6 f.] zur Bestimmung stadtvertr�glicher Belastbarkeiten durch den Kfz-Verkehr
entwickelt. Ziel war es, verkehrliche (Emissionsgrenzwerte bez�glich L�rm und Abgase,
Unfallgrenzwerte nach H�ufigkeit und Schwere) und st�dtebauliche Kriterien (Trennwirkung
des Kfz-Verkehrs, Fl�chenbedarf f�r Fahr-, Park- und Sonderspuren, Beeintr�chtigungen des
Stadtbildes) zur Festlegung von Grenzwerten zu erarbeiten (Ber�cksicht igung
umweltpolitischer und st�dtebaulicher Zielvorstellungen sowie aktuelle Erkenntnisse
hinsichtlich Schadstoffkonzentration) zu bewerten (Anwendung in ausgew�hlten Gemeinden),
darzustellen (in Form von Hinweisen, die in die Verkehrsentwicklungspl�ne einflie§en) und
zu sichern (Aufstellen eines Ma§nahmenkatalogs). Zwecks leichterer Handhabung von
Grenzwerten in der Praxis wurden sowohl unterschiedliche st�dtebauliche Situationen
(Stra§enbelastbarkeiten im Hauptverkehrsstra§ennetz, in dem v. a. die Auswirkungen des
flie§enden Verkehrs zu sp�ren sind; Gebietsbelastbarkeiten der Quartiere, in denen der
ruhende Verkehr eine gro§e Bedeutung hat) als auch verschiedene Stufen von
Anspruchniveaus (hoch, mittel, niedrig) ber�cksichtigt, sodass eine ortsspezifische
Festlegung von Grenzwerten in Abh�ngigkeit von den Nutzungsm�glichkeiten des
Stra§enraums (St�rke des MIV / Raumbedarf f�r Fu§g�nger, Radfahrer und �PNV /
Stadtbild) m�glich war. Die Empfehlungen f�r die Vertr�glichkeitsgrenzen im
Hauptverkehrsstra§ennetz und in den Quartieren sind den Tabellen 58 und 59 (siehe
umseitig) zu entnehmen.

Tab. 58: Stra§enbelastbarkeit
Stufe 1      Stufe 2      Stufe 3
hoch mittel     niedrig

St�dtebauliche Vertr�glichkeit
Grenzwerte f�r Gehwegbreiten 2,5 m 2,0 m 1,5m
Stra§enraumproportionen 40 % 30 % 20 %
Kfz-H�chstgeschwindigkeiten 30 km/h  40 km/h 50 km/h
Querungsqualit�t des Stra§enraumes 100 m 250 m 500 m
(mittl. Entfernung v. Querungshilfen)
Verkehrliche Belastbarkeit
L�rmgrenzwerte (tags) 50 dB 60 dB 70 dB
Sichere Fu§g�nger�berquerbarkeit 600 Kfz/h 800 Kfz/h 1000 Kfz/h
(Max. Verkehrsst�rke pro Fahrtri.)

Aus: Collin/M�ller/R�thrich, 1995,7: 8 f



Das Verfahren ist geeignet, den Stellenwert des MIV zu relativieren und verkehrsplanerische
Konzepte zu entwickeln, die zu einer ver�nderten Nutzung der verschiedenen
Verkehrssysteme beitragen. Hier bieten sich Handlungsans�tze an, die

1. eine differenzierte Abstufung von Geschwindigkeiten292 (s. u. Tab. 60) mit dem Ziel
anstreben,

� den MIV in weiten Bereichen des Stra§ennetzes zu verlangsamen293,
� die Verkehrssicherheit zu verbessern294,
� die Kfz-bezogenen Emissionen (Abgase, L�rm) zu verringern295,
� die Vielfalt von sozialen Stra§ennutzungen st�rker zu ber�cksichtigen
�  und die Erreichbarkeit aller Zielgebiete bei nicht verschlechtertem

Zeitaufwand zu gew�hrleisten296;
2. den �ffentlichen Verkehrsraum zu Gunsten der Anspr�che sozialer und �konomischer

Funktionen umgestalten, um

                                                            
292ã[Die].....St�dtetagsl�sung  (Anm.: fl�chendeckend Tempo 30 im Nebennetz und Tempo 50 im
Hauptverkehrsstra§ennetz) entbindet nicht davon, auch auf Hauptverkehrsstra§en entsprechend den
st�dtebaulichen Umfeldvertr�glichkeiten partiell Tempo 30 bis 40 einzuf�hrenÓ [BMV, 1994: 16].
293Die parallel zu den Modellvorhaben in Kaiserslautern und Oldenburg (Konzepte f�r stadtvertr�gliche
Geschwindigkeiten) durchgef�hrten Messungen und Erhebungen ergaben, dass
- die Einf�hrung stadtvertr�glicher Geschwindigkeiten auf innerst�dtischen, vielf�ltig genutzten
Verkehrsstra§en von der Mehrzahl der Kraftfahrer angenommen wurde (Modellvorhaben Kaiserslautern),
- die mittleren Geschwindigkeiten in neu eingerichteten Tempo-30-Zonen um 3,9 bis 5,3 km/h zur�ckgingen
(Modellvorhaben Oldenburg) [ExWoSt-Info, 1996,10: 47 und 60]
294Das Unfall- und Verletzungsrisiko kann deutlich gesenkt werden, wenn die Geschwindigkeit auf
innerst�dtischen Stra§en h�chstens 40 km/h betr�gt. Vom ILS (Inst. f. Landes- und Stadtentwicklungsforschung
des Landes NRW) durchgef�hrte Simulationen ergaben, dass bei Einhaltung eines Geschwindigkeitslimits von
40 km/h die Schwerverletztenrate um rund zwei Drittel zur�ckging [Apel, 1995,1: 107]. Nach Einf�hrung einer
Geschwindigkeitsabsenkung im Rahmen des Modellvorhabens ãKonzepte f�r stadtvertr�gliche
GeschwindigkeitenÓ in Kaiserslautern wurden r�ckl�ufige Unfallzahlen festgestellt [ExWoSt-Info, 1996,10: 47].
295Tempoverringerungen auf innerst�dtischen Hauptverkehrsstra§en von 60 bis 70 km/h auf 40 km/h k�nnen
nach Untersuchungen des Umweltbundesamtes die L�rmbelastung um 3 bis 4 dB(A) reduzieren [Apel, 1995,1:
105].
296Ein Zusammenbrechen des Verkehrs ist bei Tempo 30 auf innerst�dtischen Hauptverkehrsstra§en nicht zu
bef�rchten. Die Leistungsf�higkeit des Stra§ennetzes h�ngt nach Ansicht von Holzapfel v. a. von den
Kapazit�ten ampelgeregelter Kreuzungen ab. Wegen der Behinderungen durch Park- und Anliefervorg�nge liegt
die optimale Leistungsf�higkeit einer innerst�dtischen Hauptverkehrsstra§e ohnehin nur bei 30 km/h [Holzapfel,
1987: 69 f.].

Tab. 59: Gebietsbelastbarkeit
Gebietstyp 1 Gebietstyp 2 Gebietstyp 3
(hoher Anspr.) (mittl. Anspr.) (niedr. Anspr.)

Mindestbedingungen
Grenzwerte f�r Gehwegbreiten je 2,5 m      2,0 m      1,5 m
Stra§enseite
Grenzwerte f�r Fahrbahnbreiten 3,5 m       4,5 m      5,5 m
Erforderliche Mindestbreiten 8,5 m      8,5 m      8,5 m
(Summe 2 x [a + b])
St�dtebauliche Vertr�glichkeit Stra§enraumbreite
Proportionen des Stra§enraumes  (m) <16 16-25 >25  <16 16-25 >25  <16 16-25 >25
Anteil f. Bewegung, Aufenthalt  33    35     35   27    30     30   23     25     25
und Gr�n (in %)
Anteil f�r ruhenden Verkehr (%)  34    35     40   35    35     40   34     35     40
Anteil f�r Fahrbahn (%)  33    30    25   38    35     30   43     40     35
Maximale Fahrbahnbreite (m)                          5,5                         6,5            7,0
Aus: siehe Tab. 58



� den Fl�chenbedarf f�r den Kfz-Verkehr zu reduzieren297,
� gr�§ere Bewegungsfreiheit f�r Fu§g�nger und Radfahrer zu erzielen298,
� den Verkehrsablauf des �PNV im Stra§enraum (Anlage von Sonderspuren) zu

verbessern,
�  die Aufenthalts- und Erschlie§ungsfunktion zu betonen und die

Verbindungsfunktion zu erschweren (z. B. durch Einbahnstra§en- und
Sackgassenl�sungen, Anwohnerparkregelungen, Aufpflasterungen,
Fahrbahnverengungen)

� und zus�tzlichen Raum f�r Aufenthalt, Spiel, Kommunikation, Gesch�fts- und
Wohnnutzungen) zu gewinnen;

3. eine restriktive Stellplatzplanung in den wichtigen st�dtischen Zielgebieten (Haupt-
und Nebenzentren) in der Absicht durchzusetzen versuchen,

� das Kfz-Verkehrsaufkommen wirksam zu verringern,
� das Umfeld f�r angrenzende Wohn- und Gesch�ftsnutzungen zu �ffnen
�  und die vorhandenen �ffentlichen Parkpl�tze besser zu verteilen, um die

unterschiedlichen Interessen von Pendlern, Anwohnern und Gesch�ftsleuten
zu ber�cksichtigen.

                                                            
297Eine im Pkw bef�rderte Person beansprucht an Verkehrsfl�chen das Zehnfache im Vergleich zu �PNV-
Fahrg�sten (jeweils bei �blicher Fahrzeugbesetzung w�hrend der Hauptverkehrszeit in Gro§st�dten) [Apel,
1995,1: 107].
298Das Modellvorhaben in Kaiserslautern zeigt, dass ohne bauliche Ma§nahmen die bestehenden
Trennwirkungen an Hauptverkehrsstra§en nur geringf�gig aufgehoben werden [ExWoSt-Info, 1996,10: 47].

Tab. 60:
Abstufung von Kfz-Geschwindigkeiten in Abh�ngigkeit von Stra§enfunktionen und
Stra§enkategorien
Stra§enfunktion Stra§enkategorie km/h
-Fu§g�ngerzone m. ma§geblicher Aufenthaltsfunkt. Anliegerstra§e/Anliegerweg  7
-Verkehrsberuhigte Siedlungen mit Spielstra§en Anliegerstra§e/Anliegerweg  7
 und �berwiegender Aufenthaltsfunktion
-Enge Wohnstra§en mit Erschlie§ungs- und Auf- Anlieger-/Erschlie§ungsstra§e 20
 enthaltsfunktion
-Stra§en mit schutzbed�rftigen Einrichtungen Anlieger-/Erschlie§ungsstra§e 20
 (Schule, Kindergarten, Altenheim, Krankenhs. pp)
-Stra§en in historischen Stadtvierteln mit �berwie- Anliegerstra§e 20
 gender Aufenthaltsfunktion
-Stra§en mit Wohn- und / oder Gesch�ftsnutzung
 und �berwiegender Erschlie§ungs- und Aufent- Sammelstra§e 30
 haltsfunktion (hohes Fu§- und Radverkehrsaufk.)
-Angebaute Hauptverkehrsstra§en mit Verbin- Hauptsammelstra§e /
 dungs- und Aufenthaltsfunktion (Wohn- und Ge- Hauptverkehrsstra§e 30-40
 sch�ftsnutzung) sowie hohem Fu§- und Radver-
 verkehrsaufkommen
-Angebaute Hauptverkehrsstra§en mit �berwiegen-
 der Verbindungsfunktion und geringem Fu§- und Hauptverkehrsstra§e 40
 Radverkehrsaufkommen
-Hauptverkehrsstra§en in Stadtrandlagen mit locke-
 rer Bebauung und �berwiegender Verbindungs- Hauptverkehrsstra§e 40-50
 funktion
-Anbaufreie Hauptverkehrsstra§e mit �berwiegen- Hauptverkehrsstra§e 50
 der Verbindungsfunktion
-Stra§en in Industrie- und Gewerbegebieten mit Hauptverkehrsstra§e / 50
 �berwieg. Verbindungs- u. Erschlie§ungsfunktion Hauptsammelstra§e

Eigene Darstellung nach eigenen Vorstellungen



5.3.5. Notwendigkeit einer Push-and-Pull-Strategie

Die Wirksamkeit verkehrsplanerischer Handlungsans�tze st�§t allerdings auf Grenzen, wenn
bestimmte, derzeit vorherrschende Rahmenbedingungen unver�ndert beibehalten werden,
und zwar

�  die unbegrenzte Entfaltung von Mobilit�tsanspr�chen des Einzelnen, der sein
Verhalten st�rker an den Vorteilen der Pkw-Nutzung (schnell, bequem, jederzeit
verf�gbar, Ortsverbindung auf direktem Wege, Verbindung mit sozialen und
psychologischen Zusatznutzen wie Prestige, Image, Freiheit und Individualit�t) als an
gesellschaftlichen Zielen (Begrenzung der Suburbanisierungstendenzen und der
Landschaftsinanspruchnahme, Sicherstellung der Erreichbarkeiten zentraler
Einrichtungen, Erhaltung der st�dtischen Funktionsf�higkeit und -vielfalt,
Verbesserung der Wohn- und Umweltqualit�t) orientiert;

�  die r�umlichen Funktionstrennungen (Konzentration �konomisch starker Nutzungen
im Verwaltungs-, Handels- und Dienstleistungssektor bei gleichzeitiger Verdr�ngung
der Wohnfunktion in den Zentren einerseits, Dominanz der Funktionen Wohnen und
gewerbliche / industrielle Arbeit mit r�umlich strenger Separierung in den
Stadtrandbereichen andererseits) in Verbindung mit Ausstattungsm�ngeln in der
Siedlungsstruktur (Veschwinden lokaler, wohnungsnaher Dienstleistungs-, Handels-
und Verwaltungseinrichtungen, fehlende attraktive �PNV-Anbindungen neuer Wohn-
und Arbeitsst�tten) und problematischen Standortfestlegungen (Einkaufszentren auf
der ãgr�nen WieseÒ), die einen hohen Verkehrsbedarf erzeugen und die Menschen
auf die Benutzung motorisierter Verkehrsmittel festlegen;

�  das Fortbestehen struktureller Schw�chen im �PNV-System (unzureichende
Koordination mit anderen Verkehrstr�gern, geringe Angebotsqualit�t und
unzureichende Bedienungsh�ufigkeit auf den Tangentialrelationen);

�  das Fehlen einer verursachergerechten Anlastung der sozialen und
volkswirtschaftlichen Folgekosten des Kfz-Verkehrs;

� der Verzicht auf Restriktionen f�r bestimmte Verkehrsmittel und Verkehrsvorg�nge.

Die Einsicht, dass aus stadt- und umweltpolitischen Gr�nden nicht mehr alle individuellen
Mobilit�tsbed�rfnisse erf�llt werden k�nnen und eine uneingeschr�nkte Erreichbarkeit
st�dtischer Ziele mit dem Pkw nicht der Ma§stab f�r die Verkehrsinfrastrukturpolitik sein
darf, erfordert einen verkehrsplanerischen Paradigmenwechsel. Auch unter
verkehrpolitischen Rahmenbedingungen, die auf der Ebene des Bundes und der Europ�ischen
Union gesetzt werden299, kann kommunale Verkehrspoltik immer noch viel bewirken300.
Zwar besitzen die Gebietsk�rperschaften weder die fiskalische noch die legislative
Kompetenz, die vom motorisierten Stra§enverkehr gepr�gten sozio-�konomischen Strukturen
zu ver�ndern. Doch durch die Gestaltung der Verkehrsfl�chen h�lt die kommunale
Verkehrsplanung ein entscheidendes Instrument in der Hand, den Verkehrsablauf in ihrem
Bereich zu beeinflussen. Hier bieten sich mehrere Strategien an:

                                                            
299In den Zust�ndigkeitsbereich des Bundes fallen: Besteuerung des Kfz-Verkehrs, Festlegung des
Benzinpreises, Vorschriften �ber technische Ausstattung der Kfz., Festsetzung der Entfernungspauschale f�r
Berufspendler, Anhebung der Verwarn- und Bu§gelder und Erhebung von Stra§enbenutzungsgeb�hren auf
Bundesautobahnen [FHH. Baub., 1995: 99 (Anlage 6)].
300Zum Zust�ndigkeitsbereich Hamburgs geh�ren: �berwachung des ruhenden Verkehrs, Erhebung von
Stra§enbenutzungsgeb�hren, Ausweitung von Geschwindigkeitsbegrenzungen (begrenzte Ausweitung von
Tempo-30-Regelungen), Stellplatzbewirtschaftung im �ffentlichen Stra§enraum und bei Neubauvorhaben,
Anhebung der Parkgeb�hren, Einrichtung von Gebieten mit Anwohnerparken, Belieferung sensibler Stadtr�ume
mit l�rm- und abgasreduzierten Lkw, Einf�hrung des Job-Tickets, Ausbau von �PNV-, Radwege- und
Fu§wegesystemen sowie Schaffung einer City-Logistik im st�dtischen G�terverkehr [Ebd.].



Relativ wirkungslos sind Ma§nahmen, die das Verkehrsverhalten der Menschen allein durch
�ffentlichkeitsarbeit zu beeinflussen versuchen - heute bezeichnet als
Mobilit�tsmanagement [Finke/Witte, 1999: 29 ff.; Schreiner, 1998,10: 557 ff.], ein auf
Information, Kommunikation und Koordination basierender und durch freiwilliges Verhalten
gepr�gter Ansatz, der die verschiedenen Verkehrsakteure (Kommunen,
Verkehrsunternehmen, Vertreter der Wirtschaft, private Haushalte) zusammenf�hrt, um
gemeinsame Strategien zu entwickeln und praktische Hilfen zu geben (z. B. Car-Sharing,
Privilegien f�r Fahrgemeinschaften, Jobtickets u. v. m.). Dieser Ansatz kann seinen Anspruch
auf nachhaltige Gestaltung von Mobilit�t allerdings nur dann einl�sen, wenn er in siedlungs-
und verkehrsplanerische Konzepte eingebunden ist.
Kooperative, an Aufgabenteilung zwischen den Verkehrstr�gern orientierte Strategien
(Vorrang des NMV bei kurzen Entfernungen - Vorrang des �PNV in R�umen und zuzeiten
mittlerer Verkehrsnachfrage: Innenstadtberufsverkehr, Verkehr zu Gro§veranstaltungen -
Wettbewerb zwischen �PNV und Pkw in R�umen und zuzeiten mittlerer Verkehrsnachfrage:
Einkaufs- und Erledigungsverkehr in der City - Bevorzugung des Pkw in R�umen und
zuzeiten geringer Verkehrsnachfrage: Berufsverkehr zwischen den Randgebieten,
Einkaufsverkehr in den Randgebieten, Freizeitverkehr - Bevorzugung des Kfz im Gesch�fts-
und Wirtschaftsverkehr) [Kirchhoff, 1991,5: 16 ff.; Adrian, 1990,2: 52 ff.; Teichmann, 1983:
71 ff.; Runkel, 1990,6: 34 ff., Sch�nh�rtling, 1992: 184 ff.] -in Hamburg in den Leitlinien f�r
den Nahverkehr (1969) realisiert [FHH. BVWL, 1969]- d�rften die Verkehrsmittelwahl zu
Gunsten des Umweltverbundes ebenfalls kaum ver�ndern. Solange das Fahrzeug griffbereit
zur Verf�gung steht, kostet es zu gro§e �berwindung, bei jeder Fahrt erst zu �berlegen, ob
nicht auf ein umweltfreundlicheres Verkehrsmittel zur�ckgegriffen werden kann. Au§erdem
verursacht jede Fahrt mit �ffentlichen Verkehrsmitteln zus�tzliche Kosten, wenn man im
Besitz eines Autos ist. Dazu kommt die Unbequemlichkeit zur Haltestelle zu laufen und zu
warten. Eher sind die meisten Autofahrer bereit, die zeitraubenden Staus und die l�stige
Parkplatzsuche zu ertragen. Wegen der hohen finanziellen Aufwendungen einer
gleichzeitigen F�rderung von �PNV und MIV (siehe Kap. 5.3.3.) und des gro§en
Fl�chenbedarfs der Verkn�pfungspunkte beider Verkehrssysteme sind diese Konzepte
mittlerweile ziemlich umstritten [Beckmann, 1993: 201; Topp, 1992,1: 15 ff.; Holz-Rau,
1996,7: 411].
Auch der Versuch, �ber ein verbessertes Angebot an Alternativen zum Kfz-Verkehr eine
nennenswerte Abnahme des Verkehrsaufwandes im MIV zu erzielen, wird zum Scheitern
verurteilt sein. Bei einer gleichbleibend attraktiven Verkehrsinfrastruktur f�r den MIV
verbessern diejenigen, die ihr Auto stehen lassen, die Bedingungen der hartn�ckigen
Autofahrer, denen nun relativ mehr Raum f�r ein z�giges Fahren und ein leichteres
Auffinden von Parkm�glichkeiten geboten werden. Wenn aber der Pkw von einem zu gro§en
Teil der Bev�lkerung weiterhin bevorzugt wird, kann der Nutzen der geleisteten �ffentlichen
Investitionen nicht voll ausgesch�pft werden. Mehrere Untersuchungen301 zeigen, dass eine

                                                            
301Untersuchungen �ber das Verkehrsmittelwahlverhalten im Rahmen des Modellvorhabens in Stuttgart haben
ergeben, dass ã.....erst durch begleitende Restriktionen im MIV.....die erw�nschten Verlagerungseffekte erzielt
werden [k�nnen]Ó. Konzepte zur Verkehrsverlagerung, die sich auf den Ausbau des �PNV allein beschr�nken,
f�hren nicht zu den gew�nschten Ver�nderungen der Verkehrsmittelnutzung [Holz-Rau/Kutter, 1995,73: 67].
Der Vergleich von 3 im Zusammenhang mit dem Modellvorhaben in Berlin erstellten Szenarien (ãTrendÓ,
ãGestaltungÓ, ãIntegrierte Planung) zeigt, dass beim Szenario ãIntegrierte PlanungÓ (Angebotsverbesserungen
im �PNV / Restriktionen im MIV) rund 25 % des Verkehrsaufwandes gegen�ber dem Trendszenario eingespart
werden k�nnen [SSUB, 1995: II].
Eine schon 1986 vorgenommene Untersuchung �ber das Verkehrsverhalten von Bewohnern unterschiedlicher
Neubaugebiete in Berlin (Gropiusstadt mit U-Bahn-Anschluss / M�rkisches Viertel ohne U-Bahn-Anbindung)
hat deutlich gemacht, dass angebotsseitige Ma§nahmen im �PNV ohne begleitende Restriktionen im MIV nur
geringe Verlagerungseffekte erzielen. Bewohner des M�rkischen Viertels benutzten das Auto kaum h�ufiger als
die der Gropiusstadt [Holz-Rau, 1996: 395].



Annahme der angebotenen Verkehrsalternativen auf breiter Basis nicht zu erreichen ist, wenn
man sich allein mit der F�rderung umweltfreundlicher Verkehrstr�ger begn�gt.
Eine Verlagerung vom MIV auf umweltvertr�glichere Verkehrsmittel ist mit den hier
genannten Strategien gar nicht oder allenfalls nur in einem begrenzten Umfang m�glich.
Solange die alternativen Verkehrstr�ger einer starken Konkurrenz durch das Kraftfahrzeug
ausgesetzt sind, machen die auf die Verkehrsmittel des Umweltverbundes bezogenen
Attraktivit�tssteigerungen, die ohnehin einen immensen Kostenaufwand erfordern, wenig
Sinn, weil sie die noch verbleibenden Angebotsl�cken zur Autonutzung kaum schlie§en
w�rden. Vorhandene Umsteigepotenziale k�nnen nur dann ausgesch�pft werden, wenn
angebotsorientierte Ma§nahmen im Umweltverbund und Restriktionen f�r den flie§enden
und ruhenden Kfz.-Verkehr gleichzeitig umgesetzt werden. Hierf�r steht der kommunalen
Stadtverkehrsplanung ein ganzes B�ndel von Instrumenten zur Eind�mmung des
Autoverkehrs und zur F�rderung alternativer Verkehrstr�ger zur Verf�gung (siehe Tab. XIII
im Anhang).

Untersuchungen �ber die Akzeptanz verkehrlicher Ma§nahmen zur Reduzierung des Kfz-
Verkehrsaufwands kommen zu unterschiedlichen Ergebnissen:
Ahrend u. a. [zit. n. K�hl, 1994,5: 258] sch�tzen die Konsensf�higkeit m�glicher
Restriktionen im MIV (z. B. Verringerung der Parkplatzzahl in den vom �PNV gut
erschlossenen Zielgebieten der Pendler, Geschwindigkeitsd�mpfung im Individualverkehr,
R�ckbau im Stra§ennetz und andere bauliche Ma§nahmen) trotz sehr hoher Wirksamkeit
dieser Ma§nahmen als niedrig ein. Ein teilweise starker Widerstand in der Bev�lkerung sei zu
erwarten.
Dagegen haben die begleitenden Untersuchungen der zum Forschungsfeld ãSt�dtebau und
VerkehrÓ geh�renden Modellvorhaben ãEntwicklung, Umsetzung und Wirkungsanalyse eines
integrierten Verkehrsentwicklungskonzepts in einer Kleinstadt unter besonderer
Ber�cksichtigung von M�glichkeiten und Grenzen f�r die Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsverh�ltnisseÓ in Bretten [ExWoSt, 1996,10: 18 ff.] und ãFl�chendeckende
Verbesserung des Wohn- und EinkaufsumfeldesÓ in Burgwedel [Ebd.: 21 ff.] ergeben, dass
die Verkehrsteilnehmer Restriktionen in Kauf zu nehmen bereit sind, wenn die Umsetzung
der Ma§nahmen durch �ffentlichkeitsarbeit und Information begleitet wird und die
pers�nlich wahrnehmbaren st�dtebaulichen Vorteile �berwiegen.

                                                                                                                                                                                            
Ein in Bern durchgef�hrter Szenario-Vergleich hat bewiesen, dass beim �PNV- (massiver Ausbau von Bus- und
Tramlinien) und Velo-Szenario (konsequente Radverkehrsf�rderung), die restriktive Ma§nahmen f�r den
flie§enden und ruhenden Kfz-Verkehr beinhalteten, die Autoverkehrsanteile gegen�ber dem Trend-Szenario
deutlich zur�ckgingen [B�hler, 1995: 6 f.].
Ein von P. Kirchhoff und P. St�veken entwickeltes, auf den bimodalen Split �PNV/MIV beschr�nktes Modell
f�r Prognosen der Verkehrsmittelnutzung untersuchte die Abh�ngigkeit von Wirkungen verschiedener
Angebotsqualit�ten besagter Verkehrstr�ger auf die Verkehrsmittelwahl. Es konnte der Nachweis erbracht
werden, dass
1. im mittleren Qualit�tsbereich beider Verkehrsmittel (�PNV: direkte Verbindung mit Umsteigenotwendigkeit
- MIV: Verbindung hoher Auslastungsquote; Parkplatzprobleme) eine �PNV-Qualit�tsverbesserung wirksamer
als eine Verschlechterung der MIV-Qualit�t ist,
2. im guten Qualit�tsbereich des MIV (direkte Verbindung mittleren bis hohen Ausbaustandards bei mittlerer
Auslastungsquote; gutes Parkplatzangebot) eine Verschlechterung der MIV-Qualit�t wirksamer als eine
Verbesserung der �PNV-Qualit�t ist,
3. im schlechten Qualit�tsbereich des �PNV (umwegige und langsame Verbindung mit geringer Verf�gbarkeit
bei geringer Zuverl�ssigkeit, z. B. tangentiale, mit Bussen abgewickelte Beziehungen) eine Verbesserung der
�PNV-Qualit�t wirksamer als eine Verschlechterung der MIV-Qualit�t ist,
4. bei guter Qualit�t des MIV sich kaum jemand f�r den �PNV gewinnen l�sst,
5. die gr�§te Spannweite (36 bis 80 %) zunehmender �PNV-Verkehrsanteile mit � P N V -
Angebotsverbesserungen und MIV-Angebotsverschlechterungen zu erzielen ist [Kirchhoff/St�veken, 1990,3:
34 ff.].



Auch eine im Jahr 1989 vom M�nchener Institut Socialdata durchgef�hrte Befragung der
Hamburger Bev�lkerung hat deutlich gemacht, dass die gro§e Mehrheit (88 %) eine
Einschr�nkung des Autoverkehrs in Verbindung mit einer Verbesserung der �PNV-Qualit�t
bef�rwortet [DW 060290]302. In einigen europ�ischen St�dten konnten durch Ma§nahmen,
wie

�  Attraktivit�tssteigerungen beim �PNV und bei den nicht-motorisierten
Verkehrsmitteln,

� Angebotseinschr�nkungen beim MIV
� und ansprechende Stra§enraumgestaltung,

lokal erhebliche Reduzierungen des Pkw-Aufkommens und Verkehrsverlagerungen auf
Verkehrsmittel des Umweltverbundes erreicht werden [Bratzel, 1999: 284 f.]. Dort, wo
Busse und Bahnen im Stra§enraum auf Kosten des Kfz konsequent bevorrechtigt worden
sind, hat die Zahl der bef�rderten Personen um 20 bis 65 % zugenommen [Monheim, 1984,6:
12; Topp, 1992: 17].

5.4. St�dtebauliche Integration innerst�dtischer Hauptverkehrsstra§en

5.4.0. Einf�hrung

Derzeit findet in der Gestaltung von Stadtstra§en ein Umdenkungsprozess statt, der sich als
Abkehr von einem einseitigen, autoorientierten Funktionalismus darstellt. Denn Stra§en sind
mehr als Verkehrsfl�chen, sie �bernehmen wichtige soziale und kulturelle Aufgaben und
zeichnen sich durch ihre Funktionsvielfalt aus. Apel unterscheidet zwischen st�dtebaulichen
(Stra§en als Strukturelement, das Anordnung und Abstand der Bebauung,  Gr�§e und Form
der Baubl�cke bestimmt), stadtgestalterischen (Bestimmung des Stadtbildes), �kologischen
(Sicherstellung der Bel�ftung, Belichtung und Besonnung sowie Raum f�r Anpflanzungen, die
zur Regulierung des Stadtklimas erforderlich sind) und stadttechnischen (Aufnahme von
Leitungen und Kabeln im Untergrund f�r die Versorgung mit Wasser, Strom, Gas, Telefon
und Fernw�rme sowie zur Abwasserabf�hrung) Funktionen, die sich aus der baulichen
Struktur der Stadt ergeben, und zwischen solchen, die sich auf die Nutzung der
Stra§enfl�chen beziehen, und zwar Verkehrs- (Verbindung zu punktuellen
Verkehrserzeugern, zu �rtlichen und �ber�rtlichen Verkn�pfungspunkten einerseits,
Erschlie§ung der st�dtischen Grundst�cke andererseits) und Aufenthaltsfunktionen (Stra§en
als Umfeldbereich vielf�ltiger T�tigkeiten wie Wohnen, Spielen, Spazierengehen, Verweilen,
Kommunizieren und Einkaufen) [Apel, 1995: 100 f.]. Hier wird die Vielfalt der Stadt
deutlich, in der Verkehr nur eine von vielen Funktionen ist.
In den letzten Jahrzehnten haben ein st�ndig zunehmender Autoverkehr und eine dem
Leitbild der autogerechten Stadt verpflichtete, von einer �berwiegenden Mehrheit der
Bev�lkerung getragene Verkehrsplanung bewirkt, dass v. a. die Hauptverkehrsstra§en
vorrangig nach den Anforderungen des Kfz-Verkehrs umgestaltet wurden. Gute
Stra§enverkehrsverbindungen zur Sicherstellung der Standortgunst und zur (Auto-)
Erreichbarkeit von Arbeitspl�tzen und Infrastruktureinrichtungen stellten ein wesentliches
Merkmal der Lebensqualit�t dar. Im Namen einer einseitig auf den Autoverkehr bezogenen

                                                            
302Eine im Auftrag des Hamburger Abendblatts vom Psephos-Institut durchgef�hrte Umfrage im Jahr 1999
ergab, dass sich die Mehrheit der Hamburger (v.a. Haushalte ohne oder mit 1 Auto) mehr Tempo-30-Zonen und
mehr Radwege sowie die Einf�hrung einer Stra§enbahn w�nscht. Dagegen lehnen die meisten der Befragten
neue Fu§g�ngerzonen und die Ausweitung der Anwohnerparkregelung ab [HA 201299].



ãSicherheit und Leichtigkeit des VerkehrsÓ303 wurden Proportionalit�t und
Multifunktionalit�t von Stra§enr�umen aufgegeben und das soziale Umfeld der Stra§en
entwertet, was die Qualit�t des Wohnumfeldes und des Wohnwertes minderte und zu einem
Wegzug der sozial Bessergestellten f�hrte. Zur�ck blieben benachteiligte, an den
Hauptmagistralen lebende Bev�lkerungsgruppen, die den Preis f�r ein einigerma§en ruhiges
Wohnen nicht bezahlen k�nnen (siehe Kap. 3.1.).
Die einer gr�§tm�glichen Mobilit�t des Autofahrers verpflichtende ãModernisierungÓ des
st�dtischen Stra§ennetzes hat aus den multifunktionalen Stadtstra§en unwirtliche
Verkehrsschneisen gemacht, die �berbreite Fahrstreifen, schmale Geh- und Radwege, ein
Mangel an Gr�n und ein optisches �bergewicht von parkenden Autos, Schildern und
Verkehrsleiteinrichtungen (Lichtsignalanlagen, Wegweiser, Markierungen auf Fahrbahnen)
aufweisen. Wenn die Stra§e als reine Verkehrsader betrachtet und das Haus in der Stadt als
ungesunde und schon deshalb unsoziale Wohnform aufgegeben wird, gehen wichtige
Voraussetzungen f�r �ffentliches Leben im Stadtraum verloren. Am st�rksten sind die
innerst�dtischen Hauptverkehrsstra§en betroffen. Neben der Gef�hrdung und
Unfallbelastung304 sind erhebliche Beeintr�chtigungen der Verkehrsteilnehmer und
Anwohner durch L�rm und Abgase zu beklagen, obwohl sich hier noch wichtige Stadtteil-
und Nahversorgungszentren sowie Einrichtungen der sozialen Infrastruktur mit ihren
Kontakt- und Kommunikationsm�glichkeiten befinden. Nicht zuletzt wohnen an
Hauptverkehrsstra§en auch Menschen305, die oft im eigenen Quartier zu Fu§ oder mit dem
Rad unterwegs sind. Wenn aber Stra§enr�ume auf Kosten von Aufenthalts-, Wahrnehmungs-
und Erlebnisraum in erster Linie als Durchfahrraum genutzt werden, �berrascht es nicht, dass
-nach Umfrageergebnissen des Deutschen Instituts f�r Urbanistik (DIFU) Anfang der 90er
Jahre - der MIV als schwer wiegendes st�dtisches Umweltproblem wahrgenommen wird
[ExWoSt-Info, 1991,1: 1]

5.4.1. Erste Ans�tze zur Verbesserung der st�dtebaulichen Integration von Stra§en

Bereits Ende der 70er Jahre setzte bundesweit eine massive Kritik an der mangelhaften
st�dtebaulichen Integration der Stra§en ein. Angeregt durch niederl�ndische und
skandinavische Beispiele verkehrsberuhigter Stra§en [Goos, 1986,4: 86 ff.; Topp, 1987,3:
182 ff.] haben sich Stadt- und Verkehrsplaner in Deutschland seitdem darum bem�ht,
Verkehrsberuhigungsma§nahmen vornehmlich in Wohngebieten zu ergreifen. Entsprechende
Novellierungen der StVO von 1980 erlaubten den regelnden Eingriff in den Verkehrsablauf
auch zum Zwecke der Verkehrsberuhigung [¤ 45] und die Einrichtung verkehrsberuhigter
Bereiche in Verbindung mit einer entsprechenden Beschilderung [Verkehrszeichen 325 und
326]. Im Vordergrund standen zun�chst Ma§nahmen zur Verlagerung des
Durchgangsverkehrs und zur Umgestaltung einzelner Anliegerstra§en zu Mischfl�chen.
Wegen ihrer punktuellen Anwendung und der daraus resultierenden Verlagerung der
Verkehrsprobleme in andere, nicht von der Verkehrsberuhigung erfassten Bereiche blieb ihre
Wirkung jedoch begrenzt und machte eine Weiterentwicklung zum fl�chenhaften Konzept
erforderlich. In 6 Modellgemeinden (Buxtehude, Borgentreich, Esslingen, Ingolstadt, Mainz
und Berlin-Moabit) wurde das Forschungsvorhaben ãFl�chenhafte VerkehrsberuhigungÓ, das

                                                            
303Im 1976 erstellten Generalverkehrsplan bestand ein wichtiges Ziel darin, ãdurch Regelungsma§nahmen im
innerst�dtischen Stra§ennetz eine bessere Abwicklung des Verkehrs und damit.....auch eine Leistungssteigerung
des Stra§enverkehrs [zu erreichen]Ó [FHH. Baub., 1976: 15].
30480 % aller Verkehrsunf�lle ereigneten sich in Hamburg auf Stra§en mit �ber�rtlicher Bedeutung [ARGUS,
1989: 36].
305In Hamburg leben etwa 69000 Menschen an Stra§en mit einem t�glichen Verkehrsaufkommen von mehr als
30000 Kfz [FR 030290].



sich �ber gr�§ere Stadtteile erstreckte und teilweise auch HVS mit einzubeziehen versuchte,
durchgef�hrt. Im Mittelpunkt der Untersuchung standen verkehrliche, umweltbezogene und
st�dtebauliche Auswirkungen sowie die Suche nach kosteng�nstigen Ma§nahmen. Statt teure
Stra§enumbauten (z. B. Anlage von Mischfl�chen) vorzunehmen, begn�gte man sich in
Tempo-30-Zonen mit Beschilderungen und einfachen baulichen Ma§nahmen (z. B. Baumtore
und «Engstellen` mit Aufpflasterungen). Die Zielsetzung des Modellvorhabens bestand darin,
Verbesserungen der Stadtqualit�t (Schaffung von mehr Aufenthalts- und Freifl�chen mit
angepassten Begr�nungen), der Verkehrsverh�ltnisse (Abbau m�glicher Gefahren im
Stra§enverkehr, Sicherstellung der Erreichbarkeit im Fu§g�nger- und Radverkehr sowie
bessere �PNV-Verbindungen) und der Umweltbedingungen (Reduzierung von L�rm- und
Schadstoffemissionen) zu erreichen [Keller, 1985,3: 164 ff.; BMV 1994: 6 f.]. Allerdings
hatten die Kommunen nach der Verwaltungsvorschrift (VwV) zu ¤ 45 StVO Abs. 1,
Buchstabe X (Zonengeschwindigkeit) ã.....ein Stra§ennetz (so genanntes Vorbehaltsnetz aus
Haupt- und Verkehrsstra§en sowie Stra§en mit �PNV-Linien) von �bergeordneter Bedeutung
mit zul�ssigen H�chstgeschwindigkeiten von 50 km/h [festzulegen], das zur Abwicklung des
G�ter- und Wirtschaftsverkehrs sowie des innerst�dtischen und �ber�rtlichen Kfz-
Durchgangsverkehrs bestimmt [war]Ó [VwV-StVO].

Die im Rahmen des Modellvorhabens durchgef�hrten Vorher-Nachher-Untersuchungen
belegen, dass die angestrebten Ziele weitgehend erreicht worden sind [Krautzberger/Dohne,
1988,4: 190; Topp, 1987: 182 ff.; Kanzlerski, 1993,4: 235; SW, 1995: 22 f.], und zwar durch

�  Verbesserung der Wohnumfeldqualit�t durch Schaffung von mehr Aufenthalts- und
Freifl�chen,

� st�rkere Orientierung der Bev�lkerung auf den Nahbereich,
�  sp�rbare Verbesserung �kologischer Verh�ltnisse durch umfangreiche

Baumpflanzungen und sonstige Begr�nungsma§nahmen,
� R�ckgang der Anzahl aller Unf�lle (v. a. Verkehrsunf�lle mit Personenschaden),
� Erh�hung des Anteils der zu Fu§ oder mit dem Rad zur�ckgelegten Wege,
� Abnahme der Kfz-Geschwindigkeiten
� und Reduzierung der Schadstoff- und L�rmemissionen.

Schon vor der Pr�sentation der positiven Ergebnisse der wissenschaftlichen
Begleituntersuchung wurde durch die 10. Verordnung zur �nderung der StVO vom 9.11.89
die Tempo-30-Zonenregelung als allgemein g�ltig akzeptiert. Die Festlegung der
Anforderungen (H�chstgeschwindigkeit, Gebietscharakter, Verkehrsregelung, bauliche
Unterst�tzungsma§nahmen, Bestimmung des Vorbehaltsnetzes pp.) erfolgte in den
allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum ¤ 45 StVO. Mit der Anerkennung der
Verkehrsberuhigung als �bergreifendes, fl�chendeckendes und st�dtebauorientiertes
Planungsinstrument zur Verkehrsentlastung und Umweltverbesserung war eine
�berarbeitung der Regelwerke (Novellierungen von Stra§enverkehrsgesetz, StVO und von
Stra§en- und Wegegesetzen) und Empfehlungen (Empfehlungen f�r die Anlage von
Erschlie§ungsstra§en 85, Empfehlungen f�r die Stra§enraumgestaltung 87 und
Empfehlungen f�r die Anlage von Hauptverkehrsstra§en 93) verbunden, die den ge�nderten
Bewusstseinsstand widerspiegelte und zu einer Neubewertung der Stadtstra§en f�hrte.

Hamburg begann 1983 mit Verkehrsberuhigungsma§nahmen im Schanzen- (St. Pauli) und
Phoenixviertel. Auf Grund der positiven Erfahrungen gab die f�r solche Ma§nahmen
zust�ndige Baubeh�rde den Tiefbauabteilungen der Bezirks�mter freie Hand, in
Wohngebieten Tempo 30 anzuordnen [Teichgr�ber, 1984,5: 329 ff.]. Zehn Jahre sp�ter war
fast die H�lfte des Hamburger Stra§ennetzes -ausgenommen sind bis heute die so genannten



Vorbehaltsstra§en- mit Tempo 30 versehen306. Zwar f�hrte das Konzept zu einer
Verbesserung in etlichen Stra§en des Modellgebiets (R�ckgang der mittleren
Geschwindigkeit von 41,5 auf 38,2 km/h, R�ckgang der Anzahl der Verkehrsunf�lle um 20
%, R�ckgang der Anzahl der Verkehrsunf�lle mit Personenschaden um 18 %) [ARGUS,
1989: 18 ff.], doch waren die nachteiligen Folgen f�r die nicht in
Verkehrsberuhigungsma§nahmen mit einbezogenen Randbereiche der beruhigten Quartiere
unverkennbar. Mit der B�ndelung des Verkehrs auf den Hauptverkehrsstra§en wurden diese
zus�tzlich belastet, weil sie den aus den Wohngebieten verdr�ngten Verkehr auch noch
aufzunehmen hatten.
Die bisher durchgef�hrten Ma§nahmen d�rften allein nicht ausreichen, das
Autoverkehrsaufkommen in Hamburg zu reduzieren. Verkehrsberuhigung war zu sehr
beschr�nkt auf sensible Stadtbereiche, sodass allenfalls das Fahr- und Verkehrsverhalten nur
teilr�umlich, nicht aber grunds�tzlich beeinflusst wurde. Die isolierten Ma§nahmen brachten
letztlich nur Entlastungen f�r wenige Menschen. Das Hauptproblem der Verkehrsplanung,
die wachsenden motorisierten Verkehrsmengen in den Griff zu bekommen, konnte mit
Strategien, die prim�r der stadtvertr�glicheren Abwicklung des Kfz-Verkehrs in den als
schutzw�rdig definierten Stadtquartieren dienten, nicht gel�st werden. Verkehrsberuhigung in
einem engen sektoralen Sinn schien daher mehr das Gewissen von Planern und Politikern zu
beruhigen als das die beabsichtigte Ver�nderung des Verkehrsaufteilung und
Verkehrsmittelwahl [BMV, 1994: 7] erreicht wurde.

5.4.2. Das Konzept der fl�chenhaften Verkehrsberuhigung

Als wichtiger Stadtqualit�ten f�rdernder Handlungsansatz der kommunalen
Verkehrsgestaltung ist die Einbeziehung der Hauptverkehrsstra§en in fl�chenhafte
Verkehrsberuhigungsprogramme unverzichtbar307. Da Hauptverkehrsstra§en auch Gesch�fts-
und Wohnstra§en sowie Standorte von Banken, Verwaltungen und Einrichtungen mit hohem
Publikumsverkehr sind, kann nicht mehr allein die Verbindungsfunktion f�r den Kfz-Verkehr
ma§gebend sein. Vielmehr hat die Wiederherstellung als multifunktionaler Stra§enraum im
Vordergrund zu stehen. Diese Aspekte verlangen eine Qualit�t der Stra§enraumgestaltung,
die mit den verkehrlichen Anspr�chen vertr�glich vereinbart werden muss. Eine bessere
st�dtebauliche Integration von Hauptverkehrsstra§en erfordern Ma§nahmen, die sich
folgenden Zielfeldern zuordnen lassen:

1. Verkehr:
�  Verbesserung der Sicherheit und des Komforts f�r den Umweltverbund im

L�ngs- und Querverkehr durch Verringerung der Kfz.-Geschwindigkeiten,
Fl�chenumverteilungen und Verdr�ngung von unerw�nschtem Kfz-Verkehr

�  und Gew�hrleistung der Erreichbarkeit und Zug�nglichkeit f�r den
Wirtschaftsverkehr.

2. Umwelt / Umfeld:
�  Reduktion der L�rm- und Abgasbelastungen durch Verkehrsumverteilungen

zu Gunsten der Verkehrsmittel des Umweltverbundes,
                                                            
3061994 waren �ber 700 Tempo 30-Zonen mit einer Stra§enl�nge von 1750 km bei einer Gesamtstra§enl�nge
von 3900 km eingerichtet worden [Bdrs. 15/4024].
307Eine im Rahmen des ãForschungsverbunds Lebensraum StadtÓ durchgef�hrte Studie in Berlin kam zu dem
Ergebnis, dass ã.....eine stadtvertr�gliche Gestaltung des Verkehrs.....und eine Fl�chenr�ckgewinnung als
Voraussetzung f�r eine Belebung des st�dtischen �ffentlichen Raums.....folgende praktische Konsequenzen im
Bereich Verkehrs- und Stra§enraumgestaltung erfordern: 1. Reduzierung der fahrenden und parkenden
Fahrzeuge um mindestens ein Drittel. 2......Geschwindigkeitsbegrenzung auf.....30 oder 40 km/h je nach
Stra§entyp. 3. Weitere Senkungen der Emissionsraten der Fahrzeuge. 4. Umgestaltung der Stadtstra§en mit
vielf�ltigen Nutzungsanspr�chen.Ó [Apel, 1995,1: 113].



� Verbesserung der Aufenthaltsqualit�t im Stra§enraum durch Verstetigung des
Verkehrsablaufs

�  und Ber�cksichtigung �ffentlicher, privater und kommerzieller Bed�rfnisse.
3. St�dtebau:

�  Aufhebung der Monofunktionalit�t durch ortsgerechte Gestaltung unter
Wahrung st�dtebaulicher Zusammenh�nge und historischer Bez�ge

�  und F�rderung der Orientierung und der Identifikation im Stra§enraum durch
Ber�cksichtigung der vielf�ltigen Nutzungsanspr�che.

Die bisher vorrangig auf die Sicherheit und Leichtigkeit des MIV ausgerichtete
Stra§enraumgestaltung hat die Umsetzung von grundlegenden L�sungen f�r den Stadtverkehr
eher hinausgez�gert als gef�rdert. Unter den genannten Zielvorstellungen geht es deshalb v.
a. darum, die aus dem Kfz-Verkehr resultierenden Belastungen zu vermindern, den
Radfahrern und Fu§g�ngern ausreichende und attraktive Fl�chen zuzuweisen und die im
Stra§enraum verkehrenden �ffentlichen Verkehrsmittel angemessen zu privilegieren. Die
Entsiegelung von Teilfl�chen sowie zus�tzliche Bepflanzungen und Begr�nungen am
Stra§enrand tragen zwar zur Versch�nerung des Stadtbildes und zur Verbesserung des
Kleinklimas bei, was sich durchaus positiv auf das psychologische Wohlbefinden der
Anwohner und Passanten auswirkt, doch sind sie gegen�ber den Ma§nahmen zur
Reduzierung des Kfz-Verkehrsaufkommens von �kologisch untergeordneter Bedeutung.
Aus Sicht einer stadtvertr�glichen Verkehrsplanung wird es erforderlich sein, die dem Kfz-
Verkehr zugeordneten Fl�chen im Stra§enraum (Fahrbahnen und Stellpl�tze) umzugestalten.
Das im Rahmen des Forschungsfeldes ãSt�dtebau und VerkehrÓ durchgef�hrte
Sondergutachten �ber ãM�glichkeiten und Grenzen f�r Fl�chenumnutzungen zugunsten
stadtgestalterischer und �kologischer VerbesserungenÓ [Jacobs/Kirchhoff/Mezler, 1995,7:
11 ff.] hat gezeigt, dass -je nach �rtlicher Situation- auch betr�chtliche Potenziale f�r eine
Neuaufteilung des Stra§enraums vorhanden sind. Umnutzungsm�glichkeiten reichen von der
Reduktion der Anzahl der Fahrspuren �ber die Verschm�lerung der Fahrspurbreiten bis zur
Aufhebung von Stra§en und Stellfl�chen.

1 .  In der gesamten Stadt ist eine Reduzierung der Anzahl der Fahrspuren dort
vorgesehen, wo gen�gend Kfz-Verkehr (z. B. Wirtschaftsverkehr) auf bestimmte
Verkehrszeiten (z. B. au§erhalb der Spitzenstunden) und auf andere Verkehrsmittel
(�PNV, Fahrrad, Einsatz kleinerer, umweltfreundlicher Fahrzeuge) umverteilt werden
kann (Beispiele: Haupteinfallstra§en wie Kieler Str., Kollaustra§e, Saseler Chaussee /
Bramfelder Chaussee), wo Stra§en in die Bezirks- oder Stadtteilzentren integriert sind
(Beispiele: Wandsbeker Marktstra§e, Winterhuder Marktplatz, Hoheluftchaussee /
Grindelallee) und wo Umgehungsstra§en gebaut wurden (Beispiel: Verschm�lerung
der Alsterkrugchaussee nach Fertigstellung der Ortsumgehung Fuhlsb�ttel308). Ein
R�ckbau von Stra§en ist aber nur dann sinnvoll, wenn

�  er als Bestandteil eines Gesamtverkehrskonzepts angesehen wird, das
gleichzeitig den Ausbau von �PNV-Anlagen vorsieht (Schaffung separater
Fahrwege im Stra§enraum zur Verbesserung der Wettbewerbsf�higkeit von
Bussen und Bahnen),

� die Erreichbarkeit aller Ziele bei angemessenem Zeitaufwand sichergestellt ist
(Voraussetzung: Umsteigen der am Berufsverkehr teilnehmenden Personen
vom Auto auf andere Verkehrsmittel),

                                                            
308Im Jahr 2001 sollte die Alsterkrugchaussee zwischen Sengelmannstra§e und Erdkampsweg von vier auf zwei
Spuren verengt werden. Die dabei gewonnenen Fl�chen waren f�r eine Velo-Route, f�r zus�tzliche Parkpl�tze
und f�r neue Pflanzungen vorgesehen. [HA 070699]. Inzwischen sind diese Planungen l�ngst �berholt: Auf
R�ckbauma§nahmen im Hauptverkehrsstra§ennetz will der neue Senat ganz verzichten [HA 121001].



� der finanzielle Aufwand in Grenzen gehalten werden kann (Abmarkieren statt
Aufrei§en und Neubau von Fahrspuren, Anlage von Bussonderspuren im
Regelfall, Bau von Gleisk�rpern nur in verkehrlich und st�dtebaulich
relevanten Bereichen) und die finanzierungstechnischen Strategien f�r einen
ganzheitlichen Stra§enraumentwurf verbessert werden (siehe Kap. 5.4.3.).

2. Die Verschm�lerung / Verengung der Fahrspuren ist dort m�glich, wo
� Stra§en �berdimensioniert sind
�  und die Kfz-Geschwindigkeiten auf ein stadtvertr�gliches Ma§ (30 bis 40

km/h) herabgesetzt werden sollen; niedrige Geschwindigkeiten reduzieren
ihrerseits den Verkehrsraumbedarf -je nach Begegnungsfall- um 0,5 bis 0,75
m [Steierwald/K�hne, 1994: 186], sodass zus�tzliche Fl�chen f�r vielf�ltige
Nutzungen und Anspr�che innerhalb des Stra§enraums zur Verf�gung stehen,
und zwar f�r

q Verbreiterungen von Fu§- und Radwegen,
q Bepflanzungen und Begr�nungen,
q Aufenthaltsfl�chen,
q Nutzungen durch Anlieger (Gesch�ftsauslagen, private G�rten)
q und punktuelle bauliche Erweiterungen.

3. Die Aufhebung von Stra§en oder Stellpl�tzen kommt
� bei ãMehrfacherschlie§ungÓ eines Stadtquartiers
� und bei nicht angenommenen Abstellpl�tzen am Fahrbahnrand

  in Betracht.
  Die dem Kfz-Verkehr entzogenen Fl�chen k�nnten anderen verkehrlichen Nutzungen

(Fu§g�ngerzonen, Fahrradstra§en, �PNV-Trassen) zugeordnet werden.

5.4.3. Die rechtlichen und finanziellen Grundlagen f�r einen neuen
Stra§enraumentwurf

Als Tr�ger der Baulast f�r den gesamten Stra§enraum309 sind f�r Hamburg die rechtlichen
M�glichkeiten zur Umgestaltung inner�rtlicher Hauptverkehrsstra§en gegeben. Dies gilt auch
f�r die sich auf hamburgischem Territorium befindlichen Bundesfernstra§en- ausgenommen
Bundesautobahnen und Ortsumgehung Fuhlsb�ttel [Bdrs. 15/7644]. Da aber der
Stra§enumbau mit einer Reduzierung der Fahrbahnbreite in den 1976 erlassenen, f�r den
Aus- und Neubau von Bundesstra§en konzipierten Ortsdurchfahrtsrichtlinien (ODR) nicht
explizit geregelt ist, will die in Hamburg f�r den Stra§enbau zust�ndige Baubeh�rde in vielen
F�llen keine Umbauten vornehmen. Stattdessen verweist sie auf ihre im ¤ 3
Fernstra§engesetz (FstrG) festgelegte Verantwortung f�r die �ber�rtliche
Verbindungsfunktion der Bundesfernstra§en und sieht nur geringe rechtliche Spielr�ume f�r
umfassende R�ckbauma§nahmen im �bergeordneten Stra§ennetz (so genanntes
Vorbehaltsnetz)310. Hier wird deutlich, dass weiterhin an einem Rechtsinstrumentarium
festgehalten wird, das einseitig an den Bed�rfnissen des Kfz-Verkehrs orientiert ist und eine
zeitgem�§e Interpretation des FStrG blockiert311. Dass man mit dem Verkehrsfl�chenangebot

                                                            
309Nach den Bestimmungen des Fernstra§engesetzes (FstrG) und den Ortsdurchfahrtsrichtlinien (ODR) sind
Gemeinden mit mehr als 80000 Einwohnern alleiniger Tr�ger der Baulast f�r den gesamten Stra§enraum.
310Stellungnahme der Baubeh�rde zu einem von einer B�rgerinitiative entwickelten Verkehrskonzept, das die
Umgestaltung der Hummelsb�ttler Hauptstra§e (Hauptverkehrsstra§e mit �ber�rtlicher Verbindungsfunktion)
zur Verbesserung nicht-motorisierter Nutzungsanspr�che vorsah [Lokalanz. 050297].
311Das Bundesverkehrsministerium hatte 1987 mit seinem ãGrunds�tze-EntwurfÓ versucht, das FstrG zeitgem�§
zu interpretieren: In �bereinstimmung mit ¤ 3 FstrG sollten Ortsdurchfahrten umgebaut werden, wenn die
Verkehrsfl�chen f�r einzelne Verkehrsarten nicht dem Verkehrsbed�rfnis entsprechen, die Geschwindigkeiten



sowohl Verkehrsmengen als auch Verkehrsmittelwahl steuern kann, scheint den
hamburgischen Verkehrsplanern nicht bekannt zu sein. Wenn in Zukunft der kommunale
Ermessensspielraum konsequenter ausgenutzt und der Bund verbindlichere rechtliche
Rahmenbedingungen schaffen w�rde, k�nnte die st�dtebauliche Integration von
inner�rtlichen Hauptverkehrsstra§en weiter vorangetrieben werden.

F�r den Stra§enraumentwurf bietet der Bund eine Vielzahl st�dtebaulicher und verkehrlicher
F�rderprogramme an, die den Umfang seiner Beteiligung an entsprechenden Vorhaben
regeln. Dazu geh�ren das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)312, die
Finanzausgleichsgesetze, das St�dtebauf�rderungsgesetz (StBauFG)313,  d a s
Strukturhilfegesetz und der ¤ 5 FstrG. Wegen ihres breiten Aufgabenspektrums und der
limitierten Mittelverf�gbarkeit stehen sie -mit Ausnahme des GVFG- allerdings nicht als
Regelinstrumente f�r Stra§enumbauten zur Verf�gung [Schn�ll/Leerkamp, 1993,5: 18].
Zusch�sse des Bundes k�nnen f�r den Umbau von Ortsdurchfahrten nur nach dem GVFG in
Anspruch genommen werden, wenn verkehrliche Verbesserungen (z. B. Erh�hung der
Verkehrssicherheit, Aufhebung von Behinderungen des �PNV im Stra§enraum) zu erwarten
sind und die Umgestaltungsma§nahmen einen verkehrlichen Ausbau beinhalten. Darunter
fallen neue Anlagen f�r den Fahrradverkehr, zus�tzliche Querungshilfen f�r Fu§g�nger und
Ma§nahmen zur Beschleunigung des �PNV314. Die Finanzierbarkeit von Stra§enumbauten
k�nnte in Zukunft erleichtert werden, wenn

� vorwiegend einfache bauliche Mittel (Abmarkieren von �PNV-Spuren statt Bau eines
separaten Bahn- oder Busk�rpers im Stra§enraum) Anwendung f�nden,

�  auf eine detaillierte Aufz�hlung f�rderungsf�higer Ma§nahmen zu Gunsten einer
flexibleren Handhabung zur  Feststellung der F�rderungsw�rdigkeit verzichtet w�rde,

�  F�rderrichtlinien des GVFG sich st�rker an das Entwurfsrepertoire der EAHV 93
anpassten315,

�  die im Entwurf des Bundesverkehrsministeriums vorliegenden ãGrunds�tze f�r den
Umbau von OrtsdurchfahrtenÓ eingef�hrt w�rden

� und die f�r den �PNV vorgesehenen GVFG-Mittel nicht mehr zur Finanzierung von
P+R-Anlagen eingesetzt w�rden316.

                                                                                                                                                                                            
zu hoch sind, h�ufige und / oder schwere Verkehrsunf�lle mit Personensch�den auftreten oder Fu§g�nger und
Radfahrer beim �berqueren der Fahrbahn starken Behinderungen ausgesetzt sind. Die Umsetzung dieser
Grunds�tze war am Widerstand des Bundesfinanzministeriums gescheitert [Schn�ll/Leerkamp, 1993,5: 18].
312Mit der Novellierung des GVFG 1992 erfolgte eine weitgehende �bertragung der Programm- und
Finanzkompetenz vom Bund auf die L�nder.  Bei �PNV-Infrastrukturma§nahmen ist ein Einvernehmen mit
dem Bund -au§er bei Gro§vorhaben, f�r die 20 % der Mittel aus dem Bundesprogramm reserviert werden- nicht
mehr notwendig. 80 % der Finanzhilfen k�nnen die L�nder nach ihren Vorstellungen f�r Stra§enbau oder
�PNV flexibel einsetzen (L�nderprogramme). Eine feste Aufteilung der Mittel auf �PNV und Stra§enbau
durch das GVFG ist f�r die L�nderprogramme nicht mehr vorgesehen [Kurnol, 1995,4: 340 f.]. Dar�ber hinaus
k�nnen die L�nder ma§nahmenbezogene F�rdermittel f�r Vorhaben des Schienenpersonennahverkehrs aus
einem seit 1992 bestehenden Bundesprogramm in Anspruch nehmen [Bdrs. 14/4104].
313Der Bund stellte die Finanzhilfen bei der St�dtebauf�rderung bereits 1993 f�r die westlichen Bundesl�nder
ein [Bdrs. 14/4673].
314H. Monheim: EAHV 93 (Empfehlungen f�r die Anlage von Hauptverkehrsstra§en 1993) eingef�hrt - was
nun? Vortrag auf dem 10. B�rgerinitiativen-Verkehrskongress in Hamburg vom 24. bis 28.5.1995
315Nach der EAHV ist die Anlage separater �PNV-Trassen im Stra§enraum m�glich, wenn eine Kfz-Fahrspur
verbleibt. Auch das einfache Abmarkieren von Bus- oder Stra§enbahnspuren wird f�r ausreichend gehalten
[FSV, 1993: Ziffer 4.2.1, 4.2.7. und 4.2.8.].
316Zur Finanzierung von P+R-Anlagen wurden in Hamburg auch f�r den �PNV bestimmte GVFG-Mittel in
Anspruch genommen, und zwar in H�he von 73 Mio DM (Zeitraum 1990 bis 1994) [Bdrs. 5180], obwohl seit
der Novellierung des GVFG im Jahre 1992 Umsteigeanlagen (auch P+R) zum F�rderungskatalog des
kommunalen Stra§enbaus geh�ren [Kurnol, 1995,4: 340 f.].



Was die stadtvertr�glich notwendige D�mpfung der Kfz-Geschwindigkeiten betrifft, so l�sst
sich rechtlich entweder eine generelle Temporeduzierung auf 30 bis 50 km/h (Tab. 74 als
Orientierung) in ¤ 3 Abs. 1, Nr. 1 StVO festlegen, oder der Gesetzgeber stellt den
Kommunen, die eine niedrige Geschwindigkeit auf ihrem Gebiet umsetzen wollen, eine
entsprechende Erm�chtigung aus. Mit der Novellierung des ¤ 45 StVO steht bereits seit 1980
eine gesetzliche Grundlage f�r fl�chenhafte Fahrbeschr�nkungen bereit: ãDie
Stra§enverkehrsbeh�rden k�nnen die Benutzung bestimmter Stra§en oder
Stra§enstrecken.....zum Schutz der Wohnbev�lkerung vor L�rm und Abgasen (Nr. 3)....., zur
Erforschung des Unfallgeschehens, des Verkehrsverhaltens, der Verkehrsabl�ufe sowie zur
Erprobung geplanter verkehrssichernder oder verkehrsregelnder Ma§nahmen (Nr.
6).....beschr�nken oder verbieten.....Ó [StVO]. Als Ma§nahmen kommen daher auch
Geschwindigkeitsbeschr�nkungen in Verbindung mit einfachen baulichen Ver�nderungen in
Betracht.
Auf dieser rechtlichen Grundlage beschloss die Schweriner Stadtverordnetenversammlung,
im Rahmen eines Modellversuchs verkehrsberuhigende Ma§nahmen (Einf�hrung von Tempo
30 als zul�ssige H�chstgeschwindigkeit und Verengung der Fahrbahn von 6,5 auf 4,5 m je
Richtung) auf einer Bundesstra§e durchzuf�hren [LSN, 1994: 8 ff.]. Die Ergebnisse dieses
vom 1.10.1991 bis 31.12.1992 dauernden Versuchs waren bemerkenswert317, sodass die
niedrige Geschwindigkeit von 30 km/h und die Fahrbahnverengung318 nach der
Versuchsphase beibehalten wurden.
Auch die in Kaiserslautern und Oldenburg durchgef�hrten Modellvorhaben ãKonzepte f�r
stadtvertr�gliche GeschwindigkeitenÓ haben gezeigt, dass die fl�chenhafte Umsetzung von
Niedriggeschwindigkeiten unter Einbeziehung der Hauptverkehrsstra§en sich gegen�ber der
�blichen Ausweisung von Tempo 30-Zonen als vorteilhaft erweist, da

� die Kfz-Geschwindigkeit im Gesamtnetz ged�mpft werden kann,
�  die Geschwindigkeitsreduzierung mit wesentlich einfacheren und kosteng�nstigeren

Mitteln zu erreichen und durchzusetzen ist,
� Aufenthaltsqualit�t und Verkehrssicherheit verbessert
� und Fahrleistungszuw�chse verringert werden [ExWoSt-Info., 1996,10: 46 f. u. 65 f.].

Die von der rot-gr�nen Bundesregierung durchgesetzte Neuregelung der Tempo 30-Zonen
sieht eine Einbeziehung von Hauptverkehrsstra§en in eine Zonen-Anordnung allerdings nur
noch in bestimmten Ausnahmef�llen vor. Auf diesen Stra§en soll die z�gige Abwicklung des
inner�rtlichen Durchgangs- und Verbindungsverkehrs sichergestellt bleiben319. Nur wenn die
Verkehrssicherheit oder der L�rmschutz es erfordern, kann auch streckenbezogen eine
niedrigere H�chstgeschwindigkeit als 50 km/h angeordnet werden. Der Verweis auf die
M�glichkeit einer Einzelausweisung von Hauptverkehrsstra§en mit 30 km/h ist
unbefriedigend und wegen der Orientierung an der formalen Klassifizierung der Stra§en und

                                                            
317Die verkehrsberuhigenden Ma§nahmen f�hrten zu Verbesserungen des Wohnumfeldes, zur Reduzierung der
Geschwindigkeit und des L�rmpegels und zur tendenziellen Verminderung der Luftschadstoffe. Sie stie§en auf
gro§e Zustimmung der Anwohner und fanden Akzeptanz bei den meisten Kraftfahrern [LSN, 1994: 21 ff.].
318Nach Beendigung des Versuchs wurde die Fahrbahnbreite auf 5,5 m je Richtung festgelegt, weil die im
Versuch gew�hlte Breite von 4,5 m zu erheblichen Leistungseinbu§en gef�hrt hatte. Die Autofahrer hatten nicht
die M�glichkeit genutzt, nebeneinander zu fahren. Breiten zwischen 4,75 und 5 m sollen sich f�r das
zweispurige Pkw-Fahren -wie Beispiele aus anderen St�dten gezeigt haben- als praktikabel erwiesen haben
[Ebd.: 30 ff.].
319Mit der Neuregelung des ¤ 45 der StVO wird ein neuer Absatz (1c) eingef�gt: ãDie Stra§enverkehrsbeh�rden
ordnen ferner innerhalb geschlossener Ortschaften, insbesondere in Wohngebieten und Gebieten mit hoher
Fu§g�nger- und Fahrradverkehrsdichte sowie hohem Querungsbedarf, Tempo 30-Zonen im Einvernehmen mit
der Gemeinde an. Die Zonen-Anordnung darf sich weder auf Stra§en des �ber�rtlichen Verkehrs (Bundes-,
Landes- und Kreisstra§en) noch auf weitere Vorfahrtstra§en (Zeichen 306) erstrecken. Sie darf nur Stra§en ohne
Lichtzeichenanlagen, Fahrstreifenbegrenzungen (Zeichen 295), Leitlinien (Zeichen 340), benutzungspflichtige
Radwege........umfassenÓ [StVO].



nicht an ihrer Funktionalit�t (siehe Kap. 5.4.0.) auch sachfremd. Stattdessen w�re eine
Erweiterung der Kriterien als Grund f�r die Anordnung von 30 km/h w�nschenswert gewesen
wie z. B.

� der hohe Querungsbedarf der Stra§e infolge beidseitig intensiver Nutzung,
� die F�rderung des Radverkehrs,
� die Privilegierung �ffentlicher Verkehrsmittel,
� die Erh�hung der Umfeldvertr�glichkeit des Stra§enverkehrs
� und die effizientere Gestaltung von Seitenr�umen f�r nicht-verkehrliche Nutzungen.

Untersuchungen haben gezeigt, dass ein Zusammenbruch des Verkehrs nach Einf�hrung von
Tempo 30 auf Hauptverkehrsstra§en nicht zu bef�rchten ist. Geringere Geschwindigkeiten im
Stadtverkehr bedeuten keineswegs automatisch eine verminderte Leistungsf�higkeit des
Stra§ensystems [UBA, 1990,2]320. Sie wird in erster Linie durch die Kapazit�ten
ampelgeregelter Kreuzungen bestimmt [H�sler, 1993,1: 100]. Verkehrsstockungen entstehen
an den �berlasteten Knoten, die zwischen diesen Punkten erreichten
H�chstgeschwindigkeiten haben keinen Einfluss auf die Leistungsf�higkeit. Geringere
Geschwindigkeiten gestalten den Verkehrsfluss jedoch gleichm�§iger und tragen dazu bei,
Staus abzubauen. Um die Funktionst�chtigkeit der Hauptverkehrsstra§en bei niedrigem
Geschwindigkeitsniveau nicht zu gef�hrden, muss ihre Vorfahrtsberechtigung bestehen
bleiben, und es m�ssen Ma§nahmen wie Schwellen und andere Hindernisse, die den
Verkehrsfluss behindern w�rden, unterbleiben. Der auf den Hauptstra§en verkehrende �PNV
hat keine gro§en Nachteile zu erwarten, auch wenn sich im Einzelfall
Fahrtzeitverl�ngerungen ergeben k�nnten [Bdrs. 14/1567]. Dichte Haltestellenfolgen und
bedarfsgerechte Linienf�hrungen sind viel wichtiger als hohe Fahrgeschwindigkeiten.

5.4.4. Erste Ans�tze einer fl�chenhaften Verkehrsberuhigung in Hamburg

In Hamburg sind m�gliche Verkehrsberuhigungsma§nahmen im Hauptverkehrsstra§ennetz
bis heute ein viel diskutiertes Thema. Von 1983 bis 1991 wurden 4 Stra§en von
�bergeordneter Bedeutung -Veddeler Br�ckenstra§e, Holstenplatz (�stliche Fahrbahn),
Stormarner Stra§e (zwischen Waldd�rfer Str. und Els�sser Str.) und die Stresemannstra§e
(westliches Teilst�ck - s. u.)- auf Teilabschnitten verkehrsberuhigt und vor�bergehend aus
dem Vorbehaltsnetz herausgenommen [Brds. 14/734; Bdrs. 14/219]. Nach langem Streit
zwischen der Baubeh�rde und dem Bezirksamt Eimsb�ttel321 ist Ende September 1998 auch
der Grindelhof zwischen Grindelallee und Bornstra§e umgestaltet und zur stadtausw�rts
gerichteten Einbahnstra§e mit Tempo-30-Regelung und Wendekreis geworden (DW 010998].
Dar�ber hinaus werden schon seit Jahren verkehrsberuhigende Ma§nahmen in der
Fuhlsb�ttler Stra§e, [Bdrs. 15/512] der R�ckbau der n�rdlichen Alsterkrugchaussee zwischen
Erdkampsweg und Sengelmannstra§e (Verengung auf eine Fahrspur je Richtung, Einf�hrung
einer stadtvertr�glichen Geschwindigkeit im Zusammenhang mit besseren
�berquerungsm�glichkeiten sowie breiteren Rad- und Fu§wegen) [HA 070699] und im
nachgeordneten Stra§ennetz im Umfeld der Umgehung Fuhlsb�ttel (VKB-Ma§nahmen in den
Stra§en Willesweg / Beim Sch�ferhof, Moorreye, s�dliche Tangstedter Landstra§e,
R�ntgenstra§e / Fuhlsb�ttler Damm) [Bdrs. 16/5100: 314] in Aussicht gestellt.

                                                            
320Die in Schwerin gemachten Erfahrungen haben gezeigt, dass ã.....die mit dem Versuch verbundenen
Leistungsminderungen weniger auf die Geschwindigkeitsbegrenzung als vielmehr auf die zu geringe
Fahrbahnbreite zur�ckzuf�hren sind.....Allein durch Tempo 30 [wird] die Leistungsf�higkeit nicht entscheidend
gemindert.Ó [LSN, 1994: 30]
321Den Bezirken steht nach ¤ 6 Bezirksverwaltungsgesetz nicht das Recht zu, Haushaltsmittel f�r
Bauma§nahmen im �bergeordneten Stra§ennetz zu genehmigen [Bdrs. 14/2099].



Die unter dem Druck der �ffentlichkeit -binnen 6 Jahren lie§en 7 Kinder bei
Verkehrsunf�llen ihr Leben [HA 110698]- durchgef�hrten verkehrsberuhigenden
Ma§nahmen in der Stresemannstra§e (Einf�hrung von Tempo 30 und Einrichtung von
beidseitigen Busspuren auf der Bundesstra§e 431) haben die Verkehrsbelastung vor Ort
entscheidend verringert: Um 4 bis 6 dB (A) nahm der L�rm bei Ausgangswerten von 77
(tags�ber) bzw. 69 dB (A) (nachts) erheblich ab. Auch der NOx-Wert konnte von 310 auf
160 µg/m_ betr�chtlich gesenkt werden. Die Anzahl der Fahrzeuge ging sogar um 15000 auf
27000 Kfz / werkt�glich zur�ck [Bdrs. 14/4186]. Das Beispiel Stresemannstra§e macht
allerdings deutlich, dass die positiven Auswirkungen im Bereich Umwelt / Umfeld in erster
Linie durch Verkehrsverlagerungen auf benachbarte Stra§enz�ge (Fruchtallee, Holstenstra§e,
Simon-von-Utrecht-Stra§e, Pl�ner Stra§e / Leunastra§e / Bornkampweg) erzielt wurden
[Bdrs. 15/2864]. Solche Verlagerungseffekte k�nnten vermieden werden, wenn
verkehrsberuhigende Ma§nahmen im gesamten Stra§ennetz durchgef�hrt w�rden.
Diesbez�glich scheint die Haltung des Hamburger Senats zwiesp�ltig zu sein. Einerseits h�lt
er es f�r gerechtfertigt, ã.....bei der Neuverteilung von Verkehrsfl�chen auch Fahrbahnfl�chen
zur�ckzubauen.....Ó [Bdrs. 14/2448] und l�sst durchblicken, dass ã.....die
Verkehrsma§nahmen in der Stresemannstra§e Modellcharakter f�r bevorstehende
Entscheidungen in anderen Stadtteilen haben k�nnen.....Ó [Bdrs. 14/1392]. Andererseits will
er aus Gr�nden der Haushaltskonsolidierung bis auf weiteres keine Finanzmittel mehr f�r die
bauliche Umgestaltung von Stra§en zur Verf�gung stellen [Bdrs. 15/3133]322. Sp�testens
nach dem Regierungswechsel im Herbst 2001 scheinen Umbauma§nahmen im
Hauptverkehrsstra§ennetz zu Lasten des MIV kein Thema mehr zu sein. Stattdessen k�ndigte
der neue Senat an, auf weitere R�ckbauma§nahmen zu verzichten (u. a. Alsterkrugchaussee)
und die vierspurige Befahrbarkeit in der Stresemannstra§e323 und Hochallee
wiederherzustellen. Die Verkehrsprobleme sollen vielmehr durch Fertigstellung neuer
Stra§enbauprojekte (siehe Kap. 5.3.3.) und durch z�gigere Abwicklung des Kfz-Verkehrs
gel�st werden (u. a. Erh�hung des Tempolimits von 30 auf 50 bzw. 60 km/h, Einf�hrung des
so genannten ãGr�nen PfeilsÓ f�r Rechtsabbieger, Beseitigung von Hindernissen, Ausbau
hoch frequentierter Kreuzungen, Einf�hrung der ãGr�nen WelleÓ bei den Ampelschaltungen)
[HA 110202 und 121001]. Unter diesen Bedingungen wird die schon seit Jahren diskutierte
st�dtebauliche Integration der Hauptverkehrsstra§en nicht m�glich sein.  

5.4.5. Elemente f�r einen neuen Stra§enraumentwurf

Eine verbesserte st�dtebauliche Integration inner�rtlicher Hauptverkehrsstra§en erfordert
neben der Geschwindigkeitsd�mpfung und der «Priorisierung` des �PNV im Stra§enraum
auch Ma§nahmen, die eine st�dtebauliche Aufwertung und eine Erh�hung der
Verkehrssicherheit zum Ziel haben. Dies ergab eine Umfrage unter 9 Gro§st�dten -darunter
auch Hamburg- im Rahmen einer vom Bundesministerium f�r Raumordnung, Bauwesen und
St�dtebau initiierten Untersuchung �ber Hauptverkehrsstra§en und Verkehrsberuhigung aus
dem Jahr 1986 [BMfR, 1988, 457]. Es ging darum, nach dem Stellenwert der Umgestaltung
von Hauptverkehrsstra§en in der kommunalen verkehrsplanerischen Praxis und der
Anwendbarkeit und Bewertung ausgew�hlter Entwurfs- und Gestaltungselemente (siehe Abb.
33) zu fragen. Eine Auswertung der Frageb�gen ergab zumeist eine positive Einstellung der
St�dte zur Anwendung und Wirkungsweise der vorgeschlagenen Elemente. Bei der

                                                            
322Auch CDU und FDP halten den Stra§enumbau f�r eine ã.....falsche Ma§nahme, die der Korrektur bedarf.Ó
Sie treten f�r eine vierspurig befahrbare Stresemannstra§e ein und fordern die Aufhebung der Busspur und der
Tempo 30-Regelung [HA 110698].
323Die Wiederherstellung der vierspurigen Befahrbarkeit setzte die Aufhebung des Bussonderfahrstreifens, eine
neue Fahrbahnmarkierung, und eine neue Beschilderung voraus. Die Kosten betrugen 44560 _ [Bdrs. 17/364].



Beurteilung der Anwendbarkeit von Entwurfselementen in Hauptverkehrsstra§en wurden
dem Fahrbahnteiler, dem Ladestreifen, dem Schr�gparkstreifen und der abgetrennten
Anliegerfahrbahn die gr�§te Aufmerksamkeit geschenkt. Mit gro§er Mehrheit hielten die
St�dte auch den Mittelstreifen, die dichte Folge von Lichtsignalanlagen, �berquerungsstellen
mit Fu§g�nger�berweg und Radfahrstreifen auf Fahrbahnniveau f�r anwendbar. Dagegen
wurden Belagswechsel, Fahrbahnverschwenkungen, schmale Fahrbahnen, partielle
Einengungen und Senkrechtparkstreifen skeptischer -d. h. bedingt anwendbar- beurteilt,
w�hrend der Mehrzweckstreifen auf einstimmige Ablehnung stie§. Hamburg gab an,
Belagswechsel, Mehrzweckstreifen, Schr�gparkstreifen und Senkrechtparkstreifen nicht
auszuf�hren bzw. nicht zu planen. Was die Einsch�tzung zur Wirkungsweise der
vorgestellten Elemente betraf, so wurden besonders jene bevorzugt, die einen
geschwindigkeitsd�mpfenden Effekt haben und f�r eine Verbesserung der �berquerbarkeit
sorgen wie Fahrbahnteiler, Mittelstreifen, �berquerungsstellen mit Fu§g�nger�berweg und
eine dichte Folge von LSA. Eine positive Bewertung erfuhren auch der Radfahrstreifen auf
Fahrbahnniveau und Elemente, die zur Nutzungsentflechtung beitragen wie Anliegerfahrbahn
und Ladestreifen. Letztere ber�hren v. a. die umfeldrelevanten Aspekte (Verbesserung der
Aufenthaltsqualit�t, Ber�cksichtigung privater, �ffentlicher und kommerzieller Bed�rfnisse,
Verbesserung der sozialen Brauchbarkeit, Kompensation von Umfeldbeeintr�chtigungen pp.)
der Stra§enraumgestaltung, wobei allerdings deutlich wurde, dass die angestrebten
Ver�nderungen des Umfeldes erst aus einer Gesamtkonzeption beurteilt werden k�nnen und
nur schwer der Wirkung von Einzelma§nahmen zuzuordnen sind. Insgesamt diente die
St�dteumfrage dazu, Erfahrungen auszutauschen und Anregungen zu geben. Detailliertere
Entwurfs- und Gestaltungsempfehlungen werden inzwischen in der EAHV 1993 pr�sentiert.
Dazu z�hlen auch Abbiege- und Aufstellspuren, �PNV-Fahrspuren, �PNV-Haltestellen
(Buskaps), Wendefahrbahnen, Bepflanzungen und Verkehrsf�hrungen an Knotenpunkten.

5.4.6. Die Einbeziehung des ruhenden Verkehrs in das Konzept der fl�chenhaften
Verkehrsberuhigung

Gro§e Schwierigkeiten bei der Realisierung fl�chenhafter Verkehrsberuhigungsma§nahmen
resultieren aus den Problemen des ruhenden Verkehrs. Angesichts der zunehmenden
Unvertr�glichkeit des Parkens m�ssen die Verkehrsplaner in Hamburg die Notwendigkeit
erkennen, im Zusammenhang mit Verkehrsberuhigungsma§nahmen auch Grenzen der durch
das Parken hervorgerufenen Belastungen zu bestimmen. Denn der hohe Fl�chenbedarf des
ruhenden Verkehrs steht in unmittelbarer Konkurrenz zu den Bed�rfnissen nach mehr
Gr�nfl�chen, ruhigem Aufenthalt und ungest�rter Fortbewegung. Die legal und illegal324

parkenden Fahrzeuge behindern nicht nur die nicht-motorisierten Verkehrsteilnehmer und die
Fahrzeuge des auf der Stra§e verkehrenden �PNV, sondern auch den f�r die
Funktionsf�higkeit der Stadt notwendigen Wirtschaftsverkehr325.

                                                            
324In der Fruchtallee (eine Hauptverkehrsstra§e mit Wohn- und Gesch�ftsfunktion) lagen wiederholt
Beschwerden von Anwohnern �ber verkehrswidrig auf dem Fu§- oder Radweg parkende Kfz vor. Zwischen
Eimsb�ttler Marktplatz und Doormannsweg wurden in den Nachmittagsstunden eines Werktages 62
Falschparker gez�hlt, deren widerrechtliches Verhalten polizeilich nicht geahndet worden war. Dies veranlasste
die Beschwerdef�hrer, sich an die B�rgerschaft zu wenden, wo die Angelegenheit 2 Tage sp�ter er�rtert wurde
[Bdrs. 14/3678].
325Selbst der Einzelhandelsverband und der ADAC r�umen ein, dass ã.....die Zeiten, in denen jeder Autofahrer
in der City einen Parkplatz bekommen hat, vorbei sindÓ. Sch�rfere Kontrollen des ruhenden Verkehrs sollen
insbesondere die Berufst�tigen davon abhalten, den ganzen Tag die Parkpl�tze zu blockieren [HA 101299].
1999 wurden in Hamburg 10229 Verst�§e gegen das Halten und Parken in zweiter Reihe und 179985 Verst�§e
gegen das absolute Halteverbot geahndet [Bdrs. 16/4960].



Je nach st�dtischem Teilgebiet stellt sich die Unterbringung des ruhenden Verkehrs anders
dar:

� In den Wohngebieten der �u§eren Stadt kann der Parkraumbedarf der ortsans�ssigen
Bev�lkerung in der Regel gedeckt werden. Nicht-verkehrliche Nutzungsanspr�che
sind durch das Abstellen der Kfz nicht wesentlich eingeschr�nkt. Fu§g�nger und
Radfahrer k�nnen sich im Gro§en und Ganzen ungehindert bewegen.

� In den Zentren der �u§eren Stadt reicht der oft kostenlos angebotene Parkraum326 f�r
Besch�ftigte und Kunden meistens aus, Konflikte mit anderen Nutzungen im Umfeld
der Einkaufszentren weitgehend zu vermeiden327. Dagegen sind Behinderungen des
Liefer- und Gesch�ftsverkehrs wegen nicht in ausreichender Zahl vorhandener
Ladezonen h�ufiger zu beobachten. Dann beeintr�chtigen die Lieferanten den
Fu§g�nger- und Radverkehr sowie den Betrieb des �PNV, wenn die Lkw auf Geh-
und Radwegen bzw. im Haltestellenbereich zum Be- und Entladen abgestellt
werden328. Dar�ber hinaus sehen sich die Subzentren mit st�dtebaulichen Problemen
konfrontiert, weil das gro§z�gig bereitgestellte Angebot an Stellpl�tzen (siehe Karte 4
und Tab. I im Anhang) wichtige Fl�chen f�r wirtschaftliche Nutzungen blockiert,
sodass notwendige Erweiterungen kaum m�glich sind.

�  Im Stadtzentrum (Alt- und Neustadt) �berlagern sich Anspr�che verschiedener
Nutzungen auf engstem Raum. Vorhandene Stellpl�tze in den Stra§enr�umen werden
tags�ber von Anwohnern, Berufst�tigen, Lieferanten, Kunden und Besuchern
beansprucht. Neben durchg�ngig �berlasteten Stra§enr�umen stehen zus�tzliche
Kapazit�ten in den zentral gelegenen Parkh�usern und Tiefgaragen329 zur Verf�gung.
Dennoch herrscht hoher Parkdruck, der die Aufstellung einer Rangfolge zur Erf�llung
der Parkraumnachfrage erforderlich macht. Dabei ist dem Berufs- und
Ausbildungsverkehr der Verzicht auf die Pkw-Nutzung angesichts annehmbarer
Alternativen im �PNV durchaus zuzumuten.

� Hoher Parkdruck herrscht v. a. in den innenstadtnahen Altbauquartieren [HA 061000,
301299 und 180700], deren st�dtebauliche Situation gepr�gt ist durch verdichtetes
Wohnen, gewerbliche Arbeitspl�tze, Gesch�fte mit �berwiegend lokaler Bedeutung
und attraktive Kultur- und Freizeiteinrichtungen (Kinos, Szenekneipen, Theater pp.).
Die durch diese Mischgebiete verlaufenden Hauptverkehrsstra§en, die die City mit
den Stadtteilen der �u§eren Stadt verbinden, trennen die hier ans�ssigen Funktionen
und Nutzungen. Im Stra§enraum behindern sich alle gegenseitig: Verkehrswidrig auf
der Fahrbahn abgestellte Pkw erschweren die Anlieferung von Waren. Der in zweiter
Reihe haltende Lieferverkehr hindert dann seinerseits den Kfz- und Busverkehr an
einer z�gigen Fahrt. Radfahrer gef�hrden ein- und aussteigende Fahrg�ste an den
Haltestellen sowie Fu§g�nger auf den B�rgersteigen, wenn widerrechtlich auf dem
Radweg parkende Kfz die Radwege blockieren und dadurch die Radfahrer gezwungen

                                                            
326In den Einkaufszentren Jenfeld, Farmsen und Alstertal stehen Kunden und Besch�ftigten die Parkst�nde
kostenlos zur Verf�gung [HA 220596].
327Probleme existieren im Umfeld des Elbeeinkaufszentrums in Osdorf. Seit der Neuer�ffnung des Shopping-
Centers im Jahr 1993 haben die Beschwerden der Anwohner �ber zugeparkte Stra§en erheblich zugenommen
[HA 140896].
328Eigene Beobachtungen im Bereich des Einkaufszentrums Langenhorn-Markt �ber einen Zeitraum von mehr
als einem Jahr.
32916 der 50 in Hamburg vorhandenen Parkh�user befinden sich in der Innenstadt. Hinzu kommen noch  f�nf
Tiefgaragen. Die Standorte der Parkh�user und Tiefgaragen sind Vorsetzen, Neue ABC-Stra§e, Hanseviertel,
Drehbahn, Gro§e Reichenstra§e, Bei der Katharinenstra§e, Kaufhof, Horten, City-Hof, Gertrudenstra§e,
Ferdinandstra§e, Karstadt, Alsterhaus, Bleichenhof, R�dingsmarkt, Herrengraben, Michelgarage,
Admiralit�tsstra§e, Bei Schuldts Stift, Baumeisterstra§e und CCH [HA 220596].
1995 gab es in der Innenstadt etwa 28000 Stellpl�tze [HA 290995].



werden, auf den Gehweg auszuweichen330. In den Wohnsammel- und Wohnstra§en
sind teilweise unvertr�glich hohe Verkehrsbelastungen vorhanden. Diese sind zum
Teil auf unn�tigen Parksuch- und Schleichverkehr zur�ckzuf�hren. Die ohnehin
schmalen Stra§en sind unter Einbeziehung der Gehwege, der Ladezonen und
Baumstreifen h�ufig zugeparkt. Handwerker und Anlieferer finden keinen Platz zum
Halten. Den Bewohnern stehen oft keine Stellpl�tze mehr zur Verf�gung.
Fl�chenhafte Verkehrsberuhigungsma§nahmen und Stra§enraumgestaltung scheitern
hier an Problemen des ruhenden Verkehrs, die tags�ber durch Berufst�tige und nachts
durch Kneipen- und Kinobesucher331 versch�rft werden. Besonders problematisch ist
die Situation an Knoten- und wichtigen Querungspunkten, wo die Sichtbeziehungen
durch abgestellte Fahrzeuge erheblich eingeschr�nkt sind.

In Gebieten mit derart �berlagerten Nutzungen werden Parkraumkonzepte bisweilen immer
noch als Programme zur Beschaffung von weiteren Parkpl�tzen -teilweise mit hohem
finanziellen Aufwand (z. B. die Anlage teurer Tiefgaragen in Altbaugebieten332 - siehe auch
Tab. 27), teilweise auf Kosten anderer Stra§ennutzungen333- missverstanden. �berzogene
Anspr�che der Autofahrer an einen nahe gelegenen Stellplatz im �ffentlichen Stra§enraum
(direkt vor der Haust�r, vor dem Supermarkt, vor der Arbeitsst�tte) werden �berwiegend als
Qualit�tsstandard f�r das Stellplatzangebot akzeptiert. Demgegen�ber wird dem �PNV-
Benutzer ein wesentlich l�ngerer Gehweg zwischen Quell-/Zielpunkt und Haltestelle
zugemutet. Eine Gegensteuerung durch Angebotsreduzierung und flankierende F�rderung
des �PNV in Verbindung mit einer Bewirtschaftung der verbleibenden Parkst�nde ist in
Hamburg derzeit kaum auszumachen, weil die komfortable Pkw-Erreichbarkeit als
Standortfaktor eine h�here Priorit�t zu haben scheint. Die Folgen liegen auf der Hand:

� Parkregeln werden oft nicht beachtet (s. o.).
� Parkgeb�hren fallen viel zu niedrig aus: In einigen Nebenzentren werden den Kunden

und Besch�ftigten Parkpl�tze sogar kostenlos angeboten (s. o.), was das Umsteigen
auf andere Verkehrsmittel erschwert.

�  Bisher praktizierte Parkraumbewirtschaftungsma§nahmen beschr�nken sich
weitgehend auf die Zielgruppe der Berufspendler.

� Die auf den Privatgrundst�cken angebotenen Stellpl�tze334 finden in den gegenw�rtig
angewandten Parkraumkonzepten keine Ber�cksichtigung.

� Benachteiligt sind auch viele autolose Haushalte, die sich an den im Zusammenhang
mit dem Bau von Einfamilienh�usern und Eigentumswohnungen errichteten
Autoabstellpl�tzen finanziell beteiligen m�ssen, w�hrend sie f�r die Nutzung
umweltfreundlicher Verkehrsalternativen keine Subventionen erhalten.

                                                            
330Eigene Beobachtungen in den Stadtteilen Rotherbaum, Harvestehude, Winterhude, Rahlstedt, Eppendorf und
Barmbek-S�d
331Der massive Zuwachs von Bars, Kneipen und Kinos im Ottenser Osterkirchenviertel hat dazu gef�hrt, dass
nachts sehr viele Autos durch das Wohngebiet fahren. Deren L�rm und Abgase haben die Wohnqualit�t
erheblich beeintr�chtigt  [HA 120397 und 310896].
332Im Bezirk HH-Nord ist der Bau von drei weiteren Quartiersgaragen mit jeweils 300 Stellpl�tzen
(Winterhude, Jarrestra§e - Hoheluft-Ost, Falkenried - Eppendorf, Osterfeldstra§e) im Gespr�ch. Alle 3
Vorhaben sollen mit insgesamt 45 - 50 Mio. DM subventioniert werden [HA180700].
333In Gebieten mit hohem Parkdruck wurde das verbotswidrige Abstellen von Kfz in den Seitenr�umen
nachtr�glich legalisiert, um das Angebot an Parkfl�chen zu erweitern. Dazu geh�ren die zum Parken
freigegebenen B�rgersteige. Das Zeichen 315 erlaubt Fahzeugen mit einem zul�ssigen Gesamtgewicht bis zu
2,8 t das Parken (¤ 42 in Verbindung mit ¤ 12 Abs. 2) auf Gehwegen. Im Zeichen wird bildlich angeordnet, wie
die Fahrzeuge aufzustellen sind [StVO].
334Der Anteil der privaten Stellpl�tze am gesamten Parkraumangebot ist in Hamburg nicht bekannt. Weder in
der Baubeh�rde noch in den Bezirken wird eine Statistik zum grundst�cksbezogenen Parken gef�hrt [DW
020600].



Parkraumkonzepte sind ein wichtiger Bestandteil des hier formulierten verkehrsplanerischen
Leitgedankens, mit einschr�nkenden (Verringerung der Stra§enkapazit�t und des
Parkraumangebots) und f�rdernden (Ausbau des �PNV-Systems, Verbesserungen der
Verkehrsbedingungen f�r Fu§g�nger und Radfahrer) Ma§nahmen die Verkehrsprobleme zu
l�sen. Sie werden sogar als ãzentrale StellschraubeÓ [Baier/Sch�fer, 1996,11: 1 f.] zur
Beeinflussung des Stadtverkehrs sowohl in Richtung Verkehrsvermeidung bzw.
Verkehrsverlagerung als auch in Richtung einer vertr�glicheren Verkehrsabwicklung
bezeichnet. Parkraumbewirtschaftung und �PNV-F�rderung geh�ren zu den wichtigsten
Steuergr�§en kommunaler Verkehrspolitik: Allein mit �PNV-Verbesserungen ist dem Auto
kaum Konkurrenz zu machen, andererseits ist ein gutes �PNV-Angebot Voraussetzung f�r
Parkraumrestriktionen. Wegen der komplexen Wechselwirkungen zwischen St�dtebau und
Verkehr (siehe Kap. 4.2.5.) ist die Aufstellung integrativer Parkraumkonzepte erforderlich,
die die mit dem Parken verbundene Fl�chennutzung in den Gesamtzusammenhang der
st�dtebaulichen und verkehrlichen Nutzungsanspr�che stellt und entsprechend ihrer
Bedeutung angemessen einordnet. Deshalb m�ssen die Ma§nahmen f�r ein stadtvertr�gliches
Parken in vielf�ltigen Bereichen ansetzen. Als Bausteine f�r umfassende Parkraumkonzepte
kommen infrage:

1. Verbindliche Festlegung stadtvertr�glicher Komfortstandards.
2. M�glichkeiten einer optimierten Nutzung von Parkfl�chen.
3. Fl�chendeckende Bewirtschaftungen, die st�dtebauliche Belastbarkeitsgrenzen f�r die

Befriedigung des Parkraums in hoch verdichteten Stadtr�umen bestimmen und durch
Erhebung gestaffelter Parkgeb�hren, Begrenzung der Parkdauer, Beschr�nkung auf
bestimmte Nutzergruppen und umfangreiche Park�berwachungen durchzusetzen
versuchen.

4. Beeinflussung des Parkraumangebots auf privaten Grundst�cken.
5. Flankierende Ma§nahmen zur Lenkung des Parksuchverkehrs durch Parkleitsysteme.
6. Ausbau des P+R-Systems.

Abb. 34 gibt eine �bersicht der angestrebten, nach st�dtischen Teilr�umen differenzierten
Ma§nahmen.

Zu 1. Definition stadtvertr�glicher Komfortstandards:
Angemessen erscheint die Festlegung f�r zumutbare Entfernungen f�r den Weg zum
abgestellten Kfz, der den fu§l�ufigen Distanzen zur n�chsten Haltestelle des �PNV
entspricht (300 bis 600 m). Hier wird bewusst Abschied genommen von der Vorstellung, dass
zu jeder Wohnung auch ein Auto geh�rt und ein Parkplatz in unmittelbarer N�he ein
Grundrecht sei. Dies ist aber keine Frage individuellen Anrechts, sondern lediglich eine
Komfortfrage. Erfahrungen haben gezeigt, dass Autofahrer im Gegensatz zur weit
verbreiteten Meinung durchaus die Bereitschaft aufbringen, l�ngere Fu§wege in Kauf zu
nehmen, wenn sie st�dtebaulich attraktiv gestaltet sind [Grabow/L�hr, 1991: 134; Monheim,
1999: 113 f.; Topp 1998, 187].

Zu 2. Optimierung der  Parkfl�chennutzung:
Das Aussch�pfen der M�glichkeiten f�r die zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung von
�ffentlichen Parkst�nden und �ffentlich zug�nglichen privaten Stellpl�tzen stellt als
Instrument zur Befriedigung der Stellplatznachfrage wie der Fl�cheneinsparung ein
notwendiges Erfordernis dar. Dies betrifft z. B. die �ffnung der Beh�rdenparkpl�tze nach
Dienstschluss f�r Anwohner und Besucher gegen Zahlung einer Geb�hr. Au§erdem wird
abends und nachts die Parkzeit auf den geb�hrenpflichtigen Kurzparkst�nden nicht begrenzt,
um ein zus�tzliches Angebot an Parkm�glichkeiten in Verbindung mit Freizeitaktivit�ten und
kulturellen Veranstaltungen bereitzuhalten. Dabei ist besonders auf die konkurrierenden
Nutzungsanspr�che von Anwohnern und Freizeitgewerbe zu achten (s. o.).



Zu 3. Bewirtschaftung des Parkraums:
Als Steuerungsinstrument zur selektiven Einschr�nkung des MIV haben Konzepte mit
differenzierten Bewirtschaftungsma§nahmen zunehmend an Bedeutung gewonnen, seitdem
sie im Zusammenhang mit der Novellierung des StVG und der StVO um ordnungspolitische
(Festlegung von Sonderparkzonen) und marktwirtschaftliche (Interpretation der Parkgeb�hr
im �ffentlichen Stra§enraum als Nutzungsentgelt) Prinzipien erweitert wurden. Ausgehend
von der Erkenntnis, dass das Parkplatzangebot in der dicht bebauten Stadt kaum zu
vergr�§ern ist, m�ssen die vorhandenen Stellfl�chen besser verteilt und die unterschiedlichen
Interessen von Pendlern, Anwohnern, Gesch�ftsleuten und Kunden ber�cksichtigt werden. Je
nach lokaler Situation ist eine Umverteilung des zur Verf�gung stehenden knappen
Parkraums zu Gunsten bestimmter Nutzergruppen vorzunehmen. Handlungsfelder der
Parkraumbewirtschaftung liegen im Wesentlichen in

a.) der sorgf�ltigen Drosselung des �ffentlich zug�nglichen Stellplatzangebots in den mit dem
�PNV gut zu erreichenden innerst�dtischen Zielgebieten (Altstadt, Neustadt, innenstadtnahe
Mischgebiete) und Stadtteilzentren:
Das �ffentliche und private Stellplatzangebot in der Hamburger Innenstadt ist -v. a. im
Vergleich zu anderen deutschen Gro§st�dten (siehe Tab. 61)- sehr gro§

 [DW 020600]. Stufenweise sollte das Parkplatzangebot (v. a. Stra§enrandparkpl�tze)
verringert werden, um die Verkehrsmittelwahl der Nachfragegruppen mit langer Parkdauer
(v. a. Berufspendler) zu Gunsten des �PNV zu beeinflussen, die Attraktivit�t der Zentren
durch Umwidmung der Fl�chen f�r st�dtebauliche (Architektur, Begr�nung, Aufenthalt) und
wirtschaftliche (Betriebserweiterungen) Nutzungen zu st�rken und bessere
Rahmenbedingungen f�r bedeutendere Verkehre (Liefer- und Gesch�ftsverkehr, Kunden- und
Besucherverkehr, reservierte Pl�tze f�r Behinderte) zu schaffen. Das Parken f�r Kunden und
Besucher ist nur noch in Parkh�usern und definierten Parkzonen mit Parkscheinautomat zu
gestatten. Bei der Vorhaltung von Parkfl�chen f�r Kurzparker muss allerdings ber�cksichtigt
werden, dass allein die Ma§nahme, bisherige Langzeitstellpl�tze dem Berufsverkehr zu
entziehen und sie in Kurzzeitstellpl�tze umzuwandeln, wegen der h�heren Umschlagziffern
im Einkaufsverkehr -gegen�ber dem Berufsverkehr- zu einem insgesamt gr�§eren
Fahrtenaufkommen f�hren kann.

b.) der Erh�hung der Parkgeb�hren und der Beschr�nkung der Parkdauer:
Neben der Verknappung des Parkraums gibt es �berlegungen, Parkgeb�hren und Parkdauer
nach Tageszeiten und �rtlichkeiten zu differenzieren. In Stadtvierteln mit hohem Parkdruck
soll es am Tage nur noch bewirtschaftete Parkpl�tze geben, um die Bedingungen f�r den
notwendigen Verkehr zu verbessern, den unn�tigen Parksuchverkehr335 zu verringern, die
Verkehrsmittelwahl zu beeinflussen und Fl�chen zu Gunsten wertvollerer Nutzungen
                                                            
335ãDie Anteile des Parksuchverkehrs am MIV-Aufkommen schwanken in Literaturangaben zwischen 15 und
80 %. Hohe Anteile ergeben sich jedoch nur bei sehr kleinr�umigen Betrachtungen. Auf eine gesamte
Innenstadt.....bezogen, spielt der Parksuchverkehr aber kaum eine RolleÓ [Schreckenberg, 1991,1: 8].

Tab. 61: Kfz.-Stellplatzkapazit�t in den Innenst�dten deutscher Gro§st�dte - ein Vergleich
Stadt Gr�§e der Innenstadt �ffentliche Parkst�nde private Parkst�nde gesamt

in ha
Hamburg 200 15000 13600 28600
M�nchen 150   8000   5000 13000
Frankfurt 255 12200   7900 20100
Stuttgart 217 14000 13500 27500
Hannover 318 12100   7200 19300
N�rnberg 160   7600   5000 12600
Aus: Topp, 1998: 191



umzuwidmen. In besonders empfindlichen Stadtvierteln -Zentren sowie innenstadtnahe
Mischgebiete- sind Parkgeb�hren von 1 bis 1,25 _ je angefangene halbe Stunde durchaus
angemessen. Bei unzureichender �PNV-Anbindung k�nnten auch niedrigere Betr�ge
festgesetzt werden.
Die Geb�hrenerhebung mit Parkautomat hat sich gegen�ber der Parkuhr336 und der
Parkscheibenregelung337 als vorteilhaft erwiesen.
Angemessene Parkgeb�hren sind v. a. deshalb gerechtfertigt, weil Stadtbewohner mit Auto
oft kostenlos Parkraum in Anspruch nehmen (z. B. Parken am Fahrbahnrand) oder nur
geringe, nicht kostendeckende Stellplatzmieten zu zahlen haben, w�hrend Haushalte ohne
eigenen Pkw f�r die Nutzung umweltfreundlicher Verkehrsmittel keine vergleichbaren
Subventionen beanspruchen k�nnen.
Parkdauerbeschr�nkungen zielen haupts�chlich auf die Berufspendler338, die von attraktiven,
zentral gelegenen Parkst�nden verdr�ngt und zum Umsteigen auf andere Verkehrsmittel
veranlasst werden sollen. An Standorten mit besonders hohem Parkdruck kann mit diesem
Instrument auch die Zielgruppe der Kunden und Besucher dazu gebracht werden, ihre Ziele
mit stadtvertr�glichen Verkehrsmitteln aufzusuchen. Sinnvoll ist eine zul�ssige Parkdauer
von zwei Stunden, in empfindlichen Stadtquartieren ist eine Reduzierung auf 60, 30 oder 15
Minuten zu empfehlen. Dabei muss allerdings beachtet werden, dass stark befristete
Angebote eine deutlich h�here Parkfrequenz des einzelnen Parkstandes hervorrufen k�nnen.

c.) der Bevorrechtigung bestimmter Nutzergruppen in Kombination mit der Ausweisung von
Kurzparkst�nden und Ausnahmegenehmigungen nach ¤ 46 StVO
Die �berhand nehmende Nutzung der knappen innerst�dtischen Fl�chen durch den
Autoverkehr hat dazu gef�hrt, dass in einigen Stadtteilen die Stra§en nur noch endlosen
Parkstreifen gleichen. Der Verkehrsraum f�r Fu§g�nger und Radfahrer wird durch illegal
abgestellte Fahrzeuge noch zus�tzlich behindert. Kinder finden keinen Platz mehr zum
Spielen, und �ltere Menschen werden von den Blechmassen verunsichert339. Angesichts
steigender Zulassungszahlen und knapper werdendem Parkraum f�hrte Hamburg 1991/92 in
4 Gebieten

� am Flughafeneingang in Fuhlsb�ttel (zwischen Langenhorner Chaussee, Hornkamp,
Zeppelinstra§e, Alsterkrugchaussee und Am Raakmoorgraben),

� am Gro§neumarkt (zwischen Holstenwall, Kaiser-Wilhelm-Stra§e, Dusternstra§e und
Ludwig-Erhard-Stra§e),

� am Schaarmarkt (zwischen Ludwig-Erhard-Stra§e, Admiralit�tsstra§e, Baumwall und
Klostertor)

� und auf der Cremon-Insel
im Rahmen eines Modellvorhabens bevorrechtigtes Anwohnerparken gegen Zahlung einer
alle 2 bis 6 Monate f�lligen Geb�hr von 15 DM (je nach Gebiet) ein [Bdrs. 15/1661]. Noch
vor Bekanntgabe der mit den Modellversuchen gemachten positiven Erfahrungen340 wurde
von den Bezirksgremien eine solche Parkregelung auch f�r St. Pauli, Karolinenviertel,
M�hlenberg, S�llfeld, Rotherbaum (Universit�tsviertel), Eppendorf (Umfeld des
Universit�tskrankenhauses), Harburg (Umfeld der Technischen Universit�t), Barmbek-S�d

                                                            
336Ein Missbrauch der Parkuhr durch ãnachwerfendeÓ Langparker ist kaum auszuschlie§en.
337Die Einf�hrung einer Parkscheibenregelung im Ortskern von Buxtehude erbrachte keine wirksame
Ver�nderung im Verkehrs- und Parkverhalten gegen�ber dem unbewirtschafteten Zustand [ExWoSt-Info,
1996,10: 24].
338Eine Ma§nahme, die auch vom Hamburger Einzelhandelsverband vehement gefordert wird [HA 101299].
339Eigene Beobachtungen.
340In den betroffenen Gebieten war eine deutliche Abnahme des Parkdrucks, ein R�ckgang des
Stra§enrandparkens um 15 % und eine Verbesserung der Parksituation f�r Anwohner zu beobachten [HA
050796].



(Umfeld des EKZ Hamburger Stra§e), Altona (Umfeld des EKZ Gro§e Bergstra§e) und
Osdorf (Umfeld des Elbeeinkaufszentrums) beantragt [Bdrs. 15/1863, 16/5100, Anlage J:
309; HA 050796, 140896, und 310896]. In St. Pauli (n�rdlich der Reeperbahn), Rotherbaum
(Universit�tsviertel), Harburg (in Gebieten westlich des Zentrums) Barmbek-S�d (Umfeld
des EKZ Hamburger Stra§e) und Eppendorf (Umfeld des UKE) sollte den Forderungen der
Bezirke bald entsprochen werden [Bdrs. 15/5480], doch scheinen sich die Beh�rden wieder
von diesen Projekten distanziert zu haben [HA 091299], zumal das
Bundesverwaltungsgericht 1998 die gro§fl�chige Ausdehnung solcher Parkzonen in K�ln
untersagte, weil die dort vorgenommene Regelung die Belange von Besuchern, Handel- und
Gewerbetreibenden nicht ber�cksichtigt hatte341. Inzwischen scheint die Einf�hrung von
Parklizenzgebieten f�r Anwohner wieder m�glich zu sein, nachdem der Bundesrat im
November 2001 beschlossen hat, dass in St�dten gr�§ere Bereiche f�r die Autos der
Anwohner reserviert werden k�nnen, wenn ein Mangel an Parkpl�tzen festzustellen ist [HA
111101]. Am 1.1.2002 sind die Rechtsvorschriften (35. Verordnung zur �nderung
stra§enverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 14.12.2001 und die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zur �nderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur StVO vom
18.12.2001) f�r die Sonderparkberechtigung f�r Bewohner st�dtischer Quartiere mit
erheblichem Parkraummangel (fr�her: Anwohnerparken) in Kraft getreten. Seitdem liegen in
Hamburg eine Vielzahl von Antr�gen zum Anwohnerparken vor [Bdrs. 17/1582: 3].
Wegen des engen Zusammenhangs zwischen Stadtteilentwicklung und Zug�nglichkeit muss
das Anwohnerparken als Instrument zur Verdr�ngung von unerw�nschten Parkvorg�ngen in
allen Gebieten mit Nachfrage�berh�ngen und guter �PNV-Erreichbarkeit Anwendung
finden. Dies trifft auf fast alle innenstadtnahen Wohn- und Mischgebiete, aber auch auf B 1-
und B 2- Zentren zu. Hier stehen Anwohner, Besch�ftigte, Kurzparker (Besucher und
Kunden) und Anlieferer in harter Konkurrenz um �u§erst knappen Parkraum. Zwar wird es
auch dort unumg�nglich sein, der Wohnbev�lkerung durch Ausstellen einer
geb�hrenpflichtigen Lizenz ein bevorrechtigtes Parken342 einzur�umen. Doch bei �berm�§ig
starker Inanspruchnahme des zur Verf�gung stehenden Parkraums durch Anwohner k�nnten
sich die Standortbedingungen von Gesch�ften und Betrieben erheblich verschlechtern. F�r
die Erhaltung einer gemischten Stadtstruktur ist es deshalb -auch im Hinblick auf die
Gerichtsentscheidung- erforderlich, den im Quartier ans�ssigen Handel- und
Gewerbetreibenden f�r Liefer- und Kundenverkehre Sonderparkberechtigungen mit
entsprechend beschilderten Lieferzonen anzubieten. Um die ungerechtfertigte
Inanspruchnahme von Sonderrechten zu verhindern, bedarf es intensiver vorbereitender
Ma§nahmen (Bestandsaufnahme des �ffentlichen Parkraums, Feststellung des Kfz-Bestandes,
Belegungsz�hlungen im ruhenden Verkehr, Information der Betroffenen) und einer an
bestimmten Kriterien orientierten Anerkennungspraxis (Vergabe von Lizenzen an Anwohner
mit Hauptwohnsitz bzw. an Gewerbetreibende, die nachweislich auf Kraftfahrzeuge bei der
Gewerbeaus�bung angewiesen sind). Aus sozialpolitischen Gr�nden w�ren gestaffelte
Parkgeb�hren zu vertreten und Ausnahmegenehmigungen (z. B. f�r Schwerbehinderte) zu
erteilen. Die Koppelung der Parklizenz mit Tarifbeg�nstigungen f�r �ffentliche
Verkehrsmittel ist eine interessante �berlegung, um gleichzeitig auch einen Anreiz zum
Umsteigen zu schaffen.

                                                            
341Ein K�lner Anwalt klagte gegen das gro§fl�chige Anliegerparken, weil weder seine Angestellten noch seine
Klienten in zumutbarer N�he der Kanzlei einen Parkplatz finden konnten. Nachdem das zust�ndige
Verwaltungsgericht die Klage abgewiesen hatte, gab das Bundesverwaltungsgericht dem Kl�ger recht (Az. 3
C11/97): Eine gro§fl�chige Ausdehnung von Sonderparkregelungen ist rechtswidrig, wenn dadurch ein Teil der
B�rger bei der Benutzung des Kraftfahrzeugs bevorteilt wird [GdP, 1998,9: 20; DW 221098; DZ 210600].
342Die Parklizenzgeb�hren sollten sich zumindest an der H�he der Miete von privaten Garagenpl�tzen
orientieren.



d.) der intensiven �berwachung der Parkregeln
Ohne konsequente Park�berwachung stellen Ma§nahmen der Parkraumbewirtschaftung kein
wirksames Instrument zur Ver�nderung des Verkehrs- und Parkverhaltens dar, da die beste
Parkregelung nur wenig Sinn macht, wenn sie nicht angemessen �berwacht wird.
Personalengp�sse343, wichtigere polizeiliche Aufgaben344, der zumeist geringe
Abschreckungseffekt der Verwarnungsgelder und die zeitweise Duldung illegalen Parkens in
Gebieten mit hohem Parkdruck haben die Unzufriedenheit anderer Verkehrsteilnehmer
(Lieferanten, �PNV-Benutzer, Fu§g�nger, Radfahrer) verst�rkt. Um die Wirksamkeit der
Parkregel�berwachung zu verbessern, sind folgende Ma§nahmen erforderlich:

� Einf�hrung einer effizienteren Parkierungskontrolle durch Personalverst�rkung345.
�  Strengere Ahndung der Verst�§e bei Behinderungen anderer Verkehrsteilnehmer

(widerrechtliches Parken in Fu§g�ngerbereichen, in Haltestellenbereichen, in
Ladezonen und auf Radwegen u. a.).

� Anbringen von Radkrallen an verbotswidrig parkenden Fahrzeugen346.
� �bertragung der �berwachung des ruhenden Verkehrs auf die Bezirke347.
�  �bertragung des Rechts an den HVV, die Behinderungen des Busverkehrs durch

falsch parkende Kfz selbst zu beseitigen348.

Zu 4. Einbeziehung der privaten Stellpl�tze in das Verkehrsberuhigungskonzept
Insbesondere in den Zentren und in Gebieten mit gewerblicher Nutzung (innenstadtnahe
Wohnmischgebiete) muss von einem erheblichen Anteil an privaten Stellpl�tzen ausgegangen
werden, die sich restriktiven Parkraumkonzepten bisher weitgehend entziehen. Mit den
�blichen Instrumenten der Parkraumbewirtschaftung (s. o.) sind Stellpl�tze auf privaten
Grundst�cken nicht zu kontrollieren. Eine Verringerung und Ordnung des bestehenden
privaten Parkraums ist aus rechtlichen Gr�nden zurzeit kaum m�glich [Wacker, 1992: 155].
Die hierf�r erforderlichen Instrumente (z. B. die verbindliche Festlegung des Bestandes an

                                                            
343Die geringe Stundenproduktivit�t pro AiA (Angestellte im Au§endienst) von ca. 4,5 Verwarn- bzw.
Bu§geldf�llen ist darauf zur�ckzuf�hren, dass die AiA auch andere Aufgaben wahrzunehmen haben, z. B. die
Fertigung von Stellungnahmen im Innendienst, Zeugenaussagen vor Gericht und die Zuteilung zum
Verkehrsordnungsdienst [Bdrs. 14/4212]. Inzwischen arbeitet die Polizeileitung an einem Konzept, um die
�berwachungskr�fte noch st�rker zielgerichtet und flexibler einzusetzen [Bdrs. 15/1863].
344Angesichts der Kriminalit�tsentwicklung wird es k�nftig nur schwer zu vertreten sein, Polizeivollzugsbeamte
(30 bis 40 % der 750000 j�hrlichen Verst�§e im ruhenden Verkehr werden derzeit von Polizeivollzugsbeamten
geahndet) f�r das Erfassen vor Parkvergehen einzusetzen [Bdrs. 14/4212].
345Eine Ausweitung der personellen Ressourcen zur �berwachung des ruhenden Verkehrs scheint sich selbst zu
finanzieren. Den Einnahmen je AiA pro Ordnungswidrigkeit von 37,26 DM stehen entsprechende Sach- und
Personalkosten von rund 27 DM gegen�ber. Der Senat sieht ã.....das Problem jedoch in der haushaltsrechtlich
vorgeschriebenen Bruttoveranschlagung, wonach die Einnahmen nicht unmittelbar f�r eine solche Ma§nahme
ausgegeben werden d�rfen, .....weil dieser Personalbedarf mit anderen Personalbedarfen konkurriereÓ [Ebd.].
346Wegen des hohen Abschreckungseffektes wird der Einsatz der Radkralle von der Forschungsgesellschaft f�r
Stra§en- und Verkehrswesen empfohlen. Der Senat hat bisher solche Ma§nahmen mit dem Hinweis auf die
schwierige und unsichere Rechtslage und dem zu erwartenden h�heren Verwaltungsaufwand abgelehnt [Bdrs.
15/1893].
347Eine Dezentralisierung der Parkraum�berwachung bietet den Vorteil, dass ã.....sich die von falsch parkenden
Fahrzeugen betroffenen B�rger.....mit ihren Beschwerden direkt an die politisch Verantwortlichen wenden
k�nnen und damit auch zur �ffentlichen Er�rterung beitragen.Ó Nach Ansicht der Beh�rde f�r Inneres ist eine
Doppelzust�ndigkeit von Polizei und Bezirken allerdings nicht sinnvoll, ã.....weil dann die Gefahr best�nde, da§
sich die eine Beh�rde auf die andere verlassen w�rdeÓ. Au§erdem sei mit einer zu gro§en Aufstockung von
AiA-Stellen zu rechnen [Bdrs. 14/4212].
348Das in Hamburg angewandte Konzept zur Beseitigung falsch parkender Autos bei Behinderungen des
Busverkehrs ist ungeeignet, schnell zu handeln: Die Busfahrer m�ssen �ber ihre Leitstelle den Unfallhilfsdienst
der Verkehrsbetriebe verst�ndigen, die den Vorfall erst vor Ort zu pr�fen haben. Trifft der Sachverhalt zu, kann
die Polizei fernm�ndlich verst�ndigt werden, um die Anordnung zum Abschleppen zu treffen. Als Zeitspanne
werden dabei 30 Minuten (!) zu Grunde gelegt [Ebd.].



privaten Stellfl�chen durch Aufstellung quartiersbezogener Stellplatzkataster, die Festsetzung
der Abl�sebetr�ge und der Stellplatzzahl in Abh�ngigkeit von Lage- und �PNV-
Anbindungsqualit�t, die Zahlung einer Erreichbarkeitsabgabe durch Bauherren und
Investoren f�r die verkehrlichen Auswirkungen ihrer Vorhaben) m�ssten noch erschaffen
werden. Stellplatzbeschr�nkungen kommen deshalb bei neu zu erschlie§enden Baugebieten
in Betracht (siehe Kap. 4.2.2.). In Hamburg sind aus verkehrlichen und st�dtebaulichen
Gr�nden verst�rkt Anreize unternommen worden, die Zahl der bei Neu- und Umbauten zu
errichtenden Stellpl�tze zu beschr�nken, indem �ber reduzierte Richtwerte und B-Pl�ne die
h�chstzul�ssige Zahl zu bauender Stellfl�chen sowie die H�he der Abl�sebetr�ge -jeweils
nach Zonen abgestuft- festgelegt wurde. Trotz Novellierung der Hamburger Bauordnung
(HBauO) ist eine ortsbezogene Definition des stadt- und umweltvertr�glichen Parkens (z. B.
Abh�ngigkeit des Parkraumumfangs von der �PNV-Anbindungsqualit�t) noch nicht
vorgenommen worden.
Au§erdem sollten f�r nicht hergestellte oder aufgegebene Parkpl�tze Kompensationen
(Herstellung von Abstellm�glichkeiten f�r Fahrr�der, F�rderung zur Nutzung des �PNV und
F�rderung von Fahrgemeinschaften) angeboten werden.
Eine �bergreifende Planung setzt voraus, dass das auf privaten Grundst�cken vorhandene
Parkplatzangebot statistisch erfasst wird. Bisher soll es in Hamburg nicht m�glich gewesen
sein, die Zahl der Stellfl�chen zu bestimmen, da weder Angaben zum grundst�cksbezogenen
noch zum �ffentlichen stra§enbegleitenden Parken vorliegen349. Dass eine statistische
Erfassung der Parkplatzsituation m�glich ist, haben die Verkehrsplaner in M�nchen
bewiesen. Im Bereich der Innenstadt konnte das gesamte Parkfl�chenangebot -differenziert
nach Stra§enrand, Privatgrundst�ck und Parkhaus- dargestellt werden [DW 020600].

Zu 5. Lenkung des Parksuchverkehrs durch Parkleitsysteme
Im Kontext der Parkraumbewirtschaftungsma§nahmen m�ssen P+R-Anlagen und
Parkleitsysteme in das st�dtische Parkkonzept einbezogen werden. Das seit nunmehr 15
Jahren bestehende Beschilderungssystem mit vorwiegend statischen Wegweisungen sollte im
Umfeld aller gr�§eren Zentren -bisher nur in der Innenstadt realisiert350- um elektronische
Leitsysteme erweitert werden, das die Autofahrer rechtzeitig dar�ber informiert, welche
Parkh�user und Parkpl�tze besetzt sind. Solche dynamischen Parkinformationssysteme
dienen dazu,

�  die Information f�r den Autoverkehr zur besseren Orientierung und gezielten
Erreichbarkeit der Parkpl�tze und Parkh�user zu optimieren,

� unn�tige Parksuchverkehre zu reduzieren
� und das Umsteigen auf andere Verkehrsmittel zu erleichtern.

Das Parkleitsystem muss folgenden Merkmalen gen�gen:
�  Kontinuierliche Wegweisung (fr�hzeitige Erkennbarkeit, einheitliches

Erscheinungsbild und deutliche Lesbarkeit) zu den Parkm�glichkeiten.

                                                            
349Nach Angaben des Pressesprechers des Bezirksamts Hamburg-Nord sei es wegen des sich st�ndig �ndernden
Bestandes an Parkpl�tzen kaum m�glich, diese statistisch zu erfassen. Auf Grund der mangelnden Daten sei es
deshalb weder f�r die Baubeh�rde noch f�r die Bezirke einfach, eine zuverl�ssige Planung zu erstellen [DW
020600].
350Von Oktober bis November 1998 wurde in der City das neue Parkleitsystem eingerichtet. 250 elektronische
und 100 statische Schilder weisen den Autofahrern den Weg zu den Stellpl�tzen. An den gro§en Einfallstra§en
stehen Vorank�ndigungsschilder. Sie weisen auf die Einteilung der Innenstadt in 3 Parkbereiche hin: im Bereich
M�nckebergstra§e stehen 1600 Stellpl�tze in 6 Parkh�usern zur Verf�gung, im Bereich Jungfernstieg sind es
4400 Stellpl�tze in 14 Parkh�usern, im Bereich Hafen / Michel werden 1900 Parkpl�tze in 8 Parkh�usern
angeboten. In der N�he der Innenstadt zeigen die Bereichswegweiser die Zahl der freien Parkpl�tze in den 3
Gro§bereichen. In der City selbst verweisen die Parkhauswegweiser auf die freien Parkhauspl�tze in der
unmittelbaren Umgebung [HA 141098 und 031298].



�  Einrichtung von elektronischen Abfertigungsanlagen zur Erfassung der Ein- und
Ausfahrten von Parkh�usern.

�  Informationen �ber die Verkehrsdichte auf den in die Zentren f�hrenden
Hauptverkehrsstra§en.

� Informationen �ber Verkehrsalternativen (Abfahrtszeiten, Taktfrequenzen pp.).

Zu 6. Ausbau des P+R-Systems
P+R-Systeme k�nnen f�r die St�dte von Bedeutung sein, wenn entsprechende Standorte
gefunden werden, die weder st�dtebauliche und �kologische Probleme erzeugen noch mit
betriebswirtschaftlichen Nachteilen f�r das �ffentliche Verkehrsangebot verbunden sind.
Gerade diese Aspekte werden im Zusammenhang mit dem von allen Seiten geforderten
Ausbau des P+R-Systems [HA 030699, 220600 und 061000] �bersehen. Dabei sind die
negativen Wirkungen nicht von der Hand zu weisen, wenn in der Region Hamburg das P+R-
Stellplatzangebot auf insgesamt 22500 ausgebaut werden soll [Bdrs. 16/5830; Bose, 1995:
429; Buch et. al, 1991: 8]: P+R-Anlagen haben einen hohen Fl�chenbedarf und sind nur
schwer in das Stadtgef�ge zu integrieren. Die Herstellung zus�tzlicher Kapazit�ten k�nnte in
den Au§enbezirken Hamburgs nachteilige Konsequenzen f�r den Buszubringerverkehr haben
(Ausd�nnung des Angebots bei zus�tzlicher Verkehrsbelastung im MIV) - wie Erfahrungen
aus anderen Gro§st�dten zeigen [Faltlhauser, 2000: 132; Monheim, 1997: 233]. Just (1992)
stellte in seiner Untersuchung �ber die Auswirkungen des P+R in Hamburg insbesondere
zwei negative Aspekte heraus: ã1.) Das P+R-Angebot zieht mehr HVV-Kunden von den
Buszubringerlinien zur Schnellbahn ab (44 %), als da§ es neue Kunden der Schnellbahn
zuf�hrt (30 %). P+R ist damit ein teures Programm mit.....einer insgesamt negativen
�kologischen Bilanz durch erzeugten Mehrverkehr im MIV. 2.) Die Reduzierung von Fahrten
in die Innenstadt (23 %).....f�hrt zu Mehrverkehr im MIV in den Stadtrandbereichen (44 %)Ó
[zit. n. Bose, 1995: 430]. Dennoch sollte auf das P+R-System nicht verzichtet werden, zumal
bundesweite Befragungen feststellten, dass potenzielle Nutzer sich mit gro§er Mehrheit f�r
einen Ausbau dieses Verkehrssystems gegen�ber einem alternativen Ausbau des
Zubringerbussystems entschieden [Faltlhauser, 2000: 129 f.]. Inwieweit P+R-Anlagen
gro§r�umig auszubauen sind, ist standort- und verkehrsbezogen zu pr�fen, zumal die
Auslastung von P+R-Anlagen in Hamburg von 86 (1995) auf 80 % (1999) zur�ckgegangen
ist [Bdrs. 16/5100, Anlage 2: 313].
Neue Stellpl�tze k�nnen m. E. nur an Schnellbahnhaltestellen m�glich sein, deren
Einzugsbereiche nicht von Buszubringern abgedeckt sind. Eine Verbesserung des
Zubringersystems (fl�chendeckendes Angebot) unter Einbeziehung alternativer
Busbetriebsformen (siehe auch Kap. 5.5.3.2.) sowie attraktiv gestaltete Fu§- und
Radverkehrsanlagen (Wege, Abstellanlagen u. v. m.) ist aus �kologischen und �konomischen
Gr�nden einem weiteren Ausbau des P+R- Systems vorzuziehen.
Bis 2010 soll in Hamburg die Zahl der P+R-Stellpl�tze von 9057 (Oktober 1998) um weitere
1100 Pl�tze erweitert werden [Bdrs. 16/5830]. Zurzeit sind folgende neue P+R-Anlagen in
Planung

•  P+R-Haus in Poppenb�ttel: Neubau mit 500 Stellpl�tzen, Fertigstellung bis 2004,
Baukosten: 30 Mio _.

•  P+R-Haus in Volksdorf: Neubau mit 370 Stellpl�tzen, Fertigstellung bis 2005;
Baukosten: 5 Mio _ [HA100503].

•  P+R-Anlage in Bergedorf: Erweiterung der Stellplatzzahl von 250 auf 850 Pl�tze,
Baubeginn 2002, Baukosten: 7,5 Mio _ [Bdrs. 16/5715].

•  P+R-Haus in Rahlstedt: Erweiterung der Stellplatzzahl von 100 auf 350 Pl�tze,
Baubeginn 2001, Baukosten: 7 Mio _ [Bdrs. 16/4394, 16/5968, Anlage: 3].



5.5. Der Ausbau des �PNV-Systems in Hamburg

5.5.0. Einf�hrung: Die Bedeutung des �PNV in der Stadtverkehrsplanung

Einschr�nkungen des Autoverkehrs sind nur bei Entwicklung attraktiver,
mobilit�tserhaltender Alternativen denkbar. Neben dem Ausbau eines sicheren und
bequemeren Fu§- und Radwegenetzes (siehe Kap. 5.6. und 5.7.) ist eine deutliche
Verbesserung der Leistungsf�higkeit des �PNV anzustreben, auch wenn der massive Ausbau
des �PNV hohe Investitionen erfordert und f�r nicht gedeckte betriebswirtschaftliche Kosten
auf die Subventionsfinanzierung zur�ckgegriffen werden muss (siehe Tab. 62 und 63).

Allerdings sprechen mehrere Gr�nde f�r ein st�rkeres verkehrspolitisches Engagement zu
Gunsten �ffentlicher Verkehrsmittel:
Der �PNV leistet -erstens- einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung der st�dtischen
Funktionsf�higkeit, zur Umweltschonung und zur Energieeinsparung. Dar�ber hinaus nimmt
er -zweitens- gemeinwirtschaftliche Aufgaben wahr bzw. tr�gt gemeinwirtschaftliche Lasten
(Beibehaltung von nachfrageschwachen Verkehrsangeboten, Unterhaltung der
Verkehrswege, soziale Fahrpreisverg�nstigungen), die im traditionellen Rechnungswesen
nicht erfasst werden. Deshalb sind die betriebswirtschaftlichen Verluste zu relativieren. Von
Defiziten kann man erst dann sprechen, wenn die vorauskalkulierte und im Haushalt durch
Zusch�sse von Bund und Stadt abgesicherte Kostenunterdeckung �berschritten wird. Dass
die Ausgleichszahlungen der �ffentlichen Hand berechtigt sind, zeigt eine

Tab. 62:
Verkehrsaufwendungen und Verkehrsertr�ge sowie Kostenunterdeckung und Kostendeckungsgrad
des HVV im Zeitraum von 1990 bis 1995 sowie im Jahre 2000

1990 1991 1992 1993 1994 1995 2000
Aufwendungen f. Verkehr in Mio DM      973       1022      1182       1289      1237      1274       639*
Verkehrsertr�ge in Mio DM     617    642   664    707    732   749       408*
Kostenunterdeckung in Mio DM                 356    380   518    582    505   525       231*
-davon Zuschussbedarf Hamburgs                 213    248   328    328    364   361       k. A.
Kostendeckungsgrad (in Prozent)                 62,1   60,5   54,5    54,8    59,1   58,8       63,8
Bef�rderungsf�lle (in Mio Fahrg�ste)              436          451       458          469        476        481      k. A.
* in Mio _

Quellen: Bdrs. 14/855, 14/3774, 15/4171, 15/7777 und 17/567; eigene Berechnungen

Tab. 63:
Aufwendungen, Verkehrsertr�ge  und Kostendeckungsgrad der Verkehrsunternehmen im Jahre
2000

      Aufwendungen       Verkehrsertr�ge Kostendeckungsgrad 
  in Mio _           in Mio _ (netto) in %

Deutsche Bahn 203,7 103,5 50,8  
HHA 326,6 207,2 63,4
VHH   42,7   19,3 45,2 
AKN   16,0     3,0 18,8     
PVG   31,1   21,2 68,2     
KVG         4,0     1,4 35,0
HADAG                                 10,0                                        2,0                                    20,0
HVV 639,0 359,6 56,3   

Quelle: Bdrs. 17/567; eigene Berechnungen



volkswirtschaftliche Studie von Willeke (1989) �ber die K�lner Verkehrsbetriebe, deren
betriebswirtschaftliche Defizite (160 Mio DM) zehnmal niedriger ausfielen als der von ihnen
erzielte volkswirtschaftliche Nutzen (1,5 Mrd. DM) [Willeke, 1989]. In diesem
Zusammenhang ist die vom Bundesverkehrsministerium angeregte Untersuchung (1997) �ber
indirekte und direkte finanzielle Auswirkungen ver�nderter �PNV-Angebote auf Kommunen
(Mannheim, Essen, N�rnberg), Verkehrsteilnehmer und Allgemeinheit zu dem Ergebnis
gekommen, dass Verkehrsverlagerungen zu Gunsten des Automobils steigende Gesamtkosten
des Verkehrs verursachten, da den Mehrkosten des MIV durch get�tigte Investitionen kaum
Minderkosten im �PNV gegen�berst�nden: Bei einer Halbierung des �PNV-Angebots und
einer gleichzeitig vorgenommenen Investition in den Kfz-Verkehr (Szenario 1) beliefen sich
die Sch�den in den drei untersuchten Gro§st�dten auf eine doppelt so hohe Summe wie die
der eingesparten �PNV-Betriebskosten, wobei die Allgemeinheit wegen der gr�§eren
Umweltbelastung infolge steigenden Autoverkehrsaufkommens den gr�§ten Schaden zu
tragen h�tte, w�hrend die Kommunen f�r jede bei den Verkehrsbetrieben eingesparte DM mit
einem Verlust von etwa 60 Pfennig rechnen m�ssten. Beim Szenario 2 (Halbierung des
�PNV-Angebots ohne Ausgleichsinvestitionen in den MIV) bek�men die Verkehrsteilnehmer
wegen der Verringerung der Reisegeschwindigkeit von etwa 22 auf 15 km/h auf Grund
vermehrter Staubildungen im Stadtverkehr die Nachteile am st�rksten zu sp�ren.
Gesamtwirtschaftlich gesehen h�tte jede im �PNV eingesparte DM einen Verlust von f�nf
bis sieben DM zur Folge. Dagegen seien attraktivit�tssteigernde Ma§nahmen im �PNV
(Szenario 3) volkswirtschaftlich sehr sinnvoll, auch wenn die Kommunen viel Geld
investieren m�ssten [Ackermann et al., 1997]. Au§erdem tr�gt -drittens- eine st�rkere
Nutzung �ffentlicher Verkehrsmittel zu mehr Effizienz und umweltvertr�glichere Mobilit�t
mit geringeren Verkehrsfolgesch�den bei. Schlie§lich sind -viertens- wichtige Impulse f�r die
Wirtschaft zu erwarten, wenn Umschichtungen der Verkehrsinvestitionen zu Gunsten von
Bussen und Bahnen vorgenommen w�rden. Schlie§lich war v. a. die Bahn vor 70 bis 100
Jahren ein bedeutender Wirtschaftsfaktor, der vielen St�dten entscheidende
Wachstumsimpulse bescherte. Warum sollte das nicht auch in Zukunft so sein? Und was
spricht gegen eine Beteiligung der Automobilindustrie an modernen Mobilit�tskonzepten
einschlie§lich der Entwicklung neuer �PNV-Fahrzeuge? Das Argument, dem �PNV fehle
die n�tige Kapazit�t zur Aufnahme des vom MIV verlagerten Verkehrs, greift schon deshalb
nicht, weil die Kritiker sich nicht an der potenziellen Leistungsf�higkeit des �PNV
orientieren. Stattdessen wird der �ffentliche Verkehr von vielen Menschen als veraltetes
Verkehrssystem wahrgenommen mit unbequemen Fahrzeugen, mit unzureichenden Linien-
und Haltestellennetzen und Fahrplanstrukturen, die der Siedlungsentwicklung und den
wachsenden Anspr�chen der Menschen nicht mehr gen�gen. Aber diese Umst�nde m�ssen
und k�nnen ver�ndert werden.

5.5.1. Der �PNV als Pflichtaufgabe der Gebietsk�rperschaften vor dem Hintergrund
neuer M�glichkeiten der Finanzierung

Mit der Bahnstrukturreform351 und der Anwendung von europ�ischem Recht352 wurden
Organisation und Finanzierung des �PNV ab 1996 grundlegend neu geregelt353. Die

                                                            
351Am 1.1.94 wurde die Deutsche Bundesbahn in eine privatrechtliche Aktiengesellschaft (Deutsche Bahn AG)
umgewandelt. In diesem Zusammenhang erfolgte die Abgabe von Schienennahverkehrsstrecken der DB AG und
der Verkauf der Bahn-Bus-Gesellschaften.
352Die Verordnung der Europ�ischen Union 1191/9 in der Fassung der Verordnung 1893/91 legt fest, dass ab
dem 1.1.96 gemeinwirtschaftliche Leistungen des �PNV durch so genannte Besteller den
Verkehrsunternehmen, die diese Leistungen nicht eigenwirtschaftlich erbringen k�nnen, auszugleichen sind.



B�ndelung der Aufgaben- und Ausgabenkompetenzen der �ffentlichen Hand auf der
regionalen Ebene354 l�sst erwarten, dass die erforderlichen Entscheidungen �ber Umfang und
Qualit�t des �PNV-Angebots sich st�rker den lokalen Bedingungen anpassen. Gleichzeitig
wird eine verbesserte Kontrolle �ber die effiziente Verwendung der eingesetzten
Bundesmittel m�glich, die nach ¤ 8 des Regionalisierungsgesetzes aus dem
Mineral�lsteueraufkommen an die L�nder seit dem 1.1.96 zu zahlen sind.
Bahnreform und Regionalisierung er�ffnen die Chance, den �PNV attraktiver und
wirtschaftlicher als in der Vergangenheit zu gestalten und ihn zu einer vollwertigen
Alternative zum MIV zu entwickeln. Dies setzt jedoch voraus, dass attraktivit�tssteigernde
Ma§nahmen zu Gunsten des �PNV zur Pflichtaufgabe der Gebietsk�rperschaften gemacht
w�rden. Ein Gesetz �ber Bereitstellung, Betrieb und Finanzierung st�rkte die Bedeutung des
�PNV im Hamburger Nahverkehrssystem, wenn hierin der Vorrang des �PNV und
insbesondere die Anpassung der Stadtentwicklung an das �ffentliche Verkehrsnetz
verbindlich festgeschrieben w�ren.
In einem integrierten Konzept kann die Stadtentwicklungsplanung daf�r sorgen, dass bei
neuen Bauvorhaben �PNV und Bauleitplanung st�rker miteinander verzahnt werden:
Einerseits besteht die Pflicht zur Anbindung an den �PNV, andererseits ist darauf zu achten,
dass Siedlungsentwicklung abseits der bestehenden �PNV-Netze verhindert (siehe Kap.
4.2.1.) wird. In bereits bebauten Gebieten sollen Binnenentwicklungsma§nahmen (siehe Kap.
4.2.3. und 4.2.4.) verst�rkt zur Anwendung kommen, um die wirtschaftlichen
Voraussetzungen einer attraktiven �PNV-Anbindung zu verbessern. - Die Verkehrsplanung
hat Stadt- und Ortsteile so zu erschlie§en, dass ihre Bewohner einen unmittelbaren Zugang
zum �PNV haben und dass Liniennetz und Fahrtenangebot die Menschen in die Lage
versetzen, alle wichtigen Ziele mit dem �PNV zu erreichen. Es muss eindeutig bestimmt

                                                                                                                                                                                            
In den Verhandlungen zwischen Hamburg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen wurde vereinbart, eine
gemeinsame Bestellerorganisation zu gr�nden, die im Auftrag der politischen Anteilseigner einen integrierten
Verkehr organisiert. Dar�ber hinaus haben Dritte die M�glichkeit, Konzessionen  f�r den Linienbetrieb zu
beantragen und damit Leistungen anzubieten. Selbst f�r bestehende Busverkehrskonzessionen werden von der
HHA Ausschreibungsverfahren zur Vergabe an Dritte durchgef�hrt. Bereits heute werden 35 % der HHA-
Busleistungen von Dritten erbracht [Bdrs. 15/4138 und 15/1315].
353Mit der Bahnreform wurde ab 1.1.96 die Aufgaben- und Finanzverantwortung f�r den
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) auf die L�nder �bertragen [Kyrielus, 1998: 110; Deiters/Middelberg,
1998: 564; Bdrs. 17/567: 7 f.]. Die Verluste der DB AG aus SPNV-Leistungen werden nunmehr nicht mehr
vom Bund aufgebracht. Nach dem Regionalisierungsgesetz vom 27.12.93 obliegt den L�ndern die
Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bev�lkerung mit Verkehrsleistungen im �PNV. Gleichzeitig
werden den L�ndern die Mittel �bertragen, die bisher vom Bund zur Sicherung des SPNV der DB aufgewandt
wurden, und zwar in H�he von 6,2 Mrd _ mit gesetzlich geregeltem Zuwachs [Kyrielus, 1998: 115 f.;
Deiters/Middelberg, 1998: 565]. Die Verteilung der Bundesmittel auf die einzelnen L�nder erfolgt nach einem
festgelegten Verfahren. Je 80 % der GVFG-Mittel werden den L�ndern nach einem Schl�ssel zugeteilt. 20 %
der Mittel bleiben einem besonderen Bundesprogramm vorbehalten, das der Bund im Benehmen mit den
L�ndern aufstellt und j�hrlich fortschreibt [Bdrs. 16/4939]. F�r 2002 rechnet Hamburg mit einem Anteil von
insgesamt rund 118 Mio _ [Bdrs. 17/450, Anlage I: 114]. Erg�nzt durch eigene Komplement�rmittel (die
Inanspruchnahme von Mitteln aus dem GVFG setzt eine 50 %ige Kofinanzierung des Landes voraus [Bdrs.
17/450: 36]) geben die L�nder die Bundesmittel an Aufgabentr�ger als Besteller der Verkehrsleistungen weiter
[Kyrielus, 1998: 122 f.].
354In Verhandlungen zwischen Hamburg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen wurde eine gemeinsame
Institution -die HVV GmbH- zur Organisation des Verbundverkehrs in Abstimmung mit den
Gebietsk�rperschaften geschaffen. Ihre Aufgabe ist es, die Vergabe von gemeinwirtschaftlichen
Verkehrsleistungen im Auftrage der jeweils zust�ndigen Aufgabentr�ger (Hamburg, Schleswig-Holstein,
Niedersachsen, Randkreise) vorzubereiten, die Vertr�ge mit den Verbundunternehmen (HHA, AKN, DB, PVG,
HADAG, VHH, KVG) auszuarbeiten und die Verkehrsleistungen nach Ma§gabe der Aufgabentr�ger und
finanztechnischer Abwicklung zu veranlassen. Gesellschafter der HVV GmbH sind: Hamburg mit einem Anteil
von 83,5 %, Schleswig-Holstein mit 2 %, Niedersachsen mit 1 % und die Randkreise Lauenburg (2,5 %),
Pinneberg (3 %), Segeberg (2 %), Stormarn (5 %) und Harburg (0,5 %), wobei die Anteile dem Umfang der
Verkehrsleistungen auf dem jeweiligen Gebiet entsprechen [Bdrs. 15/4138 und 15/3947; HA 120197].



werden, wann Zentrum, Nebenzentren sowie Stadt- und Ortsteile als ausreichend erschlossen
gelten. Dabei ist das Kriterium der Haltestellenentfernungen hilfreich. Die ausreichende
Erschlie§ung st�dtischer Teilr�ume ist sichergestellt, wenn mindestens drei Viertel der
Bev�lkerung im Einzugsbereich von Haltestellen wohnen, sodass eine -nach Lage des
jeweiligen Siedlungsbereichs (vgl. Tab. 64)- bestimmte Fu§wegel�nge nicht �berschritten

wird. Weitere, aus der Sicht der Verkehrsplanung festzulegende Bedienungsstandards sind
� bauliche Ma§nahmen im Haltestellenumfeld, um f�r eine angemessene Erreichbarkeit

sowie f�r Fahrradabstellanlagen in ausreichender Anzahl zu sorgen,
�  verkehrstr�ger�bergreifende Herstellung von Anschl�ssen in einem integralen

Taktverkehr,
� erg�nzende Angebote wie die Einf�hrung von Nachtverkehren und bedarfsgesteuerter

Systeme in Zeiten und R�umen schw�cherer Nachfrage.

Der Hamburger Senat hat sich bisher gescheut, �ffentlichen Verkehr zur Pflichtaufgabe zu
machen und konkrete und ehrgeizige Standards f�r einen attraktiven �PNV vorzugeben355.
Dies w�rde eine eindeutige «Priorisierung` zu Gunsten des �PNV hinsichtlich Ausbau und
Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur voraussetzen. Dar�ber hinaus w�re eine umfassende
Reform des Verkehrsfinanzierungssystems auf allen Ebenen notwendig:
Der Bund h�tte zur Sicherstellung einer ausreichenden finanziellen Ausstattung der
Aufgabentr�ger im �PNV (hier: die L�nder Hamburg, Schleswig-Holstein und
Niedersachsen sowie die Randkreise als Verbundpartner im HVV) die Erh�hung der
Mineral�lsteuer und deren Umwandlung in eine Gemeinschaftssteuer nach Art. 106
Grundgesetz mit gesetzlich festgelegter Zweckbindung der Mittel f�r den �PNV
vorzunehmen. Dar�ber hinaus k�men verschiedene Formen der Sonderinstrumente zur
Erschlie§ung zus�tzlicher Finanzquellen f�r den �PNV in Betracht, z. B. die Erhebung von
Nahverkehrsabgaben als Beitrag der Verkehrsteilnehmer f�r ihre Stra§enbenutzung - auch bei
Inanspruchnahme des �bergeordneten Fernverkehrsstra§ennetzes. In diesem Zusammenhang
sollte die Zweckbindung der Abgabe an die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur nach
dem Grundsatz «Mittel von der Stra§e f�r die Stra§e` endg�ltig aufgehoben werden.

Die L�nder und Kommunen h�tten ihrerseits daf�r zu sorgen, dass bei der Festlegung von
Finanzierungsgrundlagen insbesondere Fragen der Erschlie§ung und Verkehrserzeugung
Ber�cksichtigung finden, die �bernahme der Erschlie§ungskosten durch Dritte auch auf den
�PNV bezogen wird und Abl�sebetr�ge f�r nicht gebaute Stellpl�tze �berwiegend in den
Ausbau �ffentlicher Verkehrsmittel flie§en. Erforderlich w�re auch eine Reform des

                                                            
355Nachdem die GAL ein �PNV-Gesetzesentwurf beantragt hatte [Bdrs 15/1197], erkl�rte der Senat, dass
ã.....L�ndergesetze zur Umsetzung der Bahnstrukturreform und des Personenbef�rderungsgesetzes.....nur dort
notwendig [seien], wo die L�nder neue Aufgaben an andere Gebietsk�rperschaften wie Kreisen oder Gemeinden
�bertragen und ggfs. diese Gebietsk�rperschaften mit den erforderlichen Mitteln ausstatten m�ssen. Diese
Notwendigkeit entf�llt f�r die FHH, weil es hier keine nachgeordneten Gebietsk�rperschaften gibtÓ [Bdrs.
15/1315].

Tab. 64: Maximale Fu§wegedistanzen zu den Haltestellen des �PNV (nach Siedlungseinheiten diff.)
Siedlungseinheit Verkehrsmittel      und     Haltestellenentfernungen (in m)

Schnellbahn Stra§enbahn Bus Sonderformen des �PNV
Alt- und Neustadt (City)      300      entf. 200 entf.
B1-Zentren      400      300 250 entf.
B2-Zentren      500      400 250 entf.
Stadtteile d. Inneren St.      600      500 300 entf.
Stadtteile d. �u§eren St.      750      600    400   250

Eigene Vorstellungen



Kommunalabgabenrechts, des Erschlie§ungsrechts und der Landesbauordnungen mit dem
Ziel einer sinnvollen Integration der finanziellen Belange des �PNV in diese Rechtsnormen.
Hinsichtlich der Finanzierung des �PNV �ber kommunale Abgaben k�nnte analog anderen
Ver- und Entsorgungsdienstleistungen eine Aufspaltung in Grund- und Nutzungsgeb�hr
sinnvoll sein. Ausgehend von der �berlegung, dass der �PNV zur Daseinsvorsorge geh�rt
und damit allen Haushalten und Betrieben prinzipiell zur Verf�gung steht, ist er auch von
allen zu bezahlen356. Die Haushalte k�nnten nach der Zahl ihrer Mitglieder und die
Unternehmen nach der Zahl ihrer Besch�ftigten und / oder dem Volumen ihres G�ter- bzw.
Warentransports belastet werden. Nachl�sse w�ren bei eindeutiger �PNV-Orientierung (z. B.
Haushalte mit Zeitkarten, Einf�hrung von Jobtickets seitens der Arbeitgeber, Nachweis
schienengebundener Warentransporte) zu gew�hren. Die M�glichkeit der Erhebung von
Verkehrsanschlussabgaben zu Lasten von Einzelhandels- und Freizeitunternehmen, die an
nicht-integrierten Standorten Niederlassungen errichten und f�r den dorthin str�menden
Verkehr verantwortlich sind, ist bereits in Kap. 4.2.4.5. diskutiert worden. Da alle
Kommunen von Standort�ngsten geplagt sind, hat der Gesetzgeber noch daf�r zu sorgen, dass
diese Abgabe verpflichtend im Gesetz verankert wird. Auf die notwendige Ver�nderung der
Landesbauordnung wurde schon in Kap. 4.2.2. ausf�hrlich eingegangen.
Neben ihrer Bedeutung f�r die Grundfinanzierung des �PNV �ben die genannten Abgaben
selbstverst�ndlich auch erhebliche Lenkungsfunktionen im Hinblick auf Verkehrsmittel- und
Standortwahl aus.                           
Ein weiterer wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit der Finanzierung des �PNV betrifft
die Frage des Verwendungszwecks der Finanzmittel. Diese sollten vorrangig im investiven
Bereich eingesetzt werden, zumal die Aufgabentr�ger angesichts der Finanzn�te zunehmend
mit dem Gedanken spielen k�nnten, die Gelder in erster Linie zur Deckung der laufenden
Betriebskosten zu verwenden, was den Bestimmungen des Regionalisierungsgesetzes nicht
einmal widersprechen [Bdrs. 15/5689], den notwendigen Ausbau des �PNV-Systems aber in
Gefahr bringen w�rde. Zu pr�zisieren w�re hier der Modus, nach dem die Verteilung der
finanziellen Mittel auf die einzelnen Verkehrsunternehmen erfolgt. Es bietet sich dabei eine
Orientierung an den erbrachten Bef�rderungsleistungen in Form der gefahrenen
Personenkilometer (Pkm) an. Dadurch werden f�r die Verkehrsunternehmen zus�tzliche
Anreize geschaffen, sich um mehr Fahrg�ste zu bem�hen, wenn die H�he der Zusch�sse sich
an der erbrachen Bef�rderungsleistung -gemessen in Pkm- orientiert. K�nnen beispielsweise
durch ein attraktiveres Angebot oder durch eine kundenfreundlichere Tarifstruktur Fahrg�ste
hinzugewonnen werden, so erh�lt das Verkehrsunternehmen neben den erwirtschafteten
Fahrgeldeinnahmen auch noch zus�tzliche Finanzmittel (z. B. 0,05 _ / Pkm) vom
Aufgabentr�ger. Umgekehrt schmerzt bei einer Angebotsausd�nnung jeder verlorene
Fahrgast doppelt, denn neben den Mindereinnahmen an Fahrgeld geht auch noch die
zus�tzliche Pkm-Verg�tung verloren. Mit dieser Regelung werden die Verkehrsbetriebe dazu
angehalten, sich bei vielen unternehmerischen Entscheidungen an den W�nschen ihrer
Fahrg�ste zu orientieren.

5.5.2. Strukturelle Defizite des �ffentlichen Nahverkehrssystems in Hamburg

Es kann nicht abgewartet werden, welche Verkehrsmittelaufteilung sich unter den gegebenen
autofreundlichen Rahmenbedingungen in Zukunft einstellen wird. Stattdessen sind die
Verkehrsbedingungen so zu ver�ndern, dass die Mobilit�tsbed�rfnisse der Bev�lkerung auch
nach Verringerung des MIV befriedigt werden k�nnen. Ein gut organisierter und attraktiver
�PNV tr�gt viel zur Verbesserung der Verkehrssituation bei. Teure Systeme (z. B. U-
                                                            
356In Frankreich und �sterreich k�nnen Arbeitgeber zur Finanzierung von U-Bahn-Systemen herangezogen
werden, da sie Nutznie§er der guten �ffentlichen Verkehrsanbindung sind [Kentner, 1984,4: 80 ff.].



Bahnen) brauchen hierf�r nicht bereitgestellt zu werden. Vielmehr m�ssen die vorhandenen
effizienter organisiert sein.
Mehrere Untersuchungen357 sind zu dem Ergebnis gekommen, dass eine wesentliche
Voraussetzung zur dauerhaften Akzeptanz �ffentlicher Verkehrsangebote die generelle
Bevorrechtigung des �PNV in der Verkehrspolitik und -planung ist. Ein attraktiver �PNV
erfordert kurze, mit dem MIV-System vergleichbare Reisezeiten358 auf allen wichtigen
radialen und tangentialen Verkehrsrelationen, dichte Taktfolgen359 mit Abstimmung der
Intervalle der Zubringerlinien auf das Hauptsystem (Anschlusssicherheit, Erreichbarkeit
wichtiger Ziele auf direktem Wege360, Anbindung gr�§erer Wohn-, Arbeits-, Einkaufs- und
Versorgungsstandorte an schienengebundene Verkehrstr�ger) und zumutbare -nach
st�dtischen Teilr�umen differenzierte (siehe Tab. 64)- Haltestellenentfernungen.

Diesen Qualit�tsanspr�chen gen�gt das �ffentliche Nahverkehrssystem in Hamburg nicht,
obwohl seit dem von der B�rgerschaft im Jahre 1990 verabschiedeten ã25-Punkte-Programm
zur Verbesserung des Leistungs- und Serviceangebotes beim �PNVÓ [Bdrs. 13/5880]
umfassende   qualitative   und   quantitative   Verbesserungen   (siehe Tab. XIV im Anhang)

                                                            
357Je attraktiver das Angebot, desto h�her der Verkehrsanteil des �PNV, was Z�rich mit seinen doppelten bis
dreifachen Nutzungsintensit�ten der �ffentlichen Verkehrsmittel belegt (Frankfurt 0,5 Wege pro Einwohner und
Werktag, Hannover 0,7 und Z�rich 1,5) [Monheim/Dandorfer-Monheim, 1991: 117 f.].
Die hohen Investitionen f�r den Ausbau des �PNV in Stuttgart haben den Verkehrsanteil des �PNV von 16
(1976) auf 22 % (1995) erh�ht, w�hrend der MIV-Anteil von 48 auf 45 % gesunken ist [Bonz, 1997,5: 244 ff.]
Durch den kontinuierlich weitergef�hrten Stadtbahnbau in K�ln konnte die mittlere Reisegeschwindigkeit
�ffentlicher Verkehrsmittel von 19 (1987) auf 26 km/h (1995) erh�ht werden. In diesem Zeitraum nahm die
Anzahl der bef�rderten Fahrg�ste von 166 auf 211 Mio zu [Bollh�fer, 1996,9: 24 ff.].
Mit der Einf�hrung der Stadtbahnstrecke von Karlsruhe nach Bretten hat sich das Fahrgastaufkommen nahezu
verf�nffacht. 40 % der heutigen Fahrg�ste sind vom Auto auf die Stadtbahn umgestiegen. Auch in Freiburg trug
der Stadtbahnausbau zum Umsteigen auf den Nahverkehr bei. Hier wurde ein Zuwachs von 7,5 % festgestellt
[Deiters, 1995,10: 556 f.].
Rund 220 Mio DM werden in Bremen in den Ausbau des Stra§enbahnnetzes investiert, um das Angebot
nachhaltig zu verbessern. Bei der Entscheidung pro oder contra �PNV spielt der Faktor Reisezeit eine
entscheidende Rolle. In der Bremer Bev�lkerung finden die geplanten Investitionen einen breiten Zuspruch
[Arndt, 1997,9: 465 ff.].
358Ma§nahmen, die auf eine Verbesserung der Reisezeit abzielten, haben sich als am wirksamsten erwiesen und
sind deshalb mit hoher Priorit�t zu versehen. Dies wird von mehreren empirischen Untersuchungen best�tigt:
Durch �PNV-Priorisierungen an LSA konnten die Bef�rderungszeiten von bis zu einem Drittel verringert
werden. Gleichzeitig erh�hte sich das Fahrgastaufkommen um rund 100 % [Humberg/Schlabbach, 1994,10: 46
ff.].
Beschleunigungsma§nahmen im �PNV-System (separate Fahrwege und Beeinflussung von Ampeln) haben
trotz wachsender Zahl von neuen Kfz. zu einer erheblichen Steigerung der Fahrgastzahlen gef�hrt [Weber,
1995,11: 463 ff.].
Im Zeitraum von Mitte 1995 bis November 1996 wurden in Dresden 63 Lichtsignalanlagen in Betrieb
genommen, an denen Stra§enbahnen und Busse bevorrechtigt wurden. Es ist gelungen, Fahrzeiten zu reduzieren
und bereits 2 Stra§enbahnuml�ufe einzusparen [Behrends et al., 1997,1: 42 ff.].
Die in M�nchen durchgef�hrten, 16,7 Mio DM (11,5 Mio finanziert �ber das GVFG) teuren Beschleuni-
gungsma§nahmen (Optimierung an LSA-Abl�ufen) trugen entscheidend dazu bei, dass
1. die P�nktlichkeit einer zuvor stark vom MIV beeinflussten Linie sich gravierend verbesserte, und zwar von 7
bzw. 9 % auf 55 bzw. 73 % (Richtung / Gegenrichtung),
2. Fahrzeitverk�rzungen von durchschnittlich 15 % erzielt wurden,
3. die Umlaufzeit um 20 % reduziert werden konnte (Betriebskostenersparnis von j�hrlich 3,25 Mio DM),
4. die Durchschnittsgeschwindigkeit auf 17,2 km/h stieg
5. und Fahrgastzuw�chse von 3,7 bis 6,4 % festzustellen waren [K�nig, 1995,10: 333 ff.].
359Taktverkehr ist ein allgemein anerkanntes Attraktivit�tsmerkmal des �PNV. Die aus Taktfahrpl�nen
resultierende bessere Merkbarkeit der Abfahrtszeiten f�hrt zu einer merklichen Senkung der Hemmschwelle,
den �PNV zu benutzen.
360Grunds�tzlich sind im �PNV viele umsteigefreie Verbindungen herzustellen, da auf kurzen Strecken die
Akzeptanz von Umsteigeverbindungen erwiesenerma§en sehr gering ist.



vorgenommen worden sind. Diese haben -ebenso wie die Einf�hrung von Metrobuslinien im
Jahre 2001- zweifellos dazu beigetragen, dass das Hamburger Nahverkehrsnetz in einer
europaweiten ADAC-Studie361 im Hinblick auf Sicherheit, P�nktlichkeit sowie Warte- und
Fahrkomfort von Bussen und Bahnen mit der Note ãsehr gutÓ bewertet worden ist362. Trotz
dieses hervorragenden Zeugnisses darf aber nicht �bersehen werden, dass wichtige
strukturelle Ver�nderungen des �PNV-Netzes in den letzten Jahrzehnten nicht in Angriff
genommen worden sind. Die leistungsf�higen, als R�ckgrat des Verkehrsystems
bezeichneten Schnellbahnen bleiben auf die Innenstadt ausgerichtet und sorgen lediglich f�r
attraktive radiale Verkehrsbeziehungen zwischen Zentrum und Stadtrand. Daraus resultieren
st�dtebauliche und verkehrliche Probleme: Einerseits erh�ht das monozentrisch orientierte
Schnellbahnnetz die Erreichbarkeit der City und tr�gt -nach einer Untersuchung von
Busmann (1977)- zu deren funktionalen �berlastung bei [zit. n. Bose, 1995: 426].
Andererseits entspricht dieses im Wesentlichen auf dem Achsenentwicklungskonzept (siehe
Kap. 3.1.2. und 4.2.1.) beruhende, die Hauptverkehrsstr�me bedienende Schienensystem
nicht mehr den heutigen Stadt- und Verkehrsstrukturen. Denn die Verkehrsbed�rfnisse haben
sich angesichts der sich in den letzten Jahrzehnten vollzogenen siedlungsstrukturellen
Ver�nderungen durch zentrifugale Verlagerung von Wohn-, Arbeits- und Einkaufsst�tten in
Au§engebiete mit unzureichender Anbindung an das Schnellbahnnetz (siehe Kap. 5.1.3.)
stark gewandelt, was an der betr�chtlichen Zunahme landesgrenzen�berschreitender und
tangentialer Kfz-Verkehrsbeziehungen abzulesen ist363 (vgl. auch Kap. 5.1.2.). W�hrend das
Stra§ennetz sich den �ndernden Stadt- und Verkehrsstrukturen mit dem Ausbau von
Schnellstra§en, BAB und wichtigen Tangentialverbindungen (siehe Darstellung 3 im
Anhang) weitgehend angepasst hat, ist das �ffentliche Nahverkehrssystem -insbesondere auf
den Tangentialrelationen- vernachl�ssigt worden, sodass die Struktur des Bahnnetzes heute
nicht mehr der Stadtstruktur entspricht. Au§er dem inneren, 1912 fertiggestellten U-Bahn-
Ring existieren keine Schienenverbindungen quer zu den Achsen sowie Verzweigungen in
den Au§engebieten. Nach der Stilllegung aller Stra§enbahnlinien, die gr�§tenteils nicht durch
neue U-Bahn-Strecken ersetzt wurden, sind viele Stadtteile vom Schienenverkehr
abgekoppelt worden (siehe Abb. 3 und 4). Somit liegen heute zahlreiche verkehrsrelevante
Quell- und Zielgebiete au§erhalb des Schnellbahneinzugsbereichs, und zwar

� Flughafen und Luftwerft,
� Einkaufszentren wie Ikea in Schnelsen und das EEZ (Elbeeinkaufszentrum) in Osdorf

sowie die lokalen Zentren in Bramfeld und Jenfeld,
�  Wohngebiete in Lurup, Osdorf, Steilshoop, Bramfeld, Sasel, Jenfeld, Uhlenhorst,

Poppenb�ttel und Hummelsb�ttel,
�  Industrie- und Gewerbegebiete in Gro§ Borstel (Sportallee), Hummelsb�ttel

(Lademannbogen) und Billbrook,

                                                            
361Der ADAC und das Europ�ische Tourismus-Institut testeten Ende 2000 / Anfang 2001 das
Nahverkehrsangebot in 10 deutschen und 10 europ�ischen St�dten. Sie beschr�nkten sich dabei auf
Verbindungen zwischen ausgew�hlten touristischen Zielen. In Hamburg war es die Strecke vom Flughafen �ber
Jungfernstieg und Rathaus, Trabrennbahn Bahrenfeld, Alster und Staatsoper zum P+R-Platz in Wilhelmsburg
[DW 220201].
362Im Vergleich mit deutschen St�dten belegte Hamburg den 1. Platz, im europ�ischen Vergleich den 5. Platz.
Es wurde aber auch Kritik ge�bt: In den Bussen fehlten aktuelle Netzpl�ne der jeweiligen Linie, die
Taktfrequenzen der Verkehrsmittel waren mangelhaft und Informationen f�r ausw�rtige Besucher nicht
vorhanden. Auch die Haltestellengestaltung, der Fahrscheinverkauf und die Preisstrukturen wurden sehr negativ
bewertet [DW 220201].
363Zwischen 1980 und 1996 verzeichneten der landesgrenzen�berschreitende Verkehr (Zuwachs um 62 %)
sowie die Ring- und Tangentialverkehre (Zuwachs um 32 %) �berproportionale Steigerungen (Zuwachs des
Gesamtverkehrs um 31 %), w�hrend die Kernstadt- (Zuwachs um 13 %) und  Cityverkehre (Zuwachs um 4 %)
nur geringf�gig zunahmen [Handelsk., 1998: 14].



�  Dienstleistungsstandorte wie die City-S�d (Hammerbrook), die Alster-City
(Barmbek-S�d) und einige Krankenh�user (darunter auch das UKE),

� Veranstaltungsorte wie das Kampnagel-Theater (Winterhude) und die Trabrennbahn
in Bahrenfeld,

�  Standorte von Fach- und Verbraucherm�rkten am Poppenb�tteler Weg
(Hummelsb�ttel) und am Nedderfeld (Lokstedt).

Die auf den Tangenten verkehrenden Busse gen�gen den Anspr�chen der Fahrg�ste
hinsichtlich Schnelligkeit, P�nktlichkeit und Zuverl�ssigkeit schon lange nicht mehr. Weder
die im Zusammenhang mit dem 25-Punkte-Programm eingerichteten Buslinien 213, 268 und
374 (siehe Tab. XIV im Anhang) noch die seit Sommer 2001 fahrenden Metrobusse364 tragen
entscheidend zur Verbesserung des �PNV auf diesen Verkehrsrelationen bei365. Denn die
Fahrtzeit der weitgehend auf heute bereits vorhandenen Linienwegen verkehrenden
Metrobuslinien wird sich kaum ver�ndern [Bdrs. 16/5801: 2]. Der stetig zunehmende Kfz-
Verkehr auf den �berlasteten Hauptverkehrsstra§en (siehe Tab. 35 bis 37 sowie Karten 8 und
9) hatte den Busbetrieb schon vor Jahren erheblich beeintr�chtigt. Eine von der Hamburg-
Consult im Auftrage des Senats schon 1989 durchgef�hrte Analyse der Reisezeit von 8
Stadtbuslinien366 zeigte, dass die fahrplanm�§igen Reisegeschwindigkeiten binnen 22 Jahren
(1967 bis 1989) um 5 % (Schnellbus: 8 %) zur�ckgingen und 1989 nur noch 20,4 km/h
(Schnellbus: 22 km/h) betrugen. Insbesondere die auf den Tangenten im inneren Stadtbereich
verkehrenden Linien 106, 108 und 113 (s. u.) wiesen unterdurchschnittliche
Reisegeschwindigkeiten (L. 108: 12,6 km/h - L. 106: 13,9 km/h - L. 113: 14,1 km/h) auf, was
zum Teil auch auf die langen Standzeiten -verursacht an Lichtsignalanlagen, durch
Verkehrsstaus und verbotswidrig abgestellte Fahrzeuge- und die Ein- und Ausstiegszeiten der
Fahrg�ste zur�ckzuf�hren war. Der Anteil dieser ãAufenthaltszeitenÓ an der gesamten
Reisezeit lag bei etwa 30 bis 35 %. Auf den genannten 3 Strecken waren in den 80er Jahren
ebenso Fahrgastr�ckg�nge zu beobachten wie auf fast allen anderen, quer zu den
Schnellbahnachsen verlaufenden Buslinien (s. u. Tab. 65).
Nach den Mitte der 90er Jahre vorgenommenen Fahrgastz�hlungen konnten in den Linien
106, 108, 113, 167, 178, 184 und 165 wieder Fahrgastzuw�chse festgestellt werden [HVV,
1997], Entwicklungen der Fahrgastzahlen h�ngen nicht nur vom unterschiedlichen Zeitpunkt
der jeweiligen Erhebung (106: 2/96 - 9/89; 108: 5/93 - 9/89; 184: 11/96 - 4/89; 165: 4/94 -
10/88; 178: 2/95 - 8/87), von m�glichen Ver�nderungen in der Streckenf�hrung367 (106:
F�hrung der Linie �ber Kellinghusenstra§e mit der Einrichtung von 2 zus�tzlichen
Haltestellen und der Bedienung des U-Bhf.; 113: wie 106; 184: Verl�ngerung der Strecke
                                                            
364ãMit der Einf�hrung des MetroBus-Netzes werden j�hrlich rund 2 Mio Wagenkilometer zus�tzlich im
Busverkehr geleistet. Die zus�tzlichen Kosten betragen rund 8 Mio DM j�hrlich. Die erwarteten zus�tzlichen
Ertr�ge werden innerhalb einer Bandbreite auf 2 Mio DM und 6 Mio DM gesch�tztÒ [Bdrs. 16/5884].
365Die regelm�§ig unp�nktlichen Busse sind in fr�heren Jahren schon h�ufiger Gegenstand von Anfragen der
B�rgerschaft an den Senat gewesen [Bdrs. 14/4434 und 15/742].
366Auf folgenden Stadtbuslinien wurden die Reisegeschwindigkeiten (Die Reisegeschwindigkeit eines Busses
ergibt sich aus der Streckenl�nge und der Reisezeit. Zur Reisezeit geh�ren die reinen Fahrzeiten, die Ein- und
Ausstiegszeiten der Fahrg�ste sowie die sonstigen Standzeiten, z. B. vor Ampeln) gemessen: [Hamburg-
Consult, 1991, 2 f.]
    L. 102: Schnelsen - Niendorf - Lokstedt - Hoheluft - Rotherbaum - Hbf. (radiale Erg�nzungsstrecke)
    L. 106: Hoheluft - Eppendorf - Winterhude - Uhlenhorst - Hamm (tangentiale Verbindung)
    L. 108: Winterhude - Uhlenhorst - Hohenfelde - St. Georg - Rathaus (tangentiale Verbindung)
    L. 109: Alsterdorf - Winterhude - Eppendorf - Harvestehude - Rotherbaum - ZOB (radiale Erg�nzungsstr.)
    L. 112: Neum�hlen - Altona - St. Pauli - Innenstadt  (tangential-radiale Erg�nzungsstrecke)
    L. 113: Altona - Eimsb�ttel - Hoheluft - Eppendorf - Winterhude - City Nord (tangentiale Verbindung)
    L. 172: Hohenfelde - Uhlenhorst - Barmbek - Ohlsdorf - Fuhlsb�ttel - Flughafen (tangentiale Verbindung)
    L. 173: Bramfeld - Barmbek - Uhlenhorst - Hohenfelde (tangential-radiale Erg�nzungsstrecke)
367Auswertung der HVV-Fahrpl�ne von 1990 bis 1997



von Schnelsen nach Niendorf-Nord mit der Einrichtung von 5 zus�tzlichen Haltestellen) und
von Ver�nderungen der Einwohnerzahlen in den von Bussen bedienten Quartieren ab,
sondern sind auch im Zusammenhang mit einigen durchgef�hrten
Busbeschleunigungsma§nahmen durch Anlage von Sonderspuren (106: Martinistra§e
zwischen Tarpenbekstra§e und Eidelstedter Platz; 113: Martinistra§e zwischen
Tarpenbekstra§e und Eidelstedter Platz, Max-Brauer-Allee zwischen Gro§e Bergstra§e und
Holstenstra§e, Max-Brauer-Allee zwischen Holstenstra§e und Paul-Nevermann-Platz; 167:
Reclamstra§e vor Busanlage Billstedt; 178: Harksheider Stra§e; 184: Bornheide vor
Rugenbarg, Osdorfer Landstra§e zwischen P�ttkuhl und Flurstra§e, Rugenbarg vor
Bornheide) [HVV, 1996] und Beeinflussung von LSA-Schaltungen zu sehen. Die bisher
vorgenommenen Verbesserungen zur Steigerung der Attraktivit�t des �ffentlichen
Oberfl�chennahverkehrssystems (vgl. auch Tab. XIV im Anhang sowie die Einf�hrung von
Metrobuslinien) auf den Tangentialrelationen reichen allerdings nicht aus, gr�§ere
Verkehrsanteile vom MIV auf den �PNV zu verlagern.

5.5.3. Revision des �PNV-Systems in Hamburg

5.5.3.0. Einf�hrung

Ein den gewandelten Verkehrsbed�rfnissen entsprechendes Schienennetz erfordert den
Ausbau schneller, direkter und bequemer Tangential- und Ringlinien, die die Nebenzentren
sowie die meist sternf�rmig auf das Zentrum gef�hrten Schnellbahnstrecken verbinden. In
dem auf diese Weise entstehenden engmaschigen Gitternetz ergeben sich zahlreiche
Schnittpunkte mit den Schnellbahnachsen, sodass viele Quell- und Zielgebiete �ber das
schienengebundene Hauptverkehrssystem mit wenigen Umsteigevorg�ngen zu erreichen sind.
Unkomplizierte und kurze �berg�nge von Schnellbahnen auf andere �ffentliche
Verkehrsmittel setzen eine attraktive Gestaltung der Schnittstellen und eine Koordinierung
der verschiedenen Fahrpl�ne voraus, um eine bessere Alternative zur fl�chendeckenden
Erschlie§ung des MIV zu bieten. Denn die gr�§ere Leistungsf�higkeit des �PNV in der
Fl�chenbedienung au§erhalb verdichteter Stadtquartiere l�st die Abh�ngigkeit der Subzentren
und Au§enbezirke vom MIV und tr�gt wesentlich zu einer besseren Wohn- und
Lebensqualit�t der hier lebenden Bev�lkerung bei. �berdies wirken Gitternetze

Tab. 65: Entwicklung der Fahrgastzahlen auf ausgew�hlten Buslinien in den 80er Jahren
Linie Strecken- Anzahl der bef�rderten Personen Diff. Ver�nderungen im

charakteristik (Monat/Jahr der Z�hlung)               Streckenverlauf
106 tangential            16386 (  2/84) 13303 (  9/89) - 3083 Aufgabe  einer Haltestelle
108 tangential            18813 (10/83) 15850 (  9/89) - 2963 keine Ver�nderungen
113 tangential   18538 (  5/81) 16754 (  3/85) - 1784 keine Ver�nderungen
172  tangential 12263 (  8/84) 13267 (  3/87)     104 keine Ver�nderungen
274 tangential   5267 (11/83)   4450 (11/87) -   817 Einr. einer zus�tzl. Haltestelle
190 tangential              4508 (11/83)   3846 (10/86) -   662 keine Ver�nderungen
168 tangential 10258 (  2/84)   7556 (  7/89) - 2702 Einrichtung v. 2 zus�tzl. Haltest.
174 tangential  12015 (11/83) 11554 (11/87) -   461 Verl�ngerung v. Fuhlsb. b. Flugh.
175 tangential 10955 (  3/83)   8712 (11/87) - 2243 keine Ver�nderungen
178 tangential              4586 (  2/83)   3924 (  8/87) -   662 keine Ver�nderungen
167 tangential 16673 (  3/83) 10929 (  2/89) - 5744 keine Ver�nderungen
184 tangential 30125 (12/84) 24560 (  4/89) - 5565 Aufg. v. 3 Haltestellen i. Schnelsen
165 tangential 16339 (  5/83) 14955 (10/88) - 1384 keine Ver�nderungen
Anmerkung: Erfahrungsgem�§ liegen die Bef�rderungsf�lle im Winter h�her als im Fr�hjahr oder Sommer
Quellen: HVV (1984); HVV (1989)



unerw�nschten st�dtebaulichen Massierungen entgegen und f�hren zu einer besseren
Integration peripherer Wohn-, Arbeits- und Handelsstandorte.
In den folgenden Kapiteln wird nach strukturellen und funktionellen Gesichtspunkten ein
neues Nahverkehrsmodell erarbeitet, das den �PNV -insbesondere auf den
Tangentialrelationen- st�rken und ihn im Wettbewerb mit dem MIV konkurrenzf�higer
machen soll. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die angestrebten
Verbesserungen dem gesamten Nahverkehrssystem zugute kommen.

5.5.3.1. Der Ausbau eines Stadtbahnnetzes in Hamburg

Der Umbau des bisher radialen zu einem mehr gitterf�rmigen Schienennahverkehrssystem
wird durch den Ausbau von Schnellbahnstrecken kaum zu leisten sein368. Zwar erzielt die
Schnellbahn hinsichtlich Schnelligkeit369, P�nktlichkeit370, Bef�rderungskapazit�t371,
Bequemlichkeit und Sicherheit un�bersehbare Vorteile im Vergleich zu allen anderen
�ffentlichen Verkehrsmitteln, doch kommt eine Erweiterung des Schnellbahnnetzes auf
tangentialen Relationen aus mehreren Gr�nden nicht infrage:
1.) Ein fl�chendeckender Ausbau des Schnellbahnnetzes ist in St�dten von der Gr�§e
Hamburgs nicht m�glich, weil U- und S-Bahnen in der Regel nur hoch verdichtete
Hauptverkehrsachsen bedienen. Zur Optimierung der Verteilerverkehre im bestehenden Netz
m�ssen kosteng�nstigere Alternativen gefunden werden, die eine h�here Netzdichte
aufweisen.
2.) Die mit dem Schnellbahnbau verbundene vertikale Trennung des Verkehrs ist heute nicht
mehr sinnvoll. Je mehr der �PNV in den Untergrund verdr�ngt wird, desto mehr tritt die
Monostruktur des Kfz-Verkehr als stadtbildpr�gend in den Vordergrund. Au§erdem haben
Beobachtungen gezeigt, dass die meisten Fahrg�ste die Fahrt auf der Stra§enoberfl�che
wegen des Seherlebnisses vorziehen [Kalwitzki, 1983: 193 ff.]. Ein Verkehrsangebot wirkt
einladend, wenn seine Pr�senz im Stadtgeschehen verst�rkt wahrgenommen wird.
3.) Die Vorteile des Schnellbahnsystems korrelieren mit einem entsprechend hohen
Investitionsaufwand. Ein km U-Bahn kostet etwa zehnmal so viel wie eine entsprechende
Stadtbahnstrecke [Burmeister, 1997,5: 270 ff.]. Es w�re also m�glich, f�r die Kosten von nur
wenigen km U-Bahn eine wirkungsvolle Verbesserung des Oberfl�chenverkehrs zu erreichen
- ein Faktor, der bei der Bewertung bestimmter Verkehrsverbindungen eine immer gr�§ere
Rolle spielt, da angesichts leerer Haushaltskassen Entscheidungen zum Nahverkehr von
einem hohen Kostenbewusstsein gepr�gt sind.
Trotz aller hier vorgetragenen Bedenken ist der Ausbau des Schnellbahnnetzes zur
Verbesserung des regionalen �PNV-Angebots vertretbar, zumal bis heute nicht alle
Achsenendpunkte an das st�dtische Schienennetz angebunden sind [Bose, 1995: 423;

                                                            
368Topp (2002) ist davon �berzeugt, dass ã....radiale U- und S-Bahnnetze als kollektive Verkehrsmittel mit
gro§en Gef�§en....nur noch bedingt zu den flexibilisierten Raum- und Zeitstrukturen [passen]Ò [Topp,2002: 18].
369Die Bef�rderungsgeschwindigkeiten moderner U- und S-Bahn-Fahrzeuge sind schon wegen der gr�§eren
Haltestellenabst�nde (S-Bahn: 500 bis 3000 m; U-Bahn: 750 bis 1500 m) gegen�ber der Stra§enbahn (250 bis
1000 m) wesentlich h�her. Allerdings verursacht die geringere Haltepunktdichte l�ngere Anmarschwege f�r die
Fahrg�ste und / oder zus�tzliches Umsteigen, was bei der Gesamtreisezeit stark ins Gewicht fallen kann
[Br�ndli, 1987: 142 ff.; K�stlin/Wollmann, 1987: 7 ff.].
370Beeintr�chtigungen des Betriebsablaufs (z. B. durch Unf�lle oder extreme Witterungseinfl�sse) sind sehr
selten. Allerdings kann dieser Vorteil durch den Buszubringerverkehr, der den Behinderungen des
Stra§enverkehrs ausgesetzt ist, schnell aufgewogen werden.
371Bei einer Zugfolgezeit von 90 Sekunden und entsprechenden Sicherungssystemen liegt die
Bef�rderungskapazit�t im Bereich zentraler B�ndelungsstrecken bei 40000 (U-Bahn) bis 70000 (S-Bahn)
Pl�tzen/Stunde/Richtung. Unter gleichen Bedingungen bef�rdert die Stra§enbahn 25000 bis 30000, der Bus nur
6000 bis 8000 Fahrg�ste [Steierwald, 1994: 187].



Beck/Hawel, 1993,5-6: 297]. Erweiterungen von Schnellbahnverbindungen �ber die
Landesgrenze hinaus werden auf regionaler Ebene zu treffen sein und k�nnten folgende
Schwerpunkte enthalten:

�  die Verl�ngerung vorhandener Schnellbahnstrecken (z. B. S 21 �ber Reinbek /
Aum�hle hinaus bis Geesthacht oder Schwarzenbek),

�  der zweigleisige Ausbau bestehender Schienenverkehrsverbindungen (z. B. von
Eidelstedt nach Kaltenkirchen)

�  und die Realisierung des so genannten City-Bahn-Konzepts (�berlagerung des
Schnellbahnnetzes mit wenigen Haltestellen und h�heren Reisegeschwindigkeiten)
[Bose, 1995: 424 f.] auf den Strecken der DB (z. B. Hauptbahnhof - Wandsbek - Bad
Oldesloe).

Zurzeit werden in Hamburg folgende Schnellbahnprojekte diskutiert:
•  die Verl�ngerung der S 3 nach Stade372,
•  der Ausbau der S-Bahn-Strecke von Iserbrook nach S�lldorf373

•  und die U-Bahn-Anbindung der Stadtteile Steilshoop und Bramfeld sowie der Hafen-
City mit der neuen U 4374.

Zwei weitere Schnellbahnprojekte mit einem Finanzierungsvolumen von insgesamt etwa 280
Mio _ (der Anteil Hamburgs an den Kosten betr�gt etwa 135 Mio _) werden in den n�chsten
Jahren realisiert sein, und zwar

•  der Ausbau der AKN in Eidelstedt375

•  und die S-Bahn-Anbindung des Hamburger Flughafens376.
Im Zusammenhang mit den Ma§nahmen zur Verbesserung des Leistungs- und
Serviceangebots f�r den �PNV [Bdrs. 13/4281] wird seit 1989 der behindertengerechte
Ausbau von Schnellbahnhaltestellen betrieben (siehe Tab. 66).

                                                            
372Der Zeitpunkt f�r den Beginn der Bauarbeiten steht noch nicht fest [Bdrs. 17/1654].
373Der zweigleisige Ausbau wird erforderlich sein, um die Versp�tungsanf�lligkeit auf Dauer zu beseitigen
[Bdrs. 17/567, Anlage D: 18]. Derzeit wird eine Vorplanung zur Ermittlung der Baukosten f�r einen
zweigleisigen Teilausbau durchgef�hrt [Bdrs. 17/781: 2].
374Mit der aus zwei �sten bestehenden U 4 sollen im Nordosten der Stadt die Stadtteile Bramfeld und
Steilshoop sowie die s�dlich der Speicherstadt neu entstehenden Hafencity erschlossen werden. Die beiden
Strecken sind 5,3 (mit 5 Haltestellen) bzw. 2,5 bis 2,8 km (mit 2 Haltestellen) lang und stellen im Grunde
genommen Verl�ngerungen der bereits bestehenden Linien U 2 (am Bhf. Habichtstra§e) und U 3 (am Bahnhof
Rathaus) dar. Das Projekt wird Investitionen in H�he von rund 550 Mio _ erfordern, die Aufnahme des Betriebs
ist im Jahr 2012 vorgesehen [Block, 2002, 11-12: 35 f.; Bdrs. 17/2224 und 17/2019]. Das Vorhaben einer U-
Bahn-Linie von Barmbek nach Steilshoop ist bereits im GVFG-Bundesprogramm als ãbedingt aufgenommenÒ
worden, und zwar mit einem Zuwendungsbetrag von 116,57 Mio _, davon 0,51 Mio _ in 2002 [Bdrs. 17/213].
375Der zweigleisige Ausbau der AKN zwischen Eidelstedt und der Landesgrenze soll im Jahre 2004
abgeschlossen sein [Bdrs. 16/4939].
376Die S-Bahn-Verbindung zwischen dem S-Bhf Ohlsdorf und dem Flughafen soll im Jahre 2005 in Betrieb
genommen werden [Bdrs. 16/4939].

Tab. 66: Behindertengerechter Ausbau von Schnellbahnh�fen (Stand: Juli 2001)
Projekte Baubeginn Kosten
S-Bhf Neuwiedenthal* 2001 3,50 Mio _
S-Bhf Stellingen* 2001 1,75 Mio _
U-Bhf Trabrennbahn* 2001 2,00 Mio _
S-Bhf Elbgaustra§e** nicht bekannt 0,50 Mio _
S-Bhf Wandsbeker Chaussee** nicht bekannt 0,45 Mio _
S-Bhf Klein Flottbek*** nicht bekannt 1,00 Mio _
U-Bhf Hamburger Stra§e*** nicht bekannt 0,85 Mio _
U-Bhf Ohlsdorf*** nicht bekannt nicht bekannt
U-Bhf R�dingsmarkt*** nicht bekannt nicht bekannt

Quellen: * Bdrs. 16/5715: 3; ** Bdrs. 16/4394: 4; *** Bdrs 16/5968: 2 f.



Was den innerst�dtischen Verkehr betrifft, so setzen Verkehrs- und Stadtplaner in deutschen,
europ�ischen und au§ereurop�ischen St�dten [Marten, 1995: 3 f.] wieder auf die guten
Eigenschaften des bew�hrten, kosteng�nstigen und flexiblen Stra§enbahnsystems, dass eine
an B�ndern (Achsen und Tangenten) orientierte Stadtentwicklung unterst�tzt und unter
st�dtebaulichen und �kologischen Gesichtspunkten vertr�glicher ist als die durch den MIV
beg�nstigte disperse Siedlungsentwicklung (siehe Kap. 3.1.).
Die Stra§enbahn bietete die M�glichkeit, vorhandene L�cken des leistungsf�higen
schienengebundenen �PNV zu schlie§en. Sie kann tangentiale Verkehrsstr�me, die f�r die
Bedienung durch ein Schnellbahnsystem nicht gen�gend Fahrgastaufkommen aufweisen,
bedienen. Viele Fahrg�ste, die f�r ihre Wege bisher Umsteigeverbindungen durch das
Stadtzentrum hindurch nutzen mussten, k�nnten ihre Ziele auf direktem Weg erreichen,
sodass die Radialstrecken der Schnellbahnen entlastet w�rden.

Mit der guten alten Stra§enbahn haben die modernen Konstruktionen kaum noch etwas zu
tun. Die vergangenen Jahre sind durch viel Innovation, viele technische Entwicklungen und
viel Individualit�t gekennzeichnet [Hondius, 1997,11: 544]. Ihr Image der Langsamkeit und
Antiquiertheit hat die Stra§enbahn l�ngst abgesch�ttelt. Das heutige Stra§enbahnsystem ist -
freilich in einer neuen Aufgabenstellung und unter weitgehender Aufwertung zur
Stadtbahn377- umwelt- und fahrgastfreundlich:
Konsequent angewandte Leichtbauverfahren verursachen niedrige Unterhaltungskosten und
tragen zu geringerem Energieverbrauch bei.
Moderne Drehstrom-Asynchrontechnik wandelt die beim Bremsen frei werdende Energie in
Strom um und speist sie wieder in das Netz ein [Stephan/Biesenack, 1996,2: 32 ff.].
Die neuen Gelenktriebwagen fahren auch ger�uscharm: L�rmschutzeinrichtungen schlucken
den Schall378, gummigefederte R�der vermindern das Quietschen und Pfeifen in den
Kurven379, und die Gleise k�nnen in Rasenfl�chen eingebettet sein, die l�rmmindernd wirken
[Naumann, 1987: 265 ff.].
Durch geeignete Beschleunigungsma§nahmen (separater Bahnk�rper und Privilegierung der
Stra§enbahn an ampelgeregelten Knotenpunkten) werden Fahrzeiten verk�rzt sowie
P�nktlichkeit und Regelm�§igkeit entscheidend verbessert.
Niedrige, behindertengerechte Fahrgestelle, so genannte Niederflurwagen, machen ein
bequemes Einsteigen m�glich [Hondius, 1997,11: 544; Blumenau/Schaperklaus/Cords,
1997: 10] und bieten im Mittelteil gen�gend Platz f�r Fahrr�der, Kinderwagen und Gep�ck.
Eine moderne Stra§enbahn kann mit 70 km/h fahren und braucht sich auch nicht nach der
H�chstgeschwindigkeit des Kfz-Verkehrs zu richten [Keuchel, 2002,11-12: 42].
Moderne Stadtbahnsysteme zeichnen sich aus gegen�ber der U-Bahn durch

� g�nstigere Kosten-Nutzen-Werte380,
� k�rzere Bauzeiten [Kl�hspies, 1987: 407 ff.; Snell, 1985: 17 ff.],
� gr�§ere Besch�ftigungseffekte auf dem lokalen Arbeitsmarkt381,

                                                            
377Stadtbahnen fahren auf eigenen Bahnk�rpern schneller als Stra§enbahnen, lassen ihre Fahrg�ste vom
Stra§enniveau aus einsteigen und sind auch f�r den Tunnelbetrieb geeignet [Hondius, 1997,11: 537].
378Zwischen 1978 und 1991 wurden die Stadt- und Stra§enbahnen im Durchschnitt au§en um 6 dB und innen
um 5 dB leiser [Kasten/Kr�ger, 1994,3].
379Auf Gummireifen fahrende Stra§enbahnen erzeugen keine Bodenschwingungen und zeichnen sich durch
geringe Ger�uschemissionen aus [Jahn, 1996,9: 24 ff.].
380Die Investitionskosten betragen nur ein Zehntel der Kosten f�r den U-Bahn-Bau [Burmeister, 1997,5: 270
ff.]. Beim Betriebskostenvergleich fallen Ausgaben f�r aufwendige Sicherheitstechnik, notwendige
Buszubringerverkehre und hohe Unterhaltung der unterirdischen Fahrwege im Schnellbahnsystem stark ins
Gewicht [K�stlin / H. Wollmann, 1987: 7 ff.].
381Im Gegensatz zum U-Bahn-Bau werden weniger Gro§baumaschinen ben�tigt. Deshalb k�nnen
Stadtbahngleise auch von regional ans�ssigen, mittelst�ndischen Betrieben verlegt werden, sodass sich
Bauauftr�ge gut zur Konjunkturf�rderung eignen. Auskunft der DUEWAG-Werke am 16.2.99



�  engmaschigere Erschlie§ung des Stadtgebiets in Verbindung mit dichten
Haltestellenabst�nden

� und bessere Anpassungsf�higkeit hinsichtlich der Streckenf�hrung382

und sind auch gegen�ber dem Bus durch
� h�here Geschwindigkeit [Burmeister, 1997,5: 270 ff.],
� h�here Bef�rderungskapazit�t383,
� geringeren Fl�chenbedarf384 [Apel, 1992: 223 f.]
� und h�here Attraktivit�t385

im Vorteil.
Mit der Einf�hrung von Stadtbahnen waren in vielen St�dten Fahrgastzuw�chse zu
verzeichnen, die aus der Umverteilung innerhalb des �PNV, aus der Ver�nderung des Modal
Splits oder aus der Ver�nderung der Mobilit�ten (Neuverkehr) resultierten386. Von gro§em
Vorteil erwiesen sich umfangreiche Beschleunigungsprogramme (Strecken mit besonderem
Bahnk�rper sowie Abbau der Verlustzeiten an Kreuzungen) [K�nig/H�ttl, 1995,10: 333f.;
Berends/Overkamp/Wappler, 1997,1: 42 f.; Humberg/Schlabbach, 1994,10: 46 f.; Weber,
1995,11: 463 f.], die zu vielf�ltigen positiven Auswirkungen gef�hrt haben: k�rzere
Fahrzeiten zwischen den Haltestellen, verbesserte P�nktlichkeit und Regelm�§igkeit
(Anschl�sse k�nnten besser eingehalten werden), Einsparung von Fahrzeuguml�ufen und
Energieeinsparung durch Vermeidung unn�tiger Haltevorg�nge.

Auch in Hamburg h�tte die Stra§enbahn eine Renaissance erleben k�nnen. 15 Jahre nach der
Stilllegung der letzten Strecke zwischen Schnelsen und dem Hauptbahnhof (1978)
bezeichnete der f�r Verkehrsfragen zust�ndige ehemalige Hamburger Bausenator Wagner die
Abschaffung der Stra§enbahn als eine eklatante Fehlentscheidung [HA 010794] und lie§ im
Jahr 1993 f�r rund 5 Mio DM ein Stadtbahn-Gutachten anfertigen, das vier m�gliche
Strecken

                                                            
382Stadtbahnen k�nnen stufenweise in Betrieb genommen werden und somit flexibel auf
Nachfragever�nderungen reagieren. Es muss nicht die Fertigstellung einer kompletten Linie abgewartet werden,
sodass der Aufbau je nach Dringlichkeit einzelner Abschnitte und den finanziellen M�glichkeiten erfolgen kann.
Um provisorische Wendeschleifen vermeiden zu k�nnen, ist allerdings die Anschaffung von teuren
Zweirichtungsfahrzeugen erforderlich. Im Gegensatz zur Schnellbahn hat die Stra§enbahn vielf�ltige
Wirkungsm�glichkeiten: Sie kann in den Au§enbezirken fast so schnell wie die Schnellbahnen fahren, im
innerst�dtischen Bereich sind wegen der dichteren Haltestellenfolgen langsamere
Bef�rderungsgeschwindigkeiten angebracht, und in Fu§g�ngerzonen sollte das Schritt-Tempo nicht wesentlich
�berschritten werden.
383Bei h�heren Kapazit�tsanforderungen -nach Steierwald 2000 Fahrg�ste je Stunde und Richtung- ist die
Stra§enbahn geeignet, den Bus zu ersetzen [Steierwald/K�hne, 1994: 187; Groneck, 2002,2: 14].
384Bussonderspuren ben�tigen mehr Platz im Stra§enraum als seperat angelegte Bahnk�rper
385Eine in M�nchen durchgef�hrte vergleichende Bewertung -Stra§enbahn oder Bus als Erg�nzungssystem zur
Schnellbahn- ist zu dem Ergebnis gekommen, dass unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten beide
�ffentlichen Verkehrsmittel als nahezu gleichwertig anzusehen sind. Die hohen Kosten des Planungsfalles
Stra§enbahn werden durch Mehrerl�se infolge h�herer Fahrgastzahlen weitgehend ausgeglichen [Kl�hspies,
1987: 407 ff.]. Auch die Untersuchung �ber die m�gliche Einf�hrung einer Stra§enbahn in Hamburg hat
ergeben, dass sie wegen des gr�§eren Zuwachses an Fahrg�sten die bessere Alternative ist [HA 010794].
386Mit der Einf�hrung der Stra§enbahnstrecke von Karlsruhe nach Bretten hat sich das Fahrgastaufkommen
nahezu verf�nffacht. 40 % der neuen Fahrg�ste sind vom Auto auf die Stadtbahn umgestiegen. - In Freiburg
f�rderte der Stadtbahnausbau das Umsteigen auf den Nahverkehr um 7,5 % [Deiters, 1995,10: 558].
Der kontinuierlich weitergef�hrte Stadtbahnbau in K�ln hat wesentlich zur Verbesserung der Leistungsf�higkeit
der Verkehrsbetriebe beigetragen, was sich positiv auf die Anzahl der Fahrg�ste auswirkte. Die Zahl der
bef�rderten Personen nahm binnen 8 Jahren von 166 Mio (1987) auf 211 Mio (1995) zu [Bollh�fer, 1996,9: 8
ff.].
Dank der hohen Investitionen in das Stadtbahnnetz konnte der Anteil des �PNV in Stuttgart von 16 (1976) auf
22 % (1995) erh�ht werden [Bonz, 1997,5: 244 ff.].



� von Osdorf (Osdorfer Born / Bornheide) nach Altona (Bhf.) mit 21 Haltestellen auf
9,7 km L�nge,

� von Steilshoop (Gr�ndgensstra§e) nach Barmbek (Bhf.) mit 11 Haltestellen auf 4,8
km L�nge,

� von Niendorf-Markt (Bhf.) nach Fuhlsb�ttel (Flughafen) mit 11 Haltestellen auf 8 km
L�nge,

� von Rahlstedt (Bhf.) nach Fuhlsb�ttel (Flughafen) bzw. Gro§ Borstel (Luftwerft) mit
23 Haltestellen auf 12,8 km L�nge,

und zwei Abschnitte auf der Max-Brauer-Allee (Altona) und auf dem Winterhuder
Marktplatz sowie zum Zwecke des Vergleichs hinsichtlich Kosten und Nutzen auch die
Einf�hrung eines modernen Bussystems untersuchte [Bdrs. 14/3785]. Eine weitgehend auf
eigenem Bahnk�rper fahrende und an ampelgeregelten Kreuzungen privilegierte Stra§enbahn
sei auf allen Strecken ohne wesentliche Benachteiligungen f�r Autofahrer -abgesehen von
eingeschr�nkten Parkm�glichkeiten in einigen engeren Stra§en- grunds�tzlich realisierbar
und auch volkswirtschaftlich wegen des zu erwartenden gr�§eren Zuwachses an Fahrg�sten
vorteilhafter als ein modernes Bussystem [Kl�hspies, 1987: 407 ff.; K�nig/H�ttl, 1995, 10:
333f.; Burmeister, 1997,5: 270 f.; HA 010794].

Jahrelang hat die bis 2001 regierende SPD zwar immer wieder die Wiedereinf�hrung der
Stra§enbahn in Aussicht gestellt und in parteipolitischen Programmen wiederholt
bekr�ftigt387, doch erst drei Monate vor den B�rgerschaftswahlen wurden konkrete Planungen
von der Baubeh�rde durchgef�hrt. Die Einleitung des Planfeststellungsverfahrens folgte im
August 2001. F�r die erste 12 km lange Teilstrecke vom Hauptbahnhof �ber City Nord nach
Steilshoop einschlie§lich der Anlage eines Betriebshofes in Ohlsdorf und der
Fahrzeugbeschaffung gingen die Verkehrsplaner von Kosten in H�he von rund 205 Mio _ aus
[Bdrs. 16/4649, Anlage 2; 16/5884: 2]. Planfeststellungsverfahren und Bauausf�hrung sollten
nach insgesamt sieben Jahren zum Abschluss gebracht werden [Bdrs. 16/6561: 2]. Eine
weitere Linienverbindung von Rahlstedt �ber City Nord nach Altona mit Abzweigungen zur
Lufthansabasis und Hafen-City hatte das Stra§enbahnnetz zu erg�nzen [Bdrs. 16/5884: 2;
16/6603].
Ob die Stadtbahn jemals gebaut werden wird, ist allerdings zu bezweifeln. Auch die
sozialdemokratischen Verkehrspolitiker hatten die in der flexiblen Liniengestaltung und
Betriebsweise liegenden Vorteile der Stra§enbahn nicht entsprechend gew�rdigt und lange
Zeit konkrete Planungen unterlassen. Daf�r waren in der Vergangenheit mehrere Gr�nde
ausschlaggebend:
1. Die aufzubringenden Kosten f�r Strecken, Fahrzeuge und Betrieb eines von der
Baubeh�rde in Aussicht gestellten Stadtbahngrundnetzes wurden viel zu hoch
veranschlagt388.

                                                            
387In ihrem Hamburg-Programm von 1993 erkl�rte die SPD: ãWir wollen eine moderne Stadtbahn einf�hren.
Dar�ber werden wir -wie versprochen- vor 1995 befinden, sobald die genaue Kosten-Nutzen-Rechnung
vorliegen wirdÓ [Zit. n. HA 221196].
388Im Auftrage der GAL erstellte der Diplom-Volkswirt F. Marten 1995 ein Kurzgutachten �ber Kosten und
Nutzen einer Stadtbahn f�r Hamburg. Er verglich die von der Baubeh�rde und der Hamburg-Consult
vorgenommenen Kostensch�tzungen f�r den Aufbau eines Stra§enbahngrundnetzes in Hamburg mit den
j�ngsten Stra§enbahninvestitionen im In- und Ausland sowie mit den Aussagen von Mitarbeitern eines
bekannten Verkehrsconsultingb�ros. Er kam zu dem Ergebnis, dass bei den Investitionen Kosten in H�he von
120 bis 220 Mio DM eingespart werden k�nnen (S. 8 ff.) und die Systemvorteile der Stadtbahn im Vergleich
zum Bus aus betriebswirtschaftlicher Sicht wesentlich gr�§er sind als von Baubeh�rde und Hamburg-Consult
angenommen (S. 12 ff.). Dar�ber hinaus h�tten Baubeh�rde und Hamburg-Consult die Haushaltswirksamkeit
alternativer Verkehrsentwicklungspfade (z. B. Engpassbeseitigung im Stra§ennetz) in ihren Berechnungen
unber�cksichtigt gelassen [Marten, 1995].



2. Aufgaben und Bedeutung der Stadtbahn im Gesamtverkehrssystem sind in der neuen VEP
nicht erkennbar [FHH. Baub., 1995: 23].
3. Die Verkehrsplanung vergangener Jahrzehnte hatte es geschafft, die Stadt auf wichtigen
Verkehrsrelationen weitgehend autogerecht zu gestalten. Viele Hauptverkehrsstra§en
m�ssten erst wieder umgebaut werden, um neue Trassen im Stra§enraum anzulegen, was mit
gravierenden Einschr�nkungen f�r den Kfz-Verkehr verbunden w�re. Dass die Fachbeh�rde
keine wesentlichen Eingriffe in den Stra§enraum zu Lasten des MIV vornehmen wollte,
zeigte die z�gerliche Umsetzung der schon seit Jahren versprochenen Ausweitung des
Busbeschleunigungsprogramms389.
4. Nur gut ein Drittel (461 Mio DM) des f�r den Bereich Verkehr/Tiefbau in den Jahren 1998
bis 2002 vorgesehenen Ausgabevolumens von 1,2 Mrd DM entfiel auf den �PNV. Diese
Mittel verteilten sich v. a. auf den Schnellbahnbau (131,2 Mio DM f�r die Anbindung des
Flughafens und 22 Mio DM f�r den zweigleisigen Ausbau der AKN in Eidelstedt), auf
Zusch�sse zum Bau/Ausbau von �PNV-Anlagen (126 Mio DM) und auf R�ckstellungen
(62,8 Mio DM). Zur Vorbereitung eines m�glichen Planfeststellungsverfahrens wurden im
Hinblick auf Entscheidungen zur Einf�hrung einer Stadtbahn lediglich 1 Mio DM
bereitgestellt [Bdrs 15/7777, Anlage: Finanzbericht 1998].
5. Nach der Entscheidung zu Gunsten einer Anbindung des Flughafens an das S-Bahnnetz
scheint heute die Einf�hrung eines modernen Stadtbahnsystems in weite Ferne ger�ckt zu
sein.
6. Ein weiteres Hindernis f�r den Aufbau von Stra§enbahnnetzen liegt in der Bestimmung
des GVFG, die f�r den Bau oder Ausbau von Verkehrswegen des schienengebundenen
Personennahverkehrs eine F�hrung auf besonderem Bahnk�rper vorschreibt. Dar�ber hinaus
verursacht die Einhaltung der in den technischen Regelwerken (RAS-�, BOStrab) enthaltenen
hohen Entwurfsstandards (z. B. die Notwendigkeit zweier Kfz-Fahrspuren neben dem
�PNV-Bahnk�rper) zus�tzliche Kosten [Schn�ll, 1997,3: 35 ff.].
7. Noch ist nicht gekl�rt, ob das Hamburger Stadtbahnprojekt mit Bundesmitteln nach dem
GVFG zu finanzieren w�re [Bdrs. 16/6561; 16/6603]. Eine Umschichtung der f�r die U-
Bahn-Anbindung Steilshoops und Bramfelds vorgesehenen GVFG-Mittel w�rde die
Finanzierung des Stadtbahnvorhabens jedoch sicherstellen.

Um dem hohen Finanzierungsbedarf Rechnung zu tragen, wird es au§erdem erforderlich sein,
� Einsparungen bei den Investitionskosten vorzunehmen390,
� das betriebswirtschaftliche Potenzial eines Stadtbahnsystems neu zu bewerten391,

                                                            
389Der 1990 versprochene Ausbau des Busspurnetzes von 23 auf 60 km [Bdrs. 13/5880 v. 9./10.5.90] war nach
Aussagen der Senatsvertreter ã.....aufgrund verschiedener anderer Entscheidungen zugunsten des �PNVnicht
[zu erreichen]Ó [Bdrs 15/5672].
390Nach Berechnungen von Marten (1995) sind Einsparungen von 120 bis 220 Mio DM (60-110 _) m�glich,
und zwar beim Trassenbau (60 bis 120 Mio DM), bei der Fahrzeugbeschaffung (40 bis 60 Mio DM) und bei der
Anlage von Betriebsh�fen (20 bis 40 Mio DM). Statt 922 Mio DM (461 Mio _) w�ren nur noch 700 bis 800 Mio
DM (350-400 Mio _) [Anm.: 1995 ist das Bezugsjahr f�r diese Berechnungen] f�r das von der Baubeh�rde
vorgeschlagene Stadtbahngrundnetz (s. o.) aufzubringen [Marten, 1995: 8 ff.].
Mit der Anwendung moderner Leichtbauverfahren und der Herstellung gr�§erer St�ckzahlen eines gleichen
Fahrzeugtyps ist es der Schienenfahrzeugindustrie inzwischen gelungen, kosteng�nstigere Fahrzeuge zu
entwickeln. Der Preis f�r Einrichtungsfahrzeuge mit partiellem Niederfluranteil (70 %) liegt mit 1,58 Mio DM
(0,79 Mio _) (1993) erheblich unten den von der Baubeh�rde (4 Mio DM) und von Marten (3,4 bis 3,8 Mio
DM) angenommenen Anschaffungskosten [Giesen, 1994,11: 44 ff.; Arenales, 1996,8: 40 ff.].
391Nach Ansicht von  Marten wird das betriebswirtschaftliche Potenzial eines Stadtbahnsystems in Hamburg in
den Berechnungen der Hamburg-Consult nicht entsprechend gew�rdigt. Erfahrungen in anderen St�dten
(M�nchen, Mannheim, Bielefeld, K�ln, Stuttgart, Karlsruhe, Bremen) zeigen, dass im Zusammenhang mit
einem Ausbau des Stadtbahnsystems erhebliche Fahrgastzuw�chse verbunden gesesen sind. Die von der
Hamburg-Consult vorgenommenen Analysen hinsichtlich m�glicher Fahrgastgewinne haben wichtige Aspekte



�  die M�glichkeit zu schaffen, auf entsprechende Transferzahlungen aus dem
Verkehrsbereich (z. B. Abl�sebeitr�ge f�r nicht gebaute Stellpl�tze,
Stra§enbenutzungsgeb�hren, Parkgeb�hren) zur�ckzugreifen (siehe Kap. 4.2.2., 5.4.5.
und 7),

� weitere Bundesfinanzhilfen (z. B. GVFG) in Anspruch zu nehmen
�  und auf teuere Stra§enausbauvorhaben und kostspielige �PNV-Ma§nahmen zu

verzichten.

Im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Bundesmitteln zur Finanzierung
kommunaler Verkehrsprojekte ist das GVFG ein wichtiges Instrument, weil gr�§ere
Investitionen f�r Stra§enbau- und �PNV-Vorhaben ohne F�rdermittel nach dem GVFG
kaum zu realisieren w�ren. Allerdings beg�nstigen die aktuellen F�rderkriterien
Verkehrsprojekte, die aufwendig und teuer sind und st�rker dem Kfz-Verkehr zugute
kommen (Stra§enbau, Parkanlagen). Anhand von 4 Beispielen werden Verbesserungen f�r
dieses Gesetz vorgeschlagen, die die Priorit�t von �PNV-Projekten im Hinblick auf Vergabe
und F�rderung zuk�nftig sicherstellen w�rden:
1. Die heute noch praktizierte Trennung der Vorhaben nach den Programmen ãStra§eÓ und
ã�PNVÓ belastet oft einseitig das f�r �PNV-Ma§nahmen vorgesehene Budget. So werden
bestimmte Projekte (Umgestaltungen im Stra§enbereich bei Anlagen von �PNV-Trassen,
Anlage von P+R-Pl�tzen) ausschlie§lich dem �PNV-Programm zugeordnet, auch wenn
damit Verbesserungen f�r andere Verkehrsarten (z. B. f�r den Kfz-Verkehr: neuer
Fahrbahnbelag, neue Abbiegespuren an Knotenpunkten; f�r den Radverkehr: separate
Radverkehrsanlagen in Form von neuen Radwegen) verbunden sind. Solche strukturellen
Benachteiligungen des �PNV lie§en sich vermeiden, wenn ein 3. F�rderungsprogramm -f�r
gemeinsame Ma§nahmen aller Verkehrstr�ger- eingerichtet werden w�rde.
2. Dar�ber hinaus w�re es von gro§em Vorteil, wenn die F�rderrichtlinien des GVFG
zuk�nftig nicht mehr an schematische Entwurfstandards (besonderer Bahnk�rper) gebunden
sind, sondern auch einfachere und kosteng�nstigere Trassenformen im Stra§enraum (z. B. das
Abmarkieren der Stra§enbahnschienen mit zeitlich beschr�nkter oder unbeschr�nkter
Trennung der Verkehrsarten nach EAHV 93 in Verbindung mit gezielter �berwachung und
Ahndung von verbotswidrigen Bahnk�rpernutzungen durch Kfz [FSV, 1993]) als
f�rderw�rdige Vorhaben anerkennen. Mit der durch Fahrbahnmarkierungen vorgenommenen
Trennung vom MIV konnten in Bremen erhebliche Beschleunigungswirkungen der
Stra§enbahn [Schn�ll, 1997: 36 f.] erzielt werden. In Zeiten gro§er Finanzierungsprobleme
stellen solche Ma§nahmen eine wichtige Alternative zur bisherigen Standardl�sung dar.
3. F�rdermittel nach dem GVFG werden derzeit in Relation zum Kfz-Bestand der L�nder
vergeben - eine aus umweltpolitischer Sicht unertr�gliche Regelung, die es den Kommunen
schwer macht, eine sozial- und umweltvertr�gliche Verkehrsplanung durchzusetzen. Zu
diskutieren w�re eine Umkehrung des Vergabeschl�ssels, und zwar in der Weise, dass die
H�he der F�rderung entsprechend ihrem Beitrag zur Schonung der Umwelt (Reduzierung
von L�rm- und Abgasemissionen, Verringerung des Fl�chenverbrauchs u. v. m.) gestaffelt
wird.
4. Bei der Auswahl der zu f�rdernden Vorhaben sollten Aspekte der Verkehrserzeugung
st�rker als bisher einbezogen werden.

Seit dem Regierungswechsel im Herbst 2001 stehen allerdings Ma§nahmen zur
Beschleunigung des Kfz-Verkehrs im Vordergrund (siehe Kap. 5.1.2.). So fasste der neue
Senat unmittelbar nach seinem Amtsantritt den Beschluss, auf die Stadtbahn zu verzichten
[Bdrs. 17/450, Anlage I: 94; 17/781: 2], obwohl die in der Beh�rde f�r Bau und Verkehr
                                                                                                                                                                                            
unber�cksichtigt gelassen, z. B. Auswirkungen auf das gesamte Schienennahverkehrssystem und Wirkungen
flankierender verkehrspolitischer Ma§nahmen (MIV-Restriktionen) [Marten, 1995: 12 f.].



vorliegenden Unterlagen zur Wiedereinf�hrung der Stra§enbahn eine sofortige Er�ffnung des
Planfeststellungsverfahrens erm�glichen w�rde [Bdrs. 17/1846; 17/111]. In Millionenst�dten
wie Hamburg h�tte die Stra§enbahn wieder eine Zukunft, wenn sie wichtige, von der
Schnellbahn nicht zu leistende Verkehrsaufgaben �bernimmt. Es gibt mindestens zwei
Gr�nde zum Bau neuer Stra§enbahnstrecken: Einerseits lassen sich im inneren Stadtbereich
zunehmend �berlastungszust�nde im Schienennetz feststellen, andererseits wachsen die
tangentialen, also nicht auf das Stadtzentrum zulaufenden, Verkehrsstr�me in der �u§eren
Stadt mehr und mehr an (siehe Kap. 5.1.3.). Gleichzeitig sind die Anteile der mit dem �PNV
zur�ckgelegten tangentialen Wegen zwischen den in der �u§eren Stadt liegenden Stadtteilen
wegen schlechter oder fehlender Verbindungen deutlich geringer als die auf das Stadtzentrum
ausgerichteten. W�hrend in der Kernstadt in Form der Schnellbahn ein �beraus attraktives
�ffentliches Verkehrsmittel fl�chendeckend zur Verf�gung steht, ist die Erschlie§ungsdichte
durch Schienenverkehrsmittel in den Randbereichen deutlich geringer.
Eine moderne Stadtbahn k�nnte die im Schnellbahnnetz nicht vorhandenen
Tangentialverbindungen herstellen, im Au§enbereich auf Grund der k�rzeren
Haltestellenabst�nde als Zubringerverkehrsmittel dienen und bedeutende Quell- und
Zielgebiete (Luftwerft, Gro§wohnsiedlungen, Einkaufsst�tten) in das st�dtische
Schienennahverkehrssystem integrieren. Der Hinweis, eine Wiedereinf�hrung der
Stra§enbahn scheitere an zu hohen Kosten, �bersieht die vielen positiven, aus dem
Stadtbahnbau resultierenden Effekte in den Bereichen Verkehr (Optimierung des gesamten
�PNV-Systems, Entlastung vom Kfz-Verkehr), �kologie (Verringerung der vom Kfz-Verkehr
ausgehenden Umweltsch�den), Soziales (Verbesserung des Sicherheitsempfindens durch
Pr�senz des �PNV im Stra§enraum) und Stadtentwicklung (Vernetzung mit
Verkehrsentwicklung). Hierin manifestiert sich der �ffentliche Nutzen, der nur schwer in
Kosten-Nutzen-Analysen zu quantifizieren ist.

Moderne, weitgehend auf eigenen Trassen gef�hrte Stra§enbahnen sollen das vorhandene
Schnellbahnnetz erg�nzen und die Netzwirkung des gesamten Schienennahverkehrssystems
verbessern. Im Folgenden wird vor dem Hintergrund meiner Kenntnis der hamburgischen
Stadtstruktur, der befahrbaren Strecken und der relevanten Verkehrsstr�me392 ein neues
Stadtbahnnnetz  entwickelt und in Karte 10 dargestellt. Hier wird deutlich, dass der
Schwerpunkt des Hamburger Stra§enbahnsystems im Stadtbereich zwischen dem mittleren
und �u§eren Stra§enrings liegt, und zwar in Form von Ring- und Tangentialverbindungen.
Auf Grund des fl�chendeckenden Schnellbahnnetzes im Stadtzentrum und auf den
Cityzufahrtswegen besteht auf den Radialen kein Bedarf zur Einrichtung von
Stra§enbahnlinien. Lediglich auf einem Abschnitt im S�den der Innenstadt zwecks
Integration stadtentwicklungspolitisch bedeutender Areale (Hafen-City) und auf der Radialen
von Farmsen nach Barmbek-S�d zur Entlastung der Schnellbahnlinie U 1 zwischen
Wandsbek und Farmsen sollen in Zukunft Stra§enbahnen fahren. Mein hier entwickeltes
Stadtbahnnetz geht von der Leitidee aus, mehrere Stra§enbahnverbindungen in der �u§eren
und Inneren Stadt anzulegen. Ein geschlossener Ringbetrieb ist nicht geplant: Abgesehen von
den betrieblichen Unw�gbarkeiten eines extrem langen Stra§enbahnringes besteht daf�r auch
keine verkehrliche Notwendigkeit. Vielmehr sollen sich die �berwiegend tangential
ausgerichteten Linien �bergreifen. In dem so entstehenden Schienenraster ergeben sich
zahlreiche Schnittpunkte. Wenn diese effizient gestaltet und die Fahrpl�ne der verschiedenen
Verkehrsmittel (Schnellbahn, Stra§enbahn, Bus) koordiniert werden, sind erhebliche
Reisezeitverbesserungen im �PNV-Netz zu erwarten. Bei der vorzunehmenden Kosten-
Nutzen-Analyse ist deshalb nicht nur der durch einzelne Tangentialstrecken erzielte direkte
Effekt zu ermitteln. Vielmehr kann die indirekte Wirkung weitaus h�her sein, wenn sich auf
                                                            
392In diesem Zusammenhang kann ich auf die von Prognos/Kessel + Partner (1992) gemachten Untersuchungen
zur�ckgreifen.



Grund verbesserter Netzwirkungen die Quell- / Zielrelationen im gesamten Verkehrsraum
ver�ndern (s. o.).
In den folgenden Abschnitten soll das zuk�nftige Hamburger Stadtbahnnetz in seinen
Grundz�gen dargestellt und die sich aus den vorgefundenen Bedingungen (Stra§enbreite, Art
der Bebauung, Anspr�che der verschiedenen Verkehrsarten) ergebenden Qualit�ten der
Streckenf�hrung aufgezeigt werden. Im Hinblick auf optimale Verbindungen sind auch
m�gliche Alternativen f�r den Trassenverlauf, die Trassenbauweise oder den Betrieb mit
anderen Verkehrsmitteln zu ber�cksichtigen. Das neue Stra§enbahnnetz ist stufenweise -d.h.
je nach Dringlichkeit und finanziellen M�glichkeiten- entwickelt worden, was in den in Karte
10 festgelegten Ausbaustufen auch zum Ausdruck kommt. Die hier gew�hlten
Linienbezeichnungen k�nnen sp�teren Verkehrserfordernissen angepasst und ver�ndert
werden.

5.5.3.1.1. Das Grundliniennetz

Ein sinnvoll zu betreibendes, mindestens zwei Linien umfassendes Stadtbahngrundnetz
(Fertigstellung bis 2010 / 2011) darf r�umlich nicht getrennt sein. Eine Verkn�pfung der zu
diesem Netz geh�renden Strecken
1 : Saseler Markt - Stadtbahnstr. - Saseler Damm (�bergang Schnellbuslinie Hoisb�ttel -
Barmbek; �bergang S-Bhf. Poppenb�ttel; �bergang Stadtbahnlinie Farmsen / Rahlstedt /
Jenfeld) - Poppenb�ttler Weg - Gehlengraben (�bergang U-Bhf. Langenhorn Markt) -
Krohnstieg (�bergang Schnellbuslinie Ochsenzoll - Fuhlsb�ttel / Alsterdorf) - Krohnstieg /
Niendorfer Str. (�bergang Stadtbahnlinie Schnelsen, Ikea - Eidelstedt) - Umgehungsstra§e
Fuhlsb�ttel - Zeppelinstr. (�bergang Stadtbahnlinie Steilshoop - Stellingen) - Weg beim
J�ger - Sportallee (�bergang Schnellbuslinie Gro§ Borstel - Lokstedt / Niendorf bzw.
Hoheluft) - Oberhauptstr. - Hindenburgstr. - Alsterkrugchaussee - Rosenbrook - Nedderfeld
(�bergang Stadtbahnlinie Eimsb�ttel / Altona-Nord) - Kollaustr. - Siemersplatz - (�bergang
Schnellbuslinie Niendorf / Hoheluft) - Vogt-Wells-Str. - Julius-Vosseler-Str. - Koppelstr.
(�bergang U-Bhf. Hagenbecks Tierpark) - Sportplatzring - (�bergang Schnellbuslinie
Eidelstedt - Altona) - Volksparkstra§e - Binsbarg - Bhf. Stellingen (�bergang S-Bhf.
Stellingen; Verl�ngerung der Stadtbahnstrecke nach Osdorf / Eidelstedt)
2 : Steilshooper Allee (Verl�ngerung der Stadtbahnstrecke nach Farmsen / Rahlstedt /
Jenfeld) - Gustav-Seitz-Weg - Gr�ndgensstr. - Eichenlohweg - Steilshooper Allee -
Nordheimstr. - Hebebrandstr. (�bergang S-Bhf. R�benkamp) - �berseering (�bergang
Stadtbahnlinien nach Rothenburgsort, Altona und Barmbek) - Sydneystr. - Hindenburgstr.
(�bergang U-Bhf. Alsterdorf) - Obenhauptstr. - Sportallee (�bergang Schnellbuslinie Gro§
Borstel - Lokstedt / Niendorf) - Weg beim J�ger - Zeppelinstr. - Umgehungsstra§e
Fuhlsb�ttel - Krohnstieg (�bergang Stadtbahnlinien nach Sasel und Schnelsen, Ikea)
bietet mehrere Vorteile: Sie reduziert Umsteigezw�nge und Wartezeiten. Alle Punkte des
Stra§enbahnnetzes sind miteinander verbunden. Wendeschleifen, die umfangreiche
Bauma§nahmen erfordern, sind nur am Saseler Markt und am S-Bhf. Stellingen (hier nur
provisorisch bis zur Verl�ngerung der Stadtbahnlinien nach Osdorf bzw. nach Farmsen)
erforderlich. Falls teure Zweirichtungsfahrzeuge angeschafft w�rden, k�nnte man auf
Wendeschleifen sogar ganz verzichten und mehrere k�rzere Linienverbindungen (z. B. Sasel
- Langenhorn, Langenhorn - Flughafen / Luftwerft, Stellingen - Flughafen / Luftwerft,
Stellingen - City Nord, Steilshoop - City Nord, City Nord - Flughafen / Luftwerft) einrichten,
die sich den tageszeitlich bedingten Nachfrageschwankungen flexibel anpassten. Ein l�ngerer
Streckenverlauf muss sich auf den Betrieb aber nicht nachteilig auswirken, zumal die
Stra§enbahn weitgehend auf eigenem zweigleisigen Bahnk�rper verkehrt, sodass St�rungen
durch den MIV kaum zu erwarten sind.



Strecke 1 : (Fertigstellung bis 2011)
In den Au§enbezirken bietet sich eine Verbindung von Sasel �ber Poppenb�ttel,
Hummelsb�ttel, Langenhorn, Fuhlsb�ttel, Gro§ Borstel und Lokstedt bis nach Stellingen an.
Im Verlauf der ca. 22 km langen Strecke sind 4 �berg�nge in das bestehende S- und U-
Bahnnetz des HVV (S-Bhf. Poppenb�ttel: S 1, U-Bhf. Langenhorn-Markt: U 1, U-Bhf.
Hagenbecks Tierpark: U 2, S-Bhf. Stellingen: S 21 und S 3) vorgesehen. Die Linie 1
verkn�pft aber nicht nur verschiedene Schnellbahnstrecken miteinander, sondern �bernimmt
auch eine eigenst�ndige Verkehrsaufgabe, indem sie Fahrten anbietet, deren Ausgangs- und
Zielpunkte nicht im Stadtzentrum liegen. Die Fahrg�ste brauchen keinen Umweg �ber die
Innenstadt zu machen und entlasten damit auch die Radialstrecken der Schnellbahn (hier
insbesondere die U 1 zwischen Kellinghusenstra§e und Langenhorn Markt), wenn zwischen
den Schnellbahnachsen liegende Ziele aufgesucht werden. Nach Fertigstellung der Linie 1
werden Gebiete mit hoher Wohn- (Gro§wohnsiedlung Tegelsbarg in Hummelsb�ttel) und
Arbeitsplatzkonzentration (Gewerbegebiete Lademannbogen, Sportallee und Nedderfeld,
moderne Dienstleistungsunternehmen am Flughafen393, Werk- und Wartungshallen der
Lufthansawerft394 sowie Fernsehstudios des NDR395) miteinander verbunden sein. Dar�ber
hinaus sind endlich wichtige Einkaufszentren (Poppenb�ttler Markt, Langenhorner Markt),
Verbraucher- und Fachm�rkte (Poppenb�ttler Weg / Lademannbogen, Nedderfeld),
zahlreiche Einzelhaussiedlungen (in Sasel, Poppenb�ttel, Langenhorn, Fuhlsb�ttel,
Alsterdorf, Lokstedt und Stellingen) sowie Freizeiteinrichtungen (Jugendpark in Langenhorn,
Hagenbecks Tierpark) in das st�dtische Schienennahverkehrsnetz integriert. Eine hohe
Auslastung ist zu erwarten. Sinnvolle Verl�ngerungen (Stellingen - Osdorf, Sasel - Farmsen
und Farmsen - Rahlstedt / Jenfeld) sowie Verzweigungen (City Nord - Steilshoop - Farmsen -
Jenfeld - Billstedt und Lokstedt - Altona) sind zu einem sp�teren Zeitpunkt m�glich (siehe
Karte 10).
Ausgangspunkt der Stadtbahnverbindung ist der Saseler Markt, auf dem eine in Rasen
eingebettete Wendeschleife Ðbis zur Fertigstellung der Linie 9- angelegt werden kann, ohne
dass der Parkcharakter verloren geht. Auf der Stadtbahnstra§e zwischen dem Saseler Markt
und der Kreuzung Saseler Chaussee / Saseler Damm ist auf einer L�nge von ca. 200 m nur
eine einspurige, vom �brigen Verkehr abgegrenzte Trassenf�hrung (Alternative: Bau eines
zweigleisigen, stra§engebundenen Bahnk�rpers396) m�glich, um den zwischen Poppenb�ttel
und Volksdorf / Farmsen flie§enden Kfz-Verkehr weitgehend st�rungsfrei abzuwickeln.
Jenseits der besagten Kreuzung folgt die Bahnstrecke dem Verlauf des �u§eren Stra§enrings
(R 3) in westlicher Richtung bis zum Krohnstiegtunnel, Richtung S�den w�re zu einem
sp�teren Zeitpunkt ein Ausbau des Stra§enbahnnetzes �ber Saseler Chaussee nach Farmsen
und von dort aus nach Rahlstedt / Jenfeld denkbar (siehe Karte 10).
Der Querschnitt des Stra§enzuges Saseler Damm - Poppenb�ttler Weg - Gehlengraben -
Krohnstieg erlaubt weitgehend die Anlage eines zweigleisigen besonderen Bahnk�rpers397

mit einer Mindestbreite von 5,5 m [Steierwald/K�hne, 1994: 204]. Dies setzt den R�ckbau
von Kfz-Spuren voraus, sodass je Fahrtrichtung nur noch ein Fahrstreifen f�r den MIV
                                                            
393Insgesamt arbeiten mehr als 13000 Menschen am Flughafen. Nach Auskunft der Pressestelle der Flughafen
Hamburg GmbH v. 19.3.97 kommen etwa 10 % der Besch�ftigten mit �ffentlichen Verkehrsmitteln und ca. 90
% mit dem Auto zum Flughafen. Der Auslastungsgrad der angebotenen Stellpl�tze betr�gt 100 %.
394Auf der Lufthansawerft sind 8119 Personen besch�ftigt. Etwa 11% der Mitarbeiter fahren mit �ffentlichen
Verkehrsmitteln. - Auskunft v. Herrn Herrmann (�TV-Betriebsgruppe) im April 1997
395Am 31.12.96 waren 1520 Mitarbeiter auf dem NDR-Gel�nde in Lokstedt besch�ftigt - Auskunft von Herrn
Hansen (Leiter der Innenverwaltung) am 18.2.97
396Als stra§enb�ndig werden Schienenfahrwege bezeichnet, deren Gleise in der Fahrbahn eingepflastert und
vom �brigen Verkehr nicht abgegrenzt sind, sodass sich der Betrieb den Bedingungen des Kfz-Verkehrs
unterzuordnen hat
397Gleisanlagen besonderer Bahnk�rper sind vom �brigen Verkehr abgegrenzt, sodass innerhalb des
Stra§enraums ein unabh�ngiger Betrieb weitgehend m�glich ist



verbleibt. Allerdings muss der Krohnstieg im Abschnitt zwischen Langenhorner Chaussee
und Krohnstiegtunnel zum Teil auf Kosten der stra§enbegleitenden Frei- und Gr�nfl�chen
verbreitert werden, was jedoch auf dem ca. 200 m langen Teilst�ck zwischen den
Einm�ndungen Rodenkampsweg und Auf dem Felde nicht m�glich ist. Hier kann lediglich
ein einspuriger, vom Autoverkehr unabh�ngig gef�hrter Schienenfahrweg gebaut werden.
Wegen des hohen Verkehrsaufkommens und der zu erwartenden Stauanf�lligkeit sind andere
Trassenformen (Anlage eines stra§enb�ndigen Bahnk�rpers) nicht in Betracht zu ziehen.
Die am Ring 3 gelegenen Wohn- und Arbeitsst�tten sowie die zahlreichen Fach- und
Verbraucherm�rkte erhalten zwar endlich einen Schienenanschluss und damit auch eine
schnelle Verbindung zu den beiden B 2 - Zentren Poppenb�ttel und Langenhorn, doch wird
eine zus�tzliche Erschlie§ung der weitl�ufigen Gebiete am Tegelsbarg und am
Lademannbogen durch Stadt- bzw. Quartiersbuslinien (moderne Busruf- bzw.
Kleinbussysteme) erforderlich sein (siehe Kap. 5.5.3.2.).
Vor dem Krohnstiegtunnel (Richtung Westen -dem Verlauf des Ring 3 folgend- w�re zu
einem sp�teren Zeitpunkt der Ausbau des Stadtbahnnetzes nach Schnelsen, Ikea und
Eidelstedt denkbar - siehe Karte 10) schwenkt die Strecke 1 nach S�den ein und folgt der
neuen Umgehung Fuhlsb�ttel (UFU) bis zum Flughafen. Die f�r den Anschluss des
Flughafens an die Bundesautobahn 7 (BAB 7) sorgende vierspurige Schnellstra§e l�sst die
Anlage eines doppelgleisigen Bahnk�rpers problemlos zu, wenn zwei Fahrstreifen f�r den
Kfz-Verkehr -v. a. f�r den Wirtschaftsverkehr398- als ausreichend angesehen werden.
Ca. 200 m hinter der «�berbr�ckten` Kreuzung UFU / Flughafenstra§e wird die Stadtbahn
�ber eine bereits vorhandene Rampe auf die Flughafenstra§e gef�hrt, die nach Abschluss der
Bauarbeiten am Terminal 2 im Jahre 2005 unmittelbar vor den Abfertigungsgeb�uden
verlaufen soll. Eine Integration der Trasse in den mehrspurigen Stra§enk�rper ist hier
problemlos m�glich, wenn ein Fahrstreifen f�r den Kfz-Verkehr zur�ckgebaut, auf die
Erweiterung der Parkanlagen im Bereich des Parkhauses 4 verzichtet und der bisher vor dem
Terminal 4 (Ankunft und Abflug) abgewickelte Taxiverkehr umgeleitet wird (Abflug).
Nach dem Passieren der Terminals erreicht die Stadtbahn das Gel�nde der Luftfracht, wo sich
viele Speditionen niedergelassen haben. Um Wirtschaftsverkehr und Stadtbahnbetrieb
st�rungsfrei zu gestalten, sollte das Parken mit Privatfahrzeugen weitgehend untersagt
werden. In verkehrsschwachen Zeiten (Nachtverkehr) w�re die Bahn auch f�r die �bernahme
von G�tertransporten geeignet. �ber die von der UFU abzweigenden Zufahrtstra§e zum
Frachthof verl�sst die Stadtbahn das Gel�nde und biegt in die Zeppelinstra§e ein, der sie bis
zur Einm�ndung Zeppelinstra§e/Weg beim J�ger folgt.
Im Vergleich mit dem im Jahre 2005 fertig gestellten S-Bahn-Anschluss bietet die
Stra§enbahnanbindung des Flughafens mehrere Vorteile: Anders als die geplante 3,5 km
lange und gemessen am hohen Kostenaufwand unwirtschaftliche399 Pendelstrecke zwischen
Flughafen und Bhf. Ohlsdorf kann die Stra§enbahn die verschiedenen Flughafenterminals
durch separate Haltestellen bedienen und erspart damit dem Reisenden l�ngere Fu§wege, die
bei der nur unter dem Terminal 4 vorhandenen S-Bahn-Station zwangsl�ufig erforderlich
sind. Dar�ber hinaus bleiben die Interessen der Anwohner in den umliegenden Wohngebieten

                                                            
398Die Nutzung der Ortsumgehung Fuhlsb�ttel sollte ausschlie§lich dem flughafenbezogenen
Wirtschaftsverkehr und den �ffentlichen Verkehrsmitteln vorbehalten sein. Mit der Verlagerung des Lkw-
Verkehrs w�re eine sp�rbare Entlastung der Langenhorner und Fuhlsb�ttler Hauptverkehrsstra§en verbunden.
399Das Betriebskostendefizit der S-Bahnstrecke vom Flughafen nach Ohlsdorf wurde mit 10 Mio DM / Jahr
beziffert [HA 061198]. Inzwischen haben die Handelskammer, die Flughafen GmbH und die S-Bahn Hamburg
GmbH ein Konzept f�r eine h�here Wirtschaftlichkeit entwickelt. Danach sollen die Betriebskosten durch 4
Einnahmequellen weitgehend ausgeglichen werden: Rund 50 % entfallen auf ein Kombi-Ticket aus Flugschein
und S-Bahn-Fahrschein, das alle Passagiere des Flughafens erhalten werden. Etwa ein Viertel der Einnahmen
sollen durch zus�tzlich ausgegebene Gro§kunden-Abonnements f�r die am Flughafen Besch�ftigten bestritten
werden. Der Rest wird aus dem Verkauf von Einzelfahrscheinen und aus der �bertragung des
Betriebskostenzuschusses f�r die weggefallene Buslinie 110 aufgebracht [DW 190299; HA 160299].



in Fuhlsb�ttel und Langenhorn beim teuren unterirdischen S-Bahn-Anschluss
unber�cksichtigt, weil hier Haltestellen nicht vorgesehen sind. Im Gegensatz zur Stadtbahn,
die die am Krohnstieg gelegenen Wohngebiete Langenhorns in das st�dtische Schienennetz
einbezieht, eignet sich die S-Bahn nicht sonderlich f�r kurze Haltestellenabst�nde. An die
�ber 8100 Besch�ftigten der Luftwerft wird bei der Planung einer S-Bahn-Anbindung des
Flughafens schon gar nicht gedacht (siehe auch Kommentar zur Strecke 2).
An der Einm�ndung Zeppelinstra§e / Weg beim J�ger biegt die Stra§enbahnstrecke zun�chst
nach Westen ab und folgt dem Weg beim J�ger bis zur Einm�ndung Sportallee (hier:
�bergang auf verschiedene Buslinien), wo sie anschlie§end Richtung S�dosten �ber
Sportallee / Obenhauptstra§e und Hindenburgstra§e bis zur Alsterkrugchaussee gef�hrt wird.
Dieser Umweg von etwa 750 m ist der k�rzeren Alternativstrecke von der Zeppelinstra§e zur
Alsterkrugchaussee (Fahrtrichtung Eppendorf) vorzuziehen, weil dadurch sowohl eine
Bedienung des mit mittelst�ndischen Unternehmen besetzten Gewerbegebiets an der
Sportallee als auch eine attraktive Verkehrsverbindung zur Luftwerft hergestellt werden
kann. Zwar fahren mehrere Buslinien (E 14: U Lattenkamp, verkehrt nur an Nachmittagen im
10-Minuten-Takt400; 34: Wilhelmsburg - Innenstadt - Rotherbaum - Eppendorf - Gro§
Borstel, f�hrt im 20-Minuten-Takt; 39: Teufelsbr�ck Ð Eidelstedt Ð Eppendorf Ð Luftwerft
ÐFlughafen Ð Ohlsdorf Ð Wandsbek, Bedienung im 20-Minuten-Takt; 114: U Klosterstern -
Eppendorf - Gro§ Borstel, verkehrt im 10- bis 20-Minuten-Takt; 292: U Ochsenzoll -
Langenhorn-Markt, f�hrt im 10- bis 20-Minuten-Takt; 213401: Billstedt - Wandsbek -
Barmbek - City Nord - Alsterdorf - Niendorf Markt, Bedienung im 10- bis 20-Minuten-
Takt)402 die Luftwerft an, doch zeigen die regelm�§ig voll besetzten Gro§parkpl�tze403, die
schwache Auslastung der genannten Buslinien und die r�ckl�ufigen Fahrgastzahlen404, dass
die Berufspendler vorwiegend mit dem eigenen Auto ihren Arbeitsplatz erreichen.
Auf dem Abschnitt zwischen Zeppelinstra§e / Weg beim J�ger und Alsterkrugchaussee /
Hindenburgstra§e kann -abgesehen von der ca. 300 m langen Obenhauptstra§e (hier:
eingleisige oder stra§enb�ndige F�hrung)- ein zweigleisig befahrbarer Bahnk�rper angelegt
werden, wenn bestimmte bauliche Voraussetzungen erf�llt sind:

� Weg beim J�ger zwischen Zeppelinstra§e und Sportallee:
Aufl�sung der ca. 1 und 4 m breiten Gr�nstreifen,
Verlegung des im schlechten Zustand befindlichen Radweges,
Verschm�lerung des Fu§weges zwischen den Einm�ndungen Zeppelinstra§e und
Obenhauptstra§e.

� Sportallee:
Aufl�sung  eines Gr�nstreifens mit Eichenb�umen,
Aufhebung der am Stra§enrand befindlichen Schr�gparkstreifen (Parkkapazit�ten
auf dem nahegelegenen Gro§parkplatz vorhanden).

� Obenhauptstra§e:
Aufhebung der am Stra§enrand befindlichen L�ngsparkstreifen,
Verschm�lerung des breiten Fu§wegs (teilweise).

� Hindenburgstra§e (zwischen Alsterkrugchaussee und Obenhauptstra§e):
Aufl�sung des Fu§weges und der am Stra§enrand befindlichen
Senkrechtparkstreifen,
Verlagerung des Fu§g�ngerverkehrs auf die andere Stra§enseite.

                                                            
400Seit Sommer 2001 eingestellt.
401Seit Sommer 2001 als Metrobuslinie 23 im 10-Minuten-Takt.
402HVV: Sommerfahrplan 1998.
403Eigene Beobachtungen �ber einen l�ngeren Zeitraum sowie Mitteilung von Herrn Herrmann (�TV-
Betriebsgruppe) im September 2002.
404(E 14: 329 Linienbef�rderungsf�lle [1/96]; 34: 3479 [3/96] - 3936 [8/84] - 4788 [10/80]; 114: 6145 [1/96] -
9691 [5/89]; 292: 4869 [1/96] - 4334 [5/87] [HVV, 1984, 1987, 1997]).



Der Bereich Flughafen - Luftwerft - Sportallee soll wegen seiner herausragenden
verkehrlichen Bedeutung von einer weiteren Stra§enbahnstrecken (Linie 2 - siehe Karte 10)
bedient werden, sodass sich die Zahl der auf direktem Wege zu erreichenden Stadtteile
erh�ht. Dadurch d�rfte der Nachteil einer geringeren Bef�rderungskapazit�t gegen�ber einer
S-Bahn-Anbindung aufgewogen sein.
Aus dem Gewerbegebiet Sportallee / Obenhauptstra§e kommend folgt die Stadtbahnstrecke 1
zun�chst dem Stra§enzug Alsterkrugchaussee - Rosenbrook in Richtung Eppendorf. Die
Stra§enbreite l�sst den Bau eines doppelgleisigen Bahnk�rpers auf Kosten eines Fahrstreifens
je Richtung zu. Auf jeden Fall sollte der zwischen den Fahrstreifen liegende, zum Teil mehr
als 5 m breite Gr�nstreifen aus �kologischen und optischen Gr�nden erhalten bleiben.
An der Kreuzung Alsterkrugchaussee / Deelb�ge / Borsteler Chaussee / Rosenbrook (hier:
�bergang auf Schnellbuslinie U Lattenkamp - Gro§ Borstel - Niendorf) st�§t die
Stadtbahnstrecke 1 auf den Stra§enring 2, der von S�den kommend nach Osten abbiegt und
�ber Deelb�ge, Braamkamp und Jahnring (City Nord) nach Wandsbek f�hrt. Aus
verkehrlichen Gr�nden (schnelle Verbindung zwischen City Nord und Lokstedt / Stellingen,
direkte Bedienung der Alsterdorfer Sporthalle) ist der Bau einer etwa 2 km langen, auf
besagtem Stra§enzug verlaufenden Nebenstrecke (1 A) zu einem sp�teren Zeitpunkt (im
Zusammenhang mit der Herstellung der Linien 3 und 4) ernsthaft in Erw�gung zu ziehen.
Die Hauptstrecke folgt dem Ring 2 zun�chst in s�dliche Richtung. Hinter der �berf�hrung
der n�rdlichen G�terumgehungsbahn schwenkt die Stadtbahn nach rechts in die Stra§e
Nedderfeld ein, wo gr�§ere Gewerbebetriebe sowie Fach- und Verbraucherm�rkte bedient
werden. Ein doppelspuriger, vom Autoverkehr unabh�ngiger Stra§enbahnbetrieb ist m�glich,
wenn entweder eine MIV-Fahrtrichtung herausgenommen und dieser Verkehr �ber die
parallel zum Nedderfeld verlaufende Osterfeldstra§e umgeleitet wird oder die relativ breiten
Fahrbahnen verschm�lert werden. Als Alternativen bieten sich einspurige oder
stra§enb�ndige Streckenf�hrungen an, die jedoch die Leistungsf�higkeit des
Stadtbahnbetriebs einschr�nken.
Beginnend an der Einm�ndung Rosenbrook / Nedderfeld / Tarpenbekstra§e kann zu einem
sp�teren Zeitpunkt eine Stra§enbahnverbindung nach Altona-Nord (S-Bhf. Holstenstra§e)
�ber Eppendorf, Hoheluft-Ost, Hoheluft-West und Eimsb�ttel hergestellt werden (Strecke 4 -
siehe Karte 10).
Eine Streckenf�hrung auf der Trasse der G�terumgehungsbahn zwischen Rosenbrook und S-
Bhf. Eidelstedt w�re als alternative Tangentialverbindung durchaus zu realisieren. Allerdings
h�tte dann die Stra§enbahn auf diesem Abschnitt nur die Funktion einer Ringlinie, die im
Nordwesten der Stadt f�r die Anbindung von Wohngebieten und Arbeitspl�tzen wenig leisten
w�rde. Aus verkehrlichen und stadtentwicklungspolitischen Gr�nden sollte die Nutzung der
bestehenden Gleisanlagen ausschlie§lich den G�tertransporten der Bundesbahn vorbehalten
sein (siehe Darstellung 9 im Anhang dieser Arbeit).
Deshalb ist der Streckenverlauf �ber Nedderfeld, Kollaustra§e, Siemersplatz (von hier aus
k�nnen Niendorf, Eppendorf, Hoheluft-West und Rotherbaum durch Umsteigen auf den
Schnellbus erreicht werden), Vogt-Wells-Stra§e, Julius-Vosseler-Stra§e (hier: �bergang auf
die Schnellbahnlinie U 2), Koppelstra§e, Sportplatzring (hier: �bergang auf Schnellbuslinie
nach Eidelstedt, Eimsb�ttel / Altona Nord, St. Pauli), Volksparkstra§e, Randstra§e zum S-
Bhf. Stellingen (hier: �bergang auf die Schnellbahnlinien S 21 und S 3) vorzuziehen. Auf
dem Bahnhofsvorplatz kann problemlos eine provisorische Wendeschleife -bis zur
Fertigstellung der Strecke 5- angelegt werden. Abgesehen von der Randstra§e (ca. 75 m bis
zum S-Bhf. Stellingen) und einem etwa 300 m langen Abschnitt auf der Vogt-Wells-Stra§e
kann die Stadtbahn den gesamten Stra§enzug auf Kosten eines MIV-Fahrstreifens je
Richtung zweispurig -in den engen Abschnitten der Randstra§e und der Vogt-Wells-Stra§e
eingleisig- befahren. Auf dieser Teilstrecke k�nnen der Tierpark Hagenbeck, das NDR-
Fernsehstudio in Lokstedt und die jeweils angrenzenden Wohngebiete an das



Stra§enbahnnetz angebunden werden, bei einer m�glichen Verl�ngerung der Strecke �ber
Binsbarg, Farnhornstieg und Farnhornweg (Strecke 5 - siehe Karte 10) auch das Stellinger
Gewerbegebiet, das Volksparkstadion und die Arena-Mehrzweckhalle. Die genannten
Zielgebiete liegen heute mehrere 100 m von ihren jeweiligen Schnellbahnhaltestellen
entfernt. Deshalb ist eine zus�tzliche Schienenanbindung leicht zu begr�nden.

Strecke 2 (Fertigstellung bis 2010):
Die von Steilshoop �ber City Nord und Luftwerft zum Flughafen f�hrende, etwa 10,5 km (7
km zwischen Steilshoop und Alsterkrugchaussee / Hindenburgstra§e und 3,5 km auf der
Trasse der Linie 1) lange Strecke kann auch unabh�ngig von einer Entscheidung �ber das hier
vorgestellte Gesamtprojekt ãWiedereinf�hrung der Stra§enbahn in HamburgÒ betrieben und
in das bestehende HVV-Netz problemlos integriert werden. Unter verkehrlichen und
stadtentwicklungspolitischen Gesichtspunkten ist diese Stra§enbahnverbindung sinnvoller als
die nur 3,5 km lange unterirdische S-Bahn von Ohlsdorf zum Flughafen. Die
Stadtbahnstrecke ist etwa dreimal so lang, hat wesentlich mehr Haltestellen, bedient Gebiete
mit hoher Arbeitsplatz- (City Nord, Flughafen, Luftwerft) und Wohnkonzentration
(Gro§wohnsiedlung Steilshoop), verf�gt �ber 2 �bergangsm�glichkeiten ins bestehende
Schienennahverkehrsnetz (U-Bhf. Alsterdorf mit der Linie U 1 und S-Bhf. R�benkamp mit der
Linie S 1 / 11) und kann mit vertretbarem Kostenaufwand verl�ngert werden (z. B. nach
Langenhorn mit einer weiteren �bergangsm�glichkeit am Bhf. Langenhorn-Markt f�r die aus
dem Norden kommenden Berufst�tigen, Besucher und Passagiere des Flughafens). Der
Nachteil einer l�ngeren Reisezeit gegen�ber dem S-Bahn-Anschluss ist auf Grund
verschiedener Umst�nde

� die Fahrg�ste (Passagiere, Besucher und Besch�ftigte) brauchen nicht mehr bis zum
S-Bhf. Ohlsdorf zu fahren: Reisende aus Richtung Innenstadt steigen bereits am S-
Bhf. R�benkamp oder am U-Bhf. Alsterdorf in die Stra§enbahn ein; die aus dem
n�rdlichen Umland und aus Langenhorn kommenden Personen fahren schon ab
Langenhorn-Markt (4 Stationen vor Ohlsdorf) mit der Stra§enbahn weiter und
d�rften sogar weniger Zeit ben�tigen als f�r den Weg �ber Ohlsdorf und
anschlie§ender Weiterfahrt mit der S-Bahn;

� die Stra§enbahn kann die verschiedenen Flughafenterminals mit eigenen Haltestellen
bedienen, sodass sich die Fu§wege im Flughafenbereich erheblich verk�rzen;

�  die Stra§enbahn verkehrt auf eigenem Bahnk�rper und wird an ampelgeregelten
Kreuzungen privilegiert, sodass hohe Reisegeschwindigkeiten erzielt werden;

� die S-Bahn-Strecke zwischen Poppenb�ttel und Ohlsdorf kann nur im Wechseltakt mit
der Linie Ohlsdorf-Flughafen betrieben werden; Wartezeiten sind daher
unvermeidlich; das gilt auch f�r die mit der U-Bahn nach Ohlsdorf kommenden
Passagiere;

unbedingt zu relativieren und betrifft vor�bergehend auch nur die aus dem Raum Barmbek /
Wandsbek kommenden Fahrg�ste, die bis zur Fertigstellung der Linie 7 A (7 B) weiterhin die
Buslinie 110 f�r ihren Weg zum Flughafen in Anspruch nehmen m�ssen.
Als Streckenausgangspunkt wird ein bisher verkehrlich au§erordentlich schlecht
angebundener Stadtteil (Steilshoop) mit hohem Quellverkehrsaufkommen gew�hlt und mit
Arbeitspl�tzen in benachbarten Quartieren (Winterhude, Fuhlsb�ttel) auf direktem Weg
verbunden. Damit hat die Stra§enbahn eine eigenst�ndige Verkehrsfunktion und kann mit
hoher Auslastung betrieben werden. �berg�nge an den Schnellbahnh�fen R�benkamp (S 1 /
11) und Alsterdorf (U 1) sorgen f�r die seit Jahrzehnten �berf�llige Integration der
Gro§wohnsiedlung in das Schienennahverkehrsnetz mit schnellen Verbindungen in die City
und nach Barmbek. Die auf der gesamten Strecke vom Autoverkehr unabh�ngig gef�hrte
Stadtbahn bietet hinsichtlich P�nktlichkeit, Schnelligkeit und Transportkapazit�t eindeutig
Vorteile gegen�ber den Buslinien 118, 177, 268 (seit 2001 als Metrobuslinie 26) und 272, die



den Bedingungen des Stra§enverkehrs ausgesetzt sind und w�hrend der Hauptverkehrszeit
h�ufig im Stau stehen (v. a. im Bereich zwischen Steilshoop und City Nord).
Als Fahrweg eignet sich der mehrspurige Stra§enzug Steilshooper Allee - Nordheimstra§e
(hier: �bergang auf Schnellbuslinie Fuhlsb�ttel - Barmbek) - Hebebrandstra§e (hier:
�bergang am S-Bhf. R�benkamp auf die S 1 / 11) - �berseering - Sydneystra§e -
Hindenburgstra§e (hier: �bergang am U-Bhf. Alsterdorf auf die U 1), wo die Strecke 2 im
Kreuzungsbereich Alsterkrugchaussee / Hindenburgstra§e in den bereits beschriebenen
Trassenverlauf der Strecke 1 integriert wird. Auf den genannten mehrspurigen Stra§en sind
die Kfz-Spuren auf einen Fahrstreifen je Richtung zu reduzieren. Allerdings m�ssen in der
Hindenburgstra§e im Abschnitt zwischen Brabandstra§e und Alsterkrugchaussee bauliche
Ver�nderungen vorgenommen werden, und zwar:

1. Verschm�lerung der beiden Kfz-Spuren,
2. Intergration der Haltestellen in den Gr�nstreifen,
3. Herausnahme der Park- und Radfahrstreifen (Breite: ca. 4,5 m),
4 .  Verlegung des Radwegs auf den ca. 4,5 m breiten B�rgersteig jenseits des

Gr�nstreifens.
In der Gegenrichtung -von City Nord kommend- ist die Strecke �ber Hebebrandstra§e und
Nordheimstra§e bis in den Kreuzungsbereich Steilshooper Allee / Eichenlohweg zu f�hren,
von hier aus �ber Gr�ndgensstra§e und Gustav-Seitz-Weg wieder zur�ck zur Steilshooper
Allee mit Fahrtrichtung City Nord. Ohne wesentliche Einschr�nkung des MIV lassen die
genannten kleineren Stra§en nur einen eingleisigen Bahnk�rper zu. Die Herausnahme einer
Kfz-Fahrtrichtung stellt eine interessante Alternative dar, weil diese Ma§nahme einen
doppelspurigen Stra§enbahnbetrieb erlaubt. In diesem Fall wird der in die Siedlung
einfahrende Kfz-Verkehr �ber den Gustav-Seitz-Weg, der ausfahrende �ber den
Eichenlohweg gef�hrt. Mit der Trassenf�hrung �ber die Steilshooper Allee w�re der Nachteil
weiter Haltestellenwege f�r die Steilshooper Bev�lkerung verbunden, und die Stadtbahn
k�nnte kaum vor Ort mit der Bequemlichkeit des Autos konkurrieren. Au§erdem m�sste
noch vor Inbetriebnahme einer Verl�ngerungsstrecke nach Farmsen / Rahlstedt eine
provisorische Wendeschleife angelegt werden. Zur Verbesserung der Erschlie§ung der
Gro§wohnsiedlung wird die Einrichtung eines modernen Quartiers- bzw. Stadtbussystems als
Zubringer empfohlen (siehe Kap. 5.5.3.2.).
F�r die Trassenf�hrung in der City Nord kommen drei Alternativen infrage:

1. Aus der Hebebrandstra§e kommend w�re die Stra§enbahn �ber den Nordbogen des
�berseerings und die Sydneystra§e zum U-Bhf. Alsterdorf zu f�hren. Zwischen
Hongkongkehre und Manilabr�cke k�nnte auch noch ein �bergang zur U-Bahn an
der Haltestelle Sengelmannstra§e hergestellt werden.

2. Ein geradliniger Streckenverlauf zum Alsterdorfer Bahnhof w�re �ber Singapurweg -
Sydneystra§e denkbar. Im Singapurweg b�ten die angrenzenden Gr�nfl�chen
gen�gend Platz f�r die Anlage eines Bahnk�rpers. Nach Umgestaltung der
Gr�nfl�che w�rde die gr�ne Wegeverbindung zum Stadtpark erheblich beeintr�chtigt
sein. Eine weiterer nachteiliger Aspekt w�re die Lage der Haltestellen im ãR�ckenÓ
der Geb�ude.

3. Die beabsichtigte Reduzierung des Autoverkehrs rechtfertigt allerdings den f�r eine
zentrale Bedienung der City Nord erforderlichen Umweg vom �berseering (Ost) �ber
Jahnring und �berseering (West) zur Sydneystra§e. Au§erdem wird die zentrale Zone
belebt, weil M�glichkeiten einer attraktiveren Gestaltung vorhanden sind.



5.5.3.1.2. Das erweiterte Grundliniennetz

Als Erg�nzung zum bestehenden Grundliniennetz kommen sowohl neue Linien (Strecken 3
und 4) als auch Streckenverl�ngerungen (Strecken 5 und 6) in Betracht. Ein attraktives
Stadtbahnnetz sollte schon eine gewisse Gr�§e aufweisen und aus mehr als nur 2 Strecken
bestehen. Bei der Erweiterung des Netzes sind r�umlich voneinander getrennte Linien zu
vermeiden, weil sie das Vorhandensein von mehreren Betriebsh�fen erfordern, die jedoch
alle nur �ber einen kleinen Wagenpark verf�gen und somit nicht wirtschaftlich zu betreiben
w�ren.

Strecken 3 und 4 (Fertigstellung bis 2014):
Im Gegensatz zu den in den Au§engebieten verkehrenden Linien 1 und 2 verbinden die
Strecken 3 und 4 Quartiere der Inneren Stadt mit hoher Wohndichte und hohem
Quellverkehrsaufkommen. Die Anfangs- bzw. Endpunkte (S-Bahnh�fe Holstenstra§e und
Rothenburgsort) der ca. 15 km (ohne die Abzweigungen 3 A und 4 A) langen Strecken liegen
in unmittelbarer N�he stark belasteter City-Zufahrten (Billhorner Br�ckenstra§e /
Heidenkampsweg; Stresemannstra§e). Als wichtige Zielorte bedienen die Linien 3 und 4 u. a.
die City S�d, das Einkaufs- und Verwaltungszentrum Hamburger Stra§e, die
«Kampnagelfabrik`, den Stadtpark, den Winterhuder und Eppendorfer Marktplatz sowie das
Universit�tskrankenhaus in Eppendorf405. Insgesamt sind 7 �berg�nge in das bestehende S-
und U-Bahnnetz  des  HVV vorgesehen:  Rothenburgsort (S 2 / 21),  Burgstra§e (U 3),
Landwehr (U 1), Wartenau (U 1), Mundsburg (U 2), Hudtwalckerstra§e (U 1) und
Holstenstra§e (S 2 / 21). Zus�tzliche Abzweigungen

�  von der Barmbeker Stra§e �ber Borgweg und Hindenburgstra§e zum Jahnring
(Strecke 3 A: 1,5 km),

�  von der Martinistra§e �ber Tarpenbekstra§e zur Einm�ndung Rosenbrook /
Nedderfeld (Strecke 4 A: 1 km),

verkn�pfen die Strecken 3 und 4 mit dem bereits vorhandenen Grundliniennetz, stellen an
den U-Bahnhaltestellen Borgweg (U 3) und Sengelmannstra§e (U 1) weitere �berg�nge her
und sorgen f�r durchgehende Schienenverbindungen zwischen Stadtteilen mit hohem Quell-
und Zielverkehrsaufkommen (z. B. Altona/Eimsb�ttel - Flughafen/Luftwerft;
Altona/Eimsb�ttel - City Nord; Flughafen/Luftwerft/City Nord - Stadtteile der Inneren Stadt
�stlich der Alster).

Ausgangspunkt der Strecke 3 ist der S-Bhf. Rothenburgsort. Unmittelbar vor dem Bahnhof
k�nnte im Bereich des «Stra§endreiecks` Ausschl�ger Billdeich / Billstra§e / Billhorner Deich
unter Einbeziehung der zum ehemaligen Luftschutzbunker geh�renden Fl�chen eine
Wendeschleife angelegt werden, falls keine Verl�nderung �ber Billbrook nach Billstedt
(Linie 7) erfolgen w�rde. �ber Billhorner Deich (zweispurige, breite Fahrbahnen;
Herausnahme einer B�rgersteigseite und Verbreiterung der Br�cke als Voraussetzungen f�r
den Bau eines Stadtbahndoppelgleises), Billwerder Steindamm, Ausschl�ger Weg,
S�derstra§e (alle vierspurig) und Grevenweg (zweispurige, breite Fahrbahnen mit
Seitenstreifen im s�dlichen Abschnitt; bauliche Gegebenheiten entsprechen denen am
Billhorner Deich) wird die Stadtbahn auf separatem zweigleisigen Bahnk�rper durch die City
S�d gef�hrt. Der daf�r erforderliche R�ckbau von Kfz-Spuren l�sst keine nennenswerten
Beeintr�chtigungen des Wirtschaftsverkehrs erwarten.
Auf dem Streckenabschnitt Grevenweg / Eiffestra§e bis Barmbeker Stra§e / Borgweg �ber
Burgstra§e, Landwehr, Wartenau, Lerchenfeld, Winterhuder Weg und Herderstra§e herrscht -
meist beidseitig- dichte Wohnbebauung (4- bis 5-geschossige Altbauten) vor. Vereinzelt
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finden wir in den Erdgeschossen Gastronomie- und kleinere Gewerbebetriebe, Letztere auch
in einigen Hinterh�fen. Die zur B 5 geh�renden Stra§en sind -abgesehen von der Burgstra§e,
die zwar vierspurig befahren wird, aber f�r eine vierspurige Fahrbahnmarkierung nicht breit
genug ist- durchweg vierspurig, mit Parkstreifen sechsspurig, zum Teil in ausgeweiteten
Kreuzungsbereichen sogar achtspurig ausgebaut. Mit der Herausnahme eines Kfz-
Fahrstreifens je Richtung wird f�r die an diesen stark belasteten Hauptverkehrsstra§en
wohnenden Menschen eine deutlich sp�rbare verkehrsberuhigende Wirkung verbunden sein.
Die Bewohner aus diesen dicht bebauten Quartieren haben dar�ber hinaus die M�glichkeit,
attraktive schienengebundene �ffentliche Verkehrsmittel f�r ihre t�glichen Wege in Anspruch
zu nehmen. Davon profitieren auch die Theaterbesucher der «Kampnagelfabrik`
(Winterhude), die w�hrend des Sp�tverkehrs bisher nur von zwei Buslinien (172, 173) im
«unattraktiven` 20-Minuten-Takt bedient wird406.
F�r die beabsichtigte Verkehrsf�hrung der Strecke 3 A durch den Stadtpark in die City Nord
m�ssen die beidseitigen Parkstreifen in der Hindenburgstra§e und ein Teil der auf der breiten
Gr�nfl�che des Borgweges gelegenen Parkfl�chen geopfert werden. Daf�r erh�lt der
Stadtpark mit seinem umfangreichen Freizeitangebot eine zus�tzliche attraktive �PNV-
Anbindung, die den zentralen Bereich dieser innerst�dtischen Gr�nfl�che - u. a. auch das
h�ufig von Schulklassen besuchte Planetarium- in das Schienennetz integriert.
In der City Nord kann die aus Rothenburgsort kommende Stadtbahn wenden, indem sie dem
Verlauf des �berseerings folgt. Hier besteht die M�glichkeit eines �bergangs auf die
Stra§enbahnstrecken 1 und 2.

Ausgangspunkt der Strecke 4 ist das zuletzt beschriebene Teilst�ck (Borgweg - City Nord)
der Linie 3 A. An der Einm�ndung Barmbeker Stra§e / Borgweg (hier: �bergang auf die
Linie 3 nach Rothenburgsort) schwenkt sie nach Westen und bedient den Winterhuder und
Eppendorfer Marktplatz, wobei Letzterer als wichtiges B 1 - Zentrum endlich einen
Schienenanschluss erh�lt. Hinter dem Eppendorfer Marktplatz (Schottm�llerstra§e /
Erikastra§e) verl�sst die Stadtbahn die Bundesstra§e 5 und folgt zwecks Einbeziehung des
UKE in das st�dtische Schienennetz der Martinistra§e bis zur Einm�ndung
Curschmannstra§e. Eine unabh�ngig vom Autoverkehr gef�hrte Stadtbahnstrecke erfordert
die Herausnahme einer Kfz-Fahrtrichtung sowohl in der Martinistra§e (zwischen den
Einm�ndungen Curschmannstra§e und Tarpenbekstra§e) als auch in der Curschmannstra§e
(zwischen den Einm�ndungen Martinistra§e und Breitenfelder Stra§e in Richtung
Martinistra§e). Der davon betroffene Autoverkehr k�nnte das Krankenhausgel�nde �ber die
Ein- bzw. Ausfahrten Butenfeld, S�derfeldstra§e / Geschwister-Scholl-Stra§e und
Frickestra§e erreichen bzw. verlassen, was bauliche Ver�nderungen an den jeweiligen Ein-
und Ausfahrten voraussetzen w�rde. Allerdings w�re diese M�glichkeit mit einer schwer zu
ertragenden Verkehrsbelastung f�r die umliegenden Wohngebiete verbunden. Als bessere
Alternative bietet es sich deshalb an, den in Richtung Winterhude oder Hoheluft-Ost
flie§enden Kfz-Verkehr �ber Falkenried und Breitenfelder Stra§e zu f�hren.
Am Hauptportal des UKE verl�sst die Stadtbahn die Martinistra§e, biegt in die
Curschmannstra§e ein und trifft nach 200 m wieder auf den Ring 2, dem sie in Richtung
Eimsb�ttel / Altona Nord folgt. Auf dem Streckenabschnitt Breitenfelder Stra§e -
G�rtnerstra§e - Im Geh�lz - Schulweg - Doormannsweg - Alsenstra§e herrscht dichte
Wohnbebauung vor. Gewerbe- und Gastronomiebetriebe lockern das st�dtebauliche
Erscheinungsbild auf und tragen zur Lebendigkeit der Quartiere bei. Mit dem Bau der
Stadtbahn und der Reduzierung der Fahrspuren f�r den Autoverkehr erhalten die stark
verkehrsbelasteten Quartiere wieder den ihrer Bedeutung entsprechenden Charakter mit
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erheblich verbesserter Wohnqualit�t und einem den st�dtischen Gegebenheiten erforderlichen
Schienenanschluss.
Endpunkt der Strecke 4 ist der im Wegedreieck Alsenstra§e - Holstenplatz - Holstenstra§e -
Stresemannstra§e gelegene S-Bhf. Holstenstra§e. Dieses Verkehrsdreieck eignet sich f�r die
Anlage einer Wendeschleife, falls eine Erg�nzung des Stadtbahnnetzes (z. B. Bau der Linien
4 B und 5) unterbliebe.
Zu einem sp�teren Zeitpunkt sind Verl�ngerungen zum Bhf. Altona �ber Holstenstra§e und
Max-Brauer-Allee (Strecke 4 B) sowie nach Osdorf zur Gro§wohnsiedlung Osdorfer Born
(Strecke 5) m�glich (siehe Karte 10).

Strecke 5 (Fertigstellung bis 2016):
Mit dieser Strecke wird ein zwischen zwei Schnellbahnachsen (Innenstadt - Pinneberg,
Altona - Wedel) liegendes Stadtgebiet erschlossen, das bisher vom �PNV vernachl�ssigt
worden ist. Denn die vorhandenen Buslinien (111, 180, 186 und 188) gen�gen den
Mobilit�tsanspr�chen der HVV-Kunden nicht, weil die Busse -abgesehen von der in der
Stresemannstra§e angelegten, ca. 1600 m langen Bussonderspur407- ganz von den im
Stra§enverkehr vorgefundenen Bedingungen abh�ngig sind und w�hrend der
Hauptverkehrszeiten h�ufig im Stau stehen.
Im Verlauf der ca. 10 km langen Stadtbahnstrecke sind �berg�nge in das bestehende
Schnellbahnnetz zwar nur an den Endhaltestellen der S-Bahnh�fe Stellingen (S 21 / S 3) und
Holstenstra§e (S 2 / 21) vorgesehen, dennoch kann die Linie eine wichtige
Vernetzungsfunktion �bernehmen, wenn zu einem sp�teren Zeitpunkt Linienverkn�pfungen
nach Eidelstedt / Schnelsen (ab Elbgaustra§e / Farnhornweg: Strecke 8), Blankenese (ab
Rugenbarg / Flurstra§e: Strecke 5 B) und Klein Flottbek / Teufelsbr�ck (ab Osdorfer
Landstra§e / Heinrich-Plett-Stra§e: Strecke 5 c) erfolgen (siehe Karte 10). Au§erdem werden
in der hier vorgelegten Planung Quartiere mit hohem Quellverkehrsaufkommen
(Wohngebiete in Bahrenfeld, Gro§ Flottbek, Osdorf und Lurup) in das
Schienennahverkehrsnetz integriert. Damit hat die Linie eine eigenst�ndige Verkehrsfunktion
und kann mit hoher Auslastung fahren, zumal sie auch wichtige innerst�dtische Zielgebiete
direkt (Elbeeinkaufszentrum, Fu§ballstadion mit Mehrzweckhalle408, Industrie- und
Gewerbegebiet zwischen Schnackenburgallee und BAB 7) oder nach einmaligem Umsteigen
(Hagenbecks Tierpark, NDR-Fernsehstudios in Lokstedt, City Nord, Flughafen, Luftwerft
sowie Fach- und Verbraucherm�rkte am Nedderfeld) schnell und bequem erreicht. Die
Problematik dieser Strecke besteht darin, dass sie die Gro§wohnsiedlung Osdorfer Born und
das Industrie- und Gewerbegebiet an der Schnackenburgallee wegen der Weitl�ufigkeit der
Gel�nde nicht voll erschlie§en kann und auf Zubringerverkehrsmittel (Stadt- bzw.
Quartiersbusse) -wie im Fall Steilshoop- angewiesen ist.
Vom S-Bhf Holstenstra§e folgt die Stadtbahnlinie dem Verlauf der B 431 bis zum
Elbeeinkaufszentrum (EEZ) in Richtung Westen. Der Stra§enzug Stresemannstra§e -
Bahrenfelder Chaussee - Von-Sauer-Stra§e - Osdorfer Weg - Osdorfer Landstra§e ist
durchgehend vierspurig ausgebaut und verf�gt gr�§tenteils �ber Parkstreifen auf beiden
Stra§enseiten. �berwiegend dicht an die Stra§e reichende Wohnbebauung mit vier- bis
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Veranstaltungsorte k�nnte weitere Besucher auf den �PNV ziehen [Bdrs. 16/6163].



f�nfgeschossigen Altbauten pr�gen das Stadtbild auf dem Abschnitt zwischen
Stresemannstra§e und Von-Sauer-Stra§e, w�hrend im Osdorfer Weg und in der Osdorfer
Landstra§e Einzelhausbebauung vorherrscht. Gewerbebetriebe haben sich v. a. in der
Stresemannstra§e zwischen Kaltenkirchener Platz und Bahrenfelder Chaussee -auch in den
Hinterh�fen- niedergelassen. Die vom Autoverkehr bel�stigten Anwohner w�rden den Bau
der Stra§enbahnstrecke mehrheitlich begr�§en, weil sie zu einer deutlichen
Verkehrsentlastung der genannten Hauptverkehrsstra§en f�hrt und mit deren R�ckbau
gekoppelt werden kann.
In H�he des EEZ biegt die Strecke 5 in die zweispurige Flurstra§e (Voraussetzung f�r die
Anlage eines separaten Bahnk�rpers mit Doppelgleis ist die Herausnahme einer MIV-
Fahrtrichtung und die Umleitung des hiervon betroffenen Autoverkehrs �ber den Ring 3 oder
�ber den Stra§enzug Luruper Hauptstra§e - Luruper Chaussee - Ebertallee) nach Norden ab
und erreicht an der Kreuzung Rugenbarg / Flurstra§e die Gro§wohnsiedlung Osdorfer Born,
deren s�d�stlicher Teil von der Stadtbahn mit zwei Haltestellen bedient wird. Am Ende der
Flurstra§e schwenkt die Linie in die Luruper Hauptstra§e ein (hier: �bergang auf die
Schnellbuslinie Schenefeld - Altona) und bindet den Ortskern von Lurup an.
F�r die Weiterf�hrung der Stadtbahnstrecke 5 kommen zwei M�glichkeiten infrage:

1 .  �ber die Luruper Hauptstra§e wird die Stadtbahn zur Kreuzung Bahrenfelder
Chaussee / Von-Sauer-Stra§e gef�hrt, wo sie wieder auf die Hauptlinie (Holstenstra§e
- EEZ) trifft. Dadurch erhalten der Altonaer Volkspark, der Friedhof und die Fa. Desy
(ca. 2000 Mitarbeiter409) eine Schienenverbindung in die Innenstadt und nach Altona.
Diese Strecke (5 A) soll aber erst zu einem sp�teren Zeitpunkt realisiert werden.

2. Dem Trassenverlauf �ber L�ttkamp - Farnhornweg - Farnhornstieg - Binsbarg zum S-
Bhf. Stellingen ist der Vorzug zu geben, weil er

� wesentlich k�rzer ist,
� auf schnellstem Wege den Osdorfer Born mit der Schnellbahn verbindet
�  und direkt zu wichtigen innerst�dtischen Zielgebieten (Volksparkstadion,

Flughafen, Luftwerft, City Nord) f�hrt.
Um Voraussetzungen f�r die Anlage eines separaten doppelgleisigen Bahnk�rpers im
L�ttkamp zu schaffen, muss eine MIV-Fahrtrichtung herausgenommen werden. Der Umweg
�ber Elbgaustra§e und die anliegenden Wohnstra§en ist den Anwohnern wegen der besseren
�PNV-Erschlie§ung des Quartiers durchaus zuzumuten.

Strecke 6 (Fertigstellung bis 2016):
Auch diese Strecke verf�gt nur �ber wenige �bergangsm�glichkeiten ins bestehende
Schienennetz des HVV (U-Bhf. Farmsen, S-Bhf. Rahlstedt). Dennoch �bernimmt sie eine
wichtige Verkehrsaufgabe, weil sie

� die in Stellingen beginnende West-Ost-Tangentialverbindung �ber Steilshoop hinaus
verl�ngert,

�  bedeutende Quell- (Wohngebiete in Steilshoop, Bramfeld, Farmsen und Rahlstedt)
und Zielorte (Arbeitsst�ttenkonzentrationen in der City Nord und im Bereich des
Flughafens; Einkaufszentren in Farmsen und Rahlstedt) miteinander verbindet

�  und mit der zu einem sp�teren Zeitpunkt einzurichtenden Nord-S�d-
Tangentialverbindung von Sasel �ber Farmsen, Rahlstedt, Jenfeld, Billstedt nach
Billbrook und Rothenburgsort (Strecken 7 und 9) zu verkn�pfen ist (siehe Karte 10).

Der Ausgangspunkt der etwa 7 km langen Strecke liegt in der Gro§wohnsiedlung Steilshoop
und ist mit der Streckenf�hrung der Linie 2 identisch. Von hier aus folgt die Stadtbahn dem
Stra§enzug Steilshooper Allee (vierspurig) - Am Luisenhof (zweispurig) nach Farmsen. Im
Bereich Steilshooper Allee werden die bisher zum Teil sehr schlecht vom HVV bedienten
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Wohnsiedlungen Bramfelds (insbesondere der Bereich am Fahrenkr�n mit �berwiegender
Einzelhausbebauung) angebunden. Auch der zwischen Haldesdorfer Stra§e, Wandsbeker
Stra§e und Bramfelder Chaussee gelegene Otto Versand mit seinen �ber 7600 Mitarbeitern410

ist von der Haltestelle Steilshooper Allee / Bramfelder Chaussee zu Fu§ in wenigen Minuten
zu erreichen. An besagter Kreuzung besteht ein �bergang zur Schnellbuslinie Bergstedt -
Sasel - Bramfeld - Barmbek. Die zweispurige problemlos ausbaubare Stra§e Am Luisenhof
durchquert auf 1 km L�nge das breite Osterbektal, in dem sich z. T. Kleingartenvereine
angesiedelt haben. Erst in unmittelbarer N�he am Ortseingang von Farmsen-Berne setzt die
Bebauung -in erster Linie Mehrfamilienh�user- wieder ein. Nach Herausnahme der auf
beiden Stra§enseiten vorhandenen Park- und Gr�nstreifen kann auch hier ein zweigleisiger
separater Bahnk�rper angelegt werden.
Jenseits des EKZ Farmsen, das sich zu einem bedeutenden Verkehrsknoten entwickeln soll
(Schnellbahnverbindung U 1 : Innenstadt - Wandsbek - Volksdorf sowie die
Stadtbahnstrecken Farmsen - Sasel / Poppenb�ttel, Farmsen - Wandsbek / Dulsberg -
Barmbek-S�d - Winterhude und Farmsen - Rahlstedt - Jenfeld - Billstedt - Billbrook),
begleiten vornehmlich Mehrfamilienh�user den vierspurigen Rahlstedter Weg bis zur
Einm�ndung Scharbeutzer Stra§e. Vor der �berquerung der Berner Au verengt sich der
Rahlstedter Weg zwar auf zwei Spuren, doch ist auf Kosten der stra§enbegleitenden Gr�n-
und Parkstreifen ein vom Autoverkehr unabh�ngiger zweigleisiger Stra§enbahnbetrieb
m�glich. Auf dem ca. 350 m langen Abschnitt zwischen den Einm�ndungen Weissenhof und
Scharbeutzer Stra§e sind wegen des engen Stra§enquerschnitts andere Trassenformen
(stra§enb�ndiger oder einspuriger separater Bahnk�rper auf Kosten einer B�rgersteigseite)
erforderlich, weil eine Einbahnstra§enregelung f�r den Kfz-Verkehr wegen nicht
vorhandener Ausweichstrecken auszuschlie§en ist. Beide Trassenf�hrungen sind jedoch mit
Nachteilen (empfindliche St�rungen des Stra§enbahnbetriebs oder Beeintr�chtigungen des
Fu§g�nger- und Radverkehrs) verbunden.
Bauliche Ver�nderungen (Aufgabe der beidseitig vorhandenen Gr�n- und Parkstreifen)
lassen auf der Scharbeutzer Stra§e die Anlage eines separaten Bahnk�rpers mit Doppelgleis
zu. Dar�ber hinaus muss auf der unmittelbar vor der Kreuzung Scharbeutzer Stra§e /
Rahlstedter Bahnhofsstra§e gelegenen Br�cke eine B�rgersteigseite geopfert werden.
In der Rahlstedter Bahnhofstra§e sind zur Abwicklung eines st�rungsfreien Stadtbahnbetriebs
erg�nzende bauliche und verkehrsregelnde Ma§nahmen durchzuf�hren, und zwar

1 .  Einbahnstra§enregelung zwischen den Einm�ndungen Scharbeutzer Stra§e und
Wilhelm-Grimm-Stra§e in Richtung Wilhelm-Grimm-Stra§e,

2. Umleitung des betroffenen Kfz-Verkehrs �ber Amtsstra§e bzw. Wilhelm-Grimm-Str.,
3 .  Fahrbahnverschm�lerung und Aufl�sung eines Parkstreifens zwischen den

Einm�ndungen Wilhelm-Grimm-Stra§e und Amtsstra§e,
4. Anlage einer Wendeschleife auf dem Helmut-Steidl-Platz vor dem Bahnhof, was die

Aufgabe und Verlagerung des dort ans�ssigen Lokals voraussetzt.
5. und F�hrung der Stadtbahn durch die Fu§g�ngerzone mit Schrittgeschwindigkeit.

Die auf der gesamten Strecke vom Autoverkehr weitgehend unabh�ngig gef�hrte Stadtbahn
bietet hinsichtlich P�nktlichkeit, Schnelligkeit und Transportkapazit�t eindeutig Vorteile
gegen�ber den heute verkehrenden Buslinien (siehe auch Anmerkungen zur Strecke 5), die
sich den Bedingungen des Stra§enverkehrs unterzuordnen haben und besonders auf dem
Stra§enzug Steilshooper Allee Ð Am Luisenhof h�ufig im Stau stehen.411

                                                            
410Nach Angaben der Personalverwaltung v. 7.2.97 nutzt ein Drittel der Besch�ftigen das HVV-Jobticket, die
anderen Mitarbeiter kommen entweder mit dem eigenen Auto oder mit dem Rad.
411ãDurch die Neubaugebiete Trabrennbahn, Rahlstedter H�he und Boltwiesen sind auf dem besagten
Stra§enzug h�here Verkehrsbelastungen zu erwarten. Bereits heute kommt es dabei im Bereich Haldesdorfer
Stra§e / Am Luisenhof zu Verkehrsstauungen, die auch den Busbetrieb behindernÒ [Bdrs. 17/490].



5.5.3.1.3. Netzerg�nzungen:

Strecke 7 (Fertigstellung bis 2018):
Die ca. 16 km lange Strecke zwischen den S-Bahnh�fen Rahlstedt (S 4) und Rothenburgsort
(S 21) ist eine wichtige Netzerg�nzung im Osten der Stadt. Hier verkn�pft sie die Endpunkte
der Linien 3 und 6 miteinander und bezieht bei einer entsprechenden Verl�ngerung von
Rahlstedt �ber Farmsen nach Sasel (Strecke 9) auch noch die Strecke 1 mit ein. Dadurch
entstehen weitere durchgehende Schienenverbindungen zwischen Stadtteilen in der �u§eren
Stadt, die die Attraktivit�t des gesamten Hamburger Schienennahverkehrssystems verbessern
und gute Voraussetzungen schaffen, einen Teil der auf diesen Relationen mit Kfz
abgewickelten Verkehre auf den �PNV zu verlagern. Im Bereich der Strecke 7 werden
wichtige Quell- und Zielgebiete des innerst�dtischen Verkehrs miteinander verbunden:
Arbeitsplatzkonzentrationen in Billbrook (Gewerbe- und Industriegebiet), Wohngebiete in
Billstedt, Jenfeld, Wandsbek-Ost und Rahlstedt, Einkaufszentren in Billstedt (EKZ mit
Beh�rdeneinrichtungen) und Rahlstedt (Rahlstedter Bahnhofsstra§e) sowie das Studio
Hamburg in Wandsbek-Ost. �berg�nge in das bestehende U- und S-Bahnnetz werden in
Wandsbek Ost (S 4) und Billstedt (U 3) sowie an den beiden Anfangs- bzw. Endpunkten
hergestellt.
Vom S-Bhf. Rothenburgsort wird die Strecke auf einer L�nge von 4 km �ber Ausschl�ger
Billdeich, Gro§mannstra§e, Borsigstra§e und Werner-Siemens-Stra§e durch das Gewerbe-
und Industriegebiet Billbrook gef�hrt. Die genannten Stra§en sind sehr breit (z. T. vierspurig
und mit beidseitig vorhandenen breiten B�rgersteigen und Parkstreifen), sodass eine
Reduzierung der Fahrbahnbreiten ohne nennenswerte Beeintr�chtigung des
Wirtschaftsverkehrs m�glich ist. Im Ausschl�ger Billdeich muss die �ber die Bille f�hrende
Br�cke verbreitert werden (Alternative: Herausnahme einer B�rgersteigseite). An der
Kreuzung Moorflether Stra§e / Werner-Siemens-Stra§e biegt die zuvor in West-Ost-Richtung
verlaufende Linie 7 nach Norden ab und erreicht nach 2 km �ber die vierspurige Moorflether
Stra§e und Gelbe Br�cke das Billstedter Zentrum. Hier wird die Stadtbahnstrecke �ber
Billstedter Hauptstra§e (vierspurig mit Parkstreifen auf beiden Stra§enseiten) und
Reclamstra§e (teilweise vierspurig, teilweise zweispurig mit beidseitig vorhandenen
Parkstreifen) verschwenkt und erst in H�he der U-Bahn-Br�cke auf den Schiffbeker Weg mit
Fahrtrichtung Norden zur�ckgef�hrt. Der ca. 1 km lange Umweg ist wegen der Anbindung
des  Billstedter EKZ  und wegen des �bergangs auf die U 3 am Bhf. Billstedt zu
rechtfertigen. Auf dem Weg nach Rahlstedt �ber Schiffbeker Weg (vierspurig), Jenfelder
Allee (vierspurig) und Stein-Hardenberg-Stra§e / Bargteheider Stra§e (vierspurig) werden
die Wohngebiete Jenfelds (im Bereich Schiffbeker Weg �berwiegend Einzelhausbebauung,
im Bereich Jenfelder Allee �berwiegend Mehrfamilienh�user) durch mehrere Haltestellen
bedient.
Im Vergleich mit einer m�glichen Trassenf�hrung �ber Sonnenweg und Kupferdamm zum
Rahlstedter Weg ist der hier vorgeschlagene Streckenverlauf �ber Stein-Hardenberg-Stra§e
und Bargteheider Stra§e aus baulichen (Sonnenweg und Kupferdamm weisen f�r die Anlage
eines separaten Bahnk�rpers ein zu enges Stra§enraumprofil auf) und verkehrlichen Gr�nden
(schnellere Verbindung nach Rahlstedt wichtiger als nach Farmsen) vorzuziehen. Im
Kreuzungsbereich Stein-Hardenberg-Stra§e / Bargteheider Stra§e / Scharbeutzer Stra§e
erreicht die Stadtbahnstrecke 7 die Trasse der nach Farmsen bzw. Rahlstedt f�hrenden Linie
6 (siehe Karte 10).
An der Kreuzung Schiffbeker Weg / Jenfelder Allee / Rodigstra§e bietet sich eine
Verzweigung der Stadtbahnstrecke 7 an. �ber den vierspurigen Stra§enzug Rodigallee -
J�thornstra§e (hier: Anbindung des AK Wandsbek) - Robert-Schumann-Br�cke kann die etwa
4,5 km lange Stadtbahnlinie 7 A den Wandsbek-Markt erreichen. Auf dem dort befindlichen



Busbahnhof ist bis zur Inbetriebnahme der dem Stra§enring 2 folgenden Strecke �ber
Dulsberg und Barmbek-Nord zur City Nord (Linie 7 B) eine Wendeschleife anzulegen.

Strecke 8 (Fertigstellung bis 2018):
Die von Lurup (Elbgaustra§e / Farnhornweg) �ber Eidelstedt, Schnelsen und Niendorf-Nord
nach Langenhorn (Krohnstieg) f�hrende, ca. 12 km lange Strecke �bernimmt die gleichen
Verkehrsaufgaben wie die im Osten Hamburgs verkehrende Linie 7. Sie verkn�pft bereits
bestehende Stadtbahnlinien (Strecken 1 und 5) miteinander (siehe Karte 10), sorgt damit f�r
weitere durchgehende Schienenverbindungen im Westen der Stadt und verbindet
Wohngebiete (�berwiegend Einzelhausbebauung) in Lurup, Eidelstedt, Schnelsen und
Niendorf-Nord mit Einkaufszentren in Eidelstedt (Eidelstedter Platz) und Schnelsen (Ikea).
Von besonderer Bedeutung ist die Einbeziehung des unmittelbar an der Autobahnabfahrt
Schnelsen-Nord gelegenen, nur unzureichend an den �PNV (Buslinie 184 nach Niendorf-
Nord im 10-Minuten-Takt412) angebundenen schwedischen M�belhauses413 in das st�dtische
Schienennahverkehrsnetz.
�berg�nge in das bestehende Schnellbahnnetz sind am S-Bhf. Elbgaustra§e und an den A1-
Haltestellen Eidelstedt-Ost und Schnelsen vorgesehen.
Die Linie 8 folgt dem Stra§enring 3 auf dem Abschnitt zwischen den Kreuzungen
Elbgaustra§e / Farnhornstieg und Ortsumgehung Fuhlsb�ttel / Krohnstieg. �ber weite
Strecken ist hier der Ring 3 nur zweispurig befahrbar (Elbgaustra§e zwischen Farnhornstieg
und Eidelstedter Platz auf einer L�nge von etwa 2200 m; Holsteiner Chaussee / Oldesloer
Stra§e zwischen Heidlohstra§e und BAB 7 auf einer L�nge von etwa 1700 m), sodass
gegenw�rtig der Bau eines durchgehenden doppelgleisigen, unabh�ngig vom Kfz-Verkehr
gef�hrten Bahnk�rpers schwer zu realisieren ist. Im Bereich der genannten Engp�sse sind
andere L�sungen zu suchen:

1. Oldesloer Stra§e zwischen Schleswiger Damm und BAB 7:
�  Anlage einer einspurigen Trasse am Fahrbahnrand nach Fahrbahnverengung

und Aufl�sung eines Parkstreifens,
�  Verschwenkung der Stra§e unter Einbeziehung des auf der gegen�ber

liegenden Stra§enseite befindlichen Parkstreifens.
2. Oldesloer Stra§e zwischen Schleswiger Damm und Holsteiner Chaussee:

� Aufgabe sowohl eines Park- als auch eines Fahrstreifens,
�  Herausnahme einer MIV-Fahrtrichtung und Umleitung des betroffenen Kfz-

Verkehrs �ber W�hlingsallee bzw. Heidlohstra§e und Frohmestra§e,
� Einrichtung der Haltestelle am Fahrbahnrand.

3. Holsteiner Chaussee zwischen Oldesloer Stra§e und Heidlohstra§e:
�  Anlage einer einspurigen Trasse in Stra§enmitte ohne Haltestellenbereiche

nach vorgenommener Fahrbahnverenung,
� Aufl�sung des Gr�nstreifens.

4. Eidelstedter Platz bis Elbgaustra§e:
�  Anlage einer eingleisigen separaten Trasse in Stra§enmitte nach Aufl�sung

eines am Stra§enrand befindlichen Gr�n- und Parkstreifens,
� Alternative: Stra§enb�ndiger, doppelgleisiger Bahnk�rper.

Das Ikea-Gel�nde wird �ber eine von der Oldesloer Stra§e abzweigende, ca. 1 km lange
Stichverbindung erreicht. Auf Kosten von Kfz-Stellfl�chen kann vor dem Gel�nde eine
Wendeschleife angelegt werden.

                                                            
412HVV: Sommerfahrplan 1998
413Das M�belhaus Ikea (11297 qm Verkaufsfl�che) stellt seinen Kunden 1300 Kfz-Stellpl�tze zur Verf�gung
[Handelsk.: 1993: 41].



Strecke 9 (Fertigstellung bis 2020):
Die ca. 6 km lange Stra§enbahnverbindung zwischen dem EKZ Farmsen und dem Saseler
Markt ist im Grunde genommen eine Verl�ngerung der schon bestehenden Stadtbahnlinie 7
nach Norden. Als wichtiges Bindeglied zwischen den Strecken 1, 6 und 7 komplettiert sie das
Stadtbahnnetz im Osten der Stadt und sorgt f�r die Integration der in Farmsen und Sasel
gelegenen Wohngebiete (�berwiegend Einzelhausbebauung) in das st�dtische
Schienennahverkehrsnetz.
Der Querschnitt des Stra§enzuges August-Krogmann-Stra§e (zweispurig mit B�rgersteigen
und einem Parkstreifen) - Karlsh�he (bis Petzolddamm: zwei breite Fahrspuren mit einem ca.
4 m breiten stra§enbegleitenden Gr�nstreifen - ab Petzolddamm: zweispurig mit
B�rgersteigen und einem Parkstreifen) - Farmsener Weg (zweispurig mit zum Teil 5 m
breitem Gr�nstreifen, in den stellenweise Parkbuchten integriert sind) - Saseler Chaussee
(vierspurig) erlaubt die Anlage eines unabh�ngig vom Kfz-Verkehr gef�hrten Bahnk�rpers
mit Doppelgleis. Dies setzt zum Teil umfangreiche bauliche Ver�nderungen in den
zweispurigen Stra§en und Stra§enabschnitten voraus:

1. August-Krogmann-Stra§e:
�  Herausnahme des B�rgersteiges auf einer Seite und Verlagerung des

Fu§g�nger- und Fahrradverkehrs auf die andere Stra§enseite,
� Aufl�sung des Parkstreifens.

2. Karlsh�he bis Petzolddamm:
� Verschm�lerung der Fahrspuren,
� Umwidmung des Gr�nstreifens.

3. Karlsh�he zwischen Petzolddamm und Farmsener Weg:
� Aufl�sung des Parkstreifens,
� Einbeziehung vorhandener Gr�nfl�chen in Bauma§nahmen.

4. Farmsener Weg:
� Herausnahme des Gr�nstreifens.

Strecke 10 (Fertigstellung bis 2022):
Die von Farmsen �ber Wandsbek, Dulsberg und Barmbek-S�d nach Uhlenhorst f�hrende
Strecke 10 hat eine L�nge von etwa 8 km. Sie liegt zwischen 2 Schnellbahnachsen (U 1 :
Volksdorf / Farmsen - Innenstadt; S 4 : Ahrensburg - Wandsbek - Innenstadt) und ist wegen
ihres Linienverlaufs eher als radiale Verbindung denn als Tangentialstrecke zu bezeichnen.
Auf Grund des zu erwartenden hohen Auslastungsgrades (Anbindung zahlreicher
verdichteter Wohngebiete in Wandsbek, Dulsberg und Barmbek-S�d) ist die Einrichtung einer
solchen Stadtbahnradiallinie neben den bereits bestehenden radial verlaufenden
Schnellbahnen (U 1 und S 4) durchaus zu rechtfertigen, zumal die S 4 im «unattraktiven` 30-
Minuten-Takt verkehrt. Dar�ber hinaus werden auch wichtige innerst�dtische Zielgebiete von
dieser Stadtbahn bedient, und zwar das Gewerbegebiet am Friedrich-Ebert-Damm, das
Krankenhaus Eilbek an der Dehnhaide, die neuen B�rokomplexe der Alster-City zwischen
Weidestra§e und Osterbekkanal sowie das Kultur- und Theatergel�nde Kampnagel an der
Barmbeker Stra§e.
Im Kreuzungsbereich Weidestra§e / Schleidenstra§e / Adolph-Sch�nfelder-Stra§e kann die
Linie 10 verzweigt werden. W�hrend die Hauptstrecke der Weidestra§e bis zur Einm�ndung
in die Barmbeker Stra§e folgt und auf der Trasse der Strecken 3 und 4 in Richtung City Nord
/ Eppendorf oder Rothenburgsort weiterfahren kann und zus�tzliche durchgehende
Schienenverbindungen schafft (z. B. von Wandsbek / Barmbek-S�d zur City Nord oder nach
Eppendorf / Altona), stellt die �ber Adolph-Sch�nfelder-Stra§e und Hamburger Stra§e
gef�hrte Nebenstrecke 10 A eine direkte und schnelle Verbindung der dicht besiedelten
Stadtteile Barmbek-S�d, Dulsberg und Wandsbek zum EKZ Hamburger Stra§e her.



Die f�r die Stadtbahnstrecke 10 vorgesehenen Stra§en sind zumeist vierspurig (mit
Parkstreifen auf beiden Stra§enseiten) ausgebaut und lassen einen vom Autoverkehr
unabh�ngigen Betrieb auf zweigleisigem Bahnk�rper zu, wenn jeweils ein Kfz-Fahrstreifen
je Richtung aufgegeben wird.
Auf folgenden zweispurigen Stra§en m�ssen die Fahrbahnen verschm�lert und die
Parkstreifen aufgegeben werden:

� Weidestra§e zwischen Adolph-Sch�nfelder-Stra§e und Barmbeker Stra§e,
� Dehnhaide zwischen Von-Essen-Stra§e und Friedrichsberger Stra§e,
� Berner Heerweg zwischen Spannwisch und Pulverhofsweg.

Strecke 11 (Fertigstellung bis 2022):
Die zwischen den S-Bahnh�fen Holstenstra§e und Rothenburgsort verkehrende, ca. 11,5 km
lange Stadtbahnstrecke 11 (davon 1 km auf der zu diesem Zeitpunkt schon fertig gestellten
Trasse der Stadtbahnlinie 3) ist die einzige Stra§enbahnverbindung, die durch die City (Alt-
und Neustadt) f�hrt. Zusammen mit den bereits bestehenden Strecken 3 und 4 bildet sie eine
Ringlinie, die �stlich der Alster s�mtliche Stadtteile der hoch verdichteten Inneren Stadt und
westlich der Alster bedeutende B 1 - Zentren (Eppendorf / Winterhude, Eimsb�ttel, Altona)
miteinander verbindet.
Bis U-Bhf. Burgstra§e verf�gt die Strecke 11 �ber 9 �bergangsm�glichkeiten ins bestehende
HVV-Schnellbahnnetz: S-Bhf. Holstenstra§e (S21 / S 11), U-Bhf. St. Pauli (U 3), U-Bhf.
R�dingsmarkt (U 3), U-Bhf. Me§berg (U 1), U-Bhf. Steinstra§e (U 1), U-Bhf. Baumwall, U-
/S-Bhf. Landungsbr�cken (U 3, S 2, S 3, S1/11) U-/S-Bhf. Berliner Tor (U 2, U 3, S 11, S 21)
und S-Bhf. Rothenburgsort (S 2 / S 21).
Zwischen dem S-Bhf. Rothenburgsort und dem Anckelmannplatz sorgt die Linie 11 -
zun�chst der Trasse der Strecke 3 folgend, dann �ber S�derstra§e (vierspurig) und
Heidenkampsweg (sechsspurig, mit Parkstreifen achtspurig ausgebaut) bis zum
Anckelmannplatz fahrend- f�r eine zentrale Bedienung der City S�d, sodass deren �ffentliche
Verkehrsanbindung wesentlich verbessert wird. Wegen der Weitl�ufigkeit des
Arbeitsst�ttengebiets kann die neue Stadtbahn die dort eingerichteten Buslinien nicht ersetzen
(vgl. Verkehrssituation im Industrie- und Gewerbegebiet Billbrook und in den
Gro§wohnsiedlungen Osdorf und Steilshoop). Sie stellt jedoch Verkn�pfungen zwischen den
Buslinien her und bietet die Vorteile dichterer Taktfolge, h�herer Bef�rderungskapazit�t und
k�rzerer Fahrzeit gegen�ber den auf recht «verschlungenen` Fahrtrouten verkehrenden
Bussen. Selbst bei Fu§wegen von 500 m L�nge zwischen Stadtbahnhaltestelle und Zielort
erzielen die meisten Fahrg�ste Reisezeitgewinne gegen�ber der Fahrt mit dem Bus.
Am Anckelmannplatz biegt die Stadtbahnlinie nach Westen ab und folgt der Nordkanalstra§e
oder Spaldingstra§e bis zur Nordkanalbr�cke, wo sie auf die B 4 trifft, die zum Deichtorplatz
f�hrt. Hier kann die Stadtbahnstrecke 11 verzweigt werden:
�ber Ost-West-Stra§e, R�dingsmarkt, Ludwig-Erhard-Stra§e und Millerntordamm
durchquert die Linie 11 A auf einer L�nge von ca. 2,5 km die City und erreicht am
Millerntorplatz das Vergn�gungsviertel von St. Pauli. Der Stra§enzug zwischen Deichtor-
und Millerntorplatz ist wegen der sechsspurigen Trassierung (mit Parkstreifen sogar
achtspurig) geradezu pr�destiniert f�r die hier vorgeschlagene Streckenf�hrung. Auf diesem
von modernen B�robauten umgebenen Abschnitt bedient die Stadtbahn die
Verwaltungszentralen bedeutender Dienstleistungsunternehmen (Versicherungen, Banken,
Medien), das Wohngebiet am Gro§neumarkt, Veranstaltungsorte wie Deichtorhallen,
Michaeliskirche, St. Pauli-Stadion und Hamburger Dom (Jahrmarkt) auf dem
Heiligengeistfeld sowie den Gr�n- und Erholungsbereich der Wallanlagen.
Die ca. 8 km lange Strecke 11 B f�hrt vom Deichtorplatz aus �ber Oberbaumbr�cke,
Brooktorkai und Am Sandtorkai in die Speicherstadt, wo sich die Linie gabelt: Nach S�den



�ber Brooktor und Vermannstra§e wird die Stadtbahn durch die neue Hafen-City gef�hrt414

und nach Rothenburgsort (S-Bhf.) �ber Zweibr�ckenstra§e, Billhorner Br�ckenstra§e,
Billhorner R�hrendamm, Vierl�nder Damm und Billhorner Deich verl�ngert.  Nach Westen
geht es �ber Vorsetzen (hier: �bergang auf die U 3 am U-Bhf. Baumwall), Johannisbollwerk
(hier: �bergang auf die Schnellbahnlinien U 3, S1/11, S 2, S 3/31 am Bhf. Landungsbr�cken)
und Helgol�nder Allee  zum Millerntorplatz, wo sich die Linien 11 A und 11 B wieder
vereinen.
Die Stadtbahn bindet hier nicht nur ein stadtentwicklungspolitisch bedeutendes Gebiet an das
�ffentliche Schienennahverkehrsnetz an, sondern leistet gleichzeitig auch einen wesentlichen
Beitrag f�r die touristische Attraktivit�t Hamburgs.
F�r den weiteren Streckenverlauf (ab Millerntorplatz) zum Holstenplatz kommen drei
Alternativen in Betracht:

� Reeperbahn / Holstenstra§e,
� Budapester Stra§e / Stresemannstra§e
� und Simon-von-Utrecht-Stra§e / Holstenstra§e.

Alle drei Varianten weisen Vor- und Nachteile auf, die hier nicht im Einzelnen er�rtert zu
werden brauchen. Aus drei Gr�nden wird einer Streckenf�hrung durch die Simon-von-
Utrecht-Stra§e der Vorzug gegeben:

1. F�r die Bev�lkerung von St. Pauli erweist sich eine durch die Simon-von-Utrecht-
Stra§e verlaufende Linie als vorteilhaft, weil die Reeperbahn bereits in das
Schnellbahnnetz (U 3, S 3, S 31) integriert ist und die Wohngebiete an der Budapester
Stra§e von der Buslinie 111415 (von Bahrenfeld zur Altstadt) im attraktiven 5-
Minuten-Takt w�hrend der HVZ angefahren werden.

2. Au§erdem eignet sich dieser Streckenverlauf auch wegen einer Weiterf�hrung �ber
die sechsspurige (inklusive Parkstreifen) Holstenstra§e, die mitten durch das
Wohngebiet Altona-Altstadt verl�uft, das aus dieser Richtung bisher mit �ffentlichen
Verkehrsmitteln schlecht bedient wird (Buslinie 283: Bhf. Altona - K�nigstra§e -
Holstenstra§e im 10-Minuten-Takt w�hrend der HVZ416).

3. Nach Fertigstellung der Linie 4 B (siehe Karte 10) ist der Altonaer Bahnhof auf
nahezu direktem Wege von St. Pauli aus zu erreichen.

Strecken 4 B, 5 A, 5 B, 5 C, 7 B und 10 A (Fertigstellung bis 2025):
Die genannten Linien sind Verl�ngerungen bereits bestehender Stra§enbahnverbindungen
und fallen deshalb in die letzte Bauphase.
Die Strecken

� 10 A : Ca. 1,2 km lange Verbindung zwischen dem Biedermannplatz in Barmbek-S�d
(Linie 10) und der ãMundsburgÓ in Uhlenhorst (Linie 3),

� 4 B : Ca. 1,5 km lange Verbindung zwischen den Bahnh�fen Holstenstra§e (Linie 3)
und Altona, die zu einem sp�teren Zeitpunkt �ber Max-Brauer-Allee, Palmaille,
Breite Stra§e, St. Pauli-Fischmarkt und St.Pauli-Hafenstra§e bis zu den
Landungsbr�cken (Linie 11 B) verl�ngert werden und als ãHafenrandbahnÓ eine
touristische Attraktion sein k�nnte,

sorgen f�r schnelle Verbindungen zu den gr�§eren Zentren (EKZ Gro§e Bergstra§e und EKZ
Hamburger Stra§e).

                                                            
414Alternative Vorschl�ge zur Integration der Hafen-City in das st�dtische Schienennahverkehrsnetz (u. a. eine
vom Hauptbahnhof aus aufgest�nderte Magnetbahn, ein an den Hauptbahnhof angebundenes H�ngebahnsystem,
eine unterirdische S-Bahn-Anbindung �ber Jungfernstieg und Hauptbahnhof sowie insgesamt drei U-Bahn-
Varianten) w�ren wesentlich kostspieliger, ein Bussystem mit modernen, umweltfreundlichen Fahrzeugen nicht
attraktiv genug [Bdrs. 17/1582: 3; 17/808: 2].
415 Seit 2001 als Metrobuslinie 3.
416HVV: Sommerfahrplan. 1998



Die Linien
� 5 B : Ca. 5 km lange Strecke vom S-Bhf. Blankenese nach Lurup (Osdorfer Born),
� 7 B : Ca. 5 km lange Strecke von Wandsbek-Markt (Linie 7 A) zur City Nord (Linien

1, 2 und 3),
komplettieren die Stra§enbahntrassierung im Verlauf der beiden Stra§enringe 2 und 3,
w�hrend die etwa 4 km lange Strecke 5 A (von Bahrenfeld nach Lurup) zusammen mit der
Stadtbahnlinie 5 (von Bahrenfeld �ber Osdorf nach Lurup) eine Ringlinie im Westen der
Stadt bildet, die f�r die Verkn�pfung wichtiger Quell- und Zielgebiete von Bedeutung ist.
Die ca. 2,5 km lange Strecke 5 C erschlie§t v. a. beliebte Ausflugsziele (Jenisch Park,
Botanischer Garten, Elbufer).

5.5.3.1.4. Rechtliche Grundlagen f�r die Fahrweggestaltung

Die rechtlichen Grundlagen f�r die Fahrweggestaltung von Schienenbahnen (Planung und
Bau) sind in der Stra§enbahn- Bau- und Betriebsordnung (BOStrab) vom 11.12.87 enthalten.
Ihr Anwendungsbereich erstreckt sich auf

�  stra§enb�ndige Bahnk�rper: Stra§enbahn mit eingepflasterten Gleisen in der
Fahrbahn, wobei sich der Betrieb dem Stra§enverkehr anzupassen hat,

�  besondere Bahnk�rper: abgegrenzte Gleisanlagen innerhalb des Stra§enraums, die
einen weitgehend unabh�ngigen Betrieb vom Stra§enverkehr erm�glichen

�  und unabh�ngige Bahnk�rper, die au§erhalb des Stra§enraums angelegt werden.
Bei stra§enb�ndigen Bahnk�rpern sind organisatorische und verkehrslenkende Ma§nahmen
erforderlich, um einen weitgehend ungest�rten Betriebsablauf zu gew�hrleisten. In
Abh�ngigkeit von der jeweiligen verkehrlichen Situation kommen daher
infrage:[Steierwald,1994: 202]

� die Verdr�ngung des ruhenden Verkehrs aus bestimmten Stra§enz�gen,
�  die Vermeidung von Kfz-Abbiegespuren im Gleisbereich oder die Einrichtung

steuerungstechnischer Ma§nahmen zwecks rechtzeitiger R�umung aufgestauter Kfz,
�  die deutlich sichtbare Markierung des Fahrwegs durch Sperrfl�chen (durchgehende

Leitlinien mit schr�ger Strichelung des Gleisbereichs) v. a. vor LSA und an
Haltestellen

�  und die zeitliche Trennung der Verkehrsarten mit F�hrung der Stra§enbahn als
«Pulkf�hrer` vor dem Kfz-Verkehr auf der gleichen Fl�che417.

Bei separaten Bahnk�rpern ist die Anlage von Rassentrassen in Betracht zu ziehen. Sie sind
besonders umweltfreundlich, weil sie den Anteil asphaltierter Stra§enfl�chen reduzieren und
weniger L�rm verursachen als herk�mmliche Gleise [Steierwald/K�hne, 1994: 205]. Ein
weiterer Vorteil liegt in der angenehmen optischen Wirkung. Als Nachteil kann ein h�herer
Unterhalt f�r die Pflege des Rasens in Kauf genommen werden.
Hochborde sollen den Bahnk�rper zum Kfz-Verkehrsraum abgrenzen, wodurch der
Vorrangcharakter der Stra§enbahn betont wird [Groneck, 2002,2: 14]. Die Breite eines
doppelgleisigen Bahnk�rpers betr�gt etwas mehr als 2,5 m. Eine Umwidmung der
Stra§enverkehrsfl�che ist nach ¤ 41 VwV-StVO zul�ssig (gilt auch f�r die Anlage von
Bussonderspuren Ð vgl. Kap. 5.5.3.2.1). Auch auf zweispurigen HVS ist der Bau einer
�PNV-Trasse erlaubt, wenn jed Richtung 3,25 m f�r den Kfz-Verkehr verbleibt.
Auf Hauptverkehrsstra§en mit besonderem Bahnk�rper ist das Linksabbiegen f�r den MIV
nur an solchen Kreuzungen und Einm�ndungen m�glich, wo Linksabbiegespuren auf Grund
ausreichend vorhandener Stra§enbreite problemlos eingerichtet werden k�nnen.
                                                            
417Schn�ll betrachtet diese F�hrungsform von Stra§enbahnen in vielen Anwendungsf�llen als gleichwertige
Alternative zum besonderen Bahnk�rper [Schn�ll, 1997,3: 38].



An den durch Lichtsignalanlagen (LSA) geregelten Knotenpunkten werden die
Stra§enbahnen mithilfe moderner Computertechnik privilegiert (siehe Kap. 5.5.3.2.).
Die Wartefl�chen der Haltestellen befinden sich �berwiegend in den Seitenr�umen der
Stra§e. Zur Sicherheit der Fahrg�ste, die beim Ein- und Aussteigen die Fahrbahn �berqueren
m�ssen, sind bauliche und signaltechnische Ma§nahmen erforderlich (siehe Kap. 5.5.3.2).
Insgesamt ergeben sich f�r den MIV vielf�ltige Behinderungen, die aber aus st�dtebaulichen,
verkehrlichen und �kologischen Gr�nden beabsichtigt sind. Eine sichtbare
Attraktivit�tssteigerung des �PNV, dessen Anlagen im Stra§enraum positiv hervorgehoben
werden, verbessert nicht nur sein Image, sondern auch seine Wettbewerbsposition gegen�ber
dem MIV. Die aus den F�rderma§nahmen des �PNV resultierenden Behinderungen f�r den
Wirtschaftsverkehr d�rften kaum gr�§er sein als zum jetzigen Zeitpunkt. Dennoch wird zu
pr�fen sein, inwieweit der nicht auf andere Verkehrstr�ger verlagerbare, notwendige
Wirtschaftsverkehr im Stra§enverkehr angemessen zu privilegieren ist.

5.5.3.1.5. Standorte f�r Stra§enbahndepots

Als m�gliche Standorte f�r Stra§enbahndepots bieten sich an:
1. Fl�chen mit ungenutzten alten Werkhallen in Industrie- und Gewerbegebieten (z. B.

Billbrook),
2 .  nicht mehr ausgelastete oberirdische Parkh�user (z. B. in der City Nord) und

Parkpl�tze (z. B. Lufthansawerft in der Sportallee),
3. Betriebsh�fe der HHA (z. B. Lademannbogen am Poppenb�tteler Weg)
4. und untergenutzte DB-Areale (z. B. im Gleisdreieck Ohlsdorf).

In jedem Fall ist zu pr�fen, ob sich die Depots in gr�§ere Geb�ude integrieren lassen, die
auch anderen Nutzungen (Unterbringung von Handelsbetrieben und
Dienstleistungsangeboten) offen stehen.

5.5.3.2. Das Busverkehrssystem

F�r einen fl�chendeckend attraktiven �PNV reichen Schnellbahn- und Stadtbahnnetz allein
nicht aus. Sie ben�tigen die Erg�nzung durch ein differenziertes, konsequent modernisiertes
und mit dem Schienenverkehr verkn�pftes Busverkehrssystem. In den folgenden Kapiteln
wird gezeigt, dass organisatorische, technische und systembedingte Verbesserungen dringend
n�tig sind, um die Benutzung des Busses in Hamburg attraktiver zu machen.

Das gegenw�rtige Busnetz des HVV ist aus 4 Gr�nden zu �berarbeiten:
1. Der Bus erf�llt -wie oft behauptet wird418- nicht nur Zubringer- und
Erschlie§ungsfunktion, was bei dem hohen Fahrgastanteil (s. u. Tab. 67) und bei der
Betrachtung der Linienf�hrung sowie der Einzugsbereiche sich auch als unwahr herausstellt.
Vielmehr sind ihm  3 weitere Grundfunktionen zuzuordnen: Er bedient Stadtteile (z. B.
Lurup, Osdorf, Bramfeld, Jenfeld und Tonndorf), die nicht durch die Schnellbahn erreicht
werden und bef�rdert somit Fahrg�ste aus Stadtgebieten ohne U- und S-Bahnanschluss in die
Innenstadt. Au§erdem stellen Busse Verbindungen her zwischen Wohngebieten (z. B. in
Sasel, Bergstedt, Lemsahl-Mellingstedt, Duvenstedt, Hummelsb�ttel, Bramfeld, Marienthal,
Jenfeld und Tonndorf) und den jeweiligen Bezirks- und Bezirksentlastungszentren.
Schlie§lich �bernehmen sie wichtige Verkehrsaufgaben auf den Tangentialrelationen (z. B.
                                                            
418In der Leistungsbeschreibung des �PNV wird von einem dualen System der �ffentlichen Verkehrstr�ger
ausgegangen: ãDie Buslinien werden so gef�hrt, da§ sie die Fl�che erschlie§en und eine Zubringerfunktion zu
den Schnellbahnhaltestellen wahrnehmen.Ó[Bdrs. 15/4171]



zwischen Hummelsb�ttel und Niendorf, zwischen Alsterdorf und Rahlstedt, zwischen
Niendorf und Billstedt, zwischen Eppendorf und Barmbek-Nord).

2. Bezeichnend f�r die weitgehend konzeptionslose Verkehrsplanung in Hamburg ist die
Tatsache, dass ausgerechnet der st�rungsanf�lligste Nahverkehrstr�ger den gr�§ten
Fahrgastanteil zu bew�ltigen hat. Viele HVV-Kunden beklagen sich immer wieder �ber die
teilweise unzumutbaren Bef�rderungsbedingungen in den Omnibussen: Zeitverluste durch
Staus, Verz�gerungen durch nicht auf den Busverkehr ausgerichtete Ampelschaltungen sowie
Behinderungen durch Abbiegeverkehre, durch verbotswidrig geparkte Fahrzeuge und
St�rungen bei Ein- und Ausfahrten in / aus Busbuchten [Bdrs. 13/6029, 15/742 und 15/4171]
verdeutlichen die zunehmende Abh�ngigkeit dieses Nahverkehrstr�gers vom stetig
wachsenden Kfz-Verkehr. Den daraus resultierenden Zeitverlusten f�hlen sich die
Busbenutzer hilflos ausgeliefert, weil sie nicht wie Autofahrer die Chance zum Ausweichen
haben. Besonders f�r die umsteigenden Fahrg�ste -mehr als ein Drittel aller werkt�glich vom
HVV bef�rderten Menschen [Runkel, 1990,6: 36 f.]- wirken sich Versp�tungen wegen
verloren gegangener Anschl�sse zwischen Bus und Schnellbahn verheerend aus, da sich die
Reisezeiten erheblich verl�ngern k�nnen.
3. Zahlreiche Buslinien (u. a. die Linien 168, 175, 283 und 184) weisen durch Umwege in der
Streckenf�hrung lange Reisezeiten auf, die im Vergleich mit denen im MIV nicht
konkurrenzf�hig sind.
4. Schlie§lich haben Ver�nderungen der �PNV-Netzstruktur durch Einrichtung von
tangentialen Schienenverbindungen zwangsl�ufig Auswirkungen auf den herk�mmlichen
Busbetrieb zur Folge, weil einige Linien �berfl�ssig sind, andere eine neue Streckenf�hrung
ben�tigen.

F�r den Bus als st�rungsanf�lligstes �ffentliches Verkehrsmittel sind wirkungsvolle
Alternativen zu entwickeln, die den Bef�rderungsstandard deutlich verbessern und ihm neue
Funktionen im Verkehrsnetz zuweisen, die den unterschiedlichen Anforderungen gen�gen.
Durch Differenzierung der Angebote soll sich der Bus den unterschiedlichen
Verkehrserfordernissen in dicht und locker bebauten Stadtr�umen, in Spitzenstunden und
verkehrsschwachen Zeiten, auf Hauptkorridoren und Nebenstrecken anpassen, und zwar in
der Gr�§e der Fahrzeuge, der Bedienungsform und der Taktdichte. Hinsichtlich
Linienf�hrung und Aufgabenstellung sind zu unterscheiden:

� Schnellbusse,
� Stadtbusse,
� Quartiersbusse.

Tab. 67: Verteilung der HVV-Fahrg�ste auf die einzelnen Verkehrstr�ger im �PNV (1998):
Verkehrsmittel Anzahl der Fahrg�ste / Jahr Anteil in %
Bus 269,3 Mio 43,8 %
- Stadtbus (211,1 Mio)
- Scnellbus (  11,2 Mio)
- VHH (  38,7 Mio)
- KVG (    2,5 Mio)
- PVG (    5,8 Mio)
U-Bahn 176,4 Mio 28,7 %
S-Bahn 160,6 Mio 26,1 %
A-Bahn     6,2 Mio   1,0 %
HADAG     2,2 Mio   0,4 %

Quelle: Angaben von Herrn Micheel (HVV), Telefonat v. 17.5.99



5.5.3.2.1. Schnellbusse

Da nicht s�mtliche Verkehrsbeziehungen im �PNV-Netz mit Schnell- und Stra§enbahnen
ausgestattet werden k�nnen, ist die Einrichtung von leistungsf�higen Schnellbuslinien
notwendig, um die Wettbewerbsbedingungen f�r den �PNV auch au§erhalb der
schienengebundenen Verkehrswege entscheidend zu verbessern. Im Gegensatz zu den
anderen Buslinien, die �berwiegend als Zubringer zu den U- bzw. S-Bahnen fungieren, sollen
Schnellbusse (siehe Karte 11)

�  schnelle und direkte Verbindungen zwischen den st�dtischen Au§enbezirken ohne
Schnellbahnanschluss und der City sowie den Bezirkszentren Harburg und Bergedorf
anbieten (Schnellbahnerg�nzungsfunktion - u. a. Schnellbuslinie von Bergstedt, �ber
Sasel, Bramfeld und Barmbek in die City; Schnellbuslinie von Marmstorf nach
Harburg; Schnellbuslinie von Wentorf nach Bergedorf),

�  hoch verdichtete Wohnquartiere auf k�rzestem Wege mit der n�chstgelegenen
Schnellbahnhaltestelle verbinden (Zubringerfunktion - u. a.  Schnellbuslinie von
Lohbr�gge zum S-Bhf. Bergedorf; Schnellbuslinie von Hummelsb�ttel zum U-/ S-
Bhf. Ohlsdorf),

�  schnelle Querverbindungen zwischen den radialen Bahnlinien herstellen
(Netzverkn�pfungsfunktion - u. a. Schnellbuslinie von Schnelsen �ber Niendorf nach
Gro§ Borstel),

� vor�bergehend auf Strecken verkehren, auf denen Stra§enbahnen geplant, aber noch
nicht eingerichtet sind (Vorl�uferfunktion - u. a. Schnellbuslinie von Langenhorn nach
Poppenb�ttel).

Die Strecken der w�hrend der Hauptverkehrszeit (HVZ) im 5- bis 10-Minuten-Takt
(Nebenverkehrszeit: 10-Minuten-Takt) verkehrenden Schnellbusse sollten �ber
leistungsf�hige Bussonderspuren419 und an wichtigen Knotenpunkten �ber
Ampelvorrangschaltungen verf�gen, um das wichtige Ziel, die Ver�nderung der
Verkehrsmittelwahl zu Gunsten des �PNV, zu erreichen. Denn die wesentliche
Voraussetzung f�r die dauerhafte Akzeptanz einer an den Belangen des �PNV orientierten
Verkehrsplanung ist dessen generelle Bevorrechtigung im Stra§enraum.
Dank der Einrichtung von Bussonderspuren wird es m�glich sein, Fahrzeiten zu verk�rzen
[Hamburg-Consult, 1991,5], einen p�nktlichen Betriebsablauf zu gew�hrleisten und
Reisezeitvorteile gegen�ber dem MIV zu erzielen. Es kommt deshalb nicht darauf an,
Busspuren �berall dort einzurichten, wo es die Platzverh�ltnisse erlauben (z. B.
Brombeerweg in Fuhlsb�ttel oder Alte Landstra§e in Hummelsb�ttel), sondern vorrangig
dort, wo dem �PNV hohe Zeitverluste durch Staus auf �berlasteten Hauptverkehrsstra§en
und an Knotenpunkten entstehen. Zuk�nftig muss der Bus an aufgestauten Fahrzeugen
vorbeifahren k�nnen, wenn er eine leistungsf�hige Verkehrsalternative zum bequemen Auto
darstellen will.
Bei der Festlegung eines Vorbehaltsstreckennetzes420 ist besonderes Augenmerk auf jene
Hauptverkehrsstra§en zu legen, auf denen

� mehrere Buslinien geb�ndelt verlaufen,

                                                            
419ãAls Sonderfahrstreifen f�r Omnibusse des Linienverkehrs wird in der StVO ein besonders gekennzeichneter
Fahrstreifen bezeichnet, der Omnibussen des �ffentlichen Linienverkehrs vorbehalten ist (¤ 41 Absatz 2 Nr. 5,
Zeichen 245 StVO) [Bdrs. 17/1396].
420Die Hamburg-Consult hatte 1991 ein Busvorrangnetz von 220 km auf Hamburger Hauptverkehrsstra§en
vorgeschlagen, das ã.....14 % der Streckenl�nge des HVV-Busnetzes mit 18 % der Bushaltestellen [umfasst],
....f�r 75 % der Busfahrg�ste.....Vorteile [verspricht].....und.....f�r 67 % aller HVV-Buslinien, die auf
Abschnitten des Vorrangnetzes verkehren und dort �ber 50 % der gesamten Betriebsleistung
erbringen,....Verbesserungen im Betriebsablauf.....[in Aussicht stellt]Ó [Hamburg-Consult, 1991: 3].



� wichtige und stark von Fahrg�sten beanspruchte Busse verkehren
� und zu geringe Reisegeschwindigkeiten

festgestellt worden sind.
Auf vier- oder mehrspurigen Stra§en ist nach der VwV-StVO eine Umwidmung von zwei
Kfz-Fahrstreifen zu Busspuren zul�ssig, ã....wenn eine Entflechtung des �PNV und des MIV
von Vorteil ist oder zumindest der Verkehrsablauf des �PNV verbessert werden kannÓ
[VwV-StVO zu ¤ 41, Zeichen 245]. Die Anlage von Bussonderfahrstreifen im Stra§enraum
kann auch tageszeitlich befristet erfolgen. In diesem Fall sind Sonderspuren in Randlage
rechts (Fahrtrichtung) anzuordnen. Sie k�nnten zu bestimmten Tageszeiten auch vom
Wirtschaftsverkehr befahren werden, dessen Nutzungserlaubnis an eine Lizenzgeb�hr
(ausgenommen: eilige Transporte und Transporte mit stadtvertr�glichen Lkw) zu binden
w�re. Inwieweit eine Benutzung der Busspur als Ladestreifen zum Be- und Entladen w�hrend
der verkehrsschwachen Tageszeit in Betracht zu ziehen ist, muss im Einzelfall gepr�ft
werden. Sonderfahrstreifen ohne tageszeitliche Beschr�nkung sollten ausschlie§lich dem
�PNV vorbehalten sein  und in Mittellage angelegt werden.
Auch auf zweispurigen Hauptverkehrsstra§en ist unter bestimmten Voraussetzungen
(Fahrspurverengungen, Herausnahme einer MIV-Fahrtrichtung, Befahren der Busspur in
ãLastrichtungÓ421) die Einrichtung von Bussonderspuren m�glich. F�r diese L�sung kommen
aber nur Hauptverkehrsstra§en infrage, die mindestens 10 m breit sind: 3,5 m soll in der
Regel die Breite des Sonderfahrstreifens betragen. Der f�r den MIV verbleibende
Fahrstreifen derselben Richtung darf eine Breite von 3,25 m nicht unterschreiten [VwV-StVO
zu ¤ 41, Zeichen 245].

Die Realisierung der Busspuren geht von folgenden Rahmenbedingungen aus:
1. Die Nutzung vorhandener Fahrbahnfl�chen ist zu optimieren, d. h. der Stra§enraum wird
f�r Busspuren neu aufgeteilt und nicht verbreitert. Die daraus resultierende Verminderung der
Leistungsf�higkeit des MIV ist verkehrsplanerisch gewollt.
2. Die Belange des Wirtschaftsverkehrs -insbesondere bei der Anlieferung der
Stra§enanlieger- sind angemessen zu ber�cksichtigen. Gegebenenfalls m�ssen auf Kosten
von Park- und Gr�nstreifen Ladezonen eingerichtet werden. Im Einzelfall ist zu pr�fen, ob
eine geb�hrenpflichtige Benutzung der Busspuren durch den Wirtschaftsverkehr infrage
kommt.
3. Der nicht-motorisierte Verkehr (NMV) darf nicht benachteiligt werden. In begr�ndeten
Ausnahmef�llen d�rfen Teile des Rad- und Gehweges bei Umbauma§nahmen im
Stra§enraum in Anspruch genommen werden, aber nur unter der Bedingung, dass
ausreichende Kompensationsma§nahmen (z. B. Grunderwerb f�r die Anlage neuer Fu§- und
Radwege) erfolgen.
4. Die Mitbenutzung der Sonderspuren durch Radfahrer ist nach VwV-StVO zu ¤ 41 unter
bestimmten Voraussetzungen zwar zul�ssig422, sollte aber wegen m�glicher Beeintr�chtigung
des Linienbusverkehrs nur in Ausnahmef�llen erlaubt sein423.
5. Entsprechend dem Beispiel anderer Gro§st�dte sollten Busspuren auch durch
Einbahnstra§en in Gegenrichtung und durch Fu§g�ngerzonen gef�hrt werden k�nnen, was
                                                            
421Auf der Langenhorner Chaussee kann eine in Stra§enmitte befindliche Trasse angelegt werden, die jeweils zu
den Verkehrsspitzenzeiten -morgens in Richtung Stadt, abends in Richtung Ochsenzoll- zu befahren w�re. Dies
setzt u. a. voraus, dass dem MIV, der die Stra§e bisher zweispurig befuhr, nur noch ein Fahrstreifen je Richtung
verbleibt [Schaub, 1992: 69 f.].
422ãRadverkehr kann.....zugelassen werden, wenn die Fl�ssigkeit des Verkehrs mit Linienomnibussen nicht
beeintr�chtigt wird, die Schaffung benutzungspflichtiger Radwege.....bei Einrichtung des Sonderfahrstreifens
nicht m�glich ist.....[und] die unterschiedlichen Nutzungsanspr�che dies im Einzelfall vertretbar erscheinen
lassenÓ [VwV-StVO zu ¤ 41, Zeichen 245].
423Bei der Zulassung des Radverkehrs auf dem Sonderfahrstreifen d�rfen nach VwV-StVO zu ¤ 41, Zeichen
245, keine besonderen Lichtzeichen gezeigt werden [Ebd.].



eine gute Erkennbarkeit der Beschilderung und Markierung voraussetzt, sodass
Behinderungen anderer Verkehre und Nutzungen weitgehend auszuschlie§en sind.
6. Kostentreibende Ma§nahmen wie der Vollausbau oder -umbau von Hauptverkehrsstra§en
sollten mit R�cksicht auf die gegenw�rtige Haushaltslage auf das notwendige Ma§
beschr�nkt werden. Stattdessen ist das Abmarkieren von Busspuren mit einfachen Mitteln
durchzuf�hren. Ein bereits 1993 vom Senat entwickeltes Konzept, das Farbmarkierungen f�r
Busspuren auf etlichen Hauptverkehrsstra§en in Aussicht stellt [Bdrs. 14/4434, 15/705 und
15/4203], ist z�gig umzusetzen.
7. Linienbusse k�nnen vorhandene Stra§enbahnk�rper mitbenutzen, wenn die Gleiszone
ausreichend breit ist und die Technische Aufsichtsbeh�rde nach ¤ 68 Abs. 3 BOStrab ihre
Zustimmung erteilt [Schn�ll, 1997,3: 35].
8. Auf den in der VwV-StVO zu ¤ 41, Zeichen 245, Nr. I 7, vorgegebenen starren
Bemessungsgrenzwert f�r Mindestfahrtenh�ufigkeit424 sollte zuk�nftig verzichtet werden.
Stattdessen sind bei der Auswahl des Vorrangnetzes Kriterien wie hohes Fahrgastaufkommen
und zu geringe Reisegeschwindigkeit auf Grund erheblicher Behinderungen des
Linienverkehrs als Entscheidungsgrundlage ma§gebend. In diesem Fall d�rfte die Anlage von
Busspuren m�glich sein, wenn mindestens 5 bis 10 Busse pro Stunde der st�rksten
Verkehrsbelastung den betreffenden Streckenabschnitt befahren.
9. Eine wirksame �berwachung der Bussonderspuren sowie eine empfindliche Ahndung bei
Verst�§en ist nur bei Einhaltung von Mindestanforderungen m�glich. Grundvoraussetzung
f�r die �berwachung von Sonderfahrstreifen f�r Linienbusse ist die Kennzeichnung von
Busspuren mit Verkehrszeichen 245, das �ber der betreffenden Fahrspur anzubringen und an
jeder Kreuzung und Einm�ndung zu wiederholen ist. Es muss st�ndig -auch bei
Abblendlicht- f�r den Fahrzeugf�hrer erkennbar sein, sodass er sein Fahrverhalten darauf
einstellen kann425. Ist das Zeichen 245 nicht oder nur schwer erkennbar, ist eine Ahndung bei
Verst�§en rechtlich kaum haltbar [Kaube, 1996,10: 36 f.].
10. Busspuren m�ssen auch bei Staubildung gut erreichbar sein. Auf einzelnen Abschnitten
sind deshalb Verl�ngerungen der Busfahrstreifen -mit zeitlicher Beschr�nkung auf die
Hauptverkehrszeiten- erforderlich.

Allein mit der Anlage von Busspuren werden noch nicht alle M�glichkeiten zur
Beschleunigung voll ausgesch�pft, weil der Zeitgewinn durch lange Wartezeiten an
Lichtsignalanlagen (LSA) schnell verloren geht. Erst zusammen mit signaltechnischen
Ma§nahmen k�nnen die Potenziale f�r Reisezeitverbesserungen optimal ausgesch�pft
werden. Nach ¤ 37 Abs. 2 Nr. 4 StVO besteht grunds�tzlich die M�glichkeit, Fahrzeuge des
�PNV, die auf separaten Trassen verkehren, an Kreuzungen mit Ampelregelung zu
bevorzugen. Die Beeinflussung der LSA ist durch

� Funk oder Infrarot�bertragung vom Fahrzeug aus,
� im Gleis verlegte Induktionsschleifen,
� zuflussdosierende LSA zur Verhinderung von Staus
�  und Mitbenutzung technischer Einrichtungen auf Strecken mit computergest�tzten

Betriebsleitsystemen
m�glich. F�r evtl. gleichzeitig registrierte �PNV-Anmeldungen kann eine Priorit�tenreihe
festgelegt werden [Grund, 1985,3: 3 f.].

                                                            
424Die Voraussetzung f�r die Anordnung von Busfahrstreifen ist erf�llt, ã.....wenn mindestens 20 Omnibusse
des Linienverkehrs pro Stunde der st�rksten Verkehrsbelastung verkehren.Ó
425Die schlechte Lesbarkeit des VZ 245 und die un�bersichtliche Markierung der Bussonderspuren auf der
Max-Brauer-Allee (Altona) hat dazu gef�hrt, dass die Busspur h�ufig verbotswidrig von Kfz mitbenutzt wurde
[HA 310896].



Bei LSA, die unmittelbar hinter den Haltestellen liegen, meldet sich das �PNV-Fahrzeug bei
Einfahrt in diese an. Nach wenigen Sekunden schaltet das Signal auf ãfreie FahrtÓ und bleibt
offen, bis durch die Weiterfahrt die Abmeldung erfolgt.
Die positiven Auswirkungen sind vielf�ltig:
1. Die durchschnittlichen Verlustzeiten an LSA lassen sich um bis zu 70 % verringern und
betragen nur noch etwa 5 bis 8 % der Gesamtfahrzeit [Snell, 1985: 13 f.].
2. Die Bevorzugung �ffentlicher Verkehrsmittel gegen�ber dem Kfz. im Stra§enraum ist
deutlich sichtbar und st�rkt das Image des �PNV.
3. Den Kosten steht eine gr�§ere Attraktivit�t durch Erh�hung der Reisegeschwindigkeit und
Verbesserung der P�nktlichkeit gegen�ber.
4. Die genannten Faktoren beeinflussen wiederum die Verkehrsmittelwahl zu Gunsten des
�PNV. Daraus resultiert eine Verringerung des Kfz-Verkehrs, eine Verminderung der L�rm-
und Schadstoffemissionen und ein positiver Einfluss auf den St�dtebau.
5. Auch auf den Betriebsablauf wirkt sich der Nutzen der LSA-Beschleunigung aus: Das
Fahrpersonal wird entlastet, und es k�nnen unn�tige Brems- und Anfahrvorg�nge vermieden
werden, sodass mit einer Verminderung des Verschlei§- und Energieverbrauchs zu rechnen
ist.
6. Au§erplanm�§ige Wartezeiten an den Haltestellen entfallen.

Die Kosten f�r das Busbeschleunigungsprogramm (1. Staffel) auf den Strecken Altona-
Osdorf und Wandsbek-Jenfeld beliefen sich auf insgesamt 29,5 Mio DM. Daf�r wurden 1,1
km Busspuren neu eingerichtet und 47 LSA mit den technischen Voraussetzungen f�r eine
busabh�ngige Steuerung ausgestattet. Abz�glich der GVFG-Mittel in H�he von 20,45 Mio
DM verblieben 9,05 Mio DM Netto-Investitionskosten, die zu 89,5 % von Hamburg
(vorwiegend Stra§enumgestaltungsma§nahmen) und zu 10,5 % von den
Verkehrsunternehmen HHA, VHH, PVG (vorwiegend fahrzeugseitige Ausr�stung) zu tragen
waren. In Anlehnung an die standardisierte Bewertung wurde unter Ber�cksichtigung der

� Kosten f�r Betrieb, Unterhaltung und Instandsetzung der stra§enverkehrstechnischen
Anlagen �ber 335000 DM / Jahr,

� Personal- und Sachkosteneinsparungen bei den Verkehrsunternehmen �ber 1,45 Mio
DM / Jahr

� und Netto-Investitionskosten (s. o.),
ein monet�rer Vorteil von 700000 DM / Jahr errechnet [Bdrs. 15/5180 und 14/1969].

Weitere 6 Mio _ werden f�r Beschleunigungsma§nahmen (�nderung von LSA zur
Busbeeinflussung, Erg�nzung und Erneuerung von Teilen am zentralen Verkehrsrechner,
Stra§enbauma§nahmen, Verbesserungsma§nahmen an Haltestellen sowie
Ingenieurleistungen und Grunderwerb) der Metrobuslinie 25 (Burgstra§e Ð Winterhuder
Marktplatz Ð G�rtnerstra§e) ausgegeben. Die Strecke umfasst etwa 9,5 km. Das Vorhaben
soll bis zur Mitte des Jahres 2003 abgeschlossen sein [Bdrs. 17/567: 19; 16/4394: 3].
Dennoch wurde das 1990 im 25-Punkte-Programm aufgestellte und 1996 erneut bekr�ftigte
Ziel, ein langfristiges, streckenbezogenes Busbeschleunigungsprogramm mittels
Beeinflussung von LSA und Ausbau des Busspurnetzes auf 60 km einzuleiten, nicht
realisiert, ã.....[weil -nach Ansicht des Senats-] die Entscheidung �ber eine Fortsetzung des
Busbeschleunigungsverfahrens in Konkurrenz zur Entscheidung �ber die Einf�hrung einer
Stadtbahn st�ndeÓ [Bdrs. 15/4352 und 15/5672]. Offensichtlich sollten
Busbeschleunigungsprogramme und Stadtbahneinf�hrung gegeneinander ausgespielt werden,
um wichtige Ma§nahmen zur Verbesserung der �PNV-Qualit�t noch weiter hinauszuz�gern.
Denn die von den Firmen ITP (M�nchen) und R�hr (D�sseldorf) vorgenommene
Zweckm�§igkeitspr�fung zur Einf�hrung einer Stadtbahn in Hamburg stellte bereits 1990
fest, dass ã.....das aufgezeigte langfristige Busbeschleunigungsprogramm.....in vollem



Umfang vertr�glich mit dem denkbaren Aufbau eines Stadtbahnnetzes [ist]
.....Verkehrsfl�chen, die zun�chst als Busspuren genutzt werden, stehen dann zumindest
abschnittsweise f�r besondere Bahnk�rper zur Verf�gung.....Die Planungen beim
Busbeschleunigungsprogramm k�nnen bedarfsgerecht auf die Einf�hrung einer Stadtbahn
ausgerichtet werdenÓ [Hamburg-Consult, 1991: 5].
Statt die von der Hamburg-Consult vorgeschlagene zweite Staffel von
Beschleunigungsstrecken426 umgehend zu realisieren, brachten die Verkehrsplaner in den
letzten Jahren lediglich ein Sofortprogramm auf den Weg, das sich mit dem Abmarkieren von
Bussonderspuren auf k�rzeren Streckenabschnitten in den Bereichen Hebebrandstra§e (L�nge
des Streckenabschnitts: 520 m), Kollaustra§e (950 m), Jungfernstieg (700 m), Max-Brauer-
Allee (1600 m) und Winsener Stra§e (2160 m) [HVV, 1996] begn�gte. Die Investitionskosten
lagen bei rund 1,5 Mio DM. Abz�glich GVFG-Mittel hatte Hamburg f�r die Erweiterung
seines Busspurnetzes um 5,930 km auf 32,695 km (Stand: 1996) nur 400000 DM
aufzubringen [HVV, 1996]. Bis zum Jahr 2001 wurde das Netz der Bussonderspuren noch
einmal auf 39 km erweitert (siehe Tab. V im Anhang), doch seit dem Regierungswechsel im
Herbst 2001 sind keine neuen Busspuren geschaffen bzw. verl�ngert worden. Stattdessen sind
ã.....die Bussonderfahrstreifen in der Stresemannstra§e zwischen Lerchenstra§e und
Alsenstra§e aufgehoben worden, um den allgemeinen Verkehrsfluss zu verbessernÒ [Bdrs.
17/1396].

5.5.3.2.2. Stadtbusse

Stadtbusse stellen die Erschlie§ung ganzer Stadtteile sicher, verbinden einzelne Stadtteile
miteinander und sorgen f�r den Zubringerverkehr zu den Stationen der Schnellbahnen, der
Stadtbahnen und der Schnellbusse. Bei der Netzbildung wird angestrebt, ein Verkehrsgebiet
so zu erschlie§en, dass nur kurze Wege zu den Haltestellen zur�ckzulegen sind und die
Fahrg�ste m�glichst schnell ihr Ziel erreichen. Zur F�rderung des Stadtbusverkehrs sind
umfangreiche verkehrsregelnde und -lenkende Ma§nahmen erforderlich wie

� die Mitbenutzung bereits vorhandener �PNV-Sonderspuren,
� Ampelvorrangschaltungen an wichtigen Kreuzungen und Einm�ndungen,
� die Platzierung der Haltestellen im Fahrraum (Buskaps), damit die Busse sich nicht

erst wieder m�hsam in den flie§enden Verkehr einf�deln m�ssen,
�  die alternierende Folge von Haltestellen vor und hinter LSA, sodass die Busse mit

m�glichst geringen Wartezeiten an Ampeln die jeweils n�chste Haltestelle bequem
erreichen k�nnen,

�  das Vorziehen der Busse an ampelgeregelten Kreuzungen mithilfe so genannter
Busschleusen, damit sie st�ndig vor dem MIV bis zum n�chsten Knotenpunkt fahren
und nicht im Stau stecken bleiben,

�  die Einrichtung von Stra§en mit Linienbusverkehr als Vorfahrtstra§en, um einen
z�gigen Betriebsablauf sicherzustellen,

�  die wirksame Verhinderung des Falschparkens, insbesondere in engen
Stra§enr�umen, durch bauliche Ma§nahmen und konsequente polizeiliche
�berwachung

�  und die Mitbenutzung von MIV-Fahrstreifen in Abweichung von der
vorgeschriebenen Fahrtrichtung, z. B. durch

                                                            
426F�r eine zweite Staffel von Beschleunigungsstrecken wurden ausgew�hlt: Bhf. Altona - Burgstra§e (Linien
106 und 113), U-Bhf. Niendorf Markt - ZOB (102), Lohbr�gge Markt - Am Brink (131 u. a.), U-Bhf.
R�dingsmarkt - U-Bhf. Borgweg (108), Braamkamp - ZOB (109), Sinstorf - Ei§endorf (143, 243 und 443). Die
Realisierung sollte sich �ber einen Zeitraum von 6 Jahren erstrecken und nach groben Sch�tzungen Kosten in
H�he von 60 Mio DM verursachen [Hamburg-Consult, 1991: 5]



q  Zuweisung einer ãfalschenÓ Vorsortierspur f�r den Bus, der seine geradeaus
hinter der Kreuzung liegende Haltestelle �ber die schwach belastete
Rechtsabbiegespur erreicht,

q Genehmigung des Linksabbiegens mit geeigneter Signalsteuerung,
q  Schaffung von Abbiegem�glichkeiten aus Geradeausspuren, um in

Bussonderfahrstreifen oder in Haltestellenbereiche einfahren zu k�nnen
q und Benutzung von Einbahnstra§en in Gegenrichtung.

Neben verkehrsregelnden und -lenkenden Ma§nahmen tr�gt auch ein bequemer Zugang zu
den Fahrzeugen des �PNV zur Attraktivit�tssteigerung bei. Mit dem Einsatz der
Niederflurtechnik -sowohl bei Bahnen als auch bei Bussen- wird die Einstiegssituation f�r
alle Fahrg�ste deutlich verbessert. Der niveaugleiche Fahrzeugzugang kommt v. a.
Behinderten, Fahrg�sten mit Handgep�ck und sperrigen G�tern, Eltern mit Kinderwagen,
�lteren Personen und Kindern zugute. Empfohlen werden Ver�nderungen am Fahrzeug
(Absenken des Wagenbodens und Einbau von absenkbaren Luftfedern) und Umbauten von
Haltestellen zu so genannten Buskaps, deren erh�hter Einstiegsbereich direkt an der Fahrbahn
liegt und somit von den Bussen direkt angefahren werden kann. Im September 1996 betrug
der Anteil der Niederflurbusse bei der HHA schon 64 % [Bdrs. 15/6045].
In allen Stadtbussen sollten Fahrkartenautomaten zur Verf�gung stehen. Dadurch verk�rzen
sich die Aufenthaltszeiten an den Haltestellen, eine wichtige Voraussetzung, um die
P�nktlichkeit des gesamten Systems  zu verbessern.

5.5.3.2.3. Quartiersbusse

F�r Verkehrsbeziehungen mit Quelle und / oder Ziel im d�nn besiedelten Stadtraum d�rfte
der herk�mmliche Busbetrieb angesichts der geringeren Nachfragedichte unter
wirtschaftlichen Gesichtspunkten kaum zu betreiben sein. Alle linien- und
fahrplangebundenen Angebotsformen f�hren dort zwangsl�ufig zu unattraktiven Reisezeiten,
zu geringer Akzeptanz in der Bev�lkerung und -als Konsequenz- zu niedriger
Bedienungsh�ufigkeit. In diesen R�umen sind erg�nzende �PNV-Systeme gefragt, die eine
gute Erschlie§ung bieten und ein an der vorhandenen Siedlungsstruktur orientiertes
Verkehrsangebot bereitstellen, das f�r die Wertsch�tzung des �PNV-Gesamtsystems
unentbehrlich ist.
In bisher vom �PNV vernachl�ssigten Siedlungsgebieten ergeben sich M�glichkeiten eines
alternativen Zubringer- und Verteilerverkehrssystems. Ein solcher Fl�chenversorgungsbetrieb
kann mit wendigen und flexibel einsetzbaren, sich engen Stra§en besser anpassenden
Kleinbussen (Bef�rderungskapazit�t je nach Bedarf: 15 bis 25 Personen, nur Sitzpl�tze)
abgewickelt werden, die wie die Taxen in die Regelungen des Personenbef�rderungsgesetzes
einbezogen sind [Forschungsz., 1999: 137]. Um die Fl�chen au§erhalb der Verkehrsachsen
m�glichst gut bedienen zu k�nnen, werden die im Nahbereich der Wohnquartiere fahrenden
Busse nicht geradlinig gef�hrt. Sie weisen mehr oder weniger starke Windungen mit kurzen
Haltestellenabst�nden und kurzen Fu§wegen zu den Haltestellen auf. Zwar verl�ngern sich
dadurch die Fahrzeiten, doch k�nnen die Nachteile ausgeglichen werden, wenn die von den
Kleinbussen gefahrenen Schleifen mehrere Hauptverkehrsachsen ber�hren, damit viele
Umsteigevorg�nge (Schnellbahn, Stra§enbahn, Schnellbus, Stadtbus) m�glich sind und die
Fahrzeiten zwischen den einzelnen Umsteigepunkten kurz ausfallen. Das setzt jedoch eine
gute verkehrliche Verkn�pfung der einzelnen Verkehrstr�ger voraus (u. a. Abstimmung der
Fahrpl�ne, Wetterschutz beim Umsteigevorgang).
Am Beispiel der n�rdlichen Stadtteile Hamburgs soll der Linienverlauf von 4
Quartiersbussen dargestellt werden [Schaub, 1992: 76 f.]:



� Quartiersbus 1 : Langenhorn Nord
 Aufgaben: Erschlie§ung der n�rdlichen Langenhorner Wohngebiete zwischen der

Landesgrenze und den beiden Krankenh�usern Ochsenzoll und Heidberg.
 Anschl�sse: Schnellbahnlinie U 1 (U-Bhf. Kiwittsmoor) und Stadtbuslinie von

Glash�tte (Gewerbegebiet) zum Langenhorner Markt.
 Mitbenutzung von �PNV-Sonderspuren: Busfahrstreifen auf der Tangstedter

Landstra§e.
 Lage der Haltestellen: Fahrbahn - Sicherung durch Markierungen (Parkverbote f�r

Kfz).
 Anzahl der Haltepunkte: ca. 20.
 Taktzeiten: 10 (HVZ) und 20 (NVZ).
 Umlaufzeit: ca. 20 bis 25 Minuten.
� Quartiersbus 2: Langenhorn West
 Aufgaben: Erschlie§ung der Langenhorner Wohngebiete n�rdlich und s�dlich des

Krohnstiegs.
 Anschl�sse: Schnellbahnlinie U 1 (U-Bhf. Langenhorn Markt, Langenhorn Nord und

Fuhlsb�ttel Nord), Stra§enbahnlinie 1 (von Sasel �ber Langenhorn und Fuhlsb�ttel
nach Stellingen), Schnellbuslinie von Ochsenzoll �ber Flughafen zur Luftwerft und
zwei Stadtbuslinien (von Langenhorn nach Glash�tte, von Langenhorn nach Garstedt)

 Mitbenutzung von �PNV-Sonderspuren: Busfahrstreifen auf der Langenhorner
Chaussee.

 Lage der Haltestellen: siehe Q 1.
 Anzahl der Haltepunkte: ca. 30.
 Taktzeiten: wie Q 1.
 Umlaufzeit: ca. 25 bis 30 Minuten.
� Quartiersbus 3: Hummelsb�ttel / Poppenb�ttel-Heimgarten
 Aufgaben: Erschlie§ung der Wohngebiete Tegelsbarg und Heimgarten sowie der

Siedlungsgebiete am Gr�tzm�hlenweg; Erschlie§ung des Gewerbegebiets am
Lademannbogen.

 Anschl�sse: Stra§enbahnlinie 1 (von Sasel �ber Langenhorn und Fuhlsb�ttel nach
Stellingen) und drei Stadtbuslinien (von Ochsenzoll �ber Glash�tte nach
Poppenb�ttel, von Glash�tte �ber Fuhlsb�ttel, Alsterdorf und City Nord nach
Winterhude, von Volksdorf �ber Sasel, Poppenb�ttel und Fuhlsb�ttel zum Flughafen)

 Mitbenutzung von �PNV-Sonderspuren: Stra§enbahntrasse auf dem Ring 3.
 Lage der Haltestellen: siehe Q 1.
 Anzahl der Haltepunkte: ca. 35.
 Taktzeiten: siehe Q 1.
 Umlaufzeit:  ca. 30 bis 35 Minuten.
� Quartiersbus 4: Gro§ Borstel
 Aufgabe: Erschlie§ung der s�dlichen Wohngebiete Gro§ Borstels und der n�rdlichen

Wohngebiete Eppendorfs und Lokstedts; Anbindung der Gewerbegebiete Sportallee
und Nedderfeld.

 Anschl�sse: Stra§enbahnlinie 1 (von Stellingen �ber Fuhlsb�ttel und Langenhorn
nach Sasel), Schnellbuslinie von Ochsenzoll �ber Flughafen zur Luftwerft und 3
Stadtbuslinien (von Osdorf �ber Eidelstedt, Stellingen, Alsterdorf, Fuhlsb�ttel und
Ohlsdorf nach Barmbek; von Winterhude nach Alsterdorf; von Niendorf nach
Eppendorf).

 Mitbenutzung von �PNV-Sonderspuren: keine.
 Lage der Haltestellen: siehe Q 1.
 Anzahl der Haltepunkte: ca. 35.
 Taktzeiten: siehe Q 1.



 Umlaufzeit: ca. 30 bis 35 Minuten.

Auf bestimmten Streckenabschnitten kann zu verkehrsschwachen Zeiten der Einsatz flexibler
Betriebsformen erwogen werden. Dazu geh�ren
1. der Kleinbusbetrieb:
Kleinbusse sind auf Teilabschnitten einiger in den Abendstunden schwach genutzter
Buslinien m�glich. Gegen Zahlung eines Zuschlags k�nnen sich Fahrg�ste direkt bis vor die
Haust�r fahren lassen. Auch das Aussteigen zwischen den regul�ren Haltestellen ist auf
diesen Linien erlaubt427.
2. der Bedarfsbusbetrieb:
Bedarfsbusse verkehren in einem festgelegten Gebiet mit definierten Richtungsb�ndern und
Takten, w�hrend Linienf�hrung und Fahrplangestaltung flexibel sind. Es werden nur jene
Haltestellen angefahren, an denen eine Anmeldung -entweder �ber streckenseitige
Einrichtungen oder m�ndlich beim Einstieg- erfolgt ist. Von den Haltestellen geht es auf
k�rzestem Wege zum n�chsten Umsteigepunkt einer weiterf�hrenden Linie (Schnellbahn,
Stra§enbahn, Schnellbus, Stadtbus). Durch diese Bedarfssteuerung kann der �PNV auch in
R�umen und Zeiten geringer Nachfragedichte rationell und kosteng�nstig betrieben werden
und gleichzeitig eine hohe Bedienungsqualit�t sicherstellen.
3. der Taxibetrieb (Anruf-Sammel-Taxi):
Auf Anforderung werden die Fahrg�ste in Gro§raumtaxis von den Schnellbahnstationen
abgeholt und direkt bis vor die Haust�r gefahren. Um die Finanzierung dieses von
Taxiunternehmen erbrachten Dienstes sicherzustellen, sollte der Fahrpreis zwischen Taxi-
und Bustarifen liegen und auf jeden Fall entfernungsbezogen berechnet werden. Reine
Linienbustarife sind wegen des hohen Zuschussbedarfs unrealistisch, denn der
Taxiunternehmer, der einen solchen Dienst anbietet, kassiert von den Kommunen die
Differenz zwischen Bus- und Taxifahrt.

5.5.3.3. Verbesserte st�dtebauliche und verkehrliche Integration von Haltestellen

Die sichere und bequeme Erreichbarkeit von Haltestellen sowie der dortige Aufenthalt
spielen bei der Beurteilung des gesamten �PNV-Systems eine wichtige Rolle [Morghen,
1982: 19 f.]. Im Zusammenhang mit der Einrichtung von Haltestellen ist darauf zu achten,
dass

� das Ein-, Aus- und Umsteigen sicher, bequem und schnell erfolgt,
� der Aufenthalt w�hrend der Wartezeit als angenehm empfunden wird (Vorhandensein

von Wartefl�chen mit Sitz- und Unterstellm�glichkeiten),
� Fahrgastinformationen (Kurs�nderungen, Versp�tungen) angezeigt werden
� und die Belange von behinderten Menschen ausreichend ber�cksichtigt sind.

Dar�ber hinaus sind Standortwahl und Qualit�t des Fu§verkehrs von herausragender
Bedeutung f�r Attraktivit�t und Erreichbarkeit des �PNV. Als vorteilhaft erweist sich eine
Platzierung der Haltestellen im Schnittpunkt wichtiger Wegeverbindungen, an Kreuzungen
und an st�dtebaulich hervorgehobenen Orten (u. a. Arbeitsst�tten, Freizeiteinrichtungen,
Einkaufszentren). Sichere und direkte Wege aus allen Zugangsrichtungen zur Haltestelle sind
auf Grund der Tatsache, dass die meisten Fahrg�ste diese zu Fu§ erreichen, besonders
wichtig. Werden die Wege als angenehm empfunden, d�rften auch mehr Menschen zum
Umsteigen auf umweltfreundlichere Verkehrsmittel bereit sein. Dies setzt voraus, dass Zu-
und Abgangswege f�r Fahrg�ste durch entsprechende Verkehrsregelung gegen�ber dem MIV

                                                            
427Auf den Abschnitten S Wellingsb�ttel - U Berne der L 168 und S Neugraben - Waldfrieden der L 240 wurde
diese Angebotsform erfolgreich praktiziert [Bdrs. 15/2293].



priorisiert sind (Beg�nstigung der Fu§g�nger durch Ampelschaltungen an Kreuzungen und
Einm�ndungen, Anlage von Zebrastreifen u. v. m.).

Zur Erh�hung der Sicherheit im Bereich der zumeist in Fahrbahnmittellage befindlichen
Stadtbahn- und Schnellbushaltestellen haben sich dynamische Haltestellen mit Zeitinseln
(siehe Abb. 35 a) bew�hrt, deren Wartefl�chen im Seitenraum liegen428. Die Sicherung und
Bevorzugung ein- und aussteigender Fahrg�ste ist durch die Anwendung eines
lichtsignaltechnisch gesicherten Anhaltens des parallel zum Nahverkehrsfahrzeug gef�hrten
Kfz-Verkehrs am Zugende zu gew�hrleisten. Unmittelbar vor der Einfahrt des �ffentlichen
Verkehrsmittels in die Haltestellenzone wird mithilfe moderner Steuerungstechnik die LSA
f�r den Kfz-Verkehr auf Rotlicht geschaltet, sodass das gef�hrliche, rechtswidrige �berholen
haltender Stra§enbahnen und Busse auf der rechten Fahrzeugseite weitgehend ausgeschlossen
und ein Zugang f�r Fahrg�ste noch kurz vor der Abfahrt unmittelbar aus dem Seitenraum
m�glich ist. Wegen ihrer geschwindigkeits- und konfliktreduzierenden, den unterschiedlichen
Anspr�chen im Stra§enraum gerecht werdenden Wirkung sind dynamische Haltestellen in
den EAHV 93 (Entwurf f�r die Anlage von Hauptverkehrsstra§en 1993) nachtr�glich
best�tigt worden [Schn�ll, 1997,3: 42]. Zum besseren Erkennen der Haltestellen und damit
zur Erh�hung der Aufmerksamkeit der Autofahrer kann die Fahrbahn an un�bersichtlichen
Stra§enabschnitten auch aufgepflastert werden.

Nicht in Fahrbahnmitte befindliche Haltestellen -insbesondere Haltestellen von Stadt- und
Quartiersbussen- sollten nicht als Busbuchten, sondern grunds�tzlich am Fahrbahnrand oder
als so genannte Buskaps angelegt werden. Beide Haltestellenformen sind zur weiteren
Busbeschleunigung geeignet und gegen�ber den Busbuchten viel praktischer. Beim Einf�deln
des Busses in den flie§enden Verkehr entstehen keine unn�tigen Verlustzeiten und
Konfliktsituationen mit dem MIV. Die Aufenthaltszeiten werden verk�rzt, die
Verkehrssicherheit erh�ht und der Zugang f�r alle Fahrg�ste erleichtert [Steierwald/K�hne,
1994: 215]. Der �brige Kfz-Verkehr hat hinter dem haltenden Bus zu warten. Dieser bleibt an
der Spitze einer Fahrzeugschlange und kann immer als erstes Fahrzeug weiterfahren. Es hat
sich gezeigt, dass durch Bushalte bedingte kurzzeitige Unterbrechungen des Verkehrsflusses
keine Gef�hrdungen und keine wesentlichen Behinderungen f�r den nachfolgenden Kfz-
Verkehr zu erwarten sind [Bdrs. 15/705].
Buskaps unterbrechen vorhandene Gr�n- und Parkstreifen, indem die Wartefl�chen f�r die
Fahrg�ste bis zum Fahrbahnrand vorgezogen werden. Dadurch wird auch das rechtswidrige
Abstellen parkender Fahrzeuge erschwert. Als Standorte bieten sich Haltestellen an, wo kurze
Aufenthaltszeiten entstehen und planm�§ige Anschl�sse einzuhalten sind. Der Umbau von
bestehenden Busbuchten zu Buskaps ist jedoch aus finanziellen Gr�nden problematisch429.
Wegen erheblich geringerer Kosten wird der R�ckbau von Busbuchten im Zusammenhang
mit umfassenden Stra§enbauma§nahmen empfohlen [Bdrs. 15/5638]. In diesem Fall lassen
sich die Bauma§nahmen aus zahlreichen Haushaltstiteln (z. B. kleiner Neu-, Um- und
Ausbau von Stra§en, Ma§nahmen zur F�rderung des �PNV, Grundinstandsetzung von
Stra§en) finanzieren [Bdrs. 15/3829].

                                                            
428Untersuchungen zur vergleichenden Gesamtbewertung mehrerer Haltestellenformen (ungesicherte
�berquerungen basierend auf Verhaltensregeln nach ¤ 20 Abs. 1 StVO, Sicherung durch Fu§g�nger�berwege,
festzeitgesteuerte Furten, Haltestelleninseln) deuten darauf hin, dass dynamische Haltestellen unter dem Aspekt
der Verkehrssicherheit die beste L�sung sind. Dar�ber hinaus k�nnen die kurzen Fahrgastzu- und -
abgangszeiten an dynamischen Haltestellen f�r den parallel flie§enden Verkehr g�nstiger sein als die F�hrung
�ber Furten und Zebrastreifen [Schn�ll, 1997,,3: 40 f.].
429Je nach L�nge, Busart, Stra§enbauklasse, Art und Zustand des Fahrbahnaufbaus sind zwischen 75000 und
150000 DM aufzubringen [Bdrs. 15/5638].



Haltestellen am Fahrbahnrand (siehe Abb. 35 b) sind eine kosteng�nstigere Alternative. Der
Bordstein ist nicht zur Stra§enmitte hin versetzt, der bauliche Aufwand also wesentlich
geringer. Sie weisen �hnliche Eigenschaften wie die Buskaps auf: Der Bus h�lt auf dem
Fahrstreifen, der durch Markierung (Parkverbot) gesichert ist. W�hrend der Dauer des
Haltevorgangs kann der Bus nur auf seiner linken Fahrzeugseite (Voraussetzung: mindestens
2 Fahrspuren je Richtung) �berholt werden, damit eine Gef�hrdung ein- und aussteigender
Fahrg�ste weitgehend ausgeschlossen ist. Erfahrungen zeigen, dass im Haltestellenbereich
verbotswidrig abgestellte Fahrzeuge den Busbetrieb empfindlich beeintr�chtigen k�nnen
[Steierwald/K�hne, 1994: 217]. Eine effektive �berwachung und strenge Ahndung bei
Verst�§en werden deshalb erforderlich sein.
Die Einrichtung von Busbuchten ist an Standorten mit langen Aufenthaltszeiten (Anfangs-
und Endpunkte einer Linie) von Vorteil.

Benutzerfreundliche Haltestellen bieten Wetterschutz, Sitzgelegenheiten und
Fahrgastinformation. All dies bewirkt eine gr�§ere Einpr�gsamkeit und �ffentlichkeit sowie
eine bessere �berbr�ckung von Wartezeiten.

5.6. Die F�rderung des Radverkehrs in Hamburg

5.6.0. Einleitung

Die massenhafte Verbreitung des Automobils und der forcierte, �berwiegend an den
Belangen des Kfz-Verkehrs orientierte Ausbau der Hauptverkehrsstra§en f�hrten in den
vergangenen Jahrzehnten dazu, dass das einst f�r die Bew�ltigung der t�glichen Wege f�r
unverzichtbar gehaltene, ausschlie§lich mit Muskelkraft betriebene Fahrrad rapide an
Bedeutung verlor. W�hrend der Verkehr von Politikern, Verkehrsplanern und der Mehrzahl
der Verkehrsteilnehmer vor dem Hintergrund scheinbar unbegrenzt zur Verf�gung stehender
Energievorr�te weitgehend mit Kfz-Verkehr gleichgesetzt wurde, verk�rperte das Fahrrad
eine archaische Technologie. Als Symbol f�r �berholtes und R�ckst�ndiges war es ein
Fortbewegungsmittel f�r Menschen, die entweder kein Auto fahren durften oder sich keines
leisten konnten. Im Gegensatz zum Kfz, das dem Einzelnen neue Transportm�glichkeiten,
aber auch weitere Wege bescherte, wurden Leistungsf�higkeit und Potenzial des Fahrrades
stets untersch�tzt, sodass es schlie§lich an den Rand der gesellschaftlichen Aufmerksamkeit
geriet und in der Verkehrsplanung keine angemessene Beachtung mehr fand [FHH. Baub.,
1976, 130 ff und 452 ff.]. Die f�r Verkehrsfragen in Hamburg zust�ndige Baubeh�rde sah die
Einsatzm�glichkeiten des Fahrrades vorwiegend im Sch�ler- und Freizeitverkehr. Das Rad
wurde wegen seiner Witterungsabh�ngigkeit und wegen der langen, in einer Gro§stadt
zur�ckzulegenden Wege eher als Freizeitger�t denn als leistungsf�higes Nahverkehrsmittel
wahrgenommen [FHH. Baub. Tief., 1991: 9].
Heute stellt sich die Situation etwas anders dar, und das Fahrrad st�§t auf breitere Akzeptanz
in der Bev�lkerung. Kritische Diskussionen �ber die Endlichkeit vorhandener
Energiereserven sowie eine verst�rkte Sensibilisierung bez�glich der durch den Autoverkehr
hervorgerufenen �kologischen Probleme einerseits, die der Gesundheit zugute kommende
k�rperliche Bewegung und die Freude am Radfahren andererseits, haben die Benutzung des
umweltfreundlichen Fortbewegungsmittels -insbesondere im Freizeitbereich- wieder
interessant gemacht. Nach neuesten Sch�tzungen der Baubeh�rde werden 11 % aller
werkt�glichen Wege mit dem Fahrrad unternommen [Bdrs. 17/621]430. Schon jeder Zehnte

                                                            
430Allein im Zeitraum von 1990 bis 2000 nahm der Radverkehr in Hamburg um 10 % zu [Bdrs. 16/6683].



benutzt das Rad auf dem Weg zur Arbeit [HA 210600], und auch die Fahrradgesch�fte
rechnen in den n�chsten Jahren mit einer Hochkonjunktur [HA230302]. Inzwischen ist die
Zahl der Haushalte, die ein Fahrrad besitzen, binnen 5 Jahren auf mehr als 5 % gestiegen. 76
% der etwa 900000 Hamburger Haushalte (1998) haben ein Rad zur Verf�gung, in jedem
zweiten gibt es sogar mehrere [HiZ, 1999,3: 38; Bdrs. 17/1043: 1]. Verkehrspolitische
Initiativen, die f�r das Radfahren eintreten, haben in Zeiten, in denen f�r einen Ausbau der
Verkehrsfl�chen nur noch begrenzt finanzielle Mittel und r�umliche Ressourcen verf�gbar
sind, eigentlich die besseren Argumente: Einerseits kann in Hamburg f�r Fahrten im
Nahbereich ein hohes Umverteilungspotenzial ausgemacht werden, weil fast jeder vierte (24
%) der nicht �ber 3 km hinausf�hrenden Wege, die fast die H�lfte (44 %) aller Wege in
Hamburg ausmachen, mit dem Pkw zur�ckgelegt wird [HVV, 1992: 8]. Nach Berechnungen
der Baubeh�rde k�nnten 700000 Autofahrten / Tag auf das Fahrrad verlagert werden [Bdrs.
17/621]. Andererseits ist das Rad sowohl aus der Sicht der Nutzer als auch aus der
Perspektive der Kommunen aus �konomischen und �kologischen Gr�nden bis zu einer
Entfernung von 5 bis 6 km das sinnvollste Verkehrsmittel [OMS, 1995b: 2; BMI, 1983: 22;
Topp, 2002: 217]. G�nstig in Anschaffung und Unterhalt bietet das Rad im Stadtverkehr
einzigartige Vorteile: Es ist frei von Emissionen, schont Ressourcen und f�rdert die
Gesundheit. Besonders gut eignet es sich f�r inner�rtliche Wegekombinationen, da es �berall
hinkommt und unmittelbar an den Zielen abstellbar ist. Auch transportieren kann das Rad
mehr als gemeinhin unterstellt wird, notfalls mithilfe von leichten Anh�ngern. Die
Wetterempfindlichkeit darf nicht �berbewertet werden, da es mittlerweile atmungsaktive
Regenbekleidung gibt, die das Nasswerden von au§en und das Schwitzen von innen
weitgehend unterbindet. Auch die Gemeinden profitieren von den Vorteilen des Fahrrades,
das im Vergleich zum Kfz Fl�chen (v. a. bei den Abstellanlagen) spart und die Verkehrswege
(geringerer Fahrbahnverschlei§) schont.

5.6.1. Die Bedeutung des Radverkehrs in der Verkehrsplanung

Ende 1998 besa§ Hamburg ein beachtliches Radwegenetz von 2000 km L�nge431, auf dem
nahezu alle Ziele in der Stadt zu erreichen sind, wenn man bereit ist, Umwege in Kauf zu
nehmen. Allerdings sagt die L�nge der vorhandenen Radwege nur wenig �ber die Qualit�t
der Radverkehrsanlagen aus. Auch die st�ndigen Beteuerungen des Senats, die Verbesserung
des Radverkehrs sei ein bedeutendes Anliegen432, �ndern nichts an der ern�chternden Realit�t
des Alltags der Radfahrer in Hamburg:

1. In der Verkehrsplanung stehen die Bed�rfnisse des Autoverkehrs im Vordergrund.
2. Viele Radwege sind zu schmal, zu gef�hrlich und oft zugeparkt, sodass Konflikte mit

anderen Verkehrsteilnehmern an der Tagesordnung sind.
3. Beschaffenheit und Fahrkomfort vieler Radwege sind unbefriedigend und eignen sich

kaum f�r die Bew�ltigung gr�§erer Strecken.
4 .  Sichere Abstellm�glichkeiten sind nicht in ausreichender Zahl vorhanden,

Fahrradverleihstationen fehlen.
5 .  Einbahnstra§en, Fu§g�ngerzonen und «radfahrerunfreundliche` Ampelschaltungen

bilden zus�tzliche Hindernisse.
6. Die Kooperation �PNV / Radverkehr ist unbefriedigend.

                                                            
431Von den 2000 km Radwegen f�hren 1200 an Hauptverkehrsstra§en entlang. [HA 030599].
432In der B�rgerschaft erkl�rten die Senatsvertreter: ãDie F�rderung des Radverkehrs ist st�ndiges Anliegen
und laufende Verwaltungspraxis der beteiligten Beh�rdenÓ [Bdrs.15/5856].



Zu 1.) Ma§nahmen zur Radverkehrsf�rderung schlie§en in Hamburg die wegen des h�heren
Unfallrisikos433 umstrittenen und bei Radfahrerinitiativen und -verb�nden wenig beliebten
Bordstein- und Zweirichtungsradwege mit ein [HA180101]. W�hrend Bordsteinradwege
nach den hamburgischen Richtlinien von 1995 unter bestimmten Verkehrsbedingungen (mehr
als 18000 Kfz / Tag bei zweistreifigen Stra§en bzw. 25000 Kfz / Tag bei vierstreifigen
Stra§en) sogar ausdr�cklich vorgesehen sind [FHH. Baub. Tief, 1995: 30], ist seit der StVO-
Novelle von 1997 der Bau von Zweirichtungsradwegen nur noch in Ausnahmef�llen
zul�ssig434. Beide Radverkehrsanlagen lassen sich mit den Bed�rfnissen des Kfz-Verkehrs
gut vereinbaren, f�r Radfahrer haben sie allerdings einen geringeren Nutzen. Hinsichtlich
Breite, Fahrkomfort und Sicherheit stellen sie keine befriedigende Alternative zu den von den
meisten Radfahrern bevorzugten Radfahrstreifen dar. Sie eignen sich au§erdem nicht f�r
z�giges Radfahren, und gr�§ere Entfernungen sind auf diesen Wegen ohnehin nicht
zur�ckzulegen [Meinefeld, 1990: 81]. Mit ihrer Anlage auf dem B�rgersteig nehmen sie den
Fu§g�ngern Raum und tragen zu einem hohen Konfliktpotenzial bei, weil der vorhandene
Platz f�r Fu§g�nger und Radfahrer nicht ausreicht. Obwohl l�ngst erwiesen ist, dass eine gute
Sichtbeziehung zwischen Auto- und Radfahrern - insbesondere in Verbindung mit einer
Drosselung der Kfz-Geschwindigkeiten- die gr�§tm�gliche Sicherheit bietet [Bdrs. 15/2980;
Meinefeld, 1990: 20 f. und 83; FHH. Baub. Tief, 1995: 24], halten die Verkehrsplaner in
Hamburg weiterhin an Bordstein- und Zweirichtungsradwegen fest. Gegen eine f�r die
Anlage von Radfahrstreifen erforderliche Abmarkierung auf der Fahrbahn wurden in der
Vergangenheit verschiedene Gr�nde angef�hrt:

•  Die Vierstreifigkeit von Hauptverkehrsstra§en m�sse auf Grund der vorhandenen
bzw. prognostizierten Verkehrsbelastung beibehalten werden [Bdrs. 14/4653].

�  Die Anlage von Fahrradstreifen sei bei der vorhandenen Stra§enbreite nicht
realisierbar [Bdrs. 15/2871].

�  Eine Aufhebung von Stellpl�tzen im �ffentlichen Stra§enraum komme wegen des
hohen Bestandes an Kfz. in angrenzenden Wohngebieten nicht infrage [Bdrs.
14/575].

�  Ein Radfahrstreifen an hoch belasteten Stra§en sei mit einem nicht vertretbaren
Unfallrisiko f�r Radfahrer verbunden [Bdrs. 14/4653].

Das Verschwenken der die Hauptverkehrsstra§en begleitenden Bordsteinradwege in die
einm�ndenden Nebenstra§en erweist sich ebenfalls als vorteilhaft f�r den Kfz-Verkehr, weil
es das ungehinderte Rechtsabbiegen der Autos erm�glicht, die ansonsten wegen querender,
vorfahrtberechtigter Radfahrer den Verkehrsfluss nachfolgender, geradeaus fahrender
Autofahrer behindern. Die Herausnahme rechtsabbiegender Kfz aus dem flie§enden Verkehr
der Hauptverkehrsstra§en beeintr�chtigt jedoch die Sicherheit der Radfahrer, da die
Kraftfahrer den Vorrang von auf dem Radweg in gleicher Richtung geradeaus fahrenden
Radfahrern nicht immer beachten. Die Gr�nde hierf�r liegen in einer mangelnden
Erkennbarkeit der Radfahrerfurt bzw. darin, dass Sichthindernisse (z. B. Gr�nstreifen) den
Radfahrer verdecken [Richard, 1986: 57]. Von den 1330 Radfahrerunf�llen, die die Kfz-
F�hrer 1996 in Hamburg verursachten, waren 400 auf Fehler beim Abbiegen zur�ckzuf�hren
[PolHH.LVV, 1998: 52]. Nach der neuen PLAST 9 (Planungshinweise f�r Stadtstra§en.
Abschnitt 9: Anlagen des Radverkehrs) sind Radwegeverschwenkungen zu vermeiden und
nur noch in Ausnahmef�llen zugelassen [FHH. Baub., Tief: 1995: 38 f.].

                                                            
433ãLaut Verkehrsstatistik ist die Unfallgefahr am geringsten, wenn Radler und Autos gemeinsam die Stra§e
nutzen. Auf einem Radweg in Fahrtrichtung [Anm: Bordsteinradweg] steigt das Risiko auf das 3,4fache, in
Gegenrichtung [Anm.: Zweirichtungsradweg] auf das 11,9facheÓ [HA 180101].
434ãDie Benutzung von in Fahrtrichtung links angelegten Radwegen in Gegenrichtung ist mit besonderen
Gefahren verbunden und deshalb aus Gr�nden der Verkehrssicherheit grunds�tzlich nicht erlaubtÓ [VwV-StVO ¤
2 Abs. 4].



Zu 2.) Radwege, die vom Fu§g�ngerbereich deutlich getrennt und nach der PLAST 9
mindestens 1,6 m breit sein sollen [Ebd.: 14], sind in Hamburg eher die Ausnahme als die
Regel. Oft liegt die Breite der Radwege bei 1,0 m [Meinefeld, 1990: 80]435, es sind aber auch
Radwegbreiten von weniger als 1 m auszumachen436. Die engen Platzverh�ltnisse erlauben
den Radfahrern nicht, nebeneinander zu fahren bzw. langsamer fahrende Radfahrer zu
�berholen. Im Umfeld zentraler Einrichtungen werden Radwege immer h�ufiger durch
abgestellte Autos in Anspruch genommen [Bdrs. 15/2192, 15/793, 14/4633]437, da sie
meistens f�r parkplatzsuchende Kfz-F�hrer frei zug�nglich sind. Die Autos parken entweder
der L�nge nach ganz darauf oder quer mit dem Vorderteil, wenn z. B. auf dem
danebenliegenden L�ngsparkstreifen nur ein halber Stellplatz verbleibt. Die Gefahr f�r
Falschparker, bestraft zu werden, ist nach meiner Erfahrung gering, zumal auch der Senat
einger�umt hat, dass eine l�ckenlose �berwachung der Radwege wegen der
Schwerpunktsetzung bei der polizeilichen Arbeit auf dem Verkehrssektor und der personellen
Lage nicht m�glich sein kann [Bdrs. 15/793]. Hinzu kommt, dass Radwege in bestimmten
Jahreszeiten verschmutzt sind und durch zusammengeharkte Laubhaufen blockiert oder an
M�llabfuhrtagen h�ufig halbe Vormittage lang durch M�llcontainer versperrt werden [Bdrs.
15/1402]. Dann fahren Radfahrer meist auf dem Gehweg zwischen den Fu§g�ngern weiter.
Zusammenst�§e zwischen den beiden schw�chsten Verkehrsteilnehmern sind keine
Seltenheit. 1996 wurden 108 Fu§g�ngerunf�lle (1997: 114) von Radfahrern verursacht
[PolHH.LVV, 1998: 48 und 1999: 51]. Wegen der vielen nicht gemeldeten Kleinunf�lle
werden die tats�chlich entstandenen Sch�den, die Radfahrer Fu§g�ngern zuf�gen, gar nicht
erfasst.

Zu 3.) Charakteristisch f�r die Hamburger Radwege sind ihre kleinr�umigen Ver�nderungen:
Sie sind mal schmal, mal ausreichend breit. Die Oberfl�che ist �berwiegend eben,
gelegentlich aber auch holprig. Die Anfahrkanten438 sind uneinheitlich ausgepr�gt, wobei
H�henunterschiede von 3 bis 4 cm den Fahrkomfort wegen des nicht zu untersch�tzenden
Kr�fteverschleisses und m�glicher Besch�digungen am Rad (Felgen) empfindlich
beeintr�chtigen [Meinefeld, 1990: 23]. In der Regel ist das Radwegenetz entlang den
Hauptverkehrsstra§en gut ausgebaut, manchmal enden Radwege aber auch abrupt439.
Versuche, sich dann auf der Fahrbahn in den flie§enden Verkehr einzuf�deln, werden in
einigen F�llen behindert durch die nach Vorschrift auf der rechten Fahrbahn parkenden
Autos. So kommt die im Auftrag der Stiftung Warentest durchgef�hrte Studie von Meinefeld
(1990) zu dem Ergebnis, dass man in Hamburg zwar Rad fahren k�nne, die meisten Radwege
sich jedoch nicht f�r die Bew�ltigung gr�§erer Strecken eigneten. Neben der zum Teil
schlechten Ausf�hrung und Qualit�t der Radwege fehlten Regelungen, die das Radfahren
gegen�ber dem MIV attraktiv machen w�rden [Ebd.: 119].
Mit der Festlegung von Standards f�r Radverkehrsanlagen und der Modifizierung der f�r
viele Radler als diskriminierend empfundenen Radwegebenutzungspflicht440 im Rahmen der
                                                            
435Eigene Feststellungen in den Stadtteilen Langenhorn, Fuhlsb�ttel, Hummelsb�ttel, Ohlsdorf und Alsterdorf.
An folgenden Hauptverkehrsstra§en liegt die Radwegbreite bei 1,0 bis 1,1 m: Erdkampsweg und
Hummelsb�ttler Landstra§e in Fuhlsb�ttel, Alsterdorfer Stra§e in Alsterdorf, Hummelsb�ttler Hauptstra§e in
Hummelsb�ttel
436z. B. Schlehdornweg in Fuhlsb�ttel
437Eigene Beobachtungen am Langenhorner Markt
438Absatz, den Radfahrer beim Auffahren auf den Bordsteinradweg von der Fahrbahn aus �berwinden m�ssen.
439Der Radweg am Lehmweg in Eppendorf Richtung S�den endet abrupt bei der �berquerung der L�wenstra§e.
[Bdrs. 15/11.52]. Der an der Westseite der Stadthausbr�cke neu angelegte Radweg beginnt ohne Zufahrt am
Bleichenfleet und endet abrupt gegen�ber der Einm�ndung Neuer Wall [Bdrs. 14/4373].
440Unabh�ngig vom baulich unzureichenden Zustand zahlreicher Radwege war deren Benutzung nach der alten
Rechtsprechung rechtsverbindlich. Verst�§e wurden von der Polizei sanktioniert, f�r entstandene Sch�den im
Zusammenhang mit Verkehrsunf�llen konnte der Radfahrer haftbar gemacht werden.



24. Verordnung zur �nderung stra§enverkehrsrechtlicher Vorschriften (so genannte Fahrrad-
Novelle zur StVO 1997)441 wurde auf der Ebene der Bundesgesetzgebung ein wichtiger
Beitrag zur Steigerung der Attraktivit�t der Radbenutzung geleistet. Denn die kommunalen
Stra§enverkehrsbeh�rden sind nach der Verwaltungsvorschrift (VwV) zur StVO angehalten
worden [DP, 1998,10: 34 f.], ihr gesamtes Radverkehrsnetz den neuen Standards anzupassen,
die erstmals Mindestbreiten442 und Qualit�tskriterien443 f�r Radverkehrsf�hrungen
festschreiben. Seit dem Inkrafttreten der Novelle unterscheidet der Gesetzgeber nunmehr
zwei Klassen von Radwegen: Zum einen gibt es benutzungspflichtige Radwege, die
bestimmte bauliche Voraussetzungen aufweisen und entsprechend beschildert sind (VZ 237,
240 oder 241). Dazu geh�ren auch Radfahrstreifen auf der Fahrbahn und ãlinkeÓ Radwege,
f�r die stillschweigend dasselbe gilt wie f�r ãrechteÓ Radwege. Zum anderen existieren noch
Radwege auf Gehwegniveau, die nach Ausma§ und Ausstattung nicht mehr den
Erfordernissen des Radverkehrs gen�gen und daher lediglich benutzt werden d�rfen (so
genannte andere Radwege)444.
Mit der modifizierten Radwegebenutzungspflicht ist der Gesetzgeber den Radfahrerinteressen
durchaus entgegengekommen. Doch l�sst die nur f�r die Beh�rden rechtsverbindliche VwV
zur StVO auch Ausnahmeregelungen zu und erweitert somit den Spielraum der Kommune
hinsichtlich der Auslegung der VwV-Vorgaben betr�chtlich. Wenn z. B. bei der �berpr�fung
des Radverkehrsnetzes festgestellt wird, dass an bestimmten Hauptverkehrsstra§en eine
Radwegebenutzungspflicht aus Sicherheitsgr�nden erforderlich ist, die dazugeh�rdende
Radverkehrsanlage aber nicht den neuen Erfordernissen im Hinblick auf Breite und
Beschaffenheit gen�gt, brauchen die �rtlich zust�ndigen Stra§enverkehrsbeh�rden keine
besonderen Ma§nahmen (z. B. Anordnung von Tempo 30 in Verbindung mit der Anlage von
Schutzstreifen oder normgerechte Nachbesserungen des betreffenden Radweges oder
Herabstufung des benutzungspflichtigen Radweges zu einem anderen Radweg in Verbindung
mit dem Bau eines Radfahrstreifens und der Verschm�lerung der Fahrbahn) zur Sicherheit
der Fahrradnutzung zu ergreifen. Stattdessen ist es m�glich, an «Engstellen` von der
Mindestbreite abzuweichen und befristet auch solche Radwege als benutzungspflichtig
auszuschildern, die die baulichen Voraussetzungen f�r die Kennzeichnung noch nicht
erf�llen [VwV zu ¤ 2 StVO]. In Hamburg hat die aufwendige Registrierung der
Radverkehrsanlagen ergeben, dass 75 % der Radwege verbesserungsbed�rftig sind, wobei 25
% den Vermerk ãdringendÓ erhalten haben. Nach Auskunft der Baubeh�rde will sie in
Absprache mit der Innenbeh�rde jedoch �ber 70 % der Radwege benutzungspflichtig
belassen, obwohl die meisten die erforderlichen Kriterien nicht erf�llen445. Eine von mir

                                                            
441Nachdem die Forschungsgesellschaft f�r Stra§en- und Verkehrswesen (FGSV) Empfehlungen f�r die
Verbesserung des Radverkehrs entworfen hatte, wurden diese vom Bundesministerium f�r Verkehr (BMV)
�bernommen und als Vorlage in den Bundestag und Bundesrat eingebracht.
442Nach der VwV zur StVO gelten folgende Mindestbreiten:
1    1. Baulich angelegte Radwege mit VZ 237: mindestens 1,5 m - m�glichst 2 m
2    2. Radfahrstreifen mit VZ 237: mindestens 1,5 m - m�glichst 1,85 m
3    3. Inner�rtlicher gemeinsamer Fu§- und Radweg mit VZ 240: mindestens 2,5 m
4    4. Getrennter Fu§- und Radweg mit VZ 241: mindestens 1,5 m (f�r den Radweg)
443Die Benutzung von Radwegen kann nur dann angeordnet werden, wenn deren baulicher Zustand akzeptabel
ist. Nach der VwV muss..... ãdie Benutzung des Radweges nach der Beschaffenheit und dem Zustand zumutbar
sowie die Linienf�hrung eindeutig, stetig und sicherÓ [sein].
444ãSie [Anm.: Radfahrer] m�ssen Radwege benutzen, wenn die jeweilige Fahrtrichtung mit VZ 237, 240 oder
241 gekennzeichnet sind. Andere rechte Radwege d�rfen sie benutzen.Ó [¤ 2 StVO Abs. 4, Satz 2]
445Telefonat vom 18.3.99
Laut ADFC erf�llten 80 % der Hamburger Radwege nicht die Kriterien hinsichtlich Breite, Oberfl�che und
Linienf�hrung. Trotzdem seien sie als benutzungspflichtig ausgeschildert worden. Ein Sprecher der
Innenbeh�rde entgegnete in einem Interview mit dem Hamburger Abendblatt: ãDie Sicherheit der Radfahrer hat
f�r uns mehr Gewicht als die sture b�rokratische Erf�llung von Kriterien. Wenn ein Radfahrer auf einem



durchgef�hrte �berpr�fung der Radwege in Langenhorn, Hummelsb�ttel und Fuhlsb�ttel hat
die Aussage der Baubeh�rde best�tigt: Entlang den Hauptverkehrsstra§en f�hrende Radwege
die den neuen Anforderungen nicht entsprechen, sind weder nachgebessert noch herabgestuft
(so genannte andere Radwege), aber mit dem blauem Zusatzschild (ãBenutzungspflichtÓ)
versehen worden446.
Aus Sicht der Fu§g�nger und Radfahrer ist die StVO-Novelle von 1997 -was die
Radwegebenutzungspflicht betrifft- unbefriedigend, weil

�  immer mehr Gehwege zu geteilten Geh- und Radwegen umgebaut oder mit dem
Schild ãRadfahrer freiÓ versehen werden k�nnen,

�  es keine Regelung der Schrittgeschwindigkeitspflicht f�r Radfahrer auf Fu§wegen
gibt,

�  die Verwaltung bestehende Radwege abschaffen kann, wenn keine
Radwegeverbesserung m�glich ist, ohne die Leichtigkeit des Kfz-Verkehrs zu
beeinflussen,

�  es auch in Zukunft viele Radwege geben wird, die den Anspr�chen der Radfahrer
nicht gen�gen

�  und Mindestma§e f�r benutzungspflichtige Radwege nicht in der StVO enthalten
sind, was zur Folge hat, dass die Stra§enverkehrsbeh�rden die in der VwV
angegebenen Mindestbreiten leichter ignorieren k�nnen.

Gleichzeitig hatte es der Gesetzgeber vers�umt, das Parken und Halten von Kfz auf
Radwegen st�rker zu sanktionieren, um wenigstens auf diesem Wege die Benutzbarkeit von
Radwegen attraktiver zu machen.

Zu 4.) An allen wichtigen st�dtischen Zielorten sind Abstellm�glichkeiten f�r Fahrr�der
vorhanden. Die gro§e Zahl ungeordnet abgestellter R�der -betroffen sind v. a. die Zentren
aller Hierarchiestufen447- zeigt aber, dass das Angebot dem wachsenden Bedarf nicht gerecht
wird. Dadurch kann der Bewegungsraum f�r Fu§g�nger eingeengt und das st�dtische
Erscheinungsbild empfindlich beeintr�chtigt werden.
Als eine Besonderheit pr�sentieren sich die in etlichen Wohnquartieren der Inneren Stadt
aufgestellten Fahrradh�user, die eine sichere und gesch�tzte Unterbringung der R�der
erm�glichen. Die Erhebung einer st�dtischen Sondernutzungsgeb�hr wird von vielen
Radfahrern angesichts der Tatsache, dass andere ihren Pkw kostenfrei auf �ffentlichem
Grund parken, als diskriminierend empfunden [Bdrs. 14/1527].
Nach dem Willen des Senats k�nnen Fahrradverleihstationen nur auf privater Basis initiiert
und realisiert werden. Eine Anschubfinanzierung mit �ffentlichen Mitteln kommt zurzeit
nicht in Betracht, obwohl zu bestimmten Anl�ssen (Evangelischer Kirchentag, Deutsches
Turnfest) bereits gute Erfahrungen mit diesem besonderen Service in Hamburg gemacht
worden sind [Bdrs. 15/3357].

Zu 5.) Die Weigerung der Stra§enverkehrsbeh�rden, Fu§g�ngerbereiche im gr�§eren
Ausma§ f�r den Radverkehr freizugeben und Einbahnstra§en gegen die erlaubte
Fahrtrichtung f�r Radfahrer zu �ffnen [Ebd.], zwingt die Radler zu unn�tigen Umwegen, die
�rgerliche Zeitverluste hervorrufen. Verst�§e gegen diese Fahrverbote (Befahren von
Fu§g�ngerzonen, Benutzung der Gehwege in Einbahnstra§en) sind keine Seltenheit, v. a. in
Gebieten mit wichtigen Zielen und dementsprechend hohem Radverkehrsaufkommen.

                                                                                                                                                                                            
holprigen, zu schmalen oder kurvigen Radweg sicherer aufgehoben ist, ordnen wir auch die Benutzungspflicht
an.Ó[HA 300998]. Vgl. auch Bdrs. 17/1043: 3.
446Dies betrifft Streckenabschnitte der Langenhorner Chaussee, Tangstedter Landstra§e, Brombeerweg,
Hummelsb�tteler Hauptstra§e, Hummelsb�ttler Landstra§e und Erdkampsweg.
447Eigene Beobachtungen



Fehlende R�cksichtnahme mancher Radfahrer geben dann immer wieder Anlass zu Klagen
seitens der Fu§g�nger.
Lange Wartezeiten an signalisierten Kreuzungen und Einm�ndungen448 tragen ebenfalls nicht
zur Attraktivit�t des Radfahrens in Hamburg bei.

Zu 6.) Auch der HVV hat sich in der Vergangenheit nicht unbedingt fahrradfreundlich
gezeigt: Die Zahl der B+R-Pl�tze entspricht heute nicht dem wachsenden Bedarf. St�ndig
sind die Abstellanlagen an U- und S-Bahnh�fen �berbelegt, und der Schutz vor Diebstahl und
Witterungseinfl�ssen ist unzureichend449.
An den Auf- und Abg�ngen von Schnellbahnh�fen fehlen Schieberillen, die den Transport
der R�der erleichtern [Bdrs. 14/1359]. Selbst die Rolltreppen sind dem Fahrrad verwehrt,
woran sich allerdings kaum jemand h�lt. Anstatt die korrekte Benutzung auf der Rolltreppe
zu gestatten -bei angezogener Handbremse aufw�rts mit dem Hinterrad, abw�rts mit dem
Vorderrad auf einer Stufe stehend- wird dem Argument ãSicherheitÓ die Nutzung
untersagt450.
In den Schnellbahnen gelten Sperrzeiten f�r die Fahrradmitnahme auch dann, wenn die
Waggons nicht ausgelastet sind.

Fazit:
Angesichts g�nstiger topografischer, sozialer und siedlungsstruktureller Rahmenbedingungen
in Hamburg (Fehlen von Steigungen, gro§es Radfahrerpotenzial wegen hoher Studenten- und
Sch�lerzahlen, dezentrale Stadtstruktur) liegt der verkehrspolitische Nutzen einer
Attraktivit�tssteigerung auf der Hand. Eine von Senat und B�rgerschaft bereits 1992 in
Aussicht gestellte, nachhaltige F�rderung des Fahrradfahrens in Verbindung mit einer
Verbesserung der Verkehrssicherheit f�r Radfahrer [Bdrs. 14/1970]. k�nnte dar�ber hinaus
ein sichtbares Zeichen f�r den erkl�rten Willen aller Parteien sein, den Anteil des Fahrrades
am Stra§enverkehr deutlich zu steigern451. Das Umsteigen vom Autofahren auf das Fahrrad
h�ngt aber wesentlich davon ab, wie gut die Radfahrbedingungen wirklich sind.
Wenn das Rad die Bedeutung wiedererlangen soll, die es auf Grund seiner Leistungsf�higkeit
und hohen Sozial-, Umwelt- und Stadtvertr�glichkeit haben k�nnte, m�ssten neben
notwendigen Restriktionen beim Kfz-Verkehr (Geschwindigkeitsdrosselung, Umwidmung
von Kfz-Verkehrsfl�chen in Radverkehrsanlagen) auch gezielte F�rderungsma§nahmen zu
Gunsten des Radverkehrs ergriffen werden.

5.6.2. Konzeption von Radwegenetzen

Die einzelnen Radwegeverbindungen sind zu einem l�ckenlosen und differenzierten Netz mit
Haupt- und Nebenrouten auszubauen, um alle Ziele ohne Umwege erreichbar zu machen und
als wichtige Hilfe eine gute Orientierung zu geben. Ein attraktives, fl�chendeckendes
Radverkehrsnetz muss auf zwei Ebenen entwickelt werden:

1. Das Bezirksnetz stellt ein Raster von durchgehenden Hauptverbindungen mit direkter
F�hrung und hohem Ausbaustandard dar. Diese durchqueren den gesamten Bezirk und

                                                            
448Eigene Beobachtungen
449Eigene Beobachtungen
450Befragung von HHA-Angestellten am U-Bhf. Langenhorn-Markt am 22.4.99
451Antrag der CDU-Fraktion: Verkehrsgestaltung f�r die Region Hamburg [Bdrs. 14/3011].
Antrag der SPD-Fraktion: F�rderung des Fahrradfahrens und Verbesserung der Verkehrssicherheit f�r
Radfahrer in Hamburg [Bdrs. 14/408].
Erg�nzungsantrag der GAL-Fraktion in Sachen SPD-Antrag [Bdrs. 14/487].



schlie§en jeweils an das Radwegenetz des benachbarten Bezirks an. Auf dem �bergeordneten
Radwegenetz werden wichtige Attraktivit�tszentren (Verwaltungs- und Einkaufszentren,
Arbeitsst�tten, Wohnviertel, Erholungsgebiete, Schulen, Schnellbahn- und
Stadtbahnhaltestellen) miteinander verbunden. Dar�ber hinaus soll das Bezirksnetz den
Durchgangsverkehr (Radverkehr zwischen den Bezirken) aufnehmen. Die Radwegef�hrung
orientiert sich insbesondere an den Stra§en des Vorbehaltsnetzes. In Einzelf�llen sollen aus
Gr�nden der Verkehrssicherheit auch Verbindungen im nachgeordneten Netz
(verkehrsberuhigte Zonen, Gr�nzonen, Einbahnstra§en) einbezogen werden.
Folgende vorrangige Ma§nahmen sind hier zu ergreifen:
a.) Vorhandene L�cken im Netz sind umgehend zu schlie§en. Dies darf nicht mehr zulasten
von Fu§g�ngerfl�chen geschehen. Auf Grund der besseren Oberfl�chenbeschaffenheit, der
Sicherheit der Radfahrer und der geradlinigeren F�hrung �ber Kreuzungen ist der Bau von
Radfahrstreifen auf Fahrbahnniveau -gegebenenfalls auch auf Kosten von Kfz-Spuren- zu
forcieren.
b.) Die Beschaffenheit der Wege muss auf einen schnellen Radverkehr ausgelegt sein.
Stra§endecken aus hochwertigem Asphalt und lange durchgehende Strecken, die auch ein
Nebeneinanderfahren von Radfahrern erm�glichen, sind zu bevorzugen. Aus Gr�nden der
Verkehrssicherheit ist eine optische Hervorhebung der Radwege in Bereichen von
Knotenpunkten und Grundst�ckszufahrten erforderlich.
c.) Zur Gew�hrleistung einer gr�§tm�glichen Sicherheit der Radfahrer m�ssen insbesondere
an unfalltr�chtigen Kreuzungen geeignete bauliche Ma§nahmen zur fahrradfreundlichen
Gestaltung der Knotenpunkte getroffen werden (z. B. Anlage aufgeweiteter Radfahrstreifen
zwischen LSA und wartenden Kfz, Anlage von Radfahrerschleusen). Das Verschwenken des
Radweges ist nur noch in Ausnahmef�llen vorzunehmen.
d.) In Einzelf�llen sind Einbahnstra§en, Fu§g�ngerbereiche, Radwanderwege und Wege
durch Gr�nanlagen in das Hauptverbindungsnetz zu integrieren.
e.) An wichtigen Zielpunkten des Radverkehrs m�ssen Abstellm�glichkeiten f�r Fahrr�der in
ausreichender Zahl bereitstehen. Das gilt insbesondere f�r Schnell- und
Stadtbahnhaltestellen, �ffentliche Institutionen, Freizeiteinrichtungen, Gewerbeansiedlungen
und Fu§g�ngerzonen.
f.) �berall werden Wegweiser f�r Fahrradrouten mit Kilometerangabe aufgestellt.

2. Das Stadtteilnetz verbindet die typischen Wege f�r Aktivit�ten im Nahbereich
miteinander. Es ist in erster Linie ein Erreichbarkeitsnetz, das die Radverkehrsbeziehungen
vorrangig in verkehrsberuhigten Stadtvierteln, in Einbahnstra§en, in Fu§g�ngerzonen und in
Gr�n- und Erholungsanlagen abwickelt. Die Anbindung an das �bergeordnete Bezirksnetz ist
sicherzustellen. Als Ma§nahmen kommen in Betracht:
a.) Selbstst�ndige Radwege und markierte Radfahrstreifen sind auf den Stra§en des
Vorbehaltsnetzes anzulegen. Zur Sicherheit des Radverkehrs wird die optische Hervorhebung
der Radverkehrsanlagen erforderlich sein.
b.) Bei der F�hrung des Radverkehrs durch verkehrsberuhigte Bereiche sind in der Regel
keine baulichen Ma§nahmen durchzuf�hren. Allerdings muss die Fahrbahn in
Asphaltbauweise hergestellt sein, sodass ein Mischverkehr m�glich ist.
c.) Um die Wege f�r Radfahrer zu verk�rzen, soll in Einbahnstra§en das Fahrradfahren in
Gegenrichtung erlaubt sein. Wo es aus Sicherheitsgr�nden erforderlich ist, muss ein
Fahrradstreifen in Gegenrichtung angelegt werden.
d.) Fu§g�ngerzonen sollen zeitweise f�r den Radverkehr freigegeben werden. Auf die
Belange der Fu§g�nger ist R�cksicht zu nehmen.
e.) Die Aktivierung von Gr�nachsen f�r den Fahrradverkehr ist bei der Entwicklung eines
Radverkehrsnetzes auf Stadtteilebene von gro§er Bedeutung. In Einzelf�llen m�ssen
Radwege in Park- und Gr�nanlagen speziell gekennzeichnet sein.



f.) Um die Orientierung zu erleichtern, sind die Radwegeverbindungen zu den Ortsteilen
ausgeschildert und mit Entfernungsangaben versehen. Auf ge�ffnete Sackgassen ist bei der
Ausschilderung besonders hinzuweisen.
g.) An gr�§eren Schnell- und Stadtbahnhaltestellen sowie im Umfeld bedeutender Zielorte
sollen Fahrradverleihstationen betrieben werden, um ein problemloses Umsteigen auf das
Fahrrad zu erm�glichen.

5.6.3. Beschilderung von Radfahrverbindungen

Fahrradwegweisung ist ein wichtiger Baustein eines modernen Radverkehrssystems. Eine
einheitliche Beschilderung gibt nicht nur Hinweise zur Routen- und Zielwahl, sie leistet
zus�tzlich auch einen Werbeeffekt f�r das Radfahren. Den gr�§ten Nutzen von solchen
Verweissystemen ziehen neben ortsunkundigen Radfahrern und Radwanderern insbesondere
potenzielle Umsteiger, denen Hamburg aus der Perspektive des Radfahrens gar nicht vertraut
ist. Attraktive Radverkehrsverbindungen sind dieser Personengruppe meist nicht bekannt. Mit
der Ausweisung der f�r Radfahrer besonders geeigneten Wege abseits der
Hauptverkehrsstra§en entf�llt die Notwendigkeit, sich an der allgemeinen Wegweisung zu
orientieren, die eindeutig dem MIV dient.
Die PLAST 9 regelt zum ersten Mal die einheitliche Beschilderung f�r Hamburgs
Radverkehrsverbindungen [FHH. Baub., Tief, 1995: 75 ff.]. Durch Farbgestaltung
(Alltagsrouten: rote Schrift auf wei§em Grund; Freizeitrouten: gr�ne Schrift auf wei§em
Grund) und durch ein ausreichend gro§es Fahrradsinnbild heben sich die Fahrradwegweiser
deutlich von der �blichen Wegbeschilderung ab und sind gut erkennbar. Sie enthalten die
notwendigen Informationen �ber Ziel, Richtung und Entfernung. Es wird sinnvollerweise
unterschieden zwischen Alltags- und Freizeitrouten einerseits sowie zwischen
Wegweisern452, Vorwegweisern453 und Zwischenwegweisern454 andererseits.
Seit Ende der 90er Jahre ist mit dem Ausbau eines Veloroutennetzes zur Erg�nzung der
bereits existierenden stra§enbegleitenden Radwege an Hauptverkehrsstra§en und der
�berwiegend durch Gr�nz�ge f�hrenden Verbindungen begonnen worden. Es besteht aus
neun radialen und zwei tangentialen Strecken (s. u. Tab. 68). Mit diesen Velorouen sollen
wesentliche Quell- und Zielpunkte (Bezirks- und Stadtteilzentren, gro§e Einkaufs-,
Ausbildungs- und Freizeitst�tten) miteinander verbunden werden, um die Bedingungen f�r
eine Verlagerung der Verkehrsmittelwahl zu Gunsten des Radverkehrs zu verbessern455.
Das bis heute fertig gestellte Netz weist jedoch gro§e L�cken auf: Im Fr�hjahr 2002 betrug
die Streckenl�nge erst 270 km [Bdrs. 17/621]. Eine dar�ber hinausgehende, weitere
Umsetzung des Veloroutennetzes wird von dem seit Herbst 2001 amtierenden Senat nicht
mehr verfolgt, obwohl die Stadt �ber ein riesiges Netz von ruhigen Erschlie§ungsstra§en
verf�gt, das sich mit in Gr�nanlagen befindlichen Radwegen zu attraktiven Velorouten
verkn�pfen lie§e. Solche Routen w�ren �ber l�ngere Strecken nutzbar und setzten sich aus
verschiedenartigen Netzelementen (Radfahrstreifen und Radwege an HVS, Radwege in
Gr�nanlagen, Mischverkehr auf Fahrbahnen in Erschlie§ungs- und Wohnstra§en)
zusammen. Sie d�rften die Verkehrssicherheit f�r Radfahrer verbessern und wesentlich
kosteng�nstiger herzustellen sein als der herk�mmliche Bau von Radwegen.

                                                            
452Sie stehen im Knotenbereich, zeigen den Routenverlauf an und enthalten ein Fernziel, ein Nahziel sowie
Entfernungsangaben.
453Sie stehen an un�bersichtlichen Kreuzungen und enthalten eine Grafik zur Routenf�hrung.
454Sie enthalten einen Richtungspfeil und machen Angaben zum Ziel.
455Nach Fertigstellung der Veloroute 3 (Lokstedt Ð Universit�t) war eine deutliche Steigerung des Radverkehrs
festzustellen (50 % in Richtung Lokstedt, 40 % in Richtung Universit�t) [Bdrs. 16/6683].



5.6.4. Gestaltung von Radverkehrsverbindungen an Hauptverkehrsstra§en

Wegen der vielen verkehrsrelevanten Ziele werden Ma§nahmen zu Gunsten des Radverkehrs
an HVS auch in Zukunft ihre Berechtigung haben. Komfortverbesserungen auf der Strecke
und Ma§nahmen an unfalltr�chtigen Kreuzungen und Einm�ndungen stehen dabei im
Mittelpunkt.
Nach der Plast 9 sind Radverkehrsverbindungen im Hauptverkehrsstra§ennetz in Form von

1. Radfahrstreifen (siehe Abb. 36),
2. selbstst�ndigen Radwegen,
3. Mischverkehr auf der Fahrbahn (Angebotsfl�chen),

vorgesehen, wenn ein Um-, Neu- oder Ausbau von Stra§en erfolgt. Gemeinsame Geh- und
Radwege bzw. von Gehwegen abmarkierte Radwege sollen nur noch als �bergangsl�sung
Anwendung finden [FHH. Baub., Tief, 1995: 14 ff.].

Zu 1.) Inzwischen wird auch in Hamburg die Auffassung vertreten, dass Radfahrstreifen viele
Vorteile aufweisen456: Durch die direkte Zuordnung zur Fahrbahn werden Konflikte zwischen
Radfahrern und Fu§g�ngern vermieden. Auf der anderen Seite befinden sich die Radfahrer
immer im Sichtfeld des Autofahrers, weil die durch eine durchgezogene wei§e Linie von der
Fahrbahn abgetrennten Radfahrstreifen auf gleichem Niveau liegen. Dadurch wird das direkte
Linksabbiegen von Radfahrern erleichtert, und das Radfahren ist wegen der besseren
Oberfl�chenbeschaffenheit und der geradlinigeren F�hrung �ber Kreuzungen und
Einm�ndungen komfortabler. Dass auf der Fahrbahn abmarkierte Radfahrstreifen deutlich
preiswerter sind als selbstst�ndige Radwege, d�rfte sich auch so langsam herumgesprochen
haben. Schlie§lich tr�gt die Verschm�lerung der Kfz-Fahrstreifen zur Reduzierung
�berh�hter Geschwindigkeiten bei [Steierwald/K�hne, 1994: 128].457

Von 1984 bis 1995 sind in 22 Stra§en Radfahrstreifen von der Fahrbahn abmarkiert worden.
Noch vor Herausgabe der PLAST 9 wurden zwei weitere auf der Stadthausbr�cke (Neustadt)
                                                            
456F�r die hamburgische Radverkehrsplanung gilt der Grundsatz, ã.....dass die Einrichtung von Radfahrstreifen
unter Beachtung von �rtlichen Gegebenheiten und Verkehrssicherheitsaspekten.....Priorit�t gegen�ber dem
Neubau von Radwegen hatÒ [Bdrs. 17/1043: 2].
457Seit Einf�hrung der Radfahrstreifen in der Hochallee (Eppendorf) im April 1994 haben sich nach Angaben
der Baubeh�rde auch die Unfallzahlen und das Verkehrsaufkommen positiv entwickelt [Bdrs. 15/3357].

Tab. 68: Das Veloroutennetz in Hamburg  (Stand: Fr�jahr 2002):

Veloroute Strecke bisher fertig gestellte Abschnitte
Veloroute 1 City Ð Altona Ð Rissen Ð Wedel Rathausmarkt Ð Bernstorffstra§e

Griegstra§e Ð Othmarscher M�hlenweg
Veloroute 3 City Ð Lokstedt Ð Niendorf Rathausmarkt Ð Behrmannplatz
Veloroute 4 City Ð Winterhude Ð Langenhorn - Rathausmarkt Ð Krugkoppelbr�cke

Norderstedt
Veloroute 5 City Ð Barmbek Ð Poppenb�ttel - Rathausmarkt Ð Kennedybr�cke

Duvenstedt
Veloroute 8 City Ð Billstedt Ð Bergedorf Ð (Reinbek) Bergedorf (Zentrum) Ð Boberg
Veloroute 9 City Ð Rothenburgsort Ð Bergedorf Bergedorf (Zentrum) Ð S-Bhf. Nettelnburg
Veloroute 10 City Ð Wilhelmsburg Ð Harburg Harburg (Zentrum) Ð Georgswerder
Veloroute 12 City Ð St. Pauli Ð Altona Rathausmarkt Ð Alter Elbtunnel
Innerer Ring Innere Stadt Eilbekkanal Ð Hasselbrookstra§e
�u§erer Ring �u§ere Stadt Saseler Damm Ð Rodigallee

Quellen: Bdrs. 17/430: 3; 17/1043: 2.



und im Schlo§m�hlendamm (Wandsbek) angelegt. In den n�chsten Jahren sollen zus�tzlich
in 13 Stra§en Radfahrstreifen mit einer L�nge von insgesamt 6,5 km gebaut werden [Bdrs.
15/5856].Auf Hauptverkehrsstra§en mit einer Verkehrsst�rke von 18000 (f�r zweistreifige
Stra§en) bzw. 25000 Kfz/werktags (f�r vierstreifige Stra§en) und einem
Schwerlastverkehrsanteil von jeweils 1000 Fahrzeugen finden Radfahrstreifen -den
Richtlinien der PLAST 9 entsprechend- jedoch keine Anwendung [FHH. Baub., Tief, 1995:
25]. Nach dem Willen der Verkehrsplaner kommen Einschr�nkungen f�r den Kfz-Verkehr (z.
B. Reduzierung der Anzahl der Fahrspuren, Verdr�ngung der Zahl der Stellpl�tze am
Stra§enrand, Verschm�lerung der Fahrbahn, Drosselung der Geschwindigkeit) als
Voraussetzung f�r die Anlage von Radfahrstreifen hier nicht in Betracht [Bdrs. 15/3357].

Zu 2.) An Hauptverkehrsstra§en mit hohem Verkehrsaufkommen soll es ausschlie§lich
stra§enbegleitende, von der Fahrbahn abgesetzte Radwege geben. Sie sind in der Regel rot
gepflastert (Betonsteine) und von der Fahrbahn bzw. von den Parkstreifen durch einen
Sicherheitsstreifen (Mindestbreite 0,65 bis 0,9 m) getrennt. Grunds�tzlich darf die Breite von
1,6 m (gilt auch f�r Radfahrstreifen) nicht unterschritten werden, der angrenzende Gehweg
hat mindestens 1,5 m breit zu sein. Vor Schulen oder im Bereich von Einkaufsst�tten betr�gt
die Mindestbreite des Radweges 3 m. Wenn nicht anders beschildert, d�rfen
stra§enbegleitende Radwege nur in einer Richtung befahren werden. Zweirichtungsverkehr
ist nur in besonderen F�llen (Quelle und Ziel liegen auf der gleichen Fahrbahnseite) zu
erlauben. Auf solchen Radwegen muss eine Breite von mindestens 2 m eingehalten werden
[FHH. Baub., Tief, 1995: 14 f. und 29 f.]. - Erlaubte Abweichungen von den vorgegebenen
Standards (Reduzierung der Radwegbreite auf 1,0 bis 1,2 m [Ebd.: 15] und der kombinierten
Geh- und Radwege von 3 auf 2 m [Ebd.: 16] bei Engp�ssen auf kurzen Abschnitten) und die
Tatsache, dass die neuen Radweganforderungen nur beim Um-, Aus- und Neubau von
Stra§en zu beachten sind, relativieren die fahrradfreundlichen Bestimmungen der PLAST 9
ganz erheblich. Denn die verbesserungsbed�rftigen alten Radwege brauchen die
entsprechenden Kriterien hinsichtlich Breite und Beschaffenheit nicht zu erf�llen und d�rften
deshalb von den meisten Radfahrern als unattraktiv bewertet werden.

Zu 3.) Unter bestimmten Voraussetzungen
�  Stra§enbreite reicht nicht aus, Radfahrstreifen auf der Fahrbahn oder selbstst�ndige

Radwege im Seitenraum anzulegen,
�  Kfz-Verkehrsbelastung betr�gt max. 10000 Kfz/werktags (Schwerlastverkehrsanteil

unter 10 %),
� Fahrbahnbreite liegt bei mindestens 7,0 bis 8,5 m f�r den flie§enden Verkehr,
� Schutzstreifen muss mindestens 1,25 m breit sein,
� Gef�hrdungen durch Parkvorg�nge sind auszuschlie§en,

ist es sinnvoll, den Radverkehr im Mischverkehr mit dem Kfz-Verkehr zu f�hren. Hier bieten
sich 3 M�glichkeiten an [FHH. Baub. Tief, 1995: 20 f.]:

a. F�hrung des Radverkehrs zusammen mit dem Kfz-Vekehr auf der Fahrbahn:
  Dies setzt geringe Verkehrsst�rken (10000 Kfz/werktags) und geringe

Schwerverkehrsanteile (unter 10000 Lkw/werktags) voraus [Ebd.: 21]. Bei
zweistreifigen Stra§en m�ssen �berholende Kfz die Gegenfahrbahn benutzen, bei
�berbreiten einstreifigen Richtungsfahrbahnen (Fahrstreifenbreite: 4,5 bis 5,5 m) ist
das Vorbeifahren an Radfahrern problemlos m�glich. Zur Sicherheit der Radfahrer
sollte die zugelassene Kfz-Geschwindigkeit auf zweistreifigen Stra§en auf 30 bis 40
km/h gesenkt werden.

b. F�hrung des Radverkehrs auf dem Gehweg:
  Zum Schutz unsicherer Radfahrer kann der Radverkehr auf dem Gehweg erlaubt

werden, wenn die Verkehrsbelastungsgrenzen von 10000 Kfz �berschritten sind, eine



Gehwegbreite von mindestens 2,5 m verbleibt und geringer Fu§g�ngerverkehr
vorherrscht [Ebd.: 22].

c. Einrichtung von Angebotsstreifen am Fahrbahnrand:
  Die mit einer unterbrochenen wei§en Linie auf der Fahrbahn abmarkierten

Angebotsstreifen sind kein Fahrradsonderweg [Ebd.: 23]. Sie erleichtern jedoch den
Radfahrern das Vorfahren zur n�chsten Ampel, weil sie an den Pkw rechts vorbei bis
an die Haltelinie fahren k�nnen. Zur besseren Erkennbarkeit kann ein Fahrradsymbol
auf der Fahrbahn aufgetragen sein. Bei Bedarf d�rfen Angebotsstreifen vom Kfz-
Verkehr befahren werden. In Hamburg haben die Stra§enverkehrsbeh�rden bis 1996
noch keine Stra§e ausfindig gemacht, wo Angebotsstreifen sinnvoll eingesetzt werden
k�nnten [Bdrs. 5856].

Nach Auskunft der Baubeh�rde eignen sich 50 Hamburger Stra§en f�r den Mischverkehr. An
57 weiteren Stra§en mit einer Verkehrsbelastung von 10000 bis 15000 Kfz / werktags wird
noch gepr�ft, ob Mischverkehr zugelassen werden kann458.

Insbesondere an Einm�ndungen und Grundst�cksausfahrten sollten Radverkehrswege durch
eine eigene Farbe oder durch bildliche Symbole optisch hervorgehoben werden.
Verkehrsbeobachtungen haben gezeigt, dass durch Rotf�rbung die Aufmerksamkeit der
Autofahrer am st�rksten angeregt wurde [Meinefeld, 1990: 22]. In Hamburg sind
�berwiegend rote Pflastersteine verwendet worden. Deren Eignung f�r die Anlage von
Radwegen wird jedoch nicht nur wegen der hohen Kosten zunehmend infrage gestellt. An
vielen Stellen waren sie abgesackt, was h�ufige Nachbesserungen erforderlich machte [Bdrs.
14/4701].
Von besonderer Bedeutung f�r die Sicherheit der Radfahrer ist die Fahrradwegef�hrung in
Kreuzungsbereichen. Einerseits sind Radfahrer auf verschwenkten Radwegen durch
rechtsabbiegende Autofahrer gef�hrdet. Andererseits k�nnen sie -insbesondere an
lichtsignalgeregelten Kreuzungen und Einm�ndungen- oft nicht direkt nach links abbiegen,
sodass sie eine Ampelphase gegen�ber dem MIV verlieren. An diesen kritischen Stellen
erweist sich, ob die von Politikern und Verkehrsplanern viel beschworene
Radverkehrsf�rderung wirklich ernst gemeint ist.
Um die gef�hrlichen Verschwenkungen zu vermeiden und Linksabbiegevorg�nge f�r
Radfahrer zu erleichtern, sollten stra§enbegleitende, selbstst�ndige Radwege 20 m vor
Kreuzungen oder einm�ndenden Stra§en in Radfahrstreifen �berf�hrt werden. Sie r�umen
den Radfahrern an ampelgeregelten Kreuzungen vorteilhafte Regelungen ein, weil

�  durch den Aufenthalt der Radler im Sichtfeld der Kraftfahrer sich kaum noch
Konflikte mit rechtsabbiegenden Autos ergeben [FHH. Baub. Tief, 1995: 42],

� sie geradlinig an Pkw-Staus vorbei zur Kreuzung f�hren und Aufstellm�glichkeiten
vor der Ampel (so genannte aufgeweitete Radfahrstreifen) bieten,459

                                                            
458Telefonat vom 16.12.98 mit der Tiefbauabt. der Baubeh�rde
459Vor der Kreuzung befinden sich zwei Haltelinien. Dazwischen weitet sich der Radfahrstreifen �ber die
gesamte Fahrbahnbreite aus und dient als Warteraum f�r Radfahrer vor den Autos, die bei ãRotÓ an der zweiten
Linie anhalten m�ssen. Bis zur ersten Haltelinie direkt an der Ampel d�rfen nur die Radler vorfahren. Schaltet
die Ampel auf ãGr�nÓ, k�nnen die zuerst anfahrenden Radfahrer auf direktem Weg in jede gew�nschte
Richtung abbiegen. Sie befinden sich immer im Blickfeld der Autofahrer und brauchen nicht in den Abgasen der
Kfz zu stehen [FHH. Baub. Tief, 1995: 48]. Aufgeweitete Radfahrstreifen sind preiswert, schnell umsetzbar und
-wie die Erfahrungen in M�nster zeigen [OMS, 1996] - eine wichtige Komfortsteigerung  f�r Radler. Sie haben
allerdings einen gravierenden Nachteil: Das Befahren der Wartezone vor den haltenden Autos ist aus
Sicherheitsgr�nden nur w�hrend der Rotphase m�glich. Nach der Plast 9 ã.....werden ihre Einsatzbereiche v. a.
in den wenigen belasteten Zufahrten signalisierter Knotenpunkte gesehen, bei denen die Sperrzeit im Verh�ltnis
zur Umlaufzeit lang istÓ [FHH. Baub. Tief, 1995: 48]. Durch entsprechende lichtsignaltechnische Einrichtungen
(die Zufahrt zum ausgeweiteten Radfahrstreifen wird durch Rotlicht eines Sondersignals gesperrt, der Radfahrer
muss warten oder nutzt die M�glichkeit des indirekten Linksabbiegens) lie§e sich die Anwendung dieses
Radverkehrselements noch erweitern.



� sie ein direktes und sicheres Linksabbiegen gew�hrleisten:
 Auf mehrstreifigen Stra§en k�nnen Radfahrer mittels Schleuse und Sondersignal 30

m vor der Kreuzung direkt �ber mehrere MIV-Fahrstreifen auf die von der
Linksabbiegespur f�r Kfz abmarkierte Radfahrspur geleitet werden (siehe Abb. 37 a
und b). Linksabbiegende Radfahrer sind den Autofahrern gegen�ber gleichgestellt
und k�nnen den Kreuzungsbereich z�gig und -immer im Sichtfeld der Autofahrer-
sicher �berqueren. In den engen Seitenr�umen sind Konflikte mit Fu§g�ngern
weitgehend ausgeschlossen. Wegen der kostenaufwendigen Installation
vorgeschalteter Lichtzeichen, die erst das gefahrlose Einf�deln der Radfahrer
erm�glichen, wird dieses f�r Radfahrer attraktive Element wohl nur in seltenen F�llen
Anwendung finden. Als Alternative bietet sich das indirekte Linksabbiegen an, das
aber das rechtwinklige Queren von zwei Kreuzungsarmen erfordert (siehe Abb. 37 c).
Allerdings f�llt der Zeitaufwand beim zweiphasigen, indirekten Linksabbiegen h�her
aus als beim einphasigen. Radfahrer sind gegen�ber den Autofahrern benachteiligt. In
den Aufstellungsr�umen am zweiten Kreuzungsarm k�nnen Behinderungen mit dem
Fu§g�ngerverkehr und den geradeaus fahrenden Radfahrern auftreten.

5.6.5. Verbesserungen der Radverkehrsbedingungen au§erhalb des Vorbehaltsnetzes

Durch verbesserte Angebote und Regelungen kann das Fahrradfahren auch im
nachgeordneten Stra§ennetz wirksam gef�rdert werden. Hier bieten sich an:

a.) Radverkehrsf�hrungen in verkehrsberuhigten Stadtvierteln:
In den Stra§en verkehrsberuhigter Wohngebiete und Gesch�ftsbereiche brauchen Radwege in
der Regel nicht vorhanden zu sein. Auf Grund der vorgeschriebenen H�chstgeschwindigkeit
von 30 km/h k�nnen Radler und Autofahrer zusammen die Fahrbahn benutzen (so genannter
Mischverkehr) [FHH. Baub. Tief, 1995: 67]. Gute und sichere Fahrm�glichkeiten sind f�r die
Radfahrer insbesondere dann zu erwarten, wenn

�  der Durchgangsverkehr durch gegeneinander verlaufende Einbahnstra§en fern
gehalten wird,

� die Geschwindigkeit durch bauliche Ma§nahmen (z. B. Einbau von Stra§enschwellen)
wirksam verringert wird460, wobei am Stra§enrand die Schwellen so abgeflacht
werden, dass die Radfahrer in ihrem Verkehrsfluss kaum beeintr�chtigt sind,

� diese Nebenrouten abseits der Hauptverkehrsstra§en auch ausgeschildert werden, um
v. a. den Ortsunkundigen die Orientierung zu erleichtern.

In Einbahnstra§en und Sackgassen sind Durchfahrm�glichkeiten zu schaffen. So k�nnen
Sackgassenschilder mit einer Folie beklebt sein, die den Radfahrern signalisieren, dass am
Ende der Stra§e der Radweg seine Fortsetzung findet.

b.) Befahren von Einbahnstra§en in Gegenrichtung:
In der Vergangenheit wurden Einbahnstra§en meist in der Absicht eingerichtet, Autofahrer
aus bestimmten Bereichen zu verdr�ngen, um zus�tzlichen Parkraum zu schaffen oder um die
Aufnahmekapazit�t und die Flie§geschwindigkeit des Kfz-Verkehrs zu erh�hen [Bdrs.
15/1833]. Die negativen Auswirkungen solcher Einbahnstra§enregelungen f�r die
umwegeempfindlichen Radfahrer sind h�ufig �bersehen worden. Deshalb halten sich manche

                                                            
460Untersuchungen in Hamburger Tempo-30-Modellgebieten haben gezeigt, dass nur 16 % der Autofahrer
(nach l�ngerer Gew�hungszeit 21 %) sich an die vorgeschriebene Geschwindigkeit gehalten haben. In Gebieten,
in denen bauliche Umgestaltungen vorgenommen worden sind, ist dagegen Tempo 30 von 40 bis  65 % der
Kraftfahrer befolgt worden [ARGUS, 1989: 18 ff.].



Radfahrer auch nicht daran und fahren auf dem Gehweg, wo sie ihrerseits Fu§g�nger
gef�hrden461.
Durch geeignete Ma§nahmen ist es m�glich, Einbahnstra§en gegen die erlaubte
Fahrtrichtung zu befahren, damit die Radler nicht zu Umwegen gezwungen sind oder auf
gef�hrliche Hauptverkehrsstra§en ausweichen m�ssen. Im Zusammenhang mit der StVO-
Novelle wurden strenge Kriterien f�r die Freigabe von Einbahnstra§en f�r Radfahrer
erarbeitet: Einbahnstra§en werden nicht generell ge�ffnet, sondern k�nnen in Stra§en mit
geringer Verkehrsbelastung und einer zul�ssigen H�chstgeschwindigkeit von 30 km/h
versuchsweise erprobt werden. Sie m�ssen in der Regel eine Fahrbahnbreite von 3,5 m haben
und d�rfen nur sehr geringen Bus- und Lkw-Verkehr aufweisen. Dar�ber hinaus muss
nachgewiesen werden, dass die in Gegenrichtung zu �ffnende Einbahnstra§e wichtig f�r das
Radverkehrsnetz ist. Au§erdem darf die Begegnungsstrecke nur von geringer L�nge (300 m)
sein, und die Belange des ruhenden Kfz-Verkehrs sind ausreichend zu ber�cksichtigen [VwV
zu ¤ 41 StVO].
In echten Einbahnstra§en, in denen die Fahrtrichtung auf der Fahrbahn mit dem VZ 220
StVO vorgeschrieben ist, darf das Radfahren entgegengesetzt zur Einbahnstra§enrichtung -
entsprechend den Ausf�hrungen der Plast 9 (95)- nur auf baulich abgesetzten Radwegen
(Beispiel: Gro§e Rainstra§e in Ottensen [Bdrs. 15/5826]) und auf von der Fahrbahn
abmarkierten Radfahrstreifen (z. B. Haubachstra§e und Chemnitzstra§e in Altona [Ebd.])
zugelassen werden [siehe auch Abb. 38 b], was jedoch h�here Baukosten verursacht. Bei der
Beurteilung aller Kriterien d�rfte deutlich geworden sein, dass es wohl keine Freigabe von
Einbahnstra§en im gro§en Umfang geben wird. Der m�gliche Wegfall von Kfz-
Stellpl�tzen462 ist f�r die Stra§enverkehrsbeh�rde schon Grund genug, auf die �ffnung von
Einbahnstra§en f�r den Radverkehr zu verzichten.
Als weitere M�glichkeit bietet sich das Beschildern von so genannten unechten
Einbahnstra§en an [siehe Abb. 38 a]: Hier ist die Einfahrt von Kfz von einer Seite gesperrt,
sodass der Radverkehr ohne gesonderte Bau- und Abmarkierungsma§nahmen erlaubt werden
kann. Innerhalb der Stra§e darf in beiden Richtungen gefahren werden, indem auf die
Verkehrszeichen (VZ) 220 und 221 (blau-wei§er Einbahnpfeil) verzichtet wird. Stattdessen
erm�glichen

� VZ 267 (Verbot der Einfahrt) kombiniert mit dem VZ 723 n (Radfahrer frei)
� und VZ 252 (Einfahrverbot f�r Kfz aller Art) in Verbindung mit VZ 723 n

eine freiz�gige Fahrradbenutzung der Stra§e. Selbstverst�ndlich ist auch im Verlauf der
Einbahnstra§e auf entgegenkommende Radfahrer hinzuweisen. Da alle Verkehrsteilnehmer
mit Zweirichtungsverkehr rechnen, treten keine zus�tzlichen Probleme auf. In M�nster
[OMS, 1996] und in Bremennb [FHB, 1992] wird diese durch einfache Beschilderung
zul�ssige �ffnung von Einbahnstra§en schon seit Jahren erfolgreich praktiziert.

c.) Ausweisen von Fahrradstra§en:
Auf stark von Radfahrern befahrenen Routen und an Stellen, wo dies den Radverkehr sichern
und f�rdern w�rde, k�nnen seit der Novellierung der StVO Stra§en als Fahrradstra§en
ausgewiesen und mit dem VZ 340 beschildert werden. Prinzipiell sind andere Fahrzeugf�hrer
als Radfahrer bei dieser Regelung erst einmal ausgeschlossen. Sie d�rfen diese Wege nur
benutzen, soweit dies durch Zusatzschild463 zugelassen ist [DP, 1997,6: 37]. Eine nur f�r

                                                            
461Eigene Beobachtungen
462Die F�hrung des Radverkehrs zwischen R�dingsmarkt und der Stra§e Gro§er Burstah in Gegenrichtung
w�rde nach Ansicht der �rtlich zust�ndigen Stra§enverkehrsbeh�rde wegen des erforderlichen Umbaus der
L�ngsparkstreifen erhebliche Probleme f�r den ruhenden Verkehr zur Folge haben [Bdrs. 15/3357; FHH. Baub.
Tief, 1995: 69].
463Die Darstellung eines Verkehrszeichens plus Zusatzschild auf einer gemeinsamen Tr�gertafel ist nach der
VwV zur StVO zul�ssig.



Radfahrer reservierte Fahrradstra§e unter Ausschluss des MIV ist in Hamburg eher
unwahrscheinlich464. Auf den auch f�r Autos befahrbaren Fahrradstra§en d�rften die
Kraftfahrer allerdings nicht schneller als Radfahrer fahren465. Zum Schutz vor einbiegenden
Autofahrern sollte der mitten auf der Fahrbahn verlaufende Radsonderweg im
�bergangsbereich zum allgemeinen Stra§ennetz an den rechten Fahrbahnrand verschwenkt
werden. Vor querenden oder einm�ndenden Stra§en ist dem Verkehr auf der Fahrradstra§e
Vorfahrt zu gew�hren, was durch Aufpflasterung baulich hervorgehoben werden kann.
Unter folgenden Bedingungen d�rfen in Hamburg Fahrradstra§en eingerichtet werden [FHH.
Baub. Tief, 1995: 71]:

� Der Radverkehr muss die vorherrschende Verkehrsart sein.
�  Die Anlage anderer Radverkehrsanlagen (Radfahrstreifen oder Radwege) ist nicht

m�glich.
� Der Busverkehr muss ausgeschlossen sein.
�  Das Verkehrsaufkommen darf 3000 Kfz / werktags nicht �berschreiten. Echte oder

unechte Einbahnstra§en werden aufgehoben466.
�  Es muss ein verf�gbarer Fahrbahnquerschnitt von mindestens 7,8 m Breite

(einschlie§lich beidseitigem Parken467) vorhanden sein.
Fahrradstra§en k�nnen sicherlich den Radverkehr f�rdern, wenn sie ein sinnvolles Netz
bilden. Die vorgegebenen Kriterien legen jedoch den Schluss nahe, dass sie als
Vorzeigeprojekt missbraucht werden. Immerhin sind sie jetzt legalisiert, und St�dte wie
Bremen [FHB, 1992] und M�nster [OMS, 1996], die schon Fahrradstra§en eingerichtet
haben, k�nnen darauf aufbauen und eine Vorreiterfunktion �bernehmen.

d.) �ffnung von Fu§g�ngerzonen
Mit der Freigabe von Fu§g�ngerzonen f�r den Radverkehr wird die M�glichkeit geschaffen,
dass Radfahrer wichtige Ziele, die in diesen autoverkehrsberuhigten Bereichen liegen, direkt
erreichen k�nnen. Damit w�ren die L�cken im Radwegenetz geschlossen und die
Gesamtfahrzeit auf manchen Relationen wirksam verk�rzt. In anderen gro§en St�dten (z. B.
Hannover und Frankfurt) wurden bereits gute Erfahrungen mit der �ffnung von
Fu§g�ngerzonen f�r Radler gemacht [Bdrs. 1833].
Entscheidungen zur Mitbenutzung von Fu§g�ngerzonen sollten -nach der Plast 9 [FHH.
Baub. Tief, 1995: 72 f.]- immer unter besonderer Ber�cksichtigung der Fu§g�ngerstr�me, des
verf�gbaren Stra§enraums und der Randnutzungen getroffen werden. Einerseits ist vielen
Fu§g�ngern nicht bewusst, dass sie auch in den Fu§g�ngerzonen am Stra§enverkehr
teilnehmen. Andererseits fehlt es manchem Radfahrer an der n�tigen R�cksicht gegen�ber
den schw�cheren Verkehrsteilnehmern. Dies muss bei der Planung sorgf�ltig beachtet
werden.
Unter folgenden Bedingungen ist das Radfahren in Hamburger Fu§g�ngerbereichen bisher
erlaubt worden [HA 010397; Bdrs. 15/5856]:

� Rahlstedter Bahnhofsstra§e zwischen Schweriner Stra§e und Amtsstra§e in Rahlstedt:
 Freigabe au§erhalb der Gesch�ftszeiten (seit Juli 1995).

                                                            
464Nach den Bestimmungen der Plast soll dem Radverkehr auf solchen Wegen kein Vorrang gegen�ber dem
Kfz-Verkehr einger�umt werden. Stattdessen wird ã.....der Kfz-Verkehr durch eine besondere Beschilderung auf
den verst�rkt auftretenden Radverkehr aufmerksam gemachtÓ [FHH. Baub. Tief, 1995: 71].
465Nach der Plast sind 20 bis 25 km/h erlaubt [FHH. Baub. Tief, 1995: 71].
1 In Bremen werden 10 bis 20 km/h f�r ausreichend gehalten [FHB, 1992].
466In Bremen k�nnen mithilfe der Anlage von Fahrradstra§en auch sehr schmale Einbahnstra§en f�r Radfahrer
in Gegenrichtung befahrbar gemacht werden [Ebd.].
467In Bremen ist die Einrichtung von Fahrradstreifen unabh�ngig vom Stellplatzangebot f�r Kfz. Je nach Breite
der Fahrbahn kann ein- oder beidseitig geparkt werden. Bei schmalen Fahrbahnen wird wechselseitiges Parken
mit Verschwenken des Radweges empfohlen [Ebd.].



�  Schweriner Stra§e in Rahlstedt: Freigabe au§erhalb der Gesch�ftszeiten (seit Juli
1995).

�  Alte Holstenstra§e in Bergedorf: Anlage eines baulich abgesetzten Radweges (seit
Juli 1992).

�  M�llner Landstra§e zwischen Billstedter Hauptstra§e / �jendorfer Weg und
Reclamstra§e in Billstedt: Freigabe au§erhalb der Markttage.

�  Neue Gro§e Bergstra§e in Altona: Freigabe zwischen 18 und 10 Uhr (seit M�rz
1997).

Eine Mitbenutzung von Fu§g�ngerzonen durch Radfahrer in der Innenstadt wird vorerst nicht
in Erw�gung gezogen [Bdrs. 15/1833]. Um L�cken im Radverkehrsnetz zu schlie§en, sollte
auch hier dar�ber nachgedacht werden, einzelne von Fu§g�ngern weniger stark frequentierte
Abschnitte f�r den Radverkehr freizugeben oder das Radfahren zusammen mit dem
Lieferverkehr vor und nach Ladenschluss zuzulassen.

e.) Freigabe von Park- und Gr�nstreifen
Auf breiten Wegen der Park- und Gr�nanlagen Hamburgs k�nnen speziell gekennzeichnete
Radfahrstreifen ausgewiesen werden. Bei der �berquerung von Stra§en sind solche Wege
durch besondere Sicherungsma§nahmen (z. B. Zebrastreifen) zu sch�tzen. Die Belange der
Fu§g�nger m�ssen besonders beachtet werden.

5.6.6. Verkn�pfung des Radverkehrs mit dem �PNV

Die Verkn�pfung von Fahrrad und �PNV stellt eine umweltfreundliche Alternative zum
MIV in Entfernungsbereichen dar, die f�r das Fahrrad allein zu lang w�ren. Angesichts der
Tatsache, dass viele Menschen in Hamburg au§erhalb des fu§l�ufigen Einzugsbereichs der
Schnellbahnen wohnen und die Bedingungen f�r den Zugangsweg mit dem Fahrrad in vielen
F�llen g�nstiger sind als die Fahrt mit Bussen oder Pkw, ist eine enge Verzahnung von Rad
und �PNV anzustreben. Zur Verbesserung des Zusammenspiels dieser beiden
umweltfreundlichen Verkehrsarten bieten sich vier M�glichkeiten an:

a.) Mitnahme von Fahrr�dern in den Schnellbahnen:
Die Mitnahme von R�dern in den Z�gen der Schnellbahn scheint w�hrend der
Hauptverkehrszeiten auf Grund der hohen, an Kapazit�tsgrenzen sto§enden Auslastung nicht
zweckm�§ig zu sein. Dies w�rde zwangsl�ufig zu St�rungen im Betriebsablauf und zu
Bel�stigungen anderer Fahrg�ste f�hren [Bdrs. 17/567: 19]. Die Herrichtung eigener
Fahrradabteile, in denen R�der besser abgestellt werden k�nnten, w�re eine interessante
Alternative zur Aufhebung der Zeitsperre (montags bis freitags jeweils zwischen 6 und 9
sowie zwischen 15 und 18 Uhr). In Berlin machte die S-Bahn bessere Erfahrungen mit dem
Fahrradtransport. In Zukunft soll das Angebot an Mehrzweckfl�chen in den Berliner S-
Bahnwagen erh�ht und der barrierefreie Zugang zu den Bahnsteigen sichergestellt werden,
um die Zahl der Fahrradbef�rderungsf�lle zu verdreifachen [Topp, 2002: 218].

b.) Fahrradfreundliche Gestaltung der Schnellbahnh�fe:
Zur fahrradfreundlichen Bahnhofsgestaltung geh�ren:

�  breite Schieberillen an Treppen, um den Transport des Fahrrades zu erleichtern,
zumal die f�r behinderte Menschen gebauten Aufz�ge f�r die Mitnahme von R�dern
nicht immer geeignet sind

�  und die gute Erreichbarkeit der Haltestelle f�r den nicht-motorisierten Verkehr
(sichere �berquerungsm�glichkeiten an stark frequentierten Haltestellen, Einbindung



in Fu§- und Radwegenetze, Geschwindigkeitsbeschr�nkung f�r Kfz im Bereich von
Haltestellen, die im Stra§enraum liegen).

c.) Bereitstellung von diebstahlsicheren und witterungsgesch�tzten Abstellanlagen:
Zur sicheren Aufbewahrung der Fahrr�der im n�heren Umfeld von Schnell- und
Stadtbahnhaltestellen ist v. a. im innerst�dtischen Bereich f�r eine fl�chenhafte Verteilung
von Abstellm�glichkeiten zu sorgen. B+R-Anlagen sind im Vergleich zu P+R-Stellpl�tzen in
Anschaffung und Unterhaltung weitaus kosteng�nstiger [Bose, 1995: 432] und
fl�chenschonender468. Deshalb ist die Bedeutung des Fahrrades als Zubringerverkehrsmittel
zu den Haltestellen des �PNV in der Verkehrsplanung angemessen zu ber�cksichtigen. Es
erweitert den fu§l�ufigen Einzugsbereich einer Haltestelle um das Neunfache [Bracher,
1985: 47 f.] und d�rfte damit in der Lage sein, den in Hamburg festgestellten hohen Anteil
von MIV-Fahrten im Nahbereich zu reduzieren. Nach einer Untersuchung von Cohrs (1996)
erreichten 93 % der befragten B+R-Nutzer in Hamburg die Haltestelle nach 2 bis 2,5 km
[Cohrs, 1996: 31], 96 % aller Fahrten im ãgebrochenenÓ Fahrradverkehr waren mit dem
Fahrtzweck ãWeg zur Arbeits- bzw. Ausbildungsst�tteÓ verbunden [Ebd.: 33]. Starken
Einfluss �bte die �PNV-Bedienungsqualit�t auf die B+R-Nutzung aus: Je besser die Qualit�t
der Schnellbahnbedienung (kurze Reisezeit, P�nktlichkeit, h�ufiges Zugangebot,
Vorhandensein direkter Verbindungen, niedrige Fahrtkosten, Stationsattraktivit�t), desto
gr�§er fiel das B+R-Aufkommen aus [Ebd.: 52]. Dies galt umso mehr, wenn der
Einzugsbereich einer Haltestelle nur unzureichend von Buszubringerlinien erschlossen war
[Ebd.: 77].
In Hamburg ist noch ein erheblicher Ausbaubedarf vorhanden469. Bei der Anlage weiterer
B+R-Pl�tze sollte insbesondere auf Witterungsschutz470, Diebstahlssicherung471 und
Eingangsn�he472 geachtet werden. An gr�§eren Schnellbahnh�fen bietet sich die Einrichtung
von Fahrradverleihstationen473 an, wo neben der Vermietung auch andere Dienstleistungen -
wie Beratung, Reparatur und Bewachung- anzubieten sind.
Das B+R-Konzept kann auf Dauer nur erfolgreich sein, wenn potenzielle Interessenten
gezielt angesprochen werden (z. B. Ver�ffentlichung von Pl�nen �ber den Bestand an
Abstellpl�tzen im Umfeld von Schnellbahnstationen).

d.) Mitbenutzung von Bussonderspuren:
Die Mitbenutzung von Busspuren durch den Radverkehr bleibt auch nach der im
Zusammenhang mit der StVO-Novelle erfolgten Legalisierung umstritten. Einerseits ist das
Radfahren auf den breiten Sonderfahrstreifen mit ihren glatten Oberfl�chen besonders
komfortabel, und die Radfahrer k�nnen sich unbehindert vom Kfz-Verkehr bewegen.
Andererseits stellt diese Art der Verkn�pfung zwischen Rad und �PNV ein hohes
Gefahrenpotenzial dar, wenn der Sonderfahrstreifen nicht breit genug ist und die Busfahrer
sich zu riskanten �berholman�vern entschlie§en. Deshalb sollten Busspuren, auf denen

                                                            
468Auf einem Pkw-Stellplatz k�nnen mindestens 7 Fahrr�der abgestellt werden [ILS, 1990: 13].
469Im Herbst 1994 wurden 8600 B+R-Stellpl�tze an den Schnellbahnstationen gez�hlt [Bdrs. 15/1833]. Sechs
Jahre sp�ter standen an den 128 Schnellbahnhaltestellen rund 12000 B+R-Pl�tze zur Verf�gung [Bdrs. 16/4394:
5].
470�berdachte Abstellanlagen haben gegen�ber anderen Abstellm�glichkeiten den Vorteil, dass der Sattel auch
nach l�ngeren Regeng�ssen trocken gehalten wird [Cohrs, 1996: 45].
471Der Fahrradst�nder muss so konstruiert sein, dass Rahmen und Vorderrad angeschlossen werden k�nnen
[Ebd.].
472Wenn das Fahrrad seine Schnelligkeit im Streckennahbereich ausspielen will, muss die Abstellanlage zielnah
sein [Ebd.].
473Als m�gliche Standorte wurden neben dem Universit�tsgel�nde auch die Bahnh�fe Bergedorf, Altona,
Blankenese und Kellinghusenstra§e gepr�ft [Bdrs. 16/4394: 5].



Radverkehr zugelassen ist, mindestens 4,25 m breit sein. Auch auf kurzen Busschleusen kann
der Radverkehr erlaubt werden.
Die Plast 9 macht die F�hrung des Radverkehrs auf Busspuren von folgenden Bedingungen
abh�ngig [FHH. Baub. Tief, 1995: 58 f.]:

� Der Sonderfahrstreifen muss am Fahrbahnrand angelegt sein.
�  Bei fehlenden �berholm�glichkeiten soll der f�r den Radverkehr zugelassene

Streckenabschnitt eine L�nge von 300 m nicht �berschreiten.
� Eine gemeinsame Nutzung von Busfahrstreifen ist bei einer Frequenz von mehr als 20

Bussen / Stunde auszuschlie§en.
� Es kommen nur breite (3,25 bis 3,5 m) und sehr breite (> 4,75 m) Busspuren infrage.

Bisher sind Busfahrstreifen im Reesendamm (Altstadt), im Hahnenkamp (Altona) und in der
Max-Brauer-Allee (Altona) f�r die Mitbenutzung durch Fahrradfahrer freigegeben worden
[Bdrs. 15/5856].

5.6.7. Herstellung attraktiver Abstellanlagen f�r Fahrr�der

Das Fahrrad hat -wie auch der Pkw- als Individualverkehrsmittel den Nachteil, dass es nach
der Benutzung abzustellen ist. Deshalb m�ssen an Quell- und Zielpunkten des
Fahrradverkehrs Abstellm�glichkeiten in ausreichender Zahl vorhanden sein. Das gilt v. a.
f�r �ffentliche Institutionen474, Freizeiteinrichtungen475, Gewerbeansiedlungen476 und
Fu§g�ngerzonen477. Vordringlich sind Abstellm�glichkeiten  in der Innenstadt zu schaffen,
wo die Zahl der Abstellanlagen begrenzt ist [Bdrs. 14/487]. Als Standorte kommen die
M�nckebergstra§e, der Rathausmarkt, der Jungfernstieg und die Poststra§e infrage. Sind hier
keine Vorkehrungen auf privatem Grund getroffen, muss das Abstellen der R�der im
�ffentlichen Stra§enraum erfolgen. Dies kann bei der gro§en Anzahl von Fahrr�dern zur
Gef�hrdung der Sicherheit von Fu§g�ngern f�hren. Zudem ist die Beeintr�chtigung des
st�dtebaulichen Erscheinungsbildes nicht auszuschlie§en. Vorrangiges Ziel muss es daher
sein, mehr kleine Fahrradabstellanlagen zu bauen, die gut in die Umgebung integriert werden
k�nnen. Gr�§ere Einrichtungen sind lediglich im Umfeld von Schulen, B�dern, Sportst�tten
und gro§en Gewerbebetrieben sowie am Rande gr�§erer Zentren vorgesehen [FHH. Baub.
Tief, 1995: 89].
Abstellanlagen m�ssen folgenden Anforderungen gen�gen [Ebd.: 82 f.]:

� ein diebstahlsicheres Anschlie§en von Vorderrad und Rahmen,
� zielnahe Standorte mit bequemen Zuwegungen,
� Standsicherheit
� und Witterungsschutz.

                                                            
474Rath�user, Finanz�mter, Bibliotheken, Museen und sonstige Einrichtungen haben in der Regel viel
Publikumsverkehr und sollten aus st�dtebaulichen Gr�nden mit attraktiv gestalteten Fahrradabstellanlagen
aufwarten, die sich nach M�glichkeit vor den Geb�uden in Eingangsn�he befinden. Wenn aus Platzgr�nden die
Abstellpl�tze hinter den Geb�uden liegen, m�ssen entsprechende Hinweise gegeben werden [ILS, 1990: 22 f.]..
475Gro§er Bedarf an Abstellm�glichkeiten herrscht im Bereich von Schwimmb�dern, Sportstadien und
Parkanlagen. Wegen des erh�hten Diebstahlrisikos muss besonderes Gewicht auf die diebstahlsichere
Unterbringung des Rades (Anschlie§en an Rahmen und Vorderrad, bewachte Anlagen, Abstellen in der N�he
der Einlasskontrolle) gelegt werden [Ebd.: 31 f.].
476Auf Grund der langen Abstelldauer sind hier v. a. �berdachte Fahrradparkpl�tze, die einen ganzj�hrigen
Witterungsschutz garantieren, anzubieten. Der Abstellplatz sollte auf dem Betriebsgel�nde in der unmittelbaren
N�he des Arbeitsortes liegen (Innenraum oder Eingangsn�he) [Ebd.: 27 f.].
477Zieln�he (d. h. unmittelbare Zuordnung zu den L�den), Witterungsschutz und stabile Ausf�hrung der
Fahrradst�nder sind die entscheidenden Nutzungsanforderungen an Abstellanlagen in Fu§g�ngerzonen und
Einkaufsbereichen. Um kurze Wege zu gew�hrleisten, sollten die Abstellm�glichkeiten �ber die Gesch�ftsstra§e
verteilt werden [Ebd.: 20 f.].



Das Institut f�r Landes- und Stadtentwicklungsforschung des Landes NRW (ILS) hat im
Auftrag des Ministers f�r Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des Landes NRW einen
Leitfaden f�r die Planung von Anlagen des ruhenden Radverkehrs herausgegeben, der
wichtige Aspekte enth�lt [ILS, 1990]:
     a. Standorte f�r Fahrradabstellanlagen an der Quelle:

� Aufbewahrung innerhalb und au§erhalb der Wohngeb�ude.
� Fahrradh�user im Stra§enraum.
� Fahrradparkpl�tze auf Kfz-Parkstreifen.

     b. Standorte f�r Fahrradabstellanlagen am Ziel:
� Einkaufsbereiche.
� Gesch�ftsbereiche.
� �ffentliche Geb�ude.
� Abstellen in Verkehrsr�umen.
� B+R.
� Arbeitsst�tten und Ausbildungseinrichtungen.
� Freizeiteinrichtungen.

     c. Bewertung der Fahrradst�ndertypen:
� Vorderrad-, Lenker- und Rahmenhalter.
� Fahrradbox.
� �berdachte Abstellanlagen.

     d. Bauliche und st�dtebauliche Integration von Abstellanlagen.
     e. Rechtliche Grundlagen.
     f. Finanzierungsm�glichkeiten.
Die hier erarbeiteten Planungselemente gehen weit �ber die Bestimmungen der Plast 9 hinaus
und sind bei der Entwicklung eines zuk�nftigen Fahrradabstellanlagenprogramms in
Hamburg heranzuziehen.

Zu den Besonderheiten der hamburgischen Radverkehrsplanung geh�ren Fahrradh�user und
Fahrradboxen:
Die urspr�nglich von Privatleuten initiierten Fahrradh�user haben v. a. in den Eimsb�tteler
Wohnvierteln gro§e Verbreitung gefunden (s. u. Tab. 69 a und b), wo in den Altbauten kein
Platz zum Unterstellen der R�der vorhanden gewesen ist. Gegen Zahlung eines
Einstiegsbetrages478 und einer Sondernutzungsgeb�hr479 k�nnen die Quartiersbewohner ihre
R�der in den aus Holz und Stahl bestehenden H�usern relativ sicher und gesch�tzt
unterbringen. Da diese Abstellm�glichkeiten meist -sofern die Sondernutzung erteilt worden
ist [FHH. Baub. Tief, 1995: 92]- auf �ffentlichem Grund errichtet werden, hat die Stadt trotz
anf�nglicher Bedenken damit begonnen, solche Vorhaben gezielt zu unterst�tzen480. Dies hat
die Nachfrage stark angekurbelt: In den Bezirken Eimsb�ttel und Altona existieren
mittlerweile lange Wartelisten f�r die Bezuschussung des Baus weiterer Fahrradh�user. In
Hamburg-Nord mussten seit Mai 1995 schon 7 Antr�ge auf Errichtung solcher
Abstellanlagen aus st�dtebaulichen, verkehrlichen oder sonstigen Gr�nden abgelehnt werden
[Bdrs. 15/7022]. Zuk�nftig sollten die Beh�rden ber�cksichtigen, dass das Fahrrad auf Grund
seines geringen Platzbedarfs481 dazu beitragen kann, die Parkprobleme in den dicht bebauten
Quartieren zu entsch�rfen. Durch Aufgabe von Pkw-Stellpl�tzen k�nnen in solchen

                                                            
4781992 lagen die Herstellungskosten bei 350 DM pro Abstellplatz. Demnach h�tte eine Familie mit 3
Fahrr�dern �ber 1000 DM aufzubringen [Bdrs. 14/3274].
4791995 betrug die Sondernutzungsgeb�hr 2 DM / qm [Bdrs. 15/3226].
480Die Bezirks�mter gew�hrten bei Herstellungskosten von 9000 DM einen Zuschuss von 5000 DM. Ab 1993
wurden diese F�rdermittel auf 6000 DM aufgestockt [Bdrs. 14/3274].
481Auf einem Pkw-Platz mit einer Breite von 1,8 bis 2,0 m k�nnen 6 bis 10 R�der aufgestellt werden [ILS,
1990: 23].



Wohngebieten weitere Fahrradabstellanlagen dieser Art auf �ffentlichen Verkehrsfl�chen
angeboten und die Bewohner zum Umsteigen auf das Rad veranlasst werden. Die auf
B�rgersteigen und Parkstreifen errichteten Fahrradh�user lassen sich dar�ber hinaus gut mit
den Ma§nahmen der Wohnumfeldverbesserung kombinieren [ILS, 1990: 24].

Fahrradboxen werden in Hamburg an einigen Schnellbahnh�fen aufgestellt, um ohne
Aufsicht dauerhaft funktionst�chtige, besonders einbruchssichere und vandalismusresistente
Abstellanlagen als Erg�nzung zum B+R anzubieten. Ende 2000 gab es 355 Einstellpl�tze an
�ber 36 Standorten. Der Mietpreis f�r einen Einstellplatz betrug 7,5 _ / Monat [Bdrs.
17/1043: 4]. Die Investitionskosten wurden zu fast 75 % durch Zuwendungen aus
Bundesfinanzhilfen (v. a. nach dem GVFG) getragen [Bdrs. 15/5172, 15/3226 und 17/1043:
4]. Auf Grund ihres gro§en Platzbedarfs und ihrer gestalterischen M�ngel sind diese
quaderf�rmigen Betonk�sten nicht ganz unumstritten [Bdrs. 5172]. Um die st�dtebauliche
Integration der Betonboxen zu erleichtern, sollten Rankgitter angebracht werden, die ein
Bepflanzen der Boxen zulassen.

Eine wesentliche Gesetzes�nderung zu Gunsten des Fahrrades ergibt sich aus der
Novellierung der Landesbauordnung (HbauO). Bisher bezieht sich die Verpflichtung zum
Bau von Stellpl�tzen ausschlie§lich auf Kfz, f�r die im �ffentlichen Verkehrsraum
kostenloser Parkraum zur Verf�gung gestellt wird. Durch eine gesondert festzusetzende
Satzung sollte es in Zukunft m�glich sein, im Zusammenhang mit der Errichtung und
wesentlichen �nderung baulicher Anlagen, bei denen Fahrradverkehr zu erwarten ist,
Abstellm�glichkeiten f�r Fahrr�der in ausreichender Gr�§e und Beschaffenheit vorzusehen.
In M�nster ist eine solche Satzung �ber die Herstellung und Bereithaltung von
Fahrradabstellpl�tzen bereits 1995 beschlossen worden [OMS, 1995a]. Die Verpflichtung zur
Herstellung von Abstellm�glichkeiten f�r R�der kommt v. a. dann zum Tragen, wenn die
Kommunen im Wege des Vorkaufsrechts Grundst�cke erworben haben und beim
Weiterverkauf st�dtebauliche und verkehrspolitische Absichten durchsetzen wollen [ILS,
1990]. Dar�ber hinaus sollten auch die von den Bauherrn gezahlten Abl�sebetr�ge f�r nicht
errichtete Parkpl�tze zum Bau von Radverkehrsanlagen verwendet werden k�nnen, wie es in
einigen Kommunen Baden-W�rttembergs schon heute praktiziert wird [VMBW, 1995: 9]. In
Hamburg k�nnen seit Juni 2000 Ausgleichsbetr�ge zum Ausbau von B+R-Anlagen
verwendet werden [Bdrs. 16/4394; 17/1043: 4].

Tab. 69 a: Anzahl der Fahrradh�uschen in Hamburg (seit Mai 1995)
Bezirk insgesamt mit F�rderungsmitteln ohne F�rderungsmittel
Eimsb�ttel      53 33 20
Hamburg-Nord      13   6   7
Altona        8   5   3
Hamburg-Mitte        4   4   -
Quelle: Bdrs. 15/7022

Tab. 69 b: Anzahl der mit der F�rderung aus Haushaltsmitteln aufgestellten Fahrradh�uschen in
    den Jahren 1997 bis 2001 (in Klammern: H�he der gew�hrten Zusch�sse in _)

Bezirk 1997 1998 1999 2000 2001
Hamburg-Mitte   1 (  3000)   2 (  6000)   2 (  6000)    ./.   ./.
Altona   3 (  6000)   9 (27000) 12 (36000)   8 (24000)   5 (15000)
Eimsb�ttel 27 (67000) 19 (47000) 25 (57000) 10 (25000)   3 (  7500)
Hamburg-Nord   1 (  2900)   5 (14400)   3 (  8300)   7 (20000)   2 (  5900)
Quelle: Bdrs. 16/6566 



5.6.8. Zusammenfassung und Ausblick

Die Radverkehrsbedingungen sind in den einzelnen Stadtteilen recht unterschiedlich, was auf
die polyzentrische Struktur Hamburgs zur�ckzuf�hren ist. Denn erst in den Bezirks�mtern
werden die �bergreifenden Planungen der Senatsverwaltung umgesetzt. Grundlage f�r
zuk�nftige Planungen von Radverkehrsanlagen ist die vom Fahrrradbeirat482 und der
Baubeh�rde erarbeitete Plast 9. Mit den hier vorgestellten Planungshinweisen zu einer von
allen Seiten angestrebten Radverkehrsf�rderung k�nnte verst�rkt der zunehmenden
Bedeutung des Fahrradverkehrs Rechnung getragen werden. Die Erfahrungen mit der
bisherigen PLAST, die schon positive Ans�tze beinhaltete, aber nur in seltenen F�llen zur
Anwendung kam, zeigen jedoch, dass auch in Zukunft viele ernst gemeinte Vorhaben zur
F�rderung des Radverkehrs auf Hindernisse sto§en: Eine Umverteilung von Verkehrsfl�chen
auf Kosten des Kfz-Verkehrs scheint nicht vorgesehen zu sein. Gravierende Eingriffe in die
Stellplatzausstattung zu Gunsten von Radverkehrsanlagen wird es deshalb nicht geben [FHH.
Baub. Tief, 1995: 69]483. Dar�ber hinaus ist nach den Stellungnahmen von Senatsvertretern
und von Mitgliedern des Bau- und Verkehrsausschusses davon auszugehen, dass Vorschl�ge
zur Verbesserung der Radverkehrsbedingungen nur im Rahmen begrenzter finanzieller
Ressourcen nach Priorit�tsgesichtspunkten umgesetzt werden [Bdrs. 15/5856 und 15/3357].
Die 1995 beschlossene, die Rahmenbedingungen des Verkehrs bis zum Jahr 2010
absteckende VEP sieht Investitionen f�r das Radwegenetz lediglich in H�he von 40 bis 50
Mio _ vor [HA 061200]. Vor dem Hintergrund der Haushaltskonsolidierung sind in den
letzten Jahren auch die Mittel zur F�rderung des Radverkehrs erheblich gek�rzt worden
[Bdrs. 17/621; 17/1043: 3], die noch zur Verf�gung stehenden Gelder sollen in erster Linie
in die Beseitigung des desolaten baulichen Zustandes von benutzungspflichtigen Radwegen
im vorhandenen Radwegenetz flie§en [Bdrs. 17/1043: 2]. Auch auf Bundesebene werden
Vorhaben f�r den Fahrradverkehr im Zusammenhang mit geschwindigkeitsd�mpfenden
Ma§nahmen nur unmittelbar in Verbindung mit dem Bau oder Ausbau wichtiger
Innerortsstra§en oder einer �PNV-Ma§nahme gef�rdert. Eigenst�ndige Ma§nahmen gelten
nicht als Beitr�ge zur Verbesserung der Verkehrsverh�ltnisse im Sinne des GVFG. Mit dem
im Bundeshaushalt 2002 erstmals eingerichteten Titel f�r den Bau und Erhalt von Radwegen
wird ausschlie§lich der Radwegebau an Bundesstra§en in der Baulast des Bundes finanziert.
Hierf�r infrage kommen in Hamburg nur die anbaufreien Streckenabschnitte von
Bundesstra§en [Bdrs. 17/184].
Dabei liegt der verkehrspolitische Nutzen einer Attraktivit�tssteigerung auf der Hand. Gelingt
es, einen Teil der Autofahrer zum Umsteigen auf das Fahrrad zu bewegen484, so entspannt
sich die Verkehrslage, und die Umweltbelastung verringert sich. Au§erdem haben Initiativen,
die f�r das Radfahren eintreten, in Zeiten der Konsolidierung �ffentlicher Haushalte
eigentlich die besseren Argumente. Mit wesentlich weniger Geldeinsatz sind nach einer in
Bern vorgenommenen Studie485 wichtige Umweltziele (Verringerung der Luftschadstoffe und

                                                            
482In Hamburg war 1992 auf Initiative des ADFC (Allgmeiner Deutscher Fahrrad Club) ein Fahrradbeirat
eingerichtet worden mit dem Ziel, unmittelbaren Kontakt zu den am Thema Fahrradverkehr Interessierten
herzustellen. Im Beirat sitzen u. a. der ADFC, die Gr�nen Radler, die Verkehrswacht, der ADAC und
verschiedene Sch�lerinitiativen [Bdrs. 14/4497].
483Im Bereich des R�dingsmarkts und am Wandsbeker Markt sind solche Vorschl�ge vom Bau- und
Verkehrsausschuss der B�rgerschaft abgelehnt worden [Bdrs. 15/3357].
484Eine vom Bundesminister f�r Verkehr veranlasste Untersuchung kam zu dem Ergebnis, dass Verlagerungen
von 25 bis 43 % der im Nahbereich durchgef�hrten Pkw-Fahrten m�glich sind, wenn F�rderungsma§nahmen zu
Gunsten des Rades mit Restriktionen beim MIV gekoppelt werden [Ruppert, 1984,1: 5 f.].
485In der Berner Studie werden 3 Szenarien entwickelt, und zwar:
 -ein Trendszenario: Automobilszenario mit g�ngiger Tempo-30-Zonierung und Anwohnerparken
 -ein �PNV-Szenario: Unterstellt werden Linienverl�ngerungen und Taktverdichtungen



der L�rmbelastungen sowie Senkung des Energieverbrauchs) auch durch massive
Radverkehrsf�rderung erreichbar. Gleichzeitig tr�gt die Attraktivit�tssteigerung zu einer
erheblichen Erweiterung der Einsatzm�glichkeiten von Fahrr�dern bei, was wiederum das
Umsteigen vom Auto auf das Rad erleichtert486, zumal das sportliche Ideal der letzten Jahre
und der gro§e Anteil kurzer Wege in Hamburg487 gute Voraussetzungen zur Mobilisierung
eines gr�§eren Radfahrerpotenzials sind.
Vor diesem Hintergrund sollte die Stadt f�r das Radfahren explizit Werbung betreiben, indem

1.  Fahrradbeauftragte ernannt werden, die als Ansprechpartner f�r die Belange der
Radfahrer Koordinierungsaufgaben sowohl innerhalb der Baubeh�rde als auch
gegen�ber anderen Beh�rden, Bezirken und Initiativen wahrnehmen sowie an allen
den Radverkehr betreffenden Planungen beteiligt sind488,

2 .  durch Plakatierung, Medienberichterstattung und Herausgabe von
Informationsbrosch�ren489 ein wichtiger Beitrag zur Popularit�t dieser Verkehrsart
geleistet wird,

3. sie sich als fahrradfreundlicher Arbeitgeber in der �ffentlichkeit darstellt (Einrichtung
von Fahrradkellern, von Trockenr�umen f�r Regenkleidung und von Duschen in den
Dienstgeb�uden, Anschaffung von Dienstfahrr�dern, Aufhebung von Pkw-
Stellpl�tzen zu Gunsten �berdachter Fahrradabstellanlagen, Bewirtschaftung
verbleibender Pkw-Stellfl�chen, Ernennung von Mobilit�tsberatern)490,

4. f�hrende Repr�sentanten auch au§erhalb der Wahlkampfzeiten h�ufiger mit dem Rad
zum Dienst kommen.

5.7. Die F�rderung des Zufu§gehens in Hamburg

Obwohl das Stra§enbild weitgehend vom Automobil gepr�gt ist, werden in Hamburg mehr
als ein F�nftel aller eigenst�ndigen Wege zu Fu§ zur�ckgelegt491. Tats�chlich d�rfte der
Anteil der Fu§wege sogar noch h�her ausfallen, wenn auch die in Kombination mit anderen
Verkehrsmitteln (Pkw, �PNV) durchgef�hrten Wegeetappen hinzugerechnet w�rden [BMV,
1999]. Zufu§gehen ist aber mehr als nur eine Verkehrsteilnahme. Im Vergleich zu anderen
Fortbewegungsarten erlaubt das Gehen ein H�chstma§ an Entspannung, Kommunikation
sowie geistiger und k�rperlicher Bet�tigung. Die Befriedigung dieser Bed�rfnisse ist heute
                                                                                                                                                                                            
 -ein Fahrrad-Szenario: F�rderung des Radverkehrs und Restriktionen f�r den MIV (z. B. Umwandlung von
Pkw- in Fahrradparkpl�tze).
�PNV- und Fahrradszenario erzielen �hnliche Umweltkostenersparnisse, wobei die Velo-F�rderung jedoch um
ein Drittel billiger zu haben ist als die Verbesserung des �PNV-Systems. Unter Einbeziehung der externen
Umweltkosten ist das Fahrrad volkswirtschaftlich gesehen die g�nstigste Variante [IVB, 1995: 12 ff.].
486Im Fahrradszenario (s. o.) verdreifacht das Rad seinen Anteil auf 20 % aller Wege, w�hrend der
Autoverkehrsanteil ebenfalls nur bei 20 % liegt (Trendszenario: 27 %) [Ebd.: 12 ff.].
48744 % aller in Hamburg zur�ckgelegten Wege f�hrten 1991 nicht �ber 3 km hinaus [HVV, 1992: 8].
488Seit September 1995 nimmt eine der Baubeh�rde direkt unterstellte Fahrradbeauftragte wichtige Aufgaben
wahr: Sie betreut den Fahrradbeirat, nimmt Anregungen und Kritik von den B�rgern entgegen und kann sich bei
Kompetenz- und Zust�ndigkeitsproblemen zwischen verschiedenen Beh�rden direkt an den f�r Verkehrsfragen
zust�ndigen Bausenator wenden [Bdrs. 15/5310; HA 030599].
489Als Vorbild dienen die von der Stadt M�nster kostenlos verteilten Faltbl�tter �ber das Fahrradfahren in
M�nster
490Eine erfolgreiche Werbung zu Gunsten des Radfahrens wird bereits von der Stadt M�nster betrieben [OMS,
1995a; OMS, 1995b]. In Hamburg hat die Lufthansa-Werft bereits intensiv Bem�hungen unternommen, auf die
Verkehrsmittelwahl ihrer Mitarbeiter Einfluss zu nehmen [�TV, 1993].
491Die HVV-Untersuchung von 1991 kam zu dem Ergebnis, dass 24 % aller Wege, die nicht das Stadtgebiet
verlassen, zu Fu§ bew�ltigt werden [HVV, 1992: 3]. Nach einer Studie von W. Meinefeld lag der Anteil der
Fu§wege sogar bei 27 % [Meinefeld, 1990: Anhang, Tab. 3].



durch die Verkehrswirklichkeit stark eingeschr�nkt: Viele zu schmale Gehwege, die in
Gebieten hohen Parkdrucks durch legal492 und illegal geparkte Kfz und abgestellte Fahrr�der
[Bdrs. 15/2997, 152192 und 14/1299] oder durch Sperrgitter und Poller [Bdrs. 14/139] auf
Kosten des Bewegungsraums f�r Fu§g�nger in Anspruch genommen werden, zu lange
Wartezeiten an den Fu§g�ngerlichtsignalanlagen (FLSA) [Bdrs. 15/1264 und 14/4577], die
mit der Notwendigkeit der Erhaltung bzw. Verbesserung des Kfz-Verkehrsflusses
gerechtfertigt werden [Bdrs. 15/615], die Verlegung des Fahrrad- und Mofaverkehrs auf die
B�rgersteige durch Ausweisung so genannter kombinierter Rad- und Gehwege493, die durch
L�rm und Abgase erheblich beeintr�chtigte Aufenthaltsqualit�t in den Stra§enr�umen, das
Fehlen attraktiv gestalteter Fu§wegenetze494, �berdimensionierte Fahrbahnen, ungen�gend
gesicherte �berquerungen sowie v. a. die begr�ndete Angst der Fu§g�nger vor
Verkehrsunf�llen495 und eine auf die Belange des Kfz-Verkehrs ausgerichtete StVO496

schr�nken die Lust am Zufu§gehen erheblich ein. Es ist nicht auszuschlie§en, dass aus
diesem Grunde viele Hamburger auch f�r k�rzeste Wege das Auto benutzen.
Mit der heutigen Aufteilung des Stra§enraums sind diese Probleme nicht zu l�sen. Ein
problemangemessenes Vorgehen darf sich nicht darauf beschr�nken, nach neuen Formen der
Entkoppelung des Verkehrs vom Auto zu suchen. Vielmehr muss auch das Zufu§gehen
erhalten werden, indem es als allt�gliche Fortbewegung in der Stadt hervorgehoben und vor
anderen Verkehrsmitteln gesch�tzt wird.

Mit der Fu§wegeplanung sind sehr viel h�here Anforderungen verbunden als im Allgemeinen
unterstellt wird. Dabei sind unterschiedliche Formen des Zufu§gehens zu ber�cksichtigen:

�  das Zufu§gehen als Form der Alltagsbewegung, also zielbezogene Wege und
Zwischenwege im Zusammenhang mit dem Aufenthalt in einem Gebiet,

� das Zufu§gehen in Kombination mit anderen Verkehrsmitteln
� und das Zufu§gehen in der Freizeit, das prim�r der K�rperert�chtigung, dem Genuss

frischer Luft, dem bewussten Erleben des Umfeldes und der Entspannung dient.
Ein attraktives Konzept zur F�rderung des Zufu§gehens und zur Verbesserung der
Verkehrssicherheit f�r Fu§g�nger sollte folgende Ma§nahmen enthalten:
1. St�rkere Einbeziehung von Fu§g�ngerfragen in die Fl�chennutzungsplanung.
2. St�rkere Nutzung des zur Verf�gung stehenden Stra§enraums497 f�r die Belange des
Fu§g�ngerverkehrs durch

•  Festlegung fu§g�ngerfreundlicher Mindestma§e f�r Gehwege (verkehrsberuhigte
Stra§en: 2,5 bis 3 m / Hauptverkehrsstra§en: 3 bis 3,5  m / Hauptverkehrsstra§en in
Stadtteilzentren: 3,5 bis 5 m),

                                                            
492Nach ¤ 12 StVO ist das  Parken auf den B�rgersteigen dort erlaubt,wo die Stra§enverkehrsbeh�rde ein blaues
Zusatzschild (VZ 315 StVO) aufgestellt hat.
493Leider sehen die Plast 9 noch immer die Anlage solcher Kombiwege vor [FHH. Baub. Tief, 1995: 16].
Allerdings wird die seit der StVO-Novelle geforderte Mindestbreite von 3 m in der verkehrsbeh�rdlichen Praxis
nicht immer eingehalten. Eigene Beobachtungen
494Trotz wiederholten b�rgerschaftlichen Ersuchens seit Beginn der 90er Jahre hatte der Senat 1995 immer noch
kein Konzept zur F�rderung des Zufu§gehens in Hamburg vorgelegt [Bdrs. 15/4468].
Nach meiner Kenntnis hat er sich bis heute auch noch nicht mit einem solchen Konzept befasst.
495760 der insgesamt 1461 Unf�lle mit Fu§g�ngerbeteiligung im Jahre 1997 wurden von Kfz-F�hrern,
Radfahrern und anderen verursacht [PolHH.LVV, 1998: 51].
496Die gesamte Systematik der StVO ist darauf abgestellt, dass sich Fu§g�nger und Radfahrer der Leichtigkeit
und Fl�ssigkeit des Kfz-Verkehrs unterzuordnen haben.
497F�r den Stra§enumbau k�nnen Mittel aus dem GVFG in Anspruch genommen werden, wenn eine
verkehrliche Verbesserung nachgewiesen werden kann. Davon unber�hrt ist jedoch das Problem der
Finanzierung durch Anliegerbeitr�ge bei Gehwegverbreiterungen.
H. Monheim auf dem 10. BIVKO in Hamburg vom 24. bis 28.5.1995: Arbeitsgruppe Empfehlungen f�r die
Anlage von Hauptverkehrsstra§en (EAHV) 1993.



� Aufhebung aller bestehenden Anordnungen bez�glich des legalen Parkens,
� Entr�mpelung der Gehwege (M�llcontainer, Elektrok�sten, Parkuhren u. v. m.),
�  Anlage von Wasserrinnen, Sitzb�nken oder B�umen zum Schutz der Gehwege vor

m�glichen Falschparkern.
3. Verbesserungen der Fu§wegeverbindungen, insbesondere zu den Haltestellen des �PNV
(Anlage von Zeitinseln, Haltestellenkaps u. a.) und zu bzw. in den Stadtteilzentren (Schaffung
zusammenh�ngender, abwechslungsreicher Verbindungen von Wegekreuzungen, Pl�tzen,
Orientierungspunkten und Fu§g�ngerzonen): Es sind durchg�ngige, sich aus
unterschiedlichen Wegetypen zusammensetzende Fu§wegenetze anzulegen, die mehrere
Funktionen zu erf�llen haben: Sie garantieren den Bewohnern die Erreichbarkeit wichtiger
Ziele wie �ffentliche Einrichtungen, Stadtteilzentren sowie Knotenpunkte des �ffentlichen
Verkehrs und integrieren isolierte Quartiere in das Verkehrsnetz. Au§erdem sollen die abseits
der Hauptverkehrsstra§en gef�hrten Wegeverbindungen die Menschen dazu anregen,
Alltagswege vermehrt im eigenen Stadtteil zur�ckzulegen. Ein h�heres
Fu§g�ngeraufkommen st�rkt die Nahversorgungsstrukturen und erm�glicht ein besseres
Angebot qualitativ h�herwertiger Serviceleistungen (Warenzustellung zur Wohnung, bessere
Beratung u. v. m.).
4. Attraktive Gestaltung der Gehwege in Kreuzungs- und Einm�ndungsbereichen durch
besondere bauliche Ma§nahmen (Aufpflasterung der Gehwege in sensiblen Stadtbereichen,
Verzicht auf Gehwegverschwenkungen u. v. m.).
5. Erleichterungen des Stra§en�berquerens498 mithilfe ebenerdiger Querungshilfen
(Gehwegnasen, Zebrastreifen, Mittelinseln zur Verk�rzung der in einem Zug zu
�berschreitenden Fahrbahn, FLZA mit Vorrangschaltung, Material- oder Farbwechsel auf
der Fahrbahn) in m�glichst kurzen Abst�nden (< 100 m in Gebieten mit gro§er
Nutzungsdichte, < 150 m an Haupt- und Gesch�ftsstra§en, < 400 m an
Hauptverkehrsstra§en) und durch eindeutige rechtliche Regelungen f�r den Vorrang der
Fu§g�nger beim Queren der Fahrbahn499.
6. Fu§g�ngerfreundliche Schaltung von LSA durch

� l�ngere Gr�nphasen,
� sofortige Gr�nfreigabe an Knopfdruckampeln,
� Verk�rzung der Wartezeiten500,
� ãRundum-Gr�nÓ an stark von Fu§g�ngern frequentierten Kreuzungen501,
� Queren der Fahrbahn in Kombination mit geschwindigkeitsd�mpfenden Ma§nahmen

und Parkverboten,
auch auf Kosten der Leichtigkeit und Fl�ssigkeit des Kfz-Verkehrs.
7. Intensivierung der polizeilichen �berwachungsma§nahmen im Verkehr, um die Fu§wege
von verbotswidrig abgestellten Kfz freizuhalten.

                                                            
498In den VwV zu ¤ 25 der StVO hei§t es: ãDie Sicherung des Fu§g�ngers beim �berqueren der Fahrbahn ist
eine der vornehmsten Aufgaben der Stra§enverkehrsbeh�rden und der Polizei. Es bedarf laufender
Beobachtungen, ob die hierf�r verwendeten Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen den Gegebenheiten
des Verkehrs entsprechen und ob sich weitere Ma§nahmen als notwendig erweisen.Ó
499Der Fu§g�ngerschutzverein Fu§ e. V. weist darauf hin, dass bundesweit 80 bis 90 % aller Unf�lle mit
Fu§g�ngern beim Versuch, die Fahrbahn zu queren, passierenÓ [AG Fu§, 1996: 6].
500Die Wartezeiten f�r Fu§g�nger sollen 30, in Ausnahmef�llen 40 Sekunden nicht �berschreiten. Dies soll
durch Verk�rzung der Gesamtumlaufzeit erreicht werden.
501Die von der GAL beantragte Einf�hrung einer ãRundum-Gr�n-SchaltungÓ f�r Fu§g�nger an der Kreuzung
Bramfelder Stra§e / Habichtstra§e in Barmbek-Nord wurde im Bau- und Verkehrsausschuss mit den Stimmen
der SPD, CDU und STATT-Partei mehrheitlich abgelehnt, weil die Leistungsf�higkeit dieses hoch belasteten
Verkehrsknotens (95000 Kfz / werktags) erheblich beeintr�chtigt werde. R�ckstaus von 1 bis 2 km L�nge,
Verz�gerungen im Busverkehr und eine Erh�hung der Schadstoffemission seien die Folge. Au§erdem m�sse
damit gerechnet werden, dass sich die Kraftfahrer Ausweichrouten durch verkehrsberuhigte Zonen suchen
[Bdrs. 15/615].



8. Reduzierung der vom Kfz-Verkehr ausgehenden Gefahren durch
�  Einrichtung weiterer Tempo-30-Zonen und verkehrsberuhigter Bereiche (v. a. im

Umfeld von Schulen, Altenheimen, Kinderg�rten und Krankenh�usern),
� Verminderung der zul�ssigen H�chstgeschwindigkeit im Hauptverkehrsstra§ennetz,
� Sicherung des Zugangs zu den Verkehrsmitteln des �PNV
� und Ma§nahmen der Schulwegsicherung.

9. Einrichtung von Servicestationen f�r Fu§g�nger (Taschenaufbewahrung, Fahrradverleih,
Informationen �ber Kulturangebote und �PNV-Fahrtzeiten u. v. m.)
10. Mit gezielter �ffentlichkeitsarbeit kann mangelnder Sensibilit�t f�r die Belange des
Fu§verkehrs entgegengewirkt werden. Hierzu leisten Weiterbildungsveranstaltungen,
�ffentliche Werbekampagnen sowie m�gliche Aktivit�ten sozialer und �ffentlicher
Einrichtungen (Kirchen, Schulen) einen wichtigen Beitrag. Unerl�sslich ist auch eine
�ffentlichkeitsarbeit ãnach innenÓ unter Einbeziehung beh�rdlicher Institutionen.
11. St�rkere Ausrichtung der StVO auf die Belange des Fu§verkehrs:
Zusammen mit dem Forum Mensch und Verkehr in der Vereinigung f�r Stadt-, Regional-
und Landesplanung e. V. (SRL) hat der Fu§g�ngerschutzverein Fu§ e. V. ein Konzept zur
�berarbeitung der StVO entwickelt. Mit der beabsichtigten �nderung der StVO sollen
Fu§g�nger als Verkehrsteilnehmer besseren Schutz genie§en und von anderen
Verkehrsteilnehmern ernst genommen werden. Der Gesetzgeber wurde aufgefordert,
Bu§gelder bei Verkehrsverst�§en, die Fu§g�nger in ihrer Gesundheit beeintr�chtigen, kr�ftig
anzuheben. Die von der gemeinsamen Arbeitsgruppe geforderten �nderungen zur StVO und
VwV-StVO betreffen die Benutzbarkeit von Gehwegen (u. a. Abschaffung des legalen
Parkens auf B�rgersteigen), die Geschwindigkeit der Kfz im Stadtverkehr,
fu§g�ngerfreundlichere Regelungen an LSA (Rundumgr�n, Verk�rzung der Wartezeiten), die
verbesserte Gestaltung von Fu§g�nger�berwegen, die verbesserte Information f�r Fu§g�nger
und Radfahrer bei Sackgassen durch Aufkleber auf VZ 357, die Anlage von
Haltestelleninseln und dynamischen Zeitinseln und eindeutige rechtliche Regelungen f�r den
Vorrang der Fu§g�nger beim Queren der Stra§e [AG Fu§, 1996].
12. Erweiterung von Fu§g�ngerzonen:
Die Einrichtungen von Fu§g�ngerzonen und von verkehrsberuhigten Gesch�ftsbereichen sind
wirkungsvolle Instrumente, um den Fu§g�ngern wieder mehr Platz und Gelegenheit f�r
vielf�ltige Aktivit�ten zu geben. Gleichzeitig wird durch die Ausweitung von
Fu§g�ngerzonen ein besonderes Einkaufserlebnis geschaffen, das auch bei gleich bleibender
Anziehungskraft der Gesch�fte selbst neue Kunden anlockt oder die alten zu gr�§eren
Ausgaben veranlasst [Pez, 1995: 12 ff.; Monheim, 1987,41]502. Voraussetzung ist die
Schaffung zusammenh�ngender, attraktiv gestalteter Fu§wegenetze in der City und den
Nebenzentren, die wesentliche Verkehrsknotenpunkte, Pl�tze und sonstige Zielgebiete ohne
Beeintr�chtigung durch den Kfz-Verkehr miteinander verbinden. Bleiben Fu§g�ngerbereiche
auf kleine Konsuminseln, d. h. auf die Hauptgesch�ftslagen, beschr�nkt, kann es
ã.....aufgrund der Konzentration der Passantenstr�me.....zu Verschiebungen der Standortgunst
[kommen]: Starke Aufwertung in der Fu§g�ngerzone steht Abwertung in den nicht
einbezogenen Bereichen gegen�ber. Stark gestiegene Miet- und Bodenpreise, Verdr�ngung
wirtschaftlich schw�cherer Nutzungen, Verlust an Nutzungsvielfalt, Verflachung des
Angebots sind die FolgenÓ [Apel, 1995: 94]. Eine Entwicklung, die auch in Hamburg zu
beobachten ist. Der Senat hatte deshalb schon im Dezember 1991 beschlossen, ã.....mit einer

                                                            
502Dies best�tigt eine Studie der Bundesforschungsanstalt f�r Landeskunde und Raumordnung (BfLR): ãNicht
der Autofahrer bringt den Umsatz.....Vieles deutet darauf hin, da§ der st�dtische Handel k�nftig nur mit einer
Verkehrsberuhigung wird �berleben k�nnenÓ [DZ 061089].
ãUm wirtschaftlicher Stagnation und einem Qualit�tsverlust der zentralen Einkaufsbereiche entgegenzuwirken,
ist eine Revitalisierung durch verkehrliche Ma§nahmen (Ausweitung von Fu§g�ngerzonen) gebotenÓ [Bdrs.
14/2667].



Erweiterung der vorhandenen Fu§g�ngerzone eine Verdichtung und Verkn�pfung aller
publikumsintensiven Zonen in der Innenstadt zu erreichenÓ [Bdrs. 14/2667]. Mit einem
Kostenaufwand von 40 Mio DM sollten 14 innerst�dtische Stra§en im Zeitraum von 1993 bis
1995 umgestaltet werden, um durch vermaschte Wegeverbindungen den �stlichen
Kaufhausbereich (Rathaus / Hauptbahnhof) mit dem westlichen Passagenviertel (G�nsemarkt
/ Dammtor) zu verbinden [Bdrs. 14/4063; Schn�ll, 1992: 25 ff.]. Auf Grund der
angespannten Haushaltslage hatte der Senat Mitte 1993 die finanziellen Mittel drastisch
gek�rzt. Bauliche Umgestaltungsma§nahmen wurden nur noch in der �stlichen Innenstadt
realisiert (Umbau M�nckebergstra§e / Barkhof zu einer Kommunaltrasse, Einrichtung einer
Fu§g�ngerzone in den Stra§en Lange M�hren und Beim Jacobikirchhof, Schaffung
verkehrsberuhigter Gesch�ftsstra§en in der Bergstra§e sowie in der Hermannstra§e und im
Plan) [Bdrs. 15/2077]. Auch au§erhalb der Innenstadt sind Fu§g�ngerzonen vorerst weder
geplant noch im Bau [Bdrs. 15/2865 und 15/2315].
Ein neues, kosteng�nstiges Konzept zur Verkehrsberuhigung ist in der Kombination von
fl�chenhaften, abgestuften Ma§nahmen denkbar:

a. Fu§g�ngerbereiche (Innenstadt sowie B1- und B2-Zentren):
  Mit Ausnahme des tageszeitlich begrenzten (von 5 bis 11 Uhr) Liefer- und

Ladeverkehrs ist jeglicher Fahrverkehr ausgeschlosssen. Rad- und �PNV-Verkehre
k�nnen mit Einschr�nkungen zugelassen sein (z. B. m�§ige Geschwindigkeit,
Vorrang des Fu§g�ngerverkehrs). Die genannten Ma§nahmen erfordern einen hohen
baulichen Aufwand.

b. Kommunaltrassen (Innenstadt sowie B1- und B2-Zentren):
  Erlaubt sind �PNV-, Rad-, Anliefer- und Anwohnerverkehre, die auf die Belange der

Fu§g�nger R�cksicht zu nehmen haben. Der bauliche Aufwand d�rfte so hoch wie in
den Fu§g�ngerbereichen sein.

c. Sonderformen von Fu§g�ngerbereichen wie Durchg�nge und Passagen (Innenstadt
sowie vereinzelt auch in B1- und B2-Zentren)

d. Verkehrsbeschr�nkte Bereiche (Zentren aller Hierarchiestufen):
  Verkehrsberuhigte Stra§en mit gleichberechtigter Benutzung durch alle Verkehrsarten

(Anordnung durch VZ 325) und gro§z�gig bemessenen, fu§g�ngerfreundlich
gestalteten Elementen (Gehwege, Fahrbahn�berquerungen). Das Parken f�r
Anwohner mit Parkberechtigung ist gestattet. Der bauliche Aufwand ist wesentlich
geringer als in Fu§g�ngerbereichen.

e. Kurzparkzonen (Zentren aller Hierarchiestufen):
  Ladet�tigkeiten sind ohne Einschr�nkungen in der Zeit von 9 bis 19 Uhr m�glich,

ebenso das zeitlich gestaffelte, geb�hrenpflichtige Kurzparken bis zu einer
H�chstparkdauer von 30 bis 45 Minuten (je nach �rtlichkeit) sowie das Parken f�r
Anwohner mit Parkberechtigung. Freies Parken kann in der Zeit von 19 bis 9 Uhr
erlaubt werden. Der bauliche Aufwand ist sehr gering.

f. Ladezonen (in allen Zentren au§erhalb verkehrsbeschr�nkter Bereiche):
  Ladezonen sind ausschlie§lich dem Anlieferverkehr in der Zeit von 9 bis 19 Uhr

vorbehalten. Freies Parken ist in der Zeit von 19 bis 9 Uhr in Abh�ngigkeit �rtlicher
Gegebenheiten m�glich. Der bauliche Aufwand ist sehr gering.

Eine am Fu§g�ngerma§stab ausgerichtete Stadt- und Verkehrsplanung wertet den
�ffentlichen Raum auf, bietet Fu§g�ngern eine bessere Aufenthaltsqualit�t, erh�ht den Anteil
der �PNV-Benutzer (Fu§g�nger sind potenzielle Kunden des �PNV!) und verst�rkt die
soziale Kontrolle in �ffentlichen R�umen, was zu einem gesteigerten Sicherheitsgef�hl f�hrt.
Au§erdem tr�gt ein st�rkerer Fu§g�ngerverkehr dazu bei, dem Kaufkraftabfluss aus den
Stadtteilen an nicht-integrierte Standorte entgegenzuwirken.



Kap. 6: Marktwirtschaftliche Instrumente - Ebene der Preisregulierung

6.0. Einf�hrung

Die Wirksamkeit raum- und verkehrsplanerischer Konzepte h�ngt sicher ganz entscheidend
davon ab, wie konsequent und politisch entschieden sie umgesetzt werden, doch d�rfte es
angesichts der Langfristigkeit siedlungsstruktureller Einflussm�glichkeiten auf den Verkehr
und der kostenintensiven F�rderma§nahmen zu Gunsten des �PNV illusorisch sein, allein
durch den Hebel der Raum- und Verkehrsplanung das Rad der Mobilit�tsentwicklung
zur�ckzudrehen. Die genannten Planungen finden ihre Grenzen dort, wo sie gegen
Mobilit�tsanspr�che agieren m�ssen, die durch subventionierten Verkehr gef�rdert werden,
der jeglichen Anreiz zu umwelt- und ressourcenschonendem Verhalten im Keim erstickt503.
Deshalb sind auch die fortw�hrenden Appelle, das Auto selektiv einzusetzen, wirkungslos
geblieben. Solange die automobile Raum�berwindung weiterhin zu niedrigen Preisen504

m�glich gemacht wird, kostet es zu gro§e �berwindung, vor Fahrtantritt erst zu �berlegen, ob
nicht doch auf ein umweltfreundlicheres Verkehrsmittel zur�ckgegriffen werden kann.
Au§erdem verursacht jede Fahrt mit Bus oder Bahn zus�tzliche Kosten, wenn man schon ein
Auto besitzt. Schlie§lich kauft sich der Mensch kein Auto, um es stehen zu lassen.
Angesichts dieser eher negativen Perspektiven stellt sich die Frage nach weiteren
Handlungsans�tzen, die nicht zur Beeinflussung des Angebots, sondern auch zur Steuerung
der Nachfrage notwendig sind. In diesem Kap. werden M�glichkeiten aufgezeigt, dem
Verkehrsproblem mit marktwirtschaftlichen Steuerungsinstrumenten zu begegnen. Denn �ber
zus�tzliche Nutzungsreglementierungen und st�rkere Bewirtschaftung der
Verkehrseinrichtungen lassen sich raum- und verkehrsplanerische Ma§nahmen in ihrer
Effizienz erheblich steigern.

6.1. Die Notwendigkeit eines Eingriffs in den Verkehrsmarkt durch
marktwirtschaftliche Instrumente

Dass Erhaltung und Schonung der Umwelt mit hohen Kosten verbunden sind, d�rfte eine
unbestrittene Tatsache sein. Dieser durch den Umweltschutz hervorgerufene Kostendruck
kann nicht anders aufgefangen werden als durch fiskalische Belastung aller die Umwelt
beeintr�chtigenden Verhaltensweisen. In den letzten Jahren ist auch in der
verkehrspolitischen Diskussion wiederholt die Forderung gestellt, im Verkehrswesen mehr
marktwirtschaftliche bzw. umwelt�konomische Elemente zur Geltung zu bringen [Kurnol,
1996,7-8: 445 ff.; Heimerl, 1992: 71 ff.; Schaub, 1994: 83 f.]: Autofahrer sollen st�rker als
bisher f�r die Kosten aufkommen, die sie verursachen, zumal ihre Fahrzeuge nicht nur die
Stra§en abnutzen, sondern auch erhebliche Emissionen erzeugen. Nur die Anrechnung aller
vom Verkehr verursachten Kosten (siehe auch Kap. 2.1.) bietet die Chance, eine
ressourcenschonende und umweltvertr�gliche Mobilit�t zu unterst�tzen. Dieser Ansatz

                                                            
503Bereits 1995 hatte die Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ der Hamburgischen B�rgerschaft
ausdr�cklich darauf hingewiesen, dass ã......die volkswirtschaftlichen -einschlie§lich �kologischen-
Kosten.....dem Verkehr [Anm.: gemeint ist der Kfz-Verkehr] nur zum Teil angelastet [werden]. Das hat zur
«Hypermobilit�t` beigetragen. Auch die relativ geringen Transportkosten bewirken, da§ der Anreiz gering ist, in
die N�he des Arbeitsplatzes zu ziehen, da§ Wohnstandorte weit drau§en attraktiv werden und da§ die Wirtschaft
enorme Transportwege in Kauf nimmtÓ [Enqu.-Komm., 1995: 49].
504Eine Untersuchung des DIW hat nachgewiesen, dass der Benzinverbrauch und damit auch die Anzahl der mit
dem Auto zur�ckgelegten Kilometer mit sinkenden Preisen steigt [DIW, 1994; v. Weizs�cker, 1992,16: 33 f.]. In
diesem Zusammenhang macht v. Weizs�cker darauf aufmerksam, dass der Benzinverbrauch in den L�ndern mit
den niedrigsten Preisen (z. B. Kanada, USA, Australien) am h�chsten ist, w�hrend er in den L�ndern mit den
h�chsten Preisen (z. B. Japan, Italien) am niedrigsten ist.



�berl�sst es der individuellen Abw�gung, ob lieber langsamer oder weniger gefahren oder
aber auf ein kleineres Fahrzeug bzw. auf umweltschonendere Verkehrsmittel umgestiegen
wird, um die Abgabenlast zu verringern. Der Eingriff in den Verkehrsmarkt durch
marktwirtschaftliche Instrumente stellt einen angemessenen verkehrspolitischen Rahmen dar
(Belastung unerw�nschter Verhaltensweisen), der f�r alle betroffenen Akteure (Stadt- und
Verkehrsplaner, Verkehrsteilnehmer, Fahrzeugindustrie) langfristige, berechenbare Vorgaben
setzt.

6.2. M�glichkeiten marktwirtschaftlicher Instrumente zur Steuerung des
Verkehrsverhaltens

Fiskalische Instrumente �bten im Verkehrswesen seit jeher Finanzierungs- zum Teil aber
auch Lenkungsfunktionen aus. Den beiden wichtigsten Verkehrssteuern -Mineral�lsteuer und
Kfz-Steuer- lag urspr�nglich die Idee zu Grunde, zumindest einen Teil der �ffentlichen
Aufwendungen f�r Bau und Unterhaltung des Stra§ennetzes den unmittelbaren Nutznie§ern
anzulasten, was bei der Mineral�lsteuer, f�r die das GVFG eine partielle Zweckbindung zu
Gunsten des Stra§enbaus vorsah, ganz offensichtlich war. Volkswirtschaftlich gesehen
bildeten Kfz- und Mineral�lsteuer einen gespaltenen Wegekostentarif mit einer fixen (Kfz-
Steuer) und einer variablen Komponente (Mineral�lsteuer). Dabei bezog sich die Kfz-Steuer
allein auf die potenzielle und nicht auf die konkrete Inanspruchnahme des Stra§ennetzes,
w�hrend die vom Kraftstoffverbrauch abh�ngige Mineral�lsteuer als ein direkt
fahrleistungsabh�ngiges Instrument auch eine Lenkungsfunktion aus�bte.
Seit einigen Jahren werden in der verkehrswissenschaftlichen Debatte in zunehmendem Ma§e
die so genannten externen Kosten des Stra§enverkehrs angesprochen. Gemeint sind die vom
Autoverkehr verursachten �kologischen und sozialen Sch�den, die nicht allein den
motorisierten Verkehrsteilnehmern in Rechnung gestellt werden, sondern der Allgemeinheit
zur Last fallen (siehe Kap. 2.1.). Gerade mit der Umweltproblematik kommen
Gesichtspunkte in die Diskussion, die einen st�rkeren verkehrslenkenden Eingriff erfordern.

Die marktorientierte Verteuerung des Kfz-Verkehrs kann
� zur Vermeidung von stra§engebundenen Personen- und G�terverkehren,
� zur Verlagerung vom Pkw / Lkw auf umweltschonendere Verkehrsmittel,
� zur Bildung von Fahrgemeinschaften im Personenverkehr,
� zur Bildung betrieblicher Kooperationsformen,
� zur Verringerung der Umweltverschmutzung und des Kraftstoffverbrauchs
� und zur Erschlie§ung neuer Finanzierungsquellen f�r den Ausbau des �PNV-Systems

einen wichtigen Beitrag leisten [Schmitz, 1993,12: 332 f.; Zumkeller, 1993,5: 22 f.; Kurnol,
1996,7-8: 454 f.]. �ber diese Wirksamkeit hinaus sind marktwirtschaftliche Instrumente
geeignet, langfristig angelegte individuelle Verhaltens- und Standortentscheidungen zu
beeinflussen. So wie in der Vergangenheit geringe Raumwiderst�nde die Ausbildung
entfernungstoleranter Lebensstile (Wohnen im Gr�nen, hohe r�umliche Arbeitsteilung der
Wirtschaft, Aufsuchen von entfernten Orten f�r Freizeitaktivit�ten) erm�glicht haben, d�rfte
eine angemessene Verteuerung im Verkehr diese Prozesse umkehren. Allerdings besteht hier
noch erheblicher Forschungsbedarf, ã.....wie sich.....die Nachfrage nach Boden in den
verschiedenen siedlungsstrukturellen Gebietstypen entwickelt.....[und] welche Wirkungen
sich.....in bezug auf die bestehenden und zuk�nftigen Nutzungen [ergeben]Ó [Kurnol, 1996,7-
8: 454].

Das heute zur Verf�gung stehende umwelt�konomische Instrumentarium bietet
unterschiedliche Eingriffsm�glichkeiten, und zwar



1 .  Vergabe von Lizenzen (als Jahreslizenz f�r Kfz-Besitzer und / oder als
Zugangslizenzen f�r Kfz-Fahrer) zum Befahren bestimmter Stadtquartiere,

2 .  Abbau steuerlicher Beg�nstigungen der Autonutzung durch Abschaffung der
Kilometerpauschale505,

3 .  konsequente �berwachung der Kfz-Geschwindigkeiten und Rotlichtverst�§en mit
angemessener Ahndung bei �bertretungen,

4. fahrleistungsunabh�ngige, an L�rm- und Schadstoffemissionen gebundene Steuern,
die nachfragewirksame Anreize f�r den Einsatz neuer Technologien induzieren,

5. fahrleistungsabh�ngige Steuern, die ganz konkret die Autobenutzung und nicht den
Autobesitz verteuern und damit ein angemessenes Mittel sind, fl�chendeckend
Lenkungseffekte -allerdings ohne r�umliche und zeitliche Differenzierung- zu
erzielen

6 .  und Stra§enbenutzungsgeb�hren506, die -entweder als fahrleistungsabh�ngiges,
zeitl ich und r�umlich differenzierbares road-pricing oder als
fahrleistungsunabh�ngige Vignette- gute Voraussetzungen bieten, vorhandene
Stra§enkapazit�ten effizienter zu nutzen.

Nur eine Kombination aus mehreren Abgaben wird die erforderlichen differenzierten Anreize
zu umweltgerechtem Verkehrsverhalten unter Ber�cksichtigung ihrer Sozialvertr�glichkeit
setzen k�nnen.

6.3. Diskussion �ber die Anhebung der Verkehrspreise

Gegen preispolitische Ans�tze werden im Wesentlichen vier Einw�nde erhoben:
1. Kritiker einer Verteuerung des Kfz-Verkehrs weisen auf m�gliche Wirkungen erh�hter
Erreichbarkeitskosten hin, die sich auf Bodenpreise und Mieten niederschlagen k�nnten.
Kurnol geht davon aus, dass -z. B. nach Einf�hrung von Stra§enbenutzungsgeb�hren507- die
Nachfrage nach Boden an den R�ndern der Agglomeration verringert und in den Subzentren
erh�ht w�rde. Gleichzeitig bildeten sich im Umkreis von Schnellbahnhaltestellen neue
Wohn- und Dienstleistungsstandorte heraus. Die h�here Nachfrage nach Standorten in
Zentren und Subzentren tr�gen dazu bei, dass -erstens- unterschiedliche
Zahlungsbereitschaften f�r die verschiedenen Nutzungen wie Wohnen, Konsum oder
Dienstleistungen eine Nutzungsmischung erschwerten und dass -zweitens- Haushalte und
Betriebe mit geringer Zahlungsbereitschaft aus den mit Preisen belegten Zonen verdr�ngt
w�rden [Kurnol, 1996,7-8: 455 f.]. - Es ist unbestritten, dass die mit der Verteuerung des
Kfz-Verkehrs verbundenen Auswirkungen in ihrer Komplexit�t und Interdependenz nicht
vollst�ndig erfasst werden k�nnen. Da die Vertr�glichkeit einer h�heren Nachfrage nach
Standorten im Kernbereich mit st�dtebaulichen sowie sozial- und verkehrspolitischen Zielen
noch lange nicht gekl�rt ist [Ebd. 455 f.], besteht hier noch erheblicher Forschungsbedarf.
Dar�ber hinaus kann ein fl�chendeckend wirkendes Road-Pricing-System unter Einbeziehung

                                                            
505Bisher kann jeder Pendler f�r die Fahrt von der Wohnung zur Arbeitsst�tte f�r die ersten 10 km 36 Cent je
km, f�r jeden weiteren km 40 Cent vom zu versteuernden Einkommen abziehen, unabh�ngig davon, was die
Fahrten tats�chlich gekostet haben. ãDamit subventioniert der Staat das Wohnen im Gr�nen erheblich. Pendler,
die um die 50 km von ihrer Arbeitsst�tte entfernt leben, k�nnen pro Jahr fast 5000 _ absetzen. Je nach
pers�nlichem Steuersatz entspricht das einer Beihilfe von bis zu 2550 _Ò [FR 160203].
506Im Regierungsprogramm (Punkt 31) des Senats f�r die 14. Wahlperiode der B�rgerschaft war vorgesehen,
die Einf�hrung einer Nahverkehrsabgabe mit dem Ziel zu pr�fen, den �PNV nachhaltig zu f�rdern [Bdrs.
14/398]. Wiederholte Anfragen verschiedener Parteien wurden von den Senatsvertretern mit der Bemerkung
kommentiert, eine Grundsatzentscheidung sei noch nicht gefallen, weil die Pr�fung noch nicht abgeschlossen sei
[Bdrs. 15/1606, 15/174 und 14/3317].
507Ab dem 1.1.1998 kann aufgrund europarechtlicher Bestimmungen elektronisches road-pricing eingef�hrt
werden [VMBW, 1995: 92].



nachgeordneter Stra§en solche unerw�nschten st�dtebaulichen Effekte ebenso vermeiden wie
Verkehrsverlagerungen508 auf geb�hrenfreie Stra§en. Denn es w�re widersinnig, wenn
Autofahrer die auf Hauptverkehrsstra§en zu leistende Zwangsabgabe umgehen k�nnten,
indem sie auf verkehrsberuhigte Stra§en auswichen.
2. Andere behaupten, dass sich der gew�nschte Verlagerungseffekt vom Auto zum
Umweltverbund erst bei hohen Preisen einstelle und weisen in diesem Zusammenhang auf
die geringen Preiselastizit�ten der Verkehrsnachfrage hin. Es w�ren sehr hohe Abgaben zu
erheben, wenn ein durchschlagender umweltpolitischer Erfolg erzielt werden sollte [v.
Sumtum, 1989,69: 557 f.]. - Dem ist entgegenzuhalten, dass preispolitische Ma§nahmen nicht
isoliert betrachtet werden d�rfen. Der Verlagerungseffekt beruht nicht allein auf den Preisen,
sondern auch auf der durch Transferzahlungen erm�glichten Verbesserung der
Verkehrsalternativen (�PNV, Fahrrad pp.) in Qualit�t und Quantit�t [Albers, 1983,11: 223
f.]. Dies w�re allerdings ein Bruch mit der derzeitig g�ltigen europ�ischen Regel, dass
Quersubventionierungen unter Verkehrstr�gern verboten sind. Aber wenn Autofahrer nicht
nur die Nutzung der Stra§e, sondern auch die Nutzung der Umwelt bezahlen sollen, dann
muss es -anders als bisher- erlaubt sein, diese Einnahmen zu Gunsten umweltvertr�glicherer
Verkehrsmittel einzusetzen.
3. Ein weiteres gern vorgebrachtes Argument gegen die Einf�hrung hoher Verkehrsabgaben
hebt den sozialen Aspekt hervor: Verbrauchsbezogene Umweltabgaben (z. B. h�here
Mineral�lsteuer), der Abbau von Subventionen und die Erhebung von
Stra§enbenutzungsgeb�hren belasteten die Bezieher niedriger Einkommen st�rker als die
Besserverdienenden. Durch den preisregulierten Zugang zur Umwelt kehrten wir zur
Klassengesellschaft alten Zuschnitts zur�ck, wenn nur noch die Wohlhabenden
uneingeschr�nkt Auto fahren d�rften. Dies st�nde im Widerspruch zur Forderung nach
sozialer Gerechtigkeit, und weniger gut verdienende B�rger m�ssten ihr Auto verkaufen
[Hiersche, 1980,8: 182 f.]. - Den sozialen und verteilungspolitischen Problemen kann jedoch
wirksam begegnet werden, wenn der finanziellen Leistungsf�higkeit des einzelnen
Verkehrsteilnehmers Rechnung getragen wird. Allerdings sind direkte finanzielle
Transferzahlungen an Bed�rftige einem un�berschaubaren System von Sonderzuwendungen
vorzuziehen. Zum Ausgleich einer stark angehobenen Mineral�lsteuer k�nnen z. B. die
unteren Einkommensschichten gezielt bei der Einkommenssteuer entlastet werden. Auch
Erh�hungen bestimmter sozialpolitischer Transfers (z. B. BAF�G, Sozialhilfeleistungen)
stehen als Ausgleichsma§nahmen zur Verf�gung. Ma§nahmen der subjektbezogenen
Sozialpolitik sind sogar gezielter einsetzbar als aus sozialen Gr�nden niedrig gehaltene
Preise, die Anreize zu umwelt- und ressourcenschonendem Verhalten wieder zerst�ren.
Au§erdem kommen subventionierte Verkehrspreise immer auch denjenigen zugute, die einer
solchen Unterst�tzung gar nicht bed�rfen. Denn es ist unsozial, wenn ãVielautofahrerÓ und
Fahrer gro§er Autos von der Nichtanlastung externer Kosten mehr profitieren als
ãWenigautofahrerÓ und Fahrer kleinerer Autos und erst recht mehr als ãNichtautofahrerÓ.
Auch verst�rkt die verdeckte Subventionierung des Autoverkehrs die sozialen Ungleichheiten
zwischen denen, die viel Auto fahren und denen, die in erster Linie die Belastungen durch
Kfz-Verkehre zu tragen haben. Ein Sonderproblem stellen die aus l�ndlichen Gemeinden
kommenden Berufspendler dar, die auf das eigene Automobil angewiesen zu sein scheinen
und angeblich kaum �ber Ausweichm�glichkeiten verf�gen. Dennoch spricht wenig dagegen,
selbst f�r diese Gruppe das Autofahren zu verteuern. Zum einen sind l�ngst nicht alle Pendler
sozial bed�rftig509, und zum anderen ist es erstrebenswert, dass sich auch die

                                                            
508Modellrechnungen haben ergeben, dass Verlagerungen des MIV aus dem st�dtischen Kernbereich zu
erwarten sind, wenn in der City Stra§enbenutzungsgeb�hren erhoben w�rden [Zumkeller, 1993,5: 22 f.].
509Pendler profitieren von etlichen Verg�nstigungen: Ihre H�user im Gr�nen sind dank staatlicher
Wohnungsbauf�rderung und Eigenheimzulage hoch subventioniert. Mit der Kilometerpauschale bekommen sie
die Fahrtkosten f�r den Weg zwischen Wohn- und Arbeitsplatz vom Staat zum Teil erstattet. Au§erdem haben



Siedlungsstruktur an den tats�chlichen Kosten des Verkehrs orientiert. Dies wird allerdings
l�ngere Anpassungszeitr�ume in Anspruch nehmen, sodass eine kurzfristige finanzielle
Unterst�tzung f�r die Betroffenen angebracht ist. Das gilt auch f�r Pendler ohne realistische
Verkehrsmittelalternative. In diesem Fall kann die steuerliche Ber�cksichtigung der
Autokosten f�r Fahrten zwischen Wohnort und Arbeitsplatz an den Nachweis einer nicht
zumutbaren �PNV-Verbindung gekn�pft werden. Mit der Einf�hrung einer alle
Verkehrsmittel ber�cksichtigenden Entfernungspauschale sollen die auf ihr Auto st�rker
angewiesenen Pendler dazu gebracht werden, ihr Fahrzeug nicht mehr f�r den ganzen
Arbeitsweg zu benutzen, sondern nur noch als �PNV-Zubringer.
4. Schlie§lich zielen Vorbehalte gegen zu hohe Abgaben und Steuern im Stra§enverkehr auf
einen f�r m�glich gehaltenen Wettbewerbsnachteil der deutschen Unternehmen gegen�ber
ihren Konkurrenten aus den anderen europ�ischen L�ndern [Kurnol, 1996,7-8: 453]. Auch
dieser Einwand �berzeugt nicht. Selbst wenn eine Harmonisierung der Verbrauchssteuern in
Europa nicht zu Stande k�me, w�re der �konomische Ansatz nicht gleich zum Scheitern
verurteilt. Im Zusammenhang mit einer Senkung der Einkommens- und K�rperschaftssteuer
k�nnten sie den Unternehmen zum Teil zur�ckerstattet werden, ohne dass der
umweltpolitische Anreiz verloren ginge. St�rkere Belastungen durch Abgaben h�tten nur jene
Unternehmen zu tragen, die einen hohen Transportaufwand zu verantworten haben.

6.4. Zusammenfassung

Die Diskussion �ber h�here Verkehrspreise hat deutlich gemacht, dass eine sozialvertr�gliche
Anlastung der externen Kosten des Stra§enverkehrs von den meisten Autofahrern durchaus
getragen werden kann, zumal der Anteil der Kraftstoffkosten an den ausgabef�higen
Nettoeinkommen 1991 im Durchschnitt je nach Haushaltstyp lediglich zwischen 2,1 und 2,7
% lag [BMV, 1992: 271]. Auch 1998 gab ein Vierpersonenhaushalt mit einem Arbeiter- oder
Angestelltengehalt nicht mehr als 3 % seines verf�gbaren Einkommens f�r Benzin aus [DZ
050600]. Angesichts der vielen kurzen, mit dem Auto gefahrenen Wege d�rften viele
Autofahrten problemlos auf andere Verkehrsmittel bei entsprechend attraktiven Angeboten
zu verlagern sein. Eine gesamtkostenorientierte Belastung der Autofahrer w�re keinesfalls
eine ãStrafsteuerÓ, sondern die konsequente Anwendung des Verursacherprinzips - ein an
demokratischen und marktwirtschaftlichen Prinzipien orientiertes Vorgehen. Allerdings
sollten die Einnahmen nicht dazu verwendet werden, um die Beitr�ge zur Rentenversicherung
zu senken. Das Umsteigen vom Auto in Busse und Bahnen fiele den Menschen leichter, wenn
die Verkehrsabgaben dazu genutzt w�rden, diese umweltvertr�glicheren Verkehrsmittel
attraktiver und billiger zu machen (s. o.).

Kap 7. Schluss: Zusammenfassung und Ausblick

Der Stra§enverkehr leistet einen entscheidenden Beitrag zur Umweltbelastung in unserer
Stadt. Er ist gekennzeichnet durch eine stetige Zunahme des MIV und des
Stra§eng�terverkehrs, durch eine Zunahme der stra§enverkehrsbedingten CO2-Emissionen
und durch eine Zunahme der Verkehrs- und Siedlungsfl�chen (siehe Kap. 4.1.). Diese
negativen Auswirkungen des Verkehrs sind als Hauptverursacher schlechter Umwelt- und
Lebensqualit�t auszumachen. Sie versch�rfen sich mit weiter wachsendem Kfz-Bestand, der
die durch moderne technologische Entwicklungen erzielten Energieverbrauchs- und
Abgasreduzierungen teilweise wieder kompensiert (siehe Kap. 5.3.1.).
                                                                                                                                                                                            
viele Pendler ein �berdurchschnittlich hohes Einkommen. Nach einer Untersuchung des Landesarbeitsamtes
Hessen sind zwei Drittel aller Pendler als Facharbeiter oder Fachangestellte besch�ftigt [DZ 191198].



Auch die in den letzten Jahren entwickelten Konzepte zur Bew�ltigung von
Verkehrszuw�chsen  durch Optimierung der Infrastruktur (siehe Kap. 5.3.) zielen alle darauf
ab, lediglich die negativen Auswirkungen des Kfz-Verkehrs zu d�mpfen, ohne die bisher von
der Verkehrsplanung garantierte unbegrenzte Mobilit�t -also die freie Wahl der
Verkehrsmittel f�r beliebig viele Fahrtzwecke- grunds�tzlich infrage zu stellen. Deshalb ist
ein verkehrsplanerischer Paradigmenwechsel erforderlich, der eine umwelt- und
sozialvertr�gliche Abwicklung des st�dtischen Verkehrs anstrebt.

Mit der vorliegenden Dissertation wird gezeigt, dass dieses Ziel durch eine ver�nderte
Verkehrspolitik und -planung allein nicht erreicht werden kann. Vielmehr ist eine
ressort�bergreifende Planung vonn�ten, die an den verkehrsausl�senden Strukturen ansetzt
und die Auswirkungen auf Verkehrsnachfrage und -verflechtungen von vornherein
ber�cksichtigt (siehe Kap. 4.2.5.). Die Notwendigkeit zu einem gemeinsamen Vorgehen
resultiert einerseits aus den komplexen Zusammenh�ngen bei der Entstehung von
Verkehrsvorg�ngen (siehe Kap. 5.1.), l�sst sich andererseits aber auch wegen des Misserfolgs
sektoraler Strategien (siehe Kap. 4.2.5. und 5.3.5.) und der nur unzureichenden Wirksamkeit
technischer L�sungsversuche (siehe Kap. 5.3.1.), die eher der Beruhigung des Gewissens als
der tats�chlichen F�rderung einer nachhaltigen Verkehrsplanung zu dienen scheinen, leicht
begr�nden. Auf Grund der dem komplexen System ãSiedlungsstruktur-VerkehrÓ immanenten
Dynamik sind alle Ma§nahmen zur Verkehrsreduzierung bzw. -vermeidung, das hei§t

�  Raumplanungen nach dem Leitbild einer ãStadt der kurzen WegeÓ, das durch
Polyzentralit�t (siehe Kap. 4.2.1. und 4.2.2.) und Binnenentwicklung (siehe Kap.
4.2.3. und 4.2.4.) bestimmt wird und Siedlungsstrukturen f�rdern soll, die weniger
Verkehr ausl�sen bzw. gut mit dem �ffentlichen Nahverkehr zu erschlie§en sind,

�  Konzepte zur Verlagerung von Verkehren vom MIV auf die Verkehrsmittel des
Umweltverbundes (siehe Kap. 5.5. bis 5.7.), die weitgehende Restriktionen gegen�ber
dem privaten Autoverkehr mit dem forcierten Ausbau der Verkehrstr�geralternativen
verbinden,

� Konzepte zur vertr�glichen Abwicklung des noch verbleibenden Kfz-Verkehrs (siehe
Kap. 5.4.), die das Ziel verfolgen, Fl�chen f�r nicht-motorisierte Verkehrsarten und
f�r andere Nutzungen zur�ckzugewinnen,

�  Konzepte zur umweltgerechten Abwicklung des st�dtischen Wirtschaftsverkehrs
(siehe Darstellung 9)

�  sowie marktwirtschaftliche Eingriffe in den bisher praktizierten ãfreien VerkehrÒ
(siehe Kap. 6)

aufeinander abzustimmen, indem sie explizit darauf abzielen, den absehbaren weiteren
Verkehrszuwachs (siehe Kap. 5.2.) zu bremsen.

Nachdem im ersten Hauptteil (vgl. Kap. 3) die Aussagen der Raum- und
Verkehrskonzeptionen der 50er bis 80er Jahre  (Wiederaufbau-, Fl�chennutzungs- und
Generalverkehrsplanung) hinsichtlich ihrer Bedeutung f�r die Siedlungs- und
Verkehrsentwicklung in Hamburg analysiert und neue st�dtebauliche und verkehrliche
Leitbilder unter Einbeziehung von Vorstellungen aus der Fachliteratur formuliert worden
sind, setzen sich die beiden folgenden Hauptteile (Kap. 4 und 5) schwerpunktm�§ig mit deren
konkreter Umsetzung auseinander. In diesem Zusammenhang habe ich mich mit den
gegenw�rtig in Hamburg zur Verf�gung stehenden Instrumenten der Stadt- und
Verkehrsplanung (siehe Darstellung 5) sowie mit dem im neuen Verkehrsentwicklungsplan
angewandten Verfahren zur Ermittlung der zuk�nftigen Verkehrsnachfrage (siehe Kap. 5.2.)
kritisch auseinander gesetzt und erhebliche Defizite bisheriger Handlungsans�tze zur
nachhaltigen Raum- und Verkehrsgestaltung aufgezeigt (siehe Kap. 5.5.2.). Dar�ber hinaus
k�nnen im Kap. 5 nach einer Analyse der Volksz�hlungsergebnisse erhebliche



Ver�nderungen von Berufspendlerstr�men innerhalb Hamburgs und zwischen der Hansestadt
und seinem Umland f�r den Zeitraum von 1970 bis 1987 nachgewiesen werden, die auf ein
sich wandelndes Raumnutzungsgef�ge und sich ver�ndernder Verkehrsbeziehungen
hinweisen (siehe Kap. 5.1.3.). Inwieweit sich die Prozesse der Suburbanisierung in
Verbindung mit dem Anwachsen tangentialer Verkehre in den folgenden Jahren fortsetzen,
ist angesichts des fehlenden Datenmaterials nicht sicher festzustellen. Schlie§lich wird im
letzten Hauptteil (siehe Kap. 6) diskutiert, ob sich raum- und verkehrsplanerische Konzepte
in ihrer Effizienz durch die Einf�hrung marktwirtschaftlicher Instrumente noch steigern
lassen und welche Widerst�nde gegen Verteuerungsstrategien im Verkehr in unserer
Gesellschaft bestehen. Die wesentlichen Ergebnisse werden im Folgenden noch einmal
dargestellt.

In Kap. 3 wird zun�chst gezeigt, dass in Hamburg schon in der fr�hen Nachkriegszeit auf
Kosten des �PNV eine einseitige F�rderung des MIV erfolgte. Durch die sukzessive
Abschaffung der Stra§enbahn wurde der �PNV in den 60er und 70er Jahren zu Gunsten
eines auf der Oberfl�che reibungslos flie§enden Kfz-Verkehrs in den Untergrund abgedr�ngt,
was einerseits zwar einen verst�rkten Ausbau des Schnellbahnnetzes nach sich zog,
andererseits aber auch die Belange des MIV durch gro§z�gige Stra§enausbauten und neue
Stra§en f�rderte. Hervorgerufen durch die starke Zunahme des Kfz-Verkehrs ist eine st�ndige
Verschlechterung des stra§engebundenen �PNV erkennbar, die sich in einer zunehmenden
Behinderung des Busverkehrs �u§ert. Au§erdem wurden etliche Stadtteile nach Stilllegung
der Stra§enbahn und dem nur unzureichenden Ausbau des Schnellbahnnetzes vom
st�dtischen Schienenverkehr abgekoppelt. Die mit vielen M�ngeln (Ausgreifen der
Siedlungst�tigkeit in R�ume mit unzureichender Anbindung an das �PNV-Netz u. a.)
behaftete Raumplanung leistete ihrerseits einen entscheidenden Beitrag, dass viele Menschen
in Hamburg auf die Benutzung des eigenen Pkw festgelegt worden sind.
Anschlie§end wird im Zusammenhang mit der Entwicklung neuer st�dtebaulicher und
verkehrlicher Leitbilder der Frage nachgegangen, wie die Raumstruktur aussehen m�sste, um
g�nstige Rahmenbedingungen f�r umweltschonende Lebens- und Wirtschaftsweisen
bereitzustellen. Als Antwort auf diese neuen Herausforderungen gewinnen auf
raumordnerische Ebene siedlungsstrukturelle Leitvorstellungen der Binnenentwicklung
(Verdichtung und Nutzungsmischung) und der Dezentralisierung (Polyzentralit�t)
zunehmend an Gewicht, die auf der Ebene der Verkehrsplanung durch eine umweltschonende
Verkehrsstrategie flankiert werden.

Der anhaltende Trend zu h�heren Fl�chenanspr�chen sowie die zunehmend mehr Raum
beanspruchenden Wirtschaftsweisen und Verhaltensmuster der privaten Haushalte sind neben
der steigenden Motorisierung und der ãbilligenÓ Raum�berwindung wesentliche Ursache f�r
den wachsenden Verkehrsaufwand. Diese Erkenntnis f�hrt dazu, die einseitigen
ãSchuldzuweisungenÓ in Richtung Verkehrspolitik und -planung zu �berwinden und im
Kapitel 4 nach Handlungschancen der Stadtentwicklungs- und Raumplanung f�r die
Verkehrsvermeidung bzw. f�r die Verringerung des Aufwands im Personen- und
Wirtschaftsverkehr zu suchen. Allerdings wird hier deutlich, dass die L�sung von
Verkehrsproblemen mithilfe st�dtebaulicher Instrumente sehr schwierig ist. Einerseits k�nnte
zwar durch st�rkere Konzentration der Bebauung an zentralen Orten und an den Haltestellen
des schienengebundenen Nahverkehrs sowie durch angemessene Verdichtung und engere
r�umliche Verkn�pfung der verschiedenen Nutzungsfunktionen ein wichtiger Beitrag der
Raumplanung zur Verkehrsvermeidung geleistet werden. Andererseits ist jedoch
einzur�umen, dass die r�umliche Planung unter den derzeitigen Bedingungen wenig Chancen
f�r ein Gegensteuern besitzt, und zwar aus folgenden Gr�nden:



1. Die Stadtentwicklungsplanung kann nur f�r die baulichen Voraussetzungen einer
verkehrssparsamen Alltagsbew�ltigung sorgen, auf die marktwirtschaftlichen und
infrastrukturellen Rahmenbedingungen, die die raumgreifenden Aktivit�ten der Menschen
erm�glichen, hat sie kaum Einfluss.
2. Die Ver�nderung bestehender Raumstrukturen beansprucht angesichts der Langlebigkeit
gewachsener Strukturen viel Zeit.
3. Die ãStadt der kurzen WegeÓ n�tzt wenig, solange ãautomobilÓ sein ein politisch
gest�tztes Lebensideal bleibt und nur wenige Menschen Angebote in der unmittelbaren N�he
ihres Wohnortes akzeptieren und tats�chlich ãkurzdistantÓ leben.
4. Die vorhandenen raumplanerischen Grundlagen (STEK, FNP) und Ordnungselemente
(Achsenkonzept, Dichtemodell, Zentrale Orte) besitzen nur geringe Durchschlagskraft zur
Ver�nderung bestehender verkehrsaufwendiger Raumstrukturen:
4.1. Die Grundlagen der hamburgischen Raumplanung sind �berwiegend auf Wachstum
ausgerichtet und haben den in unserer Gesellschaft vorherrschenden Trends (u. a.
zunehmende Dispersion der Arbeits- und Wohnstandorte, steigende Anspr�che an das
Einkaufsangebot, wachsende spezialisierte Freizeitaktivit�ten, billige Raum�berwindung)
wenig entgegenzusetzen, da weiterhin

� der Abbau von Raumwiderst�nden (u. a. Anbindung wichtiger Quell- und Zielgebiete
an das Stra§ennetz, Bau und Ausbau von weiteren Hauptmagistralen) als wichtiges
raumordnerisches Ziel ausgegeben und der daraus resultierende Verkehrszuwachs auf
der Stra§e als nicht zu vermeidende Begleiterscheinung wahrgenommen und ertragen
wird

�  und individuelle Anspr�che der B�rger (u. a. Erlebnis- und Ferne-Orientierung,
fl�chenverbrauchende Wohnformen) und der Wirtschaft (u. a. spezifische
Fl�chenanspr�che des Gewerbes, Konzentration von Versorgungs- und
Freizeiteinrichtungen an nicht-integrierten Standorten) sowie Raumstrukturen, die
einer �kologisch orientierten Raumnutzung entgegenstehen, kaum hinterfragt werden.

Au§erdem enth�lt das als Leitbild fungierende, sich einer nachhaltigen Entwicklung
verpflichtende STEK keine planerischen Festsetzungen und �bt auch keine bindende
Wirkung aus, weil es lediglich als Empfehlung f�r die Fachressorts anzusehen ist.
4.2. Auch die raumplanerischen Ordnungselemente tragen bisher kaum zur F�rderung einer
nachhaltigen Siedlungs- und Verkehrsentwicklung bei:

� Das Achsenkonzept ist in erster Linie auf eine leistungsf�hige Verkehrserschlie§ung -
nicht auf eine Priorisierung des �PNV- ausgerichtet und hat dar�ber hinaus die
planungswidrige Besiedlung der Achsenzwischenr�ume nicht verhindern k�nnen
(siehe Kap. 4.2.1. und 4.3.).

�  Die Standorte vieler Gro§wohnsiedlungen liegen au§erhalb des jeweiligen
Schnellbahneinzugsbereichs, was mit den Vorgaben des Dichtemodells nicht zu
vereinbaren ist (siehe Kap. 4.3.).

�  Die Ansiedlung autoorientierter Angebotsformen von Freizeit- und
Handelseinrichtungen an nicht-integrierten Standorten steht im Widerspruch zu den
Absichten des Konzepts der Zentralen Orte (siehe Kap. 4.2.4.5. und 4.3.).

�  Die verst�rkte Ausweisung und die Erschlie§ung von Wohnbauland auf bisher
naturbelassenen Fl�chen und deren vorrangige Anbindung an das Stra§ennetz
entsprechen nicht den Anforderungen einer ãnachhaltigenÓ Stadtentwicklung (siehe
Kap. 4.2.3).

Um den Verlagerungsstrategien vom MIV auf den �PNV bessere Chancen einzur�umen,
muss die Raumstruktur zu dieser erw�nschten Verkehrsdurchf�hrung auch passen. Ansonsten
bleiben Appelle an ein umweltgerechtes Verkehrsverhalten folgenlose Aufforderungen an die
richtige Verkehrsmittelwahl (z. B. Umsteigen auf Busse und Bahnen, vermehrte Benutzung



des Fahrrades) in ãfalschenÓ Strukturen (Siedlungsdispersion, Ansiedlung von
Wirtschaftsunternehmen an nicht-integrierten Standorten). M�glichkeiten, das st�dtebauliche
Potenzial effizienter zur Ver�nderung bestehender Raumstrukturen einzusetzen, liegen in

� der Modifizierung des Achsensystems (siehe Kap. 4.2.1. und 4.3.),
� der St�rkung der Polyzentralit�t (siehe Kap. 4.2.2. und 4.3.),
� der Binnenentwicklung durch Verdichtung (siehe Kap. 4.2.3. und 4.3.),
� der F�rderung einer vertr�glichen Nutzungsmischung (siehe Kap. 4.2.4. und 4.3.),
� der Integration verkehrsplanerischer Belange in die Raumplanung (siehe Kap. 4.2.5.),
�  der Entwicklung organisatorischer Konzepte, die auf individueller Ebene ansetzen,

eine verkehrssparsamere Benutzung der baulichen Strukturen zu f�rdern (siehe Kap.
4.4.),

�  der Einf�hrung marktwirtschaftlicher Instrumente zur verursachergerechten
Anlastung der �kologischen und sozialen Folgekosten von Transportvorg�ngen (siehe
Kap. 6.),

� der die Raum- und Verkehrsplanung flankierenden �ffentlichkeitsarbeit (siehe Kap.
4.4.).

Neben den Beitr�gen der Raumplanung zur Verkehrsvermeidung geht es im Kap. 5 meiner
Dissertation v. a. darum, �berzeugende Konzepte zur Verlagerung von Verkehren vom MIV
auf die Verkehrsmittel des Umweltverbundes sowie zur vertr�glichen Abwicklung des noch
verbleibenden Kfz-Verkehrs zu entwickeln, nachdem die negativen Auswirkungen des
Stra§enverkehrs dargestellt (siehe Kap. 2.1.) und die Ver�nderung des Raum- und
Verkehrsgef�ges am Beispiel der innerst�dtischen Berufspendlerstr�me (siehe Kap. 5.1.3.)
nachgewiesen werden konnten. Voraussetzung ist ein grundlegender verkehrsplanerischer
Paradigmenwechsel, der mit der Erkenntnis verbunden ist, dass aus stadt- und
umweltpolitischen Gr�nden nicht mehr alle individuellen Mobilit�tsbed�rfnisse erf�llt
werden k�nnen und eine uneingeschr�nkte Erreichbarkeit st�dtischer Ziele mit dem Pkw
nicht mehr der Ma§stab f�r eine nachhaltige Verkehrsinfrastrukturpolitik sein kann510. Das
bedeutet auch, dass einige in der �ffentlichkeit diskutierte Strategien zur Reduzierung des
Kfz-Verkehrs den Anforderungen umwelt- und sozialvertr�glicher Verkehrsplanung nicht
mehr gen�gen. Dies betrifft

� fahrzeug- und verkehrstechnische Konzepte (siehe Kap. 5.4.1.),
� das Konzept der ãVerkehrsbereitstellungÓ, das den Ausbau des Stra§ennetzes an der

Verkehrsnachfrage orientiert (siehe Kap. 5.3.3.),
�  Appelle an die Vernunft und das Umweltbewusstsein der Autofahrer (siehe Kap.

5.3.5.),
� kooperative, an Aufgabenteilung zwischen den Verkehrstr�gern orientierte

Handlungsans�tze (siehe Kap. 5.3.5.),
�  die F�rderung umweltvertr�glicher Verkehrsmittel ohne zus�tzliche Flankierung

durch restriktive Ma§nahmen im Kfz-Bereich (siehe Kap. 5.3.5.).
Eine Wende in Verkehrspolitik und -planung erfordert Ma§nahmen auf der Grundlage des
Push-and-Pull (siehe Kap. 5.4.), d. h. angebotsorientierte Ma§nahmen im Umweltverbund
(siehe Kap. 5.5. bis 5.7.) und Restriktionen im MIV (siehe Kap. 5.4.) sollen gleichzeitig
umgesetzt werden. Eine eindeutige verkehrsplanerische Bevorzugung umweltschonender
Verkehrsmittel ist vor dem Hintergrund der engen finanziellen Spielr�ume und der nur noch
sehr begrenzt zur Verf�gung stehenden zus�tzlichen Verkehrsfl�chen f�r den weiteren
Stra§enausbau auch notwendiger denn je (siehe Kap. 5.5.1.).
Im Mittelpunkt der Angebotsverbesserungen stehen �PNV-F�rderungsma§nahmen, die
allerdings mit einem hohen finanziellen Aufwand verbunden sind. Dieser ist in jeder Hinsicht
                                                            
510Zu diesem Ergebnis kam die Enquete-Kommission ãStadtentwicklungÓ der Hamburgischen B�rgerschaft in
ihrem Abschlussbericht [Enqu.-Komm, 1995: 50 f und 56 f.].



gerechtfertigt, damit das hamburgische Nahverkehrssystem, das den siedlungsstrukturellen
Ver�nderungen l�ngst nicht mehr entspricht (siehe Kap. 5.5.2.), zuk�nftig auch wichtigen
Qualit�tsanspr�chen (v. a. kurze Reisezeiten auf allen radialen und tangentialen
Verkehrsrelationen) gen�gt, was eine wesentliche Voraussetzung zur dauerhaften Akzeptanz
�ffentlicher Verkehrsangebote ist. Am Ausbau eines den gewandelten Verkehrsbed�rfnissen
entsprechenden �PNV-Netzes haben moderne Stadtbahnsysteme und ver�nderte
Buslinienkonzepte entscheidenden Anteil. Die weitgehend auf eigenen Trassen gef�hrten
Stra§enbahnen erg�nzen das vorhandene Schnellbahnnetz und verbessern die Netzwirkung
des gesamten hamburgischen Schienennahverkehrssystems. Als im Vergleich zur
Erweiterung des Schnellbahnnetzes kosteng�nstigere Alternative k�nnte die zur Stadtbahn
aufgewertete Stra§enbahn schnelle und direkte Tangentialstrecken bedienen, die die
Nebenzentren und die meist sternf�rmig auf das Zentrum gef�hrten Schnellbahnstrecken
miteinander verbinden. Im Au§enbereich w�rde sie auf Grund der k�rzeren
Haltestellenabst�nde als Zubringerverkehrsmittel fungieren und wichtige Quell- und
Zielgebiete in das st�dtische Schienennetz integrieren (siehe Kap. 5.5.3.1.). Ein weiterer
Schwerpunkt liegt in der organisatorischen, technischen und systembedingten Verbesserung
des Busliniennetzes, das heute den Anforderungen eines modernen Verkehrssystems
hinsichtlich P�nktlichkeit und Schnelligkeit nicht mehr gen�gt. Aus dieser Erkenntnis heraus
werden wirkungsvolle Alternativen entwickelt, die den Bef�rderungsstandard wesentlich
verbessern und dem Bus neue Funktionen im �ffentlichen Verkehrsnetz zuweisen, die sich
den unterschiedlichen Verkehrsanforderungen hinsichtlich Linienf�hrung und
Aufgabenstellung besser anpassen (siehe Kap. 5.5.3.2.).
Die in diesem Zusammenhang zu stellende Frage nach der Finanzierbarkeit muss vor dem
Hintergrund einer Neubewertung der von Bussen und Bahnen erbrachten Leistungen gesehen
werden (siehe Kap. 5.5.0.). Als ein unverzichtbares Instrument der Daseinsvorsorge kann der
�PNV wichtige Aufgaben f�r die Allgemeinheit (Verbesserung der Umweltqualit�t,
Sicherung einer umweltvertr�glichen Mobilit�t, Erh�hung der Verkehrssicherheit) nur dann
wahrnehmen, wenn

1.  Mindestbedienungsstandards (u. a. Erreichbarkeit zentraler Orte durch attraktive
Schienenverbindungen, Erschlie§ung st�dtischer Teilr�ume nach verbindlichen
Kriterien, verkehrstr�ger�bergreifende Herstellung von Anschl�ssen in einem
integralen Taktverkehr, Einf�hrung bedarfsgesteuerter Systeme) verbindlich
festgeschrieben,

2. Vorgaben der Raumordnungspl�ne (u. a. Verzahnung von �PNV-Ma§nahmen und
Bauleitplanung bei neuen Bauvorhaben) eingehalten

3 .  und die politischen Weichen zur Sicherstellung einer ausreichenden finanziellen
Ausstattung des �PNV anders als heute gestellt werden (Umwandlung der
Mineral�lsteuer in eine Gemeinschaftssteuer mit gesetzlich festgelegter
Zweckbindung eines n�her zu bestimmenden Anteils der �PNV-Mittel, Erschlie§ung
zus�tzlicher Finanzquellen f�r den �PNV).

Die Begrenzung der Autoverkehrsmengen und die Umverteilung der motorisierten Verkehre
auf umweltvertr�glichere Verkehrstr�ger erfordern restriktive Ma§nahmen, die sowohl den
flie§enden als auch den ruhenden Kfz-Verkehr nachhaltig ber�hren. Dazu z�hlen

1.  Um- und R�ckbauten stark belasteter Stra§en (u. a. Reduzierung der Anzahl der
Fahrspuren) mit dem Ziel, den vorhandenen Stra§enraum gerechter aufzuteilen (siehe
Kap. 5.4.2. bis 5.4.5.),

2. Verengungen / Verschm�lerungen von Fahrspuren in Verbindung mit der Anordnung
von stadtvertr�glichen Geschwindigkeiten (siehe Kap. 5.4.2. bis 5.4.5.)

3 .  und die Aufstellung integrativer Parkraumkonzepte (u. a. M�glichkeiten einer
optimierten Nutzung von Parkfl�chen, fl�chendeckende Parkraumbewirtschaftung,
Einf�hrung von Parkleitsystemen) zur Reduzierung der mit dem Parken verbundenen



Belastungen und zur Verbesserung visueller und funktioneller Qualit�ten des
Stra§enraums (siehe Kap. 5.4.6.).

Das bisher vorhandene rechtliche Instrumentarium zur Umgestaltung innerst�dtischer
Hauptverkehrsstra§en ist vonseiten des Bundes zu verbessern, um den kommunalen
Handlungsspielraum zu erweitern (siehe Kap. 5.4.3.). Auch die Finanzierung von
Stra§enumbauten k�nnte erleichtert werden, wenn bestimmte Vorgaben (u. a. Anwendung
einfacher baulicher Mittel, flexiblere Handhabung zur Feststellung der F�rderw�rdigkeit)
st�rker ber�cksichtigt w�rden. Allerdings st�§t die Umsetzung der genannten
verkehrsberuhigenden Ma§nahmen bei den einflussreichen wirtschaftlichen
Interessenverb�nden wegen der von ihnen angenommenen negativen Auswirkungen der
Verkehrsberuhigung auf die Standorte von Handels- und Gewerbebetrieben (siehe
Darstellung 8) noch auf erhebliche Vorbehalte, die nur unter bestimmten Voraussetzungen
abzubauen sind. Neben dem Ausbau des �PNV-Systems und der Rad- und
Fu§verkehrsverbindungen (siehe Kap. 5.6. und 5.7.) sind auch die Belange des
Wirtschaftsverkehrs in ein umwelt- und sozialvertr�gliches Verkehrskonzept einzubeziehen,
indem geeignete Kurzpark- und Ladezonen f�r die Anlieferer geschaffen,
G�terverkehrszentren mit Schienenanschluss eingerichtet, Transporte mit kleineren
Fahrzeugen abgewickelt, M�glichkeiten zur Koordination von Fahrtrouten und zur
Optimierung von Transportketten verbessert und Verkehrsvorrangspuren f�r den Transport
eiliger G�ter eingerichtet werden (siehe Darstellung 9).

Dar�ber hinaus w�re auch eine angemessene Preispolitik in den Bereichen des Wirtschafts-
und Personenverkehrs eine wichtige und notwendige Erg�nzung zu einer nachhaltigen
Verkehrsplanung (siehe Kap. 6). Denn lokale L�sungsbem�hungen in den genannten
Verkehrssektoren werden erst dann ihre volle Wirkung entfalten, wenn es zur Flankierung
durch umweltgerechte Verkehrspreise kommt.

Eine nachhaltige Siedlungs- und Verkehrspolitik, die sich der Verantwortung gegen�ber den
nachfolgenden Generationen bewusst ist, w�re ohne die Bereitschaft der Menschen zur
Ver�nderung ihrer bisherigen Lebensweise, die mit Einbu§en an Wohlstand, Bequemlichkeit
und allzu ãfreiz�gigerÓ Individualit�t verbunden ist, nicht durchzusetzen. Der Bev�lkerung
muss deutlich gemacht werden, dass es nicht darum geht, den Besitzstand von einigen
Millionen Autos infrage zu stellen. Es kommt vielmehr darauf an, zu akzeptieren, dass nicht
alle Verkehrsteilnehmer bei jeder sich bietenden Gelegenheit auf einem begrenzten
Stra§ennetz freie Fahrt beanspruchen k�nnen.
In diesem Zusammenhang ist deutlich zu machen, dass Schritte in Richtung ãNachhaltigkeitÓ
der �konomie keinen Schaden zuf�gen. Der mit der Verminderung des Pkw-Bestandes und
des Verkehrs bef�rchtete Verlust von Arbeitspl�tzen w�re -wie etwa aus einer Untersuchung
des Deutschen Instituts f�r Wirtschaftsf�rderung (DIW) zu Besch�ftigungseffekten durch
Umweltschutz hervorgeht [Blazejczak et al., 1994, B37: 29 ff.]- durch eine Umstellung auf
umweltschonende Produktion durchaus zu kompensieren. Angesichts der bald ersch�pften
Mineral�lreserven hat der herk�mmliche Pkw sowieso keine Zukunft mehr. Eine
Produktionsumstellung auf vertr�glichere Transportmittel und Verkehrssysteme w�rde
hingegen Arbeitspl�tze langfristig sichern. Stera wies schon 1983 nach, dass
Gesamtinvestitionen von 100 Millionen DM / Jahr im Stadtbahnbau auf dem prim�ren Sektor
(bauliche Anlagen, Beschaffung von Ausr�stung und Fahrzeugen) mehr als 1800
Arbeitspl�tze schaffen [Stera, 1993,3: 14 ff.]. Zu vergleichbaren Aussagen kam G�nter in
seiner 1982 angefertigten Studie �ber Produktions- und Besch�ftigungswirkungen der
�ffentlichen Nahverkehrsinvestition «Magnetbahn Braunschweig ÐWolffenb�ttel` [G�nter,
1982,11: 538 f.].
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Quelle: FHH., Sen.,1956: 30

Abb. 2: Geplante Ergänzungsstrecken des Hamburger Schnellbahnnetzes. Entwurf von 1955/56

2. Sierichstr.-Hofweg-Hbf.-
Jungfernstieg-Altona-Lurup.

3. Stadtpark-Jarrestadt-Hohenf.-
Borgfelde- Hammerbrook-
Meßberg-St.Pauli-Fischmarkt-
Donners Park.

4. Farmsen-Wandsbek-Hbf.-
Jungfernstieg-Eppendorf-
Großborstel.

5. Hagenbek-Langenfelde-Eimsb.
Marktpl.-Holstenstr.-St. Pauli-
Meßberg-Hammerbrook-
Rothenburgsort

6. Neumühlen-Altona-Sternschanze-
Hallerstr.-Dehnhaide-Wandsb.
Gartenstadt-Bramfeld

7. Langenfelde-Eimsb.Marktpl.-
Sternschanze-Sievekingsplatz-
Stadthausbr.-Baumwall-
Steinwerder

Geplant waren folgende
neue U-Bahnlinien:

1. Schnelsen-Niendorf-Lokstedt-
Hoheluft-Sievekingsplatz-
Jungfernstieg-Hbf,-Hamm-
Horn-Billstedt-Billbrook.

S-Bahnnetz
AKN
Vorhandenes U-Bahnnetz
Geplantes U-Bahnnetz

ELMSHORN

KALTENKIRCHEN

WEDEL

SCHNELSEN

LURUP

GR.BORSTEL
STELLINGEN

BRAMFELD

POPPENBÜTTEL

OCHSENZOLL

WOHLDORF
OHLSTEDT

FARMSEN

AHRENSBURG

GR. HANSDORF

BILLBROOK
FREIHAFEN

FRIEDRICHSRUH

NEUGRABEN

HARBURG

WILHELMSBURG

OTHMARSCHEN

BLANKENESE

LANGENFELDE



Quelle: Falk-Stadtplan, verschiedene Auflagen

Abb. 3: Das Straßenbahnnetz von 1956 (schematisiert)
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Quelle: Falk-Stadtplan, verschiedene Auflagen

Abb. 4: Entwicklung des Schnellbahnnetzes (1955 - 1998), schematische Darstellung
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Quelle: Möller, 1999: 238

Abb. 5: Entwicklungsachsen, Zentrale Standorte in Hamburg und Zentrale Orte im Umland
            (Entwicklungsmodell 1969)



Quelle: Stat. Landesamt HH: Statistische Berichte. Ergebnisse der Volkszählung 1987 am 25.5.1987. Teil 3: Arbeitsstättenzählung. HH 1990.

Abb. 6: Zu- und Abnahme der Beschäftigtenzahl in den Hamburger Stadtteilen (Vergleich 1970-1987)
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Eigene Berechnungen nach Ergebnissen der Volkszählung von 1987

Anmerkungen:
1. Die Zielangabenausfälle (113.431 Personen) sind anteilmäßig auf die einzelnen Ströme

umgelegt worden, d.h. proportional zur Pendlerorientierung je Quellgebiet.
2. Die Zahl der auf dem eigenen Wohngrundstück arbeitenden Erwerbstätigen (40.800 Personen)

ist proportional zur erwerbstätigen Wohnbevölkerung und Pendlerorientierung
je Gebietseinheit aufgeteilt.
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Abb. 10a: Innerstädtische Berufspendlerströme
in und zwischen den Gebietseinheiten
City, Innere und Äußere Stadt im Jahre 1970
-in relativen Zahlenwerten-

Abb. 10b: Innerstädtische Berufspendlerströme
in und zwischen den Gebietseinheiten
City, Innere und Äußere Stadt im Jahre 1987
-in relativen Zahlenwerten-





Anhang Abb. 11:
Verkehrsmittelwahl der in die Altstadt einpendelnden Hamburger aus Stadtteilen mit
einem IBEP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz (Pkw, motoris. Zweirad) kommenden Einpendler in %

Schnelsen*: 46,5 Rotherbaum**: 29,8
Sasel*: 44,7 Altona-Nord**: 26,9
Poppenb�ttel*: 44,4 St.Pauli**: 25.5
Osdorf: 42,5 Dulsberg**: 24,3
Lurup: 41,2 Hohenfelde**: 21,7
Rahlstedt:   40,8 Borgfelde**: 21,2
Hummelsb�ttel*: 39,7 St. Georg**: 16,4
Neugraben-Fischb.*: 39,5
Ei§endorf*: 39,2
Niendorf: 38,9
Jenfeld: 38,7
Wilhelmsburg: 38,4
Lohbr�gge*: 37,9
Steilshoop 37,8
Bahrenfeld 37,7
Bergedorf*: 37,2
Eidelstedt: 36,7
Billstedt: 35,9
Farmsen-Berne: 35,7
Bramfeld: 35,5
Eppendorf: 33,7
Winterhude: 32,3
Lokstedt: 32,2
Langenhorn: 32,1
Harvestehude: 31,9
Wandsbek: 31,2
Horn: 30,8
Hohenfelde: 30,7
Ottensen: 28,7
Altona-Altstadt: 28,5
Stellingen: 27,0
Ohlsdorf: 26,9
Barmbek-Nord: 26,1
Eimsb�ttel 25,2
Barmbek-S�d 24,5
Hamm-Nord 23,2
Eilbek: 21,7 Durchschnitt: 35,0 %

Erlauterungen:
* Stadtteile mit IBEP-Strom < 1 % im Jahre 1970 (IBEP-Strom > 1 % in 1987)
** Stadtteile mit IBEP-Strom > 1 % im Jahre 1970 (IBEP-Strom > 1 % in 1987)

Quellen: siehe Tab. 41
Eigene Berechnungen





Anhang Abb. 12:
Verkehrsmittelwahl der nach Rotherbaum einpendelnden Hamburger aus Stadtteilen
mit einem IBEP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz (Pkw, motoris. Zweirad) kommenden Einpendler in %

Poppenb�ttel* 62,4 Sasel** 68,2
Rahlstedt 62,0 Hohenfelde** 37,5
Hummelsb�ttel* 59,5 Gro§ Flottbek** 30,0
Schnelsen 57,5
Uhlenhorst 57,5
Blankenese 55,5
Niendorf 55,3
Farmsen-Berne 54,5
Bramfeld 52,0
Lohbr�gge 51,4
Lokstedt 50,5
Steilshoop* 49,2
Osdorf 48,4
Lurup 47,2
Wandsbek 46,6
Bahrenfeld 45,6
Bergedorf 45,5
Winterhude 44,2
Eidelstedt 43,8
Billstedt 43,2
Langenhorn 43,0
Stellingen 42,9
Eppendorf 41,9
Harvestehude 40,3
Barmbek-S�d 40,1
Ohlsdorf 39,9
Barmbek-Nord 38,7
Eilbek 38,0
Hoheluft-Ost 37,9
Horn 37,1
Hoheluft-West 37,0
Ottensen 33,8
Hamm-Nord 33,2
Eimsb�ttel 32,7
Dulsberg 30,5
Altona-Altstadt 30,0
Altona-Nord 23,8
St. Pauli 18,4 Durchschnitt: 43,7

Erl�uterungen:
* / ** siehe Anhang Abb. 11

Quellen: siehe Tab. 41
Eigene Berechnungen





Anhang Abb. 13:
Verkehrsmittelwahl der nach Winterhude einpendelnden Hamburger aus Stadtteilen
mit einem IBEP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz (Pkw, motoris. Zweirad) kommenden Einpendler in %

Schnelsen* 83,5
Lohbr�gge 77,3
Volksdorf* 74,7
Sasel 74,1
Wellingsb�ttel* 74,0
Poppenb�ttel 73,7
Niendorf 72,3
Rahlstedt 71,2
Eidelstedt 70,6
Farmsen-Berne 70,1
Lurup 69,5
Hummelsb�ttel* 67,9
Bergedorf* 67,6
Billstedt 66,2
Lokstedt 65,5
Jenfeld 64,8
Bramfeld 64,1
Horn 62,7
Stellingen 61,6
Langenhorn 61,3
Wandsbek 60,6
Harvestehude 59,0
Hamm-Nord 57,5
Eppendorf 56,8
Fuhlsb�ttel 56,7
Eilbek 56,2
Uhlenhorst 54,7
Ohlsdorf 53,8
Alsterdorf 52,4
Barmbek-S�d 52,0
Ottensen 50,4
Wilhelmsburg 49,0
Eimsb�ttel 48,5
Steilshoop 47,9
Barmbek-Nord 47,0
Dulsberg 41,8

Erl�uterungen: Durchschnitt: 60,1
* siehe Anhang Abb. 11

Quellen: siehe Tab. 41
Eigene Berechnungen





Anhang Abb. 14:
Verkehrsmittelwahl der nach Wandsbek einpendelnden Hamburger aus Stadtteilen mit
einem IBEP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz. (Pkw, motorisiertes Zweirad) kommenden Einpendler in
         %

Sasel 84,3
Niendorf* 80,3
Poppenb�ttel 72,1
Lohbr�gge 70,3
Bergedorf* 70,2
Volksdorf 66,0
Langenhorn 64,0
Winterhude 63,5
Uhlenhorst* 63,2
Hummelsb�ttel 62,6
Rahlstedt 61,7
Billstedt 60,6
Eimsb�ttel 58,5
Steilshoop* 56,8
Marienthal 55,4
Bramfeld 55,1
Farmsen-Berne 52,2
Horn 50,0
Barmbek-S�d 49,2
Tonndorf 48,6
Barmbek-Nord 45,1
Eilbek 45,0
Hamm-Nord 43,1
Jenfeld 42,6
Dulsberg 41,4 Durchschnitt: 54,2

Erl�uterungen:
* siehe Anhang Abb. 11

Quellen: siehe Tab. 41
Eigene Berechnungen





Anhang Abb. 15:
Verkehrsmittelwahl der nach Harburg einpendelnden Hamburger aus Stadtteilen mit
einem IBEP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz (Pkw, motorisiertes Zweirad) kommenden Einpendler in
         %

Billstedt* 61,5
Sinstorf 56,6
R�nneburg 52,0
Marmstorf 51,7
Langenbek 51,1
Neugraben 45,7
Hausbruch 44,9
Wilhelmsburg 41,8
Ei§endorf 39,5
Wilstorf 38,2
Heimfeld 37,9 Durchschnitt: 41,6

Erl�uterungen:
* siehe Anhang Abb. 11

Quellen:
siehe Tab. 41
Eigene Berechnungen





Anhang Abb. 16:
Verkehrsmittelwahl der nach Rahlstedt einpendelnden Hamburger aus Stadtteilen mit
einem IBEP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz (Pkw, motoris. Zweirad) kommenden Einpendler in %

Wellingsb�ttel* 97,9
Barmbek-Nord 94,4
Hummelsb�ttel* 90,9
Poppenb�ttel 88,0
Dulsberg 86,6
Steilshoop* 82,9
Lohbr�gge 82,8
Sasel 82,3
Bergstedt 80,6
Bramfeld 80,0
Volksdorf 77,2
Niendorf* 76,4
Langenhorn 74,2
Bergedorf* 72,2
Ohlsdorf* 70,6
Marienthal 70,4
Eimsb�ttel 69,7
Barmbek-S�d 66,3
Winterhude 65,9
Billstedt 65,4
Eilbek 64,0
Tonndorf 62,4
Horn 62,3
Farmsen-Berne 61,9
Wandsbek 60,9
Hamm-Nord 59,3
Jenfeld 50,4 Durchschnitt: 61,0

Erl�uterungen:
* siehe Anhang Abb. 11

Quellen:
siehe Tab. 41

Eigene Berechnungen





Anhang Abb. 17:
Verkehrsmittelwahl der nach Bramfeld einpendelnden Hamburger aus Stadtteilen mit
einem IBEP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz. (Pkw, motoris. Zweirad) kommenden Einpendler in %

Wellingsb�ttel 84,0
Rahlstedt 82,0
Niendorf 75,8
Poppenb�ttel 73,3
Sasel 71,6
Volksdorf 70,5
Hummelsb�ttel 70,3
Langenhorn 68,2
Tonndorf 65,6
Ohlsdorf 62,1
Eimsb�ttel 60,6
Lohbr�gge 59,2
Bergedorf* 57,0
Billstedt 56,5
Winterhude 53,3
Horn 53,3
Hamm-Nord 52,7
Jenfeld 50,0
Eilbek 48,2
Farmsen-Berne 46,7
Wilhelmsburg* 45,3
Barmbek-S�d 43,9
Barmbek-Nord 41,6
Wandsbek 39,4
Dulsberg 39,1
Steilshoop 36,9 Durchschnitt: 52,1

Erl�uterungen
* siehe Anhang Abb. 11

Quellen:
siehe Tab. 41

Eigene Berechnungen







Anhang Abb. 19:
Verkehrsmittelwahl der aus Rahlstedt auspendelnden Hamburger in Stadtteile mit
einem IBAP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz (Pkw, motoris. Zweirad) fahrenden Auspendler in %

Barmbek-Nord 92,5 Steinwerder** 74,8
Billbrook 89,5 Ottensen** 62,2
Fuhlsb�ttel* 85,9 St. Pauli** 59,9
Rothenburgsort 83,0
Bramfeld 82,0
Bahrenfeld 76,0
Hammerbrook 71,8
Winterhude 71,2
Tonndorf 67,7
Uhlenhorst 66,4
Barmbek-S�d 64,8
Harvestehude 64,2
Altona-Altstadt 63,2
Rotherbaum 62,0
Wandsbek 61,7
Jenfeld 60,2
Klostertor 58,0
Marienthal 57,3
Eilbek 56,7
St. Georg 54,4
Volksdorf 51,2
Farmsen-Berne 44,0
Altstadt 40,8
Neustadt 40,5

Erl�uterungen
*/** siehe Anhang Abb. 11

Quellen:
siehe Tab. 41
Eigene Berechnungen







Anhang Abb. 21:
Verkehrsmittelwahl der aus Langenhorn auspendelnden Hamburger in Stadtteile mit
einem IBAP-Aufkommen von mehr als 1 %

hier: Anteil der mit dem Kfz. (Pkw, motoris. Zweirad) fahrenden Auspendler in %

Stellingen* 93,8 Steinwerder** 76,7
Lokstedt 90,3 Ottensen** 65,6
Billbrook* 82,1 Klostertor** 61,5
Niendorf* 71,2 Uhlenhorst** 55,4
Bahrenfeld 70,8
Fuhlsb�ttel 68,3
Bramfeld 68,2
Gro§ Borstel 64,3
Wandsbek 64,0
Altona-Altstadt 63,3
Altona-Nord* 63,2
Hammerbrook 62,1
Hummelsb�ttel* 60,8
Barmbek-S�d 60,5
Poppenb�ttel* 60,0
St. Pauli 59,7
Ohlsdorf 59,2
Alsterdorf 58,0
Harvestehude 56,9
Eppendorf 55,1
Rotherbaum 53,5
Barmbek-Nord 53,4
Eimsb�ttel 51,3
St. Georg 46,6
Neustadt 37,3
Winterhude 35,1
Altstadt 32,1

Erl�uterungen
*/** siehe Anhang Abb. 11

Quellen
siehe Tab. 41
Eigene Berechnungen
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Abb.33: Beurteilung der Anwendbarkeit von Entwurfselementen in Hauptverkehrsstraßen
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MIV Motorisiertes individuelles Verkehrsmittel
ÖVM Öffentliches Verkehrsmittel (Straßenbahn, Bus)
HST Überdachte Haltestelle (Wartehäuschen)
LSA Lichtsignalanlage (Ampel)
HL Haltelinie

Abb.35: ÖPNV-Haltestellen
Eigener Entwurf
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a: Radfahrstreifen zwischen Kfz-Fahrstreifen und Schrägparkstreifen

b: Radfahrstreifen zwischen Parkstreifen und Seitenräumen

c: Radfahrstreifen ohne angrenzende Parkstreifen

d: Aufgeweiteter Radfahrstreifen

Kfz-Fahrstreifen

Radfahrstreifen

Sicherheitsstreifen

Schrägparken

Gehweg

Kfz-Fahrstreifen

Radfahrstreifen

Schrägparken

Gehweg

Kfz-Fahrstreifen

Radfahrstreifen

Gehweg

Quelle: FHH. Baub., Tief., 1995: S.26, 27, 49, modifiziert

Abb.36a-d: Radfahrstreifen



a: Direktes Linksabbiegen mit Radfahrerschleuse im Zuge eines Radfahrstreifens

c: Indirektes Linksabbiegen im Zuge eines Radfahrstreifens an einer Kreuzung
mit Lichtsignalanlage

Quelle: FHH. Baub., Tief., 1995: S.46 ff, modifiziert

Abb.37a-c: Radwegeführung in Kreuzungsbereichen

b: Direktes Linksabbiegen mit Radfahrerschleuse im Zuge eines Radweges

Linksabbieger
so einordnen und
Radfahrersignal
beachten



a: “Unechte” Einbahnstraße mit baulicher Abgrenzung im Einmündungsbereich

Quelle: FHH. Baub., Tief., 1995: S.68, 70, modifiziert

Abb.38a-b: Radverkehrsführung in Einbahnstraßen

b: “Echte” Einbahnstraße mit Radfahrstreifen und baulicher Abgrenzung im Ausfahrtbereich
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Quelle: Karte von Hamburg und Umgebung 1:60000, Ausgabe 1996
Hrsg. v. Vermessungsamt der FHH

Karte 1: Hauptverkehrsstraßen- und Schnellbahnnetz in Hamburg
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Karte 2: Lage der Großwohnsiedlungen zum Verkehrsnetz
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Karte 3: Lage der Gewerbegebiete zum Verkehrsnetz
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Karte 4: Parkraumangebot der B 2-Zentren sowie deren Lage zum Verkehrsnetz
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Karte 5: Standorte großflächiger Einzelhandelsbetriebe
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Karte 6: Standorte von Multiplex- und Programmkinos
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Karte 7: Standorte von Thermal- und Freizeitbädern

Thermen- und Erlebnisbäder A - E

Kombibäder (Hallen- u. Freibäder F - J

Hallenbäder K - P

Freibäder R - V
2000 m



113

112

108

121

138

131

118

116 106

  10000 bis < 20000 Kfz
  20000 bis < 30000 Kfz
  30000 bis < 40000 Kfz
  40000 bis < 50000 kfz
  50000 bis < 60000 kfz

60000 bis < 70000 kfz
70000 bis < 80000 Kfz
80000 bis < 90000 Kfz
90000 Kfz und mehr
mehr als 100000 Kfz (z.B.120=120000 Kfz)120

nicht erfasst bzw. Kfz-Verkehrsaufkommen
< 10000 Fahrzeuge

Quelle: FHH. Baub. DTVw 1998

2000 m

Karte 8: Das Verkehrsaufkommen auf BAB und HVS im Jahre 1998
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Karte 9: Veränderungen des Verkehrsaufkommens auf BAB und HVS im Zeitraum von 1980 bis 1998
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Karte 10: Das Hamburger Stadtbahnnetz
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Tab I: Bezirksentlastungszentren: Parkraumangebot und Verkehrserschlie§ung

Bezirksentlastungszentrum Parkaumangebot* Verkehrserschlie§ung
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Osdorf1)                                   2000 private Stellfl�chen Osdorfer Landstra§e
Elbeeinkaufszentrum                                                 Hauptausfallstra§e

�PNV: 4 Buslinien
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Poppenb�ttel1 3000 private Stellfl�chen Saseler Damm
Alstereinkaufszentrum zus�tzlich 260 P+R-Pl�tze Ring 3

�PNV: S-Bhf. (200 m)
 5 Buslinien

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Billstedt_ 1400 private Stellfl�chen Billstedter Hauptstra§e
Einkaufszentrum zus�tzlich 100 P+R-Pl�tze Hauptausfallstra§e

�PNV: U-Bhf (800 m)
 9 Buslinien

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Eidelstedt_ 600 private Parkpl�tze Elbgaustra§e / Kieler Str.
Einkaufszentrum Eidelstedter Platz Ring 3 / Hauptausfallstr.

�PNV: A1-Bhf (900 m)
 6 Buslinien

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Rahlstedt_ 600 private Parkpl�tze Rahlstedter Stra§e
Rahlstedter Bahnhofsstra§e zus�tzlich 400 P+R-Pl�tze Hauptausfallstra§e

�PNV: S-Bhf (50 m)
 8 Buslinien

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Farmsen_ 1200 private Parkpl�tze Rahlstedter Weg /
Einkaufszentrum zus�tzlich 350 P+R-Pl�tze Aug.-Krogmann-Str.

Hauptverkehrsstra§e
�PNV: U-Bhf. (50 m)

 5 Buslinien
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Langenhorn4 550 private Parkpl�tze Krohnstieg
Langenhorn Markt zus�tzlich 450 P+R-Pl�tze Ring 3

�PNV: U-Bhf. (50 m)
 5 Buslinien

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Neugraben 850 P+R-Pl�tze Cuxhavenerstra§e
Neugrabener Markt Hauptausfallstra§e

�PNV: S-Bhf. (600 m)
 4 Buslinien

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------
* ohne sonstige private Stellfl�chen und ohne �ffentliche Abstellpl�tze im Stra§enraum

1 Auskunft: Herr Heimb�ckel (Baubeh�rde, Abt. Verkehrsinfrastrukturkonzepte), Telefonat v. 21.02.00

_ Auskunft: Herr Pettroff (Eurohandelsinstitut K�ln), Telefonat v. 21.02.00
_ Auskunft: Frau Finnern (Center-Managerin Farmsen) Telefonat v. 21.02.00
4 Auskunft: Herr Focke (Center-Manger Langenhorn) Telefonat v. 21.02.00



Tab. II: �bersicht �ber die Planarten in Hamburg

Planart Ma§stab r�uml. Bez. zeitl. Bez. Rechtscharakter u. Funktion

Entwick- 1.100000 Hamburg unbefristet Als Senatsbeschluss v. 10.6.69
lungsmodell und Umland Mindestgel- hat das EM nur den Charakter

tungsdauer einer Willenserkl�rung. Es ent-
bis zum Jahr wickelt Leitvorstellungen f�r die
2000 Strukturierung der Region und

soll als Orientierungsrahmen f�r
die Folgepl�ne dienen.
Aktualisiert durch das Regionale
Entwicklungskonzept von 1994.

Fl�chennut- 1:20000 Staatsge- langfristig Vorbereitender Bauleitplan (Vor-
zungsplan / biet Ham- (ca. 10  bis bereitende Landschaftsplanung)
Landschafts- burg 15 Jahre) gem. BbauG, zugleich Raumord-
programm nungsplan nach ROG. Verbind-
einschl. lich f�r die Beh�rdenplanung;
Artenschutz- wird erg�nzt durch Fachpl�ne.
programm Ohne Verbindlichkeit f�r den

B�rger.

Programm- 1:5000 Hamburger mittelfristig Vorbereitende Bauleitplan (Vor-
plan / Stadtteile bis bereitende Landschaftsplanung);
Landschafts- langfristig gilt als ãFachliche WeisungÓ nach
rahmenplan dem Bezirksverwaltungsgesetz.

Ist wichtige Unterlage f�r die
Stadtteilentwicklungsplanung;

            wird erg�nzt durch Fachbeitr�ge.
Ohne Verbindlichkeit f�r den

            B�rger.

Bebauungs- 1:1000 Baubl�cke kurzfristig Verbindlicher Bauleitplan (Ver-
plan / oder bis bindliche Landschaftsplanung in
Landschafts- 1:2000 mittelfristig unbebauten Landschaftsteilen
plan / ohne Bebauungspl�ne / Verbind-
Gr�nord- liche Landschaftsplanung parallel
nungsplan zum Bebauungsplan) gem.

            BauGB, der die st�dtebauliche
Nutzung im einzelnen regelt.
Verbindlich gegen�ber jedermann.

Quellen: FHH. Steb., 1995:17 



Tab. III: Fl�chenreserven f�r Siedlungs- und Wirtschaftsgebiete

Wohnungsbaugebiete  (hier: Darstellung des Neubaupotenzials von mehr als 300
Wohnungen) [FHH. Steb., 1996a: 40 f.; HA 150394]:

1. Erg�nzung vorhandener Baugebiete auf untergenutzten Fl�chen:
 Finkenwerder, Finkenwerder Landscheide (1065 W.)

Hamm-S�d, Steinbeker Str.
Osdorf, Blohmkamp/Knabeweg
Bergstedt, Immenhorstweg (1150 W.)

2. Gebiete des Stadtumbaus:
Ehemalige Kasernen in Wandsbek und Harburg
Harburger Binnenhafen

3. R�ume der Stadterweiterung:
Bergedorf, Reinbeker Redder/Heidhorst (1100 W.)
Bergedorf, Brookdeich/Curslacker Deich (1500 W.)
Billstedt, Fuchsbergredder/Haferbl�cken (1000 W.)

Reine Gewerbe- und Industriegebiete [FHH. Steb., 1996a: 49 f.]:

1. Raume der Stadterweiterung:
Finkenwerder, Ne§-Hauptdeich
Niendorf, Swebenweg
Rahlstedt, Schie§platz H�ltigbaum
Bergedorf, s�dlich Brookdeich

         Lohbr�gge, Reinbeker Redder

2. Gebiete des Stadtumbaus:
Gro§ Borstel, G�terbahnhof Lokstedt

3. Fl�chen mit Kl�rungsbedarf:
Gro§ Borstel, Kleingartenanlage Moortrift
Bergstedt, Fischkamp
Curslack, Curslacker Neuer Deich
Neuland / Gut Moor
Allerm�he, Allerm�her Deich

Gemischte Baufl�chen [FHH. Steb., 1996a: 52]:
           

Harburg, Harburger Binnenhafen
           Langenhorn, Langenhorner Chaussee

Fuhlsb�ttel, Umgehung Fuhlsb�ttel



Tab. IV a :
Bestandsaufnahme Hamburger Gewerbegebiete 1984 bis 1986
hier: Erhebung der Umweltbeh�rde und der TU Hamburg-Harburg

Untersuchte Gewerbefl�chen insgesamt 4200,0 ha 100,0 %
Ungenutzte Gewerbefl�chen 1263,6 ha   30,1 %

- leerstehende Gewerbefl�chen in
noch nicht erschlossenen Erwei-   682,9 ha   16,3 %

      terungsgebieten
- ungenutzte Fl�chen in alten oder

neu erschlossenen Gewerbegebieten   581,4 ha   13,8 %
davon

- neue Gewerbefl�chen   397,1 ha     9,5 %
  (voll od. teilw. erschlossen)

                 - Gewerbebrachen   186,0 ha     4,4 %
  (Alt- und Geb�udebrachen)
  davon befinden sich in den Bezirken in ha:
  Altona: 7,1;  Eimsb�ttel: 11,3;  Nord: 29,6;  Mitte: 64,0; Wandsbek: 16,8
  Harburg: 46,0 und Bergedorf: 9,5

Erl�uterungen:
Erweiterungsgebiete sind Fl�chen, die f�r die gewerbliche Nutzung vorgesehen sind, zum
Untersuchungszeitpunkt aber noch nicht erschlossen und meist landwirtschaftlich genutzt
waren
Altbrachen umfassen alle ehemals industriell und gewerblich genutzten Fl�chen
Geb�udebrachen sind ehemals gewerblich genutzte, in hohem Ma§e mit Geb�uden �berbaute
Fl�chen

Aus: Pfadt, 1990: 84 f. (modifiziert)

Tab. IV b:
Bestandsaufnahme Hamburger Gewerbegebiete 1984
hier: Fl�chensuchprogramm der Baubeh�rde

Untersuchte Gewerbefl�chen insgesamt nicht bekannt
- leerstehende Gewerbefl�chen in

noch nicht erschlossenen Erwei- nicht bekannt
terungsgebieten

      -    ungenutzte Fl�chen (s. o.)   421,7
davon

- neue Gewerbefl�chen (s.o.)   330,4
- Gewerbebrachen (s.o.)     93,5
   davon befinden sich in den Bezirken_:
   Altona: 0,9; Eimsb�ttel: 8,4; Nord: 5,3; Mitte: 27,8; Wandsbek: 9,3

    Harburg: 34,8 und Bergedorf: 7,0

Aus: Pfadt, 1990: 84 f. sowie Bdrs. 11/3491_



Tab V im Anhang:
Das Netz der Bussonderspuren in Hamburg (Stand: Dezember 2001)

Stra§enname L�nge der Busspur in m Jahr der Inbetriebnahme
Adenauerallee   225 1976
Alfred-Mahlau-Weg   140 1992
Amsinckstra§e 1178 1978
Amtsstra§e     48 n. b.
Armgartstra§e     50 n. b.
AS Hamburg-Veddel   221 n. b.
Ausschl�ger Allee     64 n. b.
Bahng�rten   160 1975
Bergedorfer Stra§e     95 n. b.
Billhorner Br�ckenstra§e 1410 1978
Bornheide   105 1994
Borsteler Chaussee   172 n. b.
Bremer Stra§e     90 1992
B�rgerweide   376 1994
Burgstra§e     71 n. b.
Busanlage Nordalbinger Weg   170 n. b.
Busbahnhof Eidelstedter Platz     80 n. b.
Dammtorstra§e / Dammtordamm   591 1984
Dammtordamm   214 1984
Deelb�ge     71 1993
Deichtorplatz   446 1981
Ebertallee     85 n. b.
Edmund-Siemers-Allee   870 1978
Eichenlohweg   130 n. b.
Eidelstedter Platz     45 n. b.
Eppendorfer Landstra§e     60  n. b.
Eppendorfer Marktplatz     68 1981
Farmsener Landstra§e     80 n. b.
Flughafenstra§e   130 2000
Fuhlsb�ttler Stra§e   125 n. b.
Gehlengraben   100 n. b.
Georg-Wilhelm-Stra§e     85 1978
Glinder Stra§e   310 1994
Grotenbleken   290 1985
Habichtstra§e     85 n. b.
Hahnenkamp   168 n. b.
Hallerstra§e   720 1962
Hannoversche Stra§e   165 1984
Harburger Chaussee   100 1995
Harburger Ring   758 1992
Harksheider Stra§e   206 1993
Hebebrandstra§e   728 1985
Heidenkampsweg   200 n. b.
Heimfelder Stra§e     94 n. b.
Heinickestra§e   152 1981
Heinrich-Plett-Stra§e   172 1984
Hilda-Monte-Weg   170 1989
H�gerdamm   250 1988
Hoheluftchaussee 1960 1978
Hohenzollernring   313 1992
Hohe-Schaar-Stra§e   100 n. b.



Stra§enname L�nge der Busspur in m Jahr der Inbetriebnahme

Holstenstra§e     89 n. b.
Hufnerstra§e   231 1972
Johannes-Brahms-Platz     60 n. b.
J�thornstra§e   340 1992
Julius-Vosseler Stra§e   471 1989
Jungfernstieg   962 1993
Kieler Stra§e   395 1978
Kirchenallee     69 n. b.
Klosterwall   202 n. b.
Kollaustra§e 1055 1993
Koppelstra§e   235 n. b.
Kornweide     34 n. b.
Krohnstieg   167 1999
Lerchenfeld   256 1977
Lokstedter Steindamm   887 1978
Ludolfstra§e     73 n. b.
Luruper Chaussee   120 n. b.
Marek-James-Stra§e   130 1995
Martinistra§e     95 1991
Max-Brauer-Allee 1427 1994
Millerntorplatz     82 1971
Mittelweg   210 1978
M�nckebergstra§e 1512 n. b.
Mundsburger Damm     61 n. b.
Nedderfeld     75 n. b.
Neue Elbbr�cke   720 n. b.
Nordschleswiger Stra§e     85 n. b.
�jendorfer Damm     55 n. b.
Osdorfer Landstra§e   498 1991
Paul-Nevermann-Platz     65 n. b.
Papenhuder Stra§e     88 n. b.
Poppenb�tteler Chaussee     43 n. b.
Poppenb�tteler Hauptstra§e     75 1997
Poppenb�ttler Landstra§e     30 n. b.
Reclamstra§e   331 n. b.
Reesendamm   240 1982
Rehrstieg     90 1984
Robert-Schuman-Br�cke     98 n. b.
R�terstra§e   104 n. b.
Rugenbarg   100 1993
Saseler Damm   135 1990
Schlossm�hlendamm   205 1992
Schlo§stra§e     12 n. b.
Schulweg     55 n. b.
Sengelmannstra§e 1375 1977
Siemersplatz   113 1993
Sievekingsplatz   285 1976
Stader Stra§e     40 n. b.
Stapelfelder Stra§e     67 n. b.
Stavenhagenstra§e   108 1992
Steintordamm   190 n. b.
Steintorplatz     80 n. b.
Steintorwall   174 n. b.
Stephansplatz   262 n. b.



Stra§enname L�nge der Busspur in m Jahr der Inbetriebnahme

Stormarnplatz     80 n. b.
Stresemannstra§e 1600 1991
Tangstedter Landstra§e   141 n. b.
Theodor-Heu§-Platz   230 1978
�berseering   183 n. b.
Veddeler Br�ckenstra§e     60 n. b.
Walter-Dudek-Br�cke     53 n. b.
Wandsbeker Marktstra§e     64 1975
Weg beim J�ger     70 2000
Winsener Stra§e 2250 1995
Winterhuder Weg   275 1977
W�hlerstra§e     36 1988
Zeppelinstra§e     90 2000

Gesamtl�nge der Busspuren
in Hamburg in m 39118

- davon in
Hamburg-Mitte 10707
Altona   4742
Eimsb�ttel 12200
Hamburg-Nord   5083
Wandsbek   2157
Bergedorf     265
Harburg   3964

Erl�uterungen:
n. b. = nicht bekannt

Quelle:
Bdrs. 17/1396 (Anlage)



Tab. VI im Anhang:
Verkehrsentwicklung auf HVS mit hohem Verkehrsaufkommen (> 50000 Kfz/werktags) im Zeitraum von 1980 bis 1998

Stra§en mit Verkehrs- Verkehrs- Zunahme Zunahme Art der  Charakeristik
Verkehrsmengen Messpegel aufkommen aufkommen /Abnahme /Abnahme Stra§e /Funktion Lagemerkmale
70000 bis >80000    1980    1998 absolut    in %

Rosenbrook Deelb�ge    61000    78000    17000      28 Bundesstr. tangential Kreuzung R / T
(B 433) / radial Grenzbereich

Ringstra§e Innere / �u§ere
(R 2) Stadt

An der Alster Schmilins-    80000    77000    - 3000      - 4 Bundesstr. radial Grenzbereich
kystra§e (B 434) Cityzufahrt Innenstadt /

Innere Stadt

Kollaustra§e Vogt-Cordes-    49000    74000    25000      51 Bundesstr. radial �u§ere Stadt
Damm (B 447) Autobahn-

zubringer

Jahnring Saarlandstr.    59000    70000    11000      19 sonstige tangential Bereich
HVS Ringstra§e City-Nord

(R 2)



Stra§en mit Verkehrs- Verkehrs- Zunahme Zunahme Art der Charakteristik
Verkehrsmengen Messpegel aufkommen aufkommen /Abnahme /Abnahme Stra§e / Funktion Lagemerkmale
60000 bis <70000    1980    1998 absolut    in %

Lombardsbr�cke Binnenalster    67000    69000      2000        3 sonstige tangential Cityumgehung
HVS Ringstra§e (R 1)

Ost-West-Str. Oberbaum-    55000    68000    13000      24 sonstige radial zentrale City-
br�cke  HVS achse

Bergedorfer Str. Am Schiffb.    50000    68000    18000      36 Bundesstr. radial Kreuzung R/T
Berg (B 5)

Bergedorfer Str. Rotenbr�cken-   51000    69000     18000      35 Bundesstr. radial Kreuzung R/T
weg (B 5)

Hamburger Str. Wagnerstr.    64000    68000      4000      - 6 Bundesstr. radial Innere Stadt
/ Oberaltenallee (B 434) Bereich EKZ

Amsinckstr. Billhorner    52000    63000    11000      21 sonstige radial Grenzbereich
Br�ckenstr. HVS Autobahn-      Innere /

zubringer �u§ere Stadt

Fruchtallee Emilienstr.    49000    62000    13000      27 Bundesstr. radial Innere Stadt
(B 5) Kreuzung R/T

Saseler Damm Alstertal    42000    60000    12000      29 sonstige radial �u§ere Stadt
HVS Ringstra§e (R 3) Bereich EKZ



Stra§en mit Verkehrs- Verkehrs- Zunahme Zunahme Art der Charakteristik
Verkehrsmengen Messpegel aufkommen aufkommen /Abnahme /Abnahme Stra§e /Funktion Lagemerkmale
50000 bis <60000    1980    1998 absolut    in %

Deelb�ge Alsterkrug-    46000    58000    12000      26 sonstige tangential Grenzbereich
chaussee / HVS Ringstra§e (R 2) Innere /
Rosenbrook �u§ere Stadt

Kollaustra§e Osterfeldstr.    43000    55000    12000      28 Bundesstr. radial Grenzbereich
Lok. Steind. (B 447) Innere /
Vogt-Wells-Str. �u§ere Stadt

Vogt-Wells-Str. Kollaustr.    37000    55000    18000      49 sonstige tangential Grenzbereich
Lok. Steind. HVS Autobahn-             Innere /
Osterfeldstr. zubringer �u§ere Stadt

Kieler Stra§e Langenfelder    47000    55000      8000      17 Bundesstr. radial �u§ere Stadt
Damm (Nord) (B 4) Autobahn-

zubringer

Bergedorfer Stra§e Asbrookdamm       -    53000         -       - Bundesstr. radial �u§ere Stadt
(B 5) Autobahn-

zubringer

Fuhlsb�ttler Stra§e Ratsm�hlen-    45000    53000      8000      18 sonstige radial �u§ere Stadt
damm HVS

Habichtstra§e Bramfelder    43000    52000      9000      21 sonstige tangential Grenzbereich
Stra§e HVS Ringstra§e (R 2) Innere /

�u§ere Stadt



Wandsbeker Brauhausstr.    53000    52000    - 1000      - 2 Bundesstr. radial Grenzbereich
Marktstra§e (B 75) Innere /

�u§ere Stadt
Bereich EKZ

Langenhorner Krohnstieg    44000    51000      7000      16 Bundesstr. radial �u§ere Stadt
Chaussee (B 433) Bereich

Flughafen

Langenhorner Erdkampsweg    47000    51000      4000        9 Bundesstr. radial �u§ere Stadt
Chaussee (B 433) Bereich

Flughafen

Kieler Stra§e Langenfelder    39000    51000    12000      31 Bundesstr. radial �u§ere Stadt
Damm (S�d) (B 4) Autobahn-

Zubringer

Quellen:
FHH. Baub. DtVw 1980 und 1998
Eigene Berechnungen



Tab. VII im Anhang:
Entwicklung der landesgrenzen�bergreifenden Verkehre auf den Haupteinfallstra§en
und auf den Bundesautobahnen (BAB) im Zeitraum von 1980 bis 1998

Haupteinfallstra§e Aufkommen Aufkommen Zunahme / Zunahme /
(Stadtteil)    1980    1998 Abnahme Abnahme
Pegel: Landesgrenze (Kfz/werktags) (Kfz/werktags) absolut in % (gerundet)

Schulweg   7000   8000   1000   14
(Blankenese)

Wedeler Landstra§e 15000 (1985) 22000   7000   47
(Rissen)

Schenefelder Landstra§e   8000 16000   8000 100
(Iserbrook)

Am Barls   6000   9000   3000   50
(Osdorf)

Luruper Hauptstra§e 20000 26000   6000   30
(Lurup)

Pinneberger Chaussee   6000   9000   3000   50
(Eidelstedt)

Pinneberger Stra§e 10000   9000  -1000  -10
(Schnelsen)

Holsteiner Chaussee 12000 17000   5000   42
(Schnelsen)

Langenhorner Chaussee 24000 33000   9000   38
(Langenhorn)

Tangstedter Landstra§e 13000 17000   4000   31
(Langenhorn)

Glash�tter Landstra§e   8000 12000   4000   50
(Poppenb�ttel)

Bergstedter Chaussee nicht bek. 19000 entf�llt entf�llt
(Bergstedt)

Meiendorfer Stra§e 11000 16000   5000   45
(Volksdorf)

Rahlstedter Stra§e 12000 18000   6000   50
(Rahlstedt)

Glinder Stra§e 23000 27000   4000   17
(Billstedt)

Bergedorfer Stra§e 34000 34000      0    0
(Bergedorf)

Durchschnittliche Verkehrszunahme an den Pegelst�nden der Haupteinfallstra§en: 31 %



Bundesautobahnen Aufkommen Aufkommen Zunahme / Zunahme /
Richtung    1980    1998 Abnahme Abnahme
Pegel (Stadtteil) (Kfz/werktags) (Kfz/werktags) absolut in % (gerundet)

A 23 Husum / Heide 38000 75000 37000   97
(Eidelstedt)

A 7 Flensburg / Kiel 53000 88000 35000   66
(Niendorf)

A 24 Berlin 25000 46000 21000   84
(Horn)

A 1 L�beck 27000 92000 65000 241
(Billstedt)

A 25
Schwarzenbek / Geestacht nicht bek. 29000 entf�llt entf�llt
(Bergedorf)

A 1 Bremen 64000             109000 45000   70
�ber Maschener Kreuz
(Neuland)

A 7 Hannover 38000 45000   7000   18
(Marmstorf)

A 261 Bremen
Verbindung A 7 / A 1 nicht bek. 31000 entf�llt entf�llt
(Marmstorf)

A 253 Harburg nicht bek. 62000 entf�llt entf�llt
(Wilhelmsburg)

Durchschnittliche Verkehrszunahme an den Pegelst�nden der Bundesautobahnen: 86 %

Quellen:
FHH. Baub.: DTVw 1980 und DTVw 1998
Eigene Berechnungen



Tab. VIII im Anhang:
Entwicklung des Kfz-Verkehrsaufkommens auf den Hamburger Stra§en des Ring- und
Tangentensystems im Zeitraum von 1980 bis 1998

Stra§enname Aufkommen Aufkommen Zunahme / Zunahme /
(Pegel)    1980    1998 Abnahme Abnahme

(Kfz/werktags) (Kfz/werktags) absolut in % (ger.)

Ring 2:

Holstenstra§e (Max-Brauer-Allee [S�d]) 19000 32000 13000 72
Holstenstra§e (Max-Brauer-Allee [Nord]) 22000 41000 19000 86

Doormannsweg (Eimsb�tteler Chaussee) 37000 42000   5000 14

G�rtnerstra§e (Lokstedter Steindamm) 34000 39000   5000 15
Breitenfelder Stra§e (Lok. Steindamm) 31000 34000   3000 10

Rosenbrook (Alsterkrugchaussee) 61000 78000 17000 28
Deelb�ge (Alsterkrugchaussee) 46000 58000 12000 26

Jahnring (Saarlandstra§e) 59000 70000 11000 19
Jahnbr�cke (Saarlandstra§e) 36000 44000   8000 22

Habichtstra§e (Bramfelder Stra§e) 43000 52000   9000 21

Rennbahnstra§e (Rhiemsweg) 32000 41000     9000 28

Horner Rampe (Washingtonallee [Nord]) 32000 38000   6000 19
Horner Rampe (Washingtonallee [S�d]) 21000 27000   6000 29

Horner Rampe (Bergedorfer Stra§e) 21000 28000   7000 33

Durchschnittliche Verkehrszunahme an den Pegelst�nden des Ring 2: 26 %

Ring 3:

Schenefelder Landstra§e (Elbchaussee)   7000 11000   4000 57

Isfeldstra§e (Osdorfer Landstra§e)   5000   9000   4000 80
Rugenfeld (Osdorfer Landstra§e) 11000 20000   9000 82

Elbgaustra§e (Farnhornweg [S�d]) 19000 29000 10000 53
Elbgaustra§e (Farnhornweg [Nord]) 10000 15000   5000 50

Holsteiner Chaussee (BAB 7 [S�d]) 18000 nicht bek. entf�llt entf�llt
Holsteiner Chaussee (BAB 7 [Nord]) 20000 nicht bek. entf�llt entf�llt

Oldesloer Stra§e (BAB 7 [West]) 15000 nicht bek. entf�llt entf�llt
Oldesloer Stra§e (BAB 7 [Ost]) 34000 nicht bek. entf�llt entf�llt

Swebenweg (Garstedter Weg [West]) 17000 23000   6000 35
Swebenweg (Garstedter Weg [Ost]) 26000 32000   6000 23

Krohnstieg (Langenhorner Ch. [West]) 28000 nicht bek. entf�llt entf�llt
Krohnstieg (Langenhorner Ch. [Ost]) 20000 22000   2000 10

Gehlengraben (Raakmoorgraben) 17000 28000 11000 65



Stra§enname Aufkommen Aufkommen Zunahme/ Zunahme/
(Pegel)    1980    1998 Abnahme Abnahme

(Kfz/werktags) (Kfz/werktags) absolut in %

Saseler Damm (Poppenb�ttler Landstr.) 42000 60000 18000 43

Saseler Damm (Saseler Ch. [West]) 25000 42000 17000 68
Saseler Damm (Saseler Ch. [Ost]) 16000 27000 11000 69

Berner Stra§e (Meiendorfer Str. [Nord]) 18000 31000 13000 72
Berner Stra§e (Meiendorfer Str. [S�d]) 12000 25000 13000             108

Durchschnittliche Verkehrszunahme an den Pegelst�nden des Ring 3: 53 %

Tangente Lurup Ð Uhlenhorst:

Farnhornweg (Elbgaustra§e) 17000 29000 12000 71

Sportplatzring (Kieler Stra§e) 35000 49000 14000 40

Vogt-Wells-Stra§e (Kollaustra§e) 37000 55000 18000 49
Osterfeldstra§e (Kollaustra§e) 28000 37000   9000 32

Hudtwalckerstra§e (Alster) 41000 48000   7000 17

Barmbeker Stra§e (Osterbek) 31000 42000 11000 35

Tangente Farmsen-Berne Ð Steilshoop Ð City-Nord:

Rahlstedter Weg (August-Krogm.-Str.) 16000 35000 19000             119
Am Luisenhof (Aug.-Krogmann-Stra§e)   5000 24000 19000             380

Steilshooper Allee (Eichenlohweg) 27000 40000 13000 48

Tangente Eppendorf:

Nedderfeld (Alte Kollaustra§e) 24000 29000   4000 17

Tangente Gro§ Borstel:

Papenreye (Kollaustra§e) 18000 33000 15000 83

Borsteler Chaussee (Alsterkrugch.) 24000 27000   3000 13

Tangente Bramfeld Ð Farmsen-Berne:

Berner Chaussee (Bramfelder Ch.) 13000 16000   3000 23

Berner Allee (Farmsener Landstra§e) 13000 15000   2000 15



Stra§enname Aufkommen Aufkommen Zunahme / Zunahme /
(Pegel)    1980    1998 Abnahme Abnahme

Kfz/werktags Kfz/werktags absolut in %

Tangente Schnelsen Ð Niendorf

Heidlohstra§e (Schleswiger Damm) 13000 21000   8000 62

Wendlohstra§e (Frohmestra§e)   7000 13000   6000 86

Tangente Bramfeld Ð Wandsbek:

Wandsbeker Stra§e 15000 16000   1000   7

Tangente Barmbek-S�d Ð Wandsbek:

Krausestra§e (Dehnhaide) 18000 21000   3000 17
Brauhausstra§e (Dehnhaide) 21000 24000   3000 14

Tangente City-Nord Ð Eilbek:

Saarlandstra§e (Jahnbr�cke) 26000 29000   3000 12

Schleidenstra§e (Osterbekkanal) 31000 38000   7000 23

Adolph-Sch�nf.-Str. (Hamburger Str.) 29000 34000   5000 17
Wagnerstra§e (Hamburger Stra§e) 19000 22000   3000 16

Tangente Jenfeld Ð Horn:

Holstenhofweg 22000 38000 15000 68

Dannerallee (Rodigallee [Nord]) 21000 32000 11000 52
Dannerallee (Rodigallee [S�d]) 32000 45000 13000 41

Schiffbeker Weg (Schiffb. H�he [Nord]) 30000 29000  -1000  -3
Schiffb. Weg (Schiffbeker H�he [S�d]) 28000 29000   1000   4

Quellen:
FHH. Baub.: DTVw 1980 und DTVw 1998
Eigene Berechnungen



Tab. IX im Anhang:
Besch�ftigte und innerst�dtische Berufseinpendler in den verschiedenen Zentren

a.) Besch�ftigte und innerst�dtische Berufseinpendler in den B 1- Zentren 1970 bis 1987

Stadtteil      Besch�ftigte (ISBP)       Berufseinpendler
    (= IBEP und IBBP)      (IBEP ohne IBBP)

1970 1987    1970 1987
absolutBA-W. absolutBA-W. absolutBA-W. absolutBA-W.

Altona-Altstadt 13780 2,02   9796 1,97 11916 2,03   9017 2,05
Altona-Nord     8674 1,27   5271 1,06   7867 1,34   4964 1,13
Ottensen 16443 2,41   7671 1,54 13496 2,30   6581 1,49
Hoheluft-West    5749 0,84   4005 0,81   5137 0,87   3715 0,84
Hoheluft-Ost    2531 0,37   1825 0,37   2240 0,43   1693  0,38
Eppendorf 11135 1,63 10317 2,08   9454 1,61   9234 2,10
Eimsb�ttel 11860 1,73   8066 1,62   8602 1,46   6632 1,50
Barmbek-S�d 14955 2,19 13008 2,62 12734 2,17 11959 2,71
Barmb.-Nord  12094 1,77   7391 1,49   9527 1,62   6411 1,45
Wandsbek 21217 3,10 12662 2,55 18100 3,08 11147 2,53
Bergedorf 10466 1,53   8879 1,79    6127 1,04   6132 1,39
Harburg 19097 2,79 10067 2,03 14517 2,47   8551 1,94

B 1- Zentren          148001 21,65    98958 19,93           119717  20,39 86036 19,52

Erl�uterungen:
IBEP = Innerst�dtische Berufseinpendler = Stadtteilgrenzen �berschreitende Berufspendler
IBBP = Innerst�dt. Berufsbinnenpendler = Erwerbst�tige, die im selben Stadtteil wohnen und arbeiten

Quellen:
FHH. Stat. LA,  1993: 116 ff.; FHH. Stat. LA, 1991; FHH. Stat. LA, 1972.
Eigene Berechnungen



b.) Besch�ftigte (ISBP) und innerst�dtische Berufseinpendler (IBEP) in den B2-, C1- und C2-Zentren 1970 / 1987

Zentren Stufe Besch�ftigte innerst�dtische Berufseinpendler
   (ISBP)         (IBEP)

1970 1987 1970 1987
abs. BA-W. abs. BA-W. abs. BE-W. abs. BE-W.

Eidelstedt B2 4282 0,63 3623 0,73 2797 0,48 2743 0,62
Langenhorn B2 5966 0,87 5780 1,16 2937 0,50 3729 0,85
Poppenb�ttel B2 1860 0,27 3566 0,72 1346 0,23 2907 0,66
Rahlstedt B2 7369 1,08 8180 1,65 3478 0,59 4692 1,06
Neugr.-Fischb. B2 1924 0,28 2128 0,43   695 0,12 1162 0,26
Billstedt B2 4885 0,71 4867 0,98    2869 0,49 3145 0,71
Gesamt           26286 3,85           28144 5,67           14122 2,40           18378 4,17

Blankenese C1 2783 0,41 2015 0,41 2113 0,36 1586 0,36
Niendorf C1 3491 0,51 4163 0,84 2206 0,38 2829 0,64
Fuhlsb�ttel C1 4944 0,72 7525 1,52 4289 0,73 7056 1,60
Bramfeld C1      10401 1,52 9177 1,85 7240 1,23 7109 1,61
Volksdorf C1 2174 0,32 2165 0,44 1570 0,27 1746 0,40
Finkenwerder C1*1 6080 0,89 3410 0,69 3613 0,62 2420 0,55
Gesamt*2               29873 4,37           28455 5,73           21031 3.58           22746 5,16

Othmarschen C2*3 2996 0,44 3565 0,72 2791 0,48 3369 0,76
Osdorf C2*4 2906 0,43 3112 0,63 2045 0,35 2433 0,55
Rissen C2 1230 0,18 1572 0,32   761 0,13 1124 0,26
Lurup C2 3100 0,45 2627 0,53 1683 0,29 1776 0,40
Schnelsen C2 2088 0,31 2869 0,58 1293 0,22 2054 0,47
Farmsen C2 2715 0,40 2959 0,60 1805 0,31 2307 0,52
Gesamt           15035 2,20           16704 3.36           10378 1,77            13063 2,96

B2, C1, C2 zus.          71194           10,41          73303            14,76           45531 7,75           54187            12,29



Erl�uterungen:

*   Nach �berarbeitung des FNP ergaben sich Ver�nderungen in der Zentrenstruktur (vgl. FHH. Baub., 1996: 63 f.).
*1 Finkenwerder wird nicht mehr als Stadtteilzentrum (C1) gef�hrt.
*2  Zu den Stadtteilzentren (C1) geh�ren seit 1996 auch noch Stellingen, Billwerder / Allerm�he und Wilhelmsburg.
*3 Othmarschen z�hlt nunmehr zu den Stadtteilzentren (C1).
*4 Osdorf und Farmsen steigen auf Grund des zwischenzeitlich erfolgten Ausbaus ihrer Einkaufszentren zum B2-Zentrum auf.

BA-W. = ãBesch�ftigtenanteilswertÒ = Anteil der im jeweiligen Stadtteil besch�ftigten Personen aus Hamburg an der Zahl der innerst�dtischen
Berufspendler (=ISBP) insgesamt (1970: 683625; 1987: 496387 Personen).

BE-W. = ãBerufseinpendleranteilswertÒ = Anteil der in den jeweiligen Stadtteil einpendelnden Besch�ftigten aus Hamburg (=IBEP) an allen
innerst�dtischen Berufseinpendlern (1970: 587235; 1987: 440722 Personen).

Quellen:
Siehe Tab. IX a
Eigene Berechnungen  



Tab. X: Die Hamburger Stadtteile im �berblick: Bev�lkerung, Erwerbst�tige, Besch�ftigte und Binnenpendler (1970, 1987 und 1999)
Stadtteil         Bev�lkerung         Erwerbst�tige         Besch�ftigte        Binnenpendler

1970 1987 1999 1970 1987 1970 1987 1970 1987
Altstadt   2856   2062   1993   1700   1089               125848 86726   370   209
Neustadt 15323 11448 11980   7829   5077 73848 58919 1577   671
St. Pauli 30867 23614 26804 16000   9473 21473 18222 2521   801
St. Georg 11931   9573 10318   6676   4038 33911 30793   485   981
Rotherbaum 20358 14631 17190 10475   7246 26580 28873 1336   904
Klostertor   1569     856   1007     844     376 15764 11583     99     22
Altona-Altstadt 30987 24899 28510 15493 10120 21563 18151   1864   779
Altona-Nord 24001 19020 20725 11348   8073 12323 11763   807   307
Ottensen 36269 30404 31807 16822 13119 21171 13699 2947 1090
Eimsb�ttel 72595 53952 55324 34849 24745 18931 16347 3358 1434
Hoheluft-Ost 12896   9088   8882   6040   4264     3871   5343   291   132
Hoheluft-West 16726 12730 12758   8204   6081   6492   4218   612   290
Eppendorf 29254 22272 22079 13611 10509 15186 15806 1681 1083
Winterhude 61899 46445 48756 28177 21163 28924 40348 3344 1994
Barmbek-Nord 51720 38149 37769 23631 15715 16311 13309 2567   980
Barmbek-S�d 41624 31321 30390 20630 13641 21077 19842 2221 1049
Uhlenhorst 20661 15595 15247   9939   7159 10341   9927   637    370
Dulsberg 22866 16905 17052 10479   6526   2351   2114   346   141
Eilbek 25674 19324 19908 12695   8137   9433   9510   712   359
Hohenfelde 10708   8771   8805   5575   4060   7350   6039   285   180
Borgfelde   7964   6156   6351   3706   2329   4962   5075   168     75
Hammerbrook     862     415     615     536     224 22520 20015     76     20
Hamm-Nord 29479 21864 21469 13678   8977   4302   2840   458   195
Hamm-Mitte 12017   9612 10434   5998   4039   3957   3247   357   101
Harvestehude 21160 17026 17538 10550   7693 15152 11973   753   432
Othmarschen 11070 10757 10917   4853   4550   5719   6842   205   196
Nienstedter   6065   6245   6304   2962   2611   1756   1672   172   120
Blankenese 15029 13463 13180   6570   5637   4658   4639   670   429
Rissen 11436 14047 14475   4802   5563   2844   3681   469   448
S�lldorf   6953   7174   8196   3060   2872     754     980   143     87
Iserbrook 11385 10299 10499   4843   4393   1175   1187   212   151
Osdorf 27063 25329 25487 11710 10359   4049   6570   861   679
Gro§ Flottbek 12314 10303 10827   5334   4244   3166   2842   255   141
Bahrenfeld 30580 23498 25071 13238   9966 22178 22783 2258 1027
Lurup 33823 30486 31986 15247 13058   6003   4742 1417   851
Stellingen 23577 21251 21407 11712   9908 16256 11703 1428   993



Stadtteil         Bev�lkerung         Erwerbst�tige         Besch�ftigte        Binnenpendler
1970 1987 1999 1970 1987 1970 1987 1970 1987

Lokstedt 21938 22027 23770 10323   9632 14444 14289 1137   693
Eidelstedt 26953 27957 29605 12584 12730   7127   8800 1485   880
Schnelsen 16502 20233 27239   7901   9350   3880   7175   795   824
Niendorf 35358 36880 39338 16184 17781   5689   8178 1285 1334
Gro§ Borstel 13068   8872   8401   5785   3487   3926   8238   665   262
Alsterdorf 14541 11906 11827   5559   4781   6136   7451   400   617
Fuhlsb�ttel 15178 11923 11836   6637   5259   9701 14004   655   469
Ohlsdorf 17360 14420 14141   7366   6691   6767   7435   483   317
Steilshoop   5666 20930 19480   2587   9123     536   4086     41   264
Langenhorn 45354 39712 40425 20302 16308 11425 13296 3029 2051
Hummelsb�ttel   7933 17423 17615   3448   7559   1759   5697   172   385
Poppenb�ttel 16096 21274 22432   6320   8884   3325   8139   514   659
Wellingsb�ttel   8793   9181   9457   3690   3909   1500   1608   121     99
Bramfeld 54059 48253 49898 25120 21791 15135 17319 3161 2068
Wandsbek 37477 31550 32204 18044 14514 28497 22796 3117 1515
Marienthal 12677 11060 11446   5650   4916   6903   8346   314   230
Jenfeld 21679 23520 25040   9552   9344   4344   3878   565   432
Tonndorf 15320 11986 12343   7199   5467   6333   9158   554   289
Rahlstedt 80189 78332 84089 35329 35116 11274 14508 3891 3488
Farmsen-Berne 31599 28186 32650 13907 11764   4356   4605   910   652
Sasel 18542 19048 21371   7763   8332   2839   5047   518   367
Volksdorf 14930 16079 18201   5986   6470   3440   4625   604   419
Bergstedt   7683   7373   8530   3061   3142     967   1081   116     78
Lemsahl-Mellingstedt   3400   4019   7007   1493   1803     469     532     65     41
Duvenstedt   3500   3313   5383   1496   1544     935   1049   140   146
Wohldorf-Ohlstedt   3587   3566   3993   1477   1478     977   1223   124     65
Hamm-S�d   4728   3340   3418   2350   1480   5596   4228   219     63
Rothenburgsort 10835   8200   8173   5580   3240 11651 10777   886   280
Horn 49889 36122 35881 23701 15191   6463   5748 1439   750
Billbrook   4333   2112   ./.   2281     504 13766 17118   475     56
Moorfleet   1996   1373   1080   1021     616     611     379     42     22
Billstedt 46334 65153 68279 21389 27151   6826 11294 2016 1722
Veddel     5314   3972   4686   2479   1445   8156   6875   493   269
Kleiner Grasbrook   1680   1133   1318     710     496   5960   3610     21    . / .
Steinwerder     786       55       50     599       32 22220 11385   383    . / .
Waltershof   1369       15       20     689       11   2282   5117     81    . / .
Finkenwerder 14915 11078 11890   6752   4433 10439   7792 2467   990



Stadtteil         Bev�lkerung         Erwerbst�tige         Besch�ftigte        Binnenpendler
1970 1987 1999 1970 1987 1970 1987 1970 1987

Wilhelmsburg 50812 42998 46110 24003 17240 21205 20040 7056 4016
Altenwerder   1946       72       23     950       38     514   1705   130     . / .
Moorburg   1500     946     862     735     375     286     205     48     . / .
Francop     738     693     721     350     322     104     101     11     . / .
Neuenfelde   4490   4516   5191   2052   1951   2479   3486   804   540
Cranz     636     945     857     282     426     383     318     33     30
Neugraben-Fischbek 25316 25135 27753 10667 10908   3228   3984 1229   966
Hausbruch 13628 11240 16836   4654   5371   1393   3558   253   338
Heimfeld 23436 17213 18508 10566   6933 13303 12450 2128 1027
Harburg 26539 18170 19988 12648   7492 28296 22350 4580 1516
Neuland   1423   1081   1487     630     503     615   2512     14     31
Gut Moor     264     147     151     127       58       24       48       1     . / .
Wilstorf 17744 14118 15585   7795   6088   4118   3773   620   268
R�nneburg   2178   2031   3314   1012     950   1347     539     90     24
Langenbek   2958   2507   4338   1378   1131     193     176     18     . / .
Sinstorf   3229   2473   2716   1414   1102     635     798     88     23
Marmstorf   9392   8930   8755   4016   3991     796   1344   230   149
Ei§endorf 22559 22021 22635   9951   8894   2248   2558   402   306
Spadenland     409     410     429     247     214       92     220       6     . / .
Tatenberg     499     480     484     279     241       46       63       2     . / .
Ochsenwerder   2386   2162     2304   1321   1201     389     525     67     71
Reitbrook     464     500     509     288     255       26         47       1     . / .
Allerm�he   1472   3091 11588     768   1518     289   1066     26     30
Billwerder   2051   1429   1247     913     657     595     748     26     . / .
Lohbr�gge 37975 35757 36031 16248 15958   5697   6410 1746 1404
Bergedorf 31743 33561 42312 14054 15767 16953 18384 4339 2747
Curslack   2290   2377   2907   1159   1245     348     539     84     68
Altengamme   2045   1985   2097     958     950     317     422     48     52
Neuengamme   3797   3315   3373   2180   1645     820     929   110     98
Kirchwerder   7675   7832   8685   3995   3980   1427   1799   433   410

Quellen:
FHH. Stat. LA (1999): Indikatoren zur Sozialstruktur f�r die Statistischen Gebiete Hamburgs. Bev�lkerung am 31.12.1999. Hamburg.
Dasselbe (1993): Die Volks- und Berufsz�hlung am 25.5.1987 Ð Pendelwanderung Ð Statistik des Hamburgischen Staates, 55. Hamburg.
Dasselbe (1991): Ergebnisse der Volksz�hlung 1987 am 25.5.1987. Teil 3: Arbeitsst�ttenz�hlung. Hamburg.
Dasselbe (1972): Volksz�hlung 1970. Innerst�dtische Berufspendler. Hamburg.  



Tab. XI a im Anhang:
Verkehrsmittelwahl der innerst�dtischen Auspendler Eimsb�ttels im Jahre 1987

Stadtt. (Anz.) zu Fu§ (%) Rad (%) Kfz (%) Schnellb. (%) Bus (%)

HH insg. (11894) 869 (7,3) 909 (7,6) 4430 (37,2) 4705 (39,6) 981 (8,3)

Innere Stadt (9499) 621 (6,5) 759 (8,0) 3176 (33,4) 4233 (44,5) 720 (7,6)

Altstadt (1731)     26 (1,5)       30 (1,7)    437 (25,2) 1179 (68,1)    59   (3,4)
Neustadt (1343)   23 (1,7)     68 (5,1)   293 (21,8)   914 (68,1)   45 (3,4)
St. Pauli (415)   57 (13,7)   34 (8,2)   160 (38,6)   139 (33,5)   25 (6,0)
St. Georg (572)     9 (1,6)   35 (6,1)   174 (30,4)   344 (60,1)   10 (1,7)
Klostertor (170)     1 (0,6)     6 (3,5)     85 (50,0)     76 (44,7)     2 (1,2)
Hammerbrook (291)     2 (0,7)     -    -   133 (45,7)   151 (51,9)     5 (1,7)
Altona-Altstadt (429)   16 (3,8)   33 (7,7)   179 (41,7)   106 (24,7)   95 (22,1)
Altona-Nord (290)   44 (15,2)   38 (13,1)   108 (37,2)     47 (16,2)   53 (18,3)
Ottensen (304)     6 (2,0)   14 (4,6)   132 (43,4)     82 (27,0)   70 (23,0)
Harvestehude (387)   69 (17,8)   52 (13,3)   132 (34,1)   102 (26,4)   32 (8,3)
Rotherbaum (1109) 126 (11,4) 224 (20,2)   363 (32,7)   299 (27,0)   97 (8,7
Hoheluft-West (487) 207 (42,5)   57 (11,7)   123 (25,3)     39 (8,0)   61 (12,5)
Eppendorf (600)   20 (3,3) 110 (18,4)   237 (39,5)   122 (20,3) 111 (18,5)
Winterhude (617)     8 (1,3)   21 (3,4)   299 (48,5)   258 (41,8)   31 (5,0)
Uhlenhorst (178)     2 (1,1)     8 (4,5)     76 (42,7)     86 (48,3)     6 (3,4)
Barmbek-S�d (399)     5 (1,3)   21 (5,3)   173 (43,3)   185 (46,4)   15 (3,8)
Barmbek-Nord (177)     -    -     8 (4,5)     72 (40,7)     94 (53,1)     3 (1,7)



�u§ere Stadt (2395) 248 (10,3) 150 (6,3) 1254 (52,4)   482 (20,1) 261 (10,9)

Steinwerder (198)     -    -     5 (2,5)   111 (56,1)     80 (40,4)       2 (1,0)
Billbrook (206)     1 ()    -          -                   142 (68,9)     58 ()     5 ()
Bahrenfeld (551)   25 (13,1)   47 ()   324 (58,8)     77 ()   78 ()
Stellingen (540)   85 (23,7)   43 ()   227 (42,0)     88 ()   97 ()
Lokstedt (487) 137 (38,2)   49 ()   178 (36,6)     63 ()   60 ()
Fuhlsb�ttel (184)     -     -     2 ()   138 (75,0)     32 ()   12 ()
Wandsbek (229)     -     -     4 ()   134 (52,4)     84 ()     7 ()

Quelle: 
FHH. Stat. LA, 1991,3
Eigene Berechnungen 



Tab. Tab XI b im Anhang:
Verkehrsmittelwahl der innerst�dtischen Auspendler Billstedts im Jahre 1987

Stadtteil (Anz.) zu Fu§ (in %) Rad (in %) MIV (in %) Schnellb. (in %) Bus (in %)

Hamburg (14124) 133 (1,0) 329 (2,3) 7305 (51,7) 5204 (36,8) 1153 (8,2)

Innere Stadt (8260)   20 (0,2)   71 (0,9) 3630 (43,9) 4310 (52,2)   229 (2,8)

Altstadt (2471)     -    -   23 (1,0)   888 (35,9) 1560 (63,1)     -    -
Neustadt (1190)     -      -     2 (0,1)   384 (32,3)   804 (67,6)     -    -
St. Pauli (263)     -    -     1 (0,3)   128 (48,7)   123 (46,8)     11 (4,2)
St. Georg (966)     3 (0,3)     7 (0,7)   413 (42,8)   492 (50,9)     51 (5,3)
Klostertor (370)     -    -     2 (0,5)   184 (49,7)   184 (49,7)     -    -
Hammerbrook (668)     3 (0,4)     5 (0,7)   344 (51,5)   275 (41,2)     41 (6,1)
Altona-Altstadt (233)     -    -     5 (2,1)   120 (51,5)   100 (42,9)       8 (3,4)
Rotherbaum (403)     -     6 (1,5)   175 (43,1)   207 (51,4)     15 (3,7)
Winterhude (701)     -     3 (0,4)   464 (66,2)   203 (29,0)     31 (4,4)
Barmbek-S�d (519)   14 (2,7)   10 (1,9)   274 (52,8)   189 (36,4)     32 (6,7)
Barmbek-Nord (252)     -    -     6 (2,4)   137 (54,4)     90 (35,7)     19 (7,5)
Eilbek (224)     -    -     1 (0,4)   119 (53,1)     83 (37,1)     21 (9,4)



�u§ere Stadt (5864) 113 (1,9) 258 (4,4) 3675 (62,7)   894 (15,2)   924  (15,8)

Steinwerder (300)     -    -     1 (0,3)   214 (71,3)     85 (28,3)      -     -
Rothenburgsort (423)     -                     -            10 (2,4)   279 (66,0)     85 (20,1)     49  (11,6)
Horn (517)   58           (11,2)   62    (12,0)   253 (48,9)     88 (17,0)     56  (10,8)
Billbrook (1523)   43 (2,8) 112 (7,4)   944 (62,0)   136   (8,9)   288  (18,9)
Bahrenfeld (273)     -    -    -    -   170 (62,3)     90 (33,0)     13 (4,8)
Bramfeld (331)     -    -     3 (0,9)   187 (56,5)     84 (25,5)     57  (17,2)
Wandsbek (609)     1 (0,2)   11 (1,8)   369 (60,6)   139 (22,8)     89  (14,6)
Marienthal (246)     4 (1,6)   11 (4,5)   131 (53,3)     47 (19,1)     53  (21,5)
Jenfeld (209)     3 (1,4)   20 (9,6)   119 (56,9)     23 (11,0)     44  (21,1)
Tonndorf (242)     1 (0,4)   10 (4,1)   171 (70,7)     32 (13,2)     28  (11,6)
Rahlstedt (234)     -    -     2 (0,8)   153 (65,4)     38 (16,2)     41  (17,5)
Lohbr�gge (235)     3 (1,3)   11 (4,7)   131 (55,7)     -     -     90  (38,3)
Bergedorf (440)     -    -     4 (0,9)   320 (72,7)     -     -   116  (26,4)
Wilhelmsburg (282)     -    -     1 (0,4)   234 (83,0)     47 (16,7)     -   -

Quelle:
FHH. Stat. LA, 1991,3
Eigene Berechnungen



Tab. XII a im Anhang:
In Hamburger Finanzpl�nen ausgewieseneVerkehrsinvestitionen von 1991 bis 2001

Anlagen des �PNV Stra§enbau   (in Mio DM)

Finanzplan 1991 bis 1995              562,9 414,8_
Anlage zur Bdrs. 14/850, S. 26 f.

Finanzplan 1992 bis 1996 417,6 408,5_
Anlage zur Bdrs. 14/ 2149, S. 13 f. - 293,5 Schnellbahnbau

-   10,0 Zuweisung  an AKN
-   11,1 Busbeschleunigung

                                                               -   27,0 Ma§n. auf Stra§e
-   76,0 R�ckstellungen

Finanzplan 1993 bis 1997 349,8 376,0_
Anlage zur Bdrs. 14/4465, S. 15 f. - 242,5 Schnellbahnbau

-     1,7 Busbeschleunigung
-   30,1 Ma§n. auf Stra§e
-     3,4 Zuweisung an AKN
-   72,1 R�ckstellungen

Finanzplan 1994 bis 1998 346,8 313,4_
Anlage zur Bdrs. 15/1700, S. 13 f. - 239,1 Schnellbahnbau zus�tzl. 214,0 Ausg.

-     2,0 Busbeschleunigung f. Erschlie§ungen
-   10,0 Ma§n. auf Stra§e
-   95,6 R�ckstellungen

Finanzplan 1995 bis 1999 508,5 317,5_
Anlage zur Bdrs. 15/3700, S. 12 - 261,7 Schnellbahnbau zus�tzl. 185,5 Ausg.

- 132,5 Zusch. f. �V-Anl. f. Erschlie§ungen
-   10,0 Ma§n. auf Stra§e
-     3,5 Planungskosten
- 100,8 R�ckstellungen

Finanzplan 1996 bis 2000 490,0 314,6_
Anlage zur Bdrs. 15/5700, S. 43 f.   zus�tzl. 141,8 Ausg.

f. Erschlie§ungen

Finanzplan 1997 bis 2001 461,2 369,4_
Anlage zur Bdrs. 15/7777, S. 51 -133,2 Schnellbahnbau zus�tzl. 106,8 Ausg. 

-126,0 Zusch. f. �V-Anl. f. Erschlie§ungen
-  62,8 R�ckstellungen

_Stra§enbaukosten ohne Ber�cksichtigung der Ausgaben f�r Erschlie§ungen

Eigene Berechnungen auf der Grundlage der in den angegebenen B�rgerschaftsdrucksachen enthaltenen Zahlen

Quellen: s. o.



Tab. XII b im Anhang:
Haushaltsrechnungen f�r Verkehrsausgaben in Hamburg 1980 bis 1999

1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989
Stra§en- und
Br�ckenbau   36,7   36,2   38,9   54,6   54,5   54,6   59,2   64,7   67,5   72,2
Stra§enbau 259,5 273,0 277,8 248,3 224,1 222,2 212,6 209,9 182,6 174,2
- Bundesstr./BAB   11,0   12,4   12,4   20,2   13,6     8,9   10,5     5,5     4,0     5,2

- Gemeindestr.      247,1      257,9      264,9      224,8      207,0      210,8      199,8      202,6      176,0      167,5
- Bauma§nahmen118,5 127,5 131,9 123,4 105,1 103,0 108,6 101,2   83,0   79,6
- Zuw. f. Invest.     3,2     6,4   10,7     9,7     7,5   20,8   10,4   10,8     5,1     2,0
Schienenverkehr   26,2   23,4   35,7   60,1   35,4   29,7   51,5   59,2   59,7   57,1
- Ma§n. f. �PNV    26,1        23,3        35,6        60,0        35,3        29,7        51,4        59,1        59,5        56,7
- Bauma§nahmen     -     0,1     -     -     -     0,3     -     -     -     2,0
- Zuw. f. Invest._   25,2   22,6   33,8   40,7   33,9   26,3   51,0   58,2   58,6   54,1

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999
Stra§en- und
Br�ckenbau   74,8   76,0   70,6   71,0   77,6   67,5   63,6   65,7   63,8   64,4
Stra§enbau 175,7 205,6 214,5 218,0 182,2 169,9 180,0 177,2 158,4 175,5
- Bundesstr./BAB     8,5     4,9     5,3     1,5     9,7     8,3   12,6   k. A.   k. A.   k. A.
- Gemeindestr.      162,7      196,8      194,8      210,0      164,1      156,1      160,1        k. A.       k. A.       k. A.
- Bauma§nahme   76,7 106,8 106,9 100,4 118,1 101,9 115,4 102,2  108,6 115,6
- Zuw. f. Invest.     6,7     2,4     3,8     3,4     2,0     7,8   14,2   k. A.   k. A.   k. A.
Schienenverkehr   48,1   63,8   94,8   97,0 184,9 207,5 202,8 295,3 341,3 200,5
- Ma§n. f. �PNV    48,1        63,8        93,3        97,0      184,9      207,5      202,8        k. A.       k. A.       k. A.
- Bauma§nahmen    5,2     2,6   13,1     6,5     7,1     2,6     6,7     4,1     0,2     0,4
- Zuw. f. Invest._   42,9   60,8   80,6   90,3 176,0 204,7 196,0   k. A.   k. A.   k. A.

_v. a. Zuwendungen/Zusch�sse an Verkehrsunternehmen

Quellen:
Bdrs. 9/3870, 10/457, 11/1288, 11/3360, 11/5281, 12/120, 13/806, 13/3012, 13/4767,
13/7072, 14/560, 14/2738, 15/64, 15/2156, 15/4281, 15/6223, 16/49, 16/1726, 16/3303,
16/5024
Eigene Berechnungen



Tab. XIII im Anhang:
Verkehrspolitische und -planerische Ma§nahmen auf der Grundlage des Push-and-Pull-
Ansatzes

1. Entsprechende Angebotsverbesserungen sollen den �PNV in die Lage versetzen, einen gr�§eren Beitrag zur
Entlastung des Stadtverkehrs zu leisten, und zwar durch

Verkehrspolitische und verkehrsplanerische Ma§nahmen PS RS rechtliches Instrumentarium

a. Modernisierung und Ausbau des Schnellbahnsystems
- Anschluss des Flughafens und der Luftwerft an   1   2 Festlegung von Verkehrs-
  das Schnellbahnnetz (Alternative s. u.) fl�chen n. ¤ 9 BauGB (s. u.)
- Modernisierung alter Schnellbahnh�fe zwecks   3   1
  fahrgastfreundlicher Gestaltung der Zugangsan-
  lagen
- Behindertenfreundlicher Ausbau von Haltestellen   2   2
  durch Aufr�stung mit Aufz�gen und Erh�hung
  der Bahnsteige
- Verbesserungen des Komforts und des Services   2   1
  (z. B. Gep�ckaufbewahrung)
- Verbesserung der Information und der Sicherheit   2   1

b. Erg�nzung der bisher vorherrschenden radialen
    Schnellbahnerschlie§ung durch leistungsf�hige, mehr
    tangenziale Schienenverbindungen zur flexiblen An-
    passung an ver�nderte Bedarfslagen

- Einf�hrung eines modernen Stadtbahnsystems mit   1   3 Festlegung von Verkehrs-
  eigenen Fahrtrassen im Stra§enraum und konse- fl�chen (Trassen f�r Stra§en
  quentem Vorrang an Lichtsignalanlagen und Schnellbahnen) nach
- Anbindung des Flughafens und der Luftwerft an   1   2           ¤ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB;
  das Stadtbahnnetz (Alternative s. o.)                (¤ 15 Abs. 6 BOStrab)

c. Ausweitung des Busbeschleunigungsprogramms auf
    Strecken mit wichtigen und hochbelasteten Buslinien Ausweisung v. speziellen Ver-
    durch Anlage separater Busspuren, Busschleusen u.   1   1 kehrsfl. m. bes. Zweckbest.
    Vorrangschaltungen an LSA zwecks Gew�hrleistung (Anlage separater Busspuren)
    eines p�nktlichen Betriebsablaufes, Abbau von St�- n. ¤ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB;
    rungen durch den Autoverkehr und k�rzere Fahrzei- ¤¤ 37 ff. VwVStVO;
    ten                (¤ 58 Abs. 3 BOStrab)

d. Beschaffung von Niederflurfahrzeugen   2   1

e. Herstellung bzw. Verbesserung der Anschlusssicher-
    heit durch rechnergest�tzte Betriebsleitsysteme und   1   1
    abgestimmte Fahrpl�ne

f. Schaffung von Angeboten zur besseren Verkn�pfung   2   1 Festleg. n. ¤ 9 / 1 BauGB;
   im Umweltverbund (B+R, Fu§wege zur Haltestelle)                ¤ 31 / 1,2 BOStrab

g. Einsatz besonderer Betriebsformen (Klein-, B�rger-,   1   1 ¤ 4 Personenbef.-Gesetz
    Rufbus und Ruftaxi) am Stadtrand

h. Verdichtung von Taktverkehren   1   1 ¤ 40 Personenbef.-Gesetz

i. Verbesserung des tariflichen Angebots (Ausweitung
   der Job-Ticket-Aktion, Einf�hrung von Umwelttari-   2   1 ¤ 39 Personenbef.-Gesetz
   fen)



2. Verbesserungen im Fu§g�nger- und Radverkehr zielen darauf, zusammenh�ngende, alle wichtigen
Aktivit�tenstandorte einbeziehende, sichere und bequeme Wegenetze zu schaffen

Verkehrspolitische und verkehrsplanerische Ma§nahmen PS RS rechtliches Instrumentarium

a. Erneuerung von Geh- und Radwegen (Verbreiterung,   Anlage v. Radfahrstreifen
    Bordsteinabsenkung, Anlage von Radfahrstreifen)    1   2 gem. ¤  41 VwV-StVO
    zur Verbesserung des Komforts und des Aufenthalts Erweiterung der Vor. erforderl.

b. Ausbau und Verdichtung unabh�ngig vom Kfz-Ver- Fests. n. ¤ 9 / 1 Nr.11 BauGB;
    kehr gef�hrter Radrouten unter Nutzung von Fu§-   1   1 �ffn. d. Fu§g.-Zonen u. Gr�n-
    g�ngerzonen, Park- und Gr�nanlagen, verkehrsbe- anl. n. ¤ 41 StVO u. stra§en-
    ruhigter Bereiche...... rechtl. Widmungsverf�gung

c. Bereitstellung witterungs- und diebstahlgesch�tzter
    Abstellanlagen (Einkaufszentren, Bahnh�fe, �ffent-   1   1
    liche Verwaltungseinrichtungen, Arbeitsstellen)

d. Schaffung von Angeboten f�r besondere Serviceein-
    richtungen (Fahrradwerkstatt, Fahrradverleihstatio-   2   1
    nen)

e. Anlage zus�tzlicher Zebrastreifen und Lichtsignal-                                        Erweiterung der �rtl. u. verk.
    anlagen zur sicheren �berquerbarkeit breiter Haupt-   1   1 Vorauss. zur Anlage v. FG�
    verkehrsstra§en gem. ¤ 26 VwV-StVO

f. Ausbau von Kreuzungen mit fu§g�nger- und fahrrad-   1   2
   freundlichen Ampelschaltungen

g. Verbesserung der Wegweisung   3   1

3. Das Zur�ckdr�ngen des Kraftfahrzeugverkehrs sowie dessen Umverteilung auf umwelt- und
sozialvertr�glichere Verkehrstr�ger setzen zus�tzliche Nutzungsreglementierungen, eine st�rkere
Bewirtschaftung der knappen Verkehrsfl�chen und eine Begrenzung der Autoverkehrsmengen voraus.
Ma§nahmen zur Restriktion des motorisierten Individualverkehrs betreffen die flie§ende und ruhende
Komponente gleicherma§en und liegen in

Verkehrspolitische und verkehrsplanerische Ma§nahmen PS RS rechtliches Instrumentarium

a.. der Einstellung des innerst�dtischen Stra§enbaus u.   M�glichkeit d. gestalterischen
    einer qualitativen Verbesserung vorhandener Ver- Einwirkung gem. Bundesfern-
    kehrswege durch Um- und R�ckbau stark belasteter stra§engesetz u. Wegegesetz;
    Stra§en zur Reduzierung von Belastungen und Ge-   1   3 Festleg. d. Dimensionierung
    fahren, zur effektiveren Nutzung des vorhandenen n. B-Plan (¤ 9 Abs. 1 BauGB);
    Raums und zur gerechteren Aufteilung auf die ver- EAHV 1993 (st�dtebaul. Inte-
    schiedenen Verkehrsarten ration der HVS als Ziel)

b. der Einf�hrung einer nach Stra§entyp und -funktion   1   1 Erweiterung der Vor. n. ¤ 45/1
    abgestuften Geschwindigkeitsd�mpfung f�r Kfz. VwV-StVO erforderlich

c. der Verringerung des Verkehrsaufkommens durch Beschr�nkung d. Nutzungsar-
    zeitliche (Verkehrsspitzen) und r�umliche (Zentren) ten (Ausschlu§ best. Verkehre)
    Zufahrtsbeschr�nkungen in Abh�ngigkeit von Be-     durch Widmung; Einschr. des
    lastungswirkungen mittels Pf�rtnerung der Zufahr-   2   2 MIV aus rechtl, st�dtebaul. u.
    ten sowie durch Sperrung empfindlicher Stadtr�ume, �kolog. Gr�nden n. ¤ 45 / 1
    die nur mit geb�hrenpflichtigen Lizenzen (Anwoh- StVO; (versuchsw.) Sperrung
    ner) bzw. entsprechenden Sonderregelungen (Wirt- v. Stadtgeb. n. ¤ 45 / 1 StVO;



    schaftsverkehre, Behindertentransporte, �PNV, Ta- Ausweisung v. verkehrsber.
    xen) befahren werden d�rfen Bereichen (¤ 42 StVO), ver-
    kehrsberuhigten Gesch�ftsb.
  (¤ 42 StVO), Fu§g�ngerber.

(¤ 41 StVO u. stra§enrechtl.
Widmungsverf�gung) und
emissionsreduzierter Bereiche
(¤ 40 BimSchG u. TA Luft)

d. der fl�chendeckenden Parkraumbewirtschaft. durch
    Vergabe von Parklizenzen an bevorrechtigte Perso-
    nen (Anwohner, Behinderte, Lieferanten pp), Be-   1   1 ¤ 45 Abs. 1, Buchstabe X
    schr�nkung der Parkdauer, Erh�hung der Parkge- VwV-StVO
    b�hren und effiziente Park�berwachung

e. der Drosselung der Parkraumkapazit�t in den Zen- Festlegung von Parkfl�chen
    tren i. V. m. fl�chendeckendem, auch die Randbe-   2   2 als Verkehrsfl�chen mit beson-
    reiche der Stadt (EKZ und Fachm�rkte in periphe- derer Zweckbestimmung nach
    ren Lagen) umfassenden Parkraummanagement ¤ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

f.  der Verringerung des Parkraums auf privaten Fl�-
    chen durch Ab�nderung des g�ltigen Baurechts, das
    u. a. den Arbeitgebern die M�glichkeit gibt, anstelle   3   2 Novellierung der HBauO
    der Bereitstellung von Parkraum die Benutzung �f- (siehe Kap. 4.2.2.)
    fentlicher Verkehrsmittel durch die Besch�ftigten zu
    f�rdern

g. der Einf�hrung von Stra§enbenutzungsgeb�hren nach   3   3
    Fahrzeugtyp, Tageszeit und Ziel

h. der konsequenten Fortsetzung von Verkehrsberuhi- Ausweisung von verkehrsbe-
    gungsma§nahmen in allen sensiblen Quartieren   1   1 ruhigten (¤ 42 StVO) und
    (Altenheime, Kindertagesst�tten, Schulen, Kranken- emissionsreduzierten (TA Luft
    h�user) u. ¤ 40 BimSchG) Bereichen

i.  der begleitenden �ffentlichkeitsarbeit (B�rgerver-
    sammlungen, Ausstellungen, Stadtteilfeste, Semi-
    nare, Diskussionsveranstaltungen) und Verkehrs-
    aufkl�rung (Mobilit�tsberatung in Betrieben, Ver-   2   1
    kehrserziehung in den Schulen) sowie der Vorbild-
    wirkung von sozialen Leitpersonen (Politiker) mit
    dem Ziel, ein starkes Problembewusstsein in der Be-
    v�lkerung zu entwickeln und ein Umdenken im Ver-
    kehrsverhalten zu bewirken

j.  der F�rderung unkonventioneller Ma§nahmen (Fahr-   3   2
    gemeinschaften, Car-sharing, Werksverkehr)

4. Die Einbeziehung der Belange des G�ter- und Wirtschaftsverkehrs in ein umwelt- und sozialvertr�gliches
Verkehrskonzept ist wegen der zu erwartenden starken Zuwachsraten und den daraus resultierenden Problemen
(gro§er Fl�chenbedarf von Anlagen f�r den Stra§eng�terverkehr, Umweltbelastungen durch Lkw u. a.)
zwingend erforderlich. Folgende Ma§nahmen tragen zu einer vertr�glichen Abwicklung bei, und zwar

Verkehrspolitische und verkehrsplanerische Ma§nahmen PS RS rechtliches Instrumentarium

a. die Anlage geeigneter Kurzpark- und Ladezonen f�r   1   1 Fests. n. ¤ 9 / 1 Nr. 11 BauGB
    Anlieferer i. V. m. ¤ 12 VwV-StVO

b. die Einrichtung von G�terverkehrs-/G�terverteilzen-
    tren unterschiedlicher Gr�§e mit Schienenanschluss   1   2 Fests. n. ¤ 9 / 1 Nr. 11 BauGB



    an geeigneten Standorten

c. der G�tertransport mit kleineren, umweltschonenden   1   2
    Lkw

d. die Entwicklung EDV-gest�tzter City-Logistik, mit
    deren Hilfe die M�glichkeit zur Koordination von   2   2
    Fahrtrouten und zur Optimierung von Transportket-
    ten verbessert werden k�nnen

e. Einrichtung von G�terverkehrsvorrangspuren in Fests. v. Sonderspuren als Ver-
    st�dtischen Stra§ennetzen f�r den Transport eiliger,   1   2 kehrsfl�chen m. bes. Zweckbe-
    nicht auf andere Verkehrstr�ger zu verlagernde G�ter stimmung    n. ¤ 9 / 1 BauGB

f. Ausweitung des Angebots des �PNV und des Radver-
   kehrs f�r bestimmte G�tertransportvorg�nge   3   3

Erl�uterungen:

PS = Priorit�tsstufen 1 (h�chste Priorit�t), 2 (hohe Priorit�t) und 3 (mittlere Priorit�t)
RS = Realisierungsstufen 1 (bis 2005), 2 (bis 2007/2008) und 3 (bis 2010/2012)



Tab. XIV im Anhang:
Durchgef�hrte Ma§nahmen zur Verbesserung des Leistungs- und Serviceangebotes
beim �PNV auf der Grundlage des 25-Punkte-Programms der Hamburger
B�rgerschaft vom 9./10.5.1990

1. Ausbau des Schnellbahnnetzes:
a. Verl�ngerung der U-Bahn-Strecken nach Niendorf-Nord, M�mmelmannsberg und Norderstedt,
b. Bau einer separaten S-Bahn-Trasse zwischen Berliner Tor und Aum�hle,
c. In Planung: AKN-Ausbau in Eidelstedt, Schnellbahnanschluss des Flughafens, Einf�hrung d. Stadtbahn.

2. Leistungsverbesserungen:
a. Einrichtung von  3 Tangentialbuslinien (374, 213 und 268) und Verl�ngerung von 2 Tangentialverbindungen
(184 und 113) zur Verbesserung des tangentialen Verkehrsangebots und der Verkn�pfung von
Schnellbahnachsen,
b. Einleitung eines Busbeschleunigungsprogramms durch Einrichtung separater Busspuren und Beeinflussung
von LSA auf den Strecken Wandsbek-Jenfeld und Altona-Osdorf sowie durch Abmarkieren von Busspuren
auf hoch belasteten Abschnitten von Hauptverkehrsstra§en zur Erh�hung der Reisegeschwindigkeit,
c. Einrichtung einer S-Bahn-Express-Linie zwischen Bergedorf und Berliner Tor,
d. Erh�hung der Durchschnittgeschwindigkeit auf den Linien U1 und U3,
e. Verdichtung des Angebots auf eine Fahrtenfolge von 10 Minuten im Sp�tverkehr auf ausgew�hlten Buslinien
und auf allen Schnellbahnen im innerst�dtischen Bereich,
f. Einf�hrung des 15- bzw. 30-Minuten-Taktes auf Nachtbuslinien,
g. Einrichtung von 17 Kleinbuslinien und Anruf-Sammel-Taxen-Verkehren (Bergedorf) im Sp�tverkehr zur
Aufrechterhaltung eines kosteng�nstigen Grundangebots in verkehrsschwachen Gebieten,
h. Optimierung der Fahrplanabstimmung und Anschlusssicherung.

3. Qualit�tsverbesserungen:
a. Durchgreifende Verbesserung der Sauberkeit auf Bahnh�fen und in Z�gen,
b. Intensivierung der Fahrgastsicherheit durch Kooperation mit privaten Sicherheitsdiensten,
c. Modernisierung des Fahrzeugparks: Beschaffung neuer U- und S-Bahnz�ge, Anschaffung von
Niederflurbussen,
d. Errichtung neuer Schnellbahnhaltestellen und Modernisierung vorhandener Bushaltestellen,
e. Behindertengerechter Ausbau von Schnellbahnhaltestellen durch Einbau von Fahrst�hlen, Anhebung von
Bahnsteigabschnitten und zus�tzlichen Ausg�ngen,
f. Erh�hung des Sitzplatzangebots in Schnellbahnen.

4. Investive Programme in anderen Bereichen:
a. Bau und Erweiterung von P+R-Anlagen,
b. Herstellung von �berdachten und nicht �berdachten Fahrradabstellpl�tzen,
c. Durchf�hrung von Imagekampagnen zur Information der Bev�lkerung �ber Vorteile des �PNV,
d. Ausbau von Kooperationsmodellen zwischen HVV und Einzelhandel, Industrie und Veranstaltern.

5. Flankierende Ma§nahmen im MIV:
a. Begrenzung der Stellpl�tze und Anhebung der Parkgeb�hren in der Innenstadt und in den Bezirkszentren,
b. Umwidmung von �ffentlichen Stellpl�tzen zu Gunsten des Wirtschaftsverkehrs,
c. Einf�hrung von lizenzierten Stellpl�tzen im Stra§enraum,
d. Einrichtung weiterer Fu§g�ngerzonen in Innenstadt und Subzentren (Rissen, Rahlstedt).

Quellen:
Bdrs. 15/4171 und 15/5180
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Darstellung 0:
Strategien zur wirtschaftlichen Entwicklung in Hamburg

1. Szenario ãExpansionÓ:
•  Ausrichtung auf Wachstum heute bedeutsamer Wirtschaftsbereiche (v. a. Logistik und

Transport)
•  Bem�hung um die Ansiedlung internationaler Unternehmen
•  City, Cityrandzone und Hafen als r�umliche Entwicklungsschwerpunkte mit

ringf�rmigen Erweiterungen
•  Intensive Erschlie§ung noch freier, preisg�nstiger Fl�chen zur verst�rkten Erweiterung

der Stadt am Stadtrand (Kompensation verlorener Landschaftsr�ume durch qualitativ
hochwertige Ausgleichsma§nahmen im �kologischen und sozialen Bereich)

•  Ausbau der Verkehrsinfrastrukturen
Chancen: Gute Aussichten f�r hohe Steuereinnahmen zur St�rkung der st�dtischen
Finanzkraft
Risiken: Hoher Ressourcen- und Fl�chenverbrauch, starke Belastung des Haushalts durch
st�dtische Vorleistungen f�r Fl�chenerschlie§ung und Infrastrukturausbau, Verlust
unber�hrter Landschaftsr�ume, soziale Ausgrenzung minderqualifizierter Personen und
erhebliche Verkehrszunahmen.

2. Szenario ãIntegrationÓ:
•  St�rkung der st�dtischen Wirtschaft durch Weiterentwicklung vorhandener Potenziale
•  Orientierung an der flexiblen und diversifizierten Qualit�tsproduktion
•  Bem�hung um Ansiedlung von Betrieben, die in vielf�ltigen, kleinteiligen, vernetzten

und flexiblen Strukturen eingebettet sind
•  Dezentralisierung der Entwicklungsschwerpunkte und damit St�rkung der Bezirks-

und Stadtteilzentren
•  Verzicht auf Hafenerweiterung und gro§fl�chige Neuerschlie§ungen zu Gunsten

kleinteiliger bestands- und quartiersbezogener Einrichtungen
•  Standortpolitik unter dem Aspekt der Fl�cheneinsparung (St�rkung der

Binnenentwicklung; Vorrang des Stadtumbaus vor Stadterweiterung)
•  Behutsamer Ausbau der Verkehrsinfrastruktur (Ziele: Verkehrsvermeidung und

Verkehrsverlagerung)
Chancen: Ressourcenschonende Raumnutzung und damit Entlastung der Stadt von
�kologischen und sozialen Folgekosten
Risiken: Gefahren f�r den Standort Hamburg, wenn Ausweisung neuer B�ro- und
Gewerbefl�chen zur�ckgeht; Konflikte auf kleinr�umiger Ebene durch Verdichtung und
Mischung st�dtischer Nutzungen.

Quelle:
FHH. Steb, 1995b: 7 f.



Darstellung 1: Die Szenarien A, B und C des Verkehrsentwicklungsplans von 1995

Szenario A:
1. Starke staatliche Einflussnahme auf die Verkehrsentwicklung durch Steuern bzw.
Verkehrspreise:

•  Erh�hung der Kraftstoffkosten um 200 % (real)
•  deutliche Anhebung der Verwarnungs- und Bu§gelder f�r Verst�§e gegen die StVO
•  st�rkere �berwachung des ruhenden Verkehrs
•  zeitlich gestaffelte Einf�hrung des Road-Pricing innerhalb des Rings 2
•  Erh�hung der Parkgeb�hren in den gr�§eren Zentren um 200 % (real)

2.Restriktionen f�r den Kfz-Verkehr:
•  Festlegung der H�chstgeschwindigkeit auf 30 km/h (mit Ausnahme der

Hauptmagistralen und der Stra§enringe: 50 km/h)
•  Reduzierung der Stellplatzanzahl in den gro§en Zentren (A 1 u. B 1) um 50 %
•  Einf�hrung des Anwohnerparkens in den innenstadtnahen Wohngebieten
•  keine weiteren Ausbauma§nahmen im Stra§ennetz (mit Ausnahme der Ortsumgehung

Fuhlsb�ttel und der vierten Elbtunnelr�hre) Hamburgs

3. Konsequente F�rderung des Umweltverbundes:
•  Ausbau des Schnellbahnnetzes (u. a. U-Bahn nach Bramfeld / Steilshoop)
•  Einf�hrung der Stadtbahn (u. a. Osdorf - Altona - Steilshoop)
•  Einrichtung zus�tzlicher Stadtbuslinien
•  Busbeschleunigungsma§nahmen
•  Ausbau von Radverkehrs- und Fu§wegenetzen
•  Verk�rzung der Taktzeiten im �PNV

4.Stadtvertr�gliche Abwicklung des Wirtschaftsverkehrs:
•  Einrichtung von 2 G�terverkehrszentren
•  Einf�hrung der City-Logistik im st�dtischen G�terverkehr
•  Einf�hrung einer Schwerverkehrsabgabe f�r Lkw
•  Durchfahrverbot f�r Lkw in bestimmten Zonen nach Gewichtsklassen              

Szenario B:

1. Fortsetzung der Verkehrsentwicklung ohne weitergehende staatliche Intervention unter
Beibehaltung der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen aus dem Basisjahr 1990

2.Auffangen des prognostizierten MIV-Zuwachses durch entsprechenden Ausbau des
Stra§ennetzes in Hamburg (zus�tzlich zu den unter A genannten Projekten):

•  Ausbau des Stra§enrings 3
•  Behebung von Engp�ssen an Knoten
•  Bau der Hafenquerspange
•  Ausbau bestehender Autobahnabschnitte auf hamburgischem Gebiet

3.Keine F�rderung des Umweltverbundes

4.Stadtvertr�gliche Abwicklung des Wirtschaftsverkehrs (wie in Szenario A c.)



Szenario C:

1. Behutsame staatliche Einflussnahme auf die Verkehrsentwicklung
•  Erh�hung der Kraftstoffkosten um 100 % (real)
•  deutliche Anhebung der Verwarnungs- und Bu§gelder f�r Verst�§e gegen die StVO
•  st�rkere �berwachung des ruhenden Verkehrs
•  Erh�hung der Parkgeb�hren in den gr�§eren Zentren um 200 % (real)
•  Versuchsweise Einf�hrung eines Road pricing innerhalb des Wallrings

2.Ber�cksichtigung aktueller Trends bei der Entwicklung der Nutzerkosten und
kommunalpolitisch motivierte Restriktionen f�r den Autoverkehr:

•  Begrenzte Ausweisung der Tempo-30-Regelung; auf Hauptverkehrsstra§en betr�gt die
zul�ssige H�chstgeschwindigkeit generell 50 km/h

•  Reduzierung der Stellplatzzahl in den gro§en Zentren um 25 %
•  Einrichtung von Gebieten mit Anwohnerparken in den gr�§eren Zentren (A 1 und B 1)

sowie im Umfeld stark verkehrsbelasteter Quartiere
•  Verbesserungen im Hamburger Stra§ennetz durch Ausbau bestehender

Autobahnabschnitte auf hamburgischem Gebiet, Bau der Hafenquerspange als
Verkehrsverteiler f�r den Hafen, Ausbau der Sengelmannstra§e als Anbindung f�r den
Flughafen, Aus- und Neubau wichtiger Tangentialverbindungen (z. B. Nedderfeld in
Gro§ Borstel, Friedrich-Ebert-Damm in Farmsen) und Offenhalten bestehender
Optionen f�r die Entwicklung weiterer Tangentialverbindungen, Aufhebung
h�hengleicher Bahn�berg�nge in Wandsbek und Bergedorf, Bau der DASA-
Erschlie§ung und Stra§enerschlie§ung neuer Wohn- und Gewerbegebiete1

3.F�rderung des Umweltverbundes:
•  Erweiterung des Schnellbahnnetzes (Verl�ngerung der S 3 bis Buxtehude;

zweigleisiger Ausbau der A 1; zus�tzliche Haltestellen)
•  Einf�hrung der Stadtbahn von Niendorf �ber Innenstadt, Winterhude, City-Nord nach

Steilshoop (hochwertiges Bussystem als Alternative)
•  Busbeschleunigungsma§nahmen
•  Ausbau des Rad- und Fu§wegenetzes
•  Verk�rzung der Taktzeiten im �PNV

4.Stadtvertr�gliche Abwicklung des Wirtschaftsverkehrs (wie in Szenario A)

Quelle: FHH. Baub., 1995: 78 ff.

                                                  
1Dies steht im Widerspruch zu den Aussagen des STEK: ãBei der Inanspruchnahme neuer Baufl�chen werden
solche Standorte bevorzugt, die eine attraktive Anbindung an das �PNV-System gew�hrleistenÒ [FHH. Steb.,
1995b: 39].



Darstellung 2:
Geplante Bauma§nahmen im Hamburger Hauptverkehrsstra§ennetz in der Zeit des
Wiederaufbaus nach dem II. Weltkrieg

I. Ausfallstra§en:

1. Innerer Ring:
Bestehend aus den vorhandenen Wallringstra§en und der geplanten Ost-West-Stra§e. Aufnahme der
Verkehre aller Ausfallstra§en an den drei Verkehrspunkten Millerntor, Deichtor und Stephansplatz.

2. Ausfallstra§e nach Berlin und Mecklenburg:
Neue Autobahnverbindung, bestehende Stra§enz�ge reichten zur Aufnahme der zu erwartenden
gro§en Verkehrsstr�me nicht aus.

3. Ausfallstra§e zur Autobahn nach L�beck:
Vom Deichtor �ber Spaldingstra§e / Nordkanalstra§e und Eiffestra§e an den Autobahnanschluss der
Bergedorfer Stra§e. Ferner Verl�ngerung der Sievekingsallee zur B�rgerweide.

4. Ausfallstra§e nach Ahrensburg Ð Bargteheide Ð L�beck:
Als Entlastung der Hauptverbindungsstrecke von der City �ber Steindamm, L�becker Stra§e,
Wandsbeker Chaussee und Steinhardenbergstra§e.
Teilentlastung durch Ausbau des Stra§enzuges Angerstra§e Ð Hasselbrookstra§e Ð Pappelallee Ð
Hammer Stra§e mit Anschluss an die Wandsbeker Marktstra§e.

5. Ausfallstra§e nach Bad Segeberg und Bad Bramstedt �ber Ochsenzoll::
F�hrung des nach Norden flie§enden Verkehrs �ber 2 Routen, und zwar

•  Strecke westlich des Alsterbeckens vom Wallring �ber Loignyplatz, Edmund-Siemers-Allee,
Grindelallee, Grindelberg, Lehmweg, Lenhartzstra§e und Tarpenbekstra§e bis zur
Alsterkrugchaussee.

•  Strecke �stlich des Alsterbeckens vom Wallring (Ferdinandstor) �ber An der Alster,
Adolphstra§e, Sierichstra§e, Bebelallee und Deelb�ge bis zur Alsterkrugchaussee.

Die zu diesen Routen geh�renden Stra§en sollten verkehrsgerecht ausgebaut werden.

6. Ausfallstra§e nach Kiel, Itzehoe und Husum:
Zusammenlegung der beiden bestehenden Stra§enz�ge

•  Schr�derstiftstra§e Ð Sch�ferkampsallee Ð Fruchtallee Ð Lappenbergsallee Ð Kieler Stra§e
•  Stresemannstra§e Ð Kieler Stra§e

Aufspaltung der Verkehre in Eidelstedt (Kieler Stra§e) in Nordrichtung (Kiel) und Nordwestrichtung
(Itzehoe).
Eine Autobahnverbindung nach Itzehoe (sp�ter realisiert) war urspr�nglich nicht vorgesehen.

7. Ausfallstra§e nach Wedel Ð Uetersen Ð Elmshorn:
Ausbau des Stra§enzuges vom Millerntor �ber Stresemannstra§e, M�llner Stra§e (sp�ter: Von-Sauer-
Stra§e) und Osdorfer Landstra§e zur S�lldorfer Landstra§e zur Entlastung der Elbstadtteile
Othmarschen, Klein Flottbek und Blankenese.

8. Ausfallstra§e zur Autobahn nach Bremen und geplante Autobahn nach Hannover:
Vom Deichtor �ber H�gerdamm und Amsinckstra§e zu den Elbbr�cken (Stra§enausbau).
Von den Elbbr�cken Abzweigung nach Hannover.

9. Ausfallstra§e zu den Reichsstra§en nach Hannover, Bremen und Braunschweig:
Ausgehend vom Deichtor �ber Amsinckstra§e zu den S�derelbbr�cken und von hier aus weiter
Richtung S�den durch Umgestaltung des Stra§enzuges zwischen Cuyhavener Bahnlinie / Reichsstra§e
Cuxhaven und der Gabelung der Reichsstra§e nach Hannover, Bremen, Braunschweig und L�neburg.

10. Ausfallstra§e nach Cuxhaven:



Vom Deichtor wie in Richtung Hannover / Braunschweig, dann Abzweigung in Harburg zu einem
s�dlich der Cuxhavener Bahnlinie geplanten Verkehrsplatz, der als Drehkreuz f�r Verkehre nach
S�den, S�dwesten und Westen fungiert.

11. Neues Autobahnverbindungsst�ck zwischen Georgswerder und Barsb�ttel:
Entlastung der Durchgangsstra§en zwischen Horn und Veddel.

II. Ringautobahn:

Wegen seiner exzentrischen Lage zum Fernverkehrsgebiet war ein Autobahnring nicht geplant.

III. Verkehrsstra§en erster Ordnung:

1. Nach Bramfeld und Bargteheide (Nordostroute):
Verbindung der Innenstadt mit den nord�stlichen Au§enbezirken �ber den auszubauenden Stra§enzug
An der Alster, Hamburger Stra§e, Barmbeker Markt, Bramfelder Stra§e und Bramfelder Chaussee.

2. Vom Millerntor �ber Altona und Bahrenfeld nach Lurup:
Verbindung zu den westlichen und nordwestlichen Au§enbezirken vom Millerntor �ber Reeperbahn,
Nobistor, Louise-Schr�der-Stra§e, Gro§e Bergstra§e, Bahrenfelder Stra§e, Friedensallee, Bahrenfelder
Kirchenweg, Bahrenfelder Chaussee und Luruper Chausse zur Luruper Hauptstra§e.

3. Der mittlere Stadtring (Ring 2):
Verbindung der vom Wallring (innerer Stra§enring) ausgehenden Ausfallstra§en durch den im
n�rdlichen Stadtbereich bereits vorhandenen und ausbauf�higen Stra§enzug Andreas-Meyer-Stra§e,
Grusonstra§e, Horner Rampe, Nordschleswiger Stra§e, Habichtstra§e, Jahnbr�cke, Deelb�ge,
Tarpenbekstra§e, Breitenfelder Stra§e, G�rtnerstra§e und Alsenstra§e.

4. Anbindung der Au§enbezirke Harburgs an das Bezirkszentrum.

5. Anbindung des Hafengebiets an die City durch Bau eines neuen Elbtunnels.

IV. Verkehrsstra§en der Innenstadt:

1. Bau der Ost-West-Durchgangsstra§e (3 Trassenvarianten).

2. Ausbau der Stra§enz�ge Gro§e Johannisstra§e und Gro§er Burstah sowie Rathausallee Ð Speersort
Ð Steinstra§e zur Entlastung der M�nckebergstra§e.

3. Ausbau des Stra§enzuges M�nckebergstra§e Ð Graskellerbr�cke Ð Karl-Muck-Platz.

4. Anlage einer Nord-S�d-Strecke vom Stephansplatz �ber Graskellerbr�cke zum R�dingsmarkt und
Anlage eines gro§en Verkehrsplatzes, in den auch der Stra§enzug M�nckebergstra§e Ð Karl-Muck-
Platz m�ndet.

5. Verbreiterung des Valentinkamps zur Herstellung einer NW-SO-Verbindung vom Valentinskamp
�ber G�nsemarkt, Jungfernstieg, Bergstra§e, Schmiedestra§e und Brandstwiete bis zur
Konhausbr�cke.

Quelle: Weniger, 1987: 114 ff.



Darstellung 3:
Umfangreiche Bauma§nahmen im Hamburger Hauptverkehrsstra§ennetz im Zeitraum
von 1975 bis 1996

Projekt Stra§enart Anlass f�r Kosten Zeitraum
/ Funktion Ma§nahme in DM / Jahr

Theodor-Heuss-Platz Bundesstra§e (447) Verkehrsver- unbekannt unbekannt
bis Frohmestr.** radial besserungen

Saseler Damm /
Stadtbahnstra§e Ringstra§e (R 3) Ausbau   2,3 unbekannt
und Saseler Markt* tangential

Oberer Landweg** Autobahnzubringer Anbindung an das unbekannt unbekannt
BAB-Netz

Mittlerer Landweg** Autobahnzubringer Anbindung an das unbekannt unbekannt
BAB-Netz

S�lldorfer Bundesstra§e (431) Ausbau unbekannt unbekannt
Landstra§e** radial

Neuer Pferdemarkt Bundesstra§e (4) Ausbau unbekannt unbekannt
bis Luruper radial
Chaussee**

Sieker Landstra§e** Bundesstra§e (435) Ausbau unbekannt unbekannt
radial

Schiffbeker Weg** Hauptverkehrstra§e Ausbau unbekannt unbekannt
zwischen Rodigallee tangential
und Kattensteert

Steilshooper Allee / Hauptverkehrsstra§e Neubau 16,5 1979 bis 1983
Am Luisenhof* tangential

Schnackenburgallee Autobahnzubringer Ausbau unbekannt unbekannt
/ Farnhornstieg**

Scharbeutzer Stra§e** Hauptverkehrsstra§e Ausbau unbekannt unbekannt

Gro§mannstra§e*
von Borsigbr�cke Industriestra§e Ausbau   2,8 1979 bis 1984
bis Gr�ne Br�cke

Rathausmarkt / innerst�dtische
Poststra§e / Erschlie§ungsstra§en Ausbau unbekannt unbekannt
Gerhofstra§e / und Pl�tze
G�nsemarkt**

Cuxhavener Stra§e*
von Rehsteig Bundesstra§e (73) Ausbau 16,2 1980 bis 1987
bis An de Geest radial

Holstenstra§e / Ringstra§e (R 2) Ausbau   9,2 1980 bis 1989
Alsenstra§e*



Projekt Stra§enart Anlass f�r Kosten Zeitraum
/ Funktion Ma§nahme in DM / Jahr

Rugenbarg*
von Bornheide Ringstra§e (R 3) Ausbau   5,6 1979 bis 1984
bis B�ttcherkamp tangential

Bramfelder Chaussee* Bundesstra§e (434) Ausbau / Umbau 21,0 1979 bis 1988
/ Saseler Chaussee radial von Kreuzungen 1991 bis 1993

Weusthoffstra§e** Ortsumgehung Ausbau   3,4 1979 bis 1981
Bremer Stra§e (Ringstra§e Harburg) 1983 bis 1988

tangential

Friedrich-Ebert-Damm* Hauptverkehrsstra§e Ausbau 16,2 1981 bis 1985
/ Stra§burger Stra§e radial

Berner Weg** Ringstra§e (R 3) Ausbau unbekannt unbekannt
(Waldweg bis Meien- tangential
dorfer M�hlenweg)

S�dumgehung Ortsumgehung Neubau 12,2 1980 bis 1981
Bergedorf** tangential

M�nckebergstra§e** innerst�dtische Umbau unbekannt unbekannt
(Bergstra§e bis Stein- Hauptverkehrsstra§e
torwall)

Berner Stra§e** Ringstra§e (R 3) Ausbau unbekannt unbekannt
(Bergkoppelweg bis tangential
Alter Zollweg)

Gro§moordamm*
(AS Hamburg bis BAB-Anbindung Neubau 13,5 1982 bis 1986
AS Harburg-Mitte)

Hudtwalckerstra§e* Bundesstra§e (5) Ausbau /   9,2 1982 bis 1985
Winterhuder Marktplatz tangential Umbau

Poppenb�tteler Weg** Ringstra§e (R 3) Ausbau unbekannt unbekannt
(Saseler Damm bis tangential
Harksheider Stra§e

Budapester Stra§e** Bundesstra§e (4) Ausbau unbekannt unbekannt

Luruper Chaussee** Hauptverkehrsstra§e Ausbau unbekannt unbekannt
(zwischen Stadionstr. radial
und Ebertallee)

R�terstra§e / Wands- Bundesstra§e (75) Ausbau 24,0 1982 bis 1992
beker Zollstra§e / radial
Ahrensburger Str.*

Volksparkstra§e / Hauptverkehrsstra§e Ausbau   3,5 1982 bis 1984
Binsbarg / Farnhorn- tangential 1987 bis 1989
stieg / Farnhornweg*

Feldstra§e / Hauptverkehrsstra§e Ausbau unbekannt unbekannt
Neuer Kamp** tangential



Projekt Stra§enart Anlass f�r Kosten Zeitraum
/ Funktion Ma§nahme in DM / Jahr

Ludwig-Erhard-Stra§e Bundesstra§e (4) Ausbau unbekannt unbekannt
/ Ost-West-Stra§e*

Blohmstra§e* Industriestra§e Stra§en�berf�hrung 27,3 1985 bis 1994

Eiffestra§e (zwischen Bundesstra§e (5) Ausbau unbekannt unbekannt
Grenzweg und Brooks- radial
br�cke)**

Eiffestra§e (zwischen Bundesstra§e (5) Ausbau unbekannt unbekannt
Normannenweg und radial
Grenzweg)**

Eidelstedter Platz* Ringstra§e (R 3) Umbau   4,0 1986 bis 1988
tangential

Sievekingsallee**
(zwischen Horner Hauptverkehrsstra§e Ausbau unbekannt unbekannt
Kreisel und Renn-
bahnstra§e)

Wedeler Landstra§e** Bundesstra§e (431) Ausbau unbekannt unbekannt
(zwischen Adebarweg radial
und Landesgrenze)

BAB-Anschlussstelle Anbindung an die Neubau 14,2 1984 bis 1994
Moorburg* BAB

Nordkanalstra§e** Hauptverkehrsstra§e Ausbau unbekannt unbekannt
(zwischen Nagelsweg radial
und Heidenkampsweg)

Amsinckstra§e**
(zwischen Spaldingstr. Bundesstra§e (5) Ausbau unbekannt unbekannt
und Billhorner radial
Br�ckenstra§e)

Stadtring Harburg* Ringstra§e Umbau 15,9 1991 bis 1995
Tangential

Nedderfeld / Kreuzung Umbau   7,6 1990
Rosenbrook* 1992 bis 1996

Anckelmannplatz* Kreuzung Umbau 11,5 1993 bis 1996

Pl�ner Str. / Leunastr. Hauptverkehrsstra§e Ausbau   4,2 1993 bis 1996
/ Bornkampsweg* radial

Quellen: *Handelsk., 1998:24; **Bdrs. 13/5238
   



Darstellung 4:
Handlungsans�tze f�r eine sozial- und umweltvertr�gliche Stadt- und
Verkehrsentwicklungsplanung auf verschiedenen r�umlichen Ebenen

1. Die interregionale Entwicklungsplanung:
Auf dieser Ebene wird der Rahmen f�r die Raumplanung durch den Bund abgesteckt, indem
das Raumordnungsgesetz (ROG) die Organisation der Landesplanung in den Grundz�gen
vorgibt und Leitvorstellungen f�r die r�umliche Entwicklung formuliert.1 Denn die ROG-
Vorschriften sind teils unmittelbar geltendes Bundesrecht, teils enthalten sie
rahmenrechtliche Vorgaben,2 Umsetzung durch das Landesrecht bed�rfen, sodass die L�nder
die Zust�ndigkeit f�r ihre eigene Raumordnungspolitik besitzen. F�r Hamburg gilt direkt das
Bundesrecht mit seinen Ausnahmeregelungen f�r Stadtstaaten, die die Landespl�ne durch
Fl�chennutzungspl�ne ersetzen d�rfen [Boner et al, 1998,8: 30]. Die im ROG garantierten
Spielr�ume sollen den L�ndern die M�glichkeit geben, den Regionen wieder verst�rkt
Beachtung zu schenken und Voraussetzungen f�r eine regionale Strukturpolitik zu schaffen.
Sie kann entscheidend zu einer umweltschonenden Verkehrsentwicklung beitragen, wenn sie
zusammen mit einer in gleicher Richtung wirkenden Verkehrsplanung und -politik auf
Bundesebene der Erreichbarkeit innerhalb der Region durch kleinr�umige
Erschlie§ungsma§nahmen gegen�ber der weiteren Verbesserung von
Fernstra§enverbindungen3 Priorit�t einr�umt. Mit der F�rderung kleinr�umiger
Infrastrukturen liegen heute gute Voraussetzungen vor, regionale und lokale Netzwerke zu
st�rken und endogene Potenziale zu mobilisieren. Nach grundlegender Reform des ROG von
1998 verbindet sich dar�ber hinaus die Hoffnung, verbessere Instrumente geschaffen zu
haben, die sozialen und wirtschaftlichen Anspr�che an den Raum mit seinen �kologischen
Funktionen in Einklang zu bringen. Das neue ROG fordert dazu auf, einen Strukturwandel
anzusto§en, der die Gesellschaft in Richtung ãNachhaltigkeitÓ bewegen soll - ein Konzept,
das als langfristige Querschnittsaufgabe angesehen wird. In diesem Zusammenhang werden
in ¤ 2 Abs. 2 Nr. 12 ROG umweltgerechte Anforderungen auch f�r den Verkehr formuliert:
ãVor allem in verkehrlich hoch belasteten R�umen und Korridoren sind die Voraussetzungen
zur Verlagerung von Verkehr auf umweltvertr�glichere Verkehrstr�ger wie Schiene und
Wasserstra§e zu verbessern. Die Siedlungsentwicklung ist durch Zuordnung und Mischung
der unterschiedlichen Raumnutzungen so zu gestalten, da§ die Verkehrsbelastungen
verringert und zus�tzlicher Verkehr vermieden wird.Ó

2. Die innerregionale Entwicklungsplanung:
Auf dieser Ebene soll durch Orientierung an der im Kap. 3.2. erl�uterten
siedlungsstrukturellen Leitvorstellung der ãdezentralen KonzentrationÓ ein Beitrag geleistet

                                                  
1In dem vom Bundesministerium f�r Raumordnung, Bauwesen und St�dtebau 1993 ver�ffentlichten
Raumordnungspolitischen Orientierungsrahmen sind gemeinsam mit den L�ndern 5 Leitbilder
(Siedlungsstruktur, Umwelt und Raumnutzung, Verkehr, Europa sowie Ordnung und Entwicklung) erarbeitet
worden [BMfR, 1993].
2Zu den Vorgaben geh�ren die Abstimmung der Raumordnungspl�ne benachbarter L�nder sowie die
Abstimmung der Regionalpl�ne benachbarter Planungsr�ume gem. ¤ 9 Abs. 4 ROG sowie die Festlegungen zur
Raumstruktur (Siedlungsstruktur, Freiraumstruktur, Standorte und Trassen f�r die Infrastruktur) gem. ¤ 7 Abs. 2
ROG [ROG, 1998].
3Die Bereitstellung des Fernstra§ennetzes im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung nimmt f�r die
Verkehrsentwicklung eine Schl�sselposition ein, zumal Fernstra§en in weiten Teilen auch vom Nahverkehr in
Anspruch genommen werden. Deshalb haben die auf Bundesebene getroffenen verkehrsinfrastrukturellen
Ma§nahmen einen hohen Stellenwert f�r die Steuerung der Verkehrsnachfrage auf den nachgeordneten Ebenen.
(siehe Kap. 5)



werden, Wohn- und Arbeitsst�tten sowie Wirtschafts- und Freizeiteinrichtungen in der
Hamburger Region (Hamburg und Umland) so zu verteilen und einander zuzuordnen, dass
die verkehrlichen Austauschbeziehungen zwischen den verschiedenen Nutzungsfunktionen
verst�rkt in kleineren r�umlichen Zusammenh�ngen stattfinden k�nnen. Mit der Aufstellung
von Regionalpl�nen, an deren Ausarbeitung L�nder, Gemeinden und Kreise zu beteiligen
sind, besteht grunds�tzlich die M�glichkeit, die zuk�nftige Entwicklung im Hamburger Raum
auf bereits bestehende, funktionsf�hige Schwerpunktorte im Umland (Mittel- und
Grundzentren) zu konzentrieren und gleichzeitig auch Kommunen auszuweisen, in denen aus
R�cksicht auf Naturg�ter keine �ber die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungst�tigkeit
angestrebt wird. Der im ROG geforderten Abstimmung zwischen den L�ndern ist durch die
Erarbeitung eines neuen Regionalen Entwicklungskonzeptes (REK) weitgehend entsprochen
worden. Zudem k�nnen die von Hamburg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen
eingerichteten «Gemeinsamen F�rderfonds` [Sengstock, 1998,8: 26 f.; Zens, 1997,8: 28 f.]
ebenfalls mit dazu beitragen, die fortschreitenden Suburbanisierungstrends (siehe Kap. 2.2.)
so zu organisieren, dass disperses Siedlungswachstum in der Hamburger Region erschwert
und zus�tzlicher Verkehr weitgehend vermieden wird. Andernfalls droht eine weitere
fl�chenzehrende, r�umliche Ausdehnung des hamburgischen Agglomerationsraums ins weiter
entfernt liegende l�ndliche Umland mit der Folge einer weiteren Zunahme des Autoverkehrs,
eines weiteren Verlustes siedlungsnaher Freir�ume und einer weiteren Minderung
�kologischer Ausgleichsfunktionen.

3. Die innergemeindliche Entwicklungsplanung:
Zwar besitzen die Kommunen weder die fiskalische noch die legislative Kompetenz, die vom
motorisierten Stra§enverkehr gepr�gten sozio-�konomischen Strukturen zu ver�ndern, doch
k�nnen auch auf dieser Ebene wirksame Konzepte mit dem Ziel der Verkehrsvermeidung
entwickelt werden, da den Gemeinden nach Art. 28 Grundgesetz (GG) die Selbstverwaltung
garantiert wird. Diese schlie§t das Satzungsrecht ein, das den Kommunen die M�glichkeit
gibt, Satzungen f�r �kologische Belange gezielt einzusetzen, und zwar den FNP f�r ein
�kologisches Gesamtkonzept, die Bebauungspl�ne (B-Pl�ne) zum Schutz des Bodens,
Landschafts- und Gr�nordnungspl�ne zum Schutz der Natur sowie Stellplatzsatzungen zur
Beeinflussung des Parkplatzangebots. Alle Satzungen setzen jedoch bundes- bzw.
landesrechtliche Erm�chtigungsgrundlagen voraus [Schmidt-Eichstaedt, 1996: 27 f.]. Denn
die Kommunen sind dazu verpflichtet, ihre Siedlungsentwicklung den durch Bund und Land
vorgegebenen Grunds�tzen anzupassen und mit benachbarten Gemeinden abzustimmen.4 Mit
der Reform des ROG von 1998 (s. o.) war auch eine Novelle des Baugesetzbuches (BauGB)
verbunden, die eine st�rkere Ber�cksichtigung von Umweltbelangen in der Bauleitplanung
forderte, indem diese ã.....eine nachhaltige st�dtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl
der Allgemeinheit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung [gew�hrleistet] und dazu
[beitr�gt], eine menschenw�rdige Umwelt zu sichern und die nat�rlichen Lebensgrundlagen
zu sch�tzen und zu entwickelnÓ [¤ 1 Abs. 5 BauGB]. Dass diese �kologisch ausgerichteten
Zielsetzungen ganz im Sinne der einzufordernden «Nachhaltigkeit` dar�ber hinaus
verkehrsplanerische Belange enthalten m�ssen, liegt angesichts des hohen  st�dtischen
Binnenverkehrsanteils5 auf der Hand. Die sich auf der innergemeindlichen Ebene anbietenden
                                                  
4Die Abstimmungserfordernisse f�r Bauleitpl�ne im Grenzbereich zwischen den Gebietsk�rperschaften
resultieren aus den Bestimmungen des BauGB und aus den Vereinbarungen der Gemeinsamen Landesplanung
[Boner, 1998: 31].
5Eine im Auftrag des BfLR durchgef�hrte Untersuchung hat deutlich gemacht, dass der Anteil des
Binnenverkehrs in allen gr�§eren St�dten dominiert [Holz-Rau / Kutter 1995,73: 10]. In Hamburg waren fast
zwei Drittel des gesamten Verkehrsaufkommens dem innerst�dtischen Verkehr zuzuschreiben (1990)[FHH.
Baub. 1995: 9]. Werden nur die werkt�glichen Ortsver�nderungen der Hamburger Bev�lkerung betrachtet,
sollen entsprechend den Ergebnissen einer  Personenverkehrserhebung sogar 93 % aller Wege im



Konzepte zur verkehrsvermeidenden Raumordnung lassen sich mit «Binnenentwicklung` und
der «St�rkung polyzentraler Stadtstrukturen` beschreiben (siehe Kap. 4.2.). Ansatzpunkte f�r
ein r�umlich konzentriertes urbanes Entwicklungspotenzial sind in der Bewahrung und
F�rderung st�dtischer Wohn- und Lebensqualit�t (z. B. durch Wohnumfeldverbesserung im
Rahmen von Verkehrsberuhigungsma§nahmen), in der Sicherung der Gewerbestandorte in
st�dtebaulichen Mischgebieten (z. B. Ma§nahmen des Gewerbebestandsschutzes), in der
r�umlichen Verdichtung bestehender Stadtquartiere (z. B. Schlie§ung von Baul�cken,
Reaktivierung von Brachfl�chen), in der Verbesserung gewachsener �rtlicher
Siedlungsstrukturen (Stadt- und Ortsteile) und in der F�rderung lokaler Individualit�t zu
suchen. Damit sind nicht nur gute Voraussetzungen f�r einen schonenden Umgang mit
Fl�chenressourcen geschaffen. Gleichzeitig wirken solche Ma§nahmen potenziell auch auf
den Verkehr durch k�rzere Wegel�ngen, st�rkere Nutzung �ffentlicher Verkehrsmittel und
einen h�heren Anteil nicht-motorisierter Verkehrsarten [Wedel, 1991,8: 522 ff.].

                                                                                                                                                             
innerst�dtischen Bereich stattfinden [Hautzinger (1992) zit. n. Bose, 1995: 421].



Darstellung 5: Die neuen raumplanerischen Grundlagen in Hamburg

1. Das Regionale Entwicklungskonzept

Bereits 1991 hatten die drei L�nder Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
vereinbart, ihre Zusammenarbeit auf eine gemeinsame langfristige Grundlage zu stellen.
Hierzu wurde unter Mitarbeit der Kommunen ein Regionales Entwicklungskonzept (REK)
erarbeitet. Im M�rz 1994 legten die Landesregierungen Leitbild und Orientierungsrahmen des
REK f�r die Metropolregion Hamburg (Teil I und II) vor und f�gten als Anlage einen
ãRegionalatlasÓ bei [FHH. Sen. / SHL / NSL, 1994: 35 ff.], der wichtige Rahmendaten f�r die
Bev�lkerungs- und Wirtschaftsentwicklung enth�lt und eine wesentliche Grundlage f�r
Fl�chennutzungsplan (FNP), Landschaftsprogramm (unter Einbeziehung eines
Artenschutzprogramms) (LAPRO), Stadtentwicklungskonzept (STEK) und
Verkehrsentwicklungskonzept (VEK) bildet [FHH. Steb., 1995 b: 3]. Die Konkretisierung
der wichtigsten Leits�tze [FHH. Sen. / SHL / NSL, 1994: 3 f.] -Notwendigkeit
l�ndergrenzen�bergreifender Kooperation durch abgestimmte Raumplanung und
Strukturpolitik, sparsamer Umgang mit Fl�chen, Priorit�t des �PNV beim Ausbau der
Verkehrsverbindungen, St�rkung der zentralen Orte, Bewahrung der nat�rlichen
Lebensgrundlagen u. a.- ist in dem 1996 von den Kabinetten  beschlossenen
Handlungsrahmen (Teil III des REK) [Rieckhof, 1998,8: 22 f.] und durch �berarbeitete und
aktualisierte Fl�chennutzungs- (Hamburg) und Regionalpl�ne (Schleswig-Holstein und
Niedersachsen) geleistet worden.
Bis zur Verwirklichung dieser Ziele m�ssen allerdings noch viele Probleme gel�st werden.
Nicht einmal die f�r erforderlich gehaltene Kooperation ist in der Region hinreichend
gelungen. Nach Ansicht von Mantell und Strauf ã.....vollzieht [sie] sich au§erhalb bekannter,
rechtlich verankerter Strukturen.....[und] wird getragen durch ein wachsendes Netzwerk
informaler BeziehungÓ [Mantell / Strauf, 1997: 71]. Nach Ansicht von Mensing (1997) wird
das REK keine zwischengemeindliche Kooperation ausl�sen, allenfalls kann es in dieser
Hinsicht flankierende Wirkung entfalten [Mensing, 1997: 148]. Er ist davon �berzeugt, dass
auch in Zukunft eine regionsweite Kooperation nur schwach institutionalisiert sein werde (im
Wesentlichen auf L�nderebene) und auf Grund der Schwierigkeiten einer politischen
Einigung (Staatsvertr�ge!) noch lange Zeit bis zur Realisierung ben�tigen w�rde. Bisherige
Erfahrungen zeigten, dass eine l�ndergrenzen�bergreifende Zusammenarbeit v. a. wegen der
kommunalen Egoismen und des nur noch begrenzten Angebots an attraktiven freien Fl�chen
im unmittelbaren Umland am schwierigsten zu verwirklichen sein werde. Erfolgreiche
Ans�tze zur Kooperation f�nden sich heute eher auf interkommunaler Ebene, ã.....wenn der
Problemdruck gro§ ist, die L�sungen vergleichsweise einfach zu regeln sind [und] die
jeweiligen L�sungen umsetzungsorientiert und dar�ber hinaus politisch legitimiert sindÓ
[Ebd.: 151 f.].
Unzureichende kooperative Rahmenbedingungen auf politischer Ebene tragen jedoch nicht
gerade dazu bei, dass ein breiter gesellschaftlicher Konsens �ber wesentliche Inhalte des REK
gefunden wird. Verschiedene Stellungnahmen und Diskussionsbeitr�ge zu den Aussagen des
REK lassen eine beachtliche Meinungsvielfalt und nicht selten eine Unvereinbarkeit in der
Frage des Standpunkts erkennen: W�hrend Kommunen, Gewerkschaften,
Unternehmensverb�nde und verschiedene Kammern sich f�r eine aktive Fl�chenf�rsorge f�r
Wohnen, Gewerbe und Infrastruktur stark machen, stellen die Naturschutzverb�nde die
Sicherung und Entwicklung wertvoller Naturr�ume in den Vordergrund. Auch was die
Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur betrifft, liegen die Auffassungen weit auseinander.
Umweltverb�nde kritisieren den Handlungsrahmen des REK wegen seiner stra§enorientierten
Verkehrspolitik. Dagegen halten Kammern und Unternehmensverb�nde die angek�ndigten



Stra§enbauma§nahmen f�r unzureichend und fordern dar�ber hinaus die Beseitigung von
weiteren Engp�ssen im Fernverkehrswegenetz und den Bau eines
Autobahnverbindungsringes im Norden von Hamburg [Mantell / Strauf, 1997: 69].

2. Das Stadtentwicklungskonzept

Der im Juli 1995 von der Stadtentwicklungsbeh�rde herausgegebene Entwurf zum neuen
Stadtentwicklungskonzept (STEK) (Leitbild und Orientierungsrahmen) ist wie das REK
ein auf politische Handlungsstrategien ausgerichtetes Programm [FHH. Steb., 1995 b: 4], das
als Diskussionsgrundlage f�r die Er�rterung von Zielen, Leitbildern und r�umlichen
Konsequenzen einer neuen Stadtentwicklungspolitik genutzt werden soll. Dabei steht die
zentrale Frage im Mittelpunkt, wie Hamburg den Voraussetzungen einer wachsenden Stadt
nachkommen kann, ohne seinen Charakter als gr�ne Metropole zu zerst�ren. Das neue STEK
erhebt nicht den Anspruch einer Steuerung aller hamburgischen Politikbereiche und
verzichtet auf Grund der Kurzlebigkeit von Prognosen1 auf umfangreiche Prognosedaten. Es
ist eher als Erg�nzung zum FNP konzipiert [FHH. Steb., 1995 b: 29] und will sich deshalb
insbesondere auf Schwerpunkte konzentrieren: ãFl�chenschonende StadtentwicklungÓ ist das
zentrale Anliegen des STEK, ãum die Balance zwischen den Anforderungen an Wachstum,
Urbanit�t und wirtschaftlicher St�rke einerseits und der Sicherung und Entwicklung der
nat�rlichen Lebensgrundlagen von Landschaft und spezifisch hamburgischer Indentit�t
andererseits [sicherzustellen].Ó[Ebd.: 29] An diesem �bergeordneten Ziel haben sich die
thematischen Arbeitsfelder Wohnen, Arbeiten, Erholung/Freizeit und Infrastruktur
auszurichten [Ebd.: 40 ff.]. Ein weiteres umfangreiches Kapitel befasst sich mit der
Konkretisierung und Spezifizierung dieser Arbeitsfelder in vier unterschiedlichen
Entwicklungsr�umen.2 Hier soll nach dem ãPrinzip des EntwicklungskorridorsÓ [Ebd.: 65]
verfahren werden, damit Planungsspielr�ume flexibel genutzt werden k�nnen.
Trotz der vielen im STEK gemachten Ausf�hrungen �ber Raumnutzung und -entwicklung
gem�§ �kologischen Prinzipien ist man �ber den Stand verbaler Bekundungen bisher noch
nicht sehr weit hinausgekommen: Einerseits entfaltet das STEK, das als ãLeitbild und
Orientierungsrahmen f�r die l�ngerfristige r�umliche Entwicklung Hamburgs unter
wirtschaftlichen, sozialen und �kologischen AspektenÓ [FHH. Steb., 1996 a: 26] fungiert,
keine direkte Bindungswirkung und enth�lt dementsprechend auch keine planerischen
Festlegungen. Es stellt kein Programm im engeren Sinne dar, das unmittelbar umzusetzen ist.
Vielmehr zeigt das STEK Aufgabenschwerpunkte, L�sungsans�tze, Anforderungen und
Perspektiven bei der zuk�nftigen Ausgestaltung der Raumordnungspolitik auf und ist
rechtlich eine Empfehlung an alle Fachressorts, bei ihren raumbedeutsamen Planungen
ã.....die grundlegenden Aussagen des STEK z. B. zur fl�chenschonenden Stadtentwicklung
[zu ber�cksichtigen]Ó [Ebd.: 27]. Andererseits ist es selbst auch nicht sehr stringent auf das
Ziel der Sicherung der nat�rlichen Lebensgrundlagen ausgerichtet. Mit dem angestrebten
Interessenausgleich zwischen �konomie und �kologie [FHH. Steb., 1995 b: 3 und 24 f.]
verspricht das STEK, grunds�tzlich konkurrierende Ziele -Notwendigkeit von
Stadterweiterungen f�r Siedlungszwecke [Ebd.: 45], Verbesserungen der Standortqualit�ten
zur St�rkung der wirtschaftlichen Position Hamburgs (1. und 4. Leitziel) [Ebd.: 24 f.] und

                                                  
1E. Kossak weist darauf hin, dass ãgerade die Umbr�che der vergangenen Jahre deutlich gezeigt [haben], wie
stark die Entwicklung in der Stadt.....von unvorhergesehenen Entwicklungen beeinflusst werden kann [und] wie
schnell Prognosen veralten k�nnen.Ó [Kossak, 1995,4: 6]
2Unter funktionalen Aspekten sind vier verschiedene Typen von Entwicklungsr�umen gebildet worden: Axiale
Entwicklungsr�ume, Stadtteile und Zentren, Metropolfunktionen an besonderen Orten, Entwicklungsr�ume am
Stadtrand.  [FHH. Steb., 1995 b: 65 ff.]



Ausbau der Infrastruktur in den Bereichen Kommunikation, Distribution und Verkehr (4.
Leitziel) [Ebd.: 25] einerseits sowie Sicherung und Entwicklung der Gr�n- und Freifl�chen
einschlie§lich der weiteren Verbesserung ihrer �kologischen Qualit�t (3. Leitziel) [Ebd.: 24
f.] andererseits- gleichzeitig erreichen zu k�nnen. Angesichts der bisher gemachten
Erfahrungen mit Landschaftsplanungen in Hamburg [Bose, 1995: 401 f.] erscheint es jedoch
mehr als fraglich zu sein, ob sich das Ziel der Sicherung und Entwicklung von Gr�n- und
Freir�umen gegen�ber anderen Zielbereichen auf Dauer wird behaupten k�nnen.

3. Der Fl�chennutzungsplan und das Landschaftsprogramm

Der Hamburger Fl�chennutzungsplan (FNP) erf�llt nicht nur die Funktion eines
Raumordnungsplans [Boner, 1998: 30], gleichzeitig bildet er auch die Grundlage f�r
Entscheidungen und Probleml�sungen im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung, die
ã.....die sich aus der beabsichtigten st�dtebaulichen Entwicklung ergebende Art der
Bodennutzung.....in den Grundz�gen [darstellt]Ó [¤ 5 Abs. 1 BauGB]. Aber erst die sich aus
dem FNP zu entwickelnden Bebauungspl�ne [¤ 8 Abs. 2 BauGB] setzen diese Vorgaben in
verbindliches Bodenrecht um, indem sie festlegen, wo Wohnungsbau oder Gewerbefl�chen,
Gr�ngebiete, Landwirtschaftsfl�chen oder Verkehrswege ihren Platz haben oder finden sollen
[Br�sse, 1982: 159 f.]. Eine �berarbeitung und Aktualisierung des 1973 aufgestellten FNP3

war notwendig geworden, weil ãneue stadtentwicklungsplanerische und
landschaftsplanerische Erkenntnisse f�r einzelne Teilr�ume, �nderungen im
Hauptverkehrsstra§ennetz oder bei der Gewichtung zentraler Standorte bereits zu neuen
Konzeptionen in der Realit�t.....gef�hrt habenÓ [Kossak, 1995,3: 6; FHH. Steb., 1996b: 175
ff.]. Dar�ber hinaus musste der FNP laut Regierungserkl�rung von 1991 mit den
Ausf�hrungen eines im Entwurf vorliegenden Landschaftsprogramms (LAPRO)4 abgestimmt
werden. Von etwa 500 vorgenommenen �nderungen des FNP entfielen allein 200 auf den
Abgleich5 der beiden Planwerke, die bis zum Jahr 2010 die Weichen f�r Hamburgs
                                                  
3Die Senatskommission f�r Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr folgte 1993 dem Vorschlag der
Landschafts- und Stadtplaner, den alten FNP zu �berarbeiten und zu aktualisieren, weil wichtige
Ordnungselemente von 1973 (Achsenmodell, Dichtemodell, System der Zentralen Orte) noch G�ltigkeit
besa§en, die im REK enthaltenen Prognosedaten nicht im Widerspruch zu den Darstellungen des alten FNP
standen und mehr als 80 % der bebauten Stadt den Ausf�hrungen des FNP 73 entsprachen. Auf einen neuen
Plan wurde auch deshalb verzichtet, weil dessen Verabschiedung noch einige Jahre gedauert h�tte, was
m�glicherweise zu einer lang andauernden Verunsicherung in der Bauleitplanung gef�hrt h�tte. F�r die
�berarbeitung war ein dreistufiges Vorgehen vorgesehen: 1. �berarbeitung und Aktualisierung des FNP. 2.
Vorstellung in der �ffentlichkeit. 3. Differenzierung der FNP-Darstellung durch erl�uternde Deckbl�tter
[Meldau, 1995,3: 13].
4Nach �ber 9j�hriger Bearbeitungszeit wurde 1990 der erste Referentenentwurf des LAPRO vom Amt f�r
Landschaftsplanung vorgelegt. Rechtsgrundlage f�r das LAPRO ist das Hamburgische Naturschutzgesetz, das
an die im Bundesnaturschutzgesetz enthaltenen Zielvorstellungen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
gebunden ist. Ein Jahr sp�ter mussten die Arbeiten am LAPRO-Entwurf unterbrochen werden, weil sich die
Beh�rdenstruktur nach der B�rgerschaftswahl ver�nderte. Nach der Gr�ndung der Stadtentwicklungsbeh�rde
und der �bernahme der Zust�ndigkeit f�r das LAPRO wurden die Arbeiten noch im selben Jahr wieder
aufgenommen. Gleichzeitig erfolgte der beh�rdeninterne Abstimmungsprozess zwischen FNP und LAPRO.
1996 wurden die Entw�rfe zum FNP und LAPRO fertig gestellt [St�rmer, 1995,3: 14 f.].
5Eine Abstimmung zwischen FNP und LAPRO war v. a. deshalb notwendig geworden, weil zurzeit der
Entstehung des aus dem Jahre 1973 stammenden FNP Umweltqualit�t und andere landschaftsplanerische Inhalte
keinen gro§en Stellenwert besa§en. Die wesentlichen Ergebnisse des nun vorgenommenen Abgleichs sind:
1. Darstellung des Freiraumverbundsystems im FNP durch erheblich differenziertere Ausf�hrungen �ber
st�dtische Gr�nfl�chen.
2. Erhaltung und Neuschaffung  (z. B. Westpark in Flottbek, gr�ne Ufer der Bille) von Gr�n- und Freifl�chen
zwecks Erstellung eines engmaschigeren Freiraumverbundsystems.
3. Neue Planungs�berlegungen f�r den Raum Billwerder in Form eines Kompromisses aus Wohnungsbau,



st�dtebauliche Zukunft zu stellen haben. Mit dem aus vier Arbeitsschwerpunkten bestehenden
LAPRO,6 das sich als freiraumplanerischer und �kologischer Beitrag zu Hamburgs
Stadtentwicklung versteht, verf�gt die Stadt �ber eine fl�chendeckende, fundierte
�kologische Gesamtbetrachtung und -bewertung des Naturhaushalts und seiner
Entwicklungspotenziale. Erstmalig fanden somit Zielvorstellungen des Naturschutzes aus
dem Bundesnaturschutzgesetz (BNSchG)7 in die Stadtplanung Eingang. Gr�n- und
Freifl�chenplanung haben durch

�  Aussch�pfen aller M�glichkeiten im Bereich der Inneren Stadt, die zu einer
Verbesserung der Freiraumversorgung f�hren k�nnen,

� ausreichende private und �ffentliche Freir�ume bei neuen Wohngebieten,
�  Weiterentwicklung von Kleing�rten und Sportfl�chen zwecks Inanspruchnahme f�r

andere Erholungsarten,
�  Pr�fung �ffentlicher Einrichtungen mit einem hohen Anteil an Freifl�chen auf ihre

Nutzbarkeit f�r die Erholung
�  und Verkn�pfung von Landschaftsachsen (Gew�sserl�ufe mit begleitenden

Gr�nz�gen, Feldmarken mit Acker- und Gr�nlandnutzung, Marschengebiete mit
Gr�nlandnutzung), Gr�nen Ringen (1. Gr�ner Ring: u. a. Elbpark, Wallanlagen,
Planten un Blomen; 2. Gr�ner Ring: u. a. Jenischpark, Altonaer Volkspark,
Niendorfer Gehege, Friedhof Ohlsdorf, �jendorfer Park, Boberger Niederung), Spiel-
und Sportfl�chen, breiten Gr�nz�gen und schmaleren Gr�nverbindungen sowie
Kleingartenanlagen zu einem Freiraumverbundsystem [FHH. Steb., 1995b: 64; FHH.
Steb., 1997b: 4; FHH. Steb. FLP, 2001]

den menschlichen Lebensraum innerhalb der Stadt ausreichend mit nat�rlichen Elementen zu

                                                                                                                                                             
Gewerbe und weitgehenden Erhalt von Freifl�chen (FNP sah gro§fl�chige Gewerbe- und Wohnbaufl�chen vor,
LAPRO wies Gebiet als Landschaftsraum aus).
4. Herausnahme der Osttangente und des Tangentenrings in den Waldd�rfern aus dem FNP einerseits,
Akzeptanz anderer Stra§enbauten (u. a. Trasse der A 26) seitens des LAPRO andererseits.
5. Einf�hrung der Fl�chenkategorie ãNaturbestimmte Fl�chenÓ im FNP: Darstellung von Landschaftsteilen, die
als naturnahe Landschaftsr�ume gesch�tzt und entwickelt werden sollen.
6. Ausweisung  von etwa 30 Gebieten als ãFl�chen mit Kl�rungsbedarfÓ, wo bis auf Weiteres die
bodenrechtlichen Regelungen des FNP bestehen bleiben [St�rmer, 1995,3: 16].
6Das LAPRO besteht aus vier Teilpl�nen:
1. Freiraumverbundsystem: Verkn�pfung aller Gr�n- und Freifl�chen (Landschaftsachsen, Gr�ne Ringe, gro§e
und kleine Parkanlagen, Kleing�rten, Friedh�fe, Sport- und Spielpl�tze) �ber Gr�nz�ge, Gr�nverbindungen oder
gr�ne Wegeverbindungen zu einem vernetzten Gr�nsystem.
2. Naturhaushalt: Schutz der B�den vor Verunreinigungen, Wiederherstellung der Selbstreinigungskraft der
Gew�sser, Sicherung der Grundwasservorr�te und Vermeidung von Beeintr�chtigungen der Luft als wichtigste
Ziele.
3. Landschaftsbild: Erfassung und Bewertung charakteristischer Hamburger Natur- und Landschaftsr�ume mit
dem Ziel, diese zu erhalten, zu pflegen und weiterzuentwickeln.
4. Artenschutzprogramm (APRO): Fl�chendeckende Bestandsaufnahme der Tier- und Pflanzenwelt sowie
Erhaltung und Plege wildlebender Tiere und Pflanzen und ihrer Lebensr�ume. Das APRO nimmt eine besondere
Stellung ein, da es eigenst�ndiger (Vorgabe f�r k�nftige Landesentwicklung) und integrierter Bestandteil des
LAPRO ist. [FHH. Steb., 1996 b: 8 ff.; Mlody, 1995,3: 17 f.]
Durch Milieus (Darstellung von 20 unterschiedlichen Milieus f�r bebaute und unbebaute Fl�chen der Stadt
sowie Beschreibung der Ziele f�r Pflege und Entwicklung freir�umlicher und landschaftlicher Qualit�ten) und
milieu�bergreifende Funktionen (Beschreibung von  Entwicklungszielen, die gr�§ere Bereiche mit
unterschiedlichen Milieus betreffen, z. B. Natur- und Landschaftsschutzgebiete, gr�ne Wegeverbindungen)
formuliert das LAPRO qualitative Zielvorstellungen aus Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege f�r alle
Fl�chennutzungen im Stadtgebiet [FHH. Steb., 1996 b: 66 ff.]
7Nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BnatSchG) sind ãNatur und Landschaft..... im besiedelten und
unbesiedelten Bereich so zu sch�tzen, zu pflegen und zu entwickeln, da§ die Leistungsf�higkeit des
Naturhaushalts, die Nutzungsvielfalt der Naturg�ter, die Pflanzen und Tierwelt sowie die Vielfalt, Eigenart und
Sch�nheit von Natur und Landschaft nachhaltig gesichert sindÓ [¤ 1 Abs. 1 BNatSchG].



versorgen, die Ausdehnung der bebauten Stadt in die nat�rliche Landschaft zu verhindern,
den Biotopverbund f�r eine artenreiche Flora und Fauna sicherzustellen und die klimatischen
und lufthygienischen Bedingungen zu verbessern.

Inzwischen ist der Gedanke des vorsorgenden Umweltschutzes in vielen Bundesgesetzen
verankert worden. Dazu geh�ren u. a.

� die Erg�nzung des ¤ 2 Nr. 2 ROG (Raumordnungsgesetz), mit der die Sicherung von
Schutz, Pflege und Entwicklung der nat�rlichen Lebensgrundlagen in die Aufgaben
und Leitvorstellungen der Raumordnung, die den Rahmen f�r die Landes- und
Regionalplanung absteckt, einbezogen wurde8,

� die Novellierung des BauGB mit der Herausstellung des vorsorgenden Bodenschutzes
als Planungsgrundsatz nach ¤ 1 Abs. 59 einerseits und mit der Integration der
Darstellungen aus Landschaftspl�nen und aus der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie der
EU in die Abw�gung der privaten und �ffentlichen Belange  nach ¤ 1 a andererseits,

� die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Bauleitverfahren mit der aus ¤¤ 8 a bis
8 c BnatSchG und 9 HambNatSchG resultierenden Verpflichtung zu erl�utern, in
welchem Umfang der durch Bauvorhaben entstandene Eingriff in die Natur gemindert
oder ausgeglichen werden kann, wobei die H�he des Ausgleichs der planerischen
Abw�gung aller Belange nach ¤ 1 Abs. 6 BauGB zu erfolgen hat10

�  und die Verkn�pfung der Bauleit- und Landschaftsplanung nach ¤ 1 Abs. 5, Nr. 7
BauGB mit dem Ziel, Beeintr�chtigungen von Natur und Landschaft im Rahmen von
Bauvorhaben zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen bzw. festzulegen, wie
f�r nicht ausgleichbare Beeintr�chtigungen ad�quater Ersatz geschaffen werden kann.

Wichtigste Bedingung f�r die Umsetzung der Zielvorstellungen von Naturschutz und
Landschaftspflege nach ¤ 1 BnatSchG ist die auf verschiedenen Raumplanungsebenen zu
leistende Integration von Umweltbelangen und -anforderungen in die st�dtebauliche
Gesamtplanung:
1. Mit der Harmonisierung von FNP und LAPRO11 im Rahmen der �berarbeitung des aus

                                                  
8In zwei Grunds�tzen wird ausdr�cklich auf den Verkehr Bezug genommen:
¤ 2 Abs. 2 ROG Nr. 5: ã.....Die Siedlungsentwicklung ist durch Ausrichtung auf ein integriertes
Verkehrssystem.....zu steuern. Die Attraktivit�t des �ffentlichen Personennahverkehrs ist durch Ausgestaltung
von Verkehrsverb�nden und die Schaffung leistungsf�higer Schnittstellen zu erh�hen.Ó
¤ 2 Abs. 2 ROG Nr. 12: ã.....Von allem in verkehrlich hoch belasteten R�umen und Korridoren sind die
Voraussetzungen zur Verlagerung von Verkehr auf umweltvertr�glichere Verkehrstr�ger....zu verbessern.Ó
9Nach ¤ 1 Abs. 5 Satz 1 sollen Bauleitpl�ne ãdazu beitragen, eine menschenw�rdige Umwelt zu sichern und die
nat�rlichen Lebensgrundlagen zu sch�tzen und zu entwickeln......Ó Au§erdem soll..... ãmit Grund und
Boden.....sparsam und schonend umgegangen werden. Landwirtschaftlich, als Wald oder f�r Wohnzwecke
genutzte Fl�chen sollen nur im notwendigen Umfang f�r andere Nutzungsarten vorgesehen und in Anspruch
genommen werdenÓ (Satz 3).
10Die neue Vorschrift zum naturschutzrechtlichen Ausgleich verlangt nach ¤ 1 a Abs. 3, ¤ 5 und ¤ 9 Abs. 1 a
BauGB keinen Ausgleich im Bebauungsplangebiet, sondern erlaubt auch einen Ausgleich im gesamten Ge-
meindegebiet oder auch innerhalb der Region. Der neu eingef�gte ¤ 135 a BauGB legt dar�ber hinaus fest, dass
die Ma§nahmen zum Ausgleich vom Vorhabentr�ger auf dessen Kosten durchzuf�hren sind.
11Der erste zwischen 1985 und 1990 erarbeitete Entwurf des LAPRO war ohne Abgleich mit dem FNP
entstanden und hatte dessen Inhalte sogar infrage gestellt, weil nach Auffassung der Landschaftsplaner der aus
dem Jahre 1973 stammende FNP den Vorstellungen von Naturschutz und Landschaftspflege keinen hohen
Stellenwert einger�umt hatte. Dar�ber hinaus gingen FNP- und LAPRO-Entwurf von unterschiedlichen
Voraussetzungen der Stadtentwicklung aus: Der FNP entstand in den 70er Jahren vor dem Hintergrund einer
wachsenden Stadt, w�hrend das LAPRO aus der Perspektive einer schrumpfenden Stadt entwickelt wurde. Seit
den 90er Jahren muss allerdings wieder mit einem gr�§eren Baulandbedarf gerechnet werden.  [FHH. Steb.,
1996 b: 2 f.]. Seit dem Jahr 2002 folgt die Hamburgische Stadtentwicklung dem Konzept der ãWachsenden
StadtÒ.



dem Jahre 1973 stammenden FNP wird in Hamburg auf der Ebene der vorbereitenden
Bauleitplanung die Einbeziehung einer an den Vorgaben des BnatSchG orientierten
Landschaftsplanung in den st�dtischen Planungsprozess angestrebt. Als wesentliche Resultate
des zwischen FNP und LAPRO erfolgten Abgleichs sind zu nennen [St�rmer, 1995,3: 16]:

•  Darstellung des Freiraumverbundsystems im FNP durch differenziertere
Ausf�hrungen �ber st�dtische Gr�nfl�chen (Beispiel: Ausweisung der zuvor pauschal
als Gr�nfl�che beschriebene Hummelsb�ttler Feldmark als Fl�che f�r
Landwirtschaft).

•  Erhaltung vorhandener und Anlage neuer Gr�n- und Freifl�chen mit dem Ziel, ein
engmaschiges Freiraumverbundsystem herzustellen (Beispiel: Hochwasserbassin in
Hammerbrook als Teil einer von der Alster bis zur Elbe reichenden Gr�nverbindung).

•  Revision der bisherigen Planungen im Raum Billwerder (FNP: gro§fl�chige Wohn-
und Gewerbebaufl�chen; LAPRO: Ausweisung als weitgehend gesch�tzter
Landschaftsraum) zu Gunsten eines Kompromisses aus Wohnungsbau, Gewerbe und
weitgehender Erhaltung von Freifl�chen.

•  Neueinf�hrung der Fl�chenkategorie ãNaturbestimmte Fl�chenÓ mit der
Heraushebung von Landschaftsteilen, die als naturnahe Landschaften gesch�tzt und
entwickelt werden sollen.

•  Differenziertere Darstellung der Wohngebiete nach ihrem jeweiligen Gr�ncharakter
im neuen FNP.

•  Ver�nderung des Hauptverkehrsstra§ennetzes nach Diskussion mit der f�r
Verkehrsfragen zust�ndigen Baubeh�rde mit folgenden Ergebnissen: Verzicht auf
einige im alten FNP enthaltene Stra§enbauprojekte (Beispiele: Stadtautobahn
Osttangente, Tangentenring in den Waldd�rfern) und �bernahme von Stra§entrassen
(Beispiel: A 26 [FHH. Steb., 1996 b: 170]) im LAPRO.

•  Ausweisung von 36 Gebieten [Ebd.: Anhang] (u. a. Kleingartenfl�chen in der Horner
Marsch, Landwirtschaftsfl�chen in Neuland, �berdeckelung der A 7 in Bahrenfeld)
als ãFl�chen mit Kl�rungsbedarfÓ, f�r die bis zu einer endg�ltigen Entscheidung die
bodenrechtlichen Regelungen des FNP weiter Bestand haben [FHH. Steb., 1996 a:
23].

2. Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sollen die in den Gr�nordnungspl�nen
(GOP)12 enthaltenen Inhalte und Verfahren der Landschaftsplanung �ber so genannte
ãHuckepack-FestsetzungenÓ nach ¤ 6 Abs. 2 und 5 HmbNatSchG direkt in den
Bebauungsplan einbezogen werden [FHH. Steb., 1997b: 4]. Sind Belange von Naturhaushalt
und Landschaftsbild in k�nftigen Plangebieten besonders sch�tzenswert, ist allerdings die
Aufstellung eines GOP -parallel zum B-Plan- obligatorisch.

Ob trotz der im BauGB vorgeschriebenen Abstimmung beider Planwerke (s. o.) -die
Darstellungen im FNP und LAPRO d�rfen einander nicht widersprechen- die Belange des
LAPRO nachhaltige Wirksamkeit entfalten k�nnen, ist zu bezweifeln. Auch wenn das
LAPRO eine fl�chendeckende, �kologische Gesamtbetrachtung und -bewertung des
Naturhaushalts und seiner Entwicklungspotenziale vornimmt, leistet es doch nur einen
ã�kologisch-freiraumplanerische[n] Beitrag zu Hamburgs StadtentwicklungsplanungÓ [FHH.
Steb., 1995 b: 35] und besitzt gegen�ber dem FNP keine bodenrechtliche Relevanz. Die

                                                  
12Gr�nordnungspl�ne stellen die verbindliche Landschaftsplanung dar und werden aus dem LAPRO
(vorbereitende Landschaftsplanung) entwickelt. Der parallel zur Bauleitplanung zu erarbeitende GOP trifft
generelle Aussagen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sowie zur
Freiraumgestaltung und Erholungsplanung und ist nach ¤ 6 HmbNatSchG f�r die B�rger(innen) Hamburgs
verbindlich.



rechtliche Stellung des LAPRO zum FNP ist in ¤ 3 HmbNatSchG festgelegt13: Danach haben
die Entwicklungsziele des LAPRO die Darstellungen des FNP zur Art der beabsichtigten
Bodennutzung in jedem Fall zu beachten, insbesondere dann, wenn Diskrepanzen zwischen
den Ausf�hrungen beider Planwerke bestehen. So hat die Landschaftsplanung viele aus der
Sicht des Naturschutzes umstrittene, im �berarbeiteten FNP enthaltene Verkehrs- und
Siedlungsfl�chen nicht verhindern k�nnen, was der Stadtentwicklungsplanung schon viel
Kritik einbrachte14. Dar�ber hinaus sind �nderungen des LAPRO nach ¤ 5 HmbNatSchG
vorgeschrieben, wenn �nderungen des FNP die Anpassung des LAPRO erfordern [FHH.
Steb., 1996 b: 4]. So wurden im Rahmen des Wohnungsbauprogramms in den 90er Jahren
inzwischen einige Gr�nfl�chen in Wohnbaufl�chen umgewandelt, selbst dort, wo der alte
FNP zuvor noch Freifl�chen vorgesehen hatte15. Au§erdem hat der Bund mit einer Reihe von
Gesetzesinitiativen auch noch gute Voraussetzungen geschaffen, Zulassungsverfahren f�r
Bauvorhaben zu beschleunigen. Mit diesen Neuregelungen

� dem Planungsvereinfachungsgesetz, das verfahrensverk�rzende Zulassungen f�r neue
Verkehrswege zul�sst,

�  dem Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz16, das den Einsatz von
Investitionen optimiert, Zulassungsverfahren verk�rzt (u. a. durch Abschaffung der
Pflicht zur Umweltvertr�glichkeitspr�fung [UVP] im Raumordnungsverfahren17) und
die Bereitstellung von Bauland f�r Wohn- und Arbeitsst�tten f�rdert

� und dem Ma§nahmengesetz zum Baugesetzbuch, das zur Deckung eines dringenden
Wohnungsbedarfs der Bev�lkerung eine Aufstellung von B-Pl�nen noch vor der
�nderung des FNP18 und eine Enteignung landwirtschaftlicher Fl�chen f�r
Bauzwecke erm�glicht,

soll der schnelle Zugriff auf Freifl�chen nicht l�nger durch Anforderungen des Naturschutzes
blockiert werden.

Dass bei der Anwendung dieser vereinfachten Planungsverfahren der in vielen Gesetzen

                                                  
13¤ 3 des Hamburgischen Gesetzes �ber Naturschutz und Landschaftspflege (Hamburgisches Naturschutzgesetz
- HmbNatSchG) legt die Dualit�t zwischen Landschaftsplanung und Bauleitplanung fest und behandelt die
rechtliche Stellung des LAPRO zum FNP. Demnach ist die Beachtung des FNP zwingend vorgeschrieben.
[HmbNatSchG, 1990: 63]
14Nach Ansicht des Naturschutzbundes (NABU) Hamburg komme bei der Zukunftsplanung der Schutz der
Natur zu kurz, weil ãder Sicherung nat�rlicher Lebensgrundlagen.....dabei bestenfalls eine Statistenrolle
[zufalle]Ó. Der Verband strebt  an, in abesehbarer Zukunft als Tr�ger �ffentlicher Belange Anerkennung zu
finden um einen st�rkeren Einflu§ auf die Stadtentwicklung auszu�ben [HA 221295].
15Davon sind folgende Gr�nfl�chen betroffen [FHH. Steb., 1996 b: Anhang]:
   - Birkenbruchwald auf Moorstandort in Niendorf s�dlich Landschaftsschutzgebiet Ohmoor
   - Landwirtschaftsfl�che in Lemsahl-Mellingstedt �stlich Lehmsaler Landstra§e
   - Landwirtschaftsfl�che in Bergstedt am Lottbeker Weg
   - Landwirtschaftsfl�che in Sinstorf im Bereich Weiherheidegraben
   - Landwirtschaftsfl�che in Neugraben-Fischbek n�rdlich der Bahnlinie
Weitere Beispiele f�r die Umwandlung von Gr�nfl�chen in andere Nutzungen sind die Wohnanlage am Walter-
M�ller-Park sowie der Gewerbepark an der Sieker Landstra§e [St�rmer, 1995,3: 14]
16ãMit der Bauanzeigeverordnung vom 18.3.93 und dem Hamburgischen Gesetz zur Erleichterung des
Wohnungsbaus vom 4.12.90 hat Hamburg als Pionier in Deutschland einen landesrechtlichen Beitrag zur
schnellen Umsetzung von Wohnungsbauvorhaben geleiset.Ó [FHH. Baub., 1996]
17Auch mit der ROG-Novelle vom 1.1.1998 wurde die UVP-Pflicht nicht wieder eingef�hrt.
18Unter der im Text genannten Voraussetzung k�nnen nach ¤ 1 Abs. 2 BauGB-Ma§nahmenG (Gesetz zur
Erleichterung des Wohnungsbaus im Planungs- und Baurecht sowie zur �nderung mietrechtlicher Vorschriften
v. 17.5.1990 BGBl. I S. 926) verfahrensverk�rzende Vorschriften Anwendung finden, indem anstelle von B-
Pl�nen Vorhaben- und Erschlie§ungspl�ne (V+E-Pl�ne) aufgestellt werden. Dieses Verfahren sieht nur eine
�ffentliche B�rgerbeteiligung vor und fordert die Tr�ger �ffentlicher Belange (in Hamburg ca. 130, darunter
Post, Deutsche Bahn, Flughafen GmbH, die �ber Anh�rung an Planverfahren beteiligt sind, bevor die Pl�ne der
�ffentlichkeit vorgestellt werden) binnen 4 Wochen zur Stellungnahme auf.



verankerte Gedanke des vorsorgenden Umweltschutzes auf der Strecke bleibt, ist zu
bef�rchten. Offensichtlich geh�rt die Durchsetzung �kologischer Ziele nur zum
Begleitprogramm, aber nicht zu den Vorrangzielen der Bauleitplanung. So l�sst z. B. das
BauGB einen weiten Spielraum wie der in ¤ 1 Abs. 5 enthaltene Programmsatz (sparsamer
und schonender Umgang mit Grund und Boden) zu verwirklichen ist. Solange sich beim
Vollzug des FNP eine generelle Diskrepanz zwischen der rechtlich normierten Pflicht zur
Ber�cksichtigung von Umweltbelangen und der Realit�t ihrer Gewichtung im Rahmen der
Abw�gung zeigt, kann der institutionellen Schw�che des Naturschutzes und der
Landschaftspflege planungsrechtlich nicht ausreichend Rechnung getragen werden. Hier ist
der Bundesgesetzgeber gefordert, neue planungsrechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen,
indem Freifl�chen- und Landschaftsr�ume als positiv zu planende Elemente der
st�dtebaulichen Arbeit angesehen werden.
In der Hamburger Stadtentwicklungsplanung muss eine effizientere Verkn�pfung des
planerischen Instrumentariums zur dauerhaften Integration �kologischer Belange in die
Gesamtplanung erfolgen, damit diese die im Stadtentwicklungskonzept beschriebenen
umweltgerechten Anforderungen und Ziele19 auch erf�llen kann. Ein �kologischer Beitrag
zur Gesamtplanung in Form des LAPRO und der daraus entwickelten GOP wird nicht in der
Lage sein, die im STEK enthaltenen Vorgaben f�r eine umweltvertr�gliche Stadtentwicklung
gegen�ber den Versuchen einer auf Vorrat betriebenen Fl�chenausweisung f�r weitere
Wohn- und Arbeitsst�tten durchzusetzen.

Es kann daher nicht allein Aufgabe der Landschaftsplanung sein, den vorhandenen Zustand
von Natur und Landschaft festzustellen und zu bewerten. Dies sollte vielmehr zur Grundlage
aller raumrelevanten Planungen gemacht werden. Ein solcher fach�bergreifender
Planungsansatz setzt voraus, dass

�  alle am Planungsprozess beteiligten Fachbeh�rden (v. a. Stadtentwicklungsbeh�rde
und Baubeh�rde), politischen Gremien20, Verwaltungen (z. B. die 7 Bezirks�mter21),
Institutionen (z. B. die Tr�ger �ffentlicher Belange) und B�rger sich um eine
ganzheitliche Betrachtungsweise aller wesentlichen Lebenszusammenh�nge mit ihren
Vernetzungen, Abh�ngigkeiten und Wechselwirkungen -auch unabh�ngig von
Zust�ndigkeiten- bem�hen,

                                                  
19In der Einleitung zum 5. Kapitel «Fl�chenschonende Stadtentwicklung` (S. 40 ff.) hei§t es: ãEine
umweltvertr�gliche Entwicklung Hamburgs als Metropole erfordert den sparsamen Umgang mit Fl�chen und
Ressourcen. Von den bestehenden Strukturen auszugehen ist dabei schonender als vollst�ndig neue Strukturen
aufzubauen.....F�r die metropole Entwicklung Hamburgs gilt: soviel Fl�chen wie n�tig, aber so wenig Fl�chen
wie m�glich zu bebauen.Ó [FHH. Steb., 1995 b: 40]
20Am Bebauungs- und Gr�nordnungsplanverfahren sind folgende politische Gremien beteiligt:
- der Senat: Er wirkt bei allen B-Plan-Verfahren mit und beschlie§t die Aufstellung neuer B-Pl�ne. Dar�ber
hinaus stellt der Senat die B-Pl�ne durch Rechtsverordnung fest oder �bergibt sie der B�rgerschaft, wenn diese
zu entscheiden hat. Der Senat kann B-Pl�ne, die die Bezirks�mter nicht mehr wollen, evozieren, wobei
allerdings die B�rgerschaft zustimmen muss.
- die B�rgerschaft: Sie beschlie§t B-Pl�ne, wenn diese durch Gesetz festgestellt werden m�ssen. Dies ist u. a.
dann der Fall, wenn mehr als ein Viertel der Mitglieder der Bezirksversammlung gegen den B-Plan gestimmt
hat, FNP-�nderungen anstehen und B-Pl�ne von besonderer st�dtebaulicher Bedeutung zu verabschieden sind.
- die Bezirksversammlung: Sie befasst sich mit dem B-Plan nach der �ffentlichen Auslegung und in Kenntnis
der vorgebrachten Bedenken. Mit mehr als ein Viertel ihrer Mitglieder kann die Bezirksversammlung den B-
Plan-Entwurf ablehnen (s. o.).
- der Stadt- und Landschaftsplanungsausschuss: Er f�hrt die �ffentliche Plandiskussion durch und befasst
sich mit den Bedenken und Anregungen im Zusammenhang mit der �ffentlichen Auslegung.
- die Orts- und Kerngebietsaussch�sse: Sie werden zu �ffentlichen Plandiskussionen hinzugezogen.
[FHH. Steb., 1995 a: 28 f.]
21Die Bezirks�mter unterhalten eigene Stadtplanungsabteilungen und Naturschutzreferate, wo die Konzeptionen
f�r B-Pl�ne und Gr�nordnungspl�ne erarbeitet werden.



�  alle Ma§nahmen und Aktivit�ten sich an gemeinsam formulierten und allgemein
anerkannten Leitbildern ausrichten (siehe Kap. 2),

� alle �bergeordneten Planungen und Programme (REK, STEK, FNP, LAPRO, VEP)
auf der Grundlage einer Bewertung des Zustandes von Natur und Landschaft
aufzustellen sind, damit die aus der �kolgischen Gesamtschau abgeleiteten
Erkenntnisse in den einzelnen Fachplanungen (B-Plan, GOP) Ber�cksichtigung
finden k�nnen,

�  r�umlich konkrete Freifl�chen und Gr�nzonen ausgewiesen werden, und zwar als
Vorranggebiete, in denen landschaftspflegerische und naturerhaltende Ma§nahmen
Vorrang vor anderen Nutzungsanspr�chen genie§en, und als Vorbehaltsfl�chen, auf
denen eine Abw�gung zwischen Belangen des Umweltschutzes und konkurrierenden
Raumnutzungen erfolgt [Bose, 1995: 403],

�  neue Umweltplanungsinstrumente wie Umweltfolgenabsch�tzungen f�r kommunale
Planungsvorhaben22 und die Umweltvertr�glichkeitspr�fung zum FNP23 entwickelt
werden, die die bereits vorhandenen Inhalte und Verfahren der Landschaftsplanung
wirkungsvoll erg�nzen.

                                                  
22ãDie Umweltfolgenabsch�tzung soll als Informationsinstrument die umweltvertr�gliche Gestaltung
kommunaler Planungen und die Durchf�hrung von  Umweltvertr�glichkeitspr�fungen erleichtern.....[Sie]
beinhaltet eine Zusammenstellung potentieller Umweltauswirkungen kommunaler Planungsvorhaben, die in
einer vergleichenden Analyse aus bereits durchgef�hrten Umweltvertr�glichkeitspr�fungen, Gutachten und aus
der Fachliteratur zusammengetragen werden m�ssen. Ausgangspunkt ist eine Vorhabentypisierung nach
�kologischen Kriterien; eine Strukturierung der Prognose der Umweltfolgen sollte anhand vorhabentypischer
Zeitphasen erfolgen; �ber die Folgen des Normalfalls hinaus sollen auch potentielle Auswirkungen von Risiken
ber�cksichtigt werden.Ó [Weiland, 1994: 91]
23Die UVP soll im Rahmen der Fl�chennutzungsplanung zwischen �kologischen Funktionen und
Nutzungsanspr�chen abw�gen, sodass ãeine Nutzungsverteilung im Stadtgebiet unter �kologischen Aspekten
optimiert und eventuelle Ausschl�sse von Nutzungen wirkungsbezogen begr�ndet werden [kann].Ó Die
Durchf�hrung von Umweltvertr�glichkeitspr�fungen sollte durch ein neues UVP-Gesetz verbindlich
vorgeschrieben werden. [Ebd.: 91]



Darstellung 6:
Die Siedlungsentwicklung auf den Achsen und in den Achsenzwischenr�umen des
Umlandes

Mit der Absicht, die Zusammenarbeit der Nachbarl�nder -v. a. in siedlungs- und
wirtschaftsstruktureller Hinsicht- zu effektivieren, entstanden 1955 der ãGemeinsame
Planungsrat Hamburg / Schleswig-HolsteinÓ und 1957 die ãGemeinsame Landesplanung
Hamburg / NiedersachsenÓ. Bereits 1958 legte sich das hamburgisch-schleswig-holsteinische
Gremium auf eine axiale Raumgliederung fest, die in den 60er Jahren als planerische
Leitvorstellung f�r die Ordnung in der gesamten Region dienen sollte: Entlang von
vorhandenen oder ausbauf�higen Verkehrslinien waren die Aufbauachsen festzulegen, auf
denen sich die Wohn- und Gewerbeansiedlungen zu konzentrieren hatten. Die zwischen
diesen Aufbauachsen liegenden Gr�nfl�chen, W�lder, Landwirtschafts- und Erholungsgebiete
waren zu erhalten und bildeten somit die Fortsetzung der Gr�nzonen auf hamburgischem
Territorium. Ziel dieser Konzeption war die Verhinderung einer ringf�rmigen Erweiterung
der Kernstadt ins Umland [Ahlers, 1998: 20 f.; Bose, 1995: 141 f.].
1973 verabschiedete Schleswig-Holstein den f�r die Randkreise Pinneberg, Segeberg,
Oldesloe und Lauenburg g�ltigen, bis 1985 ausgerichteten Regionalplan, der ab 1964 parallel
zum EM 69 erarbeitet wurde und sich auf das Achsenkonzept st�tzte, indem er das Siedlungs-
und Wirtschaftswachstum in der unmittelbaren Randzone Hamburgs auf die
Achsenendpunkte zu konzentrieren versuchte [SHM. LP, 1973: 9 f.]. Sie sollten damit nicht
nur eine Entlastungsfunktion innerhalb des Verdichtungs- und Ordnungsraumes, sondern auch
eine Wachstumspolfunktion �bernehmen. Allerdings mussten bestimmte Wirtschaftsr�ume
ausgegliedert werden, weil sie ã.....in der Vergangenheit eine bauliche und wirtschaftliche
Entwicklung genommen [hatten], die......der Struktur der Achsenzwischenr�ume nicht mehr
[entsprach]Ó, Jene Kommunen -Barmstedt, B�nningstedt, Ellerbek, Egenb�ttel, Hoisb�ttel,
Schenefeld, Izstedt, Nahe, Barsb�ttel, Ammersbek, Oststeinbek und Trittau- sollten aber
k�nftig ã......in ihrer Bev�lkerungsentwicklung und der Entwicklung ihrer Arbeitspl�tze im
Vergleich zu den �brigen Gemeinden auf den  Achsen deutlich zur�ckbleibenÓ [SHM. LP,
1987: 13 f.]. Entgegen dieser Zielsetzung war die Entwicklung in diesen R�umen in den 70er
und 80er Jahren weiterhin von �berdurchschnittlichen Zuwachsraten gekennzeichnet [Bose,
1995: 265 f.]. In der Neufassung des Regionalplans von 1987 mussten die «Besonderen
Wirtschaftsr�ume` Wedel und Glinde/Oststeinbek wegen ihrer dynamischen Entwicklung zu
Achsenr�umen umdefiniert werden [SHM. LP, 1987: 14].
Im Umland war die Arbeitsplatz- und Siedlungsentwicklung in den nieders�chsischen und
holsteinischen Stadtrandgemeinden nicht nur in den Achsenr�umen, sondern -im Widerspruch
zu den Aussagen des EM 69- auch in den Achsenzwischenr�umen (AZR) �u§erst dynamisch
verlaufen. Zwischen 1970 und 1978 stieg die Einwohnerzahl von 10 in den AZR
Hamburg/Kaltenkirchen und Hamburg/Bad Oldesloe liegenden Gemeinden um 35 %, und die
Zahl der Wohneinheiten erh�hte sich im selben Zeitraum sogar um 38 % [SHM. LP, 1981: 67
f.]. Die beigef�gten Tabellen zeigen, dass diese Entwicklung auch in den folgenden Jahren
anhielt.
Als Ursache f�r den Misserfolg der Planung wurde die schwach ausgepr�gte institutionelle
Zusammenarbeit zwischen Hamburg und dem Umland identifiziert [Mensing, 1997: 143; vgl.
Priebs, 1999: 251], die den Anspr�chen an eine grenz�berschreitende Abstimmung nicht
gen�gte, weil die von den «Gemeinsamen Landesplanungen` gefassten Beschl�sse ohne
Verbindlichkeit f�r die L�nder und erst recht f�r die Kommunen geblieben sind.



Bev�lkerungsentwicklung in den Achsenr�umen nach Entfernungszonen - Vergleich
zwischen 1995 und 1987
Achse Bev�lkerung Ver�nderung 1995 / 1987

31.12.1995 25.05.1987 absolut in %
Achse Elmshorn 158095 143922 14173 +  9,8
Entfernungszone 10 bis 20 km   68144   63612   4532 +  7,1
Entfernungszone 20 bis 30 km   40663   36045   4618 +12,8
Entfernungszone 30 bis 40 km   49283   44265   5023 +11,3

Achse Kaltenkirchen 137888 124322 13566 +10,9
Entfernungszone 10 bis 20 km   69766   65976   3790 +  5,7
Entfernungszone 20 bis 30 km   50647   44922   5725 +12,7
Entfernungszone 30 bis 40 km   17475   13424   4051 +30,2

Achse Bad Oldesloe   82276   75521   6755 +  8,9
Entfernungszone 20 bis 30 km   59204   55519   3685 +  6,6
Entfernungszone 30 bis 40 km   23072   20002   3070 +15,3

Achse Schwarzenbek   42227   41130   1097 +  2,7
Entfernungszone 10 bis 20 km   26833   26629     204 +  0,8
Entfernungszone 20 bis 30 km     3147     3292   - 145 -   4,4
Entfernungszone 30 bis 40 km   12247   11209   1038 +  9,3

Achse Geesthacht   41912   37557   4355 +11,6
Entfernungszone 10 bis 20 km     8736     8529     207 +  2,4
Entfernungszone 20 bis 30 km   33176   29028   4148 +14,3
Zusammen 462398 422452 39946 +  9,5

Bev�lkerungsentwicklung in den Achsenzwischenr�umen nach Entfernungszonen -
Vergleich zwischen 1995 und 1987
Achse Bev�lkerung Ver�nderung 1995 / 1987

31.12.95 25.05.87 absolut in %
Elbe - Elmshorn   14630   12969   1661 +12,8
Entfernungszone 20 bis 30 km   14630   12969   1661 +12,8

Elmshorn - Kaltenkirchen    19943   17997   1946 +10,8
Entfernungszone 10 bis 20 km     6767     6415     352 +  5,5
Entfernungszone 20 bis 30 km     9996     8941   1055 +11,8
Entfernungszone 30 bis 40 km     3180     2641     539      +20,4

Kaltenkirchen - Bad Oldesloe   26814   24135   2679   +11,1
Entfernungszone 20 bis 30 km   12390   11302   1088 +  9,6
Entfernungszone 30 bis 40 km   14424   12833   1591 +12,4

Bad Oldesloe - Schwarzenbek   31225  28014   3211  +11,5
Entfernungszone 10 bis 20 km     2063     1965       98 +  5,0
Entfernungszone 20 bis 30 km   18288   16328   1960 +12,0
Entfernungszone 30 bis 40 km   10170     9072   1098 +12,1
Entfernungszone �ber 40 km       704       649       55 +  8,5

Schwarzenbek - Geesthacht     6613     5814     799 +13,7
Entfernungszone 20 bis 30 km      5065      4429     636 +14,4
Entfernungszone 30 bis 40 km      1548      1385     163 +11,8
Zusammen   99225   88929 10296 +11,6

Quelle: FHH. Stat. LA: Statistische Berichte. Z1 Regionalstatistik. April 1997.



Darstellung 7:
Potenzielle Entwicklungen im Verkehr - nach Fahrtzwecken differenziert

Tendenzen im Berufsverkehr:

In Zukunft wird der Berufsverkehr wegen des Zuwachses an Besch�ftigten (siehe Kap. 2.2.2.)
erheblich zum Verkehrsaufkommen beitragen. Mit der Einf�hrung neuer Kommunikations-
und Informationstechniken kann zwar die Standortgebundenheit der Arbeit am Firmenplatz in
einigen Dienstleistungsbereichen gelockert werden, sodass dank neuer Arbeitsformen (Tele-
Heimarbeit) mit einer Substitution von Personenfahrten zu rechnen ist. Dar�ber hinaus
reduzieren ver�nderte Arbeitszeiten (Gleitzeiten) die morgendlichen und abendlichen
Verkehrsspitzen, was zu einer Entlastung der Stra§en w�hrend der Hauptverkehrszeiten f�hrt.
Doch h�lt infolge noch wachsender Motorisierung die Tendenz zur Individualisierung der
Verkehrsvorg�nge und zur Zunahme der Wegel�ngen zwischen Wohn- und Arbeitsort
unvermindert an [Tharun/B�rdlein, 2000: 63] (siehe auch Kap. 5.1.1.) . W�hrend die f�r den
Arbeitsweg aufzubringende Zeit seit langem konstant ist,1 werden die durch den Ausbau des
Stra§ennetzes geschaffenen M�glichkeiten schnellerer Raum�berwindung zu immer gr�§eren
Reichweiten f�hren, die zusammen mit der gespannten Situation auf dem Arbeitsmarkt die
r�umliche Bindung von Wohn- und Arbeitsplatz zunehmend lockern. Die vergr�§erten
Reichweiten sind ihrerseits Voraussetzung f�r die Verlagerung von Wohnstandorten und
gewerblichen Arbeitspl�tzen an periphere Stadtr�ume (siehe Kap. 5.1.3.2.). Mit der
anhaltenden Suburbanisierung [Prognos, 1992, Kap. 5: 30 ff.] werden radiale Berufsverkehre
von wachsenden tangentialen Verflechtungsmustern �berlagert, die die Chancen f�r den
�PNV weiter verschlechtern und die Abh�ngigkeit der Pendler vom Kfz verst�rken.
Allerdings bleiben angesichts der zunehmenden Ballung zentrenorientierter Dienstleistungen
(siehe Kap. 2.2.2.) auch die zuk�nftigen Hauptpendlerstr�me auf die City und die Innere
Stadt gerichtet.
Um den hohen Pkw-Anteil im Berufsverkehr zu reduzieren, sind kurz- bis mittelfristig
folgende st�dtebauliche und verkehrliche Ma§nahmen zu ergreifen:

�F�rderung der Nutzungsmischung zur Reduzierung der Arbeitswege
�Ver�nderungen der Landesbauordnung mit dem Ziel, die Zahl der Stellpl�tze in den
Zielgebieten -entsprechend der �PNV-Erschlie§ungsqualit�t- zu vermindern
�Verzicht auf Kapazit�tserweiterungen im Stra§ennetz
�Ausbau des �PNV-Netzes (v. a. Verbesserungen im Tangentialverkehr)
�R�ckgewinn von mehr Verkehrsfl�chen f�r Fu§g�nger und Radfahrer
�Beteiligung der Wirtschaft an der Finanzierung des Berufspendlerabonnements f�r
den �PNV                                                                                                        

Tendenzen im Einkaufs- und Versorgungsverkehr:

Ver�nderte Anspruchsniveaus und Angebotsformen werden den Einkaufs- und
Versorgungsverkehr in Zukunft erheblich beeinflussen2. Mit der Versorgung existenzieller
                                                  
1Nach Angaben der Hamburger Berufsbinnenpendler betrug der durchschnittliche Zeitaufwand f�r den Weg zur
Arbeitsst�tte 1961 etwa 38 Minuten. 1970 und 1987 verk�rzte er sich auf etwa 30 Minuten [Bach, 1992,4: 122
f.].
2ãDurch den Einsatz der modernen IuK-Techniken wird sich der Warenverkehr, wie bereits durch den
Versandhandel und das zuk�nftige Teleshopping, ver�ndern......Der rein sachbezogene Handels- und
Dienstleistungsverkehr, der bislang ausschlaggebender Grund f�r den Zentrumsbesuch war, wird zuk�nftig
immer mehr zur�ckgedr�ngt. Statt dessen k�nnte die Attraktivit�t des Zentrums als Erlebnisort steigen, wie
bereits heute die Freizeit- und Gastronomieorientierung verdeutlichtÒ [Winkel, 2001: 85].



Grundbed�rfnisse hat die T�tigkeit des Einkaufens kaum noch etwas gemein. Inzwischen ist
Einkaufen ein wesentlicher Lebensbereich mit psychologischen (Lust am Einkauf, Einkauf
als Kompensation f�r Defizite in anderen Lebensbereichen, Erlebniseinkauf u. a.) und
sozialen Komponenten (Selbstdarstellung, Identifikation, gruppendynamische
Verhaltensmuster). In Verbindung mit der zunehmenden Pkw-Verf�gbarkeit und einer den
MIV beg�nstigenden Verkehrs- und Stadtentwicklungsplanung (Sicherstellung der
Autoerreichbarkeit der an nicht-integrierten Standorten angesiedelten Einzelhandelsst�tten
durch gute Parkraumangebote und g�nstige Lage zum Hauptverkehrsstra§ennetz) wird der
Wandel im Einkaufsverhalten gro§en Einfluss auf das Standortgef�ge des Einzelhandels
aus�ben. Weiterhin im Trend liegen gro§fl�chige Fach- und Verbraucherm�rkte,3 die auf
Grund ihrer peripheren, autoorientierten Lage meist v�llig von einer automobilen Kundschaft
abh�ngig sind. Daneben gewinnt der Versandhandel, der �berwiegend Waren des mittel- und
langfristigen Bedarfs umfasst, an Bedeutung, zumal er durch neue Kommunikationsmedien
noch tendenziell unterst�tzt wird. Diese Angebotsformen reduzieren das Kaufaufkommen in
den gewachsenen Zentren erheblich und beschleunigen das Sterben einer wohnungsnahen
Versorgung. Vor diesem Hintergrund ist der in den bestehenden Zentren und Wohngebieten
angesiedelte Einzelhandel gezielt zu stabilisieren:
In der City und den Nebenzentren sollte sich die Verkehrserschlie§ung der Einkaufsstandorte
nicht an der Erreichbarkeit der am Stadtrand gelegenen Verbraucherm�rkte orientieren. Die
von den Einzelhandels- und anderen Wirtschaftsverb�nden immer wieder aufgestellte
Forderung nach Erh�hung der Stellplatzzahl und Beseitigung von Autoverkehrsengp�ssen4

ber�cksichtigt nicht die daraus resultierenden Zerst�rungen des Stadtbildes, die Blockierung
wertvoller Fl�chen f�r anspruchsvollere Nutzungen und die Gef�hrdung wichtiger
Wettbewerbsvorteile (sch�nes Ambiente, Funktionsvielfalt pp) der Zentren. Vielmehr sind

�Ma§nahmen zur Parkraumbewirtschaftung durchzuf�hren, um die Blockade
wertvollen innerst�dtischen Parkraums durch langzeitparkende Berufspendler zu
verhindern und um den ebenfalls unter Parkplatznot leidenden Anwohnern und
Lieferanten zu helfen,
�die vielf�ltigen Einzelhandelsangebote durch R�ckbesinnung auf besondere
Standortqualit�ten (Passagen, Arkaden, Galerien, gestaltete H�fe und Pl�tze,
Fu§g�ngerzonen und Promenaden) zu st�rken,
�die Erreichbarkeiten f�r den �PNV und den NMV zu verbessern
�und gut organisierte Systeme zur Aufbewahrung und / oder Zustellung eingekaufter
Waren aufzubauen.

Zur F�rderung einer bedarfsgerechten Nahraumausstattung im lokalen Versorgungsbereich
sind

�kompakte Baustrukturen in ausgewogener Mischung und vertr�glicher Dichte zu
f�rdern, weil sie die Tragf�higkeit des kleinen Einzelhandels verbessern,
�planerische und bauliche Grundlagen f�r eine Nachmischung mit

                                                  
3Einrichtungsh�user wie IKEA (ein neues Haus mit einer Verkaufsfl�che von 18000 qm ist in Moorfleet
entstanden, direkt an der A1 und nahe dem Abzweig zur A 25 gelegen) oder M�bel UNGER (als neuer Standort
ist Rahlstedt im Gespr�ch) haben neue M�rkte in den Hamburger Au§enbezirken gebaut [HA 260698].
4Hamburger Wirtschaftsverb�nde (dazu z�hlen alle wichtigen organisierten Branchen, von Gro§h�ndlern und
Einzelh�ndlern �ber das Verkehrsgewerbe bis hin zu Industriefachverb�nden) haben in ihrem
verkehrspolitischen Katalog umfangreiche Forderungen aufgestellt: Optimierung der Hauptstra§en in ihrer
Leistungsf�higkeit durch ãgr�ne WellenÓ, Freigabe der M�nckebergstra§e nach Ladenschluss f�r den MIV,
Bereitstellung eines ausreichenden Parkraumangebots, Ausbau des Stra§ennetzes (u. a. Bau der Ortsumgehung
Finkenwerder, Ausbau des Rings 3 im Bereich Sasel/Rahlstedt, Beseitigung der Nadel�hre
Holstenkamp/Bahrenfelder Chaussee sowie Elbgaustra§e zwischen Luruper Hauptstra§e und Farnhornweg,
vierspuriger Ausbau der Sengelmannstra§e, Bahnunterf�hrung am Bahn�bergang Wandsbek-Ost),
Wiederherstellung der vierspurigen Befahrbarkeit der Stresemannstra§e, Verzicht auf Einf�hrung von
mautpflichtigen Stra§en und Verzicht auf Erh�hung der Parkgeb�hren [DW 220197; HA 150296].



Einzelhandelsgesch�ften in Gebieten mit schlechter Nahraumversorgung zu schaffen,
�Versorgungseinrichtungen in Neubaugebieten von Beginn an mitzuplanen
�und neue Organisationsformen im Einzelhandel zu unterst�tzen, damit auch kleinere
L�den rentabel betrieben werden k�nnen.

Ma§nahmen zur Stabilisierung bestehender Zentren und zur Verbesserung der lokalen
Versorgung setzen voraus, dass

�keine neue Konkurrenz durch gro§fl�chige Einzelhandelsbetriebe in autoorientierten
Lagen entsteht
�und bestehende Fach- und Verbraucherm�rkte die Kosten f�r die Verkehrserzeugung
aufzubringen haben.                                                                                                

Tendenzen im Freizeitverkehr:

Die letzten Jahrzehnte waren infolge eines technologischen und sozialen Wandels
gekennzeichnet durch eine kontinuierliche Zunahme der freien Zeit und eine zunehmende
Flexibilisierung starrer Zeitordnungen. Ob in Zukunft mit einer weiteren Zunahme der
Freizeit gerechnet werden muss, kann angesichts der derzeitigen �konomischen Krise noch
nicht sicher vorausgesagt werden. Unverkennbar ist jedoch die Tendenz zur Steigerung der
T�tigkeitenvielfalt auf Grund vermehrter Selbstdarstellung und -verwirklichung und zur
Ausdehnung der Aktionsr�ume infolge wachsender Mobilit�t junger und �lterer Menschen.
Wegen der im Freizeitsektor zu beobachtenden starken Heterogenit�t seiner Aktivit�ten und
seiner dispersen Zielstruktur wird das Kfz f�r Freizeitfahrten in zunehmendem Ma§e genutzt
werden. Ein starkes autobezogenes Verkehrsaufkommen ist v. a. beim Besuch kommerzieller
Freizeitgro§vorhaben (Arenen, Spa§- und Erlebnisb�der, Gro§kinos) zu erwarten, die in
Konkurrenz zu Freizeit- und Veranstaltungsangeboten traditioneller Einrichtungen
(Sportpl�tze, Frei- und Hallenb�der, Stadtteilkinos) treten, die wohnungsnah oder im Stadtteil
nachgefragt werden. Hier zeigen sich deutliche Entwicklungsparallelen zu den
Betriebskonzepten f�r Einkaufszentren, SB-Warenh�user und Fachm�rkte, die die
Standortstruktur des Einzelhandels und das Einkaufsverhalten der Bev�lkerung erheblich
ver�ndert haben.                                                                                                                   Auch
in Zukunft ist im Freizeitsektor  mit  einer Fortsetzung der expansiven Entwicklung
kommerzieller Freizeitgro§einrichtungen zu rechnen (siehe auch Kap. 4.2.4.5.), deren
Erschlie§ungskonzepte in erster Linie auf den motorisierten Besucher (g�nstige Lage zum
Hauptverkehrsstra§ennetz, Bereitstellung eines gro§z�gigen Parkplatzangebots) ausgerichtet
sind. Ob in Zukunft mehr Freizeitaktivit�ten im Nahraum unternommen und wieder mehr
Zufu§gehen und Radfahren als Autofahren aktiviert werden, h�ngt entscheidend von
Weichenstellungen in Planung und Politik ab. Um der weiteren r�umlichen Expansion des
Freizeitverhaltens entgegenzuwirken, sind Anreize f�r Freizeitaktivit�ten im Wohnumfeld zu
schaffen. Dazu geh�ren die Ausweisung von mehr Freizeitfl�chen und besseren Rad- und
Wanderwegen, umfangreiche Verkehrsberuhigungsma§nahmen, die Anlage von
Quartierparks und Sporteinrichtungen, die Durchf�hrung von Stra§enfesten und die
F�rderung lokaler Kulturangebote (Theater, Kino). Was die zuk�nftige Ansiedlung und
Entwicklung gro§er kommerzieller Freizeiteinrichtungen betrifft, sollte auf eine vertr�gliche
Dimensionierung hinsichtlich Einrichtungsgr�§e und Parkraumangebot, auf geeignete
Standortwahl und auf ein verbessertes �PNV-Angebot geachtet werden.



Tendenzen im G�terverkehr:

Die Entwicklung des G�terverkehrs muss vor dem Hintergrund eines komplexen
wirtschaftlichen und betrieblichen Strukturwandels (zunehmende r�umliche Arbeitsteilung,
abnehmende Fertigungstiefe u. a.) gesehen werden, der das Transportvolumen, die raum-
zeitliche Organisation der Transportstr�me und die Entwicklungschancen der einzelnen
Verkehrstr�ger (Lkw, Bahn, Schiff) entscheidend beeinflussen wird. Daraus resultierende
verkehrliche Konsequenzen sind schon l�ngst zu sp�ren: der Lkw-Verkehr nimmt noch mehr
zu, die Schifffahrt stagniert, und der Transportanteil der Bahn geht zur�ck. Das Wachstum
des Stra§eng�terverkehrsaufkommens wird sich -wie in den Prognosen zur neuen VEP
bereits ausf�hrlich beschrieben wurde- verst�rkt fortsetzen. Als ma§gebliche Ursachen sind
verschiedene Faktoren auszumachen: Auf Grund seiner flexiblen Einsatzm�glichkeiten sowie
der Deregulierung und Liberalisierung der europ�ischen Transportm�rkte werden dem Lkw
gegen�ber Bahn und Schiff gr�§ere Chancen einger�umt. Mit dem R�ckgang der Eisenbahn
affinen Produkte (Montan- und Masseng�ter) und dem zunehmenden Transport kleiner,
hochwertiger Produkte (Elektronik u. a.) ver�ndert sich die Struktur der zu bef�rdernden
G�ter, was ebenfalls dem Stra§eng�terverkehr zugute kommt. Versch�rfte
Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Interessengruppen sind die Folge. Der
Forderung der Wirtschaft, neue Stra§en und Parkpl�tze an den Erfordernissen des
G�terverkehrs zu orientieren, steht eine abnehmende Akzeptanz der g�terverkehrsbedingten
Belastungen durch die Bev�lkerung gegen�ber.
Die gr�§ere Sensibilit�t der Bev�lkerung f�r Fragen einer stadtvertr�glichen Abwicklung des
G�terverkehrs einerseits und die Wahrung der Funktionsf�higkeit des st�dtischen Waren- und
G�teraustauschs andererseits erfordern Ma§nahmen, um die unerw�nschten Auswirkungen
des G�terverkehrs (L�rm- und Schadstoffbelastungen, Unfallrisiken,
Fl�chenbeanspruchungen pp) zu verringern oder zumindest zeitlich und r�umlich zu
begrenzen. Zur Reduzierung der Belastungen bieten sich verschiedene M�glichkeiten an, die
unterschiedlichen Zielfeldern zuzuordnen sind:
1. M�glichkeiten der Fl�chennutzungs- und Standortplanung:

�Anbindung der Gewerbe- und Industriegebiete sowie der Verladeanlagen zwischen
Fern- und Nahverkehr an den Schienenverkehr,
�Ausweisung von Fl�chen f�r das Transportgewerbe an wenig
belastungsempfindlichen Standorten,
�Sicherstellung einer nutzungsvertr�glichen Erschlie§ung der Gemengelagen
(Ladeh�fe, Lieferzeiten, Gewichtsbeschr�nkungen).

2. M�glichkeiten der Verkehrsplanung:
�Entwicklung integrierter Konzepte des st�dtischen G�terverkehrs unter Beachtung
der verschiedenen Verkehrstr�ger und Einbindung der G�terverkehrskonzepte in
Gesamtverkehrskonzepte,
�Schaffung infrastruktureller Voraussetzungen f�r ein Umladen zwischen
verschiedenen Verkehrstr�gern und zwischen verschieden gro§en Fahrzeugen an
wenig belastungsempfindlichen Standorten,
�Ber�cksichtigung der Belange des G�terverkehrs bei Stra§enraumgestaltungen im
Zuge von Ma§nahmen zum R�ckbau von Hauptverkehrsstra§en (Mitbenutzung von
Sonderspuren, Sicherstellung notwendiger Anlieferungszonen),
�Ma§nahmen der Verkehrslenkung (Festlegung von Lieferzeiten in Fu§g�ngerzonen).

M�glichkeiten technisch-organisatorischer Ma§nahmen:
�Einsatz verbesserter Logistik zur Steigerung der Effizienz des Fahrzeugeinsatzes,
�Einsatz spezifischer Lieferfahrzeuge (l�rm- und schadstoffarme Lkw),
�Kooperation von Betrieben bei der Organisation von An- und Auslieferung.



Neben den kommunalen Anstrengungen zur Bew�ltigung des zuk�nftigen G�terverkehrs
m�ssen auch die von EU, Bund und L�ndern gesetzten Rahmenbedingungen
stadtvertr�glichen Anforderungen gen�gen, z. B. hinsichtlich

�der Ausbaupriorit�ten des Schieneng�terverkehrs im Rahmen der
Bundesverkehrswegeplanung,
�der F�rdertatbest�nde zum Bau der Infrastruktur f�r G�terverkehrszentren nach dem
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz,
�der gerechten Kostenanlastung f�r Umwelteffekte,
�der Fahrzeugnormen (Emissionen, Abmessungen),
�und der Stra§enentwurfsrichtlinien.



Darstellung 8:
Auswirkungen fl�chenhafter Verkehrsberuhigungsma§nahmen auf die wirtschaftliche
Entwicklung von Handel und Gewerbe

Mit gro§em Engagement wird die Diskussion �ber die Auswirkungen der
Verkehrsberuhigung auf die Standorte von Handels- und Gewerbebetrieben gef�hrt. Dabei ist
deutlich geworden, dass die Auseinandersetzung mit dieser h�chst differenzierten, von
vielf�ltigen Bedingungen �berlagerten Problematik immer noch zu Fehldeutungen verleitet.
Inzwischen anerkennt aber auch die Wirtschaft die Notwendigkeit einer Neuordnung des
Stadtverkehrs. Allerdings bleiben die Auffassungsunterschiede zwischen Stadt- und
Verkehrsplanern und Vertretern des Handels und Gewerbes, in welcher Weise dies konkret
geschehen soll, nach wie vor bestehen. �ber den Anteil der verschiedenen Verkehrstr�ger am
st�dtischen Verkehr und �ber die Anzahl der notwendigen Parkpl�tze wird kontrovers
diskutiert, ebenso dar�ber, welche Erreichbarkeit die Zentren brauchen und vertragen, um
ihre Funktion und Attraktivit�t sicherstellen zu k�nnen. Dementsprechend liegen die
Vorstellungen, wie der zuk�nftige Stadtverkehr zu gestalten ist, zum Teil weit auseinander
[Grabow/L�hr, 1991: 7 f.; BfLR, 1987, 25; Winkel, 1995, 10]:
Die wirtschaftlichen Interessenverb�nde -allen voran die Hamburger Handelskammer - stehen
einem R�ckbau der Hauptverkehrsstra§en1 und einer Reduzierung des Stellplatzangebots2

sehr skeptisch gegen�ber. Trotz ihrer grunds�tzlichen Zustimmung zu m�glichen
Erreichbarkeitsverbesserungen f�r Fu§g�nger, Radfahrer und �PNV-Benutzer3 sind sie der
Auffassung, dass Einschr�nkungen des MIV-Angebots f�r den Wirtschaftsverkehr
problematisch seien, weil dadurch die Zug�nglichkeit der Betriebe und Gesch�fte
eingeschr�nkt werde4. Vielmehr sei die Erreichbarkeit mit dem Auto ein wichtiger
Bestandteil der Attraktivit�t von gewachsenen Zentren. Angesichts der Tatsache, dass f�r
viele Menschen der eigene Pkw das bequemste Verkehrsmittel (Garant f�r hohen Komfort,
ungest�rte Kommunikation, Wind- und Wetterfestigkeit und individuelle Festlegung der
Fahrtzeit und -strecke) sei, k�nne der Autoverkehrsbedarf nicht auf einen anderen
Verkehrstr�ger verlagert werden.5 Das Umsteigen sei auf vielen Relationen und �ber weite
Tageszeitbereiche mit erheblichem Zeitaufwand verbunden. Auf Grund der geringen
Konzentration der Verkehrsstr�me des Einkaufs- und Erledigungsverkehrs -im Vergleich
zum Berufsverkehr- fehle auch die wirtschaftliche Grundlage f�r eine durchgreifende �PNV-
Verbesserung. Ein R�ckgang der Kunden- und Besucherverkehre werde wegen der starken

                                                  
1In ihrem 1998 vorgelegten Positionspapier macht die Handelskammer deutlich, dass der von der Baubeh�rde
beabsichtigte Ausbau des Stra§ennetzes ã...aus Sicht der Wirtschaft v�llig unterdimensioniert [sei]Ó (S.9). Der
bis zu 30 % angenommene Zuwachs des Stra§enverkehrs bis zum Jahre 2010 (ausgehend vom Niveau 1990)
ã....ist auf dem bestehenden Stra§ennetz nicht mehr zu verkraften, auch bei Aussch�pfung aller
Verlagerungsm�glichkeiten. Vielmehr ist eine deutliche Kapazit�tserweiterung im Stra§ennetz erforderlich.Ó (S.
44). [Handelsk., 1998]
Auch der Landesverband des Stra§enverkehrsgewerbes Hamburg spricht sich vehement gegen
R�ckbauma§nahmen im Hauptverkehrsstra§ennetz aus. Nach dem R�ckbau der Alsterkrugchaussee w�rde die
Wirtschaft mit 12 Mio DM Staukosten belastet werden [HA 070699].
2Nach Ansicht der Handelskammer k�nnte ã.....die Reduzierung der Parkpl�tze in der City um 25 % zu einer
Unterversorgung f�r den Wirtschafts- und Einkaufsverkehr f�hrenÓ [HA 150296].
3ãDie Beschr�nkung [des 1998 herausgegebenen  Positionspapiers] bedeutet nicht, da§ die Bedeutung der
anderen Verkehrstr�ger verkannt wird. Der �ffentliche Personennahverkehr ist in Hamburg vorbildlich
ausgebaut und hat -insbesondere f�r die Bew�ltigung des Berufsverkehrs- eine herausragende
Bedeutung...Gleichwohl setzt sich die Handelskammer auch f�r den weiteren Ausbau des �PNV-Angebots ein,
insbesondere f�r seine qualitative VerbesserungÓ [Handelsk., 1998: 9].
4Eine Umfrage der Handelskammer bei ortsans�ssigen Gesch�ftsleuten in der Neustadt zeigte, dass nach
Einf�hrung des Anwohnerparkens die Gesch�fte �ber erhebliche Einbu§en und die Kunden �ber mangelnde
Parkm�glichkeiten klagten [DW 240896].
5ãWill man m�gliche Wohlstandszunahmen realisieren, dann kann auch ein stetig fortentwickelter �ffentlicher
Personennahverkehr stets nur erg�nzende, nie ersetzende Funktionen aus�benÓ [Handelsk., 1998: 9].



Konkurrenz durch die autoaffinen, an der Peripherie gelegenen Fach- und Verbraucherm�rkte
die Folge sein [Adrian, 1999: 97], falls mittels massiver Repressalien gegen�ber dem
Autokunden versucht werde, die Erreichbarkeit der Zentren auf den �PNV zu beschr�nken.
Der Nachteil einer verschlechterten Kfz-Erreichbarkeit k�nne durch ein attraktives,
verkehrsberuhigtes Kaufumfeld kaum aufgewogen werden. Gesch�fte und andere
Dienstleistungseinrichtungen mit �berwiegend autoorientiertem Kundenverkehr w�rden
wegen empfindlicher Nachfrageeinbu§en [Handelsk., 1992,2: 8 f.] zur Abwanderung oder
gar zur Betriebsschlie§ung gezwungen sein. Geleitet von der gro§en Bedeutung des
automobilen Verbrauchers6 setzt sich der Einzelhandel vehement f�r eine m�glichst gute
Erreichbarkeit der Zentren f�r den Autofahrer mit entsprechenden Parkm�glichkeiten ein,
damit sich diese gegen�ber den am Stadtrand gelegenen individualverkehrsfreundlichen
Verbraucherm�rkten besser behaupten k�nnen. Mit Verweis auf das gro§z�gige, gr�§tenteils
kostenlose Parkplatzangebot dieser Einkaufszentren an nicht-integrierten Standorten wird
eine gleiche, in Parkpl�tzen gemessene Autoerreichbarkeit auch f�r die Zentren gefordert
[Adrian, 1999: 95]. Skeptisch wird dar�ber hinaus die m�gliche Umverteilung des
Stra§enraums zu Gunsten anderer Verkehrsarten und Nutzungen gesehen: Solche
Ma§nahmen f�hrten zu Nutzungs- und Verteilungskonflikten, die den Wirtschaftsverkehr
erheblich beeintr�chtigten. Wegen verengter Fahrbahnquerschnitte und fehlender Stellfl�chen
komme es v. a. zu Konflikten mit illegal geparkten Fahrzeugen, die den Ladeverkehr
empfindlich blockierten. Durch verl�ngerte Lieferzeiten und eingeschr�nkte Lieferfrequenzen
w�rden die Standortbedingungen des produzierenden Gewerbes erschwert, das sich ebenfalls
zur Abwanderung an den Stadtrand entschlie§en k�nnte. Aus diesem Grunde zielen die
verkehrspolitischen Vorstellungen der Wirtschaft auf Erhaltung und Sicherung der
Erreichbarkeit der Zentren. Ver�nderungen des einkaufsbezogenen Verkehrsverhaltens seien
angesichts der Bedeutung des Autos in unserer Gesellschaft in erster Linie durch Anreiz,
�berzeugung und Einfluss auf das allgemeine Verkehrsverhalten zu erreichen. Zwang und
Druck empfinde die Mehrzahl der Bev�lkerung als unangenehm. Deshalb m�sse das Auto ein
unverzichtbarer Bestandteil des Stadtverkehrs bleiben. Ein ausgewogenes, s�mtliche
Verkehrstr�ger �bergreifendes Verkehrskonzept beinhalte Ma§nahmen wie

•  Entlastung des radialen Stra§ennetzes durch leistungsf�hige Ringe und Tangenten7.
•  Ausweitung des �PNV-Leistungsangebots (insbesondere durch qualitative

Verbesserungen) [Handelsk., 1998: 9].

                                                  
6Die von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Gro§betriebe des Einzelhandels durchgef�hrte
Untersuchung ãKundenverkehr 1988 in HamburgÓ [BAG, 1988] ergab, dass
1.Hamburger und Umlandbewohner im Vergleich zu 1984 verst�rkt das Auto als Bef�rderungsmittel f�r den
Einkauf benutzten, wobei die Kunden der Nebenzentren �berwiegend den Pkw in Anspruch nahmen
2.die Autofahrer mehr Geld ausgaben, als es ihrem Anteil an der Besucherzahl in der City entsprach: auf 36,6%
der Pkw-Kunden entfiel ein ebenso hoher Umsatz wie auf die 56,6 % �PNV-Kunden.
7Mit ihrem Positionspapier von 1998 fordert die Handelskammer [Handelsk., 1998: 31 ff.] den entschlossenen
Ausbau des Ringstra§ensystems und die Schaffung eines geschlossenen Autobahnrings um die Stadt herum.
Folgende Stra§enbauma§nahmen werden f�r erforderlich gehalten:
1.Schaffung einer weiteren Autobahnanschlussstelle zur Verkn�pfung A 24 / Ring 2.
2.Kapazit�tsgerechte Anpassung der Kreuzungen Wandsbeker Allee / Wandsbeker Marktstra§e und
Tarpenbekstra§e / Lokstedter Weg  (Ernst-Th�lmann-Platz) durch Aufhebung der niveaugleichen
Verkehrsf�hrung.
3.Vierstreifiger Ausbau des Stra§enrings 3 auf den Abschnitten Saseler Markt / H�ltigbaum, Krohnstieg und
BAB-Anschlussstelle Schnelsen-Nord / Elbgaustra§e.
4.Ausbau der Verkehrsknotenpunkte Volksparkstra§e / Sportplatzring / Kieler Stra§e, Siemersplatz und
Winterhuder Weg / Lerchenfeld / Hamburger Stra§e / Mundsburger Damm.
5.Vervollst�ndigung eines stadtnahen Autobahnrings.
6.Bau der Ortsumgehung Finkenwerder.
7.Vierspuriger Ausbau des Nedderfeld.
8.Ausbau des Friedrich-Ebert-Damms.
9.Aufhebung der Busspurabmarkierung in der Stresemannstra§e zwischen Holstenplatz und Pferdemarkt.



•  Konsequente Reduzierung der MIV-Berufspendler durch Reduzierung der
Dauerparkpl�tze in den Zentren in Verbindung mit einer effizienten �berwachung des
ruhenden Verkehrs.

•  Einrichtung eines Parkleitsystems.
•  Ausreichendes Angebot an Kurzzeitparkpl�tzen in zumutbarer Entfernung zu den

Standorten des Einzelhandels.
•  Ausbau des P+R-Systems am Stadtrand.

Stadt- und Verkehrsplaner, die eine stadtvertr�gliche Abwicklung des Verkehrs (weniger und
langsamer Autoverkehr, weniger Dominanz des Autos im Stra§enraum) f�r erforderlich
halten, stellen die Forderung nach uneingeschr�nkter ãAuto-ErreichbarkeitÓ der
Einkaufsst�tten grunds�tzlich infrage. Folgerichtig versuchen sie, den MIV aus den gut mit
dem �PNV zu erreichenden Zentren der Stadt zu verdr�ngen, indem die
Hauptverkehrsstra§en zu Gunsten anderer Nutzungen umgestaltet werden und die
vorhandenen Parkpl�tze nach Reduzierung ihrer Anzahl teuer und nur kurzzeitig nutzbar sein
sollen. Sie bestreiten, dass Erfolg oder Misserfolg des Einzelhandels in den gewachsenen
Zentren ausschlie§lich von der Qualit�t der ãAuto-ErreichbarkeitÓ (gut ausgebaute
Zufahrtsstra§en, ausreichende Stellplatzkapazit�t) abh�ngig seien [Hatzfeld/Junker, 1995,5: 1
ff.]. Entscheidend f�r die Attraktivit�t der zentralen Standorte seien vielmehr ein
diversifiziertes Warenangebot, eine Vielzahl von m�glichen, auch kombinierbaren
Erledigungen und eine durch leistungsf�hige Verkehrssysteme sichergestellte Erreichbarkeit
[Pez, 2000: 4; Junkernheinrich/Lammers, 1998: 166] f�r alle Verkehrsteilnehmer. Mehr
Parkpl�tze und die Beseitigung von Autoverkehrsengp�ssen w�rden enorme Zerst�rungen
anrichten und einen wichtigen Wettbewerbsvorteil der Zentren aufgeben: ein durch
Stra§enraumqualit�t gepr�gtes, attraktives Kaufumfeld. Mit der ãAuto-ErreichbarkeitÓ der
EKZ am Stadtrand zu konkurrieren, hie§e, die unverwechselbare Identit�t dieser Standorte
aufs Spiel zu setzen. Dabei profitierten Handel und Gewerbe vom stadtvertr�glichen Verkehr
in mehrfacher Hinsicht [BfLR, 1987], insbesondere durch

�  Verbesserung der Erreichbarkeit im Nahbereich wegen der g�nstigeren
Verkehrsbedingungen f�r Fu§g�nger8  und Radfahrer9,

� Ver�nderungen des Stra§enerscheinungsbildes nach Umverteilung von Stra§enfl�chen
zugunsten von mehr Aufenthalts- und Bewegungsr�umen f�r Passanten und einer
besseren Nutzbarkeit des Raumes f�r ansprechende Pr�sentation der Gesch�fte sowie
f�r notwendige Erweiterungen der Gesch�ftsauslagen

�  und Schaffung von mehr Kurzzeitparkpl�tzen f�r den qualifizierten Bedarf des
Gesch�fts- und Lieferverkehrs.

Die Behauptung, dass Autokunden im Durchschnitt mehr Geld beim Einkauf ausgeben
[BAG, 1988], wird wegen der umstrittenen Erhebungsmethodik infrage gestellt10. Auch auf
die Belange des Lieferverkehrs m�ssen sich die verkehrsberuhigenden Ma§nahmen nicht
negativ auswirken. Dies setzt allerdings voraus, dass Einfahrten in Betriebsh�fe von illegal
abgestellten Fahrzeugen freigehalten werden und zus�tzliche Ladezonen in ausreichender
Zahl im Stra§enraum bereitgestellt werden. Dar�ber hinaus sollen sich Liefervorg�nge den
neuen verkehrsplanerischen Rahmenbedingungen besser anpassen, indem vermehrt kleinere

                                                  
8Wenn die Fu§wege st�dtebaulich attraktiv gestaltet sind, werden l�ngere Fu§wege von den Kunden nicht als
l�stige Begleiterscheinungen f�r die Abwicklung eines Erledigungsprogramms gesehen [Grabow/L�hr, 1991:
177; Brockelt, 1995: 212].
9Dass auch das Rad h�here Verkehrsanteile im Einkaufsverkehr erzielen kann (27,6 %), zeigt das Beispiel
M�nster, das eine vorbildliche Infrastruktur f�r Fahrradfahrer aufweist [Topp, 1998: 189].
10Br�g weist darauf hin, dass die Bundesarbeitsgemeinschaft bei der Ermittlung des Gesamtumsatzes nicht nach
der Gr�§e der Einkaufsgruppe (in Hamburg: 1,8 Personen beim Pkw, 1,4 Personen bei allen anderen
Verkehrsmitteln) differenziert habe. Deshalb seien gr�§ere Einkaufsgruppen wegen der gr�§eren
Befragungschance �berrepr�sentiert [Br�g, 1990,3: 43 ff.].



Fahrzeuge zum Einsatz kommen und das Liefern und Laden sich auf verkehrsarme
Tageszeiten konzentrieren.

Nach wie vor besteht ein Bedarf an empirischen Untersuchungen �ber den
Wirkungszusammenhang zwischen autoverkehrsberuhigenden Ma§nahmen und der
wirtschaftlichen Entwicklung von Handel und Gewerbe, gerade auch im Hinblick auf
Ver�nderungen der Mobilit�tsstrukturen und der r�umlichen Verteilung von �konomischen
und nicht-�konomischen Aktivit�ten  [Pez, 2000: 144]. Trotz langj�hriger praktischer
Erfahrungen und zahlreicher wissenschaftlicher Arbeiten zu diesem Problemfeld k�nnen die
erzielten Resultate noch keine Allgemeing�ltigkeit beanspruchen. Daf�r sind mehrere Gr�nde
ausschlaggebend:
1. Der tiefgreifende, je nach Branche unterschiedlich ausgepr�gte Strukturwandel
(Konzentration gro§fl�chiger Betriebsformen an nicht-integrierten Standorten) i m
Einzelhandel zeigt, dass dessen wirtschaftliche Entwicklung in starkem Ma§e von Faktoren
abh�ngig ist11, die nicht allein dem Verkehrsbereich zuzuordnen sind [Adrian, 1999: 91;
Rogler, 2000: 60].
2. Die Diskussion �ber Auswirkungen verkehrsberuhigender Ma§nahmen auf die
Standortbedingungen des Einzelhandels wird ma§geblich von subjektiven Einflussfaktoren
bestimmt, was die im Rahmen mehrerer Untersuchungen [Pez, 1995,40: 21 ff.; Abel et al.,
1995,7: 16 ff.; BfSuV, 1996: 48; Rogler, 2000: 76 f.] durchgef�hrten schriftlichen und
m�ndlichen Befragungen von Einzelhandelsunternehmen und Kunden ergeben haben. Es hat
sich herausgestellt, dass Kunden ver�nderte ãAuto-ErreichbarkeitenÓ von
Einzelhandelsstandorten weniger negativ bewerten als Gesch�ftsleute, die die Situation nach
Durchf�hrung von Verkehrsberuhigungsma§nahmen wesentlich schlechter einsch�tzen. Die
skeptische Einstellung des Einzelhandels gegen�ber verkehrsgestaltenden Ma§nahmen, die
die Standortgunst ihres Betriebes ber�hren, ist vor dem Hintergrund einer starken
Verunsicherung durch den sich vollziehenden Strukturwandel durchaus verst�ndlich.
Allerdings liefern sie damit keinen Beitrag zur Versachlichung und zur besseren inhaltlichen
Erschlie§ung der mit diesem Thema verbundenen Problematik, sodass eine Verst�ndigung
mit Stadt- und Verkehrsplanern �ber wichtige Inhalte des Verkehrskonzepts von vornherein
erschwert wird [Pez, 1995,40: 25]. Rogler empfiehlt den Einzelh�ndlern, die St�rken ihres
Standortes (u. a. Einkaufen in besonderer Atmosph�re) hervorzuheben, Werbung f�r die
Benutzung des Umweltverbundes zu machen und ggfs. dieses Verkehrsverhalten auch zu
belohnen [Rogler, 2000: 77 f.].
3. Auch die empirischen Untersuchungen sind von Einsch�tzungsdifferenzen bestimmt:
Die in Hamburg durchgef�hrte BAG-Untersuchung zum Kundenverkehr [BAG, 1988] stellt
die gro§e Bedeutung des Pkw beim Einkaufsverkehr heraus, weil die durchschnittlichen
Einkaufsbetr�ge von Pkw-Kunden h�her seien als die der anderen Kunden und weil der
Anteil der mit dem Auto kommenden Konsumenten best�ndig zugenommen habe. Winkel
(1995 )  verurteilt Verkehrskonzepte, die mittels massiver Repressalien die
Innenstadterreichbarkeit auf den �PNV beschr�nken wollten. �ber die Art des benutzten
Verkehrsmittels entscheide der Kunde. Zwang und Druck empfinde er als unangenehm
[Winkel, 1995: 702].
Demgegen�ber sieht Apel einen positiven Zusammenhang zwischen Einzelhandelsumsatz
und hohem Anteil umweltschonender Verkehrsarten am Verkehrsaufkommen. Er bezieht sich
auf Ergebnisse einer Untersuchung des Deutschen Instituts f�r Urbanistik (DIFU) zur
stadtvertr�glichen Verkehrsplanung [Apel/Lehmbrock, 1990: 119] und weist auf die in
Groningen und Z�rich gemachten Erfahrungen hin [Apel, 1992: 57]. Newman / Kenworthy

                                                  
11Nach Ansicht des Senats waren �berwiegend das schlechte Konsumklima, der Konsumverzicht und
insbesondere auch der Verzicht auf Anschaffungen des aperiodischen Bedarfs f�r die negative Entwicklung im
Hamburger Einzelhandel verantwortliche [Bdrs. 17/2379].



(1989) stellen in ihrer Studie eine hohe Bewertung der Attraktivit�t der Zentren europ�ischer
Metropolen fest, wenn der Anteil des Autoverkehrs am st�dtischen Gesamtverkehr niedrig
ausfalle [zit. nach Apel, 1992: 12 f.].  Zu diesen Schlussfolgerungen kommen auch Pez
(2000) und Rogler (2000). Beide weisen in ihren Untersuchungen nach, dass mit der
Einf�hrung von Verkehrsberuhigungsma§nahmen eine Aufwertung des Kaufumfeldes und
eine Verbesserung der Einkaufsatmosph�re verbunden gewesen sei. Negative Auswirkungen
auf die Ums�tze des Einzelhandels seien nicht festgestellt worden [Pez, 2000: 139 f.; Rogler,
2000: 76 f.]. Die Auswertung des Versuchsprojekts ãFl�chenhafte VerkehrsberuhigungÓ in
den niederl�ndischen St�dten Rijswjk und Eindhoven best�tigen den Zusammenhang
zwischen einer st�rkeren Quartiersorientierung im Einkaufsverhalten und einer daraus
resultierenden besseren Entwicklung des ortsans�ssigen Einzelhandels [Goos, 1986,4: 86 ff.].

Trotz der widerspr�chlichen Erkenntnisse deuten doch nahezu alle Erhebungen darauf hin,
dass die Ertragslage des Einzelhandels von einer Vielzahl von Faktoren abh�ngt und dass die
verkehrliche Erreichbarkeit sowie das Parkplatzangebot f�r die Kunden durchaus wichtig,
aber nicht in jedem Falle entscheidend ist. Auto-Erreichbarkeit mit der Attraktivit�t der
Standorte gleichzusetzen entspricht nicht der Realit�t: Befunde aus 50 St�dten der
Bundesl�nder Hessen, Baden-W�rttemberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen machen
deutlich, ã.....da§ einfache, lineare Abh�ngigkeiten von Daten des Verkehrssystems und
solchen des Einzelhandels sich nicht herausstellenÓ [BfSuV, 1996: 45]. Vielmehr zeigen die
Ergebnisse mehrerer Konsumentenbefragungen zur Beurteilung von Attraktivit�t und
Erreichbarkeit [Pez, 1995,40: 25 f.; Abel et al, 1995,7: 23], dass die Attraktivit�t der
Standorte (attraktives Warenangebot, ansprechende Umfeldqualit�t und Einkaufsatmosph�re
sowie guter Service) aus Sicht der Kunden wesentlich mehr Bedeutung bei der
Gesamtbeurteilung des Einkaufsortes besitzt als dessen Erreichbarkeit [Monheim, 1999, 111
f.; Topp, 1998: 187]. Pez (2000) macht auf die positiven Auswirkungen von
Verkehrsberuhigungsma§nahmen in L�neburg aufmerksam: Der Handel habe keine
Einbu§en erfahren, Ertragsausf�lle nach Fernbleiben einiger Autokunden seien durch
zunehmende nicht-motorisierte Kundschaft kompensiert worden. Au§erdem sei eine
betr�chtliche Aufwertung der innerst�dtischen Aufenthaltsqualit�t und eine hohe Akzeptanz
in der Bev�lkerung trotz starker Widerst�nde der lokalen Einzelh�ndler auszumachen
gewesen [Pez, 2000: 139 f.]. Die von Rogler (2000) durchgef�hrte Untersuchung �ber
Auswirkungen verkehrsberuhigender Ma§nahmen auf den innerst�dtischen Einzelhandel in
Neuburg/Donau kommt zu dem Ergebnis, dass

� Verkehrsberuhigung eine Aufwertung des Kaufumfeldes und eine Verbesserung der
Einkaufsatmosph�re nach sich zieht,

�  Verkehrsberuhigung aus Sicht der Innenstadtbesucher und Einzelh�ndler die
Parksituation verschlechtert,

�  Verkehrsberuhigung zu keiner nennenswerten Ver�nderung des Einkaufsverhaltens
beitr�gt [Rogler, 2000: 76 f.].

In L�neburg wird ã.....die schlechte Erreichbarkeit durch die hohe Attraktivit�t der Gesch�fte
und des Umfeldes wettgemacht, so da§ das Urteil f�r den Einkauf insgesamt nur geringf�gig
schlechter ausf�llt als die Bewertung der Attraktivit�tÓ [BfSuV, 1996: 50]. Au§erdem ist zu
ber�cksichtigen, dass ein Teil der Kunden vom Arbeits- oder Ausbildungsplatz aus die
Einzelhandelsstandorte aufsucht.12 Dies ist f�r die Erreichbarkeit wichtig, weil sich viele
Arbeits- und Ausbildungspl�tze innerhalb der Einkaufszielgebiete (vgl. Hamburger City)
befinden und zu Fu§ erreicht werden k�nnen.

                                                  
12Brockelt weist nach, dass am Donnerstag und Freitag der Arbeits- und Ausbildungsplatz als Ausgangspunkt
f�r den Einkauf in der Aachener Innenstadt eine wichtige Rolle spielt. 35 bzw. 28 % suchen von hier aus die
Gesch�fte auf [Br�ckelt, 1995: 140 f.]. Liegen diese in geringer Entfernung zum Einkaufsort, wird die City
h�ufig zu Fu§ aufgesucht [Monheim, 1999: 112; Heinritz, 1999: 40 f.].



Die Umsetzung verkehrsberuhigender Ma§nahmen wird erleichtert, wenn es gelingt, sowohl
Vorbehalte bei den betroffenen Einzelh�ndlern als auch autoorientierte Einkaufsmuster bei
den Konsumenten abzubauen. Dies setzt voraus, dass

�  das �ffentliche Nahverkehrssystem und das Radwegenetz ausgebaut und die
Fu§g�ngerzonen ausgeweitet werden, um die Verkehrsmittelwahl (Bereitschaft zum
Autoverzicht) und die r�umlichen Nutzungsmuster (Aufsuchen naher Ziele) zu
ver�ndern,

� Anreize zur Benutzung �ffentlicher Verkehrsmittel geschaffen werden,
�  derzeit noch dem Kfz-Verkehr vorbehaltene Fl�chen in eine neue Nutzung

umgewandelt werden (siehe Kap. 4.2.3.)13,
�  restriktive Strategien gegen�ber den an nicht-integrierten Standorten ans�ssigen

Verbraucherm�rkten Anwendung finden, und zwar durch Verzicht auf den
�berzogenen Ausbau gro§z�gig dimensionierter Stra§ennetze, durch Verhinderung
des Ausbaus von privaten Gro§parkpl�tzen und durch Anrechnung der tats�chlich
anfallenden Verkehrskosten f�r disperse Standorte (siehe Kap. 4.2.4.5.),

�  der Wohnungsbau anstelle der Parkh�user in den Zentren gef�rdert wird, um eine
Belebung der Stadt- und Stadtteilkerne zu erreichen und die Proteste des
Einzelhandels gegen ein m�gliches Ausbleiben der Kundschaft zu minimieren,

�  den Anforderungen des Einzelhandels an r�umlich m�glichst differenzierte
Parkraumkonzepte entsprochen wird, um Anbieter von Waren, deren Transport die
Benutzung eines Pkw nahe legen, nicht zu benachteiligen14,

� Waren mittels eines von den Einzelh�ndlern gemeinsam betriebenen Zustellservices
dem Kunden nach Hause geliefert oder in Schlie§f�chern aufbewahrt werden, um die
Bedeutung des Pkw in der Einkaufskette erheblich zu reduzieren,

� Betriebe, die nach der Einf�hrung der Verkehrsberuhigung wirtschaftliche Nachteile
zu bef�rchten haben, finanzielle Unterst�tzung erfahren,

�  Beteiligung und Mitwirkung der Einzelhandelsbetriebe bereits im Vorfeld zur
Verbesserung der fachlichen Qualit�t der Ma§nahmen und zur Verbreiterung der
Konsensbasis sichergestellt ist,

� das Center-Management bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben (z. B. Koordination
von Laden�ffnungszeiten, gemeinsame Werbeaktionen) Unterst�tzung von der Stadt
erh�lt,

� das Erscheinungsbild durch Beleuchtung, Gestaltung, Begr�nung und M�blierung der
Fu§g�ngerbereiche verbessert wird,

� das durch die Stadt finanziell getragene kulturelle Angebot sichergestellt wird,
� das Verkehrsberuhigungskonzept einer breiten �ffentlichkeit vermittelt werden muss,

um Verhaltens�nderungen zu erleichtern: �ffentlichkeitsarbeit stellt sich als ein
zentrales Arbeitsfeld dar, mit dem deutlich zu machen ist, dass die Zentren nicht
ausschlie§lich Standorte von Handelsbetrieben sind. Hier finden wir u. a. auch
Verwaltungseinrichtungen, B�ros, Gastronomiebetriebe, Freizeit- und
Kultureinrichtungen sowie Wohnungen, die alle ihre spezifischen Verkehrs- und
Schutzbed�rfnisse haben. Neben der Sicherstellung der Erreichbarkeit -nicht
gleichzusetzen mit Pkw-Erreichbarkeit- geht es deshalb auch um die Sicherung bzw.

                                                  
13In zentralen Lagen k�nnen unzureichend genutzte Fl�chen durch einen Vorhaben und Erschlie§ungsplan
(V+E-Plan) gem. ¤¤ 7 und 12 BauGB im Kombination mit dem Investitionsvorranggesetz f�r Bauvorhaben
sofort verf�gbar gemacht werden [Rudolph, 1998: 56 f.; Junkernheinrich/Lammers, 1998: 179 f.].
14W�hrend Bekleidungsl�den, Drogerien, B�ckereien, Genu§mittelgesch�fte sowie B�cher-, Schreib- und
Eisenwarenl�den wegen ihres �berwiegenden ãTragetaschensortimentsÓ keine direkte Anfahrbarkeit ben�tigen,
sind Orthop�diegesch�fte und Lebensmittell�den auf nahe gelegene, einzelne Parkpl�tze angewiesen [Abel et
al., 1995,7: 18].



Wiederherstellung von visuellen Qualit�ten und Nutzungsangeboten in �ffentlichen
R�umen f�r unterschiedliche Bev�lkerungsgruppen. Aus diesem Grunde ist
Verkehrsberuhigung als wichtiger Stadtqualit�ten erhaltender Handlungsansatz
unverzichtbar. Er f�rdert die Verbesserung von Wohnumfeldqualit�ten und von
Aufenthalts-, Kommunikations-, Spiel- und Erlebnism�glichkeiten in �ffentlichen
Stadtr�umen. Alle Kritiker sollten sich daran erinnern, dass auch die Einrichtung
verkehrsberuhigter Bereiche, die Erweiterung von Fu§g�ngerzonen und die
Ausweisung von Tempo-30-Zonen lange Zeit nicht unumstritten und auf hartn�ckigen
Widerstand der Einzelh�ndler und ihrer Verb�nde gesto§en waren. Inzwischen haben
diese Formen der Verkehrsberuhigung breite Zustimmung gefunden.



Darstellung 9: Die stadtvertr�gliche Gestaltung des Wirtschaftsverkehrs in Hamburg

9.1. Einf�hrung

Vor dem Hintergrund der zuk�nftig zu erwartenden Entwicklung wird sich f�r die raum- und
verkehrsbezogene Planung die Notwendigkeit verst�rken, sich intensiver als bisher mit dem
Wirtschaftsverkehr auseinanderzusetzen. Bedingt wird der Handlungsbedarf durch

�den von einschl�gigen Prognosen vorhergesagten Zuwachs des
G�terverkehrsaufkommens in Hamburg von 154 auf 221 t im Zeitraum von 1990 bis
2010 [Prognos, 1992,IV: 4],
����deutliche Verlagerungen zu Gunsten des Stra§eng�terverkehrs1 auf Grund
struktureller Ver�nderungen des G�terverkehrsaufkommens (zunehmender
Transportbedarf f�r komsumnahe und zeitempfindliche G�ter, Verringerung der
Ladungs- und Sendungsgr�§en, R�ckgang der bahnaffinen Masseng�ter) und der
Deregulierung des Verkehrsmarktes im Zusammenhang mit der �ffnung des EU-
Binnenmarktes (Liberalisierung der Transportm�rkte mit zus�tzlichen Angeboten
preiswerter Transportm�glichkeiten auf der Stra§e) [Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6:
323; W�rdemann, 1997,12: 1 ff.; Fuchs/Perken, 1994: 82 ff.; Schmitz, 1993,12: 864]
�und der abnehmenden Akzeptanz der g�terverkehrsbedingten Belastungen durch die
Bev�lkerung wegen zunehmender Beeintr�chtigung der Umwelt (Abgase, L�rm,
Verkehrsunf�lle, Gef�hrdungen pp.) und St�rungen im Verkehrsablauf (Staus, illegal
abgestellte Lkw wegen fehlender Lade- und Lieferzonen) [Kanzlerski, 1993,4: 240;
W�rdemann, 1997,12: 2].

Dass sich der Wirtschaftsverkehr dar�ber hinaus im Vergleich zu anderen Raumnutzungen
als besonders problematisch f�r Raumordnung, St�dtebau und Verkehr darstellt, ergibt sich
aus dem gro§en Fl�chenbedarf seiner gro§ma§st�bigen Anlagen und Einrichtungen
(G�terverteilzentren, G�terbahnh�fe, Lagerhallen), der speziellen, h�ufig im Konflikt zu
stadtgestalterischen und stadtfunktionalen Anspr�chen stehenden Dimensionierung des
Stra§ennetzes (Schleppkurven, Fahrbahnquerschnitte, Lichtraumprofil) und der Bindung von
betr�chtlichen �ffentlichen Mitteln f�r Stra§enneubau und -unterhaltung [Hatzfeld, 1992,3:
13 f.; Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6: 325].

9.2. Was ist Wirtschaftsverkehr? - Versuch einer Definition

Das Ausma§ der Belastung durch Wirtschaftsverkehre mit ihrem �berproportionalen Anteil
an Luftverschmutzung, L�rm, Energieverbrauch und Verkehrsunf�llen2 scheint in der
kommunalen Diskussion jedoch eher eine untergeordnete Rolle zu spielen.
Wirtschaftsverkehr wird immer noch als G�terverkehr wahrgenommen, der ohne Zweifel ein

                                                  
1Nach Berechnungen von Prognos / Kessel+Partner wird sich das Stra§eng�terverkehrsaufkommen in Hamburg
von 121,1 (1990) auf 178,3 Mio t / Jahr (2010) erh�hen, w�hrend die mit der Bahn bef�rderten G�ter von 23,7
(1990) auf 21,8 Mio t / Jahr (2010) zur�ckgehen werden. Auf den Wasserstra§en werden im Jahr 2010 11,1 Mio
t G�ter transportiert - ein Zuwachs von 2,3 Mio t gegen�ber 1990 [Prognos, 1992,VI: 6]. Das auf Hamburg
bezogene werkt�gliche Lkw-Fahrtenaufkommen (Stra§eng�terfern- und Stra§eng�ternahverkehr ohne
Gewerbeverkehr mit Fahrzeugen �ber 2,8 t) erh�ht sich aufgrund des wachsenden G�terverkehrsaufkommens in
demselben Zeitraum von 102000 auf 153000 Fahrzeuge [Ebd.: 22 f.].
Auch der seit Herbst 2001 amtierende Senat rechnet in den n�chsten Jahren mit einer Zunahme und wachsenden
Bedeutung des G�terverkehrs auf der Stra§e [Bdrs. 17/2468].
2ãDer G�terverkehrsanteil an den Fahrleistungen des st�dtischen Kfz-Verkehrs liegt zwar mit 8 bis 10 % relativ
niedrig, doch wird immer wieder deutlich, da§ gerade diese Verkehrsgruppe �berproportional an den
Umweltbelastungen beteiligt ist.Ó [Fuchs/Perken, 1994: 82 f.]



wichtiger, aber -gemessen am Verkehrsaufkommen- nicht entscheidender Bestandteil dieses
Verkehrssektors ist. In Hamburg liegt die Anzahl der werkt�glichen Kfz-Fahrten im
G�ternah- (ca. 50000) und G�terfernverkehr (ca. 15000) weit unter dem Verkehrsaufkommen
des Gesch�fts- (ca. 390000) und Gewerbeverkehrs mit Klein-Lkw (ca. 160000) [FHH. Baub.,
1995: 63]. Andere Definitionsversuche gehen von einem erweiterten Verst�ndnis aus und
sehen im Wirtschaftsverkehr ã.....jede Form des Stra§enverkehrs, der von gewerblicher oder
dienstlicher T�tigkeit ausgel�st ist oder wirtschaftliche T�tigkeiten zur Folge hat. Hierzu
geh�ren insbesondere G�terverkehr (Sammel- und Verteilerverkehr, Baustellenverkehr,
st�dtische Ver- und Entsorgung, Umzugsverkehr), Konsumverkehr (Einkaufsverkehr,
Tourismusverkehr), Gesch�ftsbesorgungsverkehr (Verkehre im Bereich Handwerk, Service,
Freiberufler, Au§endienst, Dienstfahrten), Berufsverkehr (Fahrten zum oder vom Ort der
Berufsaus�bung, soweit das Auto zur Berufsaus�bung notwendig ist oder Wohnsitz /
Arbeitsst�tte nicht an das �PNV-Netz angeschlossen ist)Ó [Handelsk., 1998: 15]. Da eine
derart weite Sicht kaum zur begrifflichen Abgrenzung der vielf�ltigen wirtschaftlichen
Austauschprozesse taugt, scheint sich die Aufz�hlung wirtschaftsrelevanter Verkehre, die als
Transporte oder Fahrten im Zusammenhang mit beruflichen T�tigkeiten stehen, durchgesetzt
zu haben. Demnach geh�ren zum Wirtschaftsverkehr die G�terbef�rderung (Anlieferungen,
Auslieferungen, Dienstleistungsg�ter im Nah- und Fernverkehr), der Gesch�ftsverkehr ohne
G�terbef�rderung und der Kundendienst (Bef�rderung von G�tern- und Dienstleistungen)
[Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6: 319; Fuchs/Perken, 1994: 84].

9.3. Die Behandlung des Wirtschaftsverkehrs in der kommunalen Planungspraxis

Bis weit in die 90er Jahre hinein fand der st�dtische Wirtschaftsverkehr in Hamburg im
Rahmen stadtentwicklungspolitischer und verkehrsplanerischer Konzepte kaum Beachtung.
Die Gr�nde f�r die unzureichende Behandlung dieses Verkehrssektors waren auf
verschiedene Umst�nde zur�ckzuf�hren [Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6: 317 f.]:
a.) Wirtschaftsverkehr ist ein unverzichtbarer st�dtischer Leistungstr�ger. Ohne einen
effizienten, reibungslos funktionierenden G�teraustausch, der die Bed�rfnisse der Ver- und
Entsorgung befriedigt, ist der st�dtische Organismus nicht denkbar. Anders als gro§e Teile
des verlagerungsf�higen Personenverkehrs wird er -allerdings oft zu vorschnell- als so
genannter notwendiger Verkehr qualifiziert, dessen Stra§enerreichbarkeit unter allen
Umst�nden zu sichern ist, um die Attraktivit�t des jeweiligen Wirtschaftsstandortes nicht aufs
Spiel zu setzen.
b.) Die vom Wirtschaftsverkehr profitierenden Akteure (Spediteure u. a.) sind gut organisiert
und deshalb auch in der Lage, gegen allzu einschneidende Ma§nahmen der Standort- und
Verkehrsplanung Widerstand zu leisten.
c.) Die auf den Wirtschaftsverkehr bezogenen umweltvertr�glichen Ma§nahmen erfordern in
Zeiten begrenzter kommunaler Finanzspielr�ume zu hohe Investitionen und einen
betr�chtlichen planerischen Aufwand (z. B. Anlage von gro§ma§st�bigen
G�terverkehrszentren, Verlagerung von Betrieben) mit entsprechend langen
Genehmigungszeitr�umen.
d.) Hinzu kommt, dass der Wirtschaftsverkehr nationale, in den letzten Jahren sogar
europ�ische Dimensionen angenommen hat und somit die Handlungsf�higkeit der
Kommunen als Tr�ger der Planungshoheit einschr�nkt.
e.) Bei der Erschlie§ung neuer Gewerbe-, Misch- und Sondergebiete sind die Belange des
Stra§enverkehrs st�rker ber�cksichtigt worden als die des �PNV. Nicht selten blieb die
Anbindung der neuen Wirtschaftsgebiete an das Schienennetz ganz aus, w�hrend die Lkw-
Erreichbarkeit in der Erschlie§ungsplanung stets perfektioniert wurde.
f.) Die Daten, auf deren Grundlage Art und Umfang sowie die vom Wirtschaftsverkehr



ausgehenden Belastungen umfassend h�tten beschrieben werden k�nnen, fehlten in den
�lteren Planungen oder waren nicht hinreichend differenziert [FHH. Senatsk., 1980; FHH.
Baub, 1996].
Im Zusammenhang mit der Erarbeitung neuer verkehrsplanerischer Grundlagen ist Mitte der
90er Jahre auch in Hamburg der Versuch unternommen worden, mithilfe deterministischer
Modelle die quantitativen Dimensionen des Wirtschaftsverkehrs zu erfassen. Das auf der
Basis von Besch�ftigtenzahlen und einer wirtschaftsgruppenspezifischen Differenzierung
entwickelte Modell liefert allerdings nur Orientierungswerte. Deshalb sind die in den
Untersuchungen von Kessel / Prognos (1992)  gemachten Aussagen �ber
Verkehrsaufkommen und -verteilung von Wirtschaftsverkehren3 im Hamburger Stadtraum
wenig �berzeugend und haben in der neuen VEP auch keine angemessene Ber�cksichtigung
gefunden [FHH. Baub., 1995: 62 f.]. Quantitative und qualitative Merkmale �konomischer
Verkehrsbeziehungen lassen sich eben nur schwer herausarbeiten, da die
Verkehrsbeziehungen ausgesprochen stark von den spezifischen, sich ver�ndernden
Wirtschaftsstrukturen abh�ngen und eine ausgepr�gte Komplexit�t aufweisen (gro§e Zahl
von Dienstleistungsunternehmen und Kunden einerseits, verschiedene Wege und
Verkehrstr�ger f�r G�tertransporte andererseits). Schlie§lich wird die Erfassung dieser
�u§erst komplexen und heterogenen Transportstrukturen noch dadurch erschwert, dass sie
zunehmend in internationale G�teraustauschprozesse eingebunden sind und sich somit
kommunaler Handlungsstrategien entziehen k�nnen [Hatzfeld/Hesse, 1996,7-8: 419].

9.4. Zielvorstellung und Handlungsans�tze zur stadtvertr�glichen Abwicklung des
Wirtschaftsverkehrs

Vor dem Hintergrund einer dynamischen Entwicklung des Wirtschaftsverkehrs und dem
wegen seiner weitgehend ungesicherten Datenlage h�ufig als diffus wahrgenommenen
Problembereich ist eine Auseinandersetzung mit diesem Thema mehr denn je gefordert.
Patentrezepte sind f�r die Beeinflussung und Gestaltung des Wirtschaftsverkehrs allerdings
nicht verf�gbar. Daher muss der Versuch gemacht werden, den Wirtschaftsverkehr unter
gleichzeitiger Wahrung seiner Funktionsf�higkeit stadtvertr�glich zu organisieren und
durchzuf�hren, indem die von ihm ausgehenden negativen Begleiterscheinungen (u. a. L�rm,
Abgase, Fl�cheninanspruchnahme) r�umlich und zeitlich begrenzt werden. Eine
Vereinbarkeit beider Zielfelder ist erreichbar, wenn folgende Handlungsprinzipien
gemeinsam zur Geltung kommen [Kruse et al, 1997,12: 6 f.; Fuchs/Peiken, 1994: 86 f.; UBA,
116 ff.]:
a.) Vermeidung von Transportvorg�ngen:
Durch Einf�hrung verursachergerechter Transportkosten, durch organisatorische und
logistische Ma§nahmen und durch einschneidende Ver�nderungen des Wirtschaftsgef�ges
(St�rkung der regionalen Autarkie, Verringerung der Arbeitsteiligkeit, Herstellung
langlebiger und verpackungs�rmerer Produkte usw.) k�nnten Transportvorg�nge wirksam
reduziert werden. Die Gestaltungsm�glichkeiten der Kommunen liegen hier v. a. in der
Entwicklung von Logistikkonzepten, die f�r eine bessere Fahrzeugauslastung sorgen und
einen Teil der Leerfahrten vermeiden.
b.) Verringerung von Transportentfernungen:
Geeignete Fl�chen-, Standort- und Funktionszuordnungen mithilfe der kommunalen Bauleit-
(z. B. Ber�cksichtigung der Belange des Wirtschaftsverkehrs bei der Festsetzung von

                                                  
3In der besagten Untersuchung wurde das Fahrzeugaufkommen im Stra§eng�ternah- und -fernverkehr f�r das
Jahr 2010 prognostiziert und nach Grobzonen dargestellt. Der in seiner mengenm�§igen Bedeutung sehr
wichtige Dienstleistungsverkehr (einschlie§lich Gesch�ftsverkehr) ist in seinen quantitativ-r�umlichen
Dimensionen nicht einmal in Ans�tzen erforscht worden [Prognos, 1992,IV: 22 ff.]



Industrie-, Gewerbe- und Sondergebieten, Sicherung st�dtebaulicher Funktionsmischung)
und Standortplanung (z. B. �kologisch vertr�gliche Standortkonzepte f�r Einrichtungen des
Wirtschaftsverkehrs) leisten nicht nur einen wichtigen Beitrag zur Reduzierung von
Transportentfernungen, sondern sind gleichzeitig auch Voraussetzung f�r Verlagerung und
stadtvertr�gliche Abwicklung der Transporte.
c.) Verlagerung der Warentransporte und Dienstleistungsfahrten auf umweltfreundliche
Verkehrstr�ger mit vergleichsweise geringem spezifischen Belastungsniveau:
Bereits an der Quelle kann der Wirtschaftsverkehr auf Schiene oder Wasserstra§e verladen
werden, wenn die Kommunen ihre aus dem Planungs- und Baurecht resultierenden
M�glichkeiten konsequent aussch�pfen, und zwar durch Standortwahl bei neuen Gewerbe-
und Industriegebieten in der N�he von Bahngleisen und Wasserstra§en, durch Festschreibung
obligatorischer Gleis- bzw. Kanalanschl�sse bei der Einrichtung von G�terverkehrs- und
G�terverteilzentren in den Bebauungspl�nen sowie durch nachtr�gliche Erh�hung der
Schienenanschlussdichte bei bestehenden Gewerbe- und Industriegebieten (z. B.
Reaktivierung stillgelegter Industriegleise). Weitere Verlagerungsm�glichkeiten ergeben sich
aus dem Verkehrsrecht (teilr�umliche und zeitliche Fahrbeschr�nkungen f�r
Stra§eng�tertransporte nach ¤ 45 Abs. 1 Nr. 3 StVO), der Verkehrsplanung (Nutzung von
Schnellbahn- und Stra§enbahnstrecken w�hrend verkehrsschwacher Zeiten; Ausweisung von
Vorrangnetzen f�r den Schwerlast- und Gefahrgutverkehr; Benutzervorteile f�r l�rm- und
schadstoffarme Kleintransporter im Stra§enraum) und der Verkehrspolitik (tarifliche Anreize
zur verst�rkten Nutzung der Bahn; F�rderung des kombinierten Verkehrs).
d.) Stadtvertr�gliche Abwicklung des nicht vermeidbaren und nicht verlagerbaren Verkehrs:
Zu den Ma§nahmen einer stadtvertr�glichen Abwicklung nicht verlagerbarer Transporte
geh�ren der Einsatz l�rm- und abgasarmer Lkw, Geschwindigkeitsbegrenzungen und
fl�chenhafte Verkehrsberuhigungen sowie die Beeinflussung des Verkehrsablaufs durch
ãGr�ne WellenÓ auf niedrigem H�chstgeschwindigkeitsniveau.

Da die Belastungen durch den Wirtschaftsverkehr in den einzelnen Stadtr�umen
unterschiedlich ausfallen [Kruse et al., 1997,12: 7 f.], ist eine Vielzahl differenzierter
Ma§nahmen zu entwickeln, die mit der jeweiligen r�umlichen Nutzung abgestimmt sein
muss:
In Industrie- und Gewerbegebieten k�nnen zus�tzliche Gleisanschl�sse in Verbindung mit
der Errichtung von G�terverkehrszentren eine wichtige Voraussetzung sein, Transporte auf
umweltfreundliche Verkehrstr�ger zu verlagern.
In Mischgebieten lassen sich die Belastungen durch zeitlich befristete Fahrverbote, den
Einsatz kleinerer Transportfahrzeuge und verkehrsberuhigende Ma§nahmen sp�rbar
reduzieren.
In City- und Kerngebieten sind organisatorische (Verringerung der Transportvorg�nge durch
betriebs�bergreifende Koordination) und verkehrslenkende (Parkraumbewirtschaftung u. a.)
Ma§nahmen geeignete Steuerungsinstrumente.

9.5. Eingriffsm�glichkeiten zur Steuerung des Wirtschaftsverkehrs in Hamburg

Die Gestaltung eines stadtvertr�glichen Wirtschaftsverkehrs in Hamburg ist ein relativ neues
Handlungsfeld in der st�dtischen Verkehrsplanung. Um die Attraktivit�t des
Wirtschaftsstandortes zu verbessern, m�ssen -zum einen- die Erreichbarkeit durch den
Wirtschaftsverkehr gesichert und -zum anderen- die Lebens- und Umweltqualit�t in der Stadt
erhalten werden. Die Entwicklung von Konzepten f�r eine stadt- und umweltgerechte
Abwicklung des Wirtschaftsverkehrs erfordert deshalb den politischen Willen zum
Aussch�pfen aller verf�gbaren M�glichkeiten. Auf kommunaler Ebene bieten sich folgende



Ma§nahmen f�r eine wirkungsvolle Steuerung des Wirtschaftsverkehrs an [UBA, 116 f.]:
a.) Im Rahmen der Fl�chennutzungs- und Standortplanung sind wirtschaftsverkehrsrelevante
Standorte (Industrie-, Gewerbe- und Sondergebiete; Standorte des Transportgewerbes) nach
Ma§gabe stadtvertr�glicher Kriterien (z. B. Anbindung an das Schienennetz, Auslagerung
transportintensiver Gewerbebetriebe aus funktionsgemischten Stadtquartieren,
Organisierung der Belange des Wirtschaftsverkehrs in st�dtebaulichen Gemengelagen, wie
Einrichtung von Ladeh�fen und Ladestra§en sowie Festsetzung von Lieferzeiten) zu planen.
Zu diesem Handlungsfeld geh�rt auch die Entwicklung umfassender Standortkonzeptionen
f�r bestimmte Umschlagseinrichtungen des Wirtschaftsverkehrs (Standorte mit kurzer
Anbindung an das Verkehrsnetz, Umweltvertr�glichkeitspr�fung pp).
b.) Der Schwerpunkt der Verkehrsplanung muss in der Beeinflussung der Verkehrsmittelwahl
zu Gunsten der Verkehrstr�ger Bahn und Schiff liegen, indem deren Angebote entscheidend
verbessert werden (z. B. nachtr�gliche Anbindung wirtschaftsverkehrsrelevanter Standorte an
das Schienen- und Wasserstra§ennetz). F�r den nicht zu verlagernden Stra§eng�terverkehr
sind besondere F�hrungskonzepte zu entwickeln, die den Lkw-Verkehr auf wenig
belastungsempfindlichen Hauptverkehrsstra§en b�ndeln. Au§erdem haben solche Konzepte
gute infrastrukturelle Voraussetzungen f�r ein Umladen auf verschieden gro§e Fahrzeuge an
geeigneten Standorten zu schaffen. In funktionsgemischten Stadtquartieren sind zur
Vermeidung unerw�nschter Nebenwirkungen (ãSchleichverkehrÓ, unn�tige Suchfahrten,
verbotswidriges Halten) ausreichend dimensionierte Anlieferungsm�glichkeiten (Ladeh�fe,
Ladestra§en pp) bereitzustellen und verkehrsberuhigende Ma§nahmen mit dem Ziel zu
ergreifen, ãSchleichverkehreÓ zu unterbinden und die Fahrgeschwindigkeiten sp�rbar zu
verringern.
c.) Mithilfe verkehrslenkender Ma§nahmen kann der auf der Stra§e abgewickelte
Wirtschaftsverkehr r�umlich (Ausweisung von Strecken f�r Schwerlastverkehre und
Gefahrg�tertransporte, Fahrverbote f�r Lkw mit hohem Gesamtgewicht,
Parkraumbewirtschaftung) und zeitlich (Fahrverbote in Abh�ngigkeit von der Tageszeit,
Festlegung von Lieferzeiten) geb�ndelt oder eingeschr�nkt werden. Als Instrumente stehen
stra§enverkehrsrechtliche Ma§nahmen auf der Grundlage des ¤ 45 Abs. 1 und Abs. 1 c StVO
in Verbindung mit immissionsschutzrechtlichen Eingriffen nach ¤ 40 BimSchG zur
Verf�gung.
d.) Zur Vorbereitung und Unterst�tzung technisch-organisatorischer Ma§nahmen (Einsatz
einer verbesserten Logistik, Einsatz kleinerer, l�rm- und abgasreduzierter Lieferfahrzeuge,
Kooperation von Betrieben bei der Organisation von An- und Auslieferung), die die
Kooperation innerhalb des Transportgewerbes verbessern k�nnten, kann Hamburg
entscheidend beitragen, indem verkehrsg�nstig gelegene Fl�chen f�r Anlagen des
Wirtschaftsverkehrs bereitgestellt werden, der fl�chendeckende Einsatz spezifischer
Lieferfahrzeuge im Stra§enverkehr gef�rdert wird (z. B. Privilegierung dieser Fahrzeuge im
Stra§enraum) und staatliche Finanzierungs- und Organisationshilfen angeboten werden.
Im Interesse einer m�glichst hohen Effizienz sind die unterst�tzenden Ma§nahmen in ein
Gesamtkonzept zur Stadt- und Verkehrsentwicklungsplanung einzubinden. Dies setzt voraus,
dass ein Bezug zu den �bergeordneten Stadt- und Verkehrsentwicklungskonzepten hergestellt
wird, indem Ziele und Handlungsans�tze dieser Konzeptionen auch f�r den
Wirtschaftsverkehr verbindlich sind. An 4 Themenschwerpunkten l�sst sich der
�berschneidungsbereich zwischen Stadt- und Verkehrsentwicklungsplanung auf der einen
Seite und dem Wirtschaftsverkehrssektor auf der anderen Seite festmachen. Diese
Schwerpunkte sind Gegenstand umfangreicher Forschungen, deren Ergebnisse im Folgenden
dargestellt werden.



9.5.1. G�terverkehrszentren (GVZ)

Zentraler Ansatzpunkt von Konzepten zur Beeinflussung des Wirtschaftsverkehrs ist die
Entwicklung und Gestaltung neuartiger verkehrslogistischer Zentren. Gro§e Hoffnungen
ruhen in diesem Zusammenhang auf der Errichtung von G�terverkehrszentren4 und
G�terverteilzentren5 -hier sind mit GVZ beide Funktionen gemeint-, die als Schnittstellen
zwischen den Fernverkehren und den Sammel- und Verteilvorg�ngen des st�dtischen
Nahverkehrs fungieren. GVZ dr�ngen Fernverkehre aus den �berlasteten Stadtkernen zur�ck,
schaffen gute Voraussetzungen f�r eine St�rkung der Bahn im Wirtschaftsverkehr,
beg�nstigen den Einsatz spezieller Zustell- und Abholfahrzeuge (kleinere l�rm- und
abgasreduzierte Transporter) im Stadtverkehr, bieten M�glichkeiten zur r�umlichen und
kooperativen Zusammenf�hrung der verschiedenen Aktivit�ten der g�tertransportierenden
und -verteilenden Unternehmen und tragen dazu bei, dass die bisher von Speditionen und
Lagereien beanspruchten Fl�chen im Kerngebiet f�r stadtentwicklungspolitisch relevante
Nutzungen frei werden [Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6: 329; Hatzfeld/Hesse, 1996,7-8: 421
f.; Eckstein, 1991,3: 104 f.; VMBW, 1995: 23 f.; ExWoSt, 1996,10: 15 ff., 43 ff. und 40 ff].
Die genannten positiven Effekte von GVZ haben zu einer bemerkenswerten
Planungseuphorie in Deutschland gef�hrt. Auch in Hamburg sind seit Anfang der 90er Jahre
Standorte f�r GVZ vorgesehen: Eine st�rker auf die Belange des Hafens ausgerichtete
Umschlags- und Distributionsanlage ist in Altenwerder in Betrieb genommen worden,
w�hrend das GVZ in Allerm�he / Billwerder st�rker auf die Belange des st�dtischen und
regionalen G�terverkehrs ausgerichtet sein wird [Bdrs. 16/6028, 15/4696, 14/2555 und
14/3462].
Erste Erfahrungen im Zusammenhang mit der Realisierung von GVZ-Anlagen in
Deutschland haben die Erwartungen, die sich mit den Gro§einrichtungen der
Transportwirtschaft verbanden, deutlich relativiert. So mehren sich die Bedenken, ob GVZ
�berhaupt durchgesetzt werden k�nnen. Denn st�dtebauliche und verkehrliche
Problemaspekte sind kaum von der Hand zu weisen [Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6: 329 f.;
Hatzfeld/Hesse, 1996,7-8: 423 f.; Hatzfeld, 1997,12: 11 f.; Kruse et al., 1997, 12: 91 f.]:

1. Die Standortanforderungen eines GVZ sind sehr hoch. Das Verladen der G�ter von
der Bahn auf stadtvertr�gliche Lkw erfordert 700 m lange, gerade Ladegleise und eine
Gesamtfl�che von mindestens 30 ha - das Bremer GVZ umfasst sogar ein
Transportgewerbegebiet von 200 ha. Der erhebliche Fl�chenverbrauch stellt die
st�dtebauliche Integrationsf�higkeit solcher Anlagen doch sehr infrage.
2. Mit zunehmender B�ndelung der Transporte werden zwar Verkehrsverringerungen
im Stadtverkehr verbunden sein, doch ist in unmittelbarer Umgebung von GVZ auf
Grund der zu erwartenden Mehrverkehre mit zunehmenden Umweltbelastungen zu
rechnen.
3. Das Verlagerungspotenzial von der Stra§e auf die Schiene scheint bez�glich der
G�ter- und Produktionsstruktur begrenzt zu sein - nur etwa ein Drittel aller zu
transportierenden G�termengen werden derzeit als ãGVZ-f�higÓ eingestuft.
4. Der in letzter Zeit erfolgte Abbau von Einrichtungen der Schieneninfrastruktur in
Hamburg (Aufl�sung von G�terbahnh�fen, Aufgabe von Schienenverbindungen -
siehe auch Kap. 4.2.3.1.2.) konterkarriert jegliche Bem�hungen, Warentransporte von
der Stra§e auf die Schiene zu verlagern.
5. Logistische Systembildung st�§t bei Spediteuren und Verladern immer noch auf

                                                  
4ãEin G�terverkehrszentrum....[ist] der Ort, an dem sich mindestens 2 Verkehrstr�ger begegnen und erg�nzen, v.
a. Stra§en- und Schieneng�terverkehr in Gestalt ausgebauter KLV- [Anm.: Terminals des kombinierten
Ladungsverkehrs]Knoten.....Ó [Eckstein, 1991,3: 104].
5ãIm Gegensatz dazu versteht man unter einem G�terverteilzentrum.....eine entsprechende Speditionsanlage, in
der Verladern umfassender logistischer Service angeboten wird.....Ó. [Ebd.: 104]



gro§e Skepsis. Auch die Zusammenarbeit mit der Bundesbahn ist offenbar nicht
immer problemlos.

Diese M�ngel d�rfen aber nicht davon ablenken, dass GVZ im Verkehrsbereich zu den
dringlichsten Infrastrukturma§nahmen geh�ren, wenn Verkehr nicht vollends zum
ãEngpassfaktorÓ der Wirtschaft werden soll. Falls es doch gelingt, die aus r�umlicher und
verkehrlicher Sicht problematischen Aspekte zu begrenzen und die positiven Optionen von
Distributionszentren -insbesondere neue stadtvertr�gliche Liefer- und Sammelstrategien zu
entwickeln und dadurch die Stadt vom Schwerlastverkehr zu entlasten- einzufordern, w�re
ein wirklicher Einstieg in eine stadtvertr�gliche Abwicklung von Wirtschaftsverkehren
m�glich.6Um potenzielle Entlastungswirkungen nachvollziehbar zu machen und konkrete
Entlastungseffekte durch GVZ zu mobilisieren, sollten folgende Bedingungen bei der
Einrichtung von GVZ erf�llt werden:
a.) Ein GVZ ist keine willk�rliche Ansiedlung von Speditionsbetrieben. Ihre Wirkung l�sst
sich erst dann im Sinne eines hohen Potenzialaussch�pfungsgrades optimieren, wenn von hier
aus nicht nur Warenauslieferungen, sondern auch G�teranlieferungen (z. B.
Verpackungsmaterial)  erfolgen, die Lieferungen das gesamte Stadtgebiet einbeziehen und
dem Einzelhandel Lagerm�glichkeiten angeboten werden [ExWoSt-Info, 1996,10: 44].
b.) Dar�ber hinaus sind neue Distributionszentren in bereits auf dem Transportmarkt
vorhandene Strukturen so weit wie m�glich einzubinden. Dies betrifft insbesondere den
ãKombinierten LadeverkehrÓ, den Bahnst�ckgutverkehr und den Postgutverkehr.
c.) Eine weitere zentrale Frage steht im Zusammenhang mit der Dimensionierung und der
Standortfindung von GVZ. Als sinnvolles komplement�res Angebot zu den in Altenwerder
und Hamburg-Ost in Aussicht gestellten zentralen Gro§terminals sind fl�chensparende,
dezentrale GVZ, von denen aus die ãverbrauchernaheÓ Feinverteilung erfolgen kann,
unverzichtbar. Hier bietet sich die Reaktivierung ehemaliger Verkehrs- (z. B. die
G�terbahnh�fe in Rothenburgsort, Barmbek und Ochsenzoll sowie das Areal am Blankeneser
Bahnhof) und Gewerbefl�chen (z. B. das zur Post AG geh�rende Grundst�ck am
Kaltenkirchener Platz) an (siehe Kap. 4.2.3.1.). Quartierterminals lassen sich auf diesen
aufgelassenen Fl�chen in der Regel ohne gro§e bauliche Anstrengung errichten. Allerdings
gibt es zwischen Senat und Deutsche Bahn AG keinerlei Absprachen, welche
Bahngrundst�cke f�r den Verkauf an die Stadt zur Disposition stehen. Einerseits hat der
Senat, der die Einrichtung kleiner dezentraler GVZ aus finanziellen Gr�nden lieber privaten
Initiativen �berlassen m�chte, noch keine konzeptionellen Vorstellungen hinsichtlich einer
stadtentwicklungspolitisch relevanten Nutzung erarbeitet. Andererseits soll die Ver�u§erung
entbehrlicher Bahngrundst�cke auf erhebliche Schwierigkeiten sto§en [Bdrs. 15/6028,
15/4696].
d.) Als Betreibermodell f�r GVZ bietet sich eine Kooperationsform zwischen Kommune und
Privatwirtschaft an. Ohne finanzielles Engagement der Kommune d�rfte ein solches Modell
kaum tr�gf�hig sein. Eine weitere Aufgabe der Stadt liegt in der politischen und rechtlichen
Begleitung von Standortfindungsprozessen. F�r die Erbringung von Serviceleistungen bieten
sich den GVZ-Anliegern drei M�glichkeiten an: Als Stadtspediteur wird ein konzessioniertes
Transportunternehmen beauftragt, das seine Leistungen zwischen dem logistischen Zentrum
und den jeweiligen Empf�ngern bzw. auch zwischen den Versendern und dem GVZ erbringt.

                                                  
6Berechnungen i. Z. m. dem Modellvorhaben G�rlitz (Wechselwirkungen zwischen Wirtschaftsverkehr und
Innenstadtentwicklung) ergaben, dass ã.....positive Effekte in mehreren Bereichen erwartet werden k�nnen:
    - Verkehrsreduzierungen um 18,7 % in der Stadt und ca. 10 % in der Region G�rlitz,
    - Verbesserungen der Fahrzeugauslastung um 20 % in der Region,
    - Reduzierung der Fl�cheninanspruchnahme w�hrend des Ladevorgangs um 75 % im Stadtgebiet,
    - Reduzierung der j�hrlichen Emissionsbelastungen: CO um 416 kg, NO2 um 366 kg, HC um 182 kg.Ó
[ExWoSt-Info, 1996,10: 42]



Dar�ber hinaus k�nnte die Stadtversorgung und -entsorgung durch eine Kooperation unter
den Anliegern oder auch durch eine GVZ-Tr�gergesellschaft erfolgen [ExWoSt-Info, 1996:
42].
Neben den bereits geplanten G�terverkehrszentren auf der Dradenau im Hamburger Hafen7

und in Altenwerder-West8 eignen sich die G�terbahnh�fe in Barmbek, Langenhorn
(Ochsenzoll), Rothenburgsort und Lokstedt / Gro§ Borstel als weitere Standorte.

9.5.2. Ausbau des Schienennetzes f�r die Belange des Wirtschaftsverkehrs

Einen wesentlichen Beitrag zur Entlastung Hamburgs vom Wirtschaftsverkehr leistet die
Schiene durch das Instrument des Gleisanschlusses. Verlagerungspotenziale von der Stra§e
auf die Schiene sind in Hamburg durchaus vorhanden, um Entlastungsfunktionen
�bernehmen zu k�nnen. Ma§nahmen auf kommunaler Ebene k�nnen entscheidend dazu
beitragen, dass bessere Voraussetzungen f�r eine st�rker ãbahnorientierte TransportzukunftÓ
geschaffen werden:
a.) Die von der Stadt entwickelten Wirtschaftsverkehrskonzepte m�ssen mit
Bahnunternehmungen (Deutsche Bahn AG, AKN) und Verladern abgestimmt sein.
b.) Kapazit�tsausweitungen im bestehenden Schienennetz sind mithilfe des kommunalen
Planungs- und Baurechts m�glich, z. B. durch

�Festlegung neuer Wirtschaftsstandorte in der N�he von Bahngleisen9

�Festschreibung obligatorischer Gleisanschl�sse bei der Neuansiedlung
transportintensiver Betriebe in Bebauungspl�nen,
�nachtr�glichen Anschluss bestehender Gewerbegebiete an das Schienennetz mittels
Investitionshilfen
�und Reaktivierung alter und stillgelegter Industriegleise.

c.) Die G�terumgehungsbahn (GUB) zwischen Eidelstedt und Rothenburgsort10 ist
zweigleisig auszubauen, stillgelegte Nebenstrecken der GUB (z. B. von der City Nord nach
Langenhorn-Ochsenzoll) sind umgehend zu reaktivieren.
d.) Der Ausbau eines Eisenbahnrings um Hamburg l�sst sich unter Einbeziehung vorhandener
Trassen -die Verbindung von Neum�nster �ber Bad Segeberg, Bad Oldesloe, Schwarzenbek,
Trittau, B�chen, L�neburg und Jesteburg nach Buxtehude (Ost- und S�dtangente) sowie die
Strecke von Elmshorn �ber Pinneberg, Hamburg-Altona und Waltershof nach Buchholz
(Westtangente)11 - schnell realisieren.
                                                  
7Der japanische Elektrokonzern Panasonic wird ein 17000 qm gro§es Geb�ude auf dem 30000 qm gro§en
Gel�nde als neues Zentrallager f�r gro§volumige Artikel wie Fernsehger�te, Mikrowellenherde und
Werbew�nde errichten lassen. Betreiber des neuen Logistik-Zentrums soll die Spedition FSG sein, die einen Teil
der 17000 qm f�r andere Kunden verplanen darf, f�r die sie Ware im norddeutschen Raum verteilt. [HA
191096]
8Hier will die HHLA im Auftrag des japanischen Elektrokonzerns Sharp ein neues Logistik-Zentrum bauen
[Ebd.]
9Die Hamburger Verkehrs- und Stadtentwicklungsplaner nahmen die Standortwahl offensichtlich nach anderen
Kriterien vor: So wurde das neue Gewerbegebiet s�dlich der Stra§e Brookdeich in Bergedorf an das
�bergeordnete Stra§ennetz (B 5 / Holtenklinger Str.) angebunden, was den millionenteuren Ausbau des
Stra§enknotens Holtenklinker Str. / Justus-Brinckmann-Stra§e voraussetzt [Bdrs. 15/6070].
Auch die neue VEP h�lt die funktionsgerechte Anbindung neuer Gewerbegebiete an das �bergeordnete
Stra§ennetz f�r erforderlich [FHH. Baub., 1995: 27].
10Da zuk�nftig der G�terverkehr von D�nemark und einem gro§en Teil Skandinaviens nicht mehr �ber die
Vogelfluglinie, sondern �ber die neue feste Verbindung von Seeland �ber F�nen nach J�tland geleitet wird und -
von Flensburg kommend- nicht mehr �ber die stark belastete Verbindungsbahn nach Maschen geleitet werden
kann, stellt die eingleisige GUB einen Engpass dar [DW 101296]. Allerdings plant die DB AG die GUB auf
dem Abschnitt zwischen Horn und Rothenburgsort zweigleisig auszubauen. Der wesentlich l�ngere Abschnitt
zwischen Eidelstedt und Horn soll jedoch weiterhin eingleisig gef�hrt werden [Bdrs. 17/19777].
11Der Eisenbahnring um Hamburg soll G�ter von der Stra§e holen und den Bau der Autobahnen 20



e.) Beim Transport von G�tern sollten die Gleise des �PNV (U-Bahn, S-Bahn, Stra§enbahn)
in verkehrsarmen Zeiten mit benutzt werden [BDEF, 1995: 16].12

9.5.3. M�glichkeiten der City-Logistik

Konzepte zur  stadtvertr�glichen Bew�ltigung des Wirtschaftsverkehrs erfordern
umfangreiche Handlungsstrategien. Neben den als Schnittstellen zwischen Fern- und
Nahverkehr und zwischen den Verkehrstr�gern Schiene und Stra§e fungierenden GVZ lassen
sich nicht unerhebliche Rationalisierungspotenziale bez�glich des Verkehrsaufkommens
durch so genannte Stadt-Logistik aktivieren.13 In einer �berbetrieblichen Zusammenarbeit
sollen Lagerung und Lieferung von G�tern und Waren der einzelnen Betriebe geb�ndelt,
koordiniert und optimiert werden: Anstelle der getrennten Anlieferung durch einzelne
Transportunternehmen sind die G�ter- und Warenstr�me abnehmerorientiert �ber
Verteilerzentren (GVZ) auszuliefern. Dies kann durch kleinere, l�rm- und abgas�rmere
Transporter erfolgen. Ein weiterer Ansatzpunkt der Stadt-Logistik ist die Einrichtung von
gemeinschaftlich genutzten Lagerhallen sowie die Einbeziehung der
Entsorgungsproblematik. Dar�ber hinaus sollen die M�glichkeiten f�r eine Hausbelieferung
der Kunden von Gro§kaufh�usern im Gesamtkonzept mit ber�cksichtigt werden [DGFL,
1996]. Die Stadt hat daf�r zu sorgen, dass das Konzept der City-Logistik von Beginn an in
die Verkehrsplanung integriert ist. Au§erdem erfordern Einrichtungen der Stadtlogistik die
Bereitstellung entsprechender Fl�chen durch die Stadtentwicklungsplanung.
Die sich mit dem logistischen Konzept verbundenen Erwartungen sind sehr gro§ [ExWoSt-
Info, 1996,10: 15 ff.; Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6: 330; Hatzfeld/Hesse, 1996,7-8: 430 f.;
Frank, 1997,12: 16 f.; Fuchs/Peiken, 1994: 93 ff.].14 St�dtische Wirtschaftsverkehre und die
daraus resultierenden Belastungen f�r Mensch und Umwelt k�nnen auf Grund der geringeren
Anzahl von Belieferungstouren mit Schwerlastkraftwagen deutlich verringert und die
Funktionsf�higkeit der Innenstadt und der Nebenzentren verbessert werden. Gleichzeitig wird
die Stra§eninfrastruktur entlastet, und die Dimensionierung von Stra§en und Pl�tzen braucht
                                                                                                                                                             
(Westumgehung), 21 (Ostumgehung) sowie 26 (Hamburg - Stade) �berfl�ssig machen. Diese
G�terverkehrsverbindung ist der Kern eines Verkehrskonzepts, das vom Arbeitskreis Umwelt, Klima, Energie
und Verkehr, dem die Hamburger SPD, der BUND, der VCD, die Gewerkschaft der Eisenbahner, der ADFC
und Pro Bahn angeh�ren, entwickelt worden ist [HA 060599].
12Eine im Auftrag des Bundesverkehrsministeriums durchgef�hrte Untersuchung  der K�lner
Studiengesellschaft f�r unterirdische Verkehrsanlagen (STUVA) kam zu dem Ergebnis, dass sich das �PNV-
Schienennetz teilweise f�r den G�tertransport eigne: Im U- und S-Bahnnetz lie§e sich in den fr�hen
Morgenstunden und am Abend, wenn die Z�ge im 10-Minuten-Takt verkehrten, durchaus ein kurzer G�terzug
einschieben. Um den nachfolgenden Personenzug nicht zu behindern, m�sste er in wenigen Minuten am
Bahnsteig be- und entladen werden. Die an vielen Schnellbahnh�fen i. Z. m. dem behindertengerechten Umbau
installierten Aufz�ge und Rampen eigneten sich gut, Paletten und kleine Container in die Bahn zu verladen. Im
Stra§enbahnnetz existieren noch bessere Bedingungen f�r den G�tertransport. Es sei leicht zug�nglich, k�nnte
zum Teil abseits der Haltestellen be- und entladen werden oder mit neuen Stichgleisen die an der Strecke
gelegenen Einzelhandelsfilialen und Gewerbegebiete versorgen. Wichtige Voraussetzungen f�r den
G�tertransport auf den Schienen des �PNV sei die Entwicklung von Zweisystemfahrzeugen, die sowohl die
Gleise der Stra§enbahn als auch die Strecken der Deutschen Bahn nutzen k�nnen [DZ 281094].
13Die im Rahmen des Forschungsfeldes ãSt�dtebau und VerkehrÓ durchgef�hrten Modellvorhaben in Bremen
(City-Logistik), G�rlitz (Wechselwirkung zwischen Wirtschaftsverkehr und Innenstadtentwicklung), K�ln
(Schieneng�terverkehrskonzept und G�terverkehrsrunde im Rahmen der Erstellung eines
G�terverkehrskonzepts), Herford (G�terverteilzentrum in einer Mittelstadt) und Remscheid / Solingen /
Wuppertal (Stadtvertr�glicher Wirtschaftsverkehr) haben gezeigt, dass ã.....etwa 30 % des innenstadtbezogenen
Wirtschaftsverkehrs b�ndelungsf�hig und damit der City-Logistik zug�nglich sindÓ [ExWoSt-Info, 1996,10: 6
ff., 15 ff., 40 ff. und 51 ff.].
14In M�nchen konnten zahlreiche Firmen von der Technischen Universit�t f�r einen Gro§versuch City-Logistik
gewonnen werden. Auch in vielen anderen deutschen St�dten ist man inzwischen diesem Beispiel gefolgt
[BDEF, 1995: 24].



sich nicht mehr an den Gewichten und Ausma§en von Gro§lastkraftwagen zu orientieren. Die
wirtschaftlichen Vorteile f�r die gewerblichen Transportunternehmen liegen in der
Reduzierung der Fixkosten und in der h�heren Produktivit�t der Verteiltouren. Der in den
Zentren ans�ssige Einzelhandel kann Lagerfl�chen abbauen, was zur Erh�hung seiner
Fl�chenproduktivit�t f�hrt und seine Wettbewerbsposition gegen�ber den dezentralen
Verbraucher- und Fachm�rkten st�rkt.
Die bisher gemachten Erfahrungen mit Logistik-Konzepten zeigen, dass sie den hohen
Erwartungen noch nicht gerecht geworden sind. So weisen D. Hatzfeld / W. W�rdemann mit
Recht darauf hin, dass die Konzeption vorrangig auf eine stadtvertr�gliche Gestaltung der
Transporte, nicht jedoch auf die Vermeidung von Wirtschaftsverkehren zielt
[Hatzfeld/W�rdemann, 1993,5-6: 331]. Unter Umst�nden kann die Anzahl der
Belieferungsvorg�nge mit kleineren Fahrzeugen sogar h�her ausfallen als gemeinhin
angenommen wird. Aufseiten der Wirtschaft ist bisher nur beim Transportgewerbe ein
�konomisches Interesse an der City-Logistik festzustellen. Beim Einzelhandel, der in erster
Linie Nutznie§er der neuen Belieferungsstrategie sein sollte, st�§t die logistische Konzeption
nur auf geringe Resonanz. Die H�ndler k�nnen sich zwar eine st�rkere B�ndelung der
eigenen Lieferungen, nicht aber eine Koordination mit anderen Betrieben vorstellen, zumal
gr�§ere Einzelhandelsunternehmen bereits �ber einzelbetrieblich optimierte Logistik
verf�gen. Auch bei der Post und anderen Paketdiensten ist bis heute eher eine Zur�ckhaltung
gegen�ber City-Logistik-Projekten deutlich geworden [DGFL, 1996: 22 f.; Hatzfeld/Hesse,
1996,7-8: 431; DZ 250797].
Die praktische Umsetzung des Logistik-Konzeptes erfordert ein gemeinsames �konomisches
Interesse von Lieferanten, Einzelh�ndlern und st�dtischen Beh�rden. Stadtlogistik ist nur
dann funktionsf�hig, wenn es gelingt, den Akteuren die stadt- und verkehrsplanerische Sicht
der durch Wirtschaftsverkehre hervorgerufenen Problematik zu vermitteln. Alle Beteiligten
sind rechtzeitig und umfassend zu informieren und fr�hzeitig in die Erarbeitung des Konzepts
einzubeziehen, um eine ausreichende Akzeptanz sicherzustellen. Eine wichtige Aufgabe ist
daher die Bildung einer Arbeitsgruppe, die u. a. die Rahmenbedingungen f�r die notwendige
Kooperation festlegen soll.

9.5.4. G�terverkehrsrunden

Neue Formen der Zusammenarbeit zwischen den am Wirtschaftverkehr beteiligten Gruppen
(Spediteure, H�ndler, Verkehrsplaner und St�dtebauer) sind wesentlicher Bestandteil von
Konzepten, die das Ziel verfolgen, den Wirtschaftsverkehr stadtvertr�glich zu organisieren.
Konkurrierende st�dtebauliche, verkehrliche und unternehmerische Zielsetzungen erfordern
eine intensive kooperative Kommunikation, um einen tragf�higen Konsens f�r alle
Beteiligten zu finden. Die bisher gemachten Erfahrungen mit so genannten
G�terverkehrsrunden fielen �berwiegend positiv aus [ExWoSt-Info, 1996,10: 6 ff., 40 ff. und
51 ff.]: Die Kommunen waren �ber Meinungen und Einsch�tzungen der Unternehmen
rechtzeitig informiert und konnten deren Belange in der Planung ber�cksichtigen. Es wurden
schnell umsetzbare, praxistaugliche L�sungen entwickelt. In K�ln bildeten sich dar�ber
hinaus drei Arbeitsgruppen, die sich mit den Themen ãStadtlogistikÓ, ãGVZÓ und
ãRegionaler SchienenverkehrÓ besch�ftigten und ihre Ergebnisse im Plenum diskutierten
[G�tter, 1997,12: 22].



9.5. Zusammenfassung und Ausblick

Trotz vorhandener zur Beeinflussung des Wirtschaftsverkehrs geeigneter Instrumente stellt
sich die Frage, ob die Kommunen bei der Bew�ltigung der Wirtschaftsverkehrsproblematik
nicht �berfordert sein werden:
Zum einen existieren keine gesicherten Aussagen �ber Verkehrsaufkommen und -verteilung
von Wirtschaftsverkehren im Hamburger Stadtraum. Dieses Informationsdefizit und die
bisher ungel�sten methodischen Probleme machen es den Planern sehr schwer, die Ziele
eines stadtvertr�glichen Wirtschaftsverkehrs zu vermitteln und ein f�r alle beteiligten
Gruppen tragf�higes, aus Ma§nahmen zur Verkehrsverlagerung und -optimierung
bestehendes Konzept zu entwickeln.
Zum anderen versetzt die zunehmende Bindung des Wirtschaftsverkehrs an makro�komische
Gegebenheiten die Kommunen in eine Lage, in der es immer schwieriger wird, den
Wirtschaftsverkehr im gew�nschten Sinne zu gestalten. So f�hrt die in der Europ�ischen
Union vertretene wirtschaftspolitsche Philosophie, die auf der konsequenten Verwirklichung
der so genannten Grundfreiheiten (Freiheit des Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und
Kapitalverkehrs) beruht [DZ 090597] dazu, dass die Transportleistungen aus
umweltpolitischer Sicht viel zu billig sind und ihrerseits eine enorme Ausweitung des auf der
Stra§e bef�rderten G�tervolumens auf Kosten der Umwelt hervorrufen. Ans�tze zur
Harmonisierung15 zwischen den verschiedenen Verkehrstr�gern stehen in Europa weiterhin
aus.
Stark reglementierende Ma§nahmen (z. B. Sperrung sensibler Stadtbereiche f�r
Lieferfahrzeuge, Parkraumbewirtschaftung)  d�rften wegen der ablehnenden Haltung vieler
im Bereich des Wirtschaftsverkehrs t�tigen Verb�nde kaum Konsens finden. Der Mut von
Politikern sich f�r unpopul�re und konflikttr�chtige Ma§nahmen auf diesem Sektor
einzusetzen, wird in einer Zeit der Rezessions�ngste eher gering einzusch�tzen sein.
Stattdessen ist zu erwarten, dass wirtschaftliche Aktivit�ten weiter eine F�rderung unter
Vernachl�ssigung m�glicher Folgen f�r die Umwelt erfahren werden.
Schlie§lich sind die M�glichkeiten der Kommunen begrenzt, durch st�dtebauliche Mittel und
infrastrukturelle Ma§nahmen (z. B. Einrichtung von Gleisanschl�ssen) das gewerbliche
Transportaufkommen der Bahn zu erh�hen. Eine nennenswerte Verlagerung des
Stra§eng�terverkehrs auf die Schiene l�sst sich unter den derzeitigen Rahmenbedingungen
praktisch kaum durchf�hren: So sind in den letzten Jahren technologische Offensiven zur
Verbesserung der Rentabilit�t des schienengebundenen G�terverkehrs oft am eingleisigen
Denken der Bahnmanager gescheitert,16 vorhandene moderne Techniken, wie automatische
Kupplungen, moderne Umschlag- bzw. Rangieranlagen oder EDV-gest�tzte Waggonortung
sind nur punktuell zum Einsatz gekommen17 und die Bereitschaft der Bahn, Gleisanschl�sse
im G�ternahverkehr kundengerecht zu bedienen, hat sp�rbar nachgelassen18. Stattdessen

                                                  
15Harmonisierung bedeutet ganz konkret gleiche Wettbewerbsbedingungen f�r alle Teilnehmer auf dem
Verkehrsmarkt und faire Ausgangschancen f�r die verschiedenen Verkehrstr�ger. Doch ist nach wie vor eine
erhebliche ãSchieflageÓ festzustellen zwischen der Wegekostendeckung von Lkw und Bahn [BDEF, 1995: 6 f.].
16ãDie Bahn verspricht seit Mitte der 90er Jahre eine hochtechnologische Offensive, um den Kombinierten
Verkehr rentabel zu machen. Der effiziente Einsatz innovativer Technologien und Betriebsverfahren war
geplant.....Ó Doch sind viele Projekte am eingleisigen Denken der Bahn gescheitert. ãDer Berater des
Bundesverkehrsministeriums schimpft, der Kombinierte Verkehr sei eine Riesenpleite. Schuld seien die
Deutsche Bahn AG, ein Innovationshemmnis ersten Ranges, und ihre Tochter DB Cargo, ein Riesensaftladen.
Der Laden sei trotz Privatisierung ein Beamtenworkshop, Fachleute d�rfen Sie da nicht vermuten. Holzapfel
bringt besonders auf, da§ sie ja gerade die Schiene als technisches System besonders f�r High-Tech-
Innovationen und die Integration in die Produktions- und Vertriebslogistik ihrer Kunden eigne.Ó - [Holzapfel in
DZ 050899].
17H. Monheim auf dem 11. BIVKO in Freiburg vom 2. bis 5.10.97
18ãAus dem G�ternahverkehr, in dem das Fahrtenaufkommen am gr�§ten ist, hat sich die Bahn praktisch
verabschiedetÓ. - Ebd.



wurden in Hamburg viele G�terverkehrseinrichtungen aufgel�st (siehe Kap. 4.2.3.1.2.).
Gegen weitreichende Entlastungseffekte durch den Schienenverkehr sprechen auch das auf
Grund von strukturellem Wandel verringerte «bahnaffine` G�teraufkommen und die immer
noch fallenden Transportkosten im Stra§eng�terverkehr.

Um zu einer nachhaltigen und l�ngst �berf�lligen Umorientierung in diesem Verkehrssektor
zu kommen, sind Nachbesserungen der von der EU und dem Bund gesetzten
Rahmenbedingungen erforderlich. Werden diese -v. a. die niedrigen Transportpreise im
Stra§eng�terverkehr- nicht ver�ndert, droht die Gefahr, dass die Wirtschaft in Europa
Strukturen aufbaut, die aus �kologischen Gr�nden langfristig nicht tragf�hig sind und hohe
Folgekosten verursachen. Durch eine offensive Finanz- und Fiskalpolitik auf nationaler und
EU-Ebene k�nnen die Wettbewerbsbedingungen f�r die Verkehrstr�ger Bahn und
Binnenschiff entscheidend verbessert werden. Eine Untersuchung des DIW wies nach, dass
eine Transportpreiserh�hung von 60 % bis zum Jahr 2010 (bezogen auf das Jahr 1988) durch
EU-einheitliche, fahrleistungsabh�ngige Schwerverkehrsabgaben in H�he von 40 Pf. / km
und durch Verdoppelung der heutigen Mineral�lsteuers�tze f�r Diesel eine deutliche
Verlagerung von der Stra§e auf andere Verkehrstr�ger hervorrufen w�rde. Eine Verteuerung
des Stra§eng�terverkehrs sei -nach Auffassung des DIW- schon wegen des geringen Anteils
der Transportkosten an den Herstellungskosten auch nicht mit Gefahren f�r den
Wirtschaftsstandort verbunden.19 Ohne Neugestaltung der Preisstrukturen, die sowohl die
Wege- als auch die Folgekosten f�r Umweltsch�den zu ber�cksichtigen h�tten, ist das Ziel
eines nachhaltigen umweltvertr�glichen Wirtschaftsverkehrs jedenfalls nicht zu erreichen.
Dar�ber hinaus hat der Bund im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung (Ausbaupriorit�t
von Netzen und Anlagen des schienengebundenen G�terverkehrs), der Verkehrsfinanzierung
(Erweiterung der F�rderungstatbest�nde nach dem GVFG zugunsten des Schienenverkehrs),
der Stra§engesetzgebung (Ver�nderung der Fahrzeugnormen hinsichtlich Abmessungen,
Emissionen pp.) und der �berarbeitung von Entwurfsrichtlinien f�r die Stra§enerschlie§ung
die M�glichkeit, entscheidend in die verkehrlichen Belange des Wirtschaftsverkehrs
einzugreifen.
Die Kommunen haben im Rahmen ihrer Bauleitplanung die Aufgabe, Optionen f�r die
zuk�nftige Nutzung der Schiene durch Fl�chensicherung f�r m�gliche Erweiterungen der
Bahninfrastruktur offen zu halten. Des Weiteren sind kommunale Verkehrskonzepte mit der
Bundesbahn und den Verladern abzustimmen.
Im Bereich der Bahn m�ssen alle Anstrengungen darauf gerichtet sein, in nennenswertem
Umfang neue Markanteile f�r den schienengebundenen Wirtschaftsverkehr zu erschlie§en
und bisher vorhandene Transportpotenziale zu sichern. Neue Marktchancen liegen f�r die
Schiene im Transport schwerer, sperriger Konsumg�ter, in der Belieferung von EKZ und von
gro§en Warenh�usern, in der Abwicklung von Paketdiensten, im Transport von Baustoffen
und im M�lltransport [ExWoSt-Info, 1996,10: 53]. Weitere Potenziale k�nnen bei den
Montanverkehren und beim Transport von Automobilen erschlossen werden. Wenn hier
mittel- bis langfristig Bindungen an den Schienentransport erfolgen, wird die Bahn in der
Lage sein, kundenfreundliche Angebote zu formulieren [G�tter, 1997: 25 f.].20 Will die Bahn
ihre Chancen nutzen, darf sie sich nicht nur auf die so genannten bahnaffinen G�ter
konzentrieren und sich gleichzeitig aus dem G�ternahverkehr verabschieden. Vielmehr muss
sie ihre Bereitschaft verst�rken, vorhandene Gleisanschl�sse kundengerecht zu bedienen und
moderne Technologien fl�chendeckend einzusetzen.

                                                  
19Presseinformation Nr. 52 / 94 des Umweltbundesamtes vom 31.10.94: UBA bef�rchtet deutlich zunehmende
Umweltbelastungen aus dem G�terverkehr. Transportpreise decken nicht die Umweltfolgekosten.
20Die Volkswagen AG hat den �berwiegenden Anteil ihrer Wagenstr�me der Bahn �bertragen [VW, 1995b: 68].
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ARBEITSGRUPPE UNABHANGIGER STADT- UND VERKEHRSPLANER (1989): 5 Jahre 
Erfahrungen mit Tempo-30-Zonen in Hamburg. Hamburg. 

 
BECKER, J. (1992): Wege und Möglichkeiten einer ökologischen Stadtplanung. Hamburg. 

 
BOSE, M. (1995): Wirkungsanalyse eines stadtregionalen Siedlungsstrukturkonzeptes und Ansätze für 
eine Neuorientierung. Das Entwicklungsmodell Hamburg und sein Uniland. Hamburg. 2. Auflage. 
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FHH. UMWELTBEHÖRDE [Hrsg.] (1997): Luftreinhaltung in Hamburg 1982 bis 2000. Hamburg. 
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Workshops am 16.10.1989. Hamburg. 
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von Reduzierungskonzepten. In: Mensing, K. & A. Thaler [Hrsg.]: Stadt, Umland, Region a.a.0: 103 ff 
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Flächenentwicklung. In: Mensing, K. & A. Thaler [Hrsg.]: Stadt, Umland, Region.....a.a.0- 137 ff. 
 
SCHNÜLL, R. (1992): Vergleich ortsbezogener Strategien und Maßnahmen für die 
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[Hrsg.]: City Stuttgart.....a.a.0: 25 ff. 
 
WALTER, J. (2001): Städtebauliche Ziele für den Wohnungsbau der kommenden Jahre. In: FHH. 
Stadtentwicklungsbehörde [Hrsg.]: Standort Wohnen.....a.a.0.: 6 ff. 
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AHLERS, G. (1998): Hamburg und sein Umland. In: Stadtdialog, 8: 20 f  
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DIESELBE (1995): Armutsbekämpfung. In: Stadtdialog, 2: 18 
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BACH, H,-J. (1992)- Einige Eckdaten zum Berufspendlerverkehr in Hamburg. In: HiZ, 4: 120f 
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ERDMANN, T. (1992): Berufseinpendler in Hamburg 1987. Teil 2: Kleinräumige Verflechtungen. In: 
HiZ, 11: 432 ff. 
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AG Fuß                                                Arbeitsgemeinschaft Fußverkehr 
AGUS Arbeitsgruppe unabhängiger Stadt- und Verkehrsplaner 
AKE  Aktionskreis Eisenbahn und Autowahn und Arbeitskreis                           
 für Verkehr und Umwelt 
ARL Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
ASJ Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Juristinnen und 
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BAG  Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe  
 des Einzelhandels 
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BMfR Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
 Städtebau 
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BMV Bundesministerium für Verkehr 
BMW Bayrische Motorenwerke 
DB Deutsche Bank 
DBT Deutscher Bundestag 
DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
DGFL Deutsche Gesellschaft für Logistik e. V. 
ECMT European Conference of Ministers of Transport 
EKDBT Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz der 

 Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages 
Enqu.Komm. Enquete-Kommission "Stadtentwicklung" der  
 Hamburgischen Bürgerschaft 
FHB Freie und Hansestadt Bremen 
FHH.Baub. Freie und Hansestadt Hamburg. Baubehörde 
FHH.Baub.Af.l. FHH. Baubehörde. Amt für Ingenieurwesen 
FHH.Baub.AfGuV FHH. Baubehörde. Amt für Geoinformation und  

 Vermessung 
FHH.Baub.A.f S. FHH. Baubehörde. Amt für Stadterneuerung 
FHH.Baub.A.f V. FHH. Baubehörde. Amt für Verkehr 
FHH.Baub.LP FHH. Baubehörde. Landesplanungsamt 
FHH.Baub.Tief FHH. Baubehörde. Tiefbauabtellung 
FHH.Baub.VA FHH. Baubehörde. Verinessungsamt 
FHH.BS. FHH. Bürgerschaft 
FHH.BWVL FHH. Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft 
FHH.Sen. FHH. Senat 
FHH.Senatsk. FHH. Senatskanzlei 
FHH.Sen/SHL/NSL FHH. Senat / Schleswig-Holstein, Landesregierung Nieder- 

sachsen. Landesregierung 
FHH.Stat.LA FHH. Statistisches Landesamt 
FHH.Steb. FHH. Stadtentwicklungsbehörde 
FHH.Steb. A.f L. FHH. Stadtentwicklungsbehörde. Amt für Landschafts- 

 planung 
FHH.UB. FHH. Umweltbehörde



FHH.UB.  FHH. Umweltbehörde. Landschaftsplanung 
Forschungsz.   Forschungszentrum Karlsruhe Technik und Umwelt 
FSV                   Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
GEWOS                    Gesellschaft für Wohnungs- und Siedlungswesen 
HaGG                  Hamburger Gesellschaft für Gewerbeförderung mbH 
Handelsk.             Handelskammer Hamburg 
HVV                                 Hamburger Verkehrsverbund 
IDUR Informationsdienst Umweltrecht e. V. 
ILS Institut für Landes- und Stadtentwicktungsforschung 
ISB Institut für Stadtbauwesen 
IVB Interessengemeinschaft Velo Bern 
IVÖV Internationaler Verband für öffentliches Verkehrswesen 
IVV Institut für Verkehrsplanung und Verkehrstechnik der TU 

 Wien 
LSN Landeshauptstadt Schwerin 
MPSHLP Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein 
MSW Magistrat der Stadt Wien 
MURL  Mimisterium für Umwelt, Raumordnung und Landwirt- 
  schaft 
OECD Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ÖTV Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
OMS Oberstadtdirektor der Stadt Münster 
PDO Polizeidirektion Ost Hamburg 
Pol.HH.LVV Polizei Hamburg. Landesverkehrsverwaltung 
Prognos Prognos/Kessel und Partner 
RWTH Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule 
Shell Deutsche Shell AG 
SSUB Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz 

 Berlin 
Stat. BA Statistisches Bundesamt 
StNV Studiengesellschaft Nahverkehr 
SW Stadt Witten 
UBA Umweltbundesamt 
UME Umweltniedizinische Entschließung des Plenums der 
 Fachtagung "Kfz-Verkehr und seine Auswirkungen auf die 

 menschliche Gesundheit" (1995) 
UPI Umwelt- und Progiloseinstitut Heidelberg 
VMBW Verkehrsministerium Baden-Wurttemberg 
VW Volkswagen 
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